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HOdſtſeegouvernements, 
zuſammengeſtellt auf Befehl 


des Herrn und Katſers 


Nikolai Pawlowitſch. 


u 
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Oſtſeegouvernements. 


Erſter Theil. 


Behoͤrdenverfaſſung. 


Nach dem Ruſſiſchen Originale überfeßt in der Zweiten Abtheilung Seiner 
Kaiſerlichen Majeſtaͤt Eigenen Kanzellei. 


a a .L— 
St. Petersburg. 


In der Buchdruckerei der Zweiten Abtheilung Seiner Kalſerlichen Majeftät 
Eigenen Kanzellei. 


1845. 


Befehl 


an den Dirigirenden Senat. 


— — 


„Nachdem die im ganzen Umfange Unſeres Reiches geltenden Geſetze 
durch die Veröffentlichung des Allgemeinen Reichsgeſetzbuchs in eine wohlge- 
fügte Ordnung und Einheit gebracht worden, erachteten Wir für nothwendig, 
zum Beſten der Bewohner derjenigen Gouvernements und Gebiete, in wel- 

chen einige beſondere Rechtsbeſtimmungen Kraft haben, dieſelben wo gehörig 
in den Beſtand ſelbſt des Allgemeinen Reichsgeſetzbuchs einzuſchalten, oder 
aber ſie zum Gegenſtande abgeſonderter, nach demſelben Plane geordneter, 
Sammlungen zu machen. In Ausführung dieſer Abſicht find in das Allge— 
meine Reichsgeſetzbuch, bei der neuen Herausgabe deſſelben im Jahre 1842, 
alle diejenigen alten Rechtsbeſtimmungen eingetragen worden, welche, in 
Grundlage der dem Kleinruſſiſchen Gebiete von Unſeren Vorfahren verliehe— 
nen Rechte, bis jetzt in den Gouvernements Tſchernigow und Poltawa ihre 
volle Kraft und Wirkſamkeit bewahren. Dieſe Maßregel konnte nicht in Be⸗ 
ziehung auf die in den Gouvernements Livland, Eſthland und Kurland gel- 
tenden gleichfalls beſonderen Rechtsbeſtimmungen in Anwendung gebracht 
werden. Sie find fo zahlreich, daß es unmoglich geweſen wäre fie, ohne we⸗ 
ſentliche Unzweckmäßigkeit, in das Allgemeine Reichsgeſetzbuch einzuſchalten. 
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Daher beſchließend, fie in Geſtalt einer befonderen Zuſammenſtellung zu ver- 
offentlichen, befahlen Wir der Zweiten Abtheilung Unſerer Eigenen Kanzel⸗ 
lei alle im Oſtſeegebiete, in Grundlage der von Unſeren Vorfahren demſelben 
verliehenen und von Uns beſtätigten Rechte, geltenden Rechtsbeſtimmungen 
zu ſammeln, ſie in volle Gewißheit und Beſtimmtheit zu bringen, und ſodann 
ſie in einer Ordnung darzuſtellen, welche dem Plane des Reichsgeſetzbuchs 
vollkommen entſpräche, deſſen Vervollſtändigung dieſe Sammlung der provin- 
ziellen Rechtsbeſtimmungen der Gouvernements Livland, Eſthland und Kur— 
land ſein ſoll.“ 
1 1 A 

„Nach dem von Uns beſtätigten Plane zerfällt dieſelbe in fünf Haupttheile: 
im erſten find die beſonderen Verfaſſungen einiger Obrigkeiten und Behörden 
der Gouvernementsverwaltung enthalten; im zweiten di Ständerechte; im 
dritten —die Civilgeſetze; im vierten —die Regeln des Civilprozeſſes; tm 
fünften —die Regeln des Kriminalprozeſſes.“ 


„In Berückſichtigung deſſen, daß bei der Verwickeltheit und Verſchiedenar— 
tigkeit der Statuten, welche den in den Oſtſeegouvernements geltenden 
Rechtsbeſtimmungen zu Grunde liegen, zur Erforſchung und vergleichenden 
Zu ſammenſtellung derſelben nicht bloß eine vorzügliche Aufmerkſamkeit, ſon⸗ 
dern auch Lokalkenntniß und eine beſondere Umſicht nöthig ſeien, erachteten 
Wir für gut, den von der Zweiten Abtheilung Unſerer Eigenen Kanzellei 
abgefaßten Entwurf des Provinzialrechts einer ſorgfältigen Durchſicht zu un: 
terwerfen, zuerſt in zu dieſem Ende im Oſtſeegebiete errichteten Lokalkomité“s, 
darauf aber in einer allgemeinen, aus von allen Gouvernements deſſelben 
hierher berufenen Beamten und Bürgern zuſammengeſetzten Kommiſſion. 
Die einhellige Erklärung derſelben überzeugt Uns von der Genauigkeit und 
Vollſtändigkeit der in den Entwurf des Provinzialrechts aufgenommenen 
Rechtsbeſtimmungen, welche bis jetzt in den Gouvernements Livland, Eſth— 
land und Kurland Kraft und Geltung bewahrt haben. Hierauf beauftragen 
Wir mit der Beprüfung der zwei erſten, bereits vollſtändig zur Veroͤffentli⸗ 
chung vorbereiteten, Theile dieſes Entwurfs aus höheren ſtaatlichen Geſichts⸗ 
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punkten: erſtens einen Komits aus Senatoren und Oberprokureuren, zweitens 
eine von Uns aus der Zahl der Mitglieder des Reichsraths ernannte Kom⸗ 
miſſion und die allgemeine Verſammlung deſſelben, und befehlen nunmehr, 
in Uebereinſtimmung mit der Unſerer Beſtätigung unterlegten Meinung des 
Reichsraths, zur Veroffentlichung dieſer beiden Theile des Provinzialrechts 
der Oſtſeegonvernements: von den beſonderen Verfaſſungen einiger Obrigfei- 
ten und Behörden der Gouvernementsverwaltung in dieſem Gebiete und von 
den Standerechten—zu ſchreiten.“ 


„In Erfüllung diefes Unſeres Willens hat der Dirigirende Senat die 
nöthigen Veranſtaltungen treffend um Exemplare der zwei erſten Theile des 
Provinzialrechts der Oſtſeegouvernements allen Behörden in derſelben Weiſe 
zuzuſenden, wie dies bei der Verſendung der Exemplare des Allgemeinen 
Reichsgeſetzbuchs geſchehen, —zugleich bekannt zu machen: 1)daß dieſe erſten 
Theile des Provinzialrechts der Oſtſeegouvernements volle Geſetzes-Kraft 
und Geltung vom 1-ften Januar des Jahres 1846 annehmen follen; — 2) 
daß von dieſer Zeit an die Artikel derſelben in den Verhandlungen aller 
Verwaltungs ⸗und Gerichtsbehoͤrden angezogen und in Anwendung gebracht 
werden ſollen, auf derſelben Grundlage, wie ahnliche Hinweiſungen auf die 
Artikel des Allgemeinen Reichsgeſetzbuchs gemacht werden; 3) daß in Be- 
ziehung auf die übrigen Theile der Provinzialgeſetze, d. h. auf die Civilge— 
ſetze, den Civil-und Kriminalprozeß, bis zur Veröffentlichung der folgenden 
Theile dieſes Provinzialrechts die Verwaltungs- und Gerich tsbehoͤrden, fo 
wie Privatperſonen, —fortfahrend ſich nach den geltenden Rechtsbeſtimmun— 
gen zu richten —in der Gefchäftsverhandlung wie bisher auf die einzelnen 
Verordnungen, Befehle und anderen Rechtsbeſtimmungen ſich zu berufen ha— 
ben; —4) daß fie dieſelbe Regel auch bei Bauern der Oftfeegouvernements 
betreffenden Sachen zu befolgen haben; —5)daß in Beziehung auf dieſes Pro— 
vinzialrecht der Oſtſeegouvernements,— durch welches eben fo wenig als 
durch das Allgemeine Reichsgeſetzbuch die Kraft und Geltung der beſtehen— 
den Geſetze abgeändert, ſondern dieſelben nur in ein gleichförmiges Ganze 
und in ein Syſtem gebracht werden, — die für den Fall einer Unklarheit im 
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Weſen des Geſetzes ſelbſt, oder aber eines Mangels oder einer Unvollſtändig⸗ 
keit in ſeiner Darlegung, vorgeſchriebene Ordnung der Erläuterung und 
Ergänzung dieſelbe bleibt, wie ſie bisher beſtanden hat.“ 


Das Original iſt von Seiner Kaiſerlichen Majeftät Eigenen Hand gezeichnet: 


— * 71 
„Nikolai. 


Peterhof, den 1⸗ſten Juli 
1845. 


Einleitung. 


$1. Das Ruſſiſche Reich wird auf der feften Grundlage von der Selbſtherrſchenden 
Gewalt ausgehender poſitiver Geſetze, Verordnungen und Verfaſſungen regiert. Die Geſetze 
gelten entweder überall im Reiche gleichförmig in ihrer vollen Kraft, oder mit örtlichen Ver- 


ſchieden heiten und Abweichungen in einzelnen ihrer Theile. 
Allgemeines Reichsgeſetzbuch, Band I, Grundgeſetze, SS 47, 48. 


2. Dieſe von den allgemeinen Geſetzen abweichenden Rechtsbeſtimmungen werden 
provinzielle Geſetze genannt. Gleich den allgemeinen Geſetzen ihre Kraft nur von der Selbſt— 
herrſchenden Gewalt entnehmend, erſtrecken fie ſich bloß auf diejenigen Gouvernements uud 
Provinzen, welchen alleine fie zugeſtanden worden, und umfaſſen nur diejenigen Fälle, für 
welche fie namentlich, als Ausnahme von den allgemeinen Vorſchriften, feſtgeſtellt find. 
In allen anderen Fällen behält die Wirkung der allgemeinen Geſetze des Reichs ihre volle 
Kraft auch in dieſen Gouvernements und Provinzen. 


5. Die in den Gouvernements Livland, Eſthland und Kurland und in der Stadt 
Narva geltenden beſonderen Rechtsbeſtimmungen, welche den Gegenſtand dieſes Provinzial⸗ 
rechts bilden, beziehen ſich: 

1) Auf die beſondere Verfaſſung einiger Obrigkeiten und Behörden der Gouvernements⸗ 
verwaltung (Behörden-Verfaſſung). 

2) Auf die Rechte der Stände (Stäͤnderecht). 

3) Auf die bürgerlichen Geſetze (Privatrecht). 

4) Auf die Ordnung des bürgerlichen Gerichtsverfahrens (Civilprozeß). 

5) Auf die Ordnung des peinlichen Gerichtsverfahrens (Kriminalprozeß). 

Die in den Oſtſeegouvernements und in der Stadt Narva geſtatteten Ausnahmen aus 
den allgemeinen Geſetzen über peinliche und polizeiliche Strafen, über Landesobliegenheiten 
und verſchiedene Zweige der Finanzverwaltung, der Wohlfahrts- und Sicherheits polizei ſind 
in das Allgemeine Reichsgeſetzbuch, wo gehörig, aufgenommen worden. 


Das Zeichen § iſt der Bequemlichkeit des Drucks wegen durchgängig für Artikel (erarbg) geſetzt 
worden, wo es ſich um dieſes Provinzialrecht oder um das Allgemeine Reichsgeſetzbuch handelt. Bei Ci⸗ 
tationen aus denſelben iſt aber immer die Bezeichnung „Artikel“ zu gebrauchen. 
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Die in den Jahren 1816, 1817 und 1819 Allerhöoͤchſt für dieſe Gouvernements beftä= 
tigten Bauer⸗Verordnungen, mit allen dahin gehörenden ſpaͤteren Rechtsbeſtimmungen, bil⸗ 
den den Gegenſtand einer beſonderen Zuſammenſtellung. 

Anmerkung 1. Unter der Bezeichnung «das Livländiſche Gouvernement wird auch die Inſel Oeſel 
begriffen, welche mit einigen andern zu ihr gehörigen Inſeln einen Kreis deſſelben bildet. Wo daher in 
dieſem Provinzialrechte nicht insbeſondere der Inſel Oeſel Erwähnung geſchieht, bezieht ſich auf daſſelbe 
alles in Betreff des Livländiſchen Gouvernements Geſagte. 

1783 Juli 3 (15776); 1784 Dec. 3 (16100). 

Anmerkung 2. Die Stadt Narva gehört zum Beſtande des St. Petersburgiſchen Gouvernements, 
hat aber ihre eigenen Inſtitutionen und ihre eigenen beſonderen, in den Beſtand dieſes Provinzialrechts 
aufgenommenen Rechtsbeſtimmungen, zu deren Vervollſtändigung die in Reval geltenden gebraucht wer⸗ 
den (a). In gerichtlicher Beziehung iſt Narva dem Eſthländiſchen Oberlandgerichte untergeordnet (b). 

(a) Urf. Woldemar III, v. 1345, O. M. Wilh. v. Frimersheim v. 1374, K. Guſtav Adolph, 

v. 1617 Nov. 28. — (b) 1742 Okt. 27 (8649); 1764 Febr. 17 (12049); 1802 Jan. i 

(20099) pkt. 6; 1802 Febr. 12 (20143) pkt. 17, II; 1832 Dec. 28 (5866) pkt. 2. 


Erſter Theil. 


Verfaſſung der Obrigkeiten und Behörden der Gouver: 
8 nementsverwaltung. | 


Allgemeine Beſtimmungen. 


A. Die Gouvernements: Livland, Eſthland und Kurland ſtehen unter der Oberverwal- 
tung eines Generalgouverneurs (a); und jedes derſelben unter der unmittelbaren Verwal⸗ 
tung eines Civilgouverneurs (b). N 

(a) 1801 Sept. 9 (20004). — (b) 1713 Juni 28 (2703), Okt. 4 (2723), 1714 Juni 26 

(2831); 1719 Mai 29 (3380); 1722 Mai 11 (4004); 1795 Mal 22 (17324), November 27 

(17410); 1796 Febr. 11 (17439). j 

5. In der Verwaltung der Oſtſeegouvernements richten ſich der Generalgouverneur 
und die Civilgouverneure nach den beſonderen provinziellen Inſtitutionen und Rechts⸗ 
beſtimmungen, mit Berückſichtigung der in dem Allgemeinen Reichsgeſetzbuche feſtgeſtellten 
Vorſchriften über Verwaltung der Gouvernements. 

Vergl. Allg. Reichsg. Bd. II. Allg. Gouv.⸗Verf., 8 639, Anm.; 1720 Febr. 28 (3534) $ 27; 

1727 Febr. 24 (5017) pkt. 5, März 15 (3033) pkt. 4; 1799 Dec. 25 (19230); 1837 Juni 3 

(10303) pkt. 2. 

6. Die übrigen Obrigkeiten und Behörden in den Oſtſeegouvernements beſtehen entwe⸗ 
der in Grundlage beſonderer provinzieller oder der allgemeinen Reichsgeſetze. 

Vergl. Allg. Reichsg. Bd. II. Allg. Gouv.⸗Verf. SI, Anm. 1. 

7. Die Behörden und Obrigkeiten, welche in den Oſtſeegouvernements in Grundlage 
der in dem Allgemeinen Reichsgeſetzbuche enthaltenen Beſtimmungen beſtehen, ſind: 

1) Die Gouvernements-Regierungen. 
2) Die Kameralhöfe und Kreisrenteien. 


3) Die Domainenhöfe und die Bezirksverwaltungen der Reichsdomainen. 

4) Die Kollegien allgemeiner Fuͤrſorge. 

5) Die beſonderen, unter Abhaͤngigkeit von verſchiedenen Miniſterien ſtehenden Verwal⸗ 
tungen: die Zollaͤmter, die Medieinalverwaltungen und die Behörden und Obrigkei⸗ 
ten der Verwaltung der Apanageguͤter. 

Siehe in dem Allg. Reichsg. die Verfaſſungen und Reglements dieſer Behörden in den Bdn. II, VI 

und XIII. 

Anmerkung. Die Poftfomptoire, die Proviantkommiſſionen und andere Verwaltungen, deren Ver⸗ 
faſſungen noch nicht in den Beſtand des Allgemeinen Reichsgeſetzhuchs aufgenommen worden, und nicht 
in das Provinzialrecht der Oſtſeegouvernements gehören, find in dieſen Gouvernements in Grundlage 
der darüber erlaſſenen beſonderen Reglements und Verordnungen eingerichtet. 


8. Die Rechte, Pflichten und uͤberhaupt der Wirkungskreis der Gouvernementspro⸗ 
kureure und Kreisfiskale werden gleichfalls durch die allgemeinen Geſetze beſtimmt; aber ihrer 
Beziehungen wegen zu der eigen thuͤmlichen Verfaſſung der Gerichtsbehörden in den Oſtſee⸗ 
gouvernements, find alle hierher gehörigen Beſtimmungen in dieſes Provinzialrecht einge⸗ 
tragen worden, mit Angabe der auf die provinzlellen Geſetze dieſer Gouvernements begruͤn⸗ 
deten Beſchraͤnkungen und Ausnahmen (fiehe Buch VI). 


9. Die in Grundlage beſonderer provinzieller Geſetze eingerichteten Behörden und 
Obrigkeiten in den Oſtſeegouvernements und in der Stadt Narva find: 

1) Oberſte Gerichtsbehörden in den Gouvernements: das Hofgericht in Livland, das 
Oberlandgericht in Eſthland und das Oberhofgericht in Kurland. 

2) Landesgerichtsbehoͤrden erſter Inſtanz: Die Landgerichte in Livland, die Manngerichte 
und das Niederlandgericht in Eſthland und die Oberhauptmannsgerichte in Kurland. 

3) Behörden und Perſonen, die zur Landpolizei gehören: die Ordnungsgerichte in Liv⸗ 
land, die Hakenrichter in Eſthland und die Hauptmannsgerichte und Fleckenvorſteher in 
Kurland. 

4) Die Magiſtrate in den Staͤdten mit ihren Untergerichten und ſtaͤdtiſchen Verwaltun⸗ 
gen, ſo wie die Vogteigerichte in denjenigen Staͤdten Eſthlands, wo es keine Magi⸗ 
ſtrate gibt. 

10. Die Rechte und Pflichten des Oberfiskals in Livland, des Rommiffarius-Fisei in 
Eſthland, des Gouvernementsfiskals in Kurland und der Stadtfiskale (Offiziale) in Riga, 
Reval und Narva werden gleichfalls durch beſondere Beſtimmungen feſtgeſtellt, welche wo 
gehörig in dieſem Provinzialrechte angegeben find. 

11. Die Verfaſſung der Behörden und Obrigkeiten der geiſtlichen Verwaltung der 
Rechtglaͤubigen Kirche in den Oſtſeegouvernements wird auf dieſelbe Weiſe wie in den uͤbri⸗ 
gen Theilen des Reichs durch die Kirchengeſetze beſtimmt. 

12. Die Verfaſſung der Behörden und Obrigkeiten der geiftlichen Verwaltung der Evan⸗ 
geliſch⸗Lutheriſchen Kirche in den Oſtſeegouvernements find in der Allerhoͤchſt beſtaͤtigten 
— für die Evangeliſch⸗Lutheriſche Kirche in Rußland vom 28 December 1832 
enthalten. 

15. Die Angelegenheiten der geiſtlichen Verwaltung der Römiſch⸗ Katholiſchen und der 
Evangeliſch⸗Reformirten Küche unterliegen den für dieſe Kirchen im Ruſſiſchen Reiche feſt⸗ 
geſtellten Regeln. 


| Erſtes Buch. 
| Von der Verfaſſung der Behörden in den Oſtſeegouvernements im 
Allgemeinen. 


| Erſter Titel. 


N Von dem Beſtande und der Einrichtung der Behoͤrden. 

1 

ö N 

Erſtes Hauptſtuͤck. 

i 

\ Von dem Beftande und der Einrichtung der Behdrde ſelbſt. 
1 Erſte Abtheilung. 

| Von dem Beſtande der Behörde. 

N 14. Jede Behörde beſteht aus einem Vorſizer und einer beſtimmten Zahl von 
ö Gliedern. 

f Allg. Reichsg. Bd. II. Allg. Gouv.⸗Verf. $ 33. 


15. Im Fall der Abweſenheit des Vorſitzers oder eines Mitgliedes vertritt deſſen 
Stelle die für jede Behörde insbeſondere dazu beſtimmte Perſon. 

16. Wer die Stelle eines Abweſenden verſieht, tritt in alle Rechte und Verpflichtungen 
| deſſelben ein. 

I Ununterbrochene Gewohnheit. 

17. Bei jeder Behörde find Sekretaire und andere Kanzelleibeamten, fo — Kanzel⸗ 
leidiener angeftellt (a). Beſondere Beamte bei den Gerichtsbehorden fi ſind die Advokaten (b). 
Die Gerichtsbehörden können nach ihrem eigenen Ermeſſen junge Leute, unter dem Namen 
von Auskultanten, bei ſich anſtellen, damit fie zu gerichtlichen Geſchaften und zu kuͤnf⸗ 


ö tiger Bekleidung von Aemtern in dieſem Fache vorbereitet werden (e). 

(a) Vergl. Allg. Reichsg. Bd. II. Allg. Gouv. ⸗Verf. § 34.— (b) Siehe die im Hauptſüͤcke IV 
15 (von den Advokaten) dieſes Titels angegebenen Citate. — le) Ununterbr. Gewohnh. 

i Zweite Abtheilung. 


Von den Sitzungen der Behörde, 
I. Allgemeine Beſtimmungen. 


18. Die Beherden halten, nach Verſchiedenheit derſelben, entweder beftändige 
Sitzungen im Laufe des ganzen Jahres, oder nur zeitweilige (Juriditen) in dazu feſtge⸗ 
ſetzten Terminen. j 

N 

5 

! 

a 


19. Beſtandige Sitzungen halten: 

1) Alle Polizeibehörden. 

2) Alle Gerichtsbehorden des Kurlaͤndiſchen Gouvernements: das Dberhofgericht, die 
Oberhauptmannsgerichte und die Stadtgerichte. 
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3) Alle Stadtgerichle und Stadtverwaltungen des Livlaͤndiſchen und Eſthlaͤndiſchen 
Gouvernements und der Stadt Narva. f 

1797 Febr. 5 (47785) pft. 5; 1840 Apr. 1 (13321); Allg. Reichsg. Bd. II; Allg. Gouv.⸗Verf. 

$ 36. 


20. Zeitweilige Sitzungen in dazu feſtgeſetzten Terminen (Juridiken) halten: 

1) das Hofgericht und die Landgerichte des Livlaͤndiſchen Gouvernements (a). 

2) Das Oberlandgericht, das Niederland-und Landwaiſengericht und die Manngerichte des 
Eſthlaͤndiſchen Gouvernements (b). 

(a) Hofgerichts⸗Ordnung von 1630 Sept. 6 8 8; Königl. Schwediſche Reſolution v. 1631 Aug. 13 

$ 16; Landgerichts⸗Ordnung v. 1630 Mai 20 pkt. 3 und v. 1632 Febr. 1 8 4. — (b) Eſth⸗ 

läͤndiſches Ritter» und Landrecht Buch I, Tit. I, Art. 12; Tit. III. Art. 1. — Allerhöchſt beſtäͤtigte 

Unterlegung des Dirigirenden Senats v. 1797 Febr. 26 (17845). 


U. Beſondere Bestimmungen hinſichtlich der Behörden, die beständige 
Sitzungen halten. 
21. Die Sitzungen ſind entweder ordentliche oder außerordentliche. 
Allg. Reichsg. Bd. II. Allg. Gouv.⸗Verf. § 35, 

8 22. Die ordentlichen Sitzungen finden entweder täglich Statt, außer an Sonnabenden, 
Sonntagen und Tabellenfeſten, oder aber nur an beſtimmten Tagen der Woche. (Vergl. 
die folgenden Bücher dieſes Theils des Provinziahechts). 

Eben dort, § 36. 


25. Die ordentlichen Sitzungen beginnen um 8 Uhr Morgens und ſchließen nicht vor 
2 Uhr Nachmittags. Uebrigens wird erlaubt, mit Einwilligung aller Glieder, die Sitzun⸗ 
gen auch ſpaͤter zu eröffnen, dergeſtalt aber, daß ſodann alle Glieder der Behörde, der 
getroffenen Beſtimmung gemäß, zu derſelben Zeit und nicht zu verſchiedenen Stunden 
hinkommen und weggehen, und nicht weniger als die fünf gefeglichen Stunden der Sit: 
zung beiwohnen, nöthigen Falls auch über dieſe Zeit hinaus, damit nicht der geringſte 
Aufenthalt in den Geſchaͤften Statt habe. 

Eben dort, $ 37. 


2%. Findet einmal in einer Behörde, in Ermangelung von Geſchaͤften, keine Sitzung 
Statt, fo muß dies in den täglichen Journalen oder Protokollen und in den Sitzungs⸗ 
berichten bemerkt werden. 

Eben dort, § 38. 


25. Außerordentliche Sitzungen werden gehalten: 1) zur Eröffnung Allerhöchfter Be⸗ 
fehle; 2) zu Gefchäften, die ihrer Wichtigkeit wegen beſondere Beſchleunigung erhei⸗ 
ſchen; 3) zu raſcherer Beendigung der laufenden Geſchaͤfte bei deren uͤbermaßiger Un: 
haͤufung. 

Eben dort, § 39. 


26. Außerordentliche Sitzungen können, je nachdem es erforderlich, ſowohl an Feier⸗ 


tagen zu den gewöhnlichen Stunden, als auch jederzeit Nachmittags Statt finden. 
Eben dort, § 40. 


27. Außerordentliche Sitzungen werden gehalten: 1) auf Verfügung der höheren O⸗ 
brigkeit; 2) nach eigenem Ermeſſen des Vorſitzers und der Mitglieder der Behörde. 
Eben dort, § 41. 


28. Kein Glied einer Behörde, auch den Vorſitzer nicht ausgenommen, ift von 
der Verpflichtung befreit, an den gewohnlichen Sitzungen feiner Behörde Theil zu neh: 
men. Den außerordentlichen Sitzungen wohnen entweder auch alle Glieder bei, oder nur 
diejenigen, welchen bei Anordnung von ſolchen Sitzungen namentlich befohlen worden, an 


denſelben Theil zu nehmen. 
N MA Eben dort, § 42. 


29. Niemand kann ſich von den Sitzungen unter dem Vorwande hohen Alters, be⸗ 
fländiger Kraͤnklichkeit oder aͤhnlicher Entſchuldigungen befreien; wer ſich fuͤr unfahig 
oder außer Stande hält, feinem Amte vorzuſtehen, muß um gaͤnzliche Entlaffung von 
demſelben bitten. 

Eben dort, $ 43. 

30. Geſetzliche Gründe des Nichterſcheinens in der Sitzung find: 1) Krankheit; 2) ans 
dere beſonders übertragene Dienſtgeſchaͤfte; 3) geſetzlicher Urlaub; ) perfönliche Haft; 
5) Ungluͤcksfaͤlle, wie Feuerſchaden, Ueberſchwemmung und überhaupt phyſiſche unuͤber⸗ 
windliche Hinderniſſe; 6) raͤuberiſcher Ueberfall und Diebſtahl; 7) Todesfälle von Aeltern, 
Frau oder Kindern. 48 


Eben dort, $ 44, und ununterbr. Grwohnh. 


51. In den Behörden, wo die Glieder während des Sommers, vom 10 Juli bis 
zum 10 Auguſt, von den Sitzungen, des Ausruhens wegen, befreit werden, muͤſſen fie ders 
geftalt unter einander abwechſeln, daß in jeder Behörde, zur Verhandlung und Ausfertigung 
der laufenden Sachen, immer die für jede Behörde für ſolche Falle geſetzlich beſtimmte An: 
zahl von Gliedern zur Stelle bleibe. 

Vergl. Allg. Reichsg. Bd. II. Aug. Gouv.⸗Verf. $ Ab. N 


32. Wer, ohne geſetzliche Gruͤnde dafür anzugeben, von der Sitzung ausbleibt, oder 
nach Ablauf der beſtimmten Stunde in die Behoͤrde kommt, oder vor geſchloſſener Sitzung 
fie wieder verläßt, wird elner Geldſt rafe unterworfen; der Betrag derſelben hängt vom Er⸗ 
meſſen des Gerichts ab, wofern nicht in den folgenden Büchern darüber, nach Verfchies 
denheit der Gerichtsbehörden, beſondere Vorſchriften enthalten ſind. 

Eben dort, § 46 u. 47. 


‘ 


m. Befondere Beſtimmungen hinſichtlich der Gerichtsbehoͤrden, welche Sigungen 
in feſtgeſezten Terminen (Juridiken) halten. 


55. Die in den vorhergehenden SI 21—32 aufgeftellten Regeln erſtrecken ſich auch auf 
die Gerichtsbehörden, welche nur zeitweilige Sitzungen in dazu feſtgeſetzten Terminen 
haben, mit Beobachtung jedoch folgender beſondern Beſtimmungen: 

1) Im Laufe der Juridiken werden alle fpruchreifen Rechtssachen abgethan; reicht aber 
die dafüt beſtimmte Zeit nicht zu, und kann dieſelbe nicht verlängert werden, fo wird in 
demſelben Jahre eine außerordentliche Juridik angeſetzt. 

2) Das Verfahren bei Anſetzung der Juridiken und Bekanntmachung des Beginns der⸗ 
felben iſt in der Verfaſſung jeder Gerichtsbehörde angegeben. 

3) Während der Juridiken verſammeln ſich die Glieder taͤglich, außer an Sonnabenden, 
Sonn⸗ und Feſttagen, und zwar auf derſelben Grundlage, wie die Glieder der Behoͤrden, 
welche beſtaͤndige Sitzungen haben. N 

4) In der Zeit, wenn keine Juridik Statt findet, bleiben in jeder Gerichte behörde 
immer ſo viel Glieder zur Stelle, als zur Abmachung der laufenden Sachen und zur 
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Entgegennahme der einkommenden Schriften und Anträge erforderlich find. Die Glie⸗ 
der beobachten hierbei, nach eigener Uebereinkunft, die gehörige Reihefolge dergeſtalt, 
daß jedes von ihnen eine gleiche Zeit hindurch, wenn ihn die Reihe trifft, den Sitzungen 
beiwohnt. 

5 — der Dauer der Juridik wird Niemand, ſei es auch auf noch fo kurze Zeit, 
ohne Genehmigung des Generalgouverneurs oder Civilgouverneurs beurlaubt. 

Ununterbr. Gewohnh. — Vergl. auch 1796 Der. 23 (17680); 1805 Apr. 19 (21720). 

Anmerkung. Der im Eſthlaͤndiſchen Oberlandgerich te vorſizende Landrath hat das Recht, auf 
weniger als acht Tage die Glieder des Eſthlaͤndiſcen Oberlandgerichts zu beurlauben, jedoch dergeſtalt, 
daß während der Juridiken immer wenigſtens acht Glieder zur Stelle ſind. Zur Beurlaubung der Glieder 
des Oberlandgerichts auf acht Tage iſt die Einwilligung des Civilgouverneurs erforderlich. 

Vorſchrift des Gen.⸗Gouv. v. 1824 Marz 14. 


Dritte Abtheilung 
Vom Sitzungslokale und deſſen Einrichtung. 


31 Die Glieder der Behoͤrde verſammeln ſich in dem ihnen angewieſenen Lokale; 
außerhalb deſſelben darf keine Sitzung weder im Haufe des Vorſſtzers, noch an ſonſt einem 


Orte gehalten werden. 
Allg. Reichsg. Bd. II. Allg. Gouv.⸗Verf. $ 48. 2 


35. Eine Ausnahme machen hiervon: 1) Die Gerichtsbehörden, wenn ihnen Unter⸗ 
ſuchungen an Ort und Stelle obliegen, und in anderen im Civil: und im Kriminalprozeſſe 
angegebenen Fällen (a). 2) Die Polizeibehörden, welche in Unterſuchungsſachen ihre 
Sitzungen auch außerhalb ihres eigentlichen Sitzungsorts halten (b). 

(a) Landlagh pag. 237 nota f; Königl. Schw. Reſol. v. 1680 Nov. 29 § 11; Liol. Kanzelleis 

tare v. 1700 Juli 6; Eſtht. Ritter u. Landr. B. I. Tit. V. Art. 9; Tit. XXIX. Art. 1 u. 2. — 

(b) Allg. Reichsg. Bd. II. Allg. Gouv.⸗Verf. $ 48. 


36. In allen Behörden ohne Ausnahme muß auf dem Tiſche im Sitzungszimmer ein 
Gerichtsſpiegel, nach der vorgeſchriebenen Form, ſtehen, auf welchem gedruckte Exemplare 
der Ukaſen vom 17 April 1722 über den Schutz der bürgerlichen Rechte, vom 21 Januar 
1724 über das Benehmen in den Gerichtsbehörden und vom 22 Januar Uber die Reichs⸗ 
verordnungen und deren Wichtigkeit zu leſen find. Fehlt in irgend einer Behörde ein 
ſolcher Gerichtsſpiegel, fo werden die Schuldigen dafür einem Verweiſe unterworfen. 

Allg. Reicheg. Bd. II. Allg. Gouv.⸗Verf. $ 50. 


37. Verfügungen, welche eine Behörde zur allgemeinen Wiſſenſchaft von Privatper⸗ 
ſonen bringen will, werden von ihr durch einen in dem Partenzimmer gemachten An⸗ 


ſchlag bekannt gemacht. 
Ununterbr. Gewohnh. — Vergl. Oberlandgerichts⸗Konſtitutionen v. 1691 Juli 7 $ 20, 1848 Jan. 
9 52 u. 8; Inſiructorium des Kurlaͤndiſchen proceſſes, pars I. Tit. II. $ 5, 20 u. a. m. 


Vierte Abtheilung. 


Von der Ordnung der Sitzungen. 


38. Die Sitzung wird unverzüglich nach Ankunft, wo nicht aller, dech wenigstens 
der Mehrzahl der Glieder eröffnet. f ER 
Allg. Reichsg. Bd. II. Allg. Gouv.⸗Verf. J 25. 


39. Die Vorſitzer, Glieder und Sekretaire im Allgemeinen aller Behörden muͤſſen 
der Sitzung in Uniform mit Degen beiwohnen; jedoch wird es ihnen fuͤr die gewoͤhn⸗ 
lichen Sitzungstage geſtattet, in Viceuniform zu erſcheinen, nach den im Allg. Reichsge⸗ 
ſetzbuche in dem Dienſtreglement angegebenen Regeln. ’ 
Vergl. Allg. Reichsg! Bo. II, Allg. Goud.⸗ Verf. § 53 u. die Anm.; Bd. III. — uber — 
Dienſt bei Anſtellung — die n Beilage zu dem Art. 955. § 29. ub ketiehue 


40. Beim Eintritte des Borſi igers ſtehen alle N Mitglieder von ihren Platzen ur und 
begrüßen ihn; daſſelbe geſchieht, wenn er die Sitzung aufhebt. und die Behörde verläßt; 
fie find jedoch, nicht, verpflichtet, ihm entgegen zu kommen oder ihn herauszubegleiten. 5 

Allg. Reiche g. Bd. II. Allg. Gous. V erf. F 84. 


41. Die Glider der Behörde ſitzen nach ihrer Anciennetät; der Vorſitzer nimmt im: 


mer den erſten Platz ein. 
Eben dort, $ BB. 


42. Erfordert eine Suche ge, Beſchaffenheit nach eine, gemeinfchaftliche Sitzung 
mehrerer Behörden, ſo ſetzen ſich diejenigen 2 welche aus andern Behörden kommen, zur 
39 5 a der Anciennetät, die sieh ef Glieder der Beherde aber zur | link Seite 
es Tiſches m 
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Eben dort, ‚956. nat A 


453. In das Sigungszimmer haben nur die Glieder und die enen, der 


Book nge zur W : i 75707 d 11 N 
1 Eben dort, § 5 hı in Seim e nt ne 


AR. Ven nicht bei der Behörde Ki dorf Niemand ohne befondere Anmeldung 
das Sitzungszimmer betreten; einen Stuhl bekdunnen nur Perſonen von der VI oder einer 
höhern Klaſſe, oder die den St. Wladi temen haben, alle übrigen 5 ſiehend ihr Ge: 
ſuch anbringen. e ea ee e 

Eben er N 38. 
45. Während der Sitzung müͤſſen die Glieder die Sachen, welche vorgetragen wer⸗ 
den, aufmerkſam anhören, und mit dem gehörigen Anſtande und mit Achtung gegen die Bes 
hoͤrde, in der ſie ſich befinden, . —4 gegen we Apen wilt . wollen ihre 
Wei abgeben. a 
en apa Di mus zn Wenn 

46. In der Behörde fi ſich uber Nebendinge, welche die. Dienſtgeſchaͤfte nicht betreffen, 
zu unterhalten, iſt verboten; um ſo mehr aber ſind ungeziemendes Betragen, Gelaͤchter, 
Geſchrei, Streit oder Schmähen unterſagt, bei — eines MO oder ans 
derer Strafen nach Inhalt der Strafgeſetze. a Nr tr 50 f. 121 

Eben dort, § 60. Dan ien ui 

4 1. Auf die kunere Otdnung der Sitzungen haben die Vorſitzer, fo wie auch der 

Prokureur und die Fiskale, je nach ihrem Wirkungskreiſe, zu ſehen; ſaͤmmtliche Glieder 
aber muͤſſen ihnen behuͤlf lich fein , jeder. Stbrung vorzubeugen; ſonſt unterliegen ſie, ebenſo 
wie die Störer der Ordnung, einer Tina 

Eben dort, § 61. 


48. Die Glieder ſind ſchuldig, gegen Jedermann ſich höflich zu benehmen, ſich 
nichts Unziemliches weder in Worten, noch in Schrift und That zu erlauben, gegen 
Jeden ohne Ruͤckſicht auf ſeinen Stand gerecht zu ſein, allen Zank zwiſchen den Par— 
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ten zu verhuͤten und, wenn die Sache nicht zur Kompetenz der Behörde gehoͤrt, den Bitt⸗ 
ſtellern zu erklaͤren, wohin ſie ſich zu wenden haben. 
Livl. Ritter⸗Recht Kap. 214; Landg.-⸗O. v. 1630 Mai 20 $ 11 und v. 1632 Febr. 1 § 13; Kön. 
Schw. Exekutions⸗O. v. 1669 Juli 10 § 30; Landlagh pag. 255, nota 1; Richter-⸗Regeln 
9 22 u. 25; — 1720 Febr. 28 (5554) 55 26 u. 54; 1724 Jan. 21 (4451); 1766 Marz 31 
(12710) ptt. 8. | 


Zweites Hauptſtuͤck. 


Bon dem Beſtande und der Einrichtung der Kanzellei 
5 und des Archivs. 


Erſte Abtheilung. 
Von dem Beſtande und der Einrichtung der Kanzellei. 


49. Die Kanzelleien der Behörden beſtehen aus Oberſekretaiten, Sekretairen, Protono⸗ 
taren, Aktuaren, Archivaren, Notaren, Protokolliſten, Translateuren und anderen 
Kanzelleibeamten, nach dem fuͤr jede dieſer Behörden beſtehenden Etat. 

Vergl. Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. $ 62 und die Etats der Gerichtsbehoͤrden. 


50. Bei jeder Kanzellei befindet ſich die erforderliche Anzahl von Dienern und Mi: 
niſterialen zur amtlichen Bedienung der Behörden und der Kanzellei, insbeſondere zur 
Einhaͤndigung der Anzeigen, Bekanntmachungen, Vorladungen, Akten aller Art und 
Ausfertigungen. N 

Vergl. die Etats der Gerich tsbeh. 


51. Die Kanzellei jeder Behörde verſammelt ſich in einer von dem Sitzungszimmer ab⸗ 
geſonderten Stube, in welcher jeder der oberen Kanzelleibeamten ſeinen beſonderen Tiſch 
hat. An unn 1 mi 2 . kie, 
Eu m Vergl. Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. 9 64. ; 

52. Die unteren Kanzelleibeamten und die Kanzelliſten ſitzen, wenn wenig Raum 
iſt, zu zwei an einem Tiſche; fie muͤſſen jedoch alle, auch wenn fie in einer Stube beſchaͤf— 
tigt find, dergeſtalt vertheilt fein, daß einer nicht dem andern bei Verrichtung feiner 
Arbeiten hinderlich ſei. 

f Eben dort, § 64. 


— 55. Die Tiſche in der Kanzellei muͤſſen mit Tuch ausgeſchlagen und dergeſtalt einge⸗ 
richtet ſein, daß jeder Beamte an ſeinem Platze ſeine Papiere verſchloſſen halten kann. 
Wenn die Glieder die Sitzung verlaſſen und die Kanzelleibeamten ihr Geſchäft beendigt 
haben, dürfen keine Papiere und Akten unverſchloſſen liegen bleiben, widrigenfalls die 
Schuldigen fuͤr den Verluſt derſelben haften. 

Ce'ben dort, § 65. 


54. Vor der Kanzellei muͤſſen zwei Vorzimmer für die Bittſteller ſein; gibt es aber 
nur eins, ſo muß es dergeſtalt eingerichtet werden, daß die Perſonen von Rang ſich von 
den übrigen abgeſondert darin aufhalten konnen. In dieſem Vorzimmer muͤſſen ringsum 
Baͤnke ſtehen, von denen diejenigen, welche der Thuͤre des Sitzungszimmers am naͤchſten 
find, für die angeſehenern Bittſteller mit Tuch beſchlagen fein müffen. 

Eben dort, § 66. 


55. Kein Kanzelleibeamte oder Kanzelliſt darf im Vorzimmer figen, um feine Ge⸗ 
ſchaͤfte zu beſorgen, ſondern jeder muß an dem ihm in der Kanzellei angewieſenen 


Platze bleiben. Eben dort, $ 67 
en dort, . 


56. Die Kanzelleibeamten und Kanzelliſten ſind verpflichtet, zur Verrichtung ihrer 
Geſchaͤfte an jedem Sitzungstage eine Stunde vor den Gliedern zu erſcheinen und die 
Behörde nicht eher zu verlaſſen, als dies nach Erforderniß der Geſchaͤfte von dem Vorſitzer 
und den Mitgliedern beſtimmt wird, bei Vermeidung derſelben Beahndung, welche fuͤr die 

) iſt. 
Glieder feſtgeſetzt if 9 

37. Dem Sekretair ſteht, unter Oberaufſicht des Vorſitzers und der Mitglieder, zundchft 
die Aufficht daruber zu, daß jeder der Kanzelleibeamten die ihm auferlegte Pflicht er uͤlle; 
find dieſelben in Erfuͤllung ihrer Amtspflicht nachlaͤſſig, fo macht er ihnen die ndthige 
Erinnerung; wenn aber dieſe Erinnerungen und Bemerkungen fruchtlos bleiben, ſo ſtellt er 
daruͤbet der Behörde vor. N Ar 

1720 Dechr. 26 (3534) $ 29; Liol. Kanz. O. v. 1789 Ott. 15; Ent, R. u. LR. B. I, Dit. 

VII. Art. 9; Kurl. Kanz. O. v. 1796 $ 61. N 


58. Die Vertheilung der Ranzelleiacbeiten unter die Beamten der Ranzelleien findet 
nach den in den folgenden Büchern für jede einzelne Behörde aufgeſtellten Regeln Statt. 
Der Behoͤrde wird jedoch freigeſtellt, wenn fie es für ndthig erachtet, in der Vertheilung 
der Arbeiten Veränderungen zu treffen; hierbei hat fie ihre Aufmerkſamkeit auf die per⸗ 
ſonlichen Faͤhigkeiten eines Jeden zu richten, und nicht den Einen übermäßig zu beſchweren, 
den Andern aber ungerechter Weife zu beguͤnſtigen. 

Vergl. Reichsg. Bd. II., Allg. Gouv.⸗Verf. 9 91. 


59. Die zum Beſtande der Kanzellei gehörenden Beamten und Diener erhalten bei 
Sachen von Privatperfonen, als Zulage zu ihrem Gehalte, für die Beſorgung von Ausferti- 
gungen und Abſchriften und für die Ausrichtung verſchiedener gerichtlicher Handlungen, 
beſondere Kanzelleigebuͤhren, die in jeder Behörde, auf Grundlage beſonderer nach der feſt⸗ 
gefegten Ordnung beſtatigter Taxen, welche zur allgemeinen Wiſſenſchaft in dem Vorzim⸗ 
mer angefchlagen find, erhoben werden. 

Liol. Hofg.⸗ O. v. 1630 Sept. 6 $ 12, Kön. Schw. Reſol. v. 1680 Nov. 29 $ 11; Liol. Kanz.⸗ Taxe 

v. 1799 Juli 6; Kanz.⸗ Taxe in den Statuten der Stadt Riga; Eſthl. R. u. R. B. I. Tit. XXXII. 

Art. 3; Vandwalſeng.- O. v. 1724 Tit. III. Art. A; Interime« O. für die Mannger. v. 1653 Mai 9 99; 

Kanz.⸗Taxe des Revalſchen Magiſtrats v. 1672, verbeſſert 1818 Sept. 6; Kommiſſarialiſche Deciſionen 

v. 1717, ad gravamen I, art. 31 u. Appendix ad decis. publicas; 1798 April 5 (18463). 


60. Die Kanzellei jeder Behörde iſt verpflichtet, ſich bei Erhebung der Kanzelleige⸗ 
buͤhren von Privatperfonen genau nach der feſtgeſetzten Taxe zu richten; Beamte, welche dem 
zuwider handeln, werden dem Geſetze gemäß beſtraft, wie für Annahme unerlaubter Ge⸗ 
ſchenke und für Beſtechung. 

Vergl. Lil. Hofg.⸗Konſt. v. 1798 Aug. 27; Formula regiminis $ 15, Inftr. d. Kurl. Proz. P. I. 

Tit. II, $ 50 u. 81 u. ununterbr. Gewohnh. 


61. Die Kanzelleien find nicht verpflichtet wegen der Kan zelle igebuͤhren mit den Privat: 


N 
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perſonen eine beſondere Rechnung zu führen; letztere muͤſſen die geſetzlichen Gebühren gleich 
bei Empfang der ausgefertigten Schriften erlegen. 
Vergl. Liol. Hofg.⸗Konſt. von 1691 März 31 u. 1752 Jan. 27 § A; Eſthl. R. u. LR. B. I. 
Tit. XIX. Art. 2, Tit. XXXII. Art. 3, Tit. XXXIII. Art. A, Tit. XXXV. Att. 8. 


62. Kanzelleigebühren werden nicht erhoben: 

1) In Sachen wegen Amtsverbrechen und uͤberhaupt in Sachen wegen Verbrechen und 
Vergehen, wenn dieſelben nach den Regeln des Unterſuchungsverfahrens verhandelt werden; 

2) In Sachen, bei welchen die Krone, Kirchen oder die Apanagen beteiligt find; 

3) In Sachen, welche die Gouvernementsprokureure und die Fiskale amtlich führen. 

4) In Sachen der Kaiserlichen Erziehungshaͤuſer in Moskau und St. Petersburg. 

5) In Sachen der Adeligen Kreditvereine, welche in den Oſtſeegouvernements Aller⸗ 
hochſt beftdtigt find. 

6) In Sachen der Univerfitdten und öffentlichen Erziehungsanſtalten. 

7) In Sachen der Bauern und der ſogenannten freien Leute, welche nicht in den Staͤd⸗ 
ten, ſondern in den Kreiſen der Oſtſeegouvernements leben und den Bauergerichten unters 
worfen ſind. 

8) In Sachen von Perſonen, welche das Armenrecht genießen. 

9) In Konkursſachen, wenn wegen Armuth der Perſon, uͤber welche der Konkurs 
angeordnet, dieſer uͤberhaupt von Zahlung der Poſchlin befreit iſt. 1 

Vergl. Allg. Reichag. Bd. X, Bürgerliche Geſehe, $$ 3692 u. 3764, B. XV, $ 903; Kön. 

Schw. Reſol. ans Hofg. v. 1696 Juli 9; Befehl der Liol. Gouv.⸗ Reg. v. 1814 Sept. 4; Rev. 


Oberg.⸗ O. v. 1757 $ 20; Die Bauerverordnungen der Oſtſeegouvernements v. 18 16, 4817 u. 
1819; 1821 Nov. 24 (28814) $ 43. 


63. In Sachen dieſer Perſonen, Anſtalten und Verwaltungen iſt jedoch die Gegen: 
partei dadurch nicht von der Zahlung der Kanzelleigebuͤhren befreit. 
Vergl. die Citate des vorgehenden 9. 


6%. Die Vertheilung der Kanzelleigebuͤhren unter die Kanzelleibeamten und Kanzellei⸗ 
diener geſchieht nach Anleitung der in den folgenden Buͤchern fuͤr jede einzelne Behörde 
aufgeſtellten Regeln. 


65. Die Geldkaſſe der Behörden wird in einem beſondern Gewölbe aufbewahrt; findet 
ſich kein ſolches, in der Rentei. 
Kurl. Kanz.⸗ O. v. 1796 5 50 u. ununterbr. Gewohnh. 


Zweite Abtheilung— 
Von der Zuſammenſetzung und Einrichtung des Archivs. 


66. Das Archiv, in welchem die Akten der Behörde aufbewahrt werden, fleht unter 
der unmittelbaren Aufſicht und dem Verſchluſſe des Archivars. In den Behörden, wo etat⸗ 
mäßig kein Archivar iſt, verſieht der Sekretair deſſen Pflichten. 

Livl. Kanz. O. v. 1789 Ott 15; Kurl. Kanz. O. v. 1796. 


67. Die Glieder find durchaus verpflichtet, das Archiv wenigstens ein Mal im Jahre 
zu revidiren; widrigenfalls werden fie den Geſetzen gemaͤß der Verantwortlichkeit unter⸗ 
worfen. 

Allg. Reichs g. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. $ 77. 
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68. Jedes Archiv befieht aus zwei Hauptabtheilungen: der laufenden und der- gänzlich 


abgemachten Sachen. ’ 
Eben dort, $ 62; — Livl. Kanz.⸗O. v. 1789 Okt. 15; Kurl. Kanz.⸗O. v. 1796. 


69. Zu dem Archive der laufenden Sachen gehören: 1) alle Akten noch nicht ent: 
ſchiedener Sachen; 2) alle im Laufe des Jahres eingereichten Geſuche und Anzeigen, die 
nicht zu einer beſondern Akte gehören und keinen weitern Schriftwechſel nach ſich ziehen; 
3) die von der Gouvernementsregierung im Laufe des Jahres durch den Druck bekannt 
gemachten Befehle und Verordnungen; 4) die von den Oberbehorden im Laufe des Jahres 
eingegangenen Vorſchriften und Anträge, ſo wie die eingegangenen Mittheilungen und 
Berichte gleichſtehender und untergeordneter Behörden, ſo fern ſie nicht zu einer beſondern 
Akte gehören; 5) die Journale und Protokolle des laufenden Jahres, nebſt den ſonſtigen 
Büchern der Behörde für laufende Sachen. 

Vergl. Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. $ 70. 


70. Alle ſolche Akten, Journale oder Protokolle und Schriften werden in abgeſonderten, 
rubrizirten Faͤchern auf bewahrt, und in chronologiſcher Ordnung nach Nummern geheftet. 
Liwl. Kanz.⸗O. v. 1789 Okt. 15; Kurl. Kanz.⸗O. v. 1796. 2 


II. Zu dem Acchive der abgemachten Sachen gehören: 1) alle gänzlich entfchiedenen 
und abgemachten Sachen; 2) Bücher und Dokumente, die zu den laufenden Geſchaͤften 
und zur Einziehung von Auskuͤnften nicht mehr nöthig find; 8) Sachen, in welchen die 
Parten nicht in der beſtimmten Friſt erſchienen find. 

Vergl. Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. $5 71 u. 72; — Liol. Kanz.⸗O. v. 4789 Okt. 15; 

Kurl. Kanz.⸗O. v. 1796. 


72. Am Schluffe des Jahres kommen die beendigten Sachen ins Archiv der abgemachten 
Livl. Kanz.⸗O. v. 1789 Okt. 15; Kurl. Kanz.⸗O. v. 1796. 


73. Alle in das Archiv abgegebenen Akten muͤſſen in gehdriger Ordnung gehalten 


werden. 
Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf., $ 75, 


74. Ueber alle ins Archiv abgegebenen Akten, wird für jeden Jahrgang ein beſonderes 
alphabetiſches Sach⸗ und Namenregiſter geführt, das vier Kolumnen enthält. Die erſte be⸗ 
zeichnet das Datum, unter welchem die Sache bei Gericht begonnen hat; die zweite das 
Datum, unter welchem fie in das Archiv abgegeben worden iſt; die dritte in alphabetiſcher 
Ordnung die Namen der Klaͤger oder Bittſteller, oder wenn es keine Sache einer Privat⸗ 
perſon iſt, den Gegenſtand derſelben; die vierte die Nummer, unter welcher die Akte im 
Archiv aufbewahrt wird. 

Eben dort, $ 76; — Livl. Kanz.⸗O. v. 1789 Okt. 15; Kurl. Kanz.⸗O. v. 1796. 


75. Iſt der Gegenſtand, welchen die Akte enthält, vermiſchten oder zuſammengeſetzten 
Inhalts, ſo daß er unter mehrern Anfangsbuchſtaben geſucht werden könnte, ſo wird er 
unter dem Buchſtaben aufgenommen, wehin deſſen Hauptumſtaͤnde gehören; bei den 
übrigen Buchſtaben wird aber eine Ruͤckweiſung auf jenen Buchſtaben gemacht. 

Livl. Kanz.⸗O. v. 1789 Okt. 18, § 9. 


76. Alle im Laufe des Jahres beendeten Akten werden auf ein beſonderes, mit den 
Jahreszahl bezeichnetes Fach geſtellt; die Nummer des Archivs wird, nach der Ordnung 
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wie die Akten gelegt find, beſtimmt und entweder vorn am Titelblatte aufgeklebt, oder an 


die Akte ſelbſt angeheftet. 
Eben dort. 


77. Iſt zu dem Archive kein befonderes Lokal vorhanden, fo werden die Akten in vers 
ſchloſſenen Schränken aufbewahrt, zu welchen der Archivar den Schluͤſſel hat. 
Eben dort. 


78. Der Archivar haftet fir die Vollſtaͤndigkeit und Ordnung des Archivs, legt nach 
beendigter Sitzung alle Akten und Buͤcher, die waͤhrend der Sitzung aus dem Archive 
genommen worden, weg und darf, ehe ſolches geſchehen, die Kanzellei nicht verlaſſen. 

Kurl. Kanz.⸗O. v. 1796, § Ab, 


79. Wer in ſeinen Angelegenheiten irgend ein Aktenſtuͤck aus dem Archive braucht und 
Beweiſe fuͤr ſein Recht hierzu beibringt, kann Mittheilung deſſelben zur Durchſicht in der 
Kanzellei und Ertheilung einer Abſchrift verlangen. 

Kom. Dec. v. 1717 ad grav. art. 7; Kompoſitions- Akte v. 1746 Juli 27 5 52; Befehl der Kurl. 

Gouv.⸗Reg. v. 1829 Febr. 27 u. ununterbr. Gewohnh. 


80. Der Archivar darf nicht ohne Erlaubniß der Behörde irgend etwas aus dem 
Archive zur Durchſicht geben oder eine Abſchrift davon ertheilen. 

Kanz.⸗O. des Rev. Mag. v. 1686 § 1; Vergl. die Kanz.-Taxe v. 1799 Juli 6; Bef. d. Kurl. 

Gouv.⸗Reg. v. 1828 Febr. 21 u. 1829 Febr. 27. 


81. Bedarf ein Glied der Behörde irgend welchen Aktenſtuͤckes aus dem Archive zu 
irgend einer ihm vorliegenden amtlichen Arbeit, und wuͤnſcht daſſelbe mit ſich nach Hauſe zu 
nehmen, ſo darf der Archivar daſſelbe ihm nur gegen Beſcheinigung herausgeben. Zu dieſem 
Behufe fuͤhrt er ein beſonderes Buch, worin er zugleich die Zeit der Ruͤcklieferung bemerkt. 

Vergl. 1720 Febr. 28 (5554) $ 52; Kurl. Kanz.⸗O. v. 1796 5 46; Bef. d. Kurl. Gouv.⸗Reg 

v. 1829 Febr. 27. 


82. Außer an Glieder der Behörde, zu welcher das Archiv gehört, werden Original: 
akten nur an Behörden und Perſonen, welche derſelben amtlich beduͤffen uud foͤrmlich 
darum anſuchen, nach Haufe gegen Quittung verabjolgt; auf keinen Fall aber und unter 
keinem Vorwande wird geftattet, Akten aus dem Archive Privatperfonen ins Haus zu 
verabfolgen. 

Def. d. Kurl. Gouv.⸗Reg. v. 1829 Febr. 27 u. ununterbr. Gewohnh. 


85. Am erſten Tage jedes Monats legt der Archivar der Behörde ein Verzeichniß der 
amtlich verabfolgten Aktenſtuͤcke vor. Bei dieſer Gelegenheit trifft die Behörde die nöthigen 
Maßregeln, damit die lange Zeit behaltenen Akten zuruͤckgeſtellt werden. Den Umfldnden 
nach berichtet, im Falle es nothwendig wird, die Behörde der Gouvernementsregierung oder 
macht ihr eine Vorſtellung, je nach den Regeln der Unterordnung, wegen gehdrigen Verfah⸗ 
rens gegen die Saͤumigen. 

Eben dort. 


84. Im Archive jeder Behörde muͤſſen alle Tabellen, Berichte, Karten, Plaͤne, 
Zeichnungen und überhaupt alle Auskünfte, welche zu den diefer Behörde anvertrauten 
Sachen gehören, geſammelt werden. 

Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗ Verf. $ 78, 


Drittes Haupt ſtuͤck. 
Von der Dienſtunterordnung in der Behörde, 


85. In jeder Behörde hat der Vorſſtzer vorzugsweiſe das Recht und die Pflicht auf die 
Erhaltung der Ordnung zu ſehen. 

Eben dott, $ 79. 

86. In den Behörden, wo die Vertheilung der Arbeiten vom Geſetze nicht beſonders 
feſtgeſtellt iſt, vertheilt der Vorſitzer die Arbeiten unter die Glieder dergeſtalt, daß jedes 
derſelben fein beſtimmtes Geſchaͤft hat, und ſieht darauf, daß fie die ihnen aufgetragenen 
Arbeiten mit dem erforderlichen Fleiße und Eifer betreiben. 

Vergl. Eben dort, $ 80. 


87. Iſt ein Glied bei Erfüllung feiner Pflicht fdumig, fo ermahnt der Vorſitzer 
daſſelbe zu größerem Eifer für den Dienſt. Beſſert aber eine ſolche Erinnerung daſſelbe nicht, 
fo berichtet er über deſſen Saͤumigkeit der kompetenten Obrigkeit. 

Eben dort, $ 81. 


88. Der Vorſitzer hat der Obrigkeit ebenfalls zu berichten, wenn ein Glied feiner 
ſchwachen Geſundheit oder beſchraͤnkten Faͤhigkeiten wegen nicht im Stande iſt, feinem 
Amt 

2 Eben dort, 9 88, 

89. Der Vorſitzer muß mit den Gliedern höflich umgehen und ſich auf keinen Fall 
erlauben, ihnen grobe und kraͤnkende Worte zu ſagen. 

Eben dort, $ 83. 


90. Der Vorſitzer darf uͤberhaupt nicht ſeine Befugniſſe uͤber die Glieder der Behörde 
mißbrauchen, noch ihnen die Ausführung von Sachen auftragen, welche nicht zu ihrem Am⸗ 
te gehören. 

Eben dort, $ 84. 

91. Die Glieder find dem Vorfiger in Allem, was die Pflichten des Dienſtes betriff 
Folgeleiſtung und Achtung ſchuldig; ſeine Gewalt erſtreckt ſich aber nicht auf ihre Meinung, 
die ſtets frei und von ſeiner Willkuͤhr unabhaͤngig bleiben muß. 

Eben dort, § 85. 


92. Erhalt jemand von dem Vorſitzer einen geſetzwidrigen Auftrag, fo muß er, ohne 
denſelben zu erfüllen, ihn unter vier Augen darauf aufmerkſam machen, daß der Auftrag 
geſetzwidrig ſei; wird der Vorſitzer dadurch nicht überzeugt, fo hat er der vorgeſetzten kompe⸗ 
tenten Obrigkeit darüber zu berichten; findet er auch die von hieraus getroffenen Verfügungen 
nicht mit den Geſetzen uͤbereinſtimmend, fo ſtellt er der höheren Obrigkeit darüber vor und 
bringt im Nothfall die Sache endlich auch zur Allerhöchſten Kenntniß. 

Eben dort, $ 86, 


95. Findet der Vorſitzer die Glieder einer Belohnung wuͤrdig, oder daß fie ſich ſtraf⸗ 
fällig gemacht, fo muß er darüber gehörigen Orts vorftellen. 
Eben dort, $ 87. 
9%. Die Leitung der zur Behörde gehörenden Kanzellei liegt, unter Oberaufſicht des 
Vorſitzers, * Gliede der Behörde fuͤr den ihm uͤbertragenen Theil der Geſchaͤfte ob. 
Eben dort, $ 88. 
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95. Der Vorſitzer und die Glieder haben darauf zu ſehen, daß die Kanzelleibeamten 
und Diener, vom erſten bis zum letzten, ihre Pflicht kennen, und fie mit ſchuldiger Puͤnkt⸗ 
lichkeit und dem erforderlichen Eifer erfuͤllen. 

Eben dort, § 89. 


96. Der Vorſitzer und die Glieder wachen über die Aufführung ihrer Untergebenen, 
indem ſie in ihnen das Gefuͤhl fuͤr Tugend und lobenswerthen Ehrgeiz erwecken, ſie von 
unordentlichem Leben und unedlem Benehmen abhalten, und darauf ſehen, daß fie in ihrem 
Umgange anftändig und höflich und in ihrer Kleidung reinlich find. 

Eben dort, § 90. 


97. Außer der Oberaufſicht des Vorſitzers und der Glieder, find die Ranzelleibeamten 
und Diener einander auch nach Verhaͤltniß ihrer amtlichen Stellung uniergeordnet. 
vH Eben dort, $ 91. 


98. Die Kanzelleibeamten und Diener müſſen, ſowohl dem Vorfiger und den Gliedern 
der Behörde, als auch ihren Vorgeſetzten die ſchuldige Achtung und den geziemenden Ge⸗ 
horſam erweiſen; bei geſetzwidrigen Befehlen aber daruͤber vorſtellen und, falls ihre Vor⸗ 
ſtellung nicht beruͤckſichtigt wird, der hoͤhern Obrigkeit der Ordnung gemd;; daruͤber bes 
eg Eben dort, $ 92. 

99. Der Vorſiter und die Glieder der Behörde müffen mit den ihnen untergeordneten 
Kanzelleibeamten und Dienern höflich und anftändig umgehen, ohne ſich jemals ein 
unziemliches Betragen gegen diefelben zu erlauben, dagegen aber ſie noͤthigenfalls den ge⸗ 
feglich beſtimmten Ahndungen unterwerfen. 

Eben dort, § 93. 


Viertes Haupt ſtück. 
Von den Advokaten. 


1. Von der Anſlellung der Advokaten. 
100. Die Advokaten werden angeſtellt: 


1) In Livland vom Hofgerichte (a) für alle Gerichtsbehörden des Gouvernements, 
außer den ſtaͤdtiſchen in Riga; von dem Magiſtrate Riga's für alle Gerichtsbehöeden dieſer 
Stadt (b). 

2) In Eſthland von dem Oberlandgerichte le) für alle Gerichtsbehörden dieſes Gouver⸗ 
nements, außer den Stadtgerichten Revals, wo die Anſtellung der Advokaten dem Magi⸗ 
ſtrate daſelbſt zuſteht (d). 


5) In Kurland von dem Oberhofgerichte für ſͤmmtliche Gouvernements', Kreise 
und Stadtgerichte (e). 


4) In der Stadt Narva: von dem Eſthlaͤndiſchen Oberlandgerichte (. 
(a) Allerh. beſt. Mein. des Reichsraths von 1840 Juli 5 15630). — (b) Rigaſche Statut. B. II. 
Kap. VII, d 7. — (o) Cſchl. N. und ER. B. I. Tit. XIII. Art. 4; 1840 Juli 5 (13630). — 
(4) Lübiſtes Recht, B. V. Du. II. Art. 5; Reb. Advotaten⸗Ordnung v. 1687 $ 1. — 
(e) Kurl. Stot v. 107 § 12 u. 13 Kompoſ⸗Akte von 1642 Nov. 29; Kom. Decis. v. 1717 
ad desid, Art. 18; 1840 Jui 5 (15650). — (t) 1840 Jul 3 (13650). 
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101. Wer das Advokatenamt erlangen will, muß ein Diplom über den auf einer der 
Ruſſiſchen Univerfitäten erhaltenen Grad eines Magiſters oder Doktors der Rechte bei⸗ 


bringen. 
1840 Juli 5 (13630) F 1 und 2. 


102. Wer das vorſchriftmaͤßige Atteſtat oder Diplom uͤber einen erlangten gelehrten 
Grad beigebracht, wird einer praktiſchen Prüfung nach hierfür feſtgeſetzten beſonderen 
Regeln unterworfen, vereidigt und erhaͤlt von dem Gerichte das Atreftat über das Advo⸗ 


katenamt. 
Eben dort, § 3. 


105. Wer ein ſolches Atteſtat über das Advokatenamt erhalten, kann den ditigitenden 
Senat um Ertheilung eines Patents auf den ſeinem gelehrten Grade entſprechenden Rang 
bitten; zu den folgenden Rangſtufen kann er jedoch nur dann befördert werden, wenn 
er in wirklichen Staatsdienſt tritt und eine Stelle erlält, welche einer der für den Civil⸗ 
dienſt feitgejtellten Klaſſen entspricht. 

Eben dort, H 4. min! 


10%. Advokaten können nicht fein: 1:ftens, im Kriegsdienfte tiehende und 2:tens, ſolche 
Perfonen, denen, in Grundlage des. Civilprozeffes, im Allgemeinen verwehrt iſt Bevoll⸗ 
maͤchtigte zu ſein. 

Dig. IIb. III. Tit. III. lex. 8 $ 2; Inst. Lib. IV Tit. XII $ ultz cod. Lib. u Til. XIH 

lex. 8. 


105. Im Kurländifchen Gouvernement ift im Allgemeinen allen im Dienfte ſtehenden 
Beamten verwehrt Advokaten zu ſein (a); in den Gouvernements Livland und Eſthland 
konnen die in den Gerichtsbehorden dienenden Beamten als Advokaten angeſtellt werden, 
find aber nicht berechtigt ſich mit der Führung von Privatſachen vor denjenigen Behörden 
zu beſchaͤftigen, bei welchen ſie im Dienſte ſtehen (b). 

(a) Ukas des Dirig. Senats von 1832 Febr. 26, veröffentlicht durch die Gouv.⸗Reg. 1832 April 

6. — (b) Allerh. beſt. Mein. des Reichsr. v. 1822 Apr. 12, veroͤff. Juni 22 (29072). 


106. Den Prokureuren, dem Gouvernementsfiskal in Kurland, dem Oberfisfal in 
Livland, dem Komiſſarius⸗Fisci in Eſihland und eben fo auch allen Kreisfiskalen in den 
Oſtſeegouvernements, iſt es verboten Privatſachen zu führen oder Advokaten zu ſein bei allen 


denjenigen Behörden, welche zum Anıtsfreife dieſer Beamten gehdren. 
Allerh. deſt. Mein. des Reichs. v. 1843 Apr. 26 n! 


107. Die Anzahl der Advokaten richtet ſich nach der Menge der Geſchaͤfte und iſt von 
dem Ermeſſen der fie anſtellenden Gerichtsbehdeden abhängig (a). Das Oberhofgericht in 
Kurland hat jedoch, wenn es eine Vermehrung der beſtehenden Zahl von Advokaten im 
Gouvernement für nothwendig erachtet, den Gouvernementsprokureur in Kenntniß davon 
zu ſetzen und der Beſtaͤtigung wegen dem Juſtizminiſter vorzuſtellen. (b) 

a) Beſehl der Rig. Statth.⸗Reg. v. 1734 Dec. 23 § 1; Rig. Stat. B. II Kap. VII H 7; Neu. 

Adrok.⸗O. v. 1687 § 2; Oberlandg.⸗Konſt. v. 1818 Jan. 9, im Zufage zu § 2 der * v. 1091 

Juli 7. — (b) 1797 Jan. 9 (17717). 


II. Von dem Gerichtsſtande und den Pflichten der Advokaten. 


108. Die Advokaten haben in allen Sachen, welche ſich auf die Pflichten der Advoka⸗ 
tur beziehen, ihren Gerichtsſtand vor den Behörden, von welchen fie angeſtellt worden find; 
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in allen übrigen Sachen wird ihr Gerichtsſtand durch ihren perfönlichen Stand beftimmt, 
nach den allgemeinen im Gerichtsverfahren angegebenen Grundſaͤtzen. 
Ununterbr. Gewohnh. 


109. Die Amtspflicht eines Advokaten beſteht: in der Führung von Rechtsgeſchaͤften, 
welche ihm Privatperſonen anvertrauten oder das Gericht ſelbſt ihm in einigen, im 
Civil: und im Kriminalprozeſſe angegebenen, Faͤllen auftraͤgtz in der Vertheidigung vor 
dem Gerichte der Rechte ſeines Vollmachtgebers und in der Unterftügung deſſelben durch 
ſeinen Rath. . 


cod. Lib. II, Tit. VI, lex. 6; Rig. Stat. B. II, Kap. VII; Erf. R. und LR. B. I, Tit. 
XIII Lüb. Recht B. V, Sit. II, Art. 5; Rev. Advok.⸗O. von 1687 $ 1 und 7. 


110. Ein Advokat darf, bei Gefahr widrigenfalls beſtraft zu werden, Niemandem 
feinen Rechtsbeiſtand verweigern, er müßte denn 1) eidlich erhaͤrten können, daß die 
Fuͤhrung der Sache, welche ihm übertragen werden ſoll, feinem Gewiſſen und ſeiner 
Ueberzeugung zuwider iſt, oder 2) andere geſetzliche Grunde für feine Weigerung vor: 
ſtellen. Die Entſcheidung über die Geſetzlichkeit ſolcher Gründe gehört dem Gerichte, 
bei welchem der Advokat fein Amt ausübt. Als geſetzliche Gruͤnde der Weigerung 
werden diejenigen angenommen, nach welchen im Gerichtsverfahren die Ablehnung eines 
Richters oder eines Zeugen geſtattet iſt. 4 

Cod. Lib. II, Tit. VI, lex. 7; Kön. Schwed. Prozeß⸗O. von 1695 Juli 4 $ 103 Hofg.⸗ 

Konſt. von 1762 Juni 1; Rig. Stat. B. II, Kap. VII, $ 7; Eſihl. R. u. LR. B. 1 

Tit. XIII, Art. 3; Rev. Advok.⸗O. v. 1687 oB und 6; Kurl. Kompoſ.⸗Akte v. 1684 Jun. 

15 § 6; Landt.⸗Schl. v. 1699 Apr. 3 § 20; Komm. Deciſ. von 1717 ad grav. art. 7, 


ad desid. art. 18; Landt.⸗ Schl. von 1718 Sept. 3 $ 21; Kompoſ.⸗ Akte von 1746 
Juli 27 § 55. 


111. Das Maß der Strafe für unrechtferlige Verſagung des Rechtsbeiſtandes hängt 
von dem Ermeſſen des darüber urtheilenden Gerichts ab. Wenn aber ein Advokat die 
Fuͤhrung einer ihm vom Gerichte ſelbſt auferlegten Sache verweigerte, ſo wird er dafuͤr 
vom Amte entfernt, entweder zeitweilig oder je nach den Umſtaͤnden auf immer. 


Hofg.⸗Konſt. v. 1702 Juni 1; Eſthl. R. u. ER. B. I, Tit. XIII, Art. 2; Kurl. Landt.⸗ 
Schl. v. 1094 Apr. 3 $ 20 und 1718 Sept. 3 9 21. 


112. Die Grundſaͤtze über die Amtsthaͤtigkeit der Advokaten, bei Fuͤhrung der Sachen 
ihrer Vollmachtgeber, ſind im Civilprozeſſe ausfuͤhrlich angegeben. 


III. Von dem Honorare und dem Koſtenerſatze. 


115. Die Advokaten erhalten keine Beſoldung, wohl aber kommt ihnen, außer dem 
Hate der von ihnen bei Führung einer Sache geſetzlich aufgewandten Koften, für ihre 
Bemuͤhungen ein in den Regeln des Civilprozeſſes beſtimmtes Honorar zu. 


IV. Von der Rechen ſchaftsablegung und der Verantwortlichkeit der Advokaten. 
1) Von der Rechenſchaftsablegung. 


114. Die Advokaten find verpflichtet, ihren Vollmachtgebern nicht nur bei Beendi— 
gung der fuͤr ſie gefuͤhrten Sachen, ſondern auch waͤhrend Verhandlung derſelben, auf 
ihr Verlangen Rechenſchaft abzulegen. Sie find in jedem Falle verpflichtet, ihren Vollmacht⸗ 
gebern die nöͤthige Auskunft über die Lage ihrer Sachen zu geben. 

Dig. Lib. III. Tit. III. lex. 46 8 4j Li 
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115. In Kurland haben die Advokaten auſſerdem jährlich zweimal, am 2 Januar 
und 2 Juli, dem Oberhofgerichte über den Stand der von ihnen bei den Gerichten gefuͤhr⸗ 
ten Rechtsſachen Berichte einzuſenden. 

Ununterbr. Gewohnh. 
2. Von der Verantwortlichkeit. 

116. Advokaten innen nur in Folge richterlichen Spruchs ihres Amts entſetzt wer⸗ 
den, auf Grundlage der oben § 110 angegebenen Vorſchrift. 

117. Diejenigen Gerichte, bei welchen Advokaten Rechtsſachen betreiben, können die⸗ 
ſelben für Nichtbeachtung der Vorſchriften dieſer Behördenverfaſſung und der Prozeßord⸗ 
nung, nach Maßgabe der Schuld, einer ſtrengen Bemerkung, einem Verweiſe oder der 
Haft unterziehen. 

Kön. Schwed. Prozeß⸗O. v. 4695 Juli 4 50 10 u. 22; Eſthl. R. u. LR. B. I, Tit. XIII. Art. 

7; Rev. Advok.⸗O. v. 1687 5 16; Rev. Oberg.⸗O. v. 1757 5 15; Rev. Kanz.⸗O. v. 1757. 5 18, 

Kurl. Landt.⸗Schl. v. 1718. Sept. 5 55 18 u. 46. u. v. 179 Juli 14 $ 10. 

V. Von der Beurlaubung und Verabſchie dung der Advokaten. 

118. Die Beurlaubung und Verabſchiedung der Advokaten auf ihr Geſuch, hängt von 

den Behörden, von welchen fie angeſtellt find, ab. 
Ununterbr. Gewohnh. 

119. Ohne vorſchriftmaͤßige Erlaubniß darf ein Advokat ſich nicht von feinem 
Aufenthaltsorte entfernen, bei Vermeidung einer je nach den feine Schuld vergiößernden 
oder verringernden Umſtänden ſtrengeren oder gelinderen Strafe. In Faͤllen von beſon⸗ 
derer Wichtigkeit kann ein Adookat dafuͤr vom Amte entfernt werden. 

Hofg.⸗Konſt. v. 1792 Febr. 6 u. 1806 Marz 10; Rig. Stat. B. II. Kap. VII, $ 9; Rev. Adrok.⸗ 

O. v. 1687 5 18; Kurl. Landt.⸗Schl. v. 1719 Juli 14, 1724 Juni 5, 1726 Juli 5, 1765 Juni 

19, 5 22. 

120. Wenn ein Advokat, Urlaub nehmend, nicht einem anderen die Führung feiner 
Amtsgeſchaͤfte für die Zeit feiner Abweſenheit auftraͤgt, und es wird dadurch der Fortgang 
einer ihm anvertrauten Sache aufgehalten, ſo unterliegt er einer nach Ermeſſen des Gerichts 
zu beſtimmenden Geldſtrafe. 

Hofg.⸗Konſt. v. 1792 Febr. 6, 1806 März 10; Rig. Stat. B. II. Kap. WII, 9 9, Rev. Ad vok.⸗O. 

v. 1687 $ 18. Vergl. Bef. der Kurl. Gouv.⸗Reg. v. 1600 Mai 16. 


Zweiter Titel. 
Von dem Geſchaͤftsgange in den Behoͤrden. 


121. In den Behörden der Oſtſeegouvernements werden die Geſchaͤfte im Allgemeinen 
in Deutſcher Sprache verhandelt (a), außer in den Bauer⸗Gemeinde⸗Gerichten, wo 
fie in der örtlichen Lettiſchen oder Eſthniſchen Sprache verhandelt werden (b). 

(a) Privil. Sigismund Auguſt's v. 1561 Nev. 28 Art. A; Cautio Radziviliana v. 1562 Maͤrz 

1. Art. 3; Vereinigungs⸗Vertrag Livl. mit Litthauen v. 1566 Dec. 26 Art. 9; Ackordpunkte der Livl. 

Ritt. v. 1710 Juli A (2279) Art. 6, Vertr.-Art, der Stadt Riga v. 1710 Juli A (2978) art. 10; 

Vertr.-Punkte der Eſthl. Ritt. v. 1710 Sept. 29 (2299) Art. 31, Vertr.⸗punkte der Stadt Reval 


v. 1710 Sept. 29 (2298) Art. 25; 1783 Juli 3015776). — ) Eſthl. Bauer⸗Verordnung v. 1616 


Mai 23 (26279) 5 402; Kurl. Bauer.⸗Verord. v. 1817 Aug. 25 (27024) $ 952; Livl. Bauer⸗ 
Verord. v. 1819 März 26 (27735) 6 443. 
Anmerkung. Behufs der Abfafıng von Schriften in Rufſiſcher Sprache, für die Korrespondenz 
mit den allgemeinen Behörden und Verwaltungen des Reichs und den Behörden anderer Gouvernements, 
gibt es in den Behörden der Oſtſeegouvernements beſondere Expeditionen oder Translateure. 
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122. Die Gerichtsbehörden der Oftfeegouvernements können, alle ihre Geſchaͤfte in 
Deutſcher Sprache verhandelnd, deshalb nicht Geſuche und Schriften, welche aus anderen 
Gouvernements in Ruſſiſcher oder in einer anderen Sprache an ſie gelangen, den Bitt⸗ 
ſtellern zuruͤckgebenz ſolche Schriften werden vom Gerichte angenommen und auf ſeine Ver⸗ 
fügung wird eine genaue Deutſche Überſetzung zur weiteren vorſchriftmaͤßigen Verhandlung 
der Sache angefertig!. 

Allerh. beit. Unterlegung des Oberdirigirenden der Zweiten Abtheilung S. K. M. Eigenen Kanzellei 

v. 1842 Nep. 26. 


Erſtes Hauptſtuͤck. 
Von den einkommenden Sachen. 


125. Alle Sachen und Schriften, welche an irgend eine Behörde gehen ſollen, werden 
unmittelbar auf ihren Namen adreſſirt (a). Hierbei, ſo wie in allen anderen Fallen, werden 
in der Titulatur der Gerichte und anderen Behörden die im Reiche gewöhnlichen Formen 
beobachtet (b). 

(a) Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv. Verf. $ 95. — (b) Allerh. beſt. Unterlegung des Oberdiri⸗ 

girenden der Zweiten Abtheilung S. K. M. Eigenen Kanzellei v. 1842 Nev. 26. 

124. Alle eingehenden Schriften werden von dem Vorſitzer ſelbſt, oder in feiner Abs 
weſenheit von dem aͤlteſten Gliede empfangen und entſiegelt. 

Gen.⸗Regl. v. 1720 Febr. 28 (3554) 816; Liol. Kanz.⸗O. v. 1789 Ok. 15 $ 1; Kurl. Kanz.⸗O. 

v. 1796 5 3. — Vergl. Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. $ 96, 


125. Bei Eröffnung eines Couverts unter Amtsſiegel muß legteres fofort zerbrechen 
und weggeworfen werden. 

Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. § 97, 

126. Geſuche, Beſchwerden und anderweitige Schriften können von den Bittſtellern 
durch die Poſt zugefandt oder perſoͤnlich abgegeben werden: in Prozeß⸗Sachen von den Pros 
zeſſirenden ſelbſt oder ihren Bevollmächtigten; in peinlichen Anklageſachen von dem Klaͤger 
ſelbſt oder feinem Bevollmaͤchtigten und von dem Angeklagten oder feinem Vertheidiger. 

Allerh. beſt. Mein. des Reichsr. v. 1832 Ott. A (5658) III. P. 12, vergl. den Nam. Uk. v. 1621 

Nov. 24 (288 14 856, — Def. des Livl. Gen.⸗Gouv. v. 1726 Aug. 15, 1784 Dec. 23; 

Hofg.⸗Konſt. v. 1762 Sept. 18; Riz. Stat. B. II. Kap. VII, 3, Eſthl. R. u. MDR Sit, 

XIII, Art. 6; Rev. Raths.⸗ Konſt. v. 1677 Mai 11; Rev. Oberg.D. v. 1757 % 18. 

127. Die Grundfäge, welche für Schrifteinreichung an Gerichtsbehörden feſtgeſtellt 
find, werden ausführlich angegeben in den folgenden Büchern bei der beſonderen Verfaſſung 
jeder einzelnen Gerichtsbehörde, fo wie im Civilprozeſſe. 

128. Geſuche, Beſchwerden und Überhaupt schriftliche Eingaben aller Act, die perſönlich 
oder durch einen Bevollmaͤchtigten uͤbergeben werden, ſind von dem Vorſitzer oder dem Se⸗ 
kretair nicht anders als im Sitzungslolale entgegen zu nehmen. Ausnahmen von dieſer all⸗ 
gemeinen Regel find wo gehörig in den folgenden Buͤchern, fo wie im Civil- und im Krimis 
nalprozeſſe, angegeben. 

Allg. Reichag. Bd. IT, Allg. Gouv.⸗Verf. 56 98, 99. 

129. Dem Vorſitzer und den Gliedern, wie auch dem Cekretait, iſt es aufs ſtrengſie 
unterſagt irgend welche an die Behörde gerichteten Schriften bei ſich zu behalten, bei Ver⸗ 
meidung geſetzlicher Beahndung. 

Eben dort, § 100. 


20 


150. Bei Entgegennahme der ſchriftlichen Geſuche und Eingaben von Privatperfonen, 
hat das Gericht darauf zu ſehen: 

1) Daß der Kaiſerliche Titel im Eingange der Schrift mit großen Buchſtaben, richtig, 
ohne Schreibfehler und Verbeſſerungen, geſchrieben ſei (a). 

2) Daß die Geſuche und Eingaben ſowohl von der Perſon, in deren Namen ſie bei der 
Behörde eingehen, oder deren Bevollmächtigten, als auch von demjenigen, der die Schrift ab⸗ 

gefaßt und von dem, der fie abgeſchrieben hat, mit Angabe des Vor- und Zunamens, Stan⸗ 
des und Ranges, ſo wie des Orts, Jahres und Tages unterſchrieben ſeien (b). 

3) Daß die Geſuche und Schriften ſauber und leſerlich geſchrieben ſeien (e), und nicht 
kraͤnkende Worte oder andere nichtzugeſtattende Ausdruͤcke enthalten (d). 

4) Daß die Geſuche und Schriften jeder Art und deren Beilagen auf dem geſetzlichen 
Stempelpapiere geſchrieben ſeien. (Vergl. Civilprozeß. Buch IV) (e). 

5) Daß in jeder Schrift ganz kurz angegeben ſei, von wen fie herruͤhrt, was fie betrifft, 
gegen wen und an welche Behörde fie gerichtet iſt. Gehdren zu der Schrift auch Beilagen, 
ſo iſt dieſes in der Schrift ſelbſt zu bemerken und muͤſſen dieſelben der Eingabe wirklich 
beigefuͤgt ſein (0. 

6) Daß bei in Vollmacht eingereichten Geſuchen die geſetzlichen Vollmachten beigelegt 
ſeien G. 

7) Daß in den Geſuchen der Wohnort des Bittftellers angegeben fei (h). 

(a) Allg. Reicheg. Bd. X, Civilgeſetze 9 2277 P. 1.— (p) Eben dort. p. 6, 7 u. 8; Hofg.⸗ 

Konſt. v. 1752 Juni 27 1804 Nov. 23, 1806 Juni 7; Rig. Stat. B. II. Kap. VII. ö 2, 

3, A; Eſthl. R. u. LR. B. I. Tit. XIII. art. 6; Rev. Raths⸗ Konſt. v. 1677 Mai 11; Rev. 

Advok. = O. v. 1687 88 6, 9, 15; Rev. Oberg.⸗O. v. 1757 § 15; Def. des Livl. Gen.⸗Gouv. 

v. 1725 Sept. 11, 1754 Mai 16; 1725 Aug. 17 (4769), Kurl. Kanz.⸗O. v. 1796 $ 11.—(c) 

Hofg.⸗Konſt. v. 1766 Jan. 18 § 1; Rig. Stat. B. II, Kap. XIII, § 1; Oberlandg.⸗Konſt. v. 

1691 Juli 7 § 9; Rev. Advok.⸗O. v. 1687 § 10 u. Oberg.⸗O. v. 1767 0 9.—(d) Vergl. Allg. 

Reichsg. Bd. X, Civilg. $ 2277, p. 3 u. $ 2561, P. 8, Kön. Schwed. Prozeß.⸗O. v. 1695 

Juli 4 9 22; Hofg.⸗Konſt. v. 1666 Jan. 18 55 A u. 6, 1766 Febr. 7 § 6, en Aug. 

31, Rig. Stat. B. II, Kap. VII, 9 2, Eſthl. R. u. LR. B. I, Tit. AH, Art. 4, 1828 Del. 5, (2487) 

$5P.8.—e) Vergl. Alg. Reichsg. Bd. X. Civilg. $ 2277, p. 11; 1825 Juni 30 (30408) p. 

10, 1926 De. 15 (751) p. 7. — (f) Vergl. Allg. Reichag. Bd. X, Civ 19. $ 2277, p. 9; Def. 

des Livl. Gen.⸗Gouv. v. 1725 Sept. 11; Vergl. Eſihl. R. u. LR. B. I. Tit. XIII, Art. 8, Rev. 

Oberg.⸗O. v. 1757 § 7.—(g) Vergl. Allg. Reichsg. Bd. X. Civilg. $ 2277. P. 12; Kurl. Kanz. 

O v. 1796 § 13.—(h) Vergl. Allg. Reichsg. Bd. X, Civilg. 9 2277, p. 10. 

Anmerkung. Die außerdem in Betreff der Eingabe von Geſuchen in Prozeß ſachen feſtgeſezten 
beſonderen Regeln find im Civilprozeſſe angegeben. 

151. Geſuche und Beſchwerden, welche in Widerſpruch zu den im vorhergehenden $ 
angegebenen Regeln geſchrieben find, werden von der Behörde dem der fie überreicht zuruͤck— 
gegeben mit einer Dorſualreſolution, d. h. mit Bemerkung der die Annahme verhindernden 
Gruͤnde; find fie aber mit der Poſt eingeſandt, fo werden fie auf Verfügung der Behoͤrde 
dem Bittfteller an feinen Wohnort zuruͤckgeſandt. 

Kön. Schwed. Prozeß.⸗O. v. 1695 Juli 4 $ 22; Hofg.⸗Konſt. v. 1666 Jan. 18 § 1, Maͤz 245 5, 

1762 Jan. 18; Oberlandg.⸗Konſt. v. 1691 Juli 79 12, Rev. Oberg.⸗O. v. 1767 6 03 Kurl. Kanye 

2.0.1796 8 7 u. 8. 

152. Jede einkommende Schrift wird gleich nach dem Empfange oder der Erdffnung 
von dem Sekretair oder den Kanzelleibeamten, welchen ſolches von Amtswegen obliegt, mit 
dem Namen der Behoͤrde und dem Datum des Empfanges bezeichnet (produktirt). 

Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. $ 101; —Livl. Kanz.⸗O. v. 4789 Olt. 15; Kurl. Kanz. 


O. v. 1796. 


nn rn 
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155. Sobald der Sekretate die eingegangene Schrift produktict hat, uͤbergibt er fie 
einem Kanzelleibeamten zur Eintragung in das Tiſchregiſter; in den Behörden aber, in 
welchen nach ihrer beſonderen Verfaſſung kein Tiſchregiſter geführt wird, bemerkt er ſelbſt 
das Eingehen der Schrift in dem Protokolle. 

Liol. Kanz.⸗O. v. 1789 Ott. 18, Kurl. Kanz.⸗O. v. 1796. 


154. Das Tiſchregiſter beſteht aus acht Rubriken; in der erſten wird die fortlaufende 
Jahresnummer der eingegangenen Schriften bemerkt; in der zweiten das Datum des Eu 
pfanges; in der dritten die Nummer der eingegangenen Schrift ſelbſtz in der vierten der In⸗ 
halt der Schrift; in der fünften die Verfügung der Behörde; in der ſechſten das Datum der: 
felben; in der ſiebenten das Datum und die Nummer der Ausfertigung; in der achten, 
wann die Auskünfte, Vorſchriften oder Berichte hierauf eingegangen ſind. Wenn zugleich 
mit der Schrift auch Gebuͤhren oder andere Geldſummen eingegangen, ſo wird am Rande 
der eingezahlte Betrag notirt. 

Livl. Kanz⸗O. v. 1789 Okt. 45; Kurt, Kanz.⸗O. v. 1796 55 3 u. 6. 


155. Die eingegangenen Schriften werden ins Tiſchregiſter von dem dazu beſtellten 
Kanzelleibeamten ohne Aufſchub eingetragen; er iſt verpflichtet dieſes Regiſter jedesmal 
bei Eröffnung der Sitzung vorzulegen; während derſelben liegt es immer auf dem Sit⸗ 
zungstiſche. 

Eben dort. ur 

156. In Beziehung auf die Eintragung der eingegangenen Schriften in ſtreitigen 
Rechtsſachen, werden nach Verſchiedenheit der Gerichte folgende beſondere Beſtimmungen 
beobachtet: 


I. In den Gerichtsbehoͤrden des Livlaͤndiſchen Gouvernements und der 
5 Stadt Narva. 


In den Gerichten des Livlaͤndiſchen Gouvernements und der Stadt Narva werden die 
ſchriftlichen Eingaben in ſtreitigen Rechte ſachen, nachdem fie produktirt worden, in das 
Tiſchregiſter eingetragen, ihr Eingehen im Journale bemerkt und fie zu den die Sache bes 
treffenden Akten gelegt (a). 


* 


II. In den Gerichtsdehoͤrden des Eſthlaͤndiſchen Gouvernements. 


In den Eſthlaͤndiſchen Gerichtsbehörden wird nur im Oberlandgerichte das im § 134 
erwaͤhnte Tiſchregiſter geführt; in allen übrigen Gerichten dieſes Gouvernements werden die 
eingehenden Schriften in das Protokoll eingetragen; der Sekretair produktirt fie d. h. be⸗ 
merkt auf denſelben den Namen der Behörde und das Datum der Eintragung ins Preto⸗ 
koll (b). 


III. In den Gerichtsbehoͤrden des Kurlaͤndiſchen Gouvernements— 


In den Kurläͤndiſchen Gerichtsbehörden werden in das Tiſchtegiſter nur die Befehle, 
Anträge, Mittheilungen, Berichte und Geſuche eingetragen; die Schriften aber in ſtreitigen 
Rechtsſachen und in peinlichen Sachen werden, nachdem auf denſelben bemerkt worden, 
wann fie eingegangen, zu den betreffenden Akten der Sache gelegt, und in das dazugehörige 
Spezialprotokoll eingetragen, welches zugleich auch die darauf erfolgte Verfuͤgung des Ge⸗ 
richts enthaͤlt (e). 5 

(a) Liwl. Kanz. O. v. 1789 Ott. 13 99 2, 3. — b Ununterbr. Gewohnh. — (e) Kurl. Kanz.⸗O. v. 
1796 98 3 — 6, u. ununterbr. Gewohnh. 
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157. Im Falle mündlich in der Behörde anzubringender Gefuche oder Anträge, werden 
die Anſuchenden zur Beibringung der nöthigen Erklaͤrungen in das Sitzungszimmer ges 
führt, und von dem Vorſitzer in Gegenwart der übrigen Glieder angehört. 

Allg. Reichsg. Bd, II; Allg. Gouv.⸗Verf. 909 111 u. 112. 

138. Wird der Antrag der Beruͤckſichtigung werth befunden, fo wird er ins Journal 
oder Protokoll eingetragen und nachdem dann der Anſuchende abgetreten, wicd von den 
Gliedern über den Antrag gehörig berathen; hierauf eröffnen fie dem wieder vorgerufenen An⸗ 
tragſteller die von ihnen gefaßte Entſcheidung, womit die ganze Verhandlung geſchloſſen iſt. 

Eben dort, $ 113, — Kön. Schwed. Prozeß⸗O. v. 1615 $ 23. 

139. Ruͤckſichtlich der mündlichen Geſuche und Erklärungen in ſtreitigen Rechtsſachen 

gelten die daruͤber im Civilprozeſſe ausfuͤhrlich angegebenen Regeln. 


Zweites Hauptſtuͤck. 
Von dem Geſchaͤftsgange. 


Erſte Abtheilung. 
Von dem Vortrage der Sachen. 

140. Der Vortrag der eingegangenen und ins Tiſchregiſter eingetragenen Akten iſt 
die Pflicht des Sekretairs. 

Allg. Reichag. Bd. II; Allg. Gouv.⸗Verf. $ 134. 

141. Wenn zum Vortrage einer eingegangenen Sache irgend welche andere im Ar⸗ 
chive derſelben Behörde befindliche Dokumente oder ſonſtige Schriften erforderlich ſind, 
fo muß der Sekretair dieſelben zum Vortrage in der Sitzung vorbereiten. Beim Eingehen 
einer Sache muß daher die Kanzellei vergleichen und bepruͤfen, ob alle dieſelbe bildenden 
Akten und dazu gehdrenden Schriften wirklich vorhanden und in gehöriger Ordnung ſind. 

Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. 9114, — Eſthl. R. u. LR. B. 1, Tit. VII. Art, 4. 

142. Der Vortrag geſchieht in Gegenwart aller anweſenden Mitglieder bei ge⸗ 
ſchloſſenen Thuͤren. 

Kön. Schwed. Prozeß⸗O. v. 1615 Juni 23 5) 27, 28; Eſthl. R. u. ER. B. I, Tit. X XXII. Art. I. 

143. Beim Vortrage der Civil⸗ und Kriminalſachen wird die im Civil: und Krimi⸗ 
nalprozeſſe genau vorgeſchriebene Reihefolge beobachtet. 

Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. $ 152, 
144. Der Vortrag beſteht darin, daß der Sekretair jede eingegangene Schrift nebſt 
Beilagen waͤhrend der Sitzung von Anfang bis zu Ende vorlieſt. 
Kön. Schwed. Prozeß⸗O. v. 1615 Juni 23 § 32. 
145. Die Glieder haben beim Vortrage der Sache darauf zu ſehen, daß Nichts aus 
den Akten weggelaſſen, kein Umſtand verſchwiegen, kein die Sache betreffendes Geſetz unbe— 
ruͤckſichtigt bleibe, und daß der Vortrag überhaupt genau, aufrichtig und der Wahrheit ges 


maͤß geſchehe. 
Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. $ 130. 


146. Beim Vortrage einer Sache haben die Glieder das Recht alle moglichen Auf⸗ 
klaͤrungen zu verlangen, und der Vortragende muß über jede ſich ergebende Frage auf We⸗ 
fen und Inhalt der Originalakten begründete Erläuterungen geben. 

Ununterbr. Gewohnh. 
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1471. Wenn die zum Vortrage kommende Akte, ohne eine geſchloſſene und ſpruchreiſe 
Sache zu enthalten, ſo umfaſſend iſt, daß zur Faͤllung einer Reſolution die vergleichende 
Zuſammenſtellung mehrerer Dokumente und verſchiedener Thatumſtaͤnde nothwendig 
wird: — fo trägt die Sitzung dem Sekretair auf, einen beſonderen ſchriftlichen Vortrag 
über die Sache abzufaſſen. 

Eben ſo. 


148. Wenn in einer Gerichtsbehörde, in Betreff einer gefchloffenen und ſpruchreifen 
Sache, auf Grundlage der Geſetze uͤber das Gerichtsverfahren eine Relation von einem der 
Glieder des Gerichts angefertigt worden iſt, ſo wird dieſelbe der Sitzung von dem Sekretair 
oder dem verfaſſenden Mitgliede ſelbſt vorgeleſen, wobei zugleich die zur Erlaͤuterung noth⸗ 
wendigen Stellen aus den Akten ſelbſt im Originale geleſen werden, wie dies ausführlich 
in der Verfaſſung einer jeden Gerichtsbehöͤrde beftimmt iſt. 

Kön. Schwed. Prozeß⸗O. v. A615 Juni 23 9 32. 


149. Wenn in Betreff einer eingekommenen Sache Auskünfte über ſolche Gegen: 
fände nothwendig find, welche nicht durch die im Archive der Behörde ſelbſt befindlichen 
Dokumente erläutert werden, fo ſchiebt die Sitzung die weitere Verhandlung hierüber bis 
zu Erlangung der nöthigen Auskünfte auf, über deren Einforderung fie eine befondere 
Vaflgung trifft. 

Ununterbr. Gewohnh. 


150. Jedes Glied iſt berechtigt, nach geſchehenem Vortrage zur genaueren Durchſicht 
der Akten eine beſondere kurze Friſt fuͤr ſich zu verlangen, und es kann daher in der Folge 
Niemand ſich mit Unkenntniß irgend eines Umſtandes der Sache oder des Geſetzes, welcher 
beim Vortrage etwa uͤbergangenen oder nicht beruͤckſichtigt worden, entſchuldigen. 

Kön. Schwed. Prozeß⸗O. v. 1615 Juni 23, § 34. 


Zweite Abtheilung. 
Von der Berathung und der Beſchlußnahme. 

151. Nach Anhörung des Vortrags einer Sache oder einer Schrift findet zwiſchen den 
der Sitzung beiwohnenden Gliedern uͤber dieſe Sache oder Schrift eine gemeinſame Bera⸗ 
thung Statt, in Folge deren das Gericht ſeine Verfuͤgung trifft. 

Eſthl. R. u. LR. B. 1. Tit. XXXII. Art. 1. 


152. Durch feine Verfügung beſtimmt das Gericht, je nach der Natur der eingekomme⸗ 
nen Schrift, entweder ſie zur Nachricht zur betreffenden Akte zu legen, oder die in Betreff 
derſelben nöthigen Auskünfte einzuverlangen (vergl. oben $ 149), oder aber andere 
Maßnahmen zur weiteren Verhandlung derſelben zu treffen. Iſt die Verhandlung der 
Sache ſchon beendet, fo Fällt das Gericht nach gehöriger Berathung über diefelbe das Er— 
kenntniß in der Sache ſelbſt. 


> ProzepsD. v. 1615 Juni 23 5 29. — Eſthl. R. u. LR. B. I. Tit. XXX, 
Art. 1. 


155. Bei der Berathung über eine Sache äußert jedes Glied feine Meinung frel und 
offen nach feinem beften Wiſſen und Gewiſſen, ohne Anſehen der Perſon oder Ruͤckſicht auf 
Nebenantraͤge und Privatbriefe, kaͤmen fie auch von den angeſehenſten Perſonen im Staate, 
und urtheilt fo, daß er es vor Kaiſerlicher Majeſtaͤt und vor Gott ſelbſt verantworten 
konne. Niemand ſoll daher aus bloßem Eigenſinne oder perfönlichen Nebenruͤckſichten bei 
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feiner Meinung beharren, ſondern auch der Meinung eines Anderen, wenn er fie gegruͤndet 
findet, folgen. 
Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. $ 139. 

15%. Jedes Glied muß, feine Meinung verlautbarend, kurz, klar und deutlich ſich 
ausſprechen, und ſich nur auf die vorgetragene Sache beſchraͤnken, zuerſt deren Befchaf⸗ 
fenheit, dann die Beweiſe und endlich ſein Gutachten ſelbſt, wie er es nach Grundlage der 
Geſetze abgeben zu muͤſſen glaubt, auseinanderfegend. 

Eben dort, $ 140. 


155. Bei Verlautbarung der Meinungen, darf Niemand den Anderen unterbrechen, 
oder ihm in die Rede fallen, ehe derſelbe ſeinen Antrag geendet hat. 
Eben dort, $ 141. 


156. Ergibt ſich nach Verlautbarung der Meinungen durch die Glieder eine Nicht: 
uͤbereinſtimmung, fo muͤſſen fie ſich durch gegenſeitiges Aussprechen daruͤber zu vereinigen 
ſuchen, und einander zu dem Ende Fragen vorlegen und in ihren Antworten ihre An⸗ 
ſichten naͤher begruͤnden, ſo jedoch, daß ſie ſich nicht einander unterbrechen und nicht die 
gegenſeitige Höflichkeit außer Acht laſſen. Der Vorſitzer ſieht darauf, daß fie nicht von dem 
Gegenſtande der vorliegenden Sache abweichen und macht ihnen widrigenfalls die nöthige 


Erinnerung. 
Eben dort, § 142. 


157. Kommt es auch nach ſolcher gegenſeitiger Auseinanderſetzung der verſchiedenen 
Meinungen zu keinem einhelligen Beſchluſſe, ſo muß zur Abſtimmung geſchritten weiden, 
von dem juͤngſten Gliede damit anfangend und aufſteigend bis zum aͤlteſten. 

Eben dort, § 145, 
Anmerkung. Die Ausnahmen von dieſem allgemeinen Grundſage, in Betreff der Stimmordnung ir 
einigen Gerichtobehörden, find in den folgenden Buͤchern wo gehörig angegeben. 


158. Ein Glied, das Krankheitshalber oder anderer Gruͤnde wegen, nicht in de: 
Sitzung geweſen iſt, muß, wenn die Sache noch nicht entſchieden iſt, ſich dieſelbe ſpaͤte: 
vortragen laſſen und falls es in der Meinung mit den Anderen nicht uͤbereinſtimmt, fein« 
Stimme ſogleich ſchriftlich abgeben. Nur diejenigen brauchen ihre Meinung nicht abzu 
geben, welche beurlaubt oder in Dienſtgeſchaften abweſend, oder die Krankheitshalber voll 
kommen außer Kräften find, den Sitzungen beizuwohnen und an der Berathung von Ges 

ts il zu nehmen. 
n Eben dort, § 144. 

159. Die Stimme eines Gliedes wird der des andern Gliedes gleichgeachtet. Der Sekre⸗ 
tair hat keine entſcheidende Stimme; ſind aber die Meinungen der Glieder bei der Bera— 
thung nicht mit den Geſetzen uͤbereinſtimmend, fo muß er ihnen dieſes mit der ſchuldigen 
Ehrerbietung vorſtellenz und wenn fie dennoch immer bei ihrer Meinung beharren, zu feiner 
Rechtfertigung in ihrem Beiſein feine Vorſtellung im Journale oder Protokolle verzeich⸗ 
nen. Ausnahmen hiervon werden gehörigen Orts in den folgenden Büchern angegeben. 

Eben dort, § 145. 


160. Bei Verſchiedenheit der Anſichten wird die Sache nach Stimmenmehrheit ent⸗ 
ſchieden; find aber die Stimmen gleich getheilt, fo gibt die Meinung des Vorſitzers den 
Ausſchlag. 

Eben dort, $ 146. 
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161. Falls ein Glied nicht mit der Meinnng der Mehrheit übereinfimmt, fo kann 
es zwar ſeine Meinung im Journale oder Protokolle verzeichnen, iſt aber nicht berechtigt 
einen Proleſt einzureichen und daruͤber höheren Orts zu berichten. 

Gen.⸗Regl. v. 1720 Febr. 28 (3554), Kap. 6. 


162. Die in einer Sache getroffene Verfuͤgung wird von einem der Glieder eigenhaͤn⸗ 
dig ins Tiſchregiſter eingetragen und von dem Sekretair im Journale verzeichnet. In den 
Behoͤrden, wo keine Tiſchregiſter eingeführt find, wird die Verfügung von einem der Glieder 
gerade ins Protokoll geſchrieben. 

Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gow.-Berf. $ 149; — Kurt. Kanz.⸗O. v. 1796 $ . 


163. Das Journal oder Protokoll iſt ein taͤgliches Verzeichniß aller Verhandlungen der 
Behoͤrde. 

Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. $ 180; — Bef. d. Rig. Statth.⸗Reg. v. 1784 Mai 2; 

Livl. Kanz.⸗O. v. 1789 Ott. 15 § 6; Kurl. Kanz.⸗O. v. 1796 9 14. 


164. Hinſichtlich der Form der Journale und Protokolle gelten folgende Beſtim⸗ 
mungen: 


I. Fuͤr die Behoͤrden des Liplaͤndiſcheu Gouvernements. 


Das Journal enthaͤlt: a) das Datum des Sitzungstages; b) die Namen der anweſen⸗ 
den Glieder, mit Angabe der Stunde, zu welcher ſie erſchienen; e) den Inhalt der Sache 
und die Verfügung auf dieſelbe; d) die Meinungen der Glieder, welche von der gemein⸗ 
ſamen Verfuͤgung abweichen; e) die Namen der ausgebliebenen Gerichtsglieder, mit An⸗ 
gabe der Urſachen ihres Ausbleibens. Jede Seite des Journals muß rechts zwei beſon⸗ 
dere Rubriken haben; in der erſten wird in der Folge das Datum, an welchem das Jour⸗ 
nal unterſchrieben worden, bemerkt, in der andern das Datum, an welchem die Verfuͤgung 
in Erfüllung geſetzt worden (a). 


II. Fuͤr die Behoͤrden des Eſthlaͤndiſchen Gouvernements. 


In den Protokollen, die in dieſen Behörden ſtatt der Journale gefuͤhrt werden, wird 
zuerſt das Datum des Sitzungstages angegeben, darauf folgen die Namen der zur Sitzung 
erſchienenen, fo wie mit Angabe der angezeigten Urſachen die der ausgebliebenen Glieder; 
dann der Inhalt der eingegangenen Schriften und gemachten Anträge, und alle Verhand⸗ 
lungen in Betreff derſelben, zugleich mit den Verfuͤgungen des Gerichts (b). 


III. Fur die Behoͤrden des Kurländifhen Gouvernements. . 


„Das Journal enthält: a) das Datum; b) die Bezeichnung der Stunde, in welcher die 
Glieder ſich eingefunden haben; e) die Namen der gegenwärtigen Glieder; d) den Inhalt der 
zum Vortrag gekommenen Sachen, nebſt den darauf getroffenen Verfuͤgungen; e) die An⸗ 
träge des Gouvernementsprokureurs oder der Fiskale, nebſt den darauf gefaßten Beſchluͤſſen 
des Gerichtes; die Erklaͤrung des einen oder des andern Gliedes, die abweichenden Mei⸗ 
nungen und endlich die Vorſtellungen der Kanzellei, entweder in Beziehung auf die Ge⸗ 
ihäftsfonefpondenz mit anderen Behörden oder Perfonen, oder auf die innere Ordnung der 
Kanzelleigeſchaͤfte ) die Urfachen, weshalb das eine oder andere Glied an der Sitzung kei⸗ 
nen Antheil genommen hat; g) die allgemeine Angabe der in dieſer Sitzung entſchiedenen 
Civil- und Kriminalſachen, mit Hinweiſung auf die Nummer der Spezialprotokolle. Am 
Schluſſe heißt es: die Glieder gingen um die und die Stunde auseinander; heute ſind ſo 
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und fo viel Verfügungen getroffen. Die Erkenntniſſe und Reſolutionen, die in einer Sache 
erfolgt find, werden im Journale nur ganz kurz angegeben; ihr Inhalt wird vollſtaͤndig in 
die Spezialprotokolle eingetragen, welche alle in der Sache uͤberhaupt Statt gehabten 
Verhandlungen von Anfang bis zu Ende enthalten. Außerdem hat jede Seite des Jour⸗ 
nals rechts zwei beſondere Rubriken; in der erſten wird in der Folge das Datum be⸗ 
merkt, an welchem die Verfügung unterſchrieben worden, — in der andern das Datum, 
an welchem die Verfügung in Erfüllung geſetzt worden le). 
(a) Vergl. d. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. $ 151; — Livl. Kanz.⸗O. v. 1789 Okt. 15 
§ 6; 1753 Juli 14 (10149); Def. d. Rig. Statt.⸗Reg. v. 1784 Mai 2. — (b) Umumterbr. 
Gewohnh. und die Vorſchrift des Gen.⸗Gouv. v. 1808 Sept. 22. — (e) Kurl. Kanz.⸗O. v. 1796 
9 10. 


165. Die Urtheile, Beſcheide und Reſolutionen beginnen mit den Worten: Auf 
Befehl Seiner Kaiſerlichen Majeſtaͤt des Selbſtherrſchers al⸗ 
ler Reuſſen und fo weiter....... erfolgte in dem . . Ge⸗ 
richte, in der. ... Sache oder in Sachen mit 
folgendes Urtheil, Beſcheid oder Nefolution. Der Inhalt des Er⸗ 
kenntniſſes endigt mit den Anfangsbuchſtaben der drei Worte: Von Rechts we 
gen. Hierauf wird angegeben: Geſchehen in dem ...... Gerichte, im 
dem . . . . Jahre, Monate und Tage, am Ende aber die Zeit der 
Eröffnung mit den Worten: Erdffnet an dem und dem Tage. . . (a). 
Die Verfuͤgungen werden waͤhrend der Sitzung in das Journal oder Protokoll geſchrie⸗ 
ben (b). 

(a) Allerh. beſt. Mein. des Reichsr. v. 1645 Jun 21. — (b) Allg. Reidsg. Bd. II, Allg. Gouv. 

Verf. 9 183. 


166. Kann das Journal oder Protokoll nicht an demſelben Tage fertig gemacht wer⸗ 
den, ſo muß daſſelbe am naͤchſten Sitzungstage vor allen andern Geſchaͤften zur Unter⸗ 
fehrift vorgelegt werden. If aber am andern Tage eine Sache vorzunehmen, die keinen 
Aufſchub leidet, ſo muß dieſelbe zuvor abgethan werden; bleibt auch dann keine Zeit 
mehr übrig, um das Journal oder Protokoll der vorhergehenden Sitzung zu unterſchreiben, 
ſo muß dieſes unfehlbar am dritten Sitzungstage geſchehen und darf in keinem Falle 


laͤnger aufgeſchoben werden. 
Eben dort, § 154. 


167. Das Journal oder Protokoll wird von allen Mitgliedern, die in der Sitzung, 
uber welche es geführt worden, zugegen waren, unterſchrieben. 
5 Eben dort, $ 155. 


168. Das Journal oder Protokoll wird von dem Sekretair kontraſignirt, ſelbſt in dem 
Falle, wenn er ſeine in der Sache dem Gerichte gemachte beſondere Vorſtellung verſchrie⸗ 


ben hat. 
Eben dort, $ 156. 


169. Ehe die Ausfertigung des Erkenntniſſes unterſchrieben worden, kann jedes 
Glied feine Meinung noch aͤndern und dies im Journale oder Protokolle, mit Angabe der 
dazu veranlaſſenden Gründe, verſchreiben (a); aber in den bereits gehöriger Weiſe 
ins Journal oder Protokoll eingetragenen und von den Gliedern unterſchriebenen 
Verfuͤgungen dürfen Worte weder ausgefteichen und radirt, noch uͤbergeſchrieben wer⸗ 
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den, bei Vermeidung der, fuͤr eine abfichtliche Veränderung diefer Art, durch die Geſetze 
feſtgeſtellten Strafen (b). 
(a) Kön. Schwed. Def. ans Hofg. v. 1688 Sept. 21, 1689 Okt. 14; Schwed. Landlagh p. 75 
not. e. — (b) Alg. Reichsg. Bd. II; Alg. Gouv.-Verf. 9 157. 


170. Wenn im Journale oder Protokolle irgend welche Radirungen oder Verbeſ⸗ 
ſerungen vorgekommen und keine Zeit übrig war, die verdorbenen Blaͤtter umzzuſchrei⸗ 
ben, fo muͤſſen, jedenfalls noch vor der Unterzeichnung durch die Glieder, ſolche Nas 
dirungen oder Verbeſſerungen an der Seite oder am Ende jedes Abſatzes, wo ſie gemacht 
worden, bemerkt werden. 


Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. $ 158. 


171. Die Journale oder Protokolle der Behörden werden auf gewöhnlichem Papiere 
geſchrieben und keine Stempelgebuͤhren dafuͤr erhoben. 
Eben dort, $ 160, 


172. Die Journale und Protokolle werden jährlich eingebunden, nachdem zuvor die 
Seiten paginirt und am Eingange ein alphabetiſches Perſonen- und Sach⸗Regiſter hin⸗ 
zugefügt worden. 

Eben dort, $ 161; — Livl. Kanz.⸗O. v. 1769 Ott. 15 5 6; Kurl. Kanz.-O. v. 1790 6 24, 


173. Bei jeder Behörde muͤſſen Verzeichniſſe über die daſelbſt anhaͤngigen, noch nicht 
entſchiedenen Sachen geführt werden. Sie liegen immer vor dem Vorſitzer auf dem Sit⸗ 
zungstiſche. In dieſen Verzeichniſſen iſt der Gegenſtand der Sache, die Zeit, wann ſie 
in dieſer Behörde anhängig geworden, und wie weit die Verhandlungen in derſel⸗ 
ben bereits gediehen ſind, genau anzugeben; außerdem iſt in den Verzeichniſſen uͤber 
die anhaͤngigen Kriminalſachen noch insbeſondere hinzuzufuͤgen, ob und wer in der 
Sache zur Haft gebracht worden, wann und weshalb; auch werden die Urſachen, welche 
die Entſcheidung vorzoͤgert haben, angegeben. 

Gen.-Regl. v. 1720 (3534) Kap. 4 u. 20; — vivl. Kanz.-O. v. 1789 Oft, 18 5 4. 


— —— — — 


Drittes Hauptſtuͤck. 
Von der Abfaſſung der Ausfertigungen. 


174. Die Abfaſſung der Ausfertigungen liegt der Kanzellei ob, und zwar 
. Beamten, welchen dies nach der Geſchaͤftsvertheilung ausdruͤcklich aufer⸗ 
egt iſt. 

Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. $ 173. 

175. Die Ausfertigungen dürfen nicht anders als genau in Gemaͤßheit der ins Jours 

nal oder Protokoll eingetragenen Verfuͤgung abgefaßt werden. 
Eben dort, $ 174. 

176. Die Ausfertigungen müſſen fo klar und genau als möglich abgefaßt fein, und 
alle in der Sache noͤthigen Auskünfte enthalten, um nicht Anlaß zu Fragen und Miß⸗ 
verſtäͤndniſſen zu geben und dadurch Verzögerungen der Ausführung zu veranlaſſen. 

Eben dort, § 175. 
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177. Berfchriften, Mittheilungen und Berichte müffen für jede Sache befonders aus» 
gefertigt werden, damit nicht verfchiedene, nicht zur felben Sache gehörige, Gegenſtaͤnde in 
eine und dieſelbe Schrift gebracht werden. 

Eben dort, § 176. 


178. Der Vorfiger muß in allen Sachen überhaupt, die übrigen Glieder aber, jeder 
in dem ihm uͤbertragenen Geſchaͤfte, darauf ſehen, daß nach getroffener! Verfügung 
die Abfaſſung der nöthigen Ausfertigungen ungefdumt Statt finde. Für jede Zögerung 
hierin werden ſie und der Sekretair, je nach Wichtigkeit der Sache, zur Verantwortung 
gezogen. 

Eben dort, § 177. 

179. Die, in Gemaͤßheit der in der Sache getroffenen Verfügungen verfaßten, Ausfer⸗ 

tigungen werden vom Sekretair der Behörde zur Beſtäͤtigung vorgelegt. 
Livl. Kanz.⸗O. v. 1789 Okt. 15; Kurl. Kanzl.⸗O. v. 1796. 


180. Die Konzepte der ausgehenden Schriften werden zum Zeichen ihrer Beftätigung 
vom Vorſitzer bezeichnet, bevor ſie in der Kanzellei ins Reine geſchrieben werden. 
Eben dort. 


181. Die Ausfertigungen, welche beim Schriftwechſel der Behörden zur Anwendung 
fonımen, find: Befehle, Anträge, Mittheilungen, Benachrichtigungen, Berichte, Unterle⸗ 
gungen und Vorſtellungen. Die Anwendung der einen oder andern Form beim Schrift⸗ 
wechſel hängt von der Amtsgewalt und Unterordnung der Behörden ab, welche jeder derſel⸗ 
ben durch ihre Verfaſſung angewieſen worden. 

Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. $ 178, 


182. Jede in einer Privatſache ausgefertigte Schrift, die mehr als einen Bogen bes 
tragt, muß auf jeder Seite wenigſtens 24 Zeilen und jede Zeile wenigſtens 40 Buchſtaben 
enthalten. 

Vorſchr. d. Juſtiz⸗Koll, v. 1766 Ott. 24, 1772 Sept. 11; Livl. Kanz.⸗Taxe v. 1799 Juli 

6; Inter.⸗O., für d. Manng. v. 1655 Mal 9 § 9; Rev. Kanz.⸗Taxe v. 1818 Sept. 6. 


185. Jede Ausfertigung, im Falle fie ein Urtheil, einen Beſcheid oder eine Reſolu— 
tion in ſich faßt, beginnt mit den Worten: Auf Befehl Seiner Kaiſerlichen Ma— 
jeftät des Selbſtherrſchers aller Reuſſen und fo weiter... (vergl. § 165) 
und endigt mit den Worten: „aus dem ...... Gerichte; fie wird mit der Ausfer⸗ 
tigungsnummer und dem Datum verſehen. 

Allerh. beſt. Mein. d. Reichsr. v. 1845 Juni 21. 


18%. Die Ausfertigungen werden nach den, für jede Behörde insbeſondere aufgeftellten, 
Regeln unterſchrieben und vom Sekretair kontraſignirt. Enthaͤlt die ausgefertigte Schrift 
einen Bericht an den Dirigirenden Senat, fo unterſchreiben dieſelbe ſammtliche am Tage 
der Unterzeichnung gegenwaͤrtig geweſene Glieder. 

Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. 9. 179. 


185. Alle Ausfertigungen in Privatfachen werden auf dem geſetzlichen Stempelpapiere, 
das von den Privatperſonen beizubringen iſt, geſchrieben, oder aber auf gewöhnlichem Pa⸗ 
piere, jedoch mit Einforderung der Stempelgebuͤhr, wie dies im Civilprozeſſe ausführlich 
angegeben iſt. 


Eben dort, § 180. 


186. Auf jeder Schrift muß angegeben fein: ihre Benennung (Befehl, Mittheilung, 
Bericht u. ſ. w.) mit kurzer Angabe ihres Inhalts, fo wie die Behoͤrde oder Perſon, an 
welche dieſelbe gerichtet iſt, und die Behörde, von welcher ſie ausgeht. 

Eben dort, § 181. 


187. In Sachen, die geheim zu halten ſind, iſt ſowohl auf dem Couvert, als auf 
dem Papiere ſelbſt, das Wort: «Geheim zu ſchreiben. 
Eben dort, § 182. 


Anmerkung. In den Regiſtern über den Empfang von Befehlen wird der Inhalt der geheimen 
Befehle nicht verſchrieben, wie bei den uͤhrigen, ſondern nur Datum und Nummer des Eingangs. 
Eben dort, Anm. 


188. Alle ausgehenden Schriften werden in beſondere Verzeichniffe oder Miſſive woͤrt⸗ 
lich nach der Zeitfolge und Nummer eingetragen. Bei Behörden, wo viele Ausfertigungen 
vorkommen, werden mehrere Miſſive geführt; naͤmlich, eins für Civilurtheile, eins 
für Kriminalurtheile, eins für Beſcheide, eins für Vorſchriften, Mittheilungen, Berichte 
und andere Ausfertigungen. Die beſondern Regeln über die Miſſive, je nach den verſchie⸗ 
denen Behörden, find in den folgenden Büchern angegeben. 

Livl. Kanz.⸗O. v. 1789 Okt. 15, Kurl. Kanz.⸗O. v. 1796. 


189. Die Miſſive werden gleich den Journalen und Protokollen am Schluſſe jedes 
Jahres geheftet und, mit einem Regiſter verſehen, eingebunden. 
* Eben dort. 


190. Um ſicher zu fein, daß die Ausfertigungen wirklich gehörigen Orts abgegeben 
worden, wird in jeder Kanzellei ein beſonderes Expeditionsbuch gehalten, in welches die 
mit der Poſt abzufertigenden oder perfonlich abzugebenden Schreiben, mit Anzeige der 
Nummer und der Behörde, oder der Perſon, an welche fie ergehen, von einem Kanzellei⸗ 
beamten eingetragen werden, und in welchem diejenigen, die ſie empfangen „ihren Namen 
zur Quittirung des Empfangs verzeichnen. 

Eben dort. 


191. Die Ausfertigungen werden den fie betreffenden Privatperfonen durch den Ge⸗ 
tichtsdiener, in beſonderen Faͤllen auch durch die Polizei, eingehaͤndigtz Statt der Verzeich⸗ 
nung im Expeditionsbuche, kann eine beſondere Quittung uͤber den Empfang verlangt 
werden, die alsdann zu den Akten genommen wird. 

Ununterbr. Gewohnh. 


192. Iſtt die betreffende Privatperſon oder ihr Bevollmächtigter nicht zur Stelle, fo 
ſchicken die Unterbehörden ihnen die Gerichtsdiener auf ihre Koſten zu; die Oberbehöorden 
aber verfahren in dieſem Falle mittelſt der ihnen untergeordneten Behörden, 

Eben fo. 


195. Jede Behörde hat ihr Siegel, mit dem gehdrigen Gouvernements⸗, Kreis: 
oder einem anderen Wappen und der Umſchrift ihrer Benennung. Die Aufbewahrung des 
Siegels liegt dem Sekretair ob. 

Allg. Reichsg. Bd. II,, Allg. Gouv.⸗Verf. $ 187. 

Anmerkung. Die Größe des Siegels mus überall gleichmaͤßig fein, von der Größe eines halben 
Rubels Silber. Zur Vorſicht gegen Nachmachung von Amtsſiegeln und Stempeln durch Privat Gras 
veure werden folgende Regeln beobachtet: 1) Ale Behörden und Obrigkeiten müffen das Stechen von 
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Amtsſiegeln und Stempeln in den Städten, wo ſich Graveure finden, dieſen nicht anders anvertrauen, als 
nachdem dieſelben zu dieſem Ende in die Behörde oder zu der Obrigkeit, für welche die Siegel oder 
Stempel erforderlich ſind, berufen worden. 2) In den Staͤdten, wo es gar keine Graveure gibt oder wo es 
aus irgend welchen Gruͤnden vorgezogen wird, die Siegel und Stempel in den Städten anderer Gouverne⸗ 
ments zu beſtellen, muͤſſen die betreffenden Behörden ſich an die Befehlshaber dieſer Gouvernements 
wegen des Stichs wenden und ihnen Abdrücke oder Zeichnungen der nötligen Siegel oder Stempel zu» 
gleich mit dem für die Bezahlung nöthigen Gelde ſenden; die Befehlshaber der angegebenen Gouver⸗ 
nements find verpflichtet, ſobald die verlangten Siegel oder Stempel fertig find, dieſelben unverzuͤg⸗ 
lich mit amtlichen Schreiben abzuſenden. 3) Wenn die Graveure die von ihnen geſtochenen Siegel 
oder Stempel vorlegen, müͤſſen ihnen von den beſtellenden Behörden und Obrigkeiten beſondere Zeugs 
niſſe gegeben werden, mit Angabe: wie viel Siegel und Stempel, wann und für wen insbeſondere, 
von ihnen geſtochen worden. 4) Im Falle, daß Privat⸗Graveure Amtsſiegel oder Stempel in Wis 
derſpruch mit den oben angegebenen Regeln ſtechen, wird mit ihnen nach den Strafgeſetzen verfahren. 
Eben dort, Anmerkung. 


194. Das Siegel wird nur denjenigen Ausfertigungen beigedruͤckt, welche gerichtliche 
Beglaubigungen, Atteſtate oder Beſcheinigungen enthalten. Befehle, Anträge, Mitthei— 
lungen, Berichte und dergleichen Schriften werden bloß mit Abdruͤckung des Siegels 
auf dem Couverte abgeſchickt (a). Das Siegel muß fo abgedruckt werden, daß an der 
Aechtheit deſſelben kein Zweifel fein könne (b). 

(a) Ununterbr. Gewohnh. — (b) Circulair-Vorſchr. d. Juſtiz⸗Miniſters an den Livl, Gouv.⸗Pro⸗ 

kureur, veröff. von der Gouv.-Reg. 1809 Juni 10. 


195. Alle aus einer Behoͤrde abzufertigenden Schreiben werden in Gegenwart eines 
oberen Kanzelleibeamten verſiegelt, der darauf zu ſehen hat, daß keine Privatbriefe in die 
Couverts hineingelegt werden; von allen abzufertigendeu Schriften muͤſſen reine Konzepte 
oder Abfchriften bei den Akten zuruͤckbehalten werden. 

Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. § 188, 

196. Die Prozeßakten in Civil: und Kriminalſachen muͤſſen bei der Verſendung mit 
der Poſt in Leinewand eingenäht werden; Appellationsſachen erhalten eine beſondere Auf⸗ 
ſchrift, die in den Geſetzen uͤber das Gerichtsverfahren angegeben iſt. 

g Eben dort, $ 189. 

197. Hinſichtlich der andern Ausfertigungen, welche mit der Poſt zu verſenden ſind, 
beobachten Behörden und Obrigkeiten folgende Regeln: 

1) Das Format des Papiers fuͤr den gewöhnlichen Schriftwechſel muß überall gleichförs 
mig fein, und namentlich gleich dem im Jahre 1833 feſtgeſtellten Formate. 

2) Die Ausfertigungen muͤſſen ſtets auf gehörige Weiſe in Folio-, Quart- oder Oktav⸗ 
format couvertirt werden; es iſt geſtattet, die Ruͤckſeite der Ausfertigung, wo dies thunlich 
iſt, als Couvert zu benutzen. 

3) Alle Ausfertigungen, die von keinem Belange find, konnen auf halben Bogen, in 
Quartformat zuſammengelegt, geſchrieben werden. 

4) Es iſt erlaubt, ſtatt des Siegellacks, Oblaten zur Verſiegelung amtlicher Ausfer⸗ 
tigungen zu gebrauchen; auch wird geſtattet, die Couverte zu kleben und das Amtsſiegel 
mit Farbe aufzudrucken. 

5) Auf jedem Couvert, das in Amtsſachen mit der Poſt zu befördern iſt, muß die Auf⸗ 
ſchrift durchaus nach der beſtimmten Form geſchehen: An die und die Behörde oder 


Perſon, von der und der Behörde oder Perſon. 
Eben dort, $ 190. 
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198. Alte aus den Behörden eines Oits an die eines andern zu erlaſſenden Ausferti⸗ 
gungen muͤſſen durchaus am erſten Poſttage abgeſchickt werden; fie durch Privatperſonen zu 
befördern, iſt auf keine Weile erlaubt. 

Eben dort, $ 191. 


199. Alle von Behörden oder Amtsperſonen mit der Poſt, auf Grundlage der 
99 193—198, abgeſandten Schreiben und Packete find innerhalb der Graͤnzen des Ruſſi⸗ 
ſchen Reichs von der Bezahlung des Portos befreit. Die Poſtaͤmter find jedoch berechtigt, 
für diejenigen Couverts, die nicht mit der im $ 197, p. 5, vorgeſchriebenen Aufſchrift 
verſehen, oder die in Form gewohnlicher Briefe geſchrieben find, das Porto zu verlangen. 
Die Procentgelder von mit der Poſt zu verſendenden Geldſummen werden der Poſtkaſſe 
entweder auf Rechnung dieſer Summen ſelbſt, oder derjenigen Perſonen und Behörden bes 
zahlt, welchen fie gehören. 

Eben dort, § 192. 


200. Die Bezahlung der Gelder für von Behörden und Gouvernements⸗ Befehlshaber 
aus dem Auslande in Dienſtangelegenheiten empfangene Couverts an die Poſtaͤmter ges 
ſchieht aus den Summen, welche in den Gouvernements zu außerordentlichen Ausgaben 
angewieſen ſind. 

ö Eben dort, $ 193. 


Viertes Hauptſtuͤck. 
Von dem Ordnen der Akten. 


201. Die im Gerichte eingehenden Akten und Schriften und die Konzepte der darauf 
erlaſſenen Ausfertigungen ſind nach ihren verſchiedenen Gegenſtaͤnden zu ordnen, und die, 
welche eine und diefelbe Sache betreffen, wie fie der Folge nach zu einander gehören, zus 
ſammenzuheften, zu paginiren und mit einem Umſchlage zu verſehen. 

Livl. Kanz.⸗O. v. 1789 Okt. 15; Kurl. Kanz.⸗O. v. 1796, 


202. Jedes Aktenheft erhält auf dem Umſchlage eine beſondere Aufſchrift, worin der 
Inhalt und Gegenſtand der Akten, und wenn es eine Civil- oder Kriminalſache iſt, auch 
die Namen der Klaͤger und Beklagten oder der Angeſchuldigten, fo wie der Tag des Be: 
ginns und der Entſcheidung der Sache, kurz anzugeben iſt. Sind die Verhandlungen einer 
Sache fo weitlaͤufig und die Akten fo ſtark, daß fie nicht fuͤglich alle zuſammengeheftet werden 
können, fo find fie in zwei, drei oder mehrere Hefte zu theilen; jedes derſelben aber wird 
in dieſem Falle mit der gleichen Aufſchrift verſehen und der Reihenfolge nach numerirt: 
erſtes, zweites, drittes Heft u. ſ. w., die Paginirung iſt jedoch fortlaufend. 

Eben dort. 


205. Jeder Akte und jedem beſonderen Aktenhefte iſt ein Rotulus oder Verzeichniß 
aller in dem Hefte befindlichen Schriften und dazu gehoͤrigen Beilagen, mit Angabe der 
Seitenzahlen, unter denen ſie zu finden ſind, vorn beizufügen, 

g Eben dort. 


20%. Zu den Akten in Kriminalſachen und, wo dies nach Verſchiedenheit der Ges 
richte in den folgenden Büchern und im Civilprozeſſe vorgeſchrieben iſt, auch zu den Akten 


in ſtreitigen Rechtsſachen gehört zugleich ein Spezialprotokoll über alle in dieſer Sache 
Statt gehabten Verhandlungen, eingegangenen Schriften und muͤndlichen Antraͤge, und 
was auf dieſelben verfügt worden, mit dem in der Sache endlich erfolgten Erkenntniſſe. 
Auch dieſes Protokoll iſt geheftet und paginirt den Akten beizufügen, und enthält eine kurze 
Ueberſicht der gerichtlichen Verhandlungen und wann ſie namentlich Statt gehabt, mit 
Hinweiſung auf die Seitenzahl in den Verhandlungsakten. 

Eben dort. 5 


205. Die zur allgemeinen Nachachtung oder bloß zur Wiſſenſchaft geſendeten Aller⸗ 
höchſten Ukaſe, Namentlichen Befehle, Allerhöchft beftätigten Gutachten des Reichsraths 
und Beſchluͤſſe des Miniſter-Komités, Senats⸗Ukaſe und jegliche obrigkeitliche Verordnun⸗ 
gen find nebſt den ſich darauf beziehenden beſondern Vorſchriften der Gouvernementsregie⸗ 
rung und anderer oberer Behörden, gleichfalls nach der Zeitfolge der Ausfertigung zu 
ordnen und zu paginiren, und am Schluſſe jeden Jahres mit Beifuͤgung eines chronolo⸗ 
giſchen oder alphabetiſchen Inhaltsverzeichniſſes, worin der Inhalt jeder einzelnen Verord⸗ 
nung unter der betreffenden Nummer und Seitenzahl kurz nachgewieſen wird, einzubinden. 

Eben dort. 


206. Hat in Folge einer allgemeinen Anordnung, Ukaſes oder Vorſchift der Gouverne⸗ 
mentsregierung oder einer anderen Oberbehoͤrde, ein Schriftwechſel oder ein beſonderes 
Verfahren ſtattgefunden: fo werden die Ukaſe, Anordnungen oder Vorſchriften im Originale 
der im vorhergehenden § erwähnten Sammlung einverleibt, aus der betreffenden Ver⸗ 
handlung aber eine beſondere Akte gebildet, zu deren Vervollſtaͤndigung auch eine getreue 
Abſchrift des Ukaſes oder wenigſtens eine Nachweiſung, wo das Original deſſelben zu 


inden iſt, beigefügt wird. N 
f s 1x Eben dort. 


Dritter Titel. 
Von der Ordnung des Schriftwechſels zwiſchen den Behoͤrden. 


207. Oberbehoͤrden erfaffen an die ihnen untergeordneten Behörden Befehle und Vor: 
ſchriften, und erhalten von ihnen dagegen Berichte, Vorſtellungen und Unterlegungen. 
Gleichſtehende Behörden korreſpondiren mit einander vermöge Mittheilungen und Bes 
nachrichtigungen. 

Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. $$ 194, 195. 


208. Oberbehoͤrden treten unmittelbar in Schriftwechſel nicht bloß mit den ihnen 
untergeordneten Behörden, ſondern auch wit den ihnen gleichſtehenden Behoͤrden ſelbſt 
in andern Gouvernements. — Eben fo konnen auch die gleichſtehenden, einander nicht 
untergeordneten Landes- und Stadtbehoͤrden deſſelben Gouvernements mit einan⸗ 
der unmittelbar in Schriftwechſel treten (a); nur die Untergerichte in den Städten 
korteſpondiren mit andern Behörden niemals von ſich aus, ſondern nur durch Vermittelung 
der Magiſtrate (b). 


(a) Eben dert, $ 196. — (b) Ununterbr. Gewohnh. 
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209. Unterbehörden des Landes und Magiſtrate korreſpondiren gleichfalls unmittelbar 


nicht bloß mit gleichſtehenden, ſondern auch mit Oberbehörden, die zu andern Gouverne⸗ 
ments oder zu andern Verwaltungszweigen gehbten, wenn die Nequifition Ertheilung 
ae ee von Zeugen, Einſendung von Urkunden oder dergleichen be⸗ 
trifft; bedürfen ſie aber nicht Auskunft über die Sache, fondern Stellung von betheiligten 
Perſonen oder von Zeugen, fo konnen fie hierzu die Behörden des andern Gouvernements 
oder anderer Verwaltungszweige nicht von ſich aus aufferdern, ſondern muͤſſen darüber ihrer 
Gouvernementsregierung vorſtellen, welche dann mit wem gehörig korreſpond it. 
Aug. Neichsg. Bd. II., Allg. Gouv.⸗Verf. 9 10. 
„ ei nate 1 Ede e ern eiten N 5 
210. Wegen icgend welcher Nachrichten und Ausktinfte, welche Geuvernementebehbtden 
von den Unterbehörden eines andern Gouvernements oder anderer Verwaltungszweige einzu⸗ 
ziehen haben, ſo wie wegen ſolcher Aufträge, welche fie von denſelben an Ort und Stelle 
ausgerichtet oder vollzogen wünſchen, wenden fie. ſich an die Gouvernementeregierung des 
betreffenden Gouvernements, oder an die Obrigkeit, welcher jene Behörden unmittelbar unter⸗ 
geordnet ſind. e gr ir i clan 
Eben dort, 9 198, 


211. Wenn Seuguiſe bet Alter, Konftmatton, Abendmablsfeſer, Vetehe 
oder Tod einer herſon, oder üer deren Lebenswandel, deren Kinder und Tea m 
andern Perfonen und deigleſchen Ah den bei den Küchen geführten Büchern in einer 
Behörde erforderlich find, fo kann ſich dleſelbe unmittelbar an den Prediger des Orts des⸗ 
halb wenden, muß jedoch die näheren Umſlände, hinſichtlich der erforderlichen Auskunft, 
genau angeben, um kein vergebliches Forſchen in den Kirchenbuͤchern zu veranlaſſen. 

Eben dort, $ 201;—- Bef. d. Livl. Gouv.⸗Reg. v. 1800 Ott. 31; Gefeg für die Evang.⸗Luther. 

Kirche in Rußland v. 1932 Dec. 28 (5870) 9 196. 


212. Jede Behörde muß dem enen Befehle oder Auftrage ihrer Oberbehörde ſo⸗ 
fort Folge leiſten, und uͤber die rfuͤllung deſſelben in zwei oder ſpaͤteſtens drei Wochen 
Bericht erſtatten. Iſt es unmoglich, in dieſer Zeit den Befehl zu vollziehen, ſo muß 
in derſelben Friſt wenigſtens berichtet werden, wann dies wird geſchehen konnen. 

Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. $ 203. 


215. Wird in ſolcher Friſt kein Bericht in der Sache erflattet, fo ergehet ein mahnen⸗ 
der Befehl. Erfuͤllt die Unterbehörde auch dieſen zweiten Befehl nicht binnen der 
naͤchſten drei Wochen und ſendet auch keinen Bericht über die etwa eingetretenen Hinder⸗ 
niſſe zu ihrer Entschuldigung ein, ſo wird nach Ablauf von ſechs Wochen, ohne die Zahl 
— * ee Auftrag und Bericht un terwegs fein — hinzuzuzaͤhlen, ein dritter 

g einichärfender Befehl mit Eſtafette an die ſaͤumige Behörde, auf Koſten ihrer Glieder 
und Sekretaire, erlaſſen u — 15 read e Für Vers 
Nr Bee und e eee ohne Beibringung geſetz⸗ 

ntichuldi ruͤnde, werden die Glieder und Sekretaiie, denen die Verhandlung der 
Sue dee Gi going be d une e 
wie hu desc KB ht, dem Gerichte übergeben. 
5 N Eben dot, f. 204. Anett: Biol 


DDI 
en an ER un med n . 


214. Die Nachrichten und Auskünfte, welche von den Behörden gegenfeitig und u 
ſo auch von’ geijtlichen Behörden aus weltlichen einverlan werden, ſind denſelben ſo 
1 Th. 3 
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che als möglich und fpäteftens Binnen 13 Tagen nach Empfang der Requifition mützu⸗ 
theilen. 
. Eben dort, $ 205. 

215. Die unteren Behörden des Landes und die Magiſtrate, im Fall ihre geſetzmäßi⸗ 
gen Requiſitionen von anderen Behörden und Perfonen in der geſetzlichen Friſt nicht be⸗ 
antwortet oder erfullt werden, muͤſſen der Gouvernementsregierung daruͤber vorſtellen, 
welche, wenn die ſaͤumigen Behörden oder Beamten ihr untergeordnet ſind, dieſelben durch 
die geſetzlichen Mittel zu beſchleunigter Erfüllung anhaͤlt —wenn aber die Auskuͤnfte aus 
einem andern Gouvernement oder einem andern Verwaltungszweige requirirt wurden, die 
dafige Gouvernementstegierung oder die Oberbehörde des andern Verwaltungszmweiges aufs 
fordert, die betreffende Behörde dazu anzuhalten. 

Eben dort, § 206. 

216. Oberbehörden ſtellen, wegen Nöthigung anderer ihnen gleichſtehender Behörden 
zu beſchleunigter Antwort oder Erfüllung, den Departements des Dirigirenden Senats vor, 
welchen jene Behörden untergeordnet ind. 

Eben dort, J 207. 

217. Wenn Behörden, welche irgend woher auf ihre Requiſſtionen in der gefeglichen Friſt 
nicht gehörige Auskunft oder wirkliche Voll ziehung erhalten, dies auf dem vorgeſchriebenen 
Wege weder ahnden, noch daruber vorftellen, fo find ſie, als eben fo nachläffig wie die 
ſaͤumigen Behörden, auch der gleichen Beahndung wie dieſe zu unterziehen. 

Eben dort, § 208. 


—⸗ — 


Vierter Titel. 


Von der Rechenſchaftsablegung und Berantwortlichkeft 
der Behörden. e 


Erſtes Hauptſtuͤck. = 
Bon der Rechenſchaftsablegung der Behörden. 


Erſte Abtheilung. 
Von der Rechenſchaftsablegung über den Geſchaͤftsbetrieb⸗ 


218. Die Rechenſchaftsablegung hinſichtlich des Geſchaͤftsbetriebs beſteht: 

1) In monatlichen Berichten an die vorgeſetzten Oberbehörden Über alle von denſel⸗ 
ben im Laufe des Monats empfangenen Befehle und Aufträge. 

2) In zu beſtimmten Terminen den Oberbehörden und den Gouvernementsprokureuren 
einzuſendenden Verſchlaͤgen uͤber die Zahl der neu hinzugekommenen, bereits wirklich ab⸗ 
gemachten und noch anhaͤngig verbliebenen Sachen, mit Angabe der Zeit, in welcher 
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jede unerledigte Sache begonnen und der Urſachen, warum fie noch nicht hat abgemacht 
werden konnen. 
Allg. Reichsg. Bd. II., Allg. Gouv.⸗Verf. $ 209. 


219. Dieſe Berichte und Verſchlaͤge werden nach einer beſtimmten Form eingeſandt: 
die monatlichen mit Unterſchrift eines Gliedes und der Contraſignatur des Sekretairs, die 
übrigen aber, welche zu verſchiedenen Zeiten im Jahre und am Jahresſchluſſe, in Geſtalt ei⸗ 
ner Ueberſicht Uber den Geſchaͤftsbetrieb im Laufe des ganzen Jahres, einzuſenden find, muͤſ⸗ 
fen von allen Gliedern der Behörde unterzeichnet und vom Sekretair contraſignirt werden. 

Eben dort, § 210, 5 


220. In der Kanzellei jeder Behörde muß ein Verzeichniß der verſchiedenen Verſchlaͤge, 
mit genauer Angabe des Termins wann, und der Behörde wohin fie abzufenden find, ange⸗ 


ſchlagen fein (a). In den Oberbehörden aber werden beſondere Ver zeichniſſe über die einzu, 


fendenden Berichte und Verſchlaͤge, zur Bemerkung ihres Eingehens geführt (b). 
(a) Lal. Kanz.⸗O. v. 1789 Ott. 15 5 16. (p) Aug. Reichsg. Bd. II., Allg. Gouv.-Verf. 5210, 


221. In den untern Gerichtsbehörden des Landes und in den Landpolizei⸗ Behörden wer⸗ 
den bei jedem Wechſel der Glieder durch neue Adelswahl, genaue Verzeichniſſe über die an⸗ 
haͤngig verbliebenen, und die der Verantwortlichkeit der fruͤhern Glieder auferlegten Sa⸗ 
chen angefertigt, mit Angabe der Urſachen, warum die Sachen nicht zu gehdrigem Beſchluß 
gefuͤhrt worden, damit ſich aus dieſen Verze ichn iſſen erſehen laſſe, in welcher Lage der Geſchaͤft 
te jede Behörde auf die neu angeſtellten Glieder uͤbergeht. Dieſe Verſchlaͤge ſind eben ſowohl 
von den fruͤhern, als von den neu eintretenden, Gliedern zu unterzeichnen und ſodann dem 
Civilgouverneur zur Bepruͤfung und Genehmigung vorzuſtellen, und bevor dies geſche⸗ 
hen, können ſich die abgehenden Glieder nicht als ihres Dienſtes vollig enthoben an⸗ 
ſehen, noch ſich aus dem Gouvernement entfernen. 

Allg. Reichsg. Bd. II. Aug. Gouv.⸗Verf. $ 211. 


Zweite Abtheilung. 
Von der Rechenſchaftsablegung über Gelder. 


I. Von der Rechenſchaftsablegung über Kronsgelder. 


222. Die Behörden fuͤhren beſondere Schnurbuͤcher, ſowohl Über alle bei ihnen 
eingehenden Kronsgefaͤlle, als auch über Einnahme und Ausgabe der etatmaͤßig zu ihrer 
Unterhaltung beſtimmten Summen. Die etatmaäßig zur Verfügung der Behörden geſtellten 
Summen und überhaupt der Beſtand der Kaffe unterliegen der monatlichen Reviſion nach 
den allgemeinen Beſtimmungen. 

Eben dort, $ 212. 


225. Die etatmaßig zur Beſoldung und Unterhaltung der Behörden feſigeſetzten 
Summen muͤſſen ihnen in den beſtimmten Friſten auf ihre Forderung abgelaſſen werden, 
und es bleiben dann ſchon die empfangenden Behörden verantwortlich für die Ordnungs⸗ 
mäßigkeit der Forderung, Aufbewahrung und Verausgabung dieſer Summen, ſo wie fuͤr 
die gehörige Ruͤckgabe der Reſte. 2 

en dort. 
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224. Die etatmaͤßigen Summen der Behbrden und, bis zu deren gehdriger Abſen⸗ 
dung alle Rronsgefälle, muͤſſen in der Gerichtsſtube in beſonderen Kaſten unter Verſchluß 
und Siegel des Vorſitzers oder eines von ihm dazu beſtimmten Mitgliedes aufbewahrt 
werden; den mit Einnahme und Ausgabe betrauten Beamten werden zu Zeiten nur die 
Geldſummen, welche für die Beſoldung und die Kanzellei⸗Ausgaben nöthig find, übergeben. 
(Diefe Beamten werden von Zeit zu Zeit durch Wahl aller Kanzelleibeamten aus ihrer 
Mitte beſtinunt unter Genehmigung aller Glieder der Behörde, und es haften für dieſelben 
alle zum vollen Beſtande der Behörde gezaͤhlten Glieder; der allgemeine Grundſatz von 
Abforderung der Unterſchrift von den Kaſſenbeamten bei ihrem Eintritte ins Amt — Allg. 
Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. 9 2627 — findet auf die obenbezeichneten Beam⸗ 
ten keine Anwendung.) Dort übrigens, wo eine große Anhaͤufung befonderer Summen 
bis wellen vorkommt, find die Behörden nicht durch die hier gegebenen Vorſchriften beſchrankt, 
ſondern wenden auch andere ihnen zustehende Mittel an, 3. B. die Abgabe der Gelder in 


die Kreiscenteien zur Aufbewahrung nach den Regeln über. fremde Gelder (Allg. Reichsg. 
Bd. II, Allg. Gouv. Verf. 9 2752), oder in das Kaſſagewolbe der Gouvernementsregie⸗ 
rung, wenn ein ſolches vorhanden iſt. — 9 

f Eben dort, $ 213. 


2 4 194 22 


225. Die Behörden ſenden Kronsgelder, als da find; Poschline, Sanzeleis un 
Stempelgebühren —ohne den geringften Verzug, unter ſtrenger Beahndung fuͤr Aufenthalt 
dieſer Summen, an die Kreistentei gegen Quittung des Rentmeiſters. Ueber die Abliefe⸗ 
rung von Geldern in die Rentei benachrichtigen die Behörden, jedesmal oder monatlich den 
Raimmalhof, weiche dieſe Benachrichtigungen mit den Berichten des Rentmeiſters ver; 
gleicht, hierbei das Datum des Eingangs der Summen ‚forgfältig beachtennd. 
190 2 un ‚users Eben dort, 6,314. In ban; “al 2 —— 61. 
226. Den Beherden wird es zur ficht gemacht, ſtrenge Obacht zu hiben ber dle 
wirkliche Ablieferung der bei ihnen eingehenden Reichseinkünfte wohin gehörig, in die 
Kreisrentei oder auf die Poſt, an demſelben Tage, an welchem von den Gliedern die Mit⸗ 
theilung oder Benachrichtigung unterfchrieben wird, mit welcher die Gelder begleitet wer⸗ 
den —dergeſtalt, daß jede Verzögerung in Ablieferung der Gelder auf die Poſt oder in die 
Rentei, um fo mehr noch ihr Verluſt, auf die Verantworkung der Glieder ſelbſt fällt, fo: 
wohl der die Gelder abliefernden oder abſendenden Behörde, als des wegen unterlaſſener 
Aufſicht ſchuldigen Kameralhof sz. x 
Eben dort, $ 215. 


227. Die Appellationsgelder, welche nach den Regeln des Grrichtsverfahrens bis 
zur 1 der Sache zur Aufbewahrung an die Kollegien ae 
1 7 N uf 


eliefert werden, müffen bei ihrem Empfange und ihrer Abſendung gleicher n die 


Finnahme⸗ und Ausgabe- Bücher jeder Behörde eingetragen werden. 

Eben dort, 9 217; — Alg. Reichsg. Bd. XIII, Reglem. der Alg. Fürſorge $ 331 —Alerh. bel. 
Mei. d. Reichs. v. 1840 Ma 27 (13408). 3 

228. Die Schnurbuͤcher uͤber Einnahme und Ausgabe und über die Stempelgebüh⸗ 
ren werden, nach Ablauf des Jahres, zugleich mit den aus ihnen zuſammengeſtellten Gene⸗ 
ral tabellen, dem Kameralhofe zur Reviſion zugeſandt; als Friſt wird hierzu ein Monat 
gegeben, dergeſtalt, daß die in den Kreiſen befindlichen Behörden fie unausweichlich in den 
erſten Tagen des Februars und nicht ſpaͤter als am 10 Februar auf die Poſt zu geben 
haben; für Verabſaͤumung dieſer Friſt werden die Schuldigen der geſetzlichen Verantwortung 


unterworfen. 


er 


Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. $ 218. 
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229. Die betreffenden Gouvernements-Obrigkeiten haben eine jede in ihrem Mir: 
kungskreiſe darauf zu ſehen, daß die Rechenſchaftsberichte und Verſchlaͤge zu echter 
Zeit abgeſandt werden, und ſobald ſie durch den Kameralhof von deren Nichteinſendnug 
benachrichtigt worden, die Saͤumigen zu beſchleunigter Abſendung anzuhalten. 
ar eee neten dort, 9 410, 84g, 880. ET 

100 alla ‘ ol Mn Sine NAG Win 
II. Von der Rechenſchaftsablegung uͤber Privatgelder. 

230. Ale von Privatperfonen eingelieferten, oder von anderen Behörden in Private 
ſachen eingefandten Gelder werden auf Verfügung der Behörde in Empfang genommen; 
über den Enpfang wird eine Quittung, mit der Unterſcheift des Vorfigers oder eines ans 
dern Gliedes und von dem Sektetait contraſignirt ausgeſtellt, oder ſtatt deſſen, unter Ber 
glaubigung des Sektetairs, ein og aus dem Journale oder Protokolle. Alles unmittel: 
bare Entgegennehmen von Gel Sekretair und de 


durchaus unguͤltig. 


Kurt. Kanz⸗O. v. 4700 5 40 p. 1 — 4 u. $ 82; Kofg-Konf, v. 1820 Apr. b, p. 9; Def, 5. 
Livl. Gouv.⸗Reg. v. 1829 Aug. 3. er“ a 


g 251. Auf gleiche Weiſe dürfen. der Sekretair oder andere Kanzelleibeamten nicht 
anders als auf Verfügung der Behörde gerichtlich bewahrte Gelder auszahlen. ser! 


252. Bei einer Behörde eingehende Gelder und Geld « Dokumente müffen noch an 
demſelben Sitzungstage in einen eiſernen, oder mit Eiſen beſchlagenen Kaſten gelegt und, 
wo möglich, mit kurzer Angabe auf dem Umſchlage des Geldbetrags und der Sache, zu 


welcher das darin befindliche Geld gehört, für jede einzelne Sache befonders aufbewahrt 
werden. 4 1 1 


wl. Kanz.-O. v. 1789 Oft. 18 $ 10; Kurt. Kanz.-O. v. 1790 $ 50 p. 1. 33 Gols Ron. 
v. 1829 Apr. B, p. 5. ns MIET Ber 

235. Der Gefptaften muß drei’ Schlosser und diet beſondete Cchläffel haben; don 
dieſen bewahrt der Vorfiger einen, das aͤlteſte Mitglied den andern, und der Sekretalr den 


dritten. 
Lvl. Kanz.⸗O. v. 1789 Okt. 15 § 10; Kurl. Kanz.⸗O. v. 1796 § 50, p. 1 u. 2; Hofg.⸗Konſt. 
v. 4829 Apr. 5, p. 2. 1 r 


254. Den Gerichts und anderen Behörden wird es zur Pflicht gemacht, in die 
Kollegien allgemeiner Fuͤrſorge abzuſenden: alle Appellationsgelder und ſonſtige in Klage⸗ 


255. Die im vorhergehenden 9 bezeichneten Summen müffen den Kollegien allge⸗ 
meiner Fürſerge ungeſaumt nach ihrem Eingange bei der Behörde abgeliefert werden, bei 
Vermeidung von Strafprocenten für die Zeit des Aufenthalts. 

Allg. Reichsg. Bd. XIII, Reglem. der Allg. Fürf, § 333; — 1840 Mai 27 (13498). 


256. Aus den in den vorhergehenden 95 234 und 235 aufgeftellten Regeln find 
ausgenommen Concurs:, Erbſchafts⸗ und Waiſen⸗Kapitale, in Betreff welcher die im Civil⸗ 
rechte und im Civilpro zeſſe feſtgeſtellten Grundſaͤtze beobachtet werden. 

1840 Mai 27 (13498), 


237. Ueber die Verrechnung der gerichtlich aufbewahrten Privatgelder, werden in den 

Behörden der Oſtſeegouvernements Bücher auf folgender Grundlage geführt : 
Im Livlaͤndiſchen Gouvernement. f 

1) Ein Kaffajouenal, ein Rescontrabuch und in den Behörden, wo Pupillengelder eins 
kommen, für dieſe noch ein befonderes Kaſſabuch. Alle dieſe Bücher find als Schnurbuͤcher 
folüürt, mit Angabe, wie viele Blätter jedes Buch enthalte, und find mit dem amtlichen 
Siegel, fo wie auch mit der Unterſchrift des Preſidenten, verſehen (a). 

2) In das Kaſſajournal werden der Reihe nach von Tag zu Tag alle vorfallenden 
Geldausgaben und Geldeinnahmen eingetragen; den Eintrag beſcheinigt der Empfaͤnger 
oder Einzahler perfönlich oder durch feinen Bevollmächtigten in dem Kaſſajournale. 
Falls das Geld mit der Poſt ein-oder ausgeht, hat der Sekretair Ein- oder Auszahlung 
zu beglaubigen und die Quittung den Akten beizufügen (b). 

3) Das Rescontrabuch enthält fo viele einzelne Ausgabe- und Einnahme⸗Contos, als 
es verſchiedene Maſſen in der Kaſſe gibt. Dieſe Contos werden abgeſondert von einander 
geführt und unmittelbar aus dem Kaſſajdurnale uͤbergetragen, fo daß das Rescontrabuch 
immer dem Kaſſajournale aufs genauefte folgt (e). 

4) Außer dem Kaſſajournale und dem Rescontrabuche, führt der Sekretair noch ein bes 
ſonderes Verzeichniß der Gelder, welches immer auf dem Sitzungstiſche gehalten wird (d). 
Uebrigens konnen nach Erforderniß die Behörden auch noch andere Kaſſa-Buͤcher und Res 
giſter in Beziehung auf Aufbewahrung und Verwaltung von Privatgeldern fuͤhten le). 

5) Bei den Rigaſchen Stadtbehbrden wird kein beſonderes Kaſſajournal geführt; jeder 
Empfang und jede Auszahlung wird ins Kaſſabuch, mit Beziehung auf das Sitzungsjour⸗ 
nal eingetragen (f). 

Im Eſthlaͤndiſchen Gouvernement. 

6) Das Oberlandgericht führt nur ein Rescontrabuch, die Manngerichte und das Nieder⸗ 
(and: und Landwaiſengericht nur Kaſſabuͤcher. — In dem Rescontrabuche wird Empfang 
und Auszahlung der Gelder, unter Anfuͤhrung des Datums bemerkt. Ueber jede Auszahlung 
quittirt der Empfänger perſonlich entweder im Buche, oder auf einem beſonderen Blatte, 
das zu den Akten gelegt wird. Daſſelbe Verfahren wird bei Fuͤhrung der Kaſſabüͤcher 
beobachtet (g). 1 

7) Die Revalſchen Stadtbehörden führen Kaſſabücher, nebſt befonderen Quittungsſchnur⸗ 
buͤchern (h). 

Im Kurlaͤndiſchen Gouvernement, 

8) Bei den Kurlaͤndiſchen Behörden werden nur ein Kaſſaſchnurbuch und ein Kaſſajour⸗ 
nal geführt. In Letzterem wird Einnahme und Ausgabe der Gelder verzeichnet und wird 
darin bemerkt an weichem Tage der Depoſiten⸗Kaſten geöffnet worden, welche Glieder da⸗ 
bei gegenwartig geweſen, der Name des Empfängers oder Einzahlers, der Betrag der Cum: 
me und der Grund der Ein: oder Auszahlung (i). 

() Vorſchr. d. Gen.⸗Gouv. v. 1016. — (b) Eben dort. — (e) Hofg.⸗Konſt, v. 1829 Apr. B, 

p. J. — (d) Lil. Kanz.⸗O. v. 1789 Ott. 15 5 10. — (e) Hofg.⸗Konſt. v. 1829 Apr. B, 

p. 1. — 2 Ununterbr. Gewohnh. — (g) Eben fo. — (h) Eben o. — (i) Kurl. Kanz. O. v. 

1796, 5 48, . 
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238. Jeder, welcher hin ſichtlich der ihm gehdrenden Gelder eines Auszugs aus den 
Rechnungsbüchern bedarf, hat das Recht um Ausfertigung eines ſolchen zu bitten. 
2 2 Ununterbr, Gewohnh. 


259, Die Kaſſabuͤcher mit einem Verſchlage über alle in der Behörde zur Aufbewahrung 
eingegangenen Gelder find, gleich den Schnurbüchern über die Verwaltung der Kronss 
gelder, im Januar und ſpaͤteſtens bis zum 10 Februar jeden Jahres an den Kameralhof 
einzuſenden. . 

ut. v. 1826 Juni 15, veröff. durch die Livl. Gouv.⸗ Reg. Juli 30, durch die Kurl. Oft. 18. 


240. Die Kaffe der Behörde wird monatlich revidirt. Bei dieſer Reviſion find in 
den Landgerichten des Livländiſchen Gouvernements und den Oberhauptmanns⸗ und 
ſtädtiſchen Gerichten des Kurländiſchen Gouvernements die Kteisfiskale gegenwartig. 
Kaul. Kanz.-O. v. 1706 6 52. 


241. Das Ergebniß jeder ſolchen Reviſton und Vergleichung des Raffajournals 
mit dem Kaſſabuche wird in dem gewohnlichen Sitzungsjournale oder Protokolle und In 
dem Rescontrabuche bemerkt. ' 

| Ununterbr. Gewohnß. 


Zweites Hauptftüd. 
Von der Verantwortlichkeit der Behörden und ihrer Glieder. 


Erſte Abtheilung. 
Gegenſtand und Art der Verantwortlichkeit. 


242. Wer die Pflichten feines Amtes mit Sorgfalt und Eifer erfüllt, hat dafuͤr 
Belohnungen zu erwarten; dagegen wird jede Vernachlaͤſſigung des Dienſtes oder böswil⸗ 
lige Verletzung der Amtspflichten die Schuldigen nach Maßgabe ihrer Schuld unausbleib⸗ 
lich der Verantwortlichkeit und Beahndung unterwerfen. 


Allg. Reichsg. Bd. IT, Allg. Gouv.⸗Verf. § 220. 


245. Gegenſtand und Art der Verantwortlichkeit in jeder Behörde und in jedem 
Verwaltungszweige werden nach der beſondern Verfaſſung derſelben und den Regle⸗ 
ments durch ausführliche Regeln beſtinunt, in Gemaͤßheit der verſchiedenartigen Natur 
der Geſchaͤfte und der Dienſtunterordnung. Die Huuptregeln aber, welche für alle 
Behörden gleichmäßig gelten, find in den hier unten nachfolgenden gh auseinandergeſctzt. 

214. Behörden und Beamte werden zur Verantwortung gezogen, in Folge von: 

al Klagen, die auf dem vorſchriftmaͤßigen Wege über fie erhoben worden. 

Migßbräuchen und Vernachläffigungen, welche die Oberbehörde ſelbſt bemerkt hat. 

3) Vorftellungen untergeordneter Beamten und Behörden, wenn fie zur Ergreifung oder 
zur Vollziehung von geſetzwidrigen Maßregeln angehalten werden. 

4 Entdeckungen bei Gelegenheit wider andere Perſonen gerichtlich angeſtellter Untere 
ſuchung. 


5) Reviſionen, die von Zeit zu Zeit angeftellt werden. 
6) Durchſicht der Akten, Verſchlaͤge und Rechen ſchaftsberichte. — udαονπlUhõ:-xu 
Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. 9 222. 


245. Alle dieſe Beranloſſungen, um zur Verantwortung gezogen zu werden, hoben 
— Fall geſetzliche Bedeutung, wenn ſie offenbar erwiefen find. CA 
bun % n E fran mu dort, § 223. ee een ee e ee 
Wenn 
246. Die Behbrden unterliegen der Verantwortlichkeit lune det Fe r 
1) Wenn fie die Grenzen ihrer Kompetenz uͤberſchreiten. 
2 Wenn fie durch Unachtſamkrit, Säkumigkeit oder absichtliche Berzdgerung und Ver- 
ſdummiß /, Jemandem Schaden und Verluſ veranlaſſen, die ven ihnen geforderten Benach⸗ 
richtigungen und Auskünfte nicht in der vorgeſchriebenen Friſt ertheilen, oder die von ihrer 
Oberbehoͤrde erhaltenen Befehle und Vorſchriften unerfuͤllt laſſen. 
al ne 12 ERS, von, Ne Pr Raten: des ge 
odr de Wenge 
Bu, keit e erfü len. 970 — dose 58 115 
9 Wenn 0 — geſetzlich vorgeſchriebenen Rechenſchaftsberichte nicht zur rechten Zeit 
einſenden, oder auf Veruntreuung und Verſchleuderung der bei ihnen eingegangenen Gelder 


betreten werden. — 
Eben dort, 5 224, 


247. Jedes Glied einer Behoͤrde unterliegt insbeſondere der Verantwortung: 
1) Wenn es insgeheim und in boſer Abſicht auf eine Zeit lang oder für, immer Schrif⸗ 


ten oder Dokumente aus der Behörde fortbringt. 
2) Wenn es unter irgend 1 19 aa 854 en Bericht erſtattet, 


1 


Selig a Y Am 4 nne my 9 ige as mot 18 . L 
3) Wenn es die Protokolle der une Dokumente weafäl (gend: korrigirt, oder ſonſt 
— im Dienſte begeht. Aue di ge 1 rer 


4) Wenn es einem Unbetpeitigtei Tr g K.. fta d Biest dg! 
geeignete Verfügung der Behörde mittheilt, die Protokolle vor der Zeit zeigt, oder die in 
der r Sache abgegebene Stimme Jed Meinung offenbart. Ik gun ant 2 


Rd es aus Freundschaft eder Beindichaft, aus Serwinnfuht und, für rer 
be oder aus andern Abſichten, dasjenige verabſäumt oder gänzlich u t, was 
ihm ee d Sache zu thun oblag. 2 n ann 100, 236 

ernennen X Cben dort, 9 225. n in eee eee ers 


2456. Fuͤr jede Shantel un rdnung und Verſäumniß üb Wag ide de 
verantwortet verzugstveife ſe det bete aber 10 1 Di 1 in 
den l eit n nicht h 700 e nicht ihrer Pl ar ki beibehbide von el . 
chen n rdnun en die In e machen. f kim ash 7 
- aufn n Bi Cen doit, 80 1 r ie cz 


par one 
249. Glieder, 1 urch; Wohl im eine Dahte ememnt worden, werden für 
geſegwidtiges Verfahren, Siumigkeit im Dienſte oder Nichterfüllung der geſetzlichen 
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Vorſchriften, eben ſo der Verantwortlichkeit unterzogen, wie die Glieder, welche von det 
Staatsregierung angeſtellt werden. NL (8 dan eie ni Dur an zan, 
Aug. Neichsg. Bd. III, Reglem. über den Wahldienſt 9 409. inapsis zun nia! 


14 c ee 


250. Die Sefretatte der Gerichtsbehbrden, die Kanzellelbeamten und Diener, ver: 
antworten ganz beſonders für die Bewahrung und Unverſehrtheit der einem jeden anver⸗ 
trauten Akten und Schriften. Die er Beſtimmung gemäß muß ein Kanzelleibeamte, 
wenn er auf längere Zeit beurlaubt, des Dienſtes entlaſſen oder feines Amtes entſetzt wird, 
alle ihm anvertrauten Akten und Schriften nach einem beſondern Verzeichniſſe und gegen 
Quittung demjenigen abliefern, der dazu verordnet wird; wenn aber jemand in einer wichti⸗ 
gen Angelegenheit abberufen wurde und nicht aufgehalten werden kann, ſo muß nach 
der Abreiſe eines ſolchen, eben ſo wie nach dem Tode eines verſtorbenen Beamten ein 
Berzeichniß der Akten und alles deſſen, was demſelben anvertraut geweſen, auf gleiche 
Weiſe angefertigt und demjenigen, der zum Empfange beauftragt wird, gegen Quittung 


abgeliefert werden. a. 1 58 ee u 
uu Wadi . Allg. Reichsg. Bd. II, aue, Col. 9 ger. 3 
ann enen ne na 


at ei BURG era ar 
Zweite Abtheilung. 
Jioulgen der verſchuldeten Verantwortlichkeit. 
251. Die Felgen derfhufdeter Verantwortlichfeit find entweder: 1) Rriminafftafen 
für Amtsverbrechen, welche nicht anders als durch gerichtliches Urtheil verhängt werden, 
oder 2) Zurechtweiſungen und Beahndungen, welche von der kompetenten Oberbehbrde 
ohne förmliches gerichtliches Verfahren ertheilt werden. e 
Ten dort J a8. hd an 2060 nennt un MR 


den Strafen find in den Kriminalgeſetzen angegeben. | 
ID ö eee TER ee PB Dre 
1 n — N * * Cube dert, 6.299. feen 
253. Die ohne vorgängiges gerichtliches Verfahren zu verhängenden Beahndungen 
beftehen in: 1) Bemerkungen; 2) Verweiſen; 3) öffentlicher Bekanntmachung des Ver: 
gehens; 4) perſönlicher Haft oder Arreſt; 5) Suſpenſion und Entfernung vom Amte. 
1 Eben dort, $ 250, 1 ia vd * 


bun u ni Samubine 


. 0 U b 7 
252. Die Art und das Maß der fur Amtsverbrechen vom Gerichte zu verhängen 


CK 

Anmerkung. Geldſtrafen „ deren Betrag in den Geſeten fi jeden beſondern Fal beflimmt if, 
Können, ausgenommen die in den folgenden Vu bern angegebenen, nicht anders als nach Porgingis 
gem gerichtlichen Verfahren und Urtheil auferlegt werden und gehören daher nicht zu den hier 
erwähnten Beabndungen. IM aber jemand, dem in Bezug auf den Dieng die Erlegung ciner 
Geldſtrafe aufer legt worden, nicht im Stande ſie zu entrichten, ſo iſt mit ihm nach den allgeminen 
Regeln über zahlungsunfähige Schuldner zu verfahren. Eine ſolche Beitreibung der Gerd 
reckt ſich jedoch weder auf die Erben des Schuldigen, noch auf diejenigen, welche ihn zu d 
verordnet haben. rr 

i f ͤuen vort, 9 239. * . n 
101 RT ia eee Yun N nue rm n6 Rau em 
254. Bel Verhängung aller Beahndungen im Allgemeinen, gemaͤß dem Grade der 
Schuld oder Verſaummnig, werden die hier nachfolgenden Hauptregeln beobachtet: 


? er⸗ 
em Amte 
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1) Keine Beahndung kann auferlegt werden, ohne daß von den für ſchuldig Erkannten 
zuvor eine Erklaͤrung eingefordert worden; 2) Jede Beahndung kann einzig und al⸗ 
lein nur diejenigen Glieder einer Behörde treffen, welche nach der eingeforderten Erklaͤ⸗ 
rung auch wirklich als ſchuldig ſich ausweiſen; Niemand verantwortet für die Schuld oder 
Verſaͤumniß eines Andern; 3) Verurſacht die Schuld oder das Vergehen eines Beamten 
der Krone oder einer Privatperſon irgend einen Schaden, ſo wird der Schuldige, außer 
der geſetzlichen Beahndung, nach Urtheil des Gerichts auch zum Erſatz des veranlaß ten 
Schadens angehalten; 4) Wofern ein Beamte, der einer Beahndung unterzogen oder vom 
Amte entfernt worden, glaubt, daß dies ungerechter Weiſe, ohne geſetzlichen Grund oder 
aus Partheilichkeit geſchehen ſei, und ſolches beweiſen zu konnen vermeint: fo iſt es ihm 
nicht verwehrt feine Klage hierüber ordnungsmaͤßig bei der Oberbehörde einzureichen, wel⸗ 
che ihrerſeits verpflichtet iſt, Sachen der Art nicht ohne Prüfung zu laſſen und dem Ges 
kraͤnkten die geſetzliche Genugthuung zu verſchaſſen. 
Eben dort, § 231. 


255. Einige Beahndungen werden in die Dienſiliſten und Atteſtate der ihnen unter: 
zogenen Beamten eingetragen, andere nicht. Die ausführlichen Vorſchriften hierüber find 
in den allgemeinen Reglements über den Civildienſt feſtgeſtellt. 

Eben dort, $ 232. 


256. Mit einer Bemerkung werden Verſäumn iſſe im Dienfte, die weder vorſätzlich 
geſchehen, noch mit Umſtaͤnden von befonderer Wichtigkeit verknuͤpft find, beahndet, ohne 
Eintragung in die Dienſtliſte. 

Eben dort, $ 233. Yo 


257. Der Verweis iſt ein verftärkter Grad einer folchen Bemerkung; er iſt doppelter 
Art: ein ſtrenger oder ein einfacher. 
Eben dort, $ 234. 


258. Ein ſtrenger Verweis wird ertheilt: 1) für Friſtwerſaͤumniß in der Erfuͤlung einer 
Vorſchrift der Oberbehörde, ohne Beibringung geſetzlicher Entſchuldigungsgruͤnde, 2) für Friſt⸗ 
verſaͤumniß in der Einſendung der Rechenſchaftsberichte oder Schnurbuͤcher und J) für 
Saͤumigkeit in der Einſendung der in beſtimmten Terminen mi nen Nachrichten, 


Verſchläge und andern Schriften. 
Eben dort, § 255. 


259, Ein einfacher Verweis wird ertheilt: 1) für Friſtwerſaͤumniß in der Mittheilung 
von Auskͤͤnften und Antworten auf die Requiſition gleichſtehender Behörden und Obrig⸗ 
keiten ohne Anzeige der Urſachen, welche die Erfüllung der Requi ſition verhinderten; 2) fuͤr 
Saͤumigkeit in der Entſcheidung von Sachen, welche nach vollſtaͤndiger Einziehung aller 
erforderlichen We dazu bereits an der Reihe ſind. 

Eben dort, $ 236. 


260. Die in den beiden vorgehenden SI angegebenen Beahndungen werden auferlegt: 
J) allen unteren Gerichts: und allen Polizeibehoͤrden des Landes, wie allen Stadtbe⸗ 
hoͤrden und allen Perſonen, welche in denſelben dienen, von ihren nachſten Oberbehörden 
und von der Gouvernementsregierung, ſowohl auf deren eigene Verfügung, als auf 
Antrag gleichſtehender, oder auf Vorſtellung untergeordneter Behörden; ferner 2) 
den Behörden der Gouvernementsverwaltung und den Magiſtraten der Stoͤdte Ri⸗ 


43 


ga und Reval, den bei ihnen angeſtellten Gliedern und Beamten, von dem Dirigirenden 
Senate. f 15 ji | 
Eben dort, $ 237. 


261. Wer im Laufe eines Jahres fir Saͤumigkeit und Nachlaͤſſigkeit im Dienfte 
drei ſcharfen oder fechs einfachen Verweiſen unterliegt, darauf aber noch einer neuen Ver: 
ſäumniß überwiesen wird, für welche er einer ähnlichen Beahndung unterzogen werden 
müßte , iſt dem Gerichte zu übergeben, 


Allg. Reichsg. Bd. XV, Strafgeſ. $ 295. 


262. In jeder Behörde und bei jeder Obrigkeit müͤſſen beſondere Schnurbücher geführt 
werden, zur Verzeichnung der Verweiſe, dergeſtalt, daß in der Dienſtliſte, oder 
wenn der Beamte feinen Dienſt verandert, in dem ihm zu ertheilenden Atteſtate, nach dieſen 
Büchern und in Gemaͤßheit der allgemeinen Reglements über den Staatsdienſt angegeben 
werde, wie oft er ſowohl einfachen als ſtrengen Verweiſen unterzogen worden. 


Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. § 238. 


265. Die öffentliche Bekanntmachung beſteht in der allgemeinen Veröffentlichung 
einer vorſätzlichen oder wiederholten Uebertretung der geſetzlichen Ordnung und eines 
offenbaren Mißbrauchs der anvertrauten Amtsgewalt, mit Namhaftmachung aller Theil⸗ 
haber an ſolchen Geſetzwidrigkeiten. Sie geſchieht mittelſt gedruckter Ukaſe des Dirigi⸗ 
renden Senats, welche allen Verwaltungs: und Gerichtsbehoͤrden und Obrigkeiten zu: 
geſandt werden. 

Eben dort, $ 240. 


2644. Wenn im Dienfte ſiehende Perfonen, mit öffentlicher Bekanntmachung ihrer 
Namen und der Verſchuldung, wegen welcher fie der Verantwottlichkeit unterzogen wur⸗ 
den, für Amtsverbrechen dem Gerichte übergeben find, in der Folge aber durch gerichtli⸗ 
ches Urtheil vollkommen gerechtfertigt werden, fo wird über ihre Unſchuld eben fo 
eine öffentliche Bekanntmachung erlaſſen, nach den in den Strafgeſetzen enthaltenen Re⸗ 

eln. n eee ee een e ach. 
. Eben dort, $ 241. 


265. Der Dirigirende Senat kann die Öffentliche Bekanntmachung der Vergehen 
über alle Behörden im Gouvernement aus eigner Gewalt verhängen, außer uͤber die 
Gouvernementstegierungen und auch die Civilgouverneure, welche einer ſolchen Bes 
ahndung ohne Allerhöchſte Genehmigung nicht unterworfen werden können. 


Eben dort, 9 242. 


266. Der Mreſt iſt die perfönliche Haft eines Beamten unter Wache, an dem 
Orte feines Dienftes. 


Eben dort, $ 243. 


267. Die Suspenfion und die Entfernung vom Amte werden ohne foͤrmliches ge: 
richtliches Verfahren verhängt. 


Eben dort, $ 244. 


268. Amtsentſetzung, fo wie Ausſchließung aus dem Dienſte, findet nicht anders als 
in Folge gerichtlichen Verfahrens Statt; wird jedoch Jemand ohne geſetzliche Unterſuchung 


und ohne gerichtliches Erkenntniß feines Amtes entſetzt, oder aus dem — — 
ſchloſſen, ſo iſt ein ſolcher nur als verabſchiedet anzuſehen. 
Eben dort, — 5 
Je 


269. Niemand — 5 feines Amtes enfieat und aus dem Dienſte ausgeſchloſſen wer⸗ 


den, mit dem Zuſatze, daß er in Zukunft nirgends anzuſtellen ſei, ohne daß das en 


ge alte Urtheil zuvor von dem Dirigirenden Senate beſtaͤtigt worden. 
Eben dort, $ 246. 


270. Beamte, welche ſich zur Ausübung ihrer Amtspflichten als unfähig oder 
unzuverlaͤſſig N 1 „ dene des een ales oder vom Aut entfernt 
werden, | 
n eben d. dort, $ 247. nt gn 


271. Eine ſolche Entfernung vom Kınte wird entweder unmittelbar von den Vor⸗ 
geſetzten ſelbſt verfügt, oder auf Vorſtellung an die Oberbehörde oder Obrigkeit, je * 
dem der zu Gntlafende von jenen oder von dieſen im Dienſte angeſtellt worden. 

Cioen dort, 9 248. 

212. Kae Ha fich nachläffig und unfähig zum Dienfte erwieſen haben, 
find unverzüglich aus demſelben auszufchließen , durch Verfügungen der Gouvernements⸗ 
regierungen, ohne fie dem Gerichte zu übergeben; in Betreff ihrer künftigen Beſtimmung 
ift nach folgenden Grundfägen zu verfahren: 1) Kinder perſonlich Adliger und von Kauf: 
leuten erſter Gilde, welche erbliche Ehrenbürger find, treten in den Stand, zu wel⸗ 
chem dieſelben gehdren, die Kaufmannsſohne aber, deren Vaͤter nicht das erbliche Ehren⸗ 
buͤrgerrecht haben, treten in den urfprünglichen Stand derſelben oder, wenn fie kein 
Kapital angeben, in den Stand der Buͤrger; 2) Kinder von Geiſtlichen und Dia⸗ 
konen Rechtglaͤubiger Konfeſſion, von Evangeliſch⸗Lutheriſchen und Reformirten Paſto⸗ 
ren, welche nicht Adelsrechte haben, eben ſo Kinder von Behoͤrden-Dienern und Kinder 
von Gelehrten und Kuͤnſtlern welche weder den Adel, noch einen Klaſſenrang, noch das 
erbliche Ehrenbüͤrgerrecht haben, ſind je nach ihrer Wahl in einen der ſteuerpflichtigen 
Stände einzuſchreiben; 3) Ble wor zem Im Jahre 1827 erfolgten Verbote in den 
Dienſt aufgenommenen Kaufleute und Kaufmannsſohne zweiter und dritter Gilde und 
Bürger — treten in dem angegebenen Falle in ihren früheren Stand; Militair⸗Unter⸗ 
beamte treten in die Rechte der Verabſchiedeten, ihre Kinder in das Militalrreſſortz 
Hofdiener ohne Klaſſenrang und ihre Kinder in die Rechte der verabſchiedeten Hofdiener 
und ihrer Kinder; die Uebrigen aber, d. h. Fremde, Kirchendlenet und Kinder der * 
ten je nach ihrer Wahl in den ſteuerpflichtigen Stand. 

Eben dort, $ 249. he 

273. Gleichergeſtalt ſind auch die Kanzelleidiener aus den Zöglingen der Kollegien 
allgemeiner Fuͤrſorge ſteuerpflichtigen Standes, wenn ſie ſich waͤhrend ihres Dienſtes 
als Schreiber von ſchlechter Führung und als untauglich zum fernern Dienfte erweisen, 
auf Anordnung ihrer Vorgeſetzten aus dem W 3 und dem a 
an 2332 n aut b Bi 

| Cben vort, 9 20. 


274. Niemand von Beamten oder Kanzelleldienern, wes Standes oder welcher 
Herkunft er auch ſei, kann auf eigenes Dafürhalten oder Verfugen feiner Vorgeſetzten, 
einer Kriminalſtrafe unterworfen werden; Behoͤrden-Diener, die keinen Klaſſenrang haben 
und nicht zum Adel gehdren, ſind fuͤr Amtsvergehen ſo wie für laſterhaftes Betragen 
und daraus hervorgehende Dienſtvernachlaſſigungen unmittelbar dem Kriminalgerichte zu 
uͤbergeben und iſt dort ohne die geringſte Zögerung gegen fie zu verfahren, unter Verant⸗ 
wortlichkeit wie des Gerichts ſelbſt, ſo auch des Gouvernementsprokureurs; nach Beſtäti⸗ 
gung des gerichtlichen Urtheils durch den Civilgouverneur, iſt daſſelbe ſogleich auszu⸗ 
fuͤhren durch Ablieferung des Verurtheilten an die Rekrutirungs⸗Behoͤrde zur Einreihung in 
dep Kriegedienft., uin md 2 


an 


Cieen dort, 9 281. | 
0 U. * V ns ch HE 36 1 m. Ad. st 1:08. u . N 


275. Wenn einer von den Wundenhalber verabſchiedeten, auf Anordnung des Romite 
vom 14 Yuguft 1814 im Eiwildienſte angestellten, Offizieren ſich eines widergeſezlichen 
Verfahrens ſchuldig macht, ſo kann ein ſolcher vom Amte nicht anders entfernt werden, 
als nachdem er dem Gerichte uͤbergeben und der erwähnte Romite nicht allein hiervon, 
ſondern auch von der Unterſuchung ſeines Vergehens und von dem Erkenntniſſe des Gerichts 
in Kenntniß geſetzt worden. Der als gerechtfertigt vom Gerichte Freigeſpr ene kann ſich an 
den Komité mit der Bitte wenden, ihm die gefegliche Genugthuung iu hefe — 

Eben dort, $ 252. 9 

276. Diejenigen von den im vorhergehenden § genannten Beamten, welche ſich zur 
Fortſetzung des Dienſtes untauglich erweiſen, wegen Laſters und ſchlechten Betra⸗ 
gens, wie namentlich wegen liederlichen Lebenswandels, Frechheit, Verſchwendung, Vol⸗ 
lerei und Hang zum Kartenſpiel, werden gleichfalls nicht anders vom Amte entfernt, 
als nachdem ſie, nach den im vorhergehenden Artikel feſtgeſetzten Beſtimmungen, zuvor 
dem Gerichte uͤbergeben und über fie laut Urteil und Recht erkannt worden. wi 

RER Pi er e 
11 nene erm een een id en babe and: Lx 
277. Wenn der von dem erwahnten Komits zu einem Amte bestimmte Verwundete zu 
dieſem Dienſte ſich unfdhig erweiſ't, ſo muͤſſen die Vorgeſetzten bei feiner E dem 
Komité hiervon Nachricht geben, mit genauer Auseinanderſetzung der Urſachen feiner Uns 
faͤhigkeit zu dem Amte. Der Komite hat ihn demnächſt in einem andern, minder ſchweren 
dienſte anzuſtellen oder, nach Maßgabe feiner dargethanen Unfähigkeit, ihm eine fernere 
Dienſtanſtellung gaͤnzlich zu verſagen. 1 e 
Ehen dort, $ 254. 
ara ne Kann um 1 Io N mo j ACER 
278. Dieſe Unfaͤhigkeit (9 277) kann beſtehen: 1) in der durch Wunden verurſachten 
Unmöglichkeit ſeine Amtspflichten mit der erforderlichen Thätigkeit zu erfüllen; 2) in 
Kraͤnklichkeit oder endlich, 5) im Mangel an den erforderlichen Kenntniſſen; leinesweges 
aber in schlechter Führung oder Mißbräuchen, deren der Angeſtellte ſich schuldig gemacht: 
denn hierfür iſt er nach gehbriger Unterſuchung dem Gerichte zu übergeben. 
Eben dort, $ 255. 


0 RR 55 enn BEN un „88 
279. In Beslehung auf die, Mente die duch Wahl beſct weden, kaun die Gou⸗ 
vernementsobrigkeit, welche in den vom Geſetze beſtimmten Fällen das Recht hat, die Dies 
nenden dem Kriminalgerichte zu uͤbergeben, dieſelben noch vor erfolgtem Urtheilsſpruche des 


Gerichts einſtweilen vom Amte entfernen, jedoch nur im Fall eines wichtigen Verbre⸗ 
chens; die Amtsentſetzung aber kann nur durch gerichtliches Urtheil erfolgen. Von einer 
ſolchen Entfernung vom Amte muß aber die Gouvernementsobrigkeit, wenn ſie einen 
durch Adelswahl Angeſtellten betrifft, im Livlaͤndiſchen Gouvernement und auf der Inſel 
Oeſel den Reſidirenden Landrath, im Eſthlaͤndiſchen Gouvernement den Ritterſchaftshaupt⸗ 
mann, im Kurlaͤndiſchen Gouvernement den Landesbevollmaͤchtigten, und wenn fie einen 
durch ſtaͤdtiſche Wahl Angeſtellten betrifft, ebenſo die bezuͤgliche Buͤrgerſchaft, in Kenntnig 
r 

BR Allg. Reichsg. Bd. III, Reglem. über den Wahldienſt 257, 258. 

280. In die Stelle des einftweilen vom Amte Entfernten tritt der erſie Wahlkandidat 


nach ihm ein und hat ſie bis zur endlichen Entſcheidung der Sache zu bekleiden. 
5 Eben dort, § 259. 


281. Wird der nur einſtweilen vom Amte Entfernte deſſelben zufolge Urtheils des 
Gerichts förmlich entſetzt, fo tritt der aͤlteſte Kandidat bis zur neuen Wahl völlig in deſſen 
Stelle. 5 b 

Eben dort, $ 260. a 


Anmerkung. Die Ausnahmen von den in dieſem und den vorhergehenden 55 aufgeſtellten Regeln find 
in den folgenden Büchern angegeben. 


Fuͤnfter Titel. 


Von der gerichtlichen Kompetenz bei Verhandlung und Entſcheidung 
der Sachen und bei Vollziehung der Entſcheidungen. 


282. Ohne vorgaͤngige Klage, Geſuch oder Beſchwerde konnen Behörden ſich nur in 
ſolche Sachen einlaſſen, deren Verhandlung ihnen den Geſetzen nach unmittelbar und un⸗ 
abhaͤngig von irgend welchem Geſuche zuſteht. N 

Cod. Lib. I. Tit. vIII; Kön. Schw. Eyck. O. von 1669 Juli 10 $ 26; Kön. Schw. Ref. an das 

Hofg. auf die Beſchw. des Adels von 1664 § 26; Kön. Schw. Ref. von 1688 Jan. 26 (Yandiagh 

p. 344 not. a), 1696 Aug. 7 (Landlagh p. 345 not. e); Eſthl. R. und LR. B. I. Tit. XV, 

Art. 1; Vergl. Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. $ 257. 


285. Keine Behörde darf ſich auf die Prüfung einer Sache einlaſſen, welche ihrer 
Natur nach einer anderen Gerichtsbarkeit unterliegt oder aber, in den Amtskreis einer 
Unterinſtanz gehörend, in diefer nicht verhandelt oder noch nicht entſchieden worden. 

Kön. Schw. Proz.⸗O. von 1614 Febr. 10 $ 7; Kon. Schw. Bef. ans Hofg. von 1699 (Landlagh b. 

385 not. b); Kön. Schw. Ref, von 1683 $ 4 (Landlagh p. 53 not. g); Rig. Stat. B. II. Kap. I. 

9 4, Eſthl. R. u. ER. B. I. Tit. II. Art. 2; Vergl. Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Goup.⸗Verf. 99 

258, 259. 


284. Keine Behörde darf den ihr untergeordneten Behörden Befehle oder Aufträge 
mündlich eröffnen; vielmehr iſt jede verpflichtet ihre Mittheilungen und Vorſchriften ſchrift⸗ 
lich zu erlaſſen. 


Alg. Neicheg. Bd. 17, ung. Gous.⸗Vetf. 6 260. 


47 


285. Keine Gerichtsbehörde darf die Verhandlung einer ſtreitigen Rechtsſache fottſetzen, 
wenn von Seiten der ſtreitenden Theile eine Vergleichsanzeige gemacht worden; es waͤre 
denn, daß ſich in der Sache Umſtaͤnde ergeben, die mit Anſpruͤchen der Krone, oder mit 
einem peinlichen Verbrechen in Zuſammenhang ftehen, wie dies in den Geſetzen über das ges 
richtliche Verfahren ausführlich auseinander geſetzt ift. u | 


286. 5 Na iſt berechtigt, gemäß den im Civilprozeſſe enthaltenen Beſtim⸗ 

mungen, für Nichtbeachtung der von ihm angeſetzten Termine und Nichterfüllung der von 

ihm auferlegten Verpflichtungen Geldſtrafen zu beſtimmen. 
Lil. R. R. Kap. 48, 109; Urt. des Erzb. Linde von 1523 Art. 10; Hofg.⸗O. von 1650 
Sept. 6 f 36, 38; Kön. Schw. Exet.O. von 1669 Jul 10 $ 23; Kön. Schw. Bef. von 
4688 Juli 5; Kön. Schw. Proz.-O. von 100 Juli 4 5 24; Landlagh p. 254 mot. e, b. 
371 not. a; Kön. Schw. Def. ans Dörptſche Hofg. von 1698 Jan. 51; Mig. Stat. B. II. 
Kap. IX $ 7; Priv. Stephan. von 180 1 Dan. AA; Kön. Schwed. Proz⸗O. v. 1615 Jun 23 
55 36, 38. Oberlandg.⸗Konſt. von 4691 Juli 7. 4818 Jan. 9. 


287. Die Strafgelder fallen nach Vorſchrift der allgemeinen Geſetze entweder dem 
Kollegium allgemeiner Fürſorge oder der Krone zu, ausgenommen in beſondern, in den 
folgenden Büchern diefes Geſetzbuches angegebenen, Faͤllen. 

1784 Apr. 13 (15979). 


288. Kein Gericht darf die für daſſelbe geſetzlich vorgeſchriebenen Regeln und Formen 
des Verfahrens uͤbertreten oder vernachlaͤſſigen. 


Landlagh p. 385 nol. b. 


289. Keine Gerichtsbehörde darf eine Sache entſchelden, woruͤber kein beſtimmtes 
Geſetz vorhanden iſt; in einem ſolchen Falle muͤſſen die Gouvernements-Gerichtsbehorden 
der Gouvernementsobrigkeit vorſtellen, welche, nach vorgaͤngiger Berathung darüber in der 
allgemeinen Verſammlung der Gouvernementsregierung und der Palaten, dem Dirigirenden 
Senate daruͤber zu unterlegen hat. 

Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.-Verf. § 262. 


290. Den Gerichtsbehörden und eben fo allen anderen Behörden iſt es unterſagt, ſo⸗ 
wohl die von ihnen ſelbſt gefällten Erkenntniſſe durch neue Entſcheidungen zu erſetzen, als 
auch die Erkenntniſſe anderer ihnen nicht untergeordneter Gerichte abzuaͤndern. 

Eben dort, $ 203. 


Anmerkung. In welchen Fällen es einer Gerichtabehörde geſtattet if, ihre in das Journal oder Pros 
tokoll eingetragene Verfüͤgung abzuaͤndern, und eben fo, auf die Bitte um Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand, ihre eigenen Erkenntniſſe wieder aufzuheben, iſt im Civilprozeſſe umſtaͤndlich angegeben. 


291. Keine Gerichtsbehörde darf ihr der Appellation unterliegendes Erkenntniß zur 
Vollſtreckung bringen, wenn die mit demſelben unzufriedene Partei die in den Geſetzen 
über den Civilprozeß zur Hemmung der Rechtskraft und Vollziehung der Erkenntniſſe 
feſtgeſetzte Friſt beobachtet. 

Eben dort, § 264. 


292. Jede Gerichtsbehörde muß die Befehle ihrer Oberbehörde in Erfüllung ſetzen, 
ohne durch Ahfragen, unter dem Vorwande vermeinter Undeutlichkeit, Befehle auf 
Befehle zu veranlaſſen. 

Gden dort, $ 265, 
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0 Bweires Buch. 
Verfaſſungen des Gouvernements Livland. 
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deer een — 
Von der Berfaffung der Behörden der Gouvernements- und Kreis— 
ain enen as an ee (Landesbehoͤrden). 


— W 


—— 


Erſtes Hauptſtuͤck. 
Von dem Hofgerichte. 


Erſte Abtheilung. 
Von dem Beſtande des Hofgerichts. N 
294. Das Hofgericht beſieht aus einem Preſidenten, einem Vicepreſidenten, zwei 


Landräthen, zwei Rathen und zwei Aſſeſſoren. 
1854 Nov. 11 (7539) pkt. 1. 


295. Die Wahl des Preſidenten „des Vicepreſidenten, der beiden Landraͤthe und 
der beiden Aſſeſſoren geſchieht nach Anleitung der im Staͤnderechte enthaltenen Beſtimmun⸗ 
gen. Sie werden alle auf ſechs Jahre gewahlt. Ein 

Eben dort, pt. 2; 1840 Nov. 26 (13991). 


296. Zu dem Amte eines Prefidenten, wie zu dem eines Vicepreſidenten, werden zu 
zwei Kandidaten fir jede Stelle gewahlt. Der Generalgouverneur ſtellt die gewaͤhlten 
Kandidaten dem Dirigirenden Senate zur Einholung der Allerhöchiten Betätigung vor. 

a 1᷑2334 Nov. 11 (7830) pft. 3, 

297. Zu den beiden Landraths⸗ wie zu den beiden Aſſeſſor⸗Aemtern werden ebenfalls 
zwei Kandidaten für jede Stelle gewahlt und durch den Generalgouverneur dem Dirigi⸗ 
renden Senate zur Beſtaͤtigung vorgeſtellt. 

Eben dort, pkt. 4, 5; 1840 Nov. 26 (13991). 


298. Der Dirigirende Senat ernennt die Hofgerichtsräthe auf dieſelbe Weiſe wie die 
Raͤthe in den Gerichtshöfen für peinliche und buͤrgerliche Sachen in den andern 
Gouvernements. 2 

1034 Nor. 11 (7539) pt. 6. 


299. Die Hofgerichtsglieder konnen mit ihrem Amte im Hofgerichte noch einen andern 
Dienſt verbinden, in ſofern daraus nicht eine Verſaͤumniß in Betreff ihres Dienftes im 
Hofgerichte hervorgehen ka 17 14 

Au Köͤn. Schw. Verordn. v. 4667 Aug. 17 5 10. 


500. Beim Hofgerichte find angestellt: ein Sekretair, ein Protonotar, ein Notar, 


ein Aktuar, ein Archivar, ein Protokolliſt fuͤr Krepoftfachen mit einem Gehuͤlfen, zwei 
Translateure, die erforderliche Anzahl Kanzelliſten, Gerichtsdiener (Miniſteriale) und 
4 


I. Th. 
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Wächter. Für die Rechnungsſachen ftellt das Hofgericht entweder einen beſtaͤndigen Liqui⸗ 
dationskommiſſair an, oder uͤbertraͤgt zeitweilig, in vorkommenden Faͤllen, für ein ges 
wiſſes Honorar die Rechnungsgefchäfte einem Sachkundigen. 

Etat d. Livl. Gouv. v. 1797 Febr. 26 (17846). 

301. Der Sekretair, Protonotar, Notar, Aktuar, Archivar, Protokolliſt für Keepofts 
ſachen und beide Translateure werden vom Hofgerichte ernannt, und zwar der Sekretair 
aus dem Litteratenſtande, die uͤbrigen aus jedem Stande, mit Ausnahme der Steuerpflich⸗ 
tigen. Der Sekretair wird vom Dirigirenden Senate in ſeinem Amte beſtaͤtigt; die Er⸗ 
nennung der uͤbrigen obern Kanzelleibeamten wird vom Hofgerichte der Gouvernements⸗ 
regierung zur Wiſſenſchaft mitgetheilt. Die Kanzelliſten und Gerichtsdiener ftellt der 
Preſident des Hofgerichts an; er ernennt aus ihrer Zahl auch Gehuͤlfen für die oberen Kan⸗ 
zelleibeamten. 

Ununterbr. Gewohnh. 

302. Beim Hofgerichte beſteht eine beſondere Abtheilung fir Clvilſachen der Bauern 
(Hofgerichts⸗Departement in Bauerſachen), in welcher der Preſident des Hofgerichts den 
Vorſitz führt, und der reſidirende Landrath, fo wie die beiden im Hofgerichte ſitzenden Land⸗ 
raͤthe Mitglieder ſind. 

Lil. Bauer⸗Verordn. v. 1019 März 26 (27735) $5 197, 198, 200. 

303. Zur Ausfertigung der Schriften und Führung des Protokolls iſt in diefer Abs 
theilung ein befonderer Sekretair angeftellt, welcher aus der Zahl der Livlaͤndiſchen Edel⸗ 
leute, welche einen Cucſus der Rechtswiſſenſchaft beendigt haben, von der Livlaͤndiſchen 
Ritterſchaft gewählt wird. Das Abſchreiben der Papiere beſorgt ein befonderer, vom Hof⸗ 
gerichts⸗Departement in Bauerſachen ſelbſt angeftellter, Kanzelliſt. 

Eben dort, § 199. 

50%. Auf der Inſel Oeſel befindet ſich die hoͤchſte Gerichtsinſtanz in Sachen der 
Bauern bei dem daſigen Landrathskollegium. Dieſes Gericht beſteht aus vier Landraͤthen, 
dem Oeſelſchen Landmarſchalle und dem Landrichter. Der aͤlteſte Landrath führt den 
Vorſitz. Der Sekretair wird auf dem Landtage von der Ritterſchaft gewahlt und erhält 
feinen Gehalt aus der Ritterſchaftskaſſe. 

Eben dort, Beilage für die Inſel Oeſel, Anm. zu den $$ 197, 198, 200. 


305. Der Preſident, der Vicepreſident und die übrigen Glieder des Hofgerichts wer: 
den in der Gouvernementsregierung, die Beamten und Gerichtsdiener aber im Hofgerichte 
ſelbſt vereidigt. 

Ununterbr. Gewohnh. 

506. Das Hofgericht wird von der Staatsregierung nach einem Allerhöchſt beſtätig⸗ 
ten Etat beſoldet. 

Etat d. Liol. Gouv. v. 1797 Febr. 26 (17846); 1855 Mai 21 (8148); 1836 Dec. 22 

(9806). 


507. Außer dem Gehalte werden unter die Glieder des Hofgerichts zu gleichen 
Theilen vertheilt: 1) alle Strafgelder, die auf Erkenntniß des Hofgerichts von Privat⸗ 
perfonen fuͤt unrechtfertiges Erheben von Rechtsſtreitigkeiten (a), für verabſaͤumte Termi⸗ 
ne (b), für widergeſetzliches Anfteeiten rechtskraͤftiger Erkenntniſſe (Urtheils⸗ oder Beſcheid⸗ 
qual) (e) und für Hintanſetzung des dem Hofgerichte ſchuldigen Reſpekts (d) beigetrieben 
werden; 2) der Appellationsſchilling, falls ungeachtet dieſer Appellation das Urtheil 
des Hefgerichts vollkommen und in allen feinen Theilen bejidtigt wird (e), oder wenn 
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die Prozeſſirenden waͤhrend der Verhandlung der Appellationsſache im Diriglrenden Ce: 
nate ſich vergleichen (f. N f 
(a) Hofg.⸗O. v. 1630 Sept. 6 $ 22; Ken. Schw. Verordn. v. 1631 Aug. 18 5 18, 1633 Spt. 16 
$ 4 Kön. Schwed. Reſol. v. 1684 Mai 9. — (b) Kön. Schw. Proz.⸗O. v. 1695 Jul 4 6 2. — 
e) Kön. Schw. Proß⸗O. v. 1614 Febr. 10 5 , 1615 Juni 23 § 35 u. ſ. w. — (d) Kön. Schw. 
Refol, v. 1648 Nov. 15 9 6. — (e) Kön. Schw. Proz.⸗O. 10 18 Juni 23 9 36.— (f) Kön. Schw. 
Reſol. v. 1692 Jan. 15 (Lendl. pag. 392). 


508. Von den beim Hofgerichte eingehenden und nach Grundlage einer beſonderen, 
von der Staatsregierung beſtätigten, Tare erhobenen Kanzelleigebüͤhren, erhalten der Sekre— 
tair die Hälfte, der Protonotar ein Viertel, der Notar und der Aktuar jeder ein Achtel; 
die Schreibgebüͤhren für die beiden aͤlteſten Kanzelliſten aber werden noch vor der Verthei⸗ 
lung davon abgezogen. 


Hofg.⸗O. v. 1030 Sept. 6 $ 12; KanzeTare v. 4799 Juli 6; Mitthell. d. Hofg. an d. 
Gouv.⸗Reg. v. 1804 März 31 pkt. 2. 


309. Von den Kanzelleigebuͤhren, welche in Krepoſtſachen eingezahlt werden, erhält 
der Sekretair die eine Hälfte; von der andern Hälfte fällt dem Protokolliſten drei Viertel 
zu und ſeinem Gehuͤlfen ein Viertel. g 

Mittheil. d. Hofg. an d. Gouv.⸗Reg. v. 1804 März 31 pkt. 2. 


Zweite Abtheilung. 


Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz und von den Grenzen der Amtsgewalt des 
Hofgerichts. 

310. Die Gerichtsbarkeit des Hofgerichts erſtreckt ſich ber ganz Livland und die 
Inſel Oeſel (a). Von derſelben ſind ausgenommen die Stadt Riga und ihr Patrimonial⸗ 
gebiet (b). 6 

(a) 2 5 v. 1630 Sept. 6; 1840 Nov. 26 (13991), — (v) Urk. Guſtav Adolphs d. 

4621 Sept. 25 pft. A; Attord⸗puntte v. 4710 Jun 4 (2978) pi. 4, 9. e 

511. Zur Kompetenz des Hofgerichts in Beziehung auf Juſtizverwaltung und Aufſicht 
gehort: ＋ 

1) Die Aufſicht uͤber die ihm untergeordneten Gerichte. 

2) Die Anſtellung der Beamten der Hofgerichtskanzellei (fiehe SS 300, 301), der 
Advokaten, ſowohl des Hofgerichts, als der ihm untergeordneten Gerichtsbehoͤrden des 
Livläͤndiſchen Gouvernements (ſiehe $ 100); die Vereidigung derſelben und die Beahndung, 
nach Anleitung der Geſetze, der von denſelben verſchuldeten Nachlaͤſſigkeiten und Verſäͤum⸗ 
niſſe; ihre Entfernung vom Amte und die Verhaͤngung das Strafgerichts uͤber fie, | 

3) Das Vorſchreiben von, auf die beſtehenden Gefege begründeten, ausführlichen Regeln 
für die innere Ordnung des Geſchaͤf tsverfahtens ſowohl im Hofgerichte ſelbſt, als in den 
ihm untergeordneten Behörden. N 

4) Die Aufſicht, als Ober⸗Land⸗Waiſengericht, Über alle Untergerichte in Betteff von 
Vormundſchafts⸗ und Curatelſachen. 

5) Die Ausſtellung von Notariatsinſtrumenten auf Anſuchen von Privatperſonen, auss 
genommen Wechſel⸗ und Seeproteſte, deren Ausſtellung den ſtaͤdtiſchen Gerichten zuſteht, 
und die Beglaubigung von Unterſchriften unter Dokumenten aller Art, fo wie von Abfchrifs 
ten dieſer Dokumente. 
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6) Die Annahme von Geldern zur Aufbewahrung auf Anſuchen von Privatperſonen 
und in den beim Hofgerichte in Verhandlung erste Sachen, nach en der im 
vorhergehenden Buche angegebenen Regeln. 

7) Das Erlaſſen von Aufforderungen und die Anotdnung aller seefichen Mafegetn 
in nichtſtreitigen Nachlaß⸗, Teſtaments⸗ und Erbtheilungsſachen von Gdalleuten. 

8) Die öffentliche Verſteigerung unbeweglichen Eigenthums auf dem Lande, h außer wenn 
daffelbe im Beſitz von, den Bauergerichten unterworfenen, Perſonen iſt. 

9) Die Ingroffation und Exgroſſation von Schulddokumenten und die Gorroboration 
von Kontrakten über unbewegliches Eigenthum, auf Grundlage der Civilgeſetze. 

Landg.⸗O v. 1630 Mai 30 f 6; Kön. Schw. Ref. v. 1067 Aug. 17 0 11 u. 12, 1668 Nov. 30 $ 6, 

4688 Nov. 23; Vorſchr. d. Hofg. an d. Landg. v. 1754 Apr. 23, 1755 Ott. 26; Def. d. Rig. 

Statth.⸗Reg. v. 1784 Dec. 23; 1797 Febr. 26 (17846) pkt. 3, 1858 ni 14 (11329), 

1840 Juli 5 (13631). 

312. Zur Kompetenz des Hofgerichts in Kriminalſachen gehören : 

In erſter Inſtanz. 

1) Staatsverbrechen, ohne Ruͤckſicht auf den Stand der Angeklagten, mit Ausnahme 
jedoch der Verbrechen von Perſonen, welche unter der Gerichtsbarkeit des Rigaſchen Ma⸗ 
giſtrats ſtehen. 

2) Amtsverbrechen: a) der Perſonen, die im Civilſtaatsdienſte ſtehen oder ſich im 
Dienſte vermöge Wahl von Seiten der Ritterſchaft oder der Kreis- und Landftädte befinden, 
mit Ausnahme jedoch derjenigen Beamten, fuͤr welche in den Geſetzen uͤber das Gerichts⸗ 
verfahren ein beſonderer Gerichtsſtand feſtgeſetzt il; b) der Advokaten, ſowohl des Hofge⸗ 
richts, als der ihm untergeordneten Behörden, 

3) Verbrechen ber Adeligen. 01. 

In zweiter Inſtanz. 

4) Die Leuteration der Kriminalſachen, welche aus den Landgerichten und den Mig 
ſtraten der Kreis: und Landſtaͤdte an daſſelbe gelangen. 

5) Beſchwerdeſachen uͤber Verletzung der Regeln des Kriminalprozeſſes in den dem 
Hofgerichte untergeordneten Gerichten. IE 

Kön. Schw. Proz.⸗O. v. 1614 Febr. 10 § 7; Hofg.⸗O. v. 1630 Sept. 6 SS 10, A, 20; 

Landg.⸗O. v. 1630 Mai 20 § 6, 14; Kön. Schw. Refol. v. 1662 Okt. 31 6 6; Reſol. d. 

Reichsvorm. v. 1662 Ott. 31 95 2, 7. Vergl. 1829 Juni 11 (2925). Vergl. Allg. Reicheg 

Bd. XV, $ 1459. 

313. Das Hofgericht entſcheidet unter Beftdtigung des Civilgouverneurs allendlich 
die an daſſelbe gelangenden Kriminalſachen, mit Ausnahme derer, welche nach den Ge: 
ſetzen über das Gerichtsverfahren der Reviſion des Dirigirenden Senats unterliegen. 

1796 Nov. 28 (17584); Alg. Reicheg. Bd. II, Aug. Gouv.-Verf. 99 2240, 2241. 


514. Zur Kompetenz des Hofgerichts in Civilſachen gehdren: 
In erſter Inſtanz. 
1) Rechtsſtreitigkeiten in Betreff des Vermögens der im Ontitseite e Hofseipis 
belegenen Kirchen. n n 
2) Rechtsſtreitigkeiten Si, der im Gerichtsbezirke des Hofpaichde Kleben 
Kronbeſitzlichkeiten. 
3) Rechtsſtreitigkeiten gegen die ene der Nitterfchaft und deren Inſtitute. 
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) Klagen Adeliger, die perſönlichen Rechte ihres Standes betreffend. 
5) Rechts ſachen über Rechte und Vorzüge adeliger Landguͤter. 
6) Streitige Nachlaß⸗, Teſtaments⸗ und Erbtheilungsſachen Erbadeliger. 


7) Concursſachen Erbadeliger, ausgenommen wenn bloß in den Staͤdten von ihnen 
beſeſſenes Vermögen in den Concurs gekommen. 


8) Streitigkeiten zwiſchen Schriftſtellern, Ueberſetzern, Herausgebern und Verlegern, 
oder Buchdrucker und Buchhändlern, Über das Eigenthum an einem Buche oder einem 
wiſſenſchaftlichen oder zur ſchönen Litteratur gehörigen Werke, in ſofern dieſe Sachen nicht 
der Entſcheidung eines Schiedsgerichts vorbehalten ſind. 


oh 
. de * In zweiter Inſtanz. 
1) Verhandlung und Aburtheilung der Rechtsſachen, welche mittelſt Appellation oder 
Querel aus den Landgerichten und den Magiſtraten der Kreis- und Landſtaͤdte an das Hof 
gericht gelangen. e Ba ? 
2) Beſchwerdeſachen wegen Verletzung der Regeln des Civilprozeſſes in den dem Hof: 
gerichte untergeordneten Gerichten. N 
Landg.⸗O. v. 1650 Mai 20 f 8; Hofg.⸗O. v. 1650 Sept. 6 5 20 pkt. 3; Kön. Schw. Ver⸗ 
ordn. v. 1078 Mai 40 $ 13; 4829 Jun 11 (2026), 1830 Jan. 8 (5411) 033. 


515. Beſchwerden über Erkenntniſſe des Hofgerichts werden bei dem Dirigitenden 
Senate angebracht. Alle Sachen, deren Gegenſtand an Werth nicht die Summe von 
600 Rbl. S. M. uͤberſteigt, werden allendlich im Hofgerichte entſchieden; hiervon werden 
nur ſolche Sachen ausgenommen, welche nach der fuͤr fie beſtehenden beſonderen Ordnung 
des Verfahrens immer an den Dirigirenden Senat gelangen muͤſſen. 

Kön. Schw. Reviſ.⸗Verordn. v. 1662 Juni 28; 1632 Febr. 17 (8171). 


516. Zur Kompetenz des Hofgerichtsdepartements in Bauerſachen gehört die Reviſion 
der von den Kreisgerichten abgeurtheilten Rechtsſachen. Das Oeſelſche Kreisgericht ſtellt 
feine Erkenntniſſe der Reviſion des bei dem Oeſelſchen Landrathskollegium befindlichen 
Bauerdepartements vor. S n MAR, Meet 

Lil. Bauer⸗Verordn. v. 1829 Marz 26 (27755) 55 197, 201, 202 u. d. Beil. für die Ins 

fel Oeſel. — 
517. Das Hofgerichts⸗Departement in Bauerſachen iſt letzte Gerichtsinſtanz in ſtrei⸗ 
tigen Rechtsſachen von Perfonen, welche der Gerichtsbarkeit der Bauerbehöorden unterliegen; 

an daſſelbe konnen alle Sachen, deren Gegenftand an Werth über 50 Rbl. S. DM. betragt, 
zur Reviſion gelangen. Dieſe Sachen werden daſelbſt allendlich entschieden, und wird weitet 
gegen die betreffenden Urtheile keine Appellation zugelaſſen. Beſchwerden über verzögerten 
Rechtsgang und verweigerte Rechtspflege gehen an den Generalgouverneur, Nullitäts⸗ 
klagen aber an den Dirigirenden Senat. Uebrigens wird in Bauerſachen dem unter⸗ 
liegenden Theile freigeſtellt, die Verantwottlichkeit für unxechtfertige Appellation über: 
nehmend, ſich mit einer Klage gegen das Hofgerichtsdepartement an den General⸗ 
gouverneur zu wenden und um Beprüfung der Sache zu bitten. Findet der General: 
gouverneur in der Verhandlung Unvollſtändigkeiten, fo läßt er mit Vollſtreckung des 
Uctheils einhalten und traͤgt dem Hofgerichts⸗Departement in Bauerſachen auf, die Sache 
nochmals durchzuſehen oder zu ergänzen. Findet aber der Generalgouverneur auch darauf 
das Urtheil geſetzwidrig, fo berichtet er daruber Seiner Kaiſerlichen Maje⸗ 


ſtät (a). Die hier hinſichtlich des Hofgerichts Departements in Bauerſachen aufgeſtellten 
Beſtimmungen gelten auch fuͤr das Oeſelſche Bauerdepartement (b). 
(a) Liol. Bauer-Verordn. v. 1819 März 26 (27755) 55 197, 236, 247. — (b) Eben dort, 
u. d. Beil. zu dieſen 50. 


Dritte Abtheilung. 
Von den Sitzungen und dem Geſchaͤftsgange des Hofgerichts. 
e I. Von den Sitzungen des Hofgerichts. 

318. Das Hofgericht Hält feine Sitzungen in der Gouvernementsſtadt Riga und vers 
ſammelt ſich in feinem vollſtaͤndigen Perſonale jährlich zweimal, zur Winter: und zur 
Herbſtzeit. Die Dauer dieſer Juridiken des Hofgerichts richtet ſich nach dem Betrage der 
vorhandenen abzumachenden Geſchaͤfte. 

Kön. Schw. Reſol. v. 1662 Okt. 31 8 4, u. ununterbr. Gewohnh. 


319. Der Preſident des Hofgerichts, oder ſein Stellvertreter, vereinigt ſich mit den 
übrigen Gliedern über den Tag der Eröffnung der ordentlichen Juridiken. Dieſer Tag wird 
mittelſt der offentlichen Blätter des Gouvernements, fo wie durch Anſchlag einer Bekannt: 
machung an die Gerichtsthuͤren, zur allgemeinen Kenntniß gebracht und den dem Hofge⸗ 
richte untergeordneten Gerichten durch beſondere Reſkripte eröffnet. 

f Ununterbr. Gewohnh. 


520. Außerordentliche Juridiken konnen zu jeder Zeit des Jahrs auf gemeinſame 
Anordnung der Glieder oder Veranſtaltung des Preſidenten angeſetzt werden. 

Hofg.⸗O. v. 1630 Sept. 6 5 3; Kön. Schw. Reſol. v. 1631 Aug. 13 5 16; 1851 Marz 23 

(4447). * a . e : ; 


521. Das Hofgerichts⸗Departement in Bauerſachen hat keine Juridiken, ſondern ver: 
ſammelt ſich fo oft die Gefchäfte es erfordern. Auf der Inſel Defel dagegen verſammelt 
ſich das Bauerdepartement regelmäßig in Arensburg drei Mal im Jahre, am 1 Februar, 
1 Juli und 1 Oktober. Jede dieſer Juridiken dauert vier Wochen. 

Liol. Bauer⸗Verordn. v. 1819 März 26 (27735) $ 200 u. d. Beil. 


522. Während der ordentlichen Juriditen des Hofgerichts darf, ohne die dringendſte 
Noth, kein Landtag verſammelt werden. 
Koͤn. Schw. Reſol. v. 1067 Aug. 17 § 9; Landt.⸗Ordn. v. 1827 5 B. 


323. Vor Eröffnung der Win ker⸗Juridik, verſammeln ſich der Preſident, der Vice⸗ 
preſident, die Glieder und Beamten des Hofgerichts in der St. Jacobskirche, in welcher 
der General⸗Zuperintendent oder der Prediger derſelben einen der Sache angemeſſenen 
Goltesdienſt hält. 

Ununterbr. Gewohnh. — Vergl. die Kön. Schw. Kirchen⸗Ordn. v. 1006 Sept. 3 Kap. 2 

9 13. 


324. In den Sitzungen des Hofgerichts nimmt der Prefident den erſten Platz ein. 
Der neu ins Amt tretende Prefident wird bei dieſer Gelegenheit von den im Hofgerichte 
figenden Landräthen nebſt einem Aſſeſſor aus feiner Wohnung nach dem Gerichtsſaale be⸗ 
gleitet, wo ihn die ubrigen Glieder erwarten und empfangen. 

Kön. Schw. Reſol. v. 1668 Nov. 30 $ 2; 1834 Nov. 11 (7539). 
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325. Der Viceprefident iſt der Gehlilfe des Prefidenten und vertritt deſſen Stelle im 
Falle der Abweſenheit. Er wird auf dieſelbe Weiſe ins Amt eingeführt, wie der Preſident. 
Eben dort. 
326. Auf den Vicepreſidenten folgen die Landraͤthe, nach ihrem Alter in dieſer 
Wuͤrde, dann die Raͤthe und Aſſeſſoren. 
Kön. Schw. Refol. v. 1040 Aug. 17 pft. 3. Vergl. 1834 Nov. 11 (7859). 


327. Wenn im Falle der Abweſenheit oder Krankheit des Preſidenten der Vieepreſident 
ſeine Stelle vertritt, ſo verſieht der aͤltere der im Hofgerichte figenden Landraͤthe das Amt 
des Vicepreſidenten. 

1034 Nov. 11 (7539) pkt. 7. 


328. Während der Zeit von einer Juridik zur anderen, wohnen der Preſident oder der 
Vicepreſident und zwei Mitglieder den Sitzungen bei, um die laufenden Geſchaͤfte des 
Hofgerichts zu beſorgen. 

Hofg.⸗O. v. 1630 Sept. 6 853, 40, Kön. Schw. Reſol. v. 4667 Aug. 17 f 1; Kön. Schw. Ver⸗ 

ordn. f. d. Hofg. v. 1681 Okt. 12 5 6; 1831 Mär; 23 (4447). 

529. Prefident und Vicepreſident, Landraͤthe, Raͤthe und Affefforen treffen unter einan⸗ 
der Abrede wegen der Reihefolge ihrer Reſidirung im Hofgerichte in der Zeit von einer Juri⸗ 
dik zur anderen, oder überlaffen die Beſtimmung dem Looſe. Derjenige, welchen die Reihe 
im Hofgerichte zu reſidiren getroffen hat, iſt verpflichtet, ſich zu dem gehdrigen feſtgeſtellten 
Termine einzufinden. 

Kön. Schwed. Verordn. f. d. Hofg. v. 1681 Okt. 12 $ 6, u. ununterbr. Gewohnh. 


550. Kann eines der Glieder des Hofgerichts nicht das Ende einer Juridik abwac⸗ 
ten, oder fich nicht nach der für daſſelbe eingetretenen Reihefolge der Reſidirung zum be⸗ 
ſtimmten Termine einfinden, fo muß es die geſetzlichen Verhinderungsgruͤnde dem Hofgerichte 
anzeigen, damit im letzteren Fall das naͤchſte Glied in der Reihefolge ſtatt feiner eintrete. 

Kön. Schw. Reſol. v. 1668 Nov. 30 f 7. 


351. Erſcheint der Preſident, der Viceprefident oder irgend ein anderes Glied des Hofe 
gecichts nicht zu dem anberaumten Sitzungstermine, ohne geſetzliche Beibringung von 
Hinderungsgruͤnden, fo zahlt es für jeden Tag der Verſpaͤtung oder ungeſetzlichen Abweſen⸗ 
heit 4 Rbl. S. M. Wer zur Zeit der Juridik ſpuͤter, als zur beſtimmten Stunde, in der 
Sitzung erſcheint, oder in derſelben nicht die volle vorgeſchriebene Stundenzahl bleibt, zahlt 
für jede Stunde unrechtfertiger Abweſenheit 25 Kop. S. M. Strafe. 

Hofg.⸗O. v. 1630 Sept. 6 5 5, 5; Kön. Schw. Reſol. v. 1668 Nov. 30 5 7. 

352. Verlaͤßt eines der Glieder willkuͤhrlich, ohne Urlaub erhalten zu haben, vor 
dem Schluſſe der Jurldik die Stadt, fo unterliegt es einer Geldſtrafe, die dem Betrage der 
Hälfte feines jährlichen Gehalts gleich kommt. n 

Eden dort; 1805 April 19 (21720). 
a II. Von dem Geſchaͤftsgange im Hofgerichte. 

333. Im Hpfgerichte werden geführt: 1) ein Tiſchregiſter und Vortragsregiſter; 
2) ein Journal; 3) vier Miffive, das eine für den Schriftwechſel des Hofgerichts, das 
andere für die Urtheile in Civilſachen, das dritte für die Beſcheide in Civilfachen, das 
oierte für die Krüminalurtheile; A) ein Verzeichniß der anhängigen, noch nicht entſchiede⸗ 
nen Sachen; 5) ein Protokoll der Abſtimmung; 6) drei Urtheilsbuͤcher, mit kurzer An⸗ 
deutung des Inhalts der gefaͤllten Erkenntniſfe, und zwar das eine fuͤr Kriminalurtheile 
ars andere für Eivilurtheile und das dritte für Beſcheide in Civilſachen; 7) ein Teſtamenten⸗ 
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buch; 8) ein Reſkriptenbuch; 9) ein Nummerbuch, worin der Inhalt aller unter der 
Nummer ausgehenden Schriften nach der Reihefolge kurz angedeutet wird; 10) ein Re⸗ 
pertorium für Givil:, und ein befonderes für Kriminalſachen „ in welchem unter der Ueber: 
ſchrift der anhaͤngigen Sache alle in derſelben eingegangenen Schriften kurz verzeichnet 
ſind; 11) ein Verzeichniß aller zu erfuͤllenden Ukaſen oder Vorſchriftenz 12) Ein An⸗ 
ſchlagbuch; 13) ein Kontrollbuch uͤber den Empfang der von den Kanzelliſten abgeliefer⸗ 
ten Abſchriften; 14) ein Terminregiſter in Civil: und Kaffafachen; 15 ein Expeditions⸗ 
buch; 16) ein Journal für Krepoſt⸗ und Hypothekenſachen; 17) ein Kaſſajurnal; 
18) die erforderliche Anzahl Archivregiſter, Verbotz, N Hypotheken⸗, Schnur: und 


Kaſſabu 
NEE Ununterbr. Gewohnh. 


55 T. Urtheile in Civülſachen werden bloß in den Juridiken und zwar nicht anders als 
in der vollen Verſammlung aller anweſenden Gerichtsglieder gefaͤllt. Zum Erkenntniß in 
Civilſachen mittelſt Beſcheides iſt nur die Anweſenheit von vier in 9 Meinung einſtim⸗ 
migen Gerichtsgliedern erforderlich. 

Kön. Schw. Reſol. v. 1686 Febr. 8, 1699 März 8 (Landl. ves. 74 not. d). 


335. Urtheile in Kriminalſachen können auch außerhalb der Juridiken aeg wer⸗ 
den, doch ſind dazu wenigſtens vier Gerichtsglieder erforderlich. Zur Ettheilung von Reſo⸗ 
lutionen und Verhandlung der laufenden Sachen genuͤgt die Theilnahme der in der Re⸗ 
ſidirung anweſenden Gerichtsglieder. 

Koͤn. Schw. Reſol. v. 1658 Sept. 28 $ 8, 1686 Febr. 8, 1699 März 18,.— Memorial des Hofg. 

v. 1678 Febr. 2. P. 4. 


3536. Alle Ausfertigungen werden vom Preſidenten oder, im Falle feiner‘ Abweſenheit, 
von dem Bierpreſtdenten — mr en 8 — — nicht aut — von — der 
/ nik malte 33 ua 0) re 

un HET Apen v. vi GEH ro m rg n un. 

337. Jede er welchen Inhalts fie auch ſei, ehe mit den Worten: „ 
Namen und von wegen des Kaiſerlichen Livlaͤndiſchen Hofgericht "Enthält die mee er⸗ 
tigung ein Erkenntniß oder ein Atteſtat, ſo wird das Siegel des Hofgerichts der Vanteceiie 
beigedrückt. 

t Eben dort. f 0 ef 

338. In allen Fällen, wo dies zur Vermeidung unnuͤtzen Schriftwechſels moͤglich 
iſt, bedient ſich das Hofgericht zu gerichtlichen Eröffnungen eines an den Gerichtsthüren 
oder in dem Partenzimmer gemachten öffentlichen Anſchlags, wie ſolches ausführlich im 
— angegeben iſt. * . = 

Ununterbr. Gewohnh. r 3 | 
Vierte Abtheilung. 


Von den Verpflichtungen der Mitglieder und Beamten 
des Hofgerichts— 8 br 


47 151 * 

339. Die Verflihtungen des Preſidenten und der übrigen Glieder des Hofgerichts 
werden durch die im vorhergehenden Buche angegebenen allgemeinen Beſtimmungen feſt⸗ 
geſtellt. Der Prefident und eben jo der Vicepreſident des Hofgerichts find. nicht verbunden, 
gleich den ubrigen Gliedern aus — zum Urtheile geſchloſſnen Akten . . 
tigen (ſiehe $ 341). 4. bp 4 eil n4 
Hofg.=D. v.1650 Sept. 6 50 Kin.Siw, BR v. 1001 Ott. 12 0 4. In 9 


n 


540. Während der Anweſenheit des Preſidenten nimmt der Vicepreſident gleichen 
Antheil mit den uͤbrigen Gerichtsgliedern an der Verhandlung der vorkommenden Rechts⸗ 
fachen; außerdem hat er die Beaufſichtigung der Kanzellei, des Geſchaͤftsganges in derſelben 

und der Depoſitengelder 

Ununterbr. 88 

341. In Sachen, welche nach den dſaͤtzen des Geri tsverfahrens eine e feheifte 

liche Relation e wird dieſelbe ee nicht 1 Setretalr, fondern von 


den Landräͤthen, Rathen und A lſſeſſoren ab die? Vertheilung ſolcher Arbeiten 9 
waͤhrend der Sitzung ie Ei Loos, ek i 


Hofs. „O. v. 1650 € Sept. 6 99 209 u. 32, Kön. Schu. Neſol. v. 1668 Nov. 30 58,9. 
- 2. Der Hofgerichts⸗ Seth iſt von W verpflichtet 
lle vac e re NR in 0 zu e 
R 
eferenten ſelbſt geſchie 
3) Berichte an höhere Behd den abzuf ſoſcn. En sahne 
4 Die Urtheile und Beſcheide in Gulſhen und die urthele M mcg abzu⸗ 


. 
5) Nöthigenfalls beſondere Protokolle aufzunehmen. 2 e 
1 ER 00 der Rechnungsbücher zu beaufſichtigen. u * 
) Die gerichtlichen Ausfertigungen mit dem Konzepte, zu collationiren und dann zu 
PN 
8) Die Urtheile den ſtreitenden Theilen und den Üngehufbtgten 8 Bere 0 ‚ädhen, 
9) Das Buch für die Civilurtheile zu führen. 
10) Darauf zu ſehen, daß jeder Kanzelelbenmte feiner Amtspfliht aufs geile — 
11) Den dritten Schluͤſſel der Depoſitenkaſſe und dag ‚ gerichtliche 2 zu rg 
mit Verantwortung für deſſen etwanigen Mißbrauch. 
Hofg.⸗O. v. 1630 Sept. 6 § 13, vervollſt. durch ununterbr. 2 
343. Der Protonotar iſt verpflichtet: eim Ni nE N Oe 
1) Alle eingehenden Schriften und verſiegelt eingehenden Seeds, vnd letztere der 
Vorfiger erbrochen, entgegenzunehmen und zu produktiren. 
2) Das Journal und — 25 — zu fuͤhren, ins Reine zu ſchreiben und 


zu contraſigniren. ul l N K 
3) Die laufenden Sachen nach dem ee auszufertigen. 5 f 
4) Das Beſcheidbuch zu fuͤhren. ain ut nden 


5) Die Dorſualreſolutionen, n 1 und bauen. 
abzufaſſen. 1 
6) Die ihm von dem Preſidenten übertragenen Schnunbüchee zu führen, 

7) Die Arbeiten an die Kanzelliſten zu Wee das Kontrollbuch der Keinfeheif 


ten zu führen. 

Hofg.⸗ O v. 1030 alt Dun m ununterbr. Gewohnh. 
3A, Der Et. iſt v erpflichtet: 
1 Alles was . fe der anhan jigen Sachen betrifft FREE die erforder: 


lichen Register zu führen, die dahin gehörigen Akten zu verabfolgen und die zurückgeſtell 
ten entgegen zu nehmen. 


2) Die Akten zu ſammeln, zu heften, zu fofiiten und zu rotuliren. 


3) Das Berzeichniß der anhängigen Sachen zu führen und das Vortragstegiſter in Ord- 
nung zu halten. 


un. 
run 


4) Das Buch fir die Kriminalurtheile zu führen. 

5) Auszuͤge aus den Akten anzufertigen. 

6) Das Repertorium in Keiminalſachen zu führen, 

Eben fo. 

545. Der Aktuar iſt verpflichtet: 

1) Die eingekommenen Schriften in das Tiſchregiſter einzutragen. 
2) Das Terminregiſter in Civil: und Kaſſa⸗Sachen zu führen. 2 

3) Aus demſelben und aus dem Tiſchregiſter monatliche Berichte über die noch nicht 
ausgefertigten Sachen zuſannnen zu ſtellen. 

4) Das Repertorium in Civilſachen und das Verzeichniß aller noch zu erfüllenden Ukaſen 


u führen. 
- 5) Zur Vorftellung an den Dirigirenden Senat und Mittheilung an den Gouverne⸗ 
mentsprokureur die vorſchriftmaͤßigen Berichtstabellen anzufertigen. 

6) Das Nöthige wegen Beſtaͤtigung und Vollziehung der Kriminalurtheile auszufertigen. 

7) Die Proklame und deren Regiſtratur, fo wie auch die Citationen und die Re 
ſtripte an die Unterbehörden, welche dei Mittheilung der Urtheile und Beſcheide ergehen, 
abzufaſſen. 

8) Die Anſchlaͤge zu beſorgen und die dabei betheiligten Parten zu verzeichnen. 

9) Dos Anſchlag⸗Buch zu führen. 

10) Das Nummerbuch zu führen und die ausgegangenen Nummern in das Tiſchregiſter 
und Bortragsregiſter zu verzeichnen. 

11) Das Reskriptenbuch zu führen. 

12) Aktenertrakte in Civil: und Kriminalſachen, die an den Dirigirenden Senat gehen, 


anzufertigen. 
13) Saͤmmtliche ausgehende Sachen 3 und das Expeditionsbuch zu führen. 
ſo. 


346. Der Archivar iſt verpflichtet: 
1) Alles was das Archiv der abgemachten Sachen angeht wahrzunehmen. 
2) über alle in das Archiv der abgemachten Sachen einkommenden Akten Regiſter zu 


führen. 

3) Alle zur Aufbewahrung eingehenden Dokumente und Teſtamente zu empfangen und 
ein Regiſter Über fie zu führen. 

4) Das Teſtamentenbuch zu führen. 

5) Alle Senats⸗Ukaſen und obtigkeitlichen Patente in Jahrgaͤngen zu ſammeln und 
ihnen die nöthigen Regiſter beizufügen. 

6) Darauf zu ſehen, daß alle an den Dirigirenden Senat gehenden Akten und Akten⸗ 


extrakte nebſt Beilagen ins Reine geſchrieben und abgefertigt werden. 
Eben ſo. 


547. Der Protofollift der Krepoſlerpedition iſt verpflichtet, unter Aufſicht des Sekre⸗ 
tairs, die Krepoſt⸗ und Hypothekenbüͤcher zu führen zugleich mit dem dazu gehörenden Jour⸗ 
nal, und dieſes Journal, nachdem es von allen in der Sitzung anweſenden Gliedern un⸗ 
terſchrieben worden, zu contraſigniten. 


Eben ſo. 


— 


Fünfte Abtheilung. 


Von der Rechenſchaftsablegung und Verantwortlichkeit 
des Hofgerichts. 

548. Das Hofgericht unterliegt der Reviſion nicht des Civilgouverneurs, ſondern 
des Generalgouverneurs, welcher in außerordentlichen Fällen und namentlich: wenn es zu 
feiner Kenntniß gelangt, daß irgend welche erhebliche Unordnungen und Mißbrduche bei 
dem Hofgericht vorkommen, die gleich im Beginn und ohne den geringiten Zeitverluſt aus⸗ 
gemittelt und unterdrückt werden muͤſſen, zu einer Reviſion des Hofgerichts ſchreiten kann, 
jedoch nur als Ausnahme von der allgemeinen Regel; er iſt verpflichtet zu gleicher Zeit dem 


Dirigtrenden Senate darüber zu berichten und den Justizminister von den Beweggründen 
in Kenntniß zu jegen. 


Def. d. Dirig. Senats v. 1830 Nov. 15. 


Genehmigung ſowohl vom Amte entfernt, als nach Urtheil und Recht entſetzt. 
Kön. Schw. Reſol. v. 1031 Aug. 13 $ 17, 1668 Nov. 30 9 4. — Vergl. Alg. Reichsg. Bd. XV, 
$ 1476, 


350. Die von dem Dirigirenden Senate beftdtigten Glieder des Hofgerichts werden 
nur mit Genehmigung des Senats ſowohl vom Amte entfernt, als nach Urtheil und Recht 
entſetzt. 

Vergl. Allg. Reichsg. Bd. II, Ag. Couv.-Verf. 99 248, 256; Bd. XV 5 1476, 1576, 


351. Das Hofgecicht hat das Recht die Beamten und Diener der Kanzellei für Amts: 
verſaumniſſe zu beahnden, fie vom Amte zu entfernen und eine Kriminalunterſuchung 
über fie zu verhängen. Nur muß es in diefem Falle, hin ſichtlich des Sekretairs, zuvor 
die Genehmigung des Generalgouverneurs einholen; die Entſetzung deſſelben vom Amte 
kann jedenfalls nur mit Beſiaͤtigung des Urtheils von Seiten des Dirigirenden Senats 


N „1766 Mai 29 (12665); 1004 Apı. 7 (21239). 


Sechſte Abtheilung. 
Von dem Schriftwechſel des Hofgerichts mit anderen Behörden. 


552. Das Hofgericht hat außer von Kaiſerlicher Majeftät und dent Dirigirenden Ce 
nate von Niemandem Befehle anzunehmen, und auch Niemandem anders Berichte und 
Unterlegungen zu ſenden. 

Allg. Neicsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. $ 2260. 

355. Das Hofgericht empfängt vom General: und vom Civilgouverneut Anträge und 
richtet feinerfeits an dieſelben Vorſtellungen. 

Vergl. Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. 99 278, 654, 

35 T. Mit der Gouvecnementsregierung, dem Kameralhofe, dem Domainenhofe, dem 
Kollegium allgemeiner Fuͤrſorge, den Konſiſtorien, den Oberkirchenvorſteher⸗Amtern, dem 
Gouvernemenkspoſckomptoir, der Zollverwaltung, der Polizeiverwaltung, dem Magiſtrate 
der Stadt Riga und den Landrathtskollegien korreſpondirt das Hofgericht durch Mittheilun⸗ 
gen. Auf dieſelbe Weiſe korreſpondirt das Hofgericht auch mit den ihm gleichſtehenden Be⸗ 
hörden anderer Gouvernements. 

Vergl. eben dort, $5 2264, 2262; Bd. XIII Reglem. db. alg- Fünf. $ 50. 


355. Den ihm untergeordneten Gerichten und der Medicinalverwaltung ſendet das Hof: 
gericht Befehle und empfängt von denfelben dagegen Berichte und Vorſtellungen. 
Eben dort, 9 2263; Bd. N war Beo. 9 47. 


* | 2 818 

Zweltes oaprfüc. enen, 

i n Von den Landgerichten. ie ra 1 

an Erſte Abtheilung. | hin 

ner av; wi Bon dem Beſtande der Landgerichte. 155 
356. Im Livlaͤndiſchen Gouvernement gibt es fünf Landgerichte: das Rigaſche, das 


Wepdenſcht, das Dorptſche, das Pernauſche, das Oeſelſche. En 
rad 31 480 % 1757 Febr. 12 mir); 1797 Sehr. 20 (17840). K 


357. Kebes Candgericht beſteht aus einem bandrichter als Vorfiger und zwei. Aſſeſſoren. 
Landg.⸗O. v. 1632 Febr. 1, 1797 Febr. 26 (17846); 1839 März 17 (12137), März 21 (1216). 


358. Jedes Landgericht hat einen Sekretair, einen Archivar, und die erforderliche An— 
zahl von Kanzelliſten und Gerichtsdienernz das Rigaſche Landgericht hat noch einen beſon⸗ 
dern Notar. 
1707 Ser 26 (17846) 1030 Mar; 17 (12137), März 21 (121865). 
359. Zu den Ämtern des Landrichters und der Landgerichts⸗Aſſeſſoren waͤhlt die Ritter⸗ 
ſchaft jedes Kreiſes zwei Kandidaten, nach den im Ständerechte enthaltenen Beſtimmun⸗ 
gen. Der Generalgouverneur beſtäatigt einen aus den ihm nd ver Ant vorgeſtellten 2 


didaten e Mf eee ee eee eee ag 
Kön. Schw. Reſol- v. 4075 April 6; Bef. d. Dirig. Senats an den 1 v. 1222 
Jan. 9. 1 Er 


or 


360 Die Landrichter und die Landgerichts ſſeſſoren werden auf ſechs Jahre gemalt, 
Anmerkung. Der in dieſem $ aufgeſtellte Grundfag bezieht ſich nicht auf die Landrichter und Lands 
gerichts⸗Aſſeſſoren, da; vor Veröffentlichung dieſes Prooinzialrechts auf Lebenszeit gewählt worden. 
AAuerh. beſt. Mein. d. Reichsr. v. 1940 Mai 6. 

361. Zu den Intern der Landgerichts⸗Sekretaire und des Notars des Rigaſchen Land⸗ 
gerichts waͤhlt die Ritterſchaft des betreffenden Kreiſes zwei Kandidaten nach den im Staͤn⸗ 
derechte enthaltenen Beſtimmungen. Die Gouvernementsregierung beſtaͤtigt einen aus den 
ihr für 2 Amt vergeſtellten Kandidaten 

x Landt. O. v. 1827 $ 36, b. 5. 2 
362. De a Sekretaire un) der Ya des monhen B * 
auf Lebenszeit agen n 
Ununterbr. bench. 42 
363. Der Uchivar, dle Ranzeliten und die Gerhtediener werden, ven den Lunge 
richten ſelbſt auf Lebenszeit angeſtellt, ohne daß fie vorher von der en eee 
beſtaͤtigt au u brauchen. b 1 
1 1768 Mai 51 (1526 N 
364. Die Glieder, — — Gerichtsdien⸗ er der — — werden im Lander; 
richte vereidigt. Das Eidesreverſal wird von dem Beridigten zweifach ausgeſtellt; das eine 
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Exemplar bleibt bei den Akten des Landgerichts, das andere wird der Gouvernementsregie⸗ 
rung zugeſchickt. mEH¹Htn H N ! 
f Landg.⸗O. v. 1032 Febr. 1 0 2, 3. 


365. Die Landgerichte werden ven der Staatsregierung nach Allerhochſt beſtätigten 
nde Veppibet: e lee dee du warnen: ar Pie i s o, 0 
„bb a nun I Vergl. dieſe Etats. ö N ne 
„366. de Sen der Landgerichte fallen die Strafgelder zu, welche in Civilſachen für 
unrechtfertiges Erheben von RE für 1 Anſtreiten rechtskraͤfti⸗ 
ger Greenntniffe (Urtheils oder Beſcheidqual) und fuͤr Nichtbeachtung der Termine, beige: 
trieben werden. Wird von einem Urtheile des Landgerichts an das Hofgericht appellitt, fo 
verbleibt, wenn das Urthell beftätigt wird, der Appellationsſchlling den Gliedern des Ge: 
richts wird dagegen das Ultheil nicht besttigt, fo fällt derselbe dem Hofgerichte zu. 


l 
* = Ar Reſol. 2000 Aug. 19. 
1 V% 5 ka 235 mails si il 
367. Die für die Greiptsglicder und den Sekretär gefeglich. bestimmten Pieiten- und 
Defrahirungsgelder, fo wie die für die Kanzelleibeamten feſtgeſetzten Kanzelleigebühren werden 


nach Anleitung einer beſonderen, von der Staatsregierung beſtaͤtigten, Taxe erhoben. 


Zweite Abtheilung. 0 
Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz und von den Grenzen der Amtsgewalt der 
Landgerichte. 


568. Die Gerichtsbarkeit des Landgerichts erſtreckt ſich nur über den Kreis, fuͤr wel⸗ 
chen daſſelbe errichtet werden iſf t. ram 101 
Landg.⸗O. v. 1630 Mai 20 51; 1783 Juli 3 (15776) p. 7 1797 Fehr. 26 (17846), 1829 
Zuni 11 (2925). s 
369. Zur Kompetenz der Landgerichte in Beziehung auf Juſtizverwaltung und auf 
nichtſtreitige Rechtssachen gehert: re 
1) Die Anſtellung der Kanzelleibeamten und Gerichtsdiener, ihre Vereidigung, ſo wie 
die Entfernung derſelben vom Amte fuͤr Verletzung der Dienſtpfli cht. 
2 Die Aufſicht über die bei ihnen angeſtellten Advokaten, fo wie die Beahndung der: 
ſelben für Nichtbeachtung der geſetzlichen Vorſchriften uͤber das Gerſchtsverfahren. 
3) Der Verſuch gütlicher Sühne in Eheſcheidungsſachen der Bauern, zufolge Aufforde⸗ 
rung des Livlaͤndiſchen Provinzialkonſiſtoriums, mit Zuziehung eines geiſtlichen Aſſeſſors 
des Konſiſtoriums oder des betreffenden Probſtes; das Verhör von Zeugen und die Einſen⸗ 
dung des aufgenommenen Protokolls an das Provinzialkonſiſtorium, zum Behufe des zu 
faͤllenden Erkenntniſſes. 1 IN NI ee ee e ulm unt 
) Die Ernenung von Vormüͤndern und Curatoren für im Kreiſe wohnende Perſonen, 
falls dieſelben nicht vor die Univerfitäts:, Stadt- und Bauergerichte gehören, und die 
Verhandlung und Entſcheidung aller Vormundſchafts⸗ und Curatelſachen derselben Perſonen. 
5) Die Verhandlung aller Sachen wegen gestörten Beſites und wegen Herſtellung da: 
durch verletzter Rechte. 8 


6) Die Verhandlung aller nichtſtreitigen Schuldferderungen, deren Gegenſtand an Werth 
30 Rbl. S. M. nicht uͤberſteigt. > 

7) Auf Anſuchen von Peivatperfonen, Notariatsinſtrumente auszuftellen, mit Aus⸗ 
nahme der Wechsel- und Seeproteſte, die den Stadtgerichten obliegen, und Unterschriften 
unter Dokumenten aller Art, fo wie Abſchriften dieſer zu beglaub igen. 


8) Auf Anſuchen von Privatperfonen und in den beim Landgericht anhaͤngigen Sachen 


Gelder zur Aufbewahrung entgegen zunehmen, nach Anleitung der im vorhergehenden Buche 
angegebenen Beſtimmungen. 

9) Die Ingroſſation und Ergroffation von Schuldverſchreibungen bis zum Betrage von 
30 R. S. M. nach Anleitung der Civilgeſetze. 

10) Die Verſiegelung und Inventur des auf dem Lande belegenen Vermögens, mit 
Ausnahme jedoch desjenigen, welches Perſonen gehört, die unter der Gerichtsbarkeit der 
Bauerbehörden ſtehen; die Verſiegelung und Inventur des beweglichen Vermögens von 
Perſonen, die in den Städten wohnen, ihren perfönlichen Gerichtsſtand aber vor den 
Landesbehörden haben. 

11) Die Einweiſung (Immiſſion) in den Beſitz von im Kreiſe belegenen Grundſticken 
und Ausweisung (Exmiſſion) aus denſelben. 

12) Die Bezeichnung der Grenzen der im Kreiſe belegenen Grundſtuͤcke in der 
Natur. 

13) Die Reviſion der Kreisrentei zu Anfang jedes Monats durch den Landrichter oder, 
falls er abweſend iſt, durch einen Aſſeſſor, mit Zuziehung des Polizeimeiſters der Kreis⸗ 
ſtadt und des Kreisfiskals; eben ſo die Reviſion der Rechnungen der Kreisrentei und ge⸗ 
meinſchaftlich mit dem Kreistentmeiſter die Unterſchreibung der von letzterem abzuſendenden 
Kaffarevifionsverfchläge. Von der Verpflichtung zur Reviſion der Kreistentei iſt das Riga⸗ 
ſche Landgericht ausgenommen. 

14) Die Ertheilung von Paßzetteln (Jerliks) zum Transport des Branntweins, wie 

dies im Getraͤnke⸗Reglement ausführlich angegeben iſt (Allg. Reichsg. Bd. V). 
Landg.⸗O. v. 1632 Febr. 1; Kön. Schw. Reſol. v. 1671 Sept. 22 § 1; Kön. Schw. Verord. 
v. 1694 Dec. 20 § 17; Kefot, d. Juſt.⸗Koll. v. 1758 Febr. 6 u. Sept. 28; Inte, des Hofg. an d. 
Landg. v. 1723 Juni 15; 1797 Febr. 26 (17846); 1809 Juni 2 (23682); Livl. Bauer⸗Verord. 
v. 1819 März 26 (27755) $ 348; Dorpt. Univ. Stat. v. 1820 Juli 4 5 191.— Vergl. Alg. 
Reichsg. Bd. II, Alg. Gouv.⸗Verf. $ 3843. 


370. Zur Kompetenz der Landgerichte in Kriminalſachen gehert: 

1) Die förmliche Unterſuchung und aburtheilende Begutachtung uͤber alle Verbrechen, 
die im Kreiſe von Perſonen geiſtlichen und weltlichen Standes begangen worden, mit Aus⸗ 
nahme der jenigen, welche nach den Grundſaͤtzen uͤber den Gerichtsſtand dieſen vor den 
Magiſtraten oder in erſter Inſtanz vor dem Hofgerichte haben. 

2) Die Verhandlung und Fmiſcheidung über alle geringfügigen Injurien, welche von 
Adeligen zugefügt worden. 

3) Wegen Anwendung von Maßregeln zur Sicherung der Rache in Kriminalſachen 
Betheiligter, nach den Beſtimmungen des Kriminal prozeſſes, der Gouvernementsregierung 
vorzuſtellen. Die Vollſtreckung der eigenen Urtheile durch die Polizei, wenn dieſelben nur 
auf leichte polizeiliche Strafen lauten. 

Landg.⸗O. v. 1630 Mai 20 9 8; Hofg.⸗O. v. 1630 Sept. 6 $ 10; Landg.⸗O. v. 1632 

Febr. 1 59 6, 37; Reſol. d. Reichsvorm. v. 1662 Ott. 22 u. ſ. w. 


371. Das Landgericht iſt die erſte Gerichtsinſtanz in allen Kriminalſachen feiner Ge: 
richtsbarkeitz die Urtheile deffelben gehen alle ohne Ausnahme zur Leuteratien aus Hof: 


gericht. 
Hofg.⸗O. Sept. 6 5 20; Landg.⸗O. v. 1632 Febr. 1 89 24, 28. 


572. Zur Kompetenz der Landgerichte in Civilfachen gehören: 
1) Rechtsſtreitigkeiten wider Perſonen geiſtlichen und weltlichen Standes, die auf dem 
Lande und in der Stadt wohnen, mit Ausnahme derjenigen, welche dem Hofgerichte, den 


Magiſtraten und den Bauergerichten oder der Gerichtsbarkeit der Univerſitaͤt unterliegen; 
eben ſo Concurs⸗ und Nachlaßſachen ſolcher Perſonen. 

2) Rechtsſtreitigkeiten uͤber auf dem Lande vorkommende Rechtsſachen wegen flreitiger 
Grenzen und Dienſtbarkeiten, mit Ausnahme derjenigen, welche durch Schiedsgerichte zu 
entfcheiden find, oder der Gerichtsbarkeit des Hofgerichts in erſter Inſtanz und der Bauerbe⸗ 
hoͤrden unterliegen. 

3) Verfügung wegen Anordnung von Maßregeln zur Sicherung der Rechte Prozeſſi⸗ 
render und die nöthigen Vorſtellungen deshalb in den geſetzlich beſtimmten Faͤllen an die 
Gouvernementsregierung. 

4) Die Vollziehung der eigenen Erkenntniſſe, wenn nach dem Werthe des Prozeßobjckts 
gegen dieſelben keine Appellation ergriffen werden kann. In Fallen wo die Appellation 
zwar geſtattet, aber nicht in der zur Suſpenſion der Vollſtreckung des Erkenniniſſes ge: 
gebenen Friſt ergriffen worden iſt, muß zur Vollziehung deſſelben die Verſchrift der Gou⸗ 
vernementsregierung nachgefucht werden. 8 

5) Die Vollziehung der Erkenntniſſe des Hofgerichts in Auftrag deſſelben. 

Landg.⸗O. v. 1630 Mai 20 89 3, 9; Hofg.⸗O. v. 1680 Sept. 6 $$ 20, 27; Landg.⸗O. v. 

1632 Febr. 1 80 6, 37, Kön. Schw. Reſol. v. 1662 Ott. 31 0 12, Kön. Schw. Erek.⸗Verord. 

v. 1669 Juli 10 $ 44; Grenzplak. v. 1670 Mai 17; Kön. Schw. Reſol. v. 1698 Jan. 31, 

1702 Der. 2. 

575. In Civilſachen entſchelden die Landgerichte allendlich ohne weitere Appellation 
alle Sachen, deren Gegenſtand an Werth nicht 30 Rbl. S. M. uͤberſteigt. Appellations⸗ 
beſchwerden und Beſcheidquerelen uͤber Erkenntniſſe der Londgerichte gelangen an das Hof 
gericht. 

Landg.⸗O. v. 1630 Mai 20 $ 16, Hofg.⸗O. v. 1630 Sept. 6 $ 20; Landg.⸗O. v. 1082 Febr. 4, 


99 24, 25. 
Dritte Abtheilung. 


Von den Sitzungen und dem Geſchaͤftsgange in den Landgerichten. 
I. Von den Sitzungen der Landgerichte. 

574. Die Landgerichte halten ihre Sitzungen in den Kreisftddten, mit Ausnahme 
des Pernauſchen Landgerichts, welches in Fellin, als dem Mittelpunkte des Kreiſes, ſeinen 
Sitzungsort hat. ü f 

575. Die Landgerichte halten jährlich drei Juridiken, die bis zur gänzlichen Erle⸗ 
digung aller zum Spruch gekommenen Rechtsſachen dauern. Die erſte beginnt im Februar, 
die zweite im Juni, die dritte im September, vor Anfang der Juridlken des Hofgerichts (a). 
Waͤhrend des Landtags finden keine Juridiken der Landgerichte Statt (b). 

0 (a) Kön. Schw. Juſtizplak. o. 1689 Mai 9. — (b) Landt.⸗O. v. 1827 5 5. 

376. Der vom Landgerichte für die Eröffnung der Juridik anberaumte Tag wird 
wenigſtens 4 Wochen vorher in den Kirchen von der Kanzel bekannt gemacht. Außerdem 
ergehen noch in die Kirchſpiele gedruckte Publikationen, welchen ein Verzeichniß aller 
Proklame, die das Landgericht ſelbſt erlaſſen hat, oder auf Befehl der Oberbehorden eröff— 
net, beigefuͤgt wird. 

Landg.⸗O. v. 1630 Mai 20 5 A, 

377. Erfordern die Natur und Wichtigkeit der anhängigen Rechtsſachen eine außer⸗ 

ordentliche Juridik, ſo wird ſolche auf Verfuͤgung des Landrichters angeſetzt. 
Kön. Schw. Juſſizplak. v. 1689 Mai 9. 

378. Außer der Zeit der Juridiken iſt abwechſelnd eines der Gerichtsglieder zur 

Beſorgung der laufenden Geſchaͤfte auweſend. Zur Entſcheidung der Kriminalſachen 
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verfammeln ſich alle See eee möglich ae. were e 
een 5 5 Abu ap 

e er n: Eben dert. ee 
ii 370. Verſaͤumt eines der Gelebte die ausgeſchriebene Juridik, ohne geſetz— 
liche Urſachen feines Ausbleibens beizubringen, fo zahlt es das erſte Mal zum Beſten des 
Kollegiums allgemeiner Fuͤrſorge eine Strafe von 20 Rbl. S. M., das zweite Mal von 
30 Rbl. S. M. das dritte Mal aber wird es nach Ermeſſen des Hofhelcts biff. 
eu. Schw. Reel. v. 407 1 Set. 22 9 5. een e 


380. Ait en Ges des Landgerichts auf Bite eines Paten zu ea, 
termine abgeordnet und bleibt davon aus, fo fallen die Strafgelder dieſem Parten zu, wee 
ä des Gliedes der Lokal termin gar nicht But aum an 3 


2 NT nad) Eben dort. N ED til 


381. Die Stelle eines abweſenden Landrichters vertritt, auf Bee fa 
des Landgerichts, nöthigenfalls der Landrichter eines andern Kreis, oder wenn dieſer — 
geſezliche Gründe daran ver chindert al. der Ordnungerl er deſſelben Kreiſes, 
welchem der abweſende Landrichter iſt; die telle eines abweſenden Aſſeſſors v 
Aufforderung des Landgerichts ein Adjunkt aus dem Ordnungsgerichte deſſelben Kreiſes. 
90 die Stelle eines ee oder Affeflors auf längere Zeit vakant, ſo ſorgt die 

eſidirung des 18 egiums ſofort fuͤr vorlaͤufige Beſetzung durch einen Subſtitu⸗ 
ten, bis eine neue definitive Wahl erfolgt. In Oeſel werden auf dem Landtage bei der 
Wahl der Affefforen jedesmal auch Subſtituten für die Aſſeſſorſtellen gewaͤhlt; die Stel: 
le des abweſenden Landrichters verſieht dort der aͤlteſte Aſſeſſor. 

1 dort. $ A. . 
Ant Ti) 1 we 1417 m 
II. Von dem Geſchäftsgange in den Landgerichten. 92 


382. Der Geſchaͤftsgang in den Landgerichten beruht auf den in 1, im 
vorhergehenden Buche enthaltenen — „wobei Jedoch auch die fürs Sofgeriht elenden 
in Anwendung kommen. 


385. In jedem Landgerichte werden geführt: 1) ein Tiſchregiſter; 9). ein Jamo; 
3) ein Miſſiv; 4) ein Verzeichniß der anhaͤngigen noch nicht entſchiedenen Sachen; 
5) Repertorien der Civil- und der Kriminalſachen; 6) ein Nummerbuch; 7) ein 
Ukaſen⸗ und Patenten: Regiſter; 8)e ein Verzeichniß der Hand⸗Atteſte und Beglaubigun⸗ 
gen; 9) ein Archivregiſter; 10) ein Expeditionsbuch; 11) die erforderliche Anzahl Ver⸗ 
bot = „ Ingeoffations +, Schnur⸗ und Kaſſabuͤcher; 12) ein Kaſſa⸗Journal. Nach Er⸗ 
forderniß ordnet . ie auch noch andere Bücher und Regiſter an. ! 

ö Ununterbr. Oewohnh. 12 nad 


384. Alle Kiffen werden vom Landrichter oder hene Aſſeſer 
unterſchrieben. Jede Ausfertigung endigt mit den Worten: „Im Namen und von 
wegen des N. N. Landgerichts.“ 8 err 

1 Ni Kir Ehen fox r 5 4 11022 7 Fr. 
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385. Die Urtheile werden von Känmtficen Seridtsgtledern — bei At- 
rn en wird das Gerichtsſiegel beigedruͤkene. Bi 
weit SE Eben ſo. AE enn 64 nen 


Vierte Abtheilung. 


Von den Verpflichtungen der Glieder und Beamten der Landgerichte. 


386. Der Landrichter hat, außer der allgemeinen Leitung der Gefchäfte des Land— 
gerichts, noch die beſondere Aufſicht über die anhaͤngigen Civil = und Kriminal ſachen und 
uͤber die Depoſitengelder; er fuͤhrt einen Schluͤſſel der Depoſitenkaſſe. 

Diefer $ eben fo wie die folg. ber. auf d. Londg.⸗O. v. 1630 Mai 20 u. 1632 Febr. 1. u. auf 

ununterbr. Gewohnh. N 

587. Der ältere Aſſeſſor hat die Verfügungen in das Tiſchregiſter einzutragen, darauf 
zu ſehen, daß fie vollzogen und das Journal und Miſſiv richtig geführt werden, fo 
wie die Kanzellei und das Archiv ſammt deſſen Regiſtratur zu beauffichtigen. Ferner 
hat er die Leitung der Vormundſchafts⸗ und Curatelſachen, wie auch die der Concurs⸗ 
und Nachlaßſachen. Er fuͤhrt den zweiten Schluͤſſel der Depoſitenkaſſe. 

383. Der jüngere Aſſeſſor hat die Lokaltermine, bei welchen die Abordnung eines 
einzigen Gerichtsgliedes hinreicht, abzuwarten, die Zeugen in Civilſachen zu verhören, 
die Anfertigung von Inventarien zu beaufſichtigen und auf Erkenntniß des Gerichts 
Sequeſter anzulegen, alle Vollziehungsmittel auszuführen ; er erhält den zweiten Schlüffel 
zur Depofitenkaffe, falls der dltere Aſſeſſor abweſend iſt. 


589. Der Sekretair hat die eingehenden Schriften zum Vortrag zu bringen, die 
mündlichen Anträge und Angaben der Parten zu verzeichnen, die Ausfertigungen und Be⸗ 
richte abzufaſſen, fuͤr jede einzelne Unterſuchung ein beſonderes Protokoll zu fuͤhren, das 
Verhoͤr der Zeugen ins Protokoll einzutragen, die Erkenntniſſe und Reſolutionen abzu⸗ 
faſſen und zu eröffnen, die Rechnungsbuͤcher über die ein: und ausgehenden Gelder der 
Landgerichte zu führen, und Notariatsinſtrumente auszuſtellen; in feinen Händen iſt 
der dritte Schluͤſſel der Depoſitenkaſſe. 


390. Der Archivar hat die Aufſicht über das Archiv; außerdem traͤgt er alle ein⸗ 
kommenden Schriften und Sachen in das Tiſchregiſter ein, führt das tägliche Journal 
und fertigt die Verſchlaͤge an, welche das Landgericht einzuſchicken hat. 


391. Der Kanzelliſt hat alle ausgehenden Schriften ins Reine zu ſchreiben und das 
Miſſiv in Ordnung zu halten. s 


Fuͤnfte Abtheilung. 
Von der Rechenſchaftsablegung und Verantwortlichkeit der Landgerichte. 

392. Der Civilgouverneur vevidirt jährlich die Landgerichte, und überzeugt ſich an 
Ort und Stelle von dem ordnungsgemäßen und geſetzlichen Geſchaͤftsgange in denfelben, 
den von ihm bemerkten Mängeln und Verſaͤumniſſen abhelfend. 

Allg. Rei sg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. $ 604. 


3595. Die Glieder der Landgerichte werden auf Vorſtellung des Hofgerichts und gez 
ſchehene Wilttheilung an das Landrathskellegium von dem Generalgoußerneur, — der 
Sekretait auf Borſtellung des Landgerichts von der Gouvernementsregierung, die übrigen 
Kanzelleibeamten und Diener der Landgerichte aber von dem Landgerichte ſelbſt, bei welchem 
ſie angeſtellt ſind, von ihrem Amte entfernt. Die Amtsentſetzung der Glieder und Beaun⸗ 
ten der Landgerichte findet nur auf Urtheilsſpruch des Hofgerichts Statt. 

Allg. Reichsg. Bd. II, Alg. Goup.-Verf. $ 248, 256, Bd. 

folg.; Bd. XV, $ 1476, 1576. 

1 Th. 


III, Reglem. f. d. Wahldienſt $ 250 u. 
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Sechſte Abtheilung. 
Von dem Schriftwechſel der Landgerichte mit anderen Behörden. 
594. Die Landgerichte erhalten von dem Generalgouverneur, dem Civilgouverneur, 
der Gouvernementsregierung und dem Hofgerichte Befehle und Vorſchriften, und fiellen 
ihnen Berichte und Unterlegungen vor. 
Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. 9 3854, 

395. Die Landgerichte wenden ſich an den Kameralhof, den Domainenhof, das Rolle: 
gium allgemeiner Fuͤrſetge mit Vorſtellungen und Benachrichtigungen. Mit den Kreisgerich⸗ 
ten, den Magiſtraten, den Ordnungsgerichten, der Medic inalverwaltung, den Polizeiverwal⸗ 
tungen, den Kreisrenteien, dem Poſtkomptoire, den Konſiſtorien, den Oberkirchen vorſteher⸗ 
Aemtern und der Zollverwaltung, fo wie mit einander, kerrespondiren fie durch Mitthei⸗ 


lungen. 
Eben dort, $5 194, 195, 3856, 3657. Bd. XIII Reglem. d. allg. Fürf. $ 50, Medic.⸗Verordn. 


5 47. 
396. Ergibt ſich die Nothwendigkeit, eine andere höhere oder gleichſtehende Behtrde 
an die Erfüllung der an dieſelben ergangenen Requiſition erinnern oder anhalten zu laſſen, 


fo hat das Landgericht der Gouvernementsregierung daruber vorzuſtellen. 
Eben dort, Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. $ 3858. 


Drittes Hauptſtuͤck. 
Von den Ordnungsgerichten. 


Erſte Abtheilung. 
Von dem Beſtande der Ordnungsgerichte. 

397. In jedem Kreiſe Livlands, mit Ausnahme des Oeſelſchen, gibt es zwei Ord⸗ 
nungsgerichte. Im Rigaſchen Kreiſe: das Rigaſche und das Wolmarſche Ordnungsgericht; 
im Wendenſchen: das Wendenſche und das Walkſche; im Derptſchen: das Derptſche und 
das Werroſche; im Pernauſchen: das Pernauſche und das Fellinſche. Der Oeſelſche Kreis 


hat aber nur ein Ordnungsgericht. 
f 1707 Febr. 26 (17846). 


3598. Jedes Ordnungsgericht beſteht aus einem Ordnungerichter und zwei Adj unklen 


oder Affefferen. 


Kön. Schw. Verordn. z. Beförd. d. Juſiz. v. 1671 Sept. 22 Tit. V Kap. I. 


399. Bei jedem Ordnungsgerichte iſt ein Notar und die nöthige Anzahl Kanzelliſten 
und Gerichtsdiener angeftellt. 

1707 gebr. 26 (17846). 

400. Bei jedem Ordnungsgerichte, mit Ausnahme des Oeſelſchen, findet ſich außer⸗ 
dem die nöthige Anzahl Marſchkommiſſaire, zur Beihuͤlfe beim Durchmarſch von Truppen. 
Verordn. z. Beförd. d. Juſt. v. 1671 Sep‘, 22 Tit. V Kap. II. 

401. Zu den Aemtern des Ordnungsrichters und der Adjunkten wählt die Ritter— 
ſchaft eines jeden Kreiſes zwei Kandidaten, nach den im Ständerechte enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen. Der General gouverneur beftätigt einen aus den ihm für jedes Amt vorgeſtellten 
Kandidaten. 

Eben dort, Tit. V. Kap. 1 5 2; Lil. Landt.⸗O. v. 1827 55 56, 59, 87; Oeſel. Londt.-O. o. 

1027 55 43, 44. 


402. Die Ordnungsrichter und die Adjuneten werden auf drei Jahre gewählt. 
Eben dort. 

405. Zum Amte des Ordnungsgerichtsnotats wählt die Ritterſchaft; eines jeden 
Kreiſes zwei Kandidaten nach den im Staͤnderechte enthaltenen Beſtimmungen. Die 
Gouvernementsregierung beſtätigt einen aus den ihr vorgeſtellten Kandidaten. 

Eben dort. 
404. Die Ordnungsgerichtsnotare werden auf Lebenszeit angeſtellt. 
Eben dort. 

405. Die Marſchkommiſſaire werden vom Landrathskollegium ernannt. 
Eben dort. 

406. Die Kanzelliſten und die Gcrichtsdiener werden von den Ordnungsgerichten ſelbſt 
auf Lebenszeit angeſtellt, ohne Vorſtellung deshalb an die Gouvernementsregierung. 

Ununterbr. Gewohnh. 

407. Die Glider und Beamten des Ordnungsgerichts werden in dem Ordnungs⸗ 
gerichte ſelbſt vereidigt. Das Eidesreverſal wird von dem Beeidigten zweifach ausgeſtellt; 
das eine Exemplar bleibt bei den Akten des Ordnungsgerichts, das andere wird der Gouver⸗ 
nemen tsregierung zugeſchickt. 

Verordn. z. Beförd. d. Just. v. 1671 Sept. 22 Tit. V. Kap. I. 9 3. 


408. Die Ordnungsgerichte von Wolmar, Walk, Werro und Pernau werden von 


der Staatsregierung, —die von Riga, Wenden, Dorpat, Sellin und Oeſel von der Ritterſchaft 
beſoldet. 


1797 Febr. 26 (17846); Etats der Ordnungsg. v. 1804 Sept. 21 u. 1821 Aug. 3. 


409. Die Glieder und Beamten des Ordnungsgerichts erhalten, wie die des Land⸗ 
gerichts, Reiſe -und Defrayirungsgelder, fobald fie Unterſuchungen an Ort und Stelle 
in Sachen veranſtalten, welche nicht in den Kreis der allgemeinen Pflichten der Polizei in 


Beziehung auf Erhaltung der Ruhe und Sicherheit gehören, ſondern ein Privat intereſſe 
betreffen. 


Verordn. z. Beſörd. d. Juſt. v. 1671 Sept. 22 Tit. V, Kap. 15 3, —Kanz.⸗Taxe v. 1799 Juli 6. 


410. Die fuͤr die Beamten der Ordnungsgerichte als Gehaltszulage feſtgeſetzten Kanzel⸗ 
leigebühren werden nach der für die Landgerichte feſtgeſetzten Taxe erhoben. 
Kanz.⸗Taxe v. 1799 Juli 6. 


Zweite Abtheilung. 


Von der Kompetenz der Ordnungsgerichte. 
A. Zum Wirkungskteiſe der Ordnungsgerichte gehört : 

I. In Beziehung auf die Aufſicht uber Beobachtung der Geſetze, die Erhals 
tung der oͤffentlichen Sicherheit und die Sorge fuͤr die a llgemeine 
Wohlfahrt. 

1) Die Veröffentlichung der Befehle und Verordnungen der Staatsregierung. 

2) Das Erlaſſen von Bekanntmachungen, Anzeigen und Aufforderungen auf Befehl 
der Obrigkeit. 5 

5) Die Sicherung der Unverletzlichkeit der Rechte und der ungeſtdr ten Vollziehung des 
Gottesdienſtes und der kirchlichen Gebräuche des Ruſſiſch⸗Rechtglaubigen, des Evangeliſch⸗ 
Lutheriſchen und jedes andern von der Staatsregierung anerkannten Belenntniſſes, nach 
Anleitung der hierfür feſtgeſtellten Grundſaͤtze. 
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4) Die Sicherung der öffentlichen Ruhe, der Wohlanſtaͤndigkeit, der Sitklichkeit, der 
Ordnung und des den Obrigkeiten ſchuldigen Gehorſams; die Unterdruͤckung jeder der 
Pflicht und Folgſamkeit eines treuen Unterthanen zuwiderlaufenden Handlung, ſoſwie 
Anzeige hieruͤber an die Obrigkeit; die Verhinderung und Unterdruͤckung aller unerlaubten 
und anſloßigen Zuſammenkuͤnfte; das Ergreifen, im Nothfalle, beſonderer Maßregeln 
zum Schutze irgend eines Derfes, Hauſes oder einer Perſon. 

5) Die Aufſicht darüber, daß ſich die zur Evangeliſchen Brüͤderge meinde gehdtenden 
Perſonen nur nach Grundlage der dafuͤr feſtgeſtellten Regeln verſammeln. 

6) Die Aufſicht darüber, daß Hebräer keine chriſtlichen Dienſtboten halten und daß die He— 
braͤer, welche fich zeitweilig im Gouvernement befinden, die gefeglich verordneten Scheine haben. 

7) Das Ergreifen von Sicherheitsmaßregeln gegen Diebe und Rauber; das Einfangen 
derſelben und die Vernichtung ihrer Banden. 

8) Das Einfangen von Lauflingen, Landſtreichern und Unverpaßten; das Verh't.n 
ven Bettelei und muͤſſigem Herumtreiben, und das Ausfindigmachen von Leuten die zu 
keinem Stonde ongeſchrieben find. 

9) Die Aufſicht uͤber die Fuͤhrung der ſich im Bezirke aufhaltenden Studenten und 
daruͤber, daß ſie nicht uͤber den ihnen bewilligten Urlaub hinaus wegbleiben. 

10) Die Beſichtigung der auf den Straßen oder ſenſt gefundenen Leichname; die Unter 
ſuchung aller Falle gewaltſamen und überhaupt plötzlichen Todes. 

11) Die Fuͤrſorge für ausgeſetzte oder auch ohne Vorbedacht verlaſſene Kinder und die 
gehörige Unterſuchung ſolcher Falle, fo wie die Unterſtuͤtzung Erwachſener, welche außerhalb 
ihres Wohnorts plotzlich ſchwer krank befallen find. 

12) Die Mitwirkung zur Rettung ven Menſchen und Ladung im Fall des Untergangs 
von Fluß und Seeſchiffen. 

13) Das Ergreifen der erſten Maßregeln zur Sicherung des Nachlaſſes der im Bezirke 
Verſterbenden, wenn nicht geſetzliche Erben oder Curatoren ſolchen Vermögens in der Nahe 
ſind. 

14) Die Mitwirkung zur Verhütung und Löschung von Feuersbrunſt in Wald und 
Feld. ’ 

15) Das Ergreifen der erſten Vorſichtsmaßregeln beim Erſcheinen anſteckender und 
anderer epidemiſcher Krankheiten, und die Aufſicht uͤber die genaue Befolgung der weiteren 
hierüber von der Obrigkeit erlaffenen Vorſchriften. 

16) Das Ergreifen von Vorſichtsmaßregeln bei Viehſeuchen. 

17) Die Beſichtigung des nach der Hauptſtadt oder für die Truppen durchgetriebenen 
Viehs; die Beſcheinigung des Geſundheitszuſtandes diefer Heerden und die Empfehlung 
von Vorſicht an die Treiber beim Vorkommen von Seuchefallen; die Einſendung der 
noͤthigen Nachrichten hierüber an die Gouvernementsregierung. 

18) Die Sorge fir die Sicherheit der Poſt- und Heerſtraßen; die Aufſicht uͤber Beſſe⸗ 
rung und Inſtandhaltung derſelben, u. ſ. w.; die Errichtung und Unterhaltung ftändiger 
oder zeitweiliger Fähren und anderer Mittel zum Ueberſetzen. 

19) Die Sicherung gegen Feuers⸗ und Waſſers⸗Gefahr auf dem Lande, — die Aufſicht 
über die Einrichtung der hierfür noͤthigen Anſtalten und Huͤlfsmittel. 

20) Die Aufficht über die Reinlichkeit in den Dörfern und uͤber die Aufführung der 
Gebäude in ihnen nach den beſtehenden Vorſchriften. 

21) Die Aufſicht über Wirthshauſer, Gaſthauſer, Kaffeehäuser, Reſtaurationen, Kruͤge 
und andere Anſtalten dieſer Art im Bezirke, ſo wie uͤber Befolgung der für die Haltung 
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derſelben erlaffenen Vorſchriften; das Unterdruͤcken und Verhiten, ſowohl in diefen An: 
ſtalten als überhaupt an öffentlichen Orten, von Zankereien, Schlaͤgereien und anderen den 
Geſetzen und dem Anſtande zuwider laufenden Handlungen, und auch von verbotenen 
Spielen. 

22) Das Abwenden und Unterdruͤcken aller auf Verminderung des Gewichts und des 
Werths der Muͤnze ausgehenden Mißbrauche. a 

23) Die Aufficht uber richtiges Maß und Gewicht. 

24) Die Aufſicht uber den Verkauf giftiger Subſtanzen. 

25) Die Aufficht darüber, daß auf Jahrmärkten und Märkten und in Buden zum Ver: 
kaufe nicht geſta tete Waaren ſich weder finden noch verkauft werden, eben ſo wenig auch 
uncenſirte und uͤberhaupt von der Staatsregierung verbotene Buͤcher und Bilder, ſo wie 
handschriftliche Pasquille und aufrühreriſche Schriften, anſtoßige Bilder und dergleichen. 

26) Die Aufſicht darüber, daß die Jagd, das Schießen und Fangen des Wildes nur 
zu der durch die Geſetze erlaubten Zeit zugelaſſen werde. 

27) Die Aufforderung, in Folge von Vorſchriften der Obrigkeit, zum Erſche inen bei 
öffentlichem Ausbot von Lieferungen, Unternehmungen, Kauf und Verkauf von Krons⸗, 
Korporations⸗ und ſequeſtrirtem Vermögen. 

28) Das Ausweiſen der über Urlaub Gebliebenen nach den Orten, wo fie ihr Dienſt 
hinruft. 

29) Das Abfaſſen von Berichten über Ausſaat und Ernte des Getreides und über den 
Zuſtand der Wieſen und Felder, über die Mark tpreiſe ſowohl der Lebensmittel, als ihres 
Transports zu Waſſer und zu Lande. 

30) Das Vorſtellen von Auskünften über außerordentliche Vorfaͤlle und die Unter⸗ 
ſuchung derſelben. 

31) Das Vorſtellen von Berichten an die Obrigkeit uͤber alle im Bezirke gefundenen 
ſeltenen Naturerzeugniſſe, Alterthümer u. ſ. w. 


II. In Beziehung auf das Krons'ntereſſe. 

32) Das Beitreiben von Abgaberüͤckſtänden und überhaupt aller Staats: und Korpo: 
rations-Gefalle und Reſtanzen. 

33) Das Abwenden und Unteroruͤcken verbotener Kruͤgerei „ungeſetzlicher Holzfaͤllung 
und des Handels ohne vorſchriftmaßige Zeugniſſe. 

34) Das Einſenden in Monatsfriſt von Benachrichtigungen an die Gouvernementsre⸗ 
gierung über den Tod von Beamten, die mit Arrenden begnadigt geweſen, und weder 
Witwen, noch Kinder, noch font direkte Nachkommen hinterlaſſen haben. 


III. In Beziehung auf Rechtspflege. 

35) Aller Gewaltthätigkeit, Beleidigung und Eigenmächtigkeit Einhalt zu thun; das 
Anſtellen der Vorunterſuchung über alle im Bezirke begangene Verbrechen. 

36) Auf Rezuiſition der Gerichte, das Stellen der eines Verbrechens Angeklagten oder 
dabei Betheiligten und die Verhaftunz derſelben, wenn dies vorgeſchrieben wird. 

37) Das Vollziehen der gerichtlichen Erienntniffe, und Ergreifen von Maßregeln zur 
Sicherſtellung der Exequirungen. 

38) Das Unterſuchen und Aburtheilen, auf Grundlage der Gelee, über geringfügi⸗ 
ge Vergehen, als Diebſtahl und Betruͤgereien bis zum Betrage von 15 Rbl. S. M., die 
von Bauern und andern Leuten niedern Standes begangen werden, ſo wie auch Beſtrafung 
ſolcher Perſonen für Ruheſtörung, Vollerei, Widerſpenſtigkeit, Schlägereien u. dgl. 
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39) Das Verhängen von perſönlicher Haft und Polizeiſtrafen, nach den darüber beſtehen⸗ 
den Reglements und Verordnungen, fuͤr Verletzung von Anſtand und Ordnung in ver⸗ 
ſchiedenen Verwaltungszweigen. 

40) Die Beaufſichtigung der Gefaͤngniſſe, wenn ſich ſolche im Bezirke finden, fo wie 
die Sorge fuͤr Verpflegung und Kleidung der Gefangenen, Erleuchtung, Heitzung, Rein⸗ 
lichkeit der Gefangniſſe und Abwendung von Ruheſtörung und Unordnung unter den 
Gefangenen. 

IV. In Beziehung auf Militairweſen. 

41) Die Aufſicht über friſtgemaͤße Abſendung der von jedem Gute zu ftellenden Rekru⸗ 
ten und das Anhalten hierzu nach Anleitung des Rekrutirungs⸗Reglements. 

42) Die Mitwirkung und Aufſicht in Betreff ordnungsgemäßen Durchzugs von Regi⸗ 
mentern, ſonſtigen Militairkommandos und Rekruten-Abtheilungen; die Anweiſung von 
Quartieren für dieſelben; die Sorge für Herbeiſchaffung des Bedarfs derſelbenz das Aus⸗ 
ſtellen von Quittungen darüber, daß Durchmarſch und Einquartierung der Truppen ohne 
Veranlaſſung von Klagen Statt gefunden. 

43) Das Ausſchreiben von Fuhren, in außerordentlichen Faͤllen und auf beſondere 
deshalb erlaffene Befehle, zur Fortſchaffung von Militair⸗Gepack, nach Anleitung des 
Reglements uͤber die Landesobliegenheiten. 

44) Die Aufſicht, nach den darüber beſtehenden Vorſchrif ten, über die noch im Kindesalter 
befindlichen Militairkanteniſten, welche ihren Eltern und Verwandten zur Erziehung 
anvertraut worden find; das Anfertigen und Führen eines beſenderen Verzeichniſſes 
derſelben. 

45) Das Anfertigen und Führen von beſonderen Verzeichniſſen über die verabſchie deten 
und die auf unbeſtimmte Zeit beurleubten Soldaten. 

Vergl. Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. $ 2364, Kön. Schw. Verordn. z. Beförd. d. 

Juſt. v. 1671 Sept. 22 Tit. V, und eine Menge Bef. der Gouv.⸗Reg. 

412. Die unmittelbare polizeiliche Aufſicht über die zur Gerichtsbarkeit der Ordnungs⸗ 
gerichte gehörenden Baueiſchaften liegt den Gutspolizeien und Gemeindepolizeien ob. Die 
Beziehungen der Ordnungsgerichte zur Kirchſpiels⸗, Guts⸗ und Gemeindepolizei ſind wo 
gehörig in der Bauerverordnung feſtgeſetzt. 

Vergl. Livl. Bauer⸗Verordn. v. 1819 März 26 (27785) $5 138, 140, 149, 824, 527, 529, 842, 

543, 588. 

Dritte Abtheilung. 
Von den Grenzen und von der Beſchaffenheit der Amtsgewalt der Ordnungs gerichte. 


415. Die Amtsgewalt der Ordnungsgerichte beſchraͤnkt ſich auf den Bezirk, für wel: 
chen fie beſtimmt find; hiervon werden folgende Ausnahmen geftattet: 1) Bei Ueberſchwem⸗ 
mungen und Waldbraͤnden muß das Ordnungsgericht feine dagegen ergriffenen Maßre⸗ 
geln auch bis in den benachbarten Bezirk fortſetzen und ſeine Anordnungen erſt dann ein⸗ 
ſtellen, wenn das örtliche Ordnungsgericht, dem es unverzuͤglich davon Nachricht zu ge: 
ben hat, ſelbſt darin thaͤtig zu werden anfängt. 2) Bei der Verfolgung von Dieben, 
Räubern und anderen wichtigen Verbrechern, ſowie von Läuflingen, ſteht das Ordnungs⸗ 
gericht an der Grenze eines andern Bezirks, ja ſelbſt eines andern Gouvernements, nicht 
von der Verfolgung ab und ſtellt fie erſt dann ein, wenn die örtliche Polizei daran geht. Nach 
Ergreifung aber der Verfolgten in einem andern Bezirke, muß das Ordnungsgericht ſie 
der ortlichen Landes ⸗oder Stadtpolizei, gegen Empfang einer Bescheinigung daruͤber, übers 
2 A. Neicheg. Bd. TI, Aug. Gow.-Berf. $ 2381. 
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414. Das Weſentliche der den Ordnungsgerichten anvertrauten Amtsgewalt beſteht 
darin, durch thaͤtiges Einſchreiten und durch Aufſicht, den Geſetzen und Verordnungen 
ſch nelle und puͤnktliche Erfüllung zu verſchaffen. 

Eben dort, $ 2363. 


415. Das Ordnungsgericht, auf die genaue Befolgung der Geſetze von Seiten Aller 
wachend, kann jedoch von Niemandem die Erfüllung einer geſetzlichen Vorſchrift fordern, 
wenn dieſe noch nicht auf die dafuͤr vorgeſchriebene Weiſe allgemein bekannt gemacht worden. 

Eben dort, $ 2365, 


416. Die Amtsgewalt des Ordnungsgerichts erſtreckt ſich bei Beobachtung deffen, 


was zur Erfüllung der Geſetze erforderlich if, auch auf diejenigen Fremden und Ausländer, 
die ſich in feinem Bezirke aufhalten. 


Eben dort, 2366. 


417. Das Ordnungsgericht muß nicht bloß die Beſchwerden aller Beeinträchtigten, 
um Jedem nach Maßgabe ſeines Rechts geſetzlichen Schutz zu gewaͤhren, anhbren, ſondern 
auch alle Anzeigen, welche zur Aufklaͤrung einer Sache dienen konnen, ſelbſt wenn fie nicht 
in der feſtgeſetzten Form gemacht werden. 

Eben dort, $ 2367, 


418. Das Ordnungsgericht iſt berechtigt: fir Verletzung von Anſtand und Ordnung 
in verſchiedenen Verwaltungszweigen und für Nichtbeachtung der erlaſſenen Vorſchriften, 
(0 wie für Polizeivergehen, nach Grundlage der dafür beſtehenden örtlichen Reglements 
und Verordnungen auf leichte Polizeiſtrafen zu erkennen, mit Beruͤckſichtigung jedoch des 
Standes der eines Vergehens Beſchuldigten, nach welchem Edelleute, Geiſtliche, Stadt⸗ 
buͤrger und alle von Leibesſtrafe befreite Perſonen, auch für Polizeivergehen nur durch 
kriminalgerichtliches Urtheil einer Strafe unterworfen werden können. 

Vergl. eben dort, $ 2369—237 1, u. den Kriminalprozeh. 


419. In geringfügigen Civilſachen, deren Gegenſtand an Werth nicht über 15 Rbl. 


S. M. beträgt, konnen die Ordnungsgerichte, ohne Ruͤckſicht auf den Stand der Bethei⸗ 


ligten, auf erhobene Klage die gerichtliche Unterſuchung anſtellen und die Entſcheidung 
fällen. 


Vergl. Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. $5 2368, 2571. 


420. Die Ordnungsgerichte ſtehen in allen zu ihrer Kompetenz gehörenden Sache n 

unmittelbar unter dem Civilgouverneur und der Gouvernemeuntsreg erung. 
Eben dort, $ 2582. 

421. Wer mit dem Verfahren oder der Entſcheidung des Ordnungsgerichts un zufrie⸗ 
den iſt, kann feine Beſchwerde bei der Gouvernementsregierung anbringen, nach Anleitung 
der im Civilprozeſſe aufgeftellten Grundſätze. 

Kön. Schw. Verordn. z. Beförd. d. Juſt. v. 4674 Sept. 22 Tit. V, Kap. I, 9 8. 


Vierte Abtheilung. 
Von den Sitzungen und dem Geſchaͤftsgange in den Ordnungsgerichten. 
I. Von den Sitzungen. 


422. Die Ordnungsgerichte halten ihre Sitzungen in den Städten : Riga, Wolmar, 
Wenden, Walk, Dorpat, Werro, Pernau, Fellin und Arensburg. 
Def, d. Gouv.⸗Reg. v. 1808 Apr. 10. 


72 


423. Der Ordnungsrichter und die Adjunkte find verpflichtet, zu jeder Zeit fich per: 
ſoͤnlich an den Ort hin zu begeben, wo in ihrem Bezirke Unordnungen vorfallen oder too: 
hin ſie gefordert werden. 

Gouv.⸗Verord. v. 1775 Nov. 7 (14592) § 234, 243. 

424. Die Stelle eines Ordnungsrichters oder eines Adjunkten, wenn dieſelben durch 
geſetzliche Urſachen an Wahrnehmung ihres Amts behindert werden, wird vertreten von 
ihren zu dieſem Ende auf dem Landtage gewählten Subſtituten; oder, im Fall keine folche 
vorhanden find, auf Anordnung der Goupernementsregierung von dem Ordnungsrichter 


oder Adjunkten des naͤchſten Bezirks. 
Ununterbr. Gewohnh. 


II. Von dem Geſchaͤftsgange. 


125. Die Ordnungsgerichte führen alle Unterſuchungen und anderen Gefchäfte ihrer 
Kompetenz nach ſummariſchem Verfahren. 
Kön. Schw. Verordn. z. Befördn. d. Just. v. 1671 Sept. 22 Tit. V, Kap. I, § 3. 


426. Der innere Geſchaͤftsgang in den Ordnungsgerichten beruht im Allgemeinen 
auf den Beſtimmungen, welche für die Landgerichte feſtge ſetzt find. 
Ununterbr. Gewohnh. 


427. In jedem Ordnungsgerichte wird gefuͤhrt: ein Tiſchregiſter, ein Journal, ein 
Miſſiv, ein Verzeichniß der anhangigen Sachen, eine Sitzungstabelle, ein Archivregiſter, ein 
Expeditionsbuch und die noͤthige Anzahl Schnur⸗und Kaſſabuͤcher und Verzeichniſſe. 

Eben ſo. 


428, Bei den an Ort und Stelle ausgeführten Geſchaͤften find die Ordnungsgerichte, 
fo wie die abgeordneten Mitglieder derſelben, verpflichtet genaue Protokolle uͤber ihre Amts: 
handlungen aufzunehmen. ; 

1811 Mai 16 (24655) $ 17; 1815 Juli 21 (25905). 

429. Wenn ſich im Ordnungsgerichte Beamte einer andern Gerichtsbarkeit einfinden, 
welche abgeordnet worden um in Dienftgefchäften gemeinschaftlich mit ihm zu verfahren, fo 
wird in dem Protokolle deſſelben genau ſowohl die Zeit ihres Erſcheinens, als auch die Sa⸗ 
che, derentwegen fie erſchienen, verzeichnet. 

1612 Juli 4 (25175). 


Fünfte Abtheilung. 
Von der Rechenſchaftsablegung und Verantwortlichkeit der Ordnungsgerichte. 


450. Der Civilgouverneur revidirt jährlich bei feinen amtlichen Inſpektionsreiſen 
durch das Gouvernement die Ordnungsgerichte, um ſich an Ort und Stelle von ihrer geſetz— 
maͤßigen Geſchaͤftsführung zu überzeugen, und hilft den von ihm befundenen Mängeln auf 
ordnungsmaͤßigem Wege ab. 

Allg. Reichsg. Bd. II. Allg. Gouv.⸗Verf. § 604. 


4151. Die Mitglieder der Ordnungsgerichte werden vom Generalgouverneur, auf Vorftel: 
lung der Gouvernementsregierung und geſchehene Mittheilung an das Landrathskollegium, 
die Beamten und Diener des Ordnung sgerichts von dieſem ſelbſt, vom Amte entfernt. Die 
Entſetzung vom Amte, ſowohl der Glieder als der Beamten, geſchieht nicht anders als durch 
Urtheil des Hofgerichts. 4 
Eben dort, 99 248, 256; Bd. III. Reglem. üb. d. Wahld. 9 256 u. folg; Bd. XV, 59 1470, 1576, 


Sechſte Abtheilung. 
Von dem Schriftwechſel der Ordnungsgerichte mit andern Behörden. 


452. Die Ordnungsgerichte empfangen Befehle, Anträge oder Vorſchriften von dem 
Civilgouverneur, der Gouvernementstegierung, dem Hofgerichte, dem Kameralhofe und 
dem Domainenhofe und ſtellen ihnen Unterlegungen und Berichte vor; an das Kollegium 
allgemeiner Fuͤrſorge aber richten fie Benachrichtigungen, von demſelben Antraͤge empfangend. 

Allg. Reichsg, Bd. II. Allg. Gow.-Lerf, 9 746, 2380, 2387, 2389, 2300, Bd. XIII. Reglem. d. 

allg. Fuͤrſ. 8 50. 

455. Die Ordnungsgerichte korreſpondiren mit den Landgerichten, den Magiftr i 
Kreisgerichten, den Kreisrenteien, der Polizeiverwaltung, den Bezirkschefs der Reichs⸗ 
anmalnen,- der Medicinalverwaltung, dem Poſtkomptoir und der Zollverwaltung und unter 
ſich durch Mittheilungen. 

Eben dort, Bd. I, Allg. Goud.⸗Verf. $ 2394; Bd. XIII, Medi:.-Verordn. $ 47. 


45%. Die Ordnungsgerichte ſchicken Vorſchriften an die Gemeinde- und Gutspolizeien, 
und empfangen von ihnen Berichte und Vorſtellungenz in Mittheilungen aber, die fie per: 
ſonlich an den Gutsbeſitzer richten und die nicht ſein Amt betreffen, befolgen die Ordnungs⸗ 
gerichte dieſelben Regeln, wie die Übrigen Behörden bei Mittheilungen an Privatperfonen. 

vivl. Bauer⸗Verordn. v. 1819 März 26 27755) $ 149. 

455. Zur Einforderung oder Mittheilung in Geſchaͤftsſachen nöthiger Nachweiſungen 
und Auskuͤnfte korreſpondiren die Ordnungsgerichte, wie mit ihnen gleichſte henden ſo, im Falle 
unumgänglicher Nothwendigkeit den Gang einer Sache zu beſchleunigen, auch mit höheren 
Behörden anderer Gouvernements unmittelbor, nach den für den Schriftwechſel mit aͤhnli⸗ 
chen Behörden des eigenen Gouvernements feſigeſetzten Regeln. Wenn aber in einer Sache 
nicht bloß eine Auskunft, ſondern die dabei betheiligte Perſon ſelbſt zu requiriren iſt, fo kor⸗ 
respondirt deshalb das Ordnungsgericht jedenfalls durch Vermittelung der Gouvernements⸗ 
regierung, der daſſelbe untergeordnet iſt. Es wendet ſich ebenfalls zu ſolcher Vermittelung, 
wean es auf ſeine Einforderung von Nachweiſungen und Auskuͤnften keine Tamm * 
und eine Erinnerung nothwendig wird. e 

Allg. Reichsg. Bd. II. Alg. Oouv. Verf. $ 2805. Fa 


— 


Zweiter Titel. 
Von der Verfaſſung der Stadtbehoͤrden. 


Erſtes Hauptſtuͤck. 
Von der Verfaſſung der Stadtbehoͤrden in Riga. 


Erſte Abtheilung. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
456. Die Behdeden und Obrigfeiten der Stadtverwaltung in Riga find: 
I. Der Magifirat. 
II. Das Stadtkonſiſtorium, deſſen Berfaſſung in dem Geſetze für die Evangeliſch⸗Luthe⸗ 
riſche Kirche in Rußland v. 1832 Dec. 28 (5870) angegeben iſt. 
III. Das Polizeiamt. 
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IV. Die ſtaͤdtiſchen Untergerichte, als da find: 1) Das Vogteigericht. 2) Das Landvog⸗ 
teigericht. 3) Das Waiſengericht. 4) Das Wettgericht. 5) Das Kaͤmmerei- und Amtsgericht. 
6) Die Kriminaldeputation. 7) Das Getraͤnkeſteuergericht. 

V. Die Stadtinſpektionen: 1) Die Inſpektion des Bauweſens. 2) Die Inſpektion der 
Stadtguͤter. 3) Die Inſpektion des Stadtmarſtalls und der ſtaͤdtiſchen Poftftationen. 
4) Die Inſpektion der Steuererhebung. 5) Die Inſpektion der Getränkefteuer und der 
Stadtacciſe. 6) Die Inſpektion der Stadtkirchen. 7) Die Inſpektion der Stadtſchulen. 
8) Die Inſpektion der Stadtbibliothek und Buchdruckerei. 9) Die Inſpektion der Stadt⸗ 
kanzelleien. 10) Die Inſpektion des Archivs. 11) Die Inſpektion der Stadtgefaͤngniſſe. 
12) Die Inſpektion des Armenfonds. 13) Die Inſpektion der Rettungsanſtalten und des 
Krankenhauſes fuͤr Seefahrer. 14) Die Inſpektionen des Riſingkanals, der Daͤmme, der 
Wege in den Vorſtaͤdten und in dem Patrimonialgebiete, der Speicher, der dazu gehörigen 
Anſtalten und verſchiedener Kaſſen und wohlthaͤtiger Stiftungen. 

VI. Die Staͤdtiſchen Kommiſſionen oder Stadtkollegien: N Das Stadtkaſſakollegium. 


2) Das Quartierkollegium. 
Siehe die bei den folg. $$ angeg. Eitete 


Zweite Abtheilung. 
Von der Verfaſſung des Magiſtrats. 


I. Von dem Beſtande des Magiſtrats. 


437. Der Magiſtrat der Stadt Riga beſteht aus vier Buͤrgermeiſtern und ſechzehn 
Rathsherrn. 

Urk. Stephan Bathory’s v. 4581 Jan. 14 $ A, Guftav Adolph's v. 1621 Sept. 25 § 12; Kon. 

Schw. Reſol. v. 1660 Nov. 23; 1823 Mai 21 (29478). 

458. Die Belegung der erledigten Stellen unter den Buͤrgermeiſtern und Rathsherrn 
iſt dem Magiſtrate ſelbſt vorbehalten, nach Anleitung der im Staͤnderechte enthaltenen 
Beſtimmungen. 

Urk. Stephan Bathory's v. 1581 Jan. 14 $ 3, Guſtav Adolyehs v. 1621 Sept. 25 $ 3; 1728 Sept. 

12 (6531) Verordn. über den Rig. Handel v. 1765 Dec. 7 (12518) 9 55. 


459. Die Rathsglieder werden in vier Klaſſen eingetheilt; zu der erſten gehören die 
Buͤrgermeiſter, zu der zweiten die vier im Dienſte aͤlteſten Rathsherrn, zu der dritten die 
folgenden vier, zu der vierten die acht uͤbrigen. 

Dieſer $ u. d. folg. unter welchen keine beſond. Cit. angeg. find, ber. auf ununterbr. Gewohnh. 


440. Die Zahl der Buͤrgermeiſter, als der höchften Beamten der Stadtverwaltung, 
muß immer vollzaͤhlig ſeyn. 

441. Einer der Bürgermeifter, der wortfuͤhrende genannt, hat den Vorſitz ein zweiter, 
der Kollege des wortfuͤhrenden Buͤrgermeiſters, vertritt im Fall der Abweſenheit deſſen 
Stelle. 


1412. Der wortführende Buͤrgermeiſter und fein Kollege werden jährlich aus der 
Zahl der Buͤrgermeiſter von den vier jungſten Rathsherren gewählt. Im Falle der Stim⸗ 
mengleichheit unter ihnen, iſt dieſen Rathsherren geſtattet ſich den im Alter naͤchſten Raths⸗ 
herren als fünften zuzugeſellen. 

445. Der wortführende Buͤrgermeiſter und fein Kollege legen jährlich, in der nach 
Michaelis zum Behuf der Belegung der ſtaͤdtiſchen Aemter zu veranſtaltenden vollen 
Rathsverſammlung, ihre Stellen nieder. Sie konnen wieder gewaͤhlt werden. 
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14 1. Die zweite Klaſſe der Rathsglieder ift vorzüglich berechtigt, die Oberämter zu 
bekleiden und in den Untergerichten den Vorſitz zu führen, mit Ausnahme der unten an⸗ 
gegebenen Falle; die dritte Klaſſe hat ein eben ſolches Vorrecht auf die erſten Beiſitzerſtellen 
in dieſen Gerichten. Uebrigens beſchraͤnkt der Vorzug, welcher einer Klaſſe vor der andern 
eingerdumt iſt, keinesweges die freie Wahl des Magiſtrats. 

445. Aus den Rathsgliedern, welche zu den Literaten gehören, waͤhlt der Magiſtrat 
einen Syndicus und zwei Vice-Syndicen. Sie werden nicht auf eine beſtimmte Zeit ange⸗ 
ſtellt und nur bei entſtandener Vakanz find in ihre Stellen andere Rathsglieder zu wählen. 

446. Den Rathsgliedern iſt geſtattet, nachdem fie ihrem Amte ein ganzes Jahr 
vorgeſtanden, um ihre Entlaſſung nachzuſuchen. Die betreffenden Geſuche werden nur am 
letzten Sonnabende vor der Rathsherrenwahl angenommen. 

447. Die Kanzellei des Magiſtrats, Oberkanzellei genannt, beſteht aus einem Oberſekre⸗ 
tair, einem Obernotar und Archivar, einem Notar für Krepoſtſachen, einem Notar zur 
Führung der Miſſive, einem Notar zur Ausfertigung der Paͤſſe, und einigen Translateuren für 
die Ruſſiſche Sprache. Außerdem gehören dahin die erforderliche Anzahl ſtaͤdtiſcher öffentlicher 
Notare, Buchhalter, Kanzelliften und Gerichtsdiener. 

Rig. Stat. B. II, Kap. V. 
448. Bei dem Magiſtrate find auch ein Stadtoffizial oder Fiskal und einige Auskul⸗ 


tanten angeſtellt. 
um 1823 Mai 21 (29478). 


449. Ale Kanzelleibeamten des Magiſtrats werden von ihm ſelbſt gewaͤhlt und ohne 
weitere Beſtaͤtigung angeftellt; fie werden im Magiſtrate ſelbſt vereidigt. 

Urk. 17 Bathorp's v. 1581 Jan. 145 3, Guftav Adolphs v. 1621 Sept. 25 $ 3, 1728 Sept. 

12 (6351). 

5 Eu Die Dienftentlaffung der Kanzelleibeamten, auf ihr Geſuch, hängt vom Magiſtra⸗ 
e ab. 
Eben dort. 

A451. Die bei dem Magiſtrate befindliche Reviſionsinſtanz für Bauerſachen des Rigaſchen 
Patrimonialgebiets beſteht aus dem wor tfuͤhrenden Buͤrgermeiſter und noch vier andern, 
von dem Miagiftrate be ſonders gewahlten, Gliedern. Der Kirchſpielsrichter des Patrimonialges 
biets und die Glieder des Landvogteigerichts konnen nicht zu Gliedern derſelben gewaͤhlt 
werden. Zur Beſorgung der Kanzelleigeſchaͤfte in dieſer Reviſionsinſtanz ernennt der Magi⸗ 
ſtrat einen ſeiner Sekretaire. 

Liol. Bauer⸗Verordn. v. 1819 März 26 (27755) $ 202. 

452. Die Glieder, Beamten und Diener des Magiſtrats werden aus den Stadtein⸗ 
künften beſoldet. Der Magiſtrat iſt berechtigt denjenigen, welche es beſonders verdient 
haben, bei Entlaſſung aus dem Dienſte Pensionen zu ertheilen. 

4553. Glieder und Beamte des Magiſtrats, welche wegen irgend welcher ge etzlicher 
Verhinderung ihrem Amte nicht vorſtehen können, und deren Stellen zeitweilig von ande⸗ 
ren verſehen werden, genießen auch während ſolcher Zeit ihrer Beſoldungen und ſonſtigen 
geſetzlichen Emolumente. 

454. Die Strafgelder, auf welche der Magiſtrat erkennt, fallen zur Haͤlfte an die 
Stadtkaſſe, zur Hälfte an das Armendirektorium. Wird aber Jemand auf Anklage des 
Stadtoffizials verurtheilt, fo, wird die Strafſumme nicht in zwei, ſondern in drei Theile 
getheilt, und es fällt Letzterem der dritte Theil derſelben zu. 

455. Die Oberkanzellei des Magiſtrats genießt beſonderer Kanzelleigebühren, welche in 
Sachen von Privatperſonen, nach einer zu dieſem Ende von der Staatsregierung feſt⸗ 
geflellten Taxe, erhoben werden. 


#56. Die Vertheilung der Kanzelleigebühren unter die Beamten und Kanzelliſten 
geſchieht nach Anordnung des Magiſtrats. 
II. Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz des Magiſtrats. 

457. Unter die Gerichtsbarkeit des Magiſtrats gehören: N 

In perſonlicher Hinſicht: 1) Alle Einwohner der Stadt Riga, ihrer Vorſtaͤdte, des 
früheren burggerichtlichen Territoriums und des Patrimonialgebiets. 2) Die Evangeliſch⸗ 
Lutheriſche Geiſtlichkeit der Stadt und des Patrimonialgebiets. 3) Die Advokaten des Ma⸗ 
giſtrats. 4) Die aus dem Dienſte ohne Klaſſenrang Verabſchiedeten. 5) Fremde nichtadeligen 
Standes, die in der Stadtmark wohnen und 6) Diener der Adeligen. — Von der Gerichts⸗ 
barkeit des Magiſtrats find nur ausgenommen: Adelige und im wirklichen Dienſte ſtehende 
Beamte, fo wie alle Perſonen, die gleiche Rechte mit dem perfönlichen Adel genießen 
und nicht im Dienſte der Stadt ſtehen, ſofern fie kein bürgerliches Gewerbe treiben oder 
unbewegliches Vermögen in der Stadtmark beſitzen; gegentheiligenfalls gehören auch fie in 
Rechtssachen, welche ihr Gewerbe oder den Beſitz ſolchen Vermögens betreffen, unter die 
Gerichtsbarkeit des Magiſtrats. 

2) In dinglicher Hinſicht: Alles unbewegliche Vermögen, das in der Stadt und den 
Vorſtädten liegt, das ganze Patrimonialgebiet der Stadt Riga und die ganze Duͤng bis 
zu ihrem Ausfluſſe. Von der Stadtgerichtsbarkeit über die Dina find die am Fluſſe bele⸗ 
genen adeligen Guͤter ausgenommen. 

Urk. Stephan Bathorp's v. 1581 Jan. 14 50 7, 8,—Guſtav Adolohs v. 162 1 Sept. 25 554, 15,16, 

17, 24, Kön. Schwed. Reſol. v. 1621 Okt. 18, 1637 Aug. 5, 1662 Ott. 12 59 7, 8; Akkordpunkte 

d. St. Riga v. 1710 Juli A (2278) $ A; 1725 Dec. 22 (4917), 1728 Sept. 12 (5331) u. f. w. 


458. Zur Kompetenz des Magiſtrats gehört: 


I. In Gemeindeſachen. 

1) Sich mit der großen und kleinen Gilde in Sachen, welche die ganze Stadtgemein⸗ 
de betreffen, zu berathen; den Gilden Vorſchlaͤge zu machen; die Beſchluͤſſe der Gilden— 
verſammlungen zu bepruͤfen und, bei Nichtübereinftimmung mit der Meinung der beiden 
Gilden, beſondere Glieder zu gemeinſchaftlicher Entſcheidung abzuordnen (a). 

2) Die ordentlichen Gildenverſammlungen zu berufen und außerordentliche anzusetzen (b). 

3) Die Aelteſten und Aeltermaͤnner der ftädtifchen Gilden zu befldtigen; an der Wahl 
der Dockmaͤnner der großen Gilde Theil zu nehmen und einen der Kandidaten zu beſlaͤ⸗ 
tigen (e). a Ane on. 

A) ber Stadtaͤmter zu beſetzen; die von der Aelteſtenbank erwählten Stadtbe⸗ 
amten zu beftdtigen; die Neugewaͤhlten in geſetzlich beſtimmten Fällen zur Beſtaͤtigung der 
Gouvernementsobrigkeit vorzuftellen; die Stadtbeamten zu vereidigen (d). 

5) Die Vorſtellungen der Aelteſtenbänke außerhalb der Gildenverſammlungen zu prüfen 
und darüber zu entſcheiden (e). 

6) Ueber die durch die Gildengeſetze nicht beſtimmten Bälle von ſich aus oder nach Bera⸗ 
thung mit den Gilden zu entſcheiden / 

7) Mit den Abgeordneten der Bürgerfchaft die Stadteinkuͤnfte und Ausgaben, die Ver⸗ 
waltung und Nutzung der Stadtguͤter zu beaufſichtigenz die Gemeindebauten anzuordnen 
nach vorheriger Beralhung des wortfuͤhrenden Bürgermeiſters und des Kammerherrn mit 
den Aeltermaͤnnern und dem Vorfiger des Kaſſakollegiums; Geldunterſtuͤtzungen, Gehalte 
und Gehaltszulagen zu beſtimmen und von Obrigkeitswegen feſtzuſetzen; die vom Kaſſa— 
kollegium abgeichloffenen Pfand⸗Arrende-und Ceſſionskoutrakte zu beprüfen und zu geneh⸗ 
migen (g). 
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8) Die öffentlichen Anſtalten der Stadt zu beauffichtigen, und zu ihrer Verwaltung ber 


ſondere Glieder abzuordnen h). a 
9) Im Namen der Stadt Riga Deputirte auf die Landtage zu ſchicken und an der 

Bildung der Deputationen Theil zu nehmen, welche die Stadt an den Monarchen oder 

an die hohe Obrigkeit abſendet (i). 0 ch 5 

10) Das Bürgerrecht zu ertheilen, nachdem die Beweiſe uͤber die erforderlichen Eigen⸗ 
ſchaften dazu im Kämmereigerichte geprüft und geſetzlich befunden worden (k). 

N II. In Kirchenſachen. a f 

11) Ueber die Ernennung beſonderer Mitglieder ins Stadtkonſiſtorium, nach den Be- 
ſtimmungen des Geſetzes fir die Evangeliſch-Lutheriſche Kirche in Rußland, vorzuftel- 
lenz die Ernennung der Prediger an allen Kirchen in der Stadt (ausgenommen an der von 
St. Jacob), in den Vorſtaͤdten und im Patrimonialgebiete, und die Ausübung des 
den Stadtguͤtern zuſtehenden Patronatsrechts (J. 

12) Die Aufſicht über die Verwaltung des Vermögens der Stadtkirchen, fo wie über 
die Kirchenpolizei zu führen und daher polizeiliche Anordnungen bei Begräbniifen, Taufen, 
Hochzeiten u. ſ. w. zu treffen und die Gebühren. für Kirchen und Kirchendiener zu be⸗ 
ſtimmen (m). 

III. In Beziehung auf das Kronsintereſſe. Kr 

13) Mittelſt der Stadtinſpektionen die Repartition, Erhebung und Einzahlung der ge: 
ſetzlichen Abgaben an den Kameralhof, Entrichtung der Getraͤnkeſteuer an die Krone und der 
Acciſe an die Stadt zu beaufſichtigen (n). 

14) Mittelſt des Quartierkollegiums dafür zu forgen, daß das einquartierte Militair mit 
allem Noͤthigen verſehen, und die geſetzliche Steuer zu dieſem Behufe erhoben werde. 


IV. In Beziehung auf Juſtiz verwaltung. 

15) Die Aufſicht über die Untergerichte zu führen; aus dem vollen Perſonale des Raths 
Glieder zu denfelben zu ernennen; zu beſonderen Komites wegen Ausführung obrigkeitlicher 
Aufträge Glieder abzuordnen; Kanzelleibeamte, ſowohl für ſich, als fuͤr die Untergerichte 
anzuftellen und die etwanigen Vakanzen bis zu einer neuen Wahl zu beſetzen (o). 

16) Die Advokaten für ſich und die Untergerichte zu ernennen und zu vereidigen (p). 

17) Sowohl für die eigene als für die Kanzellei feiner Untergerichte, in Gemaßheit der 
beſtehenden Geſetze, die nöthigen Anordnungen in Betreff des innern Geſchaͤftsganges zu 
treffen (g). 

V. In Kriminalſachen. 

18) Staatsverbrechen der zur Stadtgerichtsbarkeit gehdrenden Perſonen, ſo wie Amts⸗ 
a der ſtaͤdtiſchen Beamten, Diener und Advokaten zu verhandeln und abzuurthei⸗ 
len (r). 

19) Kriminalſachen, die aus der Kriminaldeputation an ihn gelangen, zu verhandeln 
und in denſelben das Urtheil zu. fällen. N 

20) In den beim Magistrate verhandelten Kriminalſachen perfönliche Haft zu verfügen 
und Maßregeln zur Sicherung der Rechtsanſpruͤche zu treffen (s). 

VI. In Civilſachen. 

21) In ſtreitigen Teſtaments⸗und Erbſchaftsſachen, die im Waiſengerichte verhandelt 
und ſpruchreif gemacht worden ſind, zu erkennen. 

22) In erſier Inſtanz zu verhandeln und zu erkennen: a) in Rechtsſtreitigkeiten wider 
die Krone hinſichtlich ihres im Gerichtsbezirke der Stadt belegenen Vermögens; p) in 
Rechtsſtreitigkeiten über das Vermdgen der Evangeliſch⸗Lulheriſchen Kirchen der Stadt und 
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des Patrimonialgebiets; e) bei Streitigkeiten zwiſchen Schriftſtellern, Ueberſetzern, Heraus⸗ 
gebern und Buchhaͤndlern über das Eigenthum an einem Buche oder einem wiſſenſchaft⸗ 
lichen, oder zur ſchoͤnen Litteratur gehörigen Werke, in ſofern dieſe Sachen nicht der Ent: 
ſcheidung eines Schiedsgerichts vorbehalten worden; —in zweiter Inſtanz: in ſtreitigen Rechts: 
ſachen, welche durch Appellation oder Querel aus den Untergerichten an den Magiſtrat gelangen. 

23) Alle Beſchwerden wegen Verletzung der Regeln des Civilprozeſſes in den Unter⸗ 
gerichten zu enticheiden. 

24) Maßregeln zur Sicherung von Rechtsanſpruͤchen in den beim Magiſtrate zu ver⸗ 
handelnden Sachen anzuordnen. 

25) Die oͤffentliche Verſteigerung des in der Stadtmark liegenden unbeweglichen Vermd⸗ 
gens zu bewerkſtelligen, wenn über daſſelbe im Magiſtrate ein Spezialconcurs eröffnet 
worden (t). 

VII. In nichtſtreitigen Sachen. 

26) Die vom Waiſengerichte vorgeſtellten Vormuͤnder und Curatoren von Waiſen und 
Wittwen der Rigaſchen Bürger und Stadtbeamten zu beftätigen; das Waiſengericht in 
Vormundſchafts⸗und Curatelſachen zu beaufſichtigen. 

27) Teſtamente zu publiciren und gerichtliche Rechtsbewahrungen dagegen anzuneh⸗ 
men (u). 

20 EDEN hinſichtlich der zu erlaffenden Edictalcitationen, der Proklame in Nach: 
laß⸗und Concursſachen und bei Abtretung von in der Stadt belegenem Vermögen an 
Glaͤubiger, nachdem das betreffende Geſuch im befugten Untergerichte geprüft worden, zu 
ertheilen (v). 

29) Gerichtliche Zeugniſſe und Akte jeder Art auszuſtellen. 

30) Den Auftrag von eigenthuͤmlich oder antichretiſch erworbenem unbeweglichen Gute 
in der Stadt, den Vorſtäͤdten und dem Stadtpatrimonialgebiete, fo wie die Auf- und 
Abſchreibungen in den Hypothekenbüchern von Kapitalien, denen dergleichen Gut zum 
Unterpfande dient, zu beſorgen; Öffentliche Bewahrungen dagegen anzunehmen und die 
Immiſſionsdecrete an die Untergerichte zu erlaſſen. 


VIII. In Polizei Handels-und Gewerksſachen. 

31) Miglieder zum Polizeiamte abzuordnen (w). 

32) Mittelſt der Polizeiabtheilung bei dem Landvogteigerichte auf die polizeiliche Ord⸗ 
nung im Patrimonialgebiete der Stadt Riga zu ſehen. 

33) Mittelſt der befugten Untergerichte die Handels- und Marktpolizei, die Wrake, 
Maß und Gewicht, ſaͤmmtliche Handlungsoffizianten und Handlungsaͤmter, die Schif⸗ 
fahrt auf dem Rigaſchen Hafen und der Duͤna bis zu ihrer Mündung, die Lootſen ruͤck⸗ 
fichtlich ihres Amts und die Handwerksaͤnnter zu beaufſichtigen; die Zünfte mit neuen Schra⸗ 
gen zu verſehen, die beſtehenden zu aͤndern und zu vervollſtaͤndigen, und mit Beſtaͤtigung 
des Generalgouverneurs in Handelsſachen Inſtruktionen zu ertheilen, Taxen zu geben und 
zum Beſten des Handels allgemeine Anordnungen zu treffen. 

34) Mittelſt der Stadtinſpektionen für Verpflegung der Armen zu forgen, die Gefängniffe, 
die Stadtbauten, den Stadtmarſtall, die Poſtſtationen in Riga und Olai zu beaufſichti⸗ 
gen und im ganzen Patrimonialgebiete die Wege und Bruͤcken in gutem Stande zu er⸗ 
halten. 

35) Paͤſſe auszufertigen. 

(a) Vergl. Ständerecht; Schrag. gr. Oild. 95 13—17; urk. Guftav Adolphs v. 1621 68 18, 19.— (b) 

Vergl Stäͤndereckt, Schr. d. gr. Gilde $ 19; die fogenannten 32 Punkte v. 1680 $ 9.—(c) Vergl. Stän- 
derecht, Schr. d. gr. Gilde 90 52, 58, 88—96; d. ſog. 52 p. v. 1680 $ 1, 4.—(d] Att.-p. v. 17 10 
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Juli A (2278) pkt. 1—90; 1765 De. 7 (12518) 555 u. ſ. w. — (e) Schr. d. gr. Gilde 89 22, 
25, 32; die ſog. 32 P. v. 1680 § 9, 10. — (f) Eben dort. — (g) Stadtfaſſa⸗O. v. 1675 Aug. 
11; Kön. Schwed. Reſol. 4675 Apr. 9, 1676 März 30; 1681 März 24, 1765 Dec. 7 (19518) 
9 10.— (b) urt. Guftav Adolphs v. 1621 $ 2; 1710 Juli 4 (2278) pft. 1, 3.— (i) Schr. d. gr. 
Gilde $ 12; d. ſog. 32 P. v. 1680 55 12, 13, Kön. Schwed. Reſol. v. 1662 Okt. 22 5 30; Livl. 
Landt.⸗O. v. 1827. — (c] Vergl. Ständerecht, 1841 Juni 19 (14670). — (1) 1852 Dec. 28 (5870) 
99157, 290, 291. — (m) 1852 Dec. 28 (5870). — (n) 1807 Aug. 8 (2266 3).— (o) Kanz.⸗O. v. 
1789 Ott. 15.—(p) 1840 Juni 5 (13630).— (q) Urt. Stephan Bathorp's v. 1581 50 1, 2, —Gu⸗ 
fiav Adolphs v. 1621 $ 4, 1710 Juli A (2278) pkt. 10.— (i) Rig. Stat. B. II, Kap. II, 69 1, 3, 
Kop. XXXI, $ 5; Kön. Schwed. Reſol. v. 1663 Apr. 13 5 6.—(s) Vergl. 1800 Dec. 29 (19707). 
-h Rig. Stat. B. II, Kap. II, 9 3, Kap. XXXII, $$ 112, Urf. Stephan Bathorp's v. 1581 
9 1,—Guſtav Adolphs v. 1621 § 0 5, 6. — (u) Rig. Stat. B. II, Kap. XXXV.— (v) Eben dort, 
Kap. II, $ 3, Kap. XXXII, 9 1—12.—(w) 1812 Jan. 11 (24950). 


III. Von den Grenzen der Amtsgewalt des Magiſtrats. 


459. In Verwaltungs: und Polizeifachen kann über ein Erkenntniß des Magiſtrats bei 
der Gouvernementstegierung Beſchwerde geführt werden; Uber die darauf erfolgte Entſchei⸗ 
dung der Letztern hat der Magiſtrat, im Fall der Unzufriedenheit, die Befugniß fi mit 
einem Berichte an den Dirigirenden Senat zu wenden. 

Vergl. 1832 Der. 28 (5866); 1812 Jan. 41 (24950). 


460. In Sachen über Staats: und Amtsverbrechen, fo wie in allen Kriminalſachen, 
in welchen der Schuldige dem Verluſte aller Standestechte unterliegt, ift der Magiſtrat erſte, 
in allen uͤbrigen Sachen zweite Gerichtsinſtanz. 

Vergl. die zu den punkten 18 u. 19, § 488 angegeb. Cit. 


461. Der Magiſtrat entscheidet allendlich alle vor denſelben gehörende Kriminalſachen, 
mit Ausnahme derer, welche nach den Beſtimmungen des Kriminalprozeſſes der Reviſion 
des Dirigirenden Senats unterliegen, und ſtellt ſeine Urtheile dem Civilgouverneur zur 
Beſtaͤtigung vor. 

1800 Dec. 29 (19707), 1832 Dec. 28 (5866); Vergl. Krim.⸗Proz.⸗O. 


462. Die Fälle, in welchen der Magiſtrat in Civilſachen in erſter oder in zweiter 
Inſtanz verhandelt und erkennt, find in der vorhergehenden Abtheilung, von der Kompetenz 
des Magiſtrats, feſtgeſtellt (§ 458, pkt. 22). 


465. Bei dem Magiſtrate bildet ein eigener Ausſchuß deffelben, unter dem Vorſitz des 
wortfuͤhrenden Buͤrgermeiſters, die dritte und letzte Gerichtsinſtanz in Sachen der Bauern 
des Rigaſchen Patrimonialgebiets. Alle Sachen, deren Gegenſtand über 50 Rbl. S. M. 
beträgt, konnen mittelſt Appellation an denfelben gelangen und werden dieſe Sachen von 
ihm allendlich entſchieden. 

Vergl. Lvl. Bauer⸗Verordn. v. 1819 März 26 (27735) 5 202. 


46. Gegen die Erkenntniſſe des Magiſtrats geht die Appellation oder die Querel 
an den Dirigirenden Senat. Sachen aber, deren Gegenſtand an Werth nicht 600 Rbl. S. 
M. uͤberſteigt, werden im Magiſtrate allendlich entſchieden, mit Ausnahme derjenigen, wel⸗ 
che nach dem für fie feſtgeſtellten befonderen Prozeß verfahren immer an den Dirigirenden 
Senat gelangen muͤſſen. 

1852 Dec. 28 (5866) ptt. 2. 


IV. Von den Sitzungen und dem Geſchaͤftsgange im Magiftrate, 
1. Von den Sizungen. 
165. Der Magiſtrat halt feine Sitzungen im Rathhauſe. 


466. Die Sitzungen des Magiſtrats find beſtändige. Zur Verhandlung der Gefchäfte 
verſammelt ſich der Magiſtrat mit Ausnahme der Feiertage an jedem Montage, Mittwoch 
und Freitage. Die Montagsſitzungen find vorzugsweiſe der Beſorgung der öffentlichen 
Angelegenheiten gewidmet. 

Rig. Stat. B. I, Kap. I, 5 13. 

467. In wichtigen Faͤllen iſt der wortführende Buͤrgermeiſter berechtigt, die Glieder 
des Magiſtrats auch an andern als den § 466 angegebenen Tagen zuſammenzuberufen. 
Die Ausbleibenden ſind einer Strafe unterworfen, nach Ermeſſen des Magiſtrats. 


468. Die Sitzungen des Magiftrats werden alljährlich am erſten Gerichtstage nach 
Beendigung der ſtaͤdtiſchen Wahlen durch einen Gottesdienſt in der St. Petri Kirche eröffnet. 
Dem Gottesdienſte wohnen die Glieder des 2 bei. Der Oberpaſtor hält dabei eine der 
Gelegenheit angemeſſene Predigt. 


469. Die im g 458, pkt. 30 erwahnten Verhandlungan geſchehen beim Magiſtrate 
an den offenbaren Rechtstagen, die viermal im Jahre, vor Weihnachten, Oſtern, Johannis 
und Michaelis, jedesmal drei Wochen von einem Freitage zum andern gehalten werden. 

Dig. Stat. B. II, Kap. XIII, $ 1; wilt. Geſ. d. Stadt Riga Tit. 1 9 7, Sit. Xx 9 11. 
2. Von dem Geſchaͤftsgange. 

470. Im Magiſtrate werden gefuͤhct: ein Tiſchregiſter, vier Journale, drei Miffive, 
ein Verzeichniß der anhaͤngigen Rechtsſachen, ein Urtheilsbuch für Civilund eins für Kri— 
minalſachen, ein Repertorium für Givilfachen, ein Neferentenbuch, ein Protokoll der abwei⸗ 
chenden Meinungen, ein Archivregiſter, ein Expeditionsbuch und die nöthigen Krepoſi⸗ 
Hypotheken⸗Schnur⸗und Kaſſabuͤcher. 

Dieſer u. d. folg. Fh ber. auf d. Kanz.⸗O. v. 1789 Okt. 15 u. auf ununterbr. Gewohnh. 


471. Nachdem der Notar die eingegangenen Schriften in das Tiſchregiſter verzeich— 
net hat, trägt eins der Glieder dieſelben vor, und ein anderes, gewöhnlich der wortfuͤhrende 
Buͤrgermeiſter, ſchreibt eigenhaͤndig die Verfuͤgung ins Tiſchregiſter. 

472. Betrifft das eingegebene Geſuch einen ſtreitigen Gegenſtand oder eine Beſchwerde 
über ein Untergericht, fo wird daſſelbe im erſlen Falle der Gegenpartei, im letztern dem Uns 
tergerichte zur Erklaͤrung mitgetheilt. 

475. Erheiſcht die Sache, nach eingegangener Bepruͤfung, nähere Erörterung, fo wird 
fie einem der Glieder zur Berichterſtattung und Begutachtung zugeſtellt. 


474. Bei Verhandlung von Appellations-oder Querelſachen werden alle Satzſchriften 
den Akten beigefügt und die muͤndlichen Anträge der Parten aus dem Protokolle hinzu: 
geſchrieben; hierauf werden die Akten vidimirt, durchſchrieben, foliirt, mit einem Regiſter 
verſehen und geheftet, dann in das Tiſchregiſter eingetragen und einem der Syndſcen, wel: 
cher den Empfang in dem Referentenbuche zu beſcheinigen hat, zur Relation mitgetheilt. 

Rig. Stat. B. II, Kap. XXIX, 51. 


475. Der Vortrag ſolcher Akten ($ #74) geſchieht durch den Syndicus muͤndlich, 
in wichtigen Faͤllen mittelſt ſchriftlicher Relation. 
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476. Verlangt ein Glied Aufſchub für Verlautbarung feiner Meinung, fo wird die 
Entſcheidung bis zur naͤchſten Sitzung, —wenn die Sache weitlaͤufig iſt und das Glied 
ein foͤrmliches mit Gründen bekraͤftigtes Gutachten abzugeben beabſichtigt, auch laͤngere Zeit 
ausgeſetzt. 

477. Die abweichenden Meinungen verzeichnet der Oberſekretair in das dazu beſtimmte 
Protokoll. 


478. In Kriminal-und Unterſuchungs⸗ Sachen, welche der Magiſtrat zu verhandeln hat, 
wird zum Behuf des Vortrags ein ausfuͤhrlicher Auszug nebſt Gutachten angefertigt und 
einem Correferenten zur Durchſicht und zu gemeinſchaftlichem Vortrage mitgetheilt. 


479. Alle Sachen werden nach Stimmenmehrheit entſchieden. Die Abſtimmung beginnt 
mit dem woitfuͤhrenden Buͤrgermeiſter und es wird damit vom aͤlteſten zum jüngſten Gliede 
weiter gegangen. 


480. Was nach Grundlage der Verfügung ausgefertigt worden iſt, trägt dasjenige 
Glied, dem dies übertragen worden, oder der Oberſekretair den anweſenden Gliedern zur 
Genehmigung vor. 


481. Nach erfolgter Genehmigung der ins Reine geſchriebenen Ausfertigung, wird 
dieſelbe von dem wortfuͤhrenden Buͤrgermeiſter oder deſſen Stellvertreter unterſchrieben, und 
von dem Oberſekretair contraſignitt. 


482. Die Erkenntniſſe in Civilſachen werden in das Urtheilsbuch eingetragen und vom 
wortfuͤhrenden Buͤrgermeiſter, zwei Rathsgliedern und dem Oberſekretair unterſchrieben; die 
Kriminalurtheile werden vom wortfuͤhrenden Buͤrgermeiſter und vom Oberſekretair unters 
zeichnet, und nicht eher als nach erfolgter obrigkeitlicher Beſtaͤtigung den Betheiligten eröff⸗ 
net und darauf dem Urtheilsbuche in Kriminalſachen einverleibt. Abſchriften der Urtheile, 
Beſcheide und Reſolutionen, werden vom Oberſekretair beglaubigt. 


485. Civileikenntniſſe und Kriminalurtheile, nach der H 165 angegebenen allgemeinen 
Form beginnend, ſchließen mit den Worten: «Riga, Rathhaus v, Jahr, Monat und 
Tag. Sie werden mit dem Gerichtsſiegel verſehen. Berichte und Schreiben des Raths ſchlie⸗ 
ßen mit den Worten: «Bürgermeifter und Rath und im Namen derſelben . 


484. Das Tiſchregiſter wird beim Rigaſchen Magiſtrate nach den allgemeinen Regeln 
geführt. Für Krepoſt⸗und Hypothekenſachen gibt es kein beſonderes Tiſchregiſter. 


485. Im Magiſtrate werden, in Grundlage des 9 470, vier Journale geführt: 1) eins 
in Verwaltungsangelegenheiten, 2) eins in Gerichtsſachenz 3) und zwei in Krepoſt⸗und 
Hypothekenſachen. 


486. In das Journal für Cerichtsſachen werden die Kriminal-und die Civilſachen 
eingetragen; hinfichtlich letzterer werden alle im Tiſchregiſter vorkommende Sachen, fo wie 
auch die beſonderen Antraͤge der Parten nebſt den auf dieſelben erfolgten Verfügungen auf⸗ 
genommen; die in Appellations-und Querelſachen von den Parten eingegebenen Schrif⸗ 
ten werden von dem Obernotar in das Repertorium eingetragen. 


487. In Krepoſt⸗ und Hypothelenſachen enthält das eine Journal nebſt dem Protokolle 


die Kauf- und antichretiſchen Pfand⸗Kontrakte und überhaupt alle Verträge, mittelſt welcher 


Eigenthum oder Beſitz auf einen Andern übergehen; in das zweite werden nebſt dem Pro: 
tokolle die hypothekariſchen Schuldverſchreibungen eingetragen. Beide Journale find mit 
1 Th. 6 


—— —— 


—. .... u . 
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einem befondern Regiſter ver ehen, werden von dem wortfuͤhrenden Buͤrgermeiſter unter: 
ſchrieben und von dem Oberſekretair gegengezeichnet. 

488. Verbote, welche in Folge befonderer Befehle der Oberbehörden oder eingegangener 
Requifitionen auf unbewegliches in der Stadt belegenes Vermögen zu legen ſind, werden in 
ein beſonderes Buch eingetragen. 

489. Im Magiſtrate werden auf Grundlage des 9 470 geführt: 5 

1) Ein Miſſtobuch für Berichte, Schreiben, Zeugniffe und ähnliche Ausfertigungen. 

2) Ein anderes für Kriminalurtheile. 

3) Ein drittes für Civilurtheile und Beſcheide, in ſofern letztere nicht durch Eintragung 
in das Journal abgemacht worden. Jedes Miſſiv wird nach Jahrgaͤngen abgeſondert und 
mit einem Regiſter verſehen. 

490. In das Repertorium, welches in Grundlage des 9 470 im Magiſtrate geführt 
wird, werden alle Appellations⸗und Querelſachen, der Zeitfolge nach, jede Sache auf einem 
beſondern Blatte, nebſt den in denſelben eingegangenen Satzſchriften, muͤndlichen Antraͤ⸗ 
gen, gerichtlichen Verfügungen und allendlichen Entſcheidungen eingetragen, ſo daß der 
Gang der Verhandlungen ſofort aus dem Repertorium zu erſehen iſt. ’ 

V. Von den Amtspflichten der Glieder und Beamten des Rigaſchen Magiſtrats. 

191. Der wortführende Buͤrgermeiſter leitet, als Vorſitzer, alle Verhandlungen im Mas 
giſtrate und hat darauf zu ſehen, daß dabei das geſetzmaͤßige Verfahren beobachtet, die Sit⸗ 
zungen vorſchriftmaͤßig und in Gegenwart der gehörigen Glieder abgehalten, die Berathun⸗ 
gen zweckmaͤßig gerflogen, die noch nicht entſchiedenen Sachen ohne Aufenthalt entſchieden 
und Erfuͤllung und Vollſtreckung rechtskräftiger Urtheile nicht bei den Untergerichten hin⸗ 


gehalten werden. 
Rig. Stat. B. I, Kap. 1,85 8, 11—15. 


492. In Sachen feiner Verwandten darf der wortfuͤhrende Büͤrgermeiſter weder Geſuche 
annehmen, noch Citationen verhängen; er uͤberlaͤßt dies ſeinem Kollegen. 
Eben dort, § 4. 

493. Der wortführende Bürgermeiſter darf nicht, auf einfeitigen Antrag der Parten, die 
übrigen Magiſtratsglieder von der Verrichtung der ihnen obliegenden Amtspflichten entfernen. 
Eben dort, $ 10. 

494. Der Kollege des wortführenden Buͤrgermeiſters nimmt feinen Platz unter den 


Büͤrgermeiſtern der Anciennelät nach ein. 
Ununterbr. Gewohnh. 


495. Er ift von Amtswegen der Gehülfe des wortfuͤhrenden Büͤrgermeiſters. 
Eben fo. 

496. Vertritt der Kollege des wortführenden Buͤrgermeiſters in Abweſenheit deffelben 
die Stelle des Vorfigers, fo genießt er auch aller deffen Rechte; iſt der Vorſitzer aber anweſend, 
ſo nimmt er nur gleich den uͤbrigen Gliedern an der Verhandlung der Sachen Antheil. 

Eben ſo. 


497. Der Oyndicus iſt von Amtswegen der Rechtsvertheldiger in allen öffentlichen 
Angelegenheiten der Stadt, und nebft den beiden Vice⸗Syndicen Aktenreferent in allen Que⸗ 
rel⸗und Appellationsſachen, welche im Magiſtrate verhandelt werden. Er fertigt die Auszuͤge 


aus den Appellationsſachen an, welche in den Dirigirenden Seuat gehen ſollen. 
Rig. Stat. B. II, Kap. XXIX, $1. 


83 


498. Dem Oberſekretair liegt von Amtswegen ob: 

1) Bei dem Vortrage der eingegangenen Schriften und Sachen die nöthigen Auskuͤnfte 
zum Behuf der Verfuͤgungen zu ertheilen. 

2) Aus den eingegangenen Schriften und den darauf getroffenen Verfuͤgungen, ſo wie 
auch aus den muͤndlichen Antraͤgen der Magiſtratsglieder und der Parten 5 Protokoll 
anzufertigen, und die Protokollauszuͤge zu beſorgen. 

3) Die Berichte an die höheren und die Mittheilungen an gleichſtehende Behörden abzu⸗ 
faffen, mit einziger Ausnahme, wenn dieſe Ausfertigungen zum Geſchaͤftskreiſe des Syn⸗ 
dicus gehören, oder von den Untergerichten im Konzepte eingegeben werden. 

4) Die Urtheile und Beſcheide zu eröffnen, fo wie die Ausfertigungen gegenzuzeichnen 
au die im Magiſtrate niedergelegten Teſtamente wem gehörig bekannt zu machen. 

5) Dafür Sorge zu tragen, daß die eingegangenen Schriften und Sachen, welche in den 
Am =. der Untergerichte gehören, denfelben übergeben, und die Ausfertigungen wohin ges 
hörig befördert werden. 
6) Die Führung des Journals für Krepoſt-und Hypothekenſachen zu beaufſichtigen. 
7) Die Miſſive gegenzuzeichnen und die Vollmachtsregiſtratur in Ordnung zu halten. 

8) Die Teſtamente der unter der Stadtgeri chtsbarkeit ſtehenden Perſonen auf Anſuchen 
derſelben anzufertigen. 

9) Darauf zu ſehen, daß jeder Kanzelleibeamte die ihm obliegenden Amtspflichten erfuͤlle. 

Vergl. Rig. Stat. B. II, Kap. V, 9 3. 


499. Der Oberſekretair des Raths gibt bei Verhandlung von Civil-und Kriminalſa⸗ 
chen ſeine Stimme nur dann ab, wenn der Magiſtrat es verlangt, und unterliegt einer Verant⸗ 
wortlichkeit weder für das vom Magiſtrate gefaͤllte Erkenn tniß, noch für die von ihm ſelbſt 
abgegebene Meinung. 

a Eben dort. 

500. Der Stadtoffizial iſt verpflichtet: 

1) Die ihm bekannt gewordenen Verletzungen von Geſetzen und obrigkeitlichen Ynoıde 
nungen beim Mag'ſtrate anzuzeigen, fo wie die Gerechtſame der Stadt und ihrer Stiftungen 
bei allen Verhandlungen zu bewahren. 

2) In Auftrag des Magiſtrats in Kriminalſachen als Ankläger aufzutreten, in Civilſa⸗ 
chen als Bevollmaͤchtigter der Stadt und ihrer verfchiedenen Verwaltungen. 

Dieſer § u. d. folg. bis 595 ber. auf ununterbr. Gewohnh. 


501. Dem Obernotar liegt von Amtswegen ob: 
1) Die Protokolle, welche den Prozeßaklen beigefuͤgt werden ſollen, zu ſchreiben und zu 
beglaubigen. 
2) Die Prozeßakten zu durchſchreiben und die Kopien der Satzſchri ten, welche den Par⸗ 
ten eingehaͤndigt werden ſollen, zu beſorgen. 
3) Die noͤthigen Verſch lage abzufaſſen. 
4) Dafür zu ſorgen, daß die geſchloſſenen Akten zur Relation vorgeſtellt und zu dieſem 
Behuf dem Syndicus öinnehäpbiät werden. 
5) Das Repertorium zu führen. 
6) Die Regiſter zu dem Journale für Gerichtsſachen und dem Journale Für, Krepoſt⸗ 
und Hypo thekenſachen anzufertigen. 
7) Die Grundbücher in Ordnung zu halten und die erforderlichen Irorofationsaielate 
auszufertigen. 
8) Wegen abgelaufener Termine bei der Behörde noͤthige Erinnerung zu thun. 
9) Das Archiv der anhaͤngigen Rechtsſachen unter ſeinemm Beſchluß zu halten. 
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502. Dem Archivar liegt von Amtswegen ob: 

1) Alle einkommende Schriften und Sachen in das Tiſchregiſter einzutragen. 

2) Die Regiſter zu dem Miſſive und dem Journale in Gemeinde-Angelegenheiten ans 
zufertigen. 

3) Die gehörige Aktenformirung in nicht ſtreitigen Rechtsſachen zu beſorgen und die 
betreffenden Aktenſtuͤcke unter feinem Beſchluſſe zu halten. 

4) Das Archiv der abgemachten Sachen in Ordnung zu halten, ſo daß nicht nur die 
Regiſtratur eine Geſammtuͤberſicht alles im Archive Vorhandenen gewaͤhre, ſondern man 
auch zu jeder Zeit wiſſen konne, wo ſich jede einzelne Sache defindet. 

503. Der Notar der Krepoſterpedition führt die Krepoſt-und Hypothekenjournale, 
beſorgt die nöthigen Abſchriften und Berſchlaͤge und verſieht dieſe Journale mit den nöthi- 
gen Verzeichn iſſen. 5 

50%. Die Pflichten der öffentlichen Notare des Rigaſchen Raths find im Privatrechte 
angegeben. 

505. Die Translateure find nicht nur Dollmetſcher bei dem Magiſtrate und den Un: 
tergerichten, ſondern ſie uͤberſetzen auch die in Ruſſiſcher Sprache von den auf der allgemei⸗ 
nen Grundlage errichteten Behörden eingehenden Schriften und Akten ins Deutſche, und 
umgekehrt die dahin ausgehenden ins Ruſſiſche. 

VL Von der Rechenſchaftsablegung und Verantwortlichkeit des Rigaſchen Magiſtrats. 


506. Das gerichtliche Verfahren des Magiſtrats unterliegt der Reviſion des Dirigi⸗ 

tenden Senats. 
1832 Dec. 28 (5866). 

507. In Adminiftrativund Polizeiſachen ſteht der Magiſtrat unter der Aufficht der 
Gouvernementsobrigkeit. Der Civilgouverneur iſt befugt, im Fall von Unordnungen und 
Mißbraͤuchen, die erforderlichen Anordnungen zur Abwendung derſelben zu tieffen, unver⸗ 
zuͤglich daruͤber, wenn die Sache das Gerichtsweſen betrifft, dem Dirigirenden Senate be- 
eichtend, wenn fie aber die Verwaltung betrifft, dem Minifter der innern Angelegenheiten. 

Eben dort. Vergl. Allg. Reichsg. Bd. IL, Allg. Gouv.⸗Verf. Inſtr. f. d. Gouv. 

508. Jedes Rathsglied ift verpflichtet, jährlich über die Verwaltung feines Amtes dem 

Mathe Rechenſchaft abzulegen. N 
Rig. Stat. B. I, Kap. I, § B. 

509. Die Anitsentſetzung, fo wie die Entfernung der Glieder und Beamten des Ma⸗ 
giſtrats vom Amte für geſetzwidriges Verfahren, haͤngt von Urtheil und Verfuͤgung des 
Magiſtrats ab; doch kann in dringenden Faͤllen die Entfernung vom Amte auch vom Ci⸗ 


vilgouverneur angeordnet werden. 
Vergl. oben 95 438, 448, 440 u. Allg. Reichsg. Bd. III. Reglem. ü. d. Wahld. § 256 u. folg. 


Bd. XV § 1476. 
VII. Von dem Schriftwechſel des Magiſtrats mit anderen Behörden. 

310. Der Rigaſche Magiſtrat empfängt vom Dirigirenden Senate Befehle, von der 
Gouvernementsregierung und dem Civilgouverneur Antraͤge und Vorſchriften, und macht 
ihnen Unterlegungen und Vorſtellungen. 

Vergl. 1832 Dec. 28 (5866) u. Allg. Reichsg. Bd. II, Alg. Gouv. Verf. $ 194 u. folg. 

511. Der Rigaſche Magiſtrat macht dem Kameralhofe Vorſtellungen, und empfaͤngt von 
ihm Anträge; dagegen mit dem Domainenhofe, dem Hofgerichte, den Landrathskollegien, 
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dem Kollegium allgemeiner Fuͤrſorge, den Konſiſtorien, Magiſtraten, Landgerichten, Ord⸗ 
nungsgerichten, dem Gouvernementspoſtkomptoir, der Zollverwaltung und dem Polizeiamie 
korreſpondirt der Magiſtrat durch Mittheilungen. 

Eben dort. 

512. Allen Stadtuntergerichten und Inſpektionen, Stadtkollegien und Verwaltungen, 
fo wie den Gilden, Aemtern und Zuͤnften, ſendet der Magiftrat Auftraͤge und Vorſchriften, 
und empfaͤngt von ihnen Berichte und Unterlegungen. 

Eben dort. 


Dritte Abtheilung. 
Von der Verfaſſung der ſtaͤdtiſchen Untergerichte. 
I. Von den Untergerichten im Allgemeinen. 
1) Von dem Beſtande. N 

515. Die Untergerichte beſtehen aus Gliedern des Raths, welche, in Grundlage der 

im Ständerechte angegebenen Regeln, vom Rathe ſelbſt dazu beſtimmt werden. 
Rig. Stat. B. II. Kap. I. 95 1, 4, 5; urt. Gustav Adolph's v. 1621 6 3. 

514. Die Rathsglieder, die in den Untergerichten ſitzen, nehmen in der Sitzung des 
Magiſtrats an der Verhandlung der Rechtsſachen, in welchen ſie in dem Untergerichte verfuͤgt 
und geſprochen haben und welche mittelſt Appellation oder Querel aus den Untergerichten 
an den Magiſtrat gelangen, keinen Antheil. 

Rig. Stat. B. I, Kap. I, $ 3. 


515. Die Rathsglieder erhalten Urlaub vom Rathe, der an die Stelle der Beurlaubten 

andere zeitweilige Glieder der Untergerichte ernennt. 
Ununterbr. Gewohnh. 

516. Die für die Kanzelleien der Untergerichte nöthigen Beamten werden entweder 
ausſchließlich für diefe Behörden angeftellt, oder aus der Oberkan zellei des Raths abge⸗ 
ordnet; in jedem Falle hangt die Wahl und Anſtellung der Kanzelleibeamten vom 
Rathe ab. 

Eben ſo. 

517. Jedes Untergericht hat die erforderliche Anzahl Gerichtsdiener, die vorzüglich 
aus den ſich dazu meldenden Bürgern der Stadt gewählt und ohne weitere Beſtätigung 
angeſtellt werden. Die Stellen der Waiſengerichtsdiener werden ausſchließlich mit Buͤrgein 
aus der kleinen Gilde beſetzt. | 

Eben fo. 

518. Die Kanzelleibeamten der Untergerichte, welche zu der Oberkanzellei des Rat hs 
gehören, werden nicht noch einmal beſonders vereidigt; die nicht zum Beſtande der Ober⸗ 
kanzellei gehörenden werden in dem Rathe, die Gerichtsdiener aber im Känumereigerichte 
in Eid genommen. 

Eben ſo. 

519. Die Glieder und Beamten des Raths, welche nach den Untergerichten abgeordnet 
werden, erhalten in dieſen keinen beſondern Gehalt; die nicht zum Beſtande der Oberkan⸗ 
zellei gehörenden Kanzelleibeamten und die Gerichtsdiener werden aus der Stadtkaſſe 
beſoldet. 

a Protok. der Rig. Statth. Reg. von 1786 Dec. 14. 

520. Die Strafgelder, auf welche die Untergerichte erkennen, fallen zur Hälfte der 
Stadtkaſſe, zur Halfte dem Armendirektorium zu. 

urt. Stephan Bathory's v. 1561 Jan. 14,—Guſtas Adolph's v. 1621 8 5. 
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521. Zum Beften der Kanzellei der Untergerichte find, für geri htliche Amtshandlungen 


und Ausfertigungen in Sachen von Privatperfonen, gewiſſe Kanzelleigebuͤhren angeſetzt, 


die nach einer zu dem Ende feſtgeſtellten Taxe erhoben werden. Die Glieder der Unterge⸗ 


richte haben keinen Antheil an dieſen Gebuͤhren. 
Ununterbr. Gewohnh. 


2) Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz und von den Grenzen der Amtsgewalt. 


522. Die Gerichtsbarkeit der Untergerichte in perſonlicher und ding icher Hinſicht 

richtet ſich nach den Beſtimmungen, welche im 9 457 feſtgeſetzt find. 
Vergl. d. zum § 457 angegeb. Cit. 

525. Die Untergerichte verhalten ſich zum Magiſtrate wie Unterbehorden zu einer Ober⸗ 
behoͤrde. 

4 Rig. Stat. B., II. Kap. XXVIII, c 1, 2; Kap. XXIX, 51, 2. 

524. Die Untergerichte bilden die erſte Inſtanz in allen Sachen, die ihrer Gerichts⸗ 
barkeit anvertraut find; dieſe Sachen gelangen durch Reviſion oder durch Appellations⸗Be⸗ 
ſchwerde an den Magiſtrat, mit Ausnahme nur derjenigen, welche in den Untergerichten all⸗ 
endlich entſchieden werden. 

Eben dort. 
525. Die Untergerichte entſcheiden allendlich alle Sachen, deren Gegenſtand an Werth 


nicht die Summe von 30 Rbl. S. M. uͤberſteigt. 
Vergl. 1682 Febr. 17 (5171) $ 1. 


3) Von den Sitzungen und dem Geſchaftsgange. 
a. Von den Sitzungen. 


526. Die Untergerichte halten ihre Sitzungen auf dem Rathhauſe, die Kriminalde⸗ 
put ation und das Polizeidepartement des Landvogteigerichts in einem beſondern der Stadt 


gehörigen Haufe. 


327. Die Sitzungen der Untergerichte finden gewöhnlich drei Mal die Woche, des 
Dien lags, Donnerſtags und Sonnabends Statt. In Sachen, die keinen Aufſchud leiden 
verſammeln ſich die Untergerichte auch an den andern Wochentagen und ſelbſt Nachmittags; 
in jedem Falle aber werden die Sitzungen dergeftalt angeſetzt, daß die Glieder der Unter⸗ 
gerichte auch den vollen Sitzungen des Raths beiwohnen können ($ 466). 

Rig. Stat. B. II., Kap. 1, § 1, 2. 
b. Von dem Geſchaͤſtsgange. 

328. Bei Verhandlung der Sachen verfahren die Untergerichte nach den allgemeinen, 
im erſten Buche der Behordenverfaſſung aufgeftellten Regeln, mit Beobachtung der für den 
Rigaſchen Magiſtrat feſtgeſetzten beſondern Beſtimmungen. 


529. Alle Entſcheidungen und Erkenntniſſe der Untergerichte werden vor der Eröffnung 
in das Urtheilsbuch eingetragen und von allen anweſenden Gliedein und dem Sekretair 


unterſchrieben. Letzt rer unterſchreibt allein die aus diefem Buche zu ertheilenden Auszuͤge, 


Abſchriften, ſo wie die Ausfertigungen. 
Dieſer und die folg. dd, unter welchen keine befond. Cit. angeg. find, ber. auf ununterbr. Gewohnh. 


530. Außer dem Tiſchregiſter, dem Journale und dem Miſſive, Führen die Unkirg:: 
richte noch ein beſonderes Repertorium über alle anhaͤngigen Rechtsſachen. In demſelben 
verzeichnen fie blattweiſe die Namen der Parten, den Klagepunkt, den An’ang der 
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Sache, alle darin ſtattgefundene gerichtliche Handlungen nach der Zeitfolge, und das 
Datum, wann die Sache geſchloſſen, abgeurtheilt und in das Archiv verabreicht worden. 
A) Von den Verpflichtungen der Kanzelleibeamten der Untergerichte. 

531. Dem Sekretair liegt von Amtswegen ob: 

1) Sich an den Sitzungstagen zeitig, um 9 Uhr Morgens, und noͤthigenfalls auch 
Nachmittags, von 2 bis 4 Uhr in der Behorde einzufinden. 

2) Die mündlichen Anträge der Parten treu und unparteiiſch niederzuſchreiben. 

3) Die Scrutinien, Urtheils⸗ und Kaffabücher und, wo ſich Arkeſtanten bei der Behörde 
befinden, auch das Verzeichniß derſelben, mit Genauigkeit und ohne Ruͤckſtand zu fuͤhren. 

4) Die Depoſitengelder im Beiſein wenigſtens eines Gerichtsgliedes zu empfangen und 
auszuzahlen. N 

5) Den in Vortrag kommenden Sachen die erforderlichen Belege beizufügen, was für 
die Aburtheilung nöthig iſt vorzubereiten, und die Urtheile und Beſcheide dem Auftrage des 
Gerichts gemaͤß, beſtimmt und deutlich zu entwerfen. 

6) Die Vollmachten in ſtreitigen Rechtsſachen zu beglaubigen. 

552. Dem Notar liegt von Amtswegen ob: 

1) Alle einkommenden Schriften fofort zu produktiren, in das Tiſchregiſter einzutragen 
und zum Vortrage zu befördern, 

2) Sowohl die abgemachten, als auch die laufenden Sachen in Ordnung zu halten, uͤber 
erſtere ein genaues Regiſter, über letztere aber das vorgeſchriebene Repertorium, ſo wie uͤber 
die Auftraͤge des Magiſtrats ein vollſtaͤndiges Verzeichniß zu führen, und daſſelbe nebſt dem 
Repertorium taͤglich vor Anfang der Sitzung auf den Gerichtstiſch zu legen. 

3) Die Protokolle und Urtheilsbücher zu regiſtriren, die den Parten zu ertheilenden 
Abſchriften genau zu collationiien, fie ihnen ohne Aufenthalt einzuhändigen, die Prozeßal⸗ 
ten zuſammenzuheften, zu foliiren, zu durchſchreiben und zu rotuliren. 

1) Das Archiv in gehdriger Ordnung zu halten und noͤthigenfalls die Amtsgeſchaͤfte des 
Sekretairs zu beſorgen. 7 

553. Iſt bei einem Untergerichte kein beſonderer Notar angeſtellt, fo wird deſſen Ob: 
liegenheit, nach Ermeſſen des Gerichts, dem Sekretair oder einem Kanzelliſten übertragen. 

535%. Die bei dem Magiſtrate angeſtellten Auskultanten, welche von demſelben zu eis 
nem der Untergerichte abgeordnet worden, ſind dort bei Verrichtung aller Kanzelleigeſchaf te 
in der Behörde behuͤlflich. * 

535. Finden die Untergerichte aus beſondern Gründen nöthig, in der geetzlich beſtimm⸗ 
ten Vertheilung der Arbeit Aenderungen zu treffen, oder wegen Anhaͤufung der Gefchäjte 
die Anzahl der Beamten zu vermehren, fo ftellen fie daruͤber dem Rathe vor. 

536. Zum Behuf der Verrechnung der gerichtlichen Gelder fuͤhren die Untergerichte ein 
Kaſſabuch und ein Rescontrabuch. Außerdem haben fie noch befondere Schnurbücher, die fie 
vom Kameralhofe zur Eintragung der eingegangenen Kronsgefaͤlle und Ruͤckſtaͤnde erhal: 
ten. 

5) Von der Rechenſchaftsablegung. 

557. Die Untergerichte unterliegen jährlich: erftens, der Reviſion der zur Inſpektion 
der Kanzelleien vom Rathe ernannten Rathsglieder (9597 zweitens, der Reviſion des Ci⸗ 
vilgouverneurs, der ſich an Ort und Stelle von ihrer geſetzlichen Verhandlung der Geſchuͤfte 
überzeugt. | 

Rig. Stat. B. II, Kap. XXVIII, 95 1, 2, Kap. XXIX, 591, % Vergl. Allg. Reichsg. Bd. 

II, Alg. Goud.⸗Verf. 9 604. 
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538. Jedes Glied eines Untergerichts iſt verpflichtet, jährlich bei der neuen Lem⸗ 
terbeſetzung, ſein zeitheriges Amt bis zu einer neuen Wahl niederlegend, über deſſen Verwal: 


tung Rechenſchaft abzulegen. 
Rig. Stat. B. I, Kap. I, § 10. 


539. Die Kaſſe der Untergerichte wird monatlich von dem Gerichte ſelbſt tviditt 
Außerdem geſchieht dieſes jährlich, vor Michaelis, auch von den vom Magiſtrate damit be: 
auftragten Rathsgliedern, welche demſelben uͤber das Reſultat berichten. 


6) Von dem Schriftwechſel der Untergerichte mit anderen Behörden. 


540. Die Untergerichte führen den Schriftwechſel mit anderen Behörden durch Vermit⸗ 
telung des Magiſtrats. Daher richten auch die andern Behörden Requifitionen und Vorſchrif⸗ 
ten, die ſich auf den Geſchaͤftskreis der Untergerichte beziehen, an den Magiſtrat. 


541. Die Untergerichte ſtellen jedes zu erlaſſende Schreiben im Konzepte dem Magiſtrate 
vor, welcher nach Bepruͤfung deſſelben die Ausfertigung beſorgt und unter feiner Unterſchrift 
abſendet. Die Konzepte werden wörtlich in das Miſſivbuch des Magiſtrats eingetragen und 
dann dem betreffenden Untergerichte zur Einreihung in feine Akten zugeſtellt. 


II. Von den einzelnen Untergerichten. 
1. Von dem Vogteigerichte. 
a) Von dem Beſtande. 


542. Das Vogteigericht beſteht aus drei Rathsherren, von welchen einer, Obervogt 
genannt, den Vorſitz fuͤhrt, waͤhrend die anderen Beiſitzer ſind; einer der Letzteren wird 
vorzugsweiſe vom Rathe zu der Kriminaldeputation abgeordnet. 

Vergl. Rig. Stat. B. II, Kap. I, S 1, 5. 

543. Die Kanzellei des Vogteigerichts beſteht aus einem Sekretair, einem Concurs⸗ 
buchhalter, der auch fuͤr das Landvogteigericht beamtet iſt, einem Notar und der erforder⸗ 
lichen Anzahl Kanzelliſten. 

Vergl. eben dort, $$ 1, % Kap. XXXU, § 8. 


b) Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz. 


544. Die Gerichtsbarkeit des Vogteigerichts erſtreckt ſich uber die Stadt innerhalb der 
Stadtmauern; die Vorſtaͤdte find von derſelben ausgenommen. 
Protok. d. Rig. Statth.⸗Reg. v. 1786 Dec. 14. 


545. Zur Kompetenz des Vogteigerichts gehören : 

1) Injurienſachen, mit Ausnahme der geringfügigen, welche polizeilicher En tſcheidung 
unterliegen. 

2) Rechtsſtreitigkeiten uͤber das Eigenthumsrecht an beweglichem und unbeweglichem 
Vermögen, mit Ausnahme derjenigen, welche andern Untergerichten beſonders zuge⸗ 
wieſen ſind. 

3) Schuldſachen, die aus Rechnungen und Verbriefungen irgend einer Art entfpeingen. 

4) Streitigkeiten aus Kauf und Wechfelverträgen, die nicht Handelsſachen betreffen. 

5) Schiffsſachen, ſofern die Schiffe am rechten Duͤna⸗Ufer vom Schloſſe bis zur 
Schleuſe liegen. 

6) Rechtsſachen, die aus Leihvertraͤgen und Depoſiten entſtehen. 

7) Concurs⸗ und Accordſachen. 

Rig. Stat B. II, Kap. II, 85 1—5, 7, 8; Kap. II, 5 1, 2. 
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546. Außerdem gehört zur Kompetenz des Vogteigerichts: 

1) Auf Anfuchen von Privatperſonen Geburtsbriefe auszufertigen. 

2) Beſchlag auf bewegliches und Sequeſter auf unbewegliches Vermögen in feinem Ge⸗ 
rich tsbezirke zu legen. 

3) Auf Befehl des Raths die Einweiſungen (Immiſſion) in unbewegliches unter Stadt⸗ 
gerichtsbarkeit ſtehendes Vermögen zu vollziehen. a 

4) Auf Befehl deſſelben Convocations⸗, Concurs⸗ und andere Proklame zu erlaffen, und 
verfallene Pfaͤnder, fo wie liegende Grunde in der Stadt, welche als Hypotheken verſchrieben 
ſind, wegen Nich bezahlung der hypothezirten Schuld, zum Ausbot zu bringen. 


5417. Zu den beſondern Amtspflichten des Concursbuchhalters gehört: 1) Vermögen, 
das in Concurs gerathen, fo wie auch Vermdoͤgen, das ſich nicht im Concurſe befindet, des⸗ 
fen öffentliche Verſteigerung aber von dem Gerichte verfuͤgt worden, öffentlich zu verſteigern; 
2) Ueber das gehörige Anſchlagen der Concursproklame und die Vorladung der Gläubiger, 
die fich wahrend des Concurſes gemeldet haben, damit ſie in den Allegations terminen ihre 
Dokumente beibringen, zu wachen; 3) Die allgemeine Concursrechnung, nach dem Urtheile 
des Concursgerichts anzufertigen. 

2. Von dem Landvogteigerichte. 
a) Von dem Beſtande. 

548. Das Landvogteigericht beſteht aus einem Buͤrgermeiſter, der Oberlandvogt genannt 
wird, als Vorſitzer und drei Rathsgliedern, von denen zwei Beiſitzer ſind und der dritte auf 
Anordnung des Raths vorzugsweiſe zur Kriminaldeputation abgeordnet wird. 

Rig. Stat. B. I, Kap. I, 9 4. 

549. Die Kanzellei des Landvogteigerichts beſteht aus einem Sekretair, zwei Notaren 
und der erforderlichen Anzahl von Kanzelliſten. 

Eben dort. B. II, Kap. V, § 1. 

550. Bei dem Landvogteigerichte befindet ſich eine beſondere Polizeiabtheilung, beſtehend: 
1) aus zwei Rathsherrn, von denen der eine Inſpektor, der andere Inſpektorsgehüuͤlfe Heißt; 
2) aus zwei Notaren aus der Oberkanzellei des Raths; 3) aus einem Landkommiſſair, 
zwei Gehuͤlfen, die vom Rathe erwaͤhlt und vereidigt werden, und A) aus einem Polizeidie⸗ 
ner, der von der Polizeiabtheilung des Landvogteigerichts erwaͤhlt und im Kaͤmmereigerichte 
vereidigt wird. 

551. Der Polizei⸗Inſpektor iſt verpflichtet in allen Faͤllen, wo es noͤthig iſt eine Stra⸗ 
fe zu verhängen oder fonft ein Erkenntniß zu fällen, welches gemeinſchaftliche Pruͤfung eini⸗ 
ger Glieder erheiſcht, zu dieſem Behufe ſeinen Gehuͤlfen einzuladen. Sind der Inſpektor und 
fein Gehuͤlfe verſchiedener Anſicht, fo entſcheidet der Oberlandvogt. 

552. Der Polizei-Inſpcktor und fein Gehülfe werden als ſolche nicht beſonders befoldet; 
die Notare, der Landkommiſſair und deſſen Gehuͤlfen werden aus den Stadteinkuͤnften beſol— 
det, und letztere bikommen außerdem noch jahrlich eine beſondere Summe zu Fahrten und 
außerordentlichen Ausgaben. 


555. Die Polizeiabtheilung des Landvogteigerichts haͤlt ihre Sitzungen in demſelben 
Hauſe, wie das Polizeiamt. 
b). Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz. 


— 


55%. Die Gerichtsbarkeit des Landvogteigerichts erſtreckt ſich auf die Vorftädte, auf den 
Bezirk des ehemaligen Rigaſchen Burggerichts und auf die Duͤna bis zur letzten Seetonne. 
Protok. d. Rig. Statth. Reg. v. 1786 Dec. 14. 


——— 
— se 


— 
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555. Zur Kompetenz des Landvogteigerichts gehören die ſelben Gegenſtaͤnde, wie zu der 
des Vogteigerichts. Außerdem liegt dem Landvogteigerichte noch ob: 6 

1) Die Aufſicht über das Loo tſenamt, das Fiſcheramt und über die Fiſcherei in der Duͤna 
zu führen. 

2) Die Schiffstaratoren anzuſtellen. 

3) Darauf zu fehen, daß in den Vorſtaͤdten die Gebaͤude planmaͤßig gebaut werden, und 
alle in den Vorſtaͤdten vorfallende Bau-, Grenz: und Servitutſtreitigkeiten zu entfcheiden. 

Eben dort. 


556. Dem Polizei⸗Inſpektor des Landvogteigerichts liegt die polizeiliche Aufſicht in 

dem Patrimonialgebiete der Stadt ob. 
Eben dort. 

557. Die Amtspflichten des Polizei⸗Inſpektors find im Patrimonialgebiete dieſelben, 
wie die des Ordnungsrichters Im Kreiſe. Er iſt beſonders verpflichtet: 

1) Die Wege und Bruͤcken im Patrimonialgebiete zu beaufſichtigen. 

2) Bel allen im Patrimonialgebiete begangenen Verbrechen die Vorunterſuchung an: 
zuſtellen. g a 

3) Vorkauf und verbotene Schenkerei zu verhuͤten. 

4) Die Aufſicht darüber zu führen, daß nicht Unverpaßte ſich verborgen halten, insbeſon⸗ 
dere unter den Landbewohnern des Patrimonialgebiets. 

5) Alle Abgabenrüͤckſtaͤnde beizutreiben. 


6) Den durch das Patrimonialgebiet durchmarſchirenden Truppen Quartiere anzuweiſen 
und die nöthigen Fuhren zu ſtellen. n 
Eben dort. 

3. Von dem Waiſengerichte. ! 3 


558. Das Waiſengericht beſteht aus einem Buͤrgermeiſter als Vorſitzer, unter dem Na: 
men Oberwaiſenherr, und einem Rathsgliede als Beiſitzer. 
Rig. Stat. B. I, Kap. I, § 4; Rig. Vorm.⸗Ordn. § 97. 


559. Bei dem Waiſengerichte find angeſtellt: ein Sekretair, ein Notar, ein Waiſen⸗ 
buchhalter und zwei Waiſendiener. 

560. Zur Kompetenz des Waifengerichts gehört: 

1) Vormuͤnder, Curatoren und Aſſiſtenten anzuſtellen, außer in den dem Magiſtrate 
vorbehaltenen Fällen. 

2) Die Verhandlung aller Nachlaß⸗ und Teftamentsfachen, mit der Beſchraͤnkung jedoch, 
daß das Erkenntniß in ſtreitigen Teftaments und Erbſchaftsſachen dem Magiſtrate auch 
in erſter Inſtanz vorbehalten wird. 

3) Die Oberaufſicht über die Verwaltung des Vermögens von Wittwen, Waifen, Unmin: 
digen und unverheiratheten Frauenzimmern zu führen. 

4) Die Erziehung der Unmuͤndigen zu beaufſichtigen. 

5) Din Curatoren von Wittwen, die ſich in ſtreitigen oder ſchwierigen Faͤllen an das 
Waiſengericht wenden, Rath zu ertheilen; in Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen Curatoren und 
Wittwen Erkenntniſſe zu Fällen. 

6) Streitigkeiten zwiſchen Unmuͤndigen, Minderjährigen und Vormüͤndern zu entſchei⸗ 
den: bei abermaliger Heirath von Eltern ihre Abfindung mit den Kindern früherer Ehe zu 
Stande zu bringen. 
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7) Inventarien anzufertigen und die Nachlaſſe, bei welchen Abweſende, Unmuͤndige oder 

Ausländer betheiligt find, zu verwalten. * 
8) In Nachlaßſachen die Erben und Gläubiger zu convociten. 

9) Das Waiſenhaus zu beauffichtigen. 
10) Von den Kapitalien verſtorbener Kaufleute die der Krone zukommende Steuer bei⸗ 
utreiben. 

1 Rig. Stat. B. II, Kap. III, § 1; Rig. Vorm.⸗O. 5 — 7, 19, 37, AA; Protok. d. Rig. 
Statth.⸗Reg. v. 1786 Der. 14; vergl. Allg. Nei hsg. Bd. 1, Reglem. über d. Pochlin. 9) 532 
u. folg. 

561. Der Sekretair des Waifengerichts iſt verpflichtet: 

1) Darauf zu ſehen, daß den Unmuͤndigen Vormuͤnder beſtellt, die Inventarien angefer⸗ 
tigt, und jährlich von den Vormuͤndern über ihre Verwaltung giechnung abgelegt werden. 

2) Ueber alle angetretenen und beendigten Vormundſchaften Regiſter zu führen; in Ge: 
wißheit zu ſetzen, ob bei Sterbefaͤllen von Perſonen, die zur Stadtgerichtsbarkeit gehören, 

Teſtamente vorhanden geweſen und dieſelben, falls ſich deren ergeben, zu gehdriger Publika⸗ 

tion zu bringen. 

Rig. Stat. I, Kap. V, 59 1 u. folg.; Rig. Vorm. O. an verſch. Stellen. 
562. Der Sekretair des Waiſengerichts iſt, eben fo wie der Oberſekretair des Raths, 
zur Anfertigung von Teſtamenten auf Verlangen von Privatperſonen verpflichtet. 
Rig. Stat. B. II, Kap. V, $ 3. 
565. Die Amtspflichten des Waiſenbuchhalters find: 
1) Das Vermögen von Waiſen, Wittwen und Unmuͤndigen oͤſſen tlich zu verſteigern. 
2) Alle Rechnungen der Vormuͤnder und Curatoren zu revidiren. 
3) Genaue Negiftratur über die Vormundſchaftsſachen zu führen und darauf zu ſehen, 
daß die Vormuͤnder jaͤhrlich Rechenſchaft ablegen. 
4) Die Nachlaßvertheilungs⸗Rechnungen anzufertigen. 
4. Von dem Wett⸗ oder Handelsgerichte. ; 
56%. Das Wett: oder Handelsgericht beſteht aus drei Rathsherrn, von denen einer als 
Oberwettherr den Vorſitz fuͤhrt und zwei, die Weltherrn genannt, Beiſiger find. 
565. Bei dem Wettgerichte find angeſtellt: ein Sekretair, ein Notar und außerdem 
beſondece Marktkommiſſaire und Marktdiener. 
Rig. Stat. B. II, Kap. V, § 1. 
566. Der Gerichtsbarkeit des Wettgerichts unterliegen alle Maͤkler, Wager, Wraker, 

Ligger, Meſſer und andere Handelsoffizianten. 

Kön. Schwed. Wettg.⸗O. v. 1690 Okt. 10; 1765 Dec. 7 (12518) 55 8—34, 46, 55, 

567. Zur Kompetenz des Wettgerichts gehört: 
1) Alle Streitigkeiten bei Waarenverfauf und Waarentauſch zu entſcheiden. 
2) Arreſt auf Handelswaaren zu legen. 

3) Die Handelspolizei, alſo: die Aufſicht über Waage, Wrake, Maß und Gewicht, uͤber 

kaͤrkte, Speicher und Borſe, zu führen. 

4) Auf geſetzliche Betreibung des Handels zu ſehen; Voc⸗ und Aufkauf zu verhitin; ge⸗ 
ſetzwidrigen Handel zwiſchen Fremden, ſo wie auch die Ausfuhr ung wrakter und unge: 
waͤgter Kaufmann sgüter zu verhindern. 

5) Alle Han delslehrlinge einzuſchreiben, ihnen nach Ablauf der geſetzlichen Friſt Atte⸗ 
ſtate auszufertigen und die zwiſchen Handelsherten und Handelsdienern wegen Dienſt⸗ 
verabredung, Beſoldung und Wang vorfallenden Streitigkeiten zu 1 

Vergl. d. z. vorherg. d angeg. Cit.; Protok. d. Rig. Statth.⸗Reg. v. 1790 Dec. 14. 
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B. Von dem Kaͤmmerei⸗ und Amtsgerichte. 
568. Das Kaͤmmerei⸗ und Amtsgericht beſteht aus drei Rathsherren, von welchen einer 
als Oberamts⸗ und Oberkaͤmmerherr den Vorſitz führt und die beiden andern, Amts⸗ und 
Kaͤmmerherren genannt, Beiſitzer ſind. 


569. Die Kanzelleigeſchaͤfte des Kämmerei und Amtsgerichts führen ein Sekretair 
und ein Notar. 
Rig. Stat. B. II, Kap. V, § 1. 
570. Das Kämmerei⸗ und Amtsgericht hat eine doppelte Kompetenz. 


571. Als Kaͤmmereigericht hat daſſelbe: 

1) Auf Ausführung aller Bauten in der Stadt nach dem feſtgeſetzten Plane die unmit⸗ 
telbare Aufſicht zu haben und zu denſelben Erlaubniß zu ertheilen. 

2) Ueber alle Gebaude in der Stadt, uͤber die Waſſerleitungen und das Bollwerk vom 
Johannisthore bis zum Schloſſe die Aufſicht zu fuͤhren. 

3) Baus, Grenz⸗ und Servitut⸗Streitigkeiten in der Stadt zu entſcheiden. 

4) Die Zulaͤſſigkeit des nachgeſuchten Buͤrgerrechts zu prüfen und eine Meinung hier⸗ 
über dem Rathe vorzuſtellen. 

5) Die Anſpruͤche derjenigen, welche um die Berechtigung zu einer Schenke oder Braue⸗ 
rei anſuchen, zu prüfen. 

6) Die Sachen ſämmtlicher Diener des Raths und der Untergerichte, ſofern fie ihre 
Perſon angehen, zu entſcheiden. 

7) Die Oberaufſicht über die Inſpektion der Steuerechebung zu führen. 

protok. d. Rig. Statth.⸗Reg. v. 1786 Dec. 14; 1841 Juni 49 (14670). 


572. Zu feiner Kompetenz als Amtsgericht gehören: 

1) Alle Streitigkeiten zwiſchen den Gewerken ſelbſt, jo weit fie Gewerbe, Zunft und 
Schragen betreffen, ſo wie Beſchwerden der Aemter gegen Unzuͤnftige wegen Eindrangs. 

2) Alle Klagefachen zwiſchen Meiftern, Geſellen und Lehrburſchen. 

3) Alle Beschwerden wegen Stellung verdorbener oder verzögerter Handwerksarbeit und 
wegen uͤbermaͤßiger Preiſe für Arbeitslohn und Handwerksmaterial. 

4) Injurien und Streitigkeiten, welche bei den Zuſammenkuͤnſten der Aemter oder in 
den Herbergen der Geſellen vorgefallen. 

5) Beſtaͤtigung der erwaͤhlten Aeltermaͤnner und Beiſitzer der Zuͤnfte. 

6) Aufſicht über die Aemter der Ueberſetzer, Ankernceken und Fuhrleute. 

7) Anfertigung der Brod⸗ und Fleiſchtaren und, gemeinichaftlich mit dem Weltgerichte, 
Ertheilung von Auskuͤnften über Arbeitslohn und Preis der Viktualien, Materialen und 
Handelswaaren auf Anfrage der Militairbehorden. 

Eben dort. 
6. Von der Kriminaldeputation. 

573. Die Kriminaldeputation beſteht aus einem Gliede des Vogteigerichts und einem 
des Landvogteigerichts. 

574. Bei der Kriminaldeputation find angeſtellt: ein Sekretair, ein Notar, ein 
Archivar und ein Translateur für die Ruſſiſche Sprache. 

575. Zur Kompeten; der Kriminaldeputation gehört die Anſtellung, in Auftrag des 
Magiſtrats, der förmlichen Unterſuchung in allen Verbrechen, die im Stadtgebiete begangen 
worden, ausgenommen wenn die Angeſchuldigten ihrem perſonlichen Stande nach einer 
beſonderen Gerichtsbarkeit unterliegen. 
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576. Nach geſchloſſener formlichen Unterſuchung bringt die Kriminaldeputation die 
Akten nebſt einem Extrakte und Gutachten an den Ma giſtrat zur Aburtheilung; in gerin⸗ 
gen Verbrechen fällt die Kriminaldeputation, nach den Beſtimmungen des Kriminalprozeſſes, 
von ſich aus das Erkenntniß. 


7. Von dem Getraͤnkeſteuergerichte. 


577. Das Getraͤnkeſteuergericht beſteht aus einem Rathsherrn als Vorſitzer und dem 
Getraͤnkeſteuerverwalter als Beiſitzer. 


578. Das Protokoll des Gerichts fuͤhrt ein beſonderer Notar, welcher rechtskundig 
ſein muß, und bei der Berathung eine Stimme hat. 


579. Zur Kompetenz des Getraͤnkeſleuergerichts gehort: 

1) Alle Schuldforderungen, welche die Mitglieder der Rigaſchen Brauer⸗Kompagnie, 
die Branntweinhaͤndler und die Inhaber von Schenken an Privatperfonen für ihnen ges 
lieferte Getränke haben, zu prüfen. 

2) Alle Streitigkeiten wegen der Guͤte von Getraͤnken zu unterſuchen. 

3) Alle Sachen wegen Einſchwäczung accisbarer Getränke zu entſcheiden. 


Vierte Abtheilung. 
Von der Verfaſſung der Stadtinſpektionen. 


580. Die Stadtinſpektionen beſtehen entweder bloß aus Gliedern des Raths oder aus 
ſolchen und zugleich aus Gliedern der Gilden, welche nach Anleitung der im Staͤnderechte 
angegebenen Regeln ernannt werden. 

Anmerkung. Alle Beſummungen über die Inſpektionen der Stadt Riga beruhen auf einzelnen Inſtruk⸗ 
tionen und beſonderen Verordnungen, welche zu verſchiedenen Zeiten vom Rigaſchen Rathe, vermoͤge der 
ihm zuſtehenden Gewalt erlaſſen worden. (Vergl. d. Urk. Biſch. Nikolaus v. 1258, Guſtav Adoph's v. 
1621, 5 7; Refol. Karl XI. v. 1681 Apr. 15.) 


I. Die Inſpektion des Bauweſens. 
581. Die Inſpektion des Bauweſens beſteht aus zwei Rathsgliedern mit einer be 


ſtimmten Zahl von Gehuͤlfen aus den Beiſitzern des Stadtkaſſakdllegiums, und leitet alle 
Bauten und Reparaturen von offentlichen Stadtgebaͤuden. 


II. Die Inſpektion der Stadtguͤter. 

582. Die Inſpekt'on der Stadtguͤter beſteht aus einem Rathsgliede und zwei Bei⸗ 
ſitzern des Stadtkaſſakollegiums. 

585. Die Aufſicht über die Stadtgüter liegt dem Rathsgliede, der ölonomiſche Theil 
den Beiſitzern ob. 5 

III. Die Inſpektion des Stadtmarſtalles und der Poſtſt ationen. 

58%. Die Inſpektion des Stadtmarſtalles und der Poſtſtationen in Riga und Olai 
iſt zwei Rathsgliedern übertragen, welche Beiſitzer des Stadtkaſſakollegiums zu Gehuͤlfen 
haben. 

IV, Die Inſpektion der Steuererhebung. 

585. Die Inſrektion der Steuererhebung beſteht aus einem Rathsgliede, dem die 
Deputirten der großen und kleinen Gilde, die aus und von den Gliedern der beiden Gilden 
gewaͤhlt werden, untergeordnet find. 


. 
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586. Die In peltion der Steuererhebung bildet eine dem Kamm reigerichte unter: 
gebrencte Expedition, welche die Kopf-, Rekruten⸗ und ſen tigen Steuern repartitt, erhebt 
und den Kameralhofe abliefert. 

V. Die Inſpektion der Getränkeſteuer und Acciſe. 
587. Die Inſpelt'on über die Erhebung der an die Krone zu zahlenden Getraͤnkeſteuer 
und der der Stadt zukommenden Acciſe iſt einem Rathsgliede insbeſondere anvertraut. 


VI. Die Inſpektion der Evangeliſch-Lutheriſchen Stadtkitchen und des 
Kirchenvermoͤgens. 

588. Das Vermögen der Evangeliſch⸗Lutheriſchen Stadtkirchen wird verwaltet: 

1) In der Stadt: ron einem bei jeder Kirche befindlichen Kirchenollegium, welches 
aus einem Rathsgliede als Kirchen 'nſpektor und zwei von der Brůͤderſchaft der grozen Gilde 
erwaͤhlten Aelteſten beſteht. Letztere haben die unmittelbare Verwaltung der Einnahme und 
führen über dieſe und die Ausgaben zur Erhaltung der Kirche und Beſoldung der Kirchen⸗ 
beamten und Diener, unter Aufſicht des Inſpeltors, Buch und Rechnung. Jedes Mit⸗ 
glied des Kirchenkollegiums führt einen Schluͤſſel zur Kirchenkaſſe. * 

2) In den Vorftädten: von einem Kicchenfollegium, das aus einem Inſpektor und 
zwei Aelteſten der kleinen oder St. Johannisgilde nach derjelben Grundlage beſteht, wie 
in der Stadt. 

Anmerkung. Die Evangeliſch⸗Lutheriſche St. Jakobs⸗Kirche hat ihre eigene, vom Rathe unab⸗ 


haͤngige, Verwaltung. | 
Vergl. d. Gefeg. f. d. Evang.⸗Luth. Kirche in Rußland $ 477. 


589. In den Sitzungen des Kirchenkolleg tums führt der Kirchen inſpektor den Vorfig. 

590. Das Kirchenfollegium verſammelt ſich zu Berathung n, zur Schlichtung von 
Streitigkeiten der Kirchendien r unter ſich oder mit Privatper daen in Sachen, die ſich auf 
den Dienſt der erſteren beziehen, und um Anträge des Raths ſich vortragen zu laſſen und 
in Ausführung zu bringen. 

591. Bei dieſen Sitzungen führt ein Notar des Raths das Protokoll und verfaßt das 
Journal. 

592. Alle Sachen werden nach Stimmenmehrheit entſchieden; wenn jedoch ein neuer 
Bau oder eine Hauptreparatur erfordert wird, muß das Gutachten des Kirchenbollegiums 
dem Rathe durch den Inſpektor zur Betätigung unt. rlegt werden. 

593. Am Schluß jedes Jahres legt der Inſpeltor die Rechnungen, ſamumt den nithi⸗ 
gen Belegen, dem Rathe zur Prüfung vor. Die Beſtaͤtigung oder eiwanige Bemerkung n 
über die Rechenſchaftsablegung werden im Rathsprotokolle verzeichnet. e 

VII. Die Inſpektion der Stadtſchulen. 

59%. Die Inſpeltion der lateiniſchen oder Dom⸗Schule und der anderen Schu⸗ 
len, die aus Stadtmitteln oder Fundationen Rigaſcher Einwohner unterhalten werden, 
i;t dem «Collegium Scholarchale» übertragen, welches aus dem wortfuͤhrenden Buͤrger⸗ 
meijter, dem Oberpaſtor, zwei Rathsherten und dem Oberſekretair beſteht. 

595. Dem «Collegium Scholarchale» ſteht die Wahl der Lehrer zu, fo wie es auch 
die Erwäplten durch den Gouvernements⸗Schuldirektor dem Curator des Dorpater Lehrbe⸗ 
zirks zur Beſtatigung vorſtellt. f 0 
VIII. Die Inſpektion Über die Stadtbibliothek und die Stadtbuchdruckerei. 

596. Die Juſpektion der Stadtdibliethek und Stadtbuchdruckerei liegt zwel Raths⸗ 
herren ob. . 


IX. Die Inſpektion der Stadtkanzelleien. 


597. Die Inſpeltion der Stadtkanzelleien und der Oberkanzellei beſteht aus einem 
Buͤrgermeiſter und cinem Rathsherrn aus dem Gelehrtenſtande. 

598. Die Kanzellei⸗Inſpektoren ſorgen für die Bedürfniſſe der nett und 
muͤſſen auf Ordnung und geſetzmaͤßige Geſchaſtsführung in derſelben ſehen. Sie haben 
jahrlich alle Stadtkanzelleien zu revidiren und dem Rathe über das Reſultat dieſer Reviſton 
Berit abzuſtatten. 

X. Die Inſpektion des Archivs. 
599. Dem Stadtarchive ſteht ein Rathsherr als Archiv-Inſpektor vor. 
XI. Die Inſpektion der Stadtgefängniffe. 
600. Die Aufficht über die Stadtgefaͤngniſſe wird einem Rathsherrn anvertraut. 
XII. Die Inſpektion des Armenfonds. 


601. Einer der Rathsherren iſt mit der Aufficht über den Armenfond betraut; der 
Armenfond wird aus jahrlichen Beitraͤgen der Handlungskaſſe, welche fruchtbar gemacht 
und zum Beſten der Armen verwendet werden, gebildet. 

XIII. Die Inſpektion der Rettungsanſtalt und des Krankenhauſes 
fuͤr Seefahrer. 

602. Die Rettungsanſtalt und das Krankenhaus für Seefahrer find der Aufſicht 
zweier Rathsherren anvertraut. 


XIV. Die Inſpektion des Riſingskanals, der Daͤmme und Wege in den 
Vorſtaͤdten und dem Patrimonialgebiete, der Speicher und der dazu gehörigen 
Anſtalten. 

605. Der Riſingskanal, die Damme und Wege in den Vorſtaͤdten und dem Patri⸗ 
monialgebiete, die Speicher und die dazu gehdrigen Anſtalten find der Aufſicht zweier 
Rathsherren anvertraut. 


Fünfte Abtheilung. 
Von der Verfaſſung der Stadtkollegien. 
I. Von der Verfaſſung des Stadtkaſſakollegiums. 
1. Von dem Beſtande. 

604. Die ordentliche Sitzung des Stadtkaſſakollegiums beſteht aus einem Bürger- 
meiſter als Vorſitzer, einem Rathsherrn, einem Aeltermanne, einem Aelteſten und drei 
Buͤrgern aus jeder Gilde. 

Diefer und die folgenden 85 bis 617 beruhen auf der Rigaſchen Kaſten-Ordnung v. 1670, den Kön. 

Schw. Reſol. v. 1675 Aug. 11 u. 1676 März 30, — den Reſkr. des Gen. Gouv. Grafen Horn v. 

1686 Apr. 30 u. des Gr. Hafıfer v. 1686 Aug. 26, u. der v. Gen. Gouv. beſtaͤt. Inſtr. f. d. 

Stadtkaſſakollegium v. 1825 Sept. 22. 

605. Die ſechs Beiſitzer aus der großen und der kleinen Gilde, Kaſtenbuͤrger genannt, 
werden von den Gilden ſelbſt auf drei Jahre gewählt, und vom Rathe beftätigt und ver⸗ 
eidigt; fie erhalt n keine Be oldung. 

606. Bei dem Stadtkaſſakollegium find angeſtellt: ein Notar aus dem Gelehrten 
ſtande zur Führung des Protokolls, ein Raffabuchhafte, auch Stadtkaſſanotar genannt, 
ein Kontrolleur und mehrere andere Ranzelleibeamte. 
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607. Der Protokollführer wird vom Stadtkaſſakollegium gewählt und vom Rathe 
beftätigt und vereidigt. 


608. Der Stadtkaſſabuchhalter und der Kontrolleur werden vom Rathe aus den von 
den Gilden vorgeſchlagenen Kandidaten gewählt. Zur Beſezung der Stelle eines Buch⸗ 
halters ſchlaͤgt die Buͤrgerſchaft großer Gilde aus ihrer Aelteſtenbank zwei Kandidaten, und 
die Buͤrgerſchaft kleiner Gilde aus der ihrigen einen Kandidaten vor. Zum Ainte eines 
Kontrolleurs ſchlaͤgt die Buͤrgerſchaft großer Gilde aus ihrer Mitte drei Kandidaten vor. 


609. An den außerordentlichen Sitzungen des Stadtkaſſakollegiums nehmen Theil: 
zwei Bürgermeijter, zwei Nathsherren, der Aeltermann, drei Aelteſten und ſechs Burger 
der großen Gilde und der Aeltermann, drei Aelteſten und ſechs Bürger der kleinen Gilde. 


610. In den außerordentlichen Sitzungen haben ſaͤmmtliche Glieder gleiche Stimmen; - 


theilen fich die Stimmen in zwei Haͤlften, ſo entſcheidet die Stimme des Vorſitzers. 
2. Von der Kompetenz. 


611. Dem Stadtkaſſakollegtum liegt in den ordentlichen Sitzungen ob: 

1) Das Stadtvermogen nach Anleitung der beſtehenden Verordnungen zu verwalten, 
daſſelbe unverſehrt zu erhalten, fuͤr die geſetzliche Erhebung, Verrechnung und Verwendung 
aller Stadteinkuͤnfte Sorge zu tragen, — die Verpachtung der Stadtgüiter, der Stadtnutzun⸗ 
gen und Poſtſtationen zu bewerkſtelligen. 

2) Mit Huͤlfe der Inſpektion der Stadtguͤter und zweier Kaſtenbuͤrger darauf zu ſehen, 
daß die Stadtguͤter kontraktmaͤßig verwaltet werden, und darüber nöthigenfalls ſich mit 
dem Rathe in Mittheilung zu ſetzen. f 

3) Die Verwendung des zu oſſentlichen Bauten und zur Unterhaltung des Bollwerks 
und der Duͤnabruͤcke angewieſenen Geldes zu beaufſichtigen; Meiſtbote (Torge und Pere⸗ 
torge) für die Reparaturen der beiden letztern zu veranſtalten und, wenn die Koflen nicht 
über 1750 Rbl. S. M. betragen, Kontrakte abzuſchließen, ohne die Beſtaͤtigung des 
Raths einzuholen. 

612. Das Stadtkaſſakollegium verfährt felbftindig und unabhängig vom Rathe und 
ohne eine außerordentliche Sitzung zu berufen, ſo oft nur Anordnungen nach Anleitung 
vorhandener Verordnungen zu treffen ſind. 

615. Zur unmittelbaren Kompetenz der außerordentlichen Sitzungen des Stadtkaſſa⸗ 
kollegiums gehört die Verhandlung und Entſcheidung: 

1) Ueber alle außerordentlichen Ausgaben, die mehr als 1750 Rbl. S. M. betragen. 

2) Ueber im Namen der Stadt abzuſchließende Kauf =, Pfand » und Pachtkontrakte und 
die Veräußerung der Stadt gehoͤriger Immobilien. 

3) Ueber Anordnung bedeutender Bauten, Gehaltszulagen, Celdunterſtützungen und 
überhaupt aller ſolcher Ausgaben, die den feſtgeſetzten Etat der Stadt überjteigen, 

3. Von der Rechenſchaftsablegung. 

614. Das Stadtkaſſakollegium legt jährlich über feine Verwaltung Rechenschaft ab. 
Zugleich fertigt es eine Ueberſicht des Zuſtandes des Stadtvermogens an, um es der Buͤr⸗ 
gerſchaft bei der jährlichen Verſamm lung vorzulegen. 

615. Zur Revifion der Jahresverwaltung des Stadtkaſſakollegiums dele zirt der Rath 


zwei feiner Glieder, die Aeltefenbänke beider Gilden aber wählen zu dieſem Behufe jede 
zwei Aelteſten aus ihrer Mitte. 


616. Die Bemerkungen der Revidenten werden dem Rathe vorgeſtellt, damit derſelbe 
danach ſeine Anordnungen treffe. Finden die Revidenten nichts Geſetzwidriges, fo beftätigen 
fie durch ihre Unterſchrift die Jahresrechnungen, welche alsdann dem Generalgouverneur 
unterlegt werden. 


4. Von dem Schriftwechſel mit anderen Behörden. 


617. Das Stadtkaſſakollegium führt keinen unmittelbaren Schriftwechſel mit andern 


Behörden und Perſonen. Alle ſeine Geſchaͤftsbeziehungen werden von dem Rathe vermittelt. 


II. Von der Verfaſſung des Quartierkollegiums. 


618. Das Quartierkollegium beſteht aus zwei Rathsgliedern, von welchen der Ältere 
(Oberquartierherr) den Vorſitz führt, den Aeltermaͤnnern und Aelteſten der beiden Gilden 
und außerdem aus zehn Bürgern, zu fünf aus jeder Gilde. 

Vergl. 1807 Aug. 8 (22583). 


619. Das Quartierkollegium erhebt die Steuer, welche von den ſteuerpflichtigen 
Einwohnern der Stadt für die Militaireinquartierung eingezahlt wird, und ſorgt dafür, 
daß das Militair untergebracht und mit den geſetzlichen Beduͤrfniſſen an Holz, Licht u. ſ. w. 
verſehen werde. 

Eben dort. a 

620. Das Quartierkollegium legt der Bürgerſchaft jahrlich über feine Verwaltung 
Rechenſchaft ab. Dieſe Rechenſchaftsablegung wird von den Delegirten des Raths und 


der ſtädtiſchen Gilden revidirt und ſodann im Rathe aufbewahrt. 
Ununterbr. Gewohnh. 


Sechſte Abtheilung. 
Von der Verfaſſung des Polizeiamts. 


621. Das Polizeiamt beſteht aus dem Polizeimeiſter, als Vorſitzer, und zwei Raths— 
herrn als Beiſitzern. 
Etat d. Rig. Poliz.⸗Amts v. 1812 Jan. 11 (24950). 
622. Der Polizeimeiſter wird von der Allerhöchſten Gewalt angeſtellt und entlaſſen; 
die Beiſitzer werden vom Rathe jährlich nach Anleitung der im Staͤnderechte angegebenen 


Regeln erwaͤhlt. 5 


623. Bei dem Polizeiamte find angeftellt: zwei Sefretaire für die Ruſſiſche, und 

ein Sekretair fuͤr die Deutſche Korrespondenz, ein Aktuar und zwei Kanzelliſten. 
Etat d. Rig. Poliz.⸗Amts v. 1812 Jan. 11 (24950). 

624. Der Sekretair des Polizeiamts wird von demſelben, durch die Gouvernements— 

regierung, zur Beſtätigung des Generalgouverneurs vorgeſtellt. 
Eben dort. 

625. Außerdem gehören noch zum Polizeiamte die in den einzelnen Stadttheilen 
angeſtellten: Polizeiaufſeher, Quartalaufſeher und andere Polizeioffizianten. Ihre An⸗ 
ſtellung und Entlaſſung findet in Anleitung der allgemeinen Geſetze Statt. 

Anmerkung. Das Polizeiamt hat ſeinen ya. in einem beſondern, der Stadt gehörigen Haufe, 

en dort. } 
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626. Das Polizeiamt wird aus den Stadteinkünften etatmäßig beſoldet. 
Eben dort. 


627. Die Kompetenz des Polizeiamts erſtreckt ſich auf die Stadt und ihre Vorſtaͤdte; 
bei Auſſuchung und Verfolgung der Verbrecher und der Schuldigen aber beſchränkt die 
Amtsthätigkeit des Polizeiamts ſich nicht auf die Stadtmark, ſondern muß bis zu dem 
Orte fortgefegt werden, wo die Polizei des Rigaſchen Patrimonialgebiets oder die Landes» 


polizei dazu ſchreitet. 
85 d. Rig. Statth.⸗Reg. v. 1786 Dec. 145 vergl. Allg. Reichsg. B. II, Allg. Gouv.⸗Verf. 
8 3954. 


628. Das Weſentliche der dem Polisciämte übertragenen Gewalt beſteht darin, daß 
durch ſeine Wirkſamkeit und Aufſicht die Geſetze und Verordnungen der Staatsregierung 
ſchnelle und pünktliche Erfüllung erhalten. 

Eben dort. 8 3955. 

629. Die Kompetenz des Polizeiamts beruht auf den allgemeinen Geſetzen des 
Reichs, mit Anpaſſung derſelben an die beſondere Verfaſſung des Rigaſchen Raths und 
der anderen Behörden. 

Eben dort, 8 3952. 
630. Die Regeln, welche in den allgemeinen Geſetzen des Reichs über die Dienſt— 
Unterordnung, das Geſchaͤftsverfahren und den Schriftwechſel der Stadtpolizei feſtgeſtellt 
ſind, werden auch im Polizeiamte der Stadt Riga beobachtet, nur mit dem Unterſchiede, 
daß das letztere unter Aufſicht und Reviſion des Gouvernementsprokureurs ſteht. 


Zweites Hauptſtuͤck. 
Von den Verfaſſungen der Livländiſchen Kreis-und Landſtädte. 


Erſte Abtheilung. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


631. Die Verfaſſungen der Livländiſchen Kreis-und Landſtädte beruhen im Allgemei⸗ 


nen auf derſelben Grundlage, wie die von Riga. 
Urk. Chriſtina's für Dorpat v. 1646 Aug. 20, 8 1, — Sigismund Auguſts für 3 v. 1561 
Nov. 26, — des Herzogs Magnus f. Arensburg v. 1563 Mai 8, — Stephan Bathory's f. Wenden 
v. 1582 Dec 7, — des O. M. v. der Borch f. Fellin 1481 Aug. 29, — des Grafen Cxenſtier⸗ 
na f. Wolmar v. 1682 März 3, — Guſtav Adolph's f. Walk v. 1626 März 6 — des EB. 
Thomas f. Lemſal v. 1537. \ 


652. Die Behörden und Obrigkeiten der Stadtverwaltung in dieſen Städten find: 
1) Die Magiſtrate. 
2) Die Untergerichte, und zwar: 

a) In Dorpat: das Vogteigericht und das Polizeiamt. 

b) In Pernau: das Vogteigericht, das Waiſengericht, das Polizeigericht. 

e) In Arensburg: das Vogteigericht, das Amtsgericht, das Polizeigericht. 

d) In Wenden, Wolmar, Walk, Lemſal, Werro und Fellin gibt es keine 

Untergerichte; die Sachen kommen unmittelbar an den Magiftrat. 


99 


655. Außerdem find in den Livländiſchen Städten noch folgende beſondere Verwal⸗ 
tungen und Kollegien errichtet: rn 

1) In Dorpat: das Stadtkaſſakollegium; das Quartierkollegium; die Polizelkaſſakom⸗ 
miffion; die perpetuelle Kommiſſion; die Verwaltung des Militaickrankenhauſes; die 
Steuerverwaltung; das Stadtarmenkollegium; die Schulkaſſakommiſſlon; das Collegium 
Scholarchale. A895 

2) In Pernau: das Stadtkaſſakdllegium; das Quartierkolleglum; das Brandkolle⸗ 
gium; die Steuerverwaltung; das Armenkollegium; die Schul 'nſtitutkommiſſion; die 
Acciſeverwaltung. üg andy) 

3) In Wenden: das Stadtkaſſakollegium; das Quartierkolleglum; die Steuerverwal⸗ 
tung; die Acciſeverwaltung. 

4) In Wolmar, Walk, Lemſal und Arensburg: das Stadtkaſſakollegium; das 
Quartierkollegium; die Steuerverwaltung. " 

5) In Werro: das Stadtkaſſakollegium; das Quartierkollegium; der Quartierkomits; 
die Steuerverwaltung. 11 F 

6) In Fellin: das Stadtkaſſakollegium; das Quartierkolleglum; das Brandkollegium; 
die Weider ommiſſion. 159 


654. Den verſchiedenen Verfaſſun zen der Livländiſchen Kreis- und Landſtäͤdte gemäß, 
iſt auch die Zuſammenſetzung der Stadtbehörden und Stadtverwaltungen ſelbſt verſchieden. 
Die Gegenſtaͤnde der Gerichtsbarkeit und der Umfang der Amts ewalt, der Geſſhaͤftsgang, 
die Rechnungsablegung und die Verantwortlichkeit der Behörden beruhen in allen die en 
Orten auf einer und derſelben Grundlage, mit den in den folgenden Abtheilungen ange: 
gebenen Ausnahmen und Beſchraͤnkungen. In allen Fallen, wo für irgend eine Stadt⸗ 
behörde und Verwaltung keine beſondern Regeln ruͤckſichtlich ihrer Amtsgewalt und iyies 
Geſchaftsganges aufgeſtellt find, richtet ſich dieſelbe nach den Regeln, welche für die ihr 
entſprechende Behörde in Riga und Dorpat gelten. 


Zweite Abtheilung. 
Von den Verfaſſungen der Stadt Dorpat. 
1. Von der Verfaſſung des Magiſtrats. 
1) Von dem Beſtande. 


635. Der Magistrat der Stadt Dorpat beſteht aus zwei Bürgermeistern und fieben 
Rathsherren, von denen der eine zugleich auch Syndicus iſt. Die Glieder des Raths 
werden in Anleitung der im Staͤnderechte angegebenen Beſtimmungen gewahlt. 

Anmerkung. Der vorfigende Bürgermeiſter wird Juſtiz⸗, der zweite Kommerz⸗Büͤrgermeiſter 
genannt. 11 

Urt. Chriſtina's v. 1646 Aug. 20 § 1 u. folg.; Kompromiß v. 4765 Juli 16 69 3, 66. 


636. Beim Magiſtrate find angeſtellt: ein Oberſekretair, der zugleich auch öffentlicher 
Notar it, ein Archivar, ein Translateur für die Ruſſiſche Sprache, ein Liquidationstoms 
miſſair und die etatmaͤßige Anzahl Kanzelliſten und Gerichtsdiener. 

Vergl. Rig. Stat. B. II. Kap. V. 

637. Der Oberſektetair muß auf einer Ruſſiſhen Univerfitdt die Rechte ſtudirt haben; 
er wird vom Magiſtrate auf Lebenszeit g’wählt und von der Goubernementsteglerung Le: 
ftätigt. Der Archivar, der Translateur für die Ruſſiſche Sprache, der Liquidation ommis⸗ 

* 
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ſait und die Kanzell ſan und Gerichtsdiener werden vom Magistrate ſelbſt, ohne weitere 
Beſtätigung, auf Lebenszeit angeſtellt. mn mg 


Def. d. Gonw.-Reg. v. 1817 Aug. 28, 1897 Jar. 28, 1831 De. 6. 

6558. Die Glieder und Beamten des Magifrats weden, nach ihrer Beſtätigung im 
Amte, im Magiftrate vereidigt, welcher der Gourernementsregierung hierüber, ſo wie 
arch ühen die Zeelplgurun dez berkentule helge ernte a 0 Br 

639. Will eines der Rathsglieder oder der Oberſekretair fein Amt niederlegen, fo ſucht 
er durch den Magiſtrat bei der Gouvernementsregierung um feinen Abſchied nach. Die 
Kanzelleibeamten und Gerichtsdiener erhalten von dem Magiſtrate ſelbſt ihre Entlaſſung. 5 
640. Die Glieder und Beamten des Wagiſrats werden aus den Stadteinkünften 
nach einem beſtimmten Etat beſoldet. Derſelbe darf ohne Beſtätigung der Gouvernements⸗ 
regierung nicht verändert werden. Die zum Beten der Ramzelleibeamten feſtgeſetzten Kan⸗ 


N icht ＋ 7 
zelleigebühren werden nach einer beſtaͤtigten Taxe erhoben. 6 
gan Kompr. v. 1765 Jui 16 9 41, 66. 0 
641. Die Strafgelder, auf welche der Magiſtrat erkennt, fallen dem Penſionsfond 


mich = ne * 0 dit. ehen v. 1646 Aug. 20. h 


Patrimonalg bicts, mit Ausnahme a) der Noeligen, froh! Inländer, als Ausländer, 
Militalt⸗ und Eivilbeanten; e) der 


und f) der Bauern der Patrimonialg'tet; jedoch gehen letzteie nur in Civilſach n 
zur Gerichtsbarkeit der Bauerbeherden, wahrend fie in Kriminalſachen unter dem Magi⸗ 
ſtrate ſtehen. uligek 10 
2) In dinglicher Hinf icht: alles unbewegliche Vermögen in der Stadt, der 
Vorſtadt und dem Patrin onialgebiete, ohne Rüͤckſicht auf den perſenlichen Stand des 
Beſitzers. Sinti 656 ua 278 n f 
Url. Stephan Bathorg's v. 1582 Dec. 7, Sigismund III. v. 1588 Aug. 1, H 2, 5,—Chriſtina's 
v. 1646 Aug. 20 59 2, 13. | wo 
* u r N ea na er rear n 
f 615. Dem Dorf tſchen Magiſtrate liegt ob: SER = 
Dun Gene ndeangelegenbe len. 
1) Sich mit der großen und kleinen Gilde in Sachen, welche die ganze Stadtgemeinde 
betreffen, zu berathen; die Beſchlüͤſſe der Buͤrgerſchaft in den geſetzlich beſtimmten Fallen, 
fo wie die Aelteſten und Aeltermänner beider Gilden im Aue, zu beſtatigen (a) . 
2) Beiſchiedene Aemter der Gemeinde verwaltung zu beſetzen, die Clieder, 1 und 
Geric todien r der Stadtbeherden zu wählen, uber die neugewaͤhlten Clieder und Beamten 
in geſctzlich bejtimmiten Fällen der Couvernementsotrigie,t, zur Beſickt gung verzuſtellan, 
und die Stadtbeamten 1 (b). u 
3) In die Bürgerfcoft aufzunehmen, nach gehöriger Bepr fung der Rechte des darum 
bee n ER ſun zu fung NV 
4) Die Handwerksämter zu beftätigen und ihre Schragen abzufaſſen (d)). 
5) Die Oberaufſicht über alle Stadtrerwaltung u und Kollegin zu führen; die Stadt 


22. 
EA 
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einnahmen und Ausgaben, ſo wie auch die Verwaltung des Stadtvermögens zu beaufſich⸗ 
tigen; die Stadtguͤter zu verarrendiren und die von der Stadt zu leiſtenden Obliegenheiten 
durch öffentlichen Ausbot zu vergeben (e 

9 Die B ee ei. tele zu leiten und zu blassen, die Rech⸗ 
nungen der Kirche zu revidiren, die Kirchenvorſteher zu ernennen und jährlich dem General: 
Konſiſtorium über den Zuſand des Kirchenvermbgens Bericht abzuftatten (f). 

7) Die Erhebung der Kronsabgaben und die Beitreibung der Ken eite zu beauf⸗ 

fihtigen und dafür zu ſorgen, daß die von der Aae we zu liefernden Rekruten zur 
gehörigen, Zeit geſtellt werden. 

8) Eines feiner Glieder zum Polizeiamte abzuordnen und die Oberaufſicht über, die 17 
fentliche Waage, Maß und Gewicht, über die Handels, Markts⸗ eee 
0 wie über die Bauten zu führen 0 

N In Keimmalſagen. 


9) Kriminalſachen von Deren welche der Stadtgerichtsbarkeit unterliegen, und die 
aus dem Vogteigerichte an ihn gelangen, zu verhandeln, mit Musnahme derjenigen Ver⸗ 
brechen, welche in erfter Inſtanz vor das Hofgericht gehoren (ùñ ): 

10) Wegen Anwendung der Sicherungsmaßregeln und Vollziehungsmittel die nöthi: 
gen Anordnungen zu treffen, und in ge ſezlich beftimmten Faͤllen der e eee 
rung vorzuſtellen. f 

gen „ In ‚givilfagen. 


11) In erſter Inſtanz zu —— und zu erkennen: a) in allen Rech m 
keiten wider die Glieder des Raths (y b) in Concurs-, Nachlaß⸗, Te eh 
Edictal achen, ſowohl hinfi chtlich der zur Stadtgerichtsbarkeit gehtrenden 

auch in Anſehung des in der Stadt und deren Gebiete belegenen unbeweglichen ww 
mögens (k ). 0 

In zweiter Inſtanz: zu verhandeln und zu erkennen in ftreitigen Rechtsſachen, 
welche mittelſt Appellation oder Querel aus dem Vogteigerichte eingebracht werden. 

12) Sicherungsmaßregeln und Vollziehungsmittel nach den Beſtimmungen des Civil: 
prozeſſes anzuwenden. 

dn nicht ſrreitigen Sachen. 

13) Vormünder und Curatoren für Unmuͤndige, Minderjährige, Witte: n und 0 Teig 
Frauenzimmer, fo wie für Geiſtesſchwache, gerichtlich erklaͤite weite und dergleichen, 
anzuſtellen und zu entlaſſen. 

14) Die Vormuͤnderrechnungen zu revidiren und überhaupt die Bemaltung des Werbe 
gens von Pecſonen zu beaufſichtigen, welche unter Vormundfehaft oder Curatel ſtehen. 

15) Die Vermögensabtheilung der Kinder zu beforgen, falls deren Vatet oder deute 
zu einer neuen Ehe ſchreitet (1). | 

16) Den Nachlaß der innerhalb der Stadtgerichtsbarkeit verſtorbenen Peſenen zu in⸗ 
ventiren und zu verſiegeln, ohne Rüͤckſicht auf den Stand derſelben m-): 

17) Die Waiſen⸗ und Wittwenanſtalten zu beaufſichtigen (n)) 

4 2 3 auf Anſuchen von Privatperſonen entgegen zu uhren und on 
ewahren (o 

19) — und andere Dokumente zu beglaubigen und Gehutstheine zu the 

i 50 
20) Zeugniffe an Personen, die daſelbſt um das Armenrecht nachfuchen, 8 * 
21) Die Einweiſung in den Beſitz des in der Stadt und deren Gebiete beleg: nen unbe⸗ 


Er re we 
— IR 
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weglichen Bermügens und Tuswelſung aus demfelben zu beſerg , und die deshalb nͤthigen 

Decrete an das Vogteigericht zu erlaſſen (r). 

22) Die öffentliche Verſteigerung der Nachlaß und Concursmaſſen zu erseffelligen 9). 
23) Jugroſſation aller Schuldverſchreibungen und Corroboration der Urkunden, in 

Geng der Civilgeſetze (l). 

( Kompe. v. 1765 Jul 16 8h 42, 13. (b) Vet. Cpritinds v. 1046 Aug. 20 $ 4. vergl. 60 12— 
14. (el Eben dort, 4. (d) Eben dort, $ 97. le) Eben dort, 8% 10, 14. (e) Kompr. v. 1765 Juli 
46 5 40. (8) 1805 Juni 13 (21792); Bef. d. Gon. Reg. o. 1805 Sept. 23 u. Oft. 23. () ut. 
Ehriſtinas v. 1646 55 1, 2, Kön. Schw. Def. ans Dorpt. Hofg. v. 1689 Nov. 14. (i) urk. 

Cbriſina's v. 1646, $ 83. 05 Rig. Stat. B. Kap. III, h 1. (1) Die Punkte 15 — 17 ber. auf d. 

Rig. Stat. B. III, Kap. IV, 85.2, 3, 5, B. IV, Kap. IV, $ B. (m) Reſol. d. Juſtizktoll. v. 1728 
Jan. 26; Bef. d. Gow. Reg. v. 1806 Apr. 16, pkt. 3. (u) Antr. d. Gen.⸗Gouv. v. 1826 Apr. 2 
Etat. v. 1817 März 20; Rig. Stat. B. II, Kap. II, § 5, Kap. V, § 3. (o) Eben dort. (p) Eben dort. 
2 Eben dort. (r) Urk. Chriſtina“s v. 1646, ) 12 — 14. (s) Bef. d. ©ow. Reg. v. 1806 Mir, 

2. (i) Urt. Ehriſtina's v. 1646, § 13. 


3. Bon den Grenzen der RN des nett: 
a A LT Adminifrativs und poltzeiſacen. 


6⁴4. In Adminiſtrativ⸗ und Polizeiſachen ſteht der Dorptſche Magiſtrat unmittelbar 


unter der Gouvernementsregierung. 
Vergl. Alg. Reiög. Bd. II, Ag. Oo. Verf. 9 2382. 


6015. Die Seit, binnen welcher die Beſchwerde über ein Grfenntniß des Raths bel der 
1 angebracht werden kann, iſt eine vierwöchentliche, gerechnet vom 
dar Eröffnung des Erkenntniſſesz die Unzufriedenheit wird im Magiſſrate Aae 
2 die Beſchwerde aber ſariſtlch eingereicht. n 
1 Eben fo, u. Bd. X, Ciw.-Geſ. 55 2047, 2048. * 
646. Die angeseache Beſchwerde hemmt die Vollziehung des Grfmnfniffes nicht, 
außer wenn von der Gouvernementsregierung darüber ein beſonderer Befehl ergeht. 
In Krininal⸗ und Civilſachen. 
6447. Der Dorptiche Magieit ſecht in Kriminal und Civilſachen unter Leuteration 


und Appellatien des Cofgerichts. 
Hofg.⸗Ordn. v. 1630 Sept. 6; Urt. Ehritina’s v. 1646 Aug. 20 $3; Vergl. Kön. Schwed. Bef. ans 
Dorpt. Hofg. v. 1689 Nov. 14; Rig. Stat. B. u. Kap. XXXI, Kr ale er — 


Art. Kap, XXXI, 55 1 u. folg · 
648. In Kriminalſachen überträgt der Magiſtrat die fermliche Untersuchung dem 
Vogteigerichte, fallt aber ſelbſt das allendliche oder das begutachtende Urtheil. 
* ig. Stat. B. II, Kap. 11, 9 1 Kap. 11,5 2. P 


649. Der Magiſſrat erkennt allendlich, ohne feine Urtheile der beuteration des Sof 
gerichts zu unterlegen, in allen Kriminalſachen, in welchen die Angeſchuldigten zu Geldſtra⸗ 
fen; zum Arreſt auf Waſſer und Brod, zu leichter Leibesſtrafe und zu —— 
gen zu 1 ſind. 

Vergl. Urk. Chriſtina“s v. 1646 Aug. 20, 0 3. 

650. Die Faͤlle, in welchen der Magiſtrat in Civilſachen in erſter oder zweiter af) 
verhandelt und erkennt, find in der verhag. henden Abtheilung, von der Kompetenz des Ma⸗ 
giſtrats, angegeben. 
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651. Der Dorptſche Magifteat entſcheidck allendlich alle Selen bern Gegenſtand 
an Werth nicht 180 Rbl. S. M. uͤberſteigt. - 2880 
„Urt. Chriſina“s v. 1646 Aug. 20, 0 3535. 
1 Bon den Sitzungen und dem Geſchaͤfts gange. mn 
652. Der Dorptſche Magiſtrat haͤlt ſeine Sitzungen im Rathhauſe wöchentlich Be 
mal, des Dienftags und des Freitags. Kriminalſachen aber, fo wie die laufenden Geſchaͤfte, 
die ſcch auf die eee des Magiſtrats beziehen, werden, nach Wan a 
Eingehens em Tage verhandelt. vo 
ingehens, i 1 85 2 entwickelt auf Orundl. d. Rig. Stat. — 
653. Im Magiftrate werden geführt: 1) ein Tifchregifter; 2) Journale; 3) Ming 
4) ein Verzeichniß der anhaͤngigen Rechtsſachen; 5) ein Arreſtantenverzeichniß; 6) ein Ex⸗ 
peditlensbuch und die 1 5 re Schnur⸗, Kaffaz, Hypotheken · und Corroborations⸗ 
ücher. * Kanz. 185 v. 1780 Ott. 15. uu nua 
654. Die vom Sektetair entworfenen Konzepte von Ausfertigungen, die zum gewöhn⸗ 
lichen Schriftwechſel des Magifteats gehdren, werden nur von dem Vorfiger durchgeſehen; 
die Konzepte aller wichtigeren Ausfertigungen dagegen, wozu auch alle Erkenntniſſe gehören, 
werden nicht eher ins Reine ge'chrieben, als bis fie von allen Gliedern, welche in der Sache 
erkannt haben, gebilligt worden ſind. 
Ununterör. Gewohnh. 
655. Die Auefrtigungen werden von dem Vorfiger unterfchrieben. 5 
Kanz.⸗O. v. 1789 Ott. 18. N nr. 909 
636. Jede Ausfertigung ſchließt mit dem Datum und den Worten: In Namen und 
von wegen des Raths der Stadt Derpat.“ Enthaͤlt die Ausfertigung ein Urtheil oder einen 
5 4 ſo wird noch das — — * 2 beigefuͤgt. 785 
657 Die gerichtlichen Geſchaſt * unter die Glieder des Magiſtrats, nach ente 
ſchaftlicher Übereinkunft derſelben, . dem Verſiter fteht | die Leitung des Ganzen zu. 
ben dort. 
"658. Die Verteilung der Arbeiten unt rie Kangeletßeomten kbmt dem befke. 
tair zu. 
ei Eben dort. 23H 
659. Jeder Bürgeemeifter, fo wie der Oberrefretate, führt einen beiomderen Schlüfet 
der Depoſitenkaſſe. Uber die Einnahme und Ausgabe der Depoſitengelder werden ein . 


ſchnurbuch und ein Rescontrabuch geführt. 
Eben dort. 


B. Von der Rechenſchaftsablegung und wertete 
660. Der Civilgouverneur revidirt jährlich den Dorptſchen Mae ee 
Maßregeln um befundenen Maͤngeln abzuhelfen. 10 
Vergl. Allg. Neichsg. Bd. II, Alg. Ooud.-VBerf. $ 604. f 
661. Die Entfernung vom Amte der Rathsglieder und des Oberſekrctairs für 
Amtsvergehen geſchieht durch die Gouvernementsobrigkeit; die Entfernung vom Amte 
der übrigen Beamten und Diener, welche der Magi trat ſelbſt anftellt oder betätigt, ſo wie 
die Beahndung derſelben, hangt ven ihm ab. Die Amtsentſetzung aber ſowohl der Glieder, 
als der Beamten und Diener, findet nicht anders, als auf Erkenntniß des Hofgerichts Statt. 
Vergl. eben dort, $ 256, Bd. III. Regl. ü. d. Wahld., 99 256 u. folg. Bd. XV, 5 1476. 
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6. Von dem Schriftwechſel mit anderen Behörden. 120 


662. Der Dorptſche Magiſtrat empfengt von dem Gen⸗ralgduverneur, dem Civil⸗ 
gouverneur, der Gouvernementsregierung, dem Kameralhofe, dem Hofgerichte und dem Ge: 
neralkonſiſtorium Beſchle und Vorſchriften, und ſendet W und n = an die: 
felben. 

Vergl, Aug, Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv. Verf. 85.194 u. folg. 

663. Der Mag'ſtrat korreſpondirt mit den Landgerichten, den Kreisgerichten, den 
Ordnungsgerichten, dem Polizeiamte, der Kreisrentei, der Medicinalverwaltung, dem Poſt⸗ 
komptoir und der Zollverwaltung, und auf gleiche Weise auch mit anderen Mace 
uch era 

Eben dort. 


66%. Der Magiſtrat erläßt an das Vogteigericht, das Kaffkkckgiain, die Riten 
verwaltung und die übrigen ihm untergeordneten Behörden Vorſchriften und Befehle. 
Eben dort. 


665. Ergibt ſich die Nothwendigkeit, eine andere höhere oder gleichftehende Behörde 
an die geſetzliche Erfüllung der an dieſelbe ergangenen Requiſition zu erinnern oder an⸗ 
halten zu laſſen, fo hat der Magiſtrat der Gouvansmentstegierung darüber vorzustellen. 

Eben dort. 


II. Von der Verfaſſung des Vogteigerichts. 


666. Alle für die Untergeriche der Stadt Riga aufgestellten e Regeln on 
auch für das Vogteigericht in Dorpat. 


1. Von dem Beſande ug den Sibhungen des Veen 


667. Das Vogteigericht beſte ht aus tem Rathsherrn aus dem Gelehiten dande, der 
unter dem Namen Obervogt den Vorfig führt, und zwei Rathsherrn aus dem Kaufmanns: 
ſtande, als Beiſitzern. 

Urt. Chri lina“s v. 1646 Aug. 20, § 2; Kompr. v. 1765 Juli 16, § 14. 

668, Die Beſetzung der Stellen im Vogteigerichte findet in Anleitung der im Shin: 
derechte angegebenen Regeln Statt. 

669. Zur Beſorgung der Kanzelleigeſchaͤfte iſt ein beſonderer Voteignichtsctrtalt nebſt 
zwei Kanzelliſten angeſtellt. Der Sekretair wird vom Magiſtrate gewaͤhlt und von der Gou⸗ 
vernementstegierung im Amte beſtätigt; die Wahl und Anſtellung der Kanzelliſten hängt 
vom Magiſtrate ſelbſt ab. Der Sekretair des Vogteigerichts beſorgt zugleich die Gefchäfte 
des Öffentlichen Notars. 

Def. d. Goup.⸗Reg. v. 1617 Aug. 28. 

670. Die gewöhnlichen Sitzungen des Vogteigerichts finden zweimal wöchentlich, des 
Montags und Donnerſtags, Statt; außerordentliche Sitzungen werden jedesmal angeſetzt, 
wenn die era es erfordern. 

Ununterbr. Gewohnh. entw. auf Grundl. d. Rig. Stat. 


2. Von der Kompetenz. 


671. Vor das Vogteigericht gehören alle Sachen des Better, des Amtsgerichts und 
tadtbaugerichts. 


ie 
Def. d. Gouv.⸗Reg. v. 1024 See. 44. 


! 
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672. Zur Kompetenz des Vogteigerichts als Wettgericht gehört: 

1) Alle Handelsſachen überhaupt, und insbeſondere die Streitigkeiten zwiſchen Handels⸗ 
herren, deren Geſellen und Lehrlingen zu entſcheiden. 

2) Den ordnungsmaͤßigen Gang des Handels zu beaufſichtigen. 

3) Von den Kaufleuten, die zum Jahrmarkte und ſonſtigen Handelsverkehr kommen, 
Standgelder zu erheben und die Aufſicht über die Marktpolizei zu führen. 

4) Unter des Magiſtrats Oberleitung die unmittelbare Aufſicht über Maß und Ge- 
wicht zu fuhren. 

5) Die Miethkontrakte über Buden für die Zeit des Jahrmarkts zu beglaubigen und zu 
regiſtriren. f 
ef. d. Gen. ⸗Gouv. v. 1763 Aug. 20; Kompr. v. 1765 Juli 16, 8 23; 1819 Juni 25 


(27854); Ber. d. Gouv.⸗ Reg. v. 1822 Sept. 4, 1826 Jau. 29 u. Aug. 30; Vervollſt. 
Verord. über d. Gilden v. 1824 Nov. 24, Kap. 13. 


N 675. Zur Kompetenz des Vogteigerichts als Amtsgericht gehört: 


1) Steeitigkeiten und Klagen der Handwerksaͤmter und Zünfte ſowohl gegen einander, 
als gegen Perſonen, die nicht zu ihnen gehören, zu entſcheiden. 

2) Streitigkeiten und Beſchwerden zwiſchen den Handwerksmeiſtern, Geſellen und Bur- 
ſchen, und Klagen anderer Perſonen gegen ſie wegen Stellung ſchlechter Arbeit, wegen Nicht⸗ 
ablieferung derſelben zum Termin, wegen übermäßiger Preiſe u. dgl., zu entſcheiden. 

3) Die Handwerkspolizei auszuüben und Taren für die zünftigen Handwerker anzu⸗ 
fertigen. ki 

Urk. Chriſtina's v. 1646 Aug. 20, 8 27; Kompr. v. 1765 Juli 16, 8 30; Protok. d. Rig Etutth + 

Reg. v. 1787 Juni 3, pkt. 10. 


674. Als Kämmerei⸗ und Baugericht verhandelt das Vogteigericht, nachdem es nöthi- 
genfalls das Gutachten der Stadtarchitekten eingefordert, alle in der Stadt vorfallenden 
Bau-, Grenz⸗, und Servitutſtreitigkeiten und veranftaltet die Taration des unbeweglichen 
Vermögens. Bel Prüfung der Bauriſſe und Facaden, bei Einweiſung der Baupläte, beim 
Brücken⸗ und Straßenbau, geht das Vogteigericht gemeinſchaftlich mit der Stadtpolizei zu 
Werke. 

Urk. Chriſtina's v. 1646 Aug. 20, SS 16, 17; Kompr. v. 1765 Juli 16, $ 10; Bef. d. Gouv.⸗ 

Reg. v. 1806 März 2. 


675. Vor das Vogteigericht gehört, außer den Sachen des Wettgerichts, des Amts⸗ 
gerichts und des Kämmerei und Baugerichts auch noch: 


1) In Auftrag des Raths die förmliche Unterſuchung in allen Kriminalſachen, die der 
Aburtheilung deſſelben unterliegen, anzuſtellen. 

2) Wechſel⸗ und Schuldforderungen, wenn letztere den Betrag von 6 Rbl. S. M. über- 
fteigen, zu verhandeln und zu entſcheiden. 

3) Beſchlag auf bewegliches Vermögen, fo wie Sequeſter auf unbewegliches, in Auftrag 
der befugten Behoͤrden, zu legen. 

4) Die Verſteigerung des beweglichen Vermögens zu bewerkſtelligen. 

5) Die von dem Magiſtrate verfügten Immiſſionsdecrete zu vollziehen. 

6) Die Beitreibung ruͤckſtäͤndiger Stadtabgaben zu beſorgen. 


Rig. Stat. B. II, Kap. 1,8 1 Kap. II. 88 13; Bei. d. Goyp.Reg. v. 1806 März 2. * 


ee 
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III. Von der Verfaſſung der beſonderen Stadtverwaltungen und 
Kollegien. 


1. Von der Verfaſſung des Stadtkaſſakollegiums. 


676. Das Stadkaſſakollegium beſteht aus ſieben Gliedern: dem Kommerzbürgermeiſter 
als Vorſitzer, zwei Rathsherrn, den worthabenden Altermännern und den ältern Dodmän- 
nern beider Gilden als Beiſitzern. 

Kompr. v. 1765 Juli 16, 8 6; Ber. d. Gouv.⸗Reg. v. 1834 Febr. 14. 

677. Bei dem Stadtkaſſakollegium iſt ein Buchhalter angeſtellt, der das Protokoll 
führt und dem Rechnungsweſen vorſteht. 

Eben dort. 

678. Dem Stadtkaſſakollegium liegt die Verwaltung des geſammten Stadtvermö⸗ 
gens ob. 

Stadtkaſſa⸗O. v. 1765 Juli 16. 

679. Wegen Ausgaben, die nicht etatmäßig find, wendet ſich das Stattfafiafollegium 
an den Rath, der in Sachen von geringem Belange von ſich aus verfügt, in wichtigen 
Fallen aber die Beſtätigung der Gouvernements regierung einholt. 

Eben dort. 

680. Das Stadtkaſſakollegium unterlegt jährlich im Februar dem Kamera'hofe die 

Jahresrechnungen, nebſt allen dazu gehörigen Lüchern und Belegen, zur Reviſion. 
Senats⸗Bef. v. 1821 Nov. 25; Ber. d. Gouv.⸗Reg. v. 1825 Apr. 30. > 


2. Von der Verfaſſung des Quartierkolleglums. 


681. Das Quartierkollegium beſteht aus einem Raths herrn, welcher als Oberquartier⸗ 
herr den Vorſitz führt, und aus den worthabenden Altermännern und den Dodmännern 
beider Gilden. 

V. d. Gen. ⸗Couv. beſt. Quart.⸗Ordn. v. 1770 Apr. 27 Ber. d. Gen ⸗Gouv. v. 1822 Dec. 5. 

652. Außerdem find bei dem Quartierkollegium drei beſondere Beamten angeſtellt. 
Zwei derſelben, Quartierbürger genannt, werden ven ihren Gilden, einer aus jeder der ſelben, 
der dritte aber, Quartlermeiſter genannt, vom Quartierfollegium ſelbſt gewählt; die Beftä- 
tigung aller drei hängt vom Magiſtrate ab. Der Stadtbuchhalter führt das Protokoll und 
ſteht dem Rechnungsweſen vor. 

Quart.⸗Ordn. v. 1770 Apr. 27. 

685. Der Oberquartierherr ſorgt für die Einquartierung des Militärs und haͤltzu dieſen 
Behufe vorläufige Berathungen mit den übrigen Gliedern des Kollegiums, welches nöthigen- 
falls dem Magiſtrate unterlegt und berichtet. 

Eben dort. 

684. Das Quartierkollegium macht zwei Mal im Jahre eine Repartition der Ein⸗ 
quartierungs koſten, und ſtellt dieſelbe der Gouvernementsregierung zur Beftätigung vor. 
Def. der Gouv.⸗Reg. von 1814 März 28. 

685. An der Anfertigung diefer Repartition nehmen Antheil: 

1) Ein Abgeordneter der in der Stadt beſitzlichen Adeligen. 

2) Ein Abgeordneter der in der Stadt beſitzlichen Beamten. 

3) Ein Abgeordneter der nicht zur Korporation gehörenden Bürger. Dieſe Abgeordneten 


werden von ihren Ständen ein für allemal erwählt. 
Def. des Gen ⸗Houv. v. 1814 März 22, der Gouv.⸗Reg. v. März 28. 
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686. Das Quartierkollehlum übergibt jahrlich im Juli feine Rechnungen einer bes 
fondern Kommiſſion zur Reviſion. Dieſelbe wird von der Gouvernementsregierung nieder⸗ 
ge ſetzt und beſteht aus dem Pelizeimeiſter, einem Rathsgliede und einem Abgeordneten der 
nicht zur Korporation gehörenden Bürger. 

Def. des Gen. „Gouv. v. 1823 Sehr. 26, der Gow. „Reg. v. Mir, 14. 


mi Von der Verfaſſung der polizeikaſſakommiſſton. 


687. Die Polizeikaſſakommiſſion beſteht aus einem Rathsherrn als Vorſitzer und den 
worthabenden Aeltermannern beider Gilden als Beiſitzern. Der Stadtbuchhalter führt das 
Protokoll und ſteht dem Rechnungsweſen vor. 

1805 Juni 13 (21792). 

688. Die Polizeikaſſakommiſſion erhebt von den Einwohnern die, nach dem fir 
jedes Jahr beſonders entworfenen Überſchlage repartirten, Beiträge für ſämmtliche Polizei⸗ 
beduͤrfniſſe, als: Beſoldung der Polizeibeamten, Erleuchtung, Pflasterung und Reinigung 
der Straßen, Löſchanſtalten und dgl.; und beſtreitet aus den e Summen die 
etatmaßigen Ausgaben. 


4) 


Eben dort, 


689. Der Magiſtrat macht jährlich im November gemeinſchaftlich mit dem Polizei⸗ 

meiſter den Überſchlag und ſtellt ihn dem General gouverneur zur Beſtätigung vor. 
Eben dort; Bef. des Gen.⸗Gouv. v. 1823 Juni 12, der Gouv.⸗Reg. v. Juni 20. 

690. Die Polizeikaſſakommiſſton ſchließt jährlich am 31 December ihre Kaffenbücher 

und Jahresrechnungen und ſtellt ſie vor Oſtern dem Magiſtrate zur Reviſion vor; vorher 

aber liegen dieſelben 4 Wochen hindurch in der Rathskanzellei zu Jedermanns Einſicht auf. 

Ununterbr. Gewohnh. 
691. Der Magiſtrat macht in feiner zweiten vollen Sitzung nach Ostern, im Beifein 
der Aeltermaͤnner und ts era aa Stadtbewohner, vo hut dee en 


gehabten Reviſion bekannt. 
Def. des Gen.⸗Gouv. v. 103 Juni 12, der Gouv. „Reg. v. dun 20. 


4. Von der Verfaſſung der este le Kommiſſton. . 
692. Die perpetuelle Kommiffion befteht aus einem Nathsheren als Vorſiher, aus den 
zwei nicht worthabenden Aeltermaͤnnern und zwei Abgeordneten beider Gilden, zu zu einem 
aus jeder derſelben, als Beiſitzern. Ein Buchhalter führt das Protokoll und ſteht dem zen 
nungsweſen vor. 
Bef. des Gen.⸗Gouv. v. 1783 Jan. 21. 
695. Die perpetuelle Kommiſſton prüft die Zuläffigkeit deſeutgen welch 00 zu 05 
Schenkbenefizien der Stadt melden, vertheilt und verwaltet dieſelben. 
Sen.⸗Bef. v. 1783 Jan. 12, Bef. des Gen.-Gow. v. Jan. 21 und Schenk.⸗Ordn. v. März 6 2 


. Von der Verfaſſung der Verwaltung des Militatekrantenhaufes. 


694. Die Verwaltung des Militairkrankenhauſes 910 aus einem Ratsherrn als 
Vorſitzer, dem nicht worthahenden Aeltermanne und dem Dockmanne großer Gilde. 
Bef. der Gouv Reg. v. 1825 Aug. 10, des io. Gow. v. Aug. 18, 1826 Dec. 24; Bef. des 
Gen.⸗Gouv. v. 1827 Febr. 1. 


695. Sie trägt Sorge, daß das Militairkrankenhaus mit allem Nöthigen verſehen 
toerde und wacht über die richtige Verwendung der Gelder, welche von der Krone für die 


Pflege und Heilung des kranken Militates verabfolgt weiter 
Eben dort. 1 Mf gun! 


— — 


696. Über die vecpflegten Militairkranken, e ante —.— * Bi 
aber — Verſchluͤge vor. 

Bel. der Coup.» Reg. v. 4026 de. 24. 21 ca 1 
6. Von der Verfoſſung der Steuerverwaltung. l Bin 0 


697. Die Steuerverwaltung beſteht aus fieben Gliedein, und zwar: aus dem Kom: 
merzbürrgermeiſter als Vorſitzer, zwei Rathsherren, den zwei nicht worthabenden Aelter⸗ 
maͤnnern und den juͤngern Dockmaͤnnern beider Gilden als Beiſitzern. Ein — * 
6 halter fuhrt das Protokoll und ſteht dem Rechnungsweſen vor. 
1 Rathsbeſchl. v. 1634 Ott. 10. 


698. Die Steuerverwaltung hat von Amtswegen: 


| 
| 


7. Von der Verfaſſung des Stadtarmentollegiume. 


700. Das Stadtarmenfoltsgium beſteht aus einem Rathshern, der unter dem Namen 
Armenproviſor den Vorſitz führt, einem Gliede der großen Gilde, und einem Gliede 
der kleinen Gilde. Der jedesmalige Aire iſt, ſeinem Amte nach, Ober: 
armen proviſor. 


1) Die ſteuerpflichtigen Einwohner der Stadt Dorpat aufzuſchreiben, die Kopfſteuer 

zu veparticen und nach eingegangener Beſtaͤtigung des 3 m erheben. 

| 2) Die Gilden ſteuer von den Kaufleuten zu erheben. 

3) Den Kaufleuten und Stadtbürgern Paͤſſe zu eitheilen, die von dem mmer bürger 

| meiſter oder einem andern Gliede der Sem unterzeichnet und vom Buchhaller 

| contraſigniit werden. Be 

| 4) Die Ahe Steuern und Abgaben in die Kreistentel einzuzahlen. 

1 Def. der Com Neg. v. 1624 Fehr. 12. ni | 
|| 699. Die Steuerrechnungen werden durch eine Kommiſſion, beſtehend aus e nem 0 
N te des Raths o und einem Abs och aus jeder Gilde N t Ars 
Eben dort. nun „ 15 

| 


Bef. der om. . v. 1827 Juli 4. 

| 701. Bei dem Stadtarmenkollegium iſt ein Sekretair angeſtellt welcher das N 
! 100 Der Behle der eee fertigt die en 55 des Stadtarmen 

J giums an. 11 f Du 

. 2 Eben dort. er 

H a3 my 8 * un 
0 702. Dem Stadtarmenkollegium liegt die Berſorgung aller Armen der Stadt Über 3 
1 ob, Sk. aber die Aufſicht uͤber das Fee und die eee Ar⸗ 


u Eben dort. 


1 103. Das ere unterlegt bhelch d dem Fl einen 
N Verſch Verſchlag uͤber Einnahme, Ausgabe und Betrag der Armenkaſſe, und am SUR DR res 
1 eine ausführliche Generaltechnung. Außerdem ſtellt es die ee Am affe 
dem Magiſtrate vor, welche fie durch das ee 9 e = 

| "&taptfafa-d. von 1765 Juli 10. 
j| 8. Von der Verfaſſung der Sgultafstommiffen. 

104. e beſteht aus einem Rathshenn, als Lorfie, und den 
worthabenzen Aeltermannern beider Gilden, als Beifigern. Der Stadtbuchhalter führt das 
Protokoll und ſteht dem Rechnungswwe en vor. 


j 
1 
| 


109 


705. Die Schulkaſſakommiſſion verwaltet das der Schulkaſſe gehörende Kapital, erhebt 
die auf die Einwohnerſchaft repartirten Beiträge und zahlt nach Ablauf jedes Tertials dem 
«Collegium Scholarchale» die nach dem Etat feſtgeſetzten Summen aus. 


706. Die Schulkaſſakommiſſion ſtellt die Kaſſabücher und die Jahresrechnung dem 
Magiftrate zur Reviſion vor, nachdem ſie vorher vier Wochen hindurch in der Kanzellei zu 


Jedermanns Einſicht gelegen haben. 
Bef. des“ Gen.⸗Gouv. v. 1815 März 3, 1825 Juni 12. 


9. Von der Verfaſſung des Collegium Scholarchale». 


707. Das «Collegium Scholarchale»befteht aus zweien vom Curator des Dörptſchen 
Lehrbezirks ernannten Gliedern, dem Juſtizbürgermeiſter und den beiden worthabenden 
Aeltermaͤnnern. f ö 

uk. v. 1836 Dec. 16; Anordn. des Curator. Conſeils des Dorpt. Lehrbez. v. 1837 Juni 16. 


708. Das« Collegium Scholarchale verwaltet die von der Stadt zur Unterhaltung 
der Stadtſchulen beſtimmten, und von der Schulkaſſakommiſion verabfolgten Summen, 
ſtellt dem Curator des Dorptſchen Lehrbezirks die Kandidaten zu den Lehrerſtellen an 
den Stadtſchulen vor, und macht ihm wegen etwaniger Mißbraͤuche und wegen Ver⸗ 
beſſerung des Schulweſens Vorſchläge. 


709. Die Mitglieder des« Collegium Scholarchale» haben das Recht, die Schulen 
zu beſichtigen und ſind beſonders verpflichtet, bei den öffentlichen Prüfungen der Schüler 
zu erſcheinen. 

Vergl. Verordn. über Verw. der Stadtſchulen in Dorpat v. 1814 Apr. 4; Allerh. beit. Stat. 

der Dorpt. Univ. v. 1820 Juni 4 (28302). 


IV. Von der Verfaſſung des Polizeiamts. 


710. Das Polizeiamt beſteht aus einem Polizeimeiſter als Vorſitzer, der in Grundlage 
der allgemeinen Geſetze angeſtellt wird, aus einem Polizeiauſſeher und einem Rathsherrn 
als Beiſitzern. N 

Allerh. beſt. Etat der Dorpt. Polizei von 1805 Jum 13 (21792); Vergl. Bef. der Gouv.⸗Reg. 

v. 1805 Sept. 23 und Okt. 23. 


711. Bei dem Polizeiamte find ein Sekretair, welcher von der Gouvernementsregierung 
beſtätigt wird, und die etatmäßige Anzahl Kanzelliſten angeſtellt. 
Eben dort. 


712. Als Unterbeamten des Poltzeiamts find in jedem der drei Stadttheile ein Polizei 
auffeherund ein Gehülfe angeftellt. Sie werden auf Vorſtellung der Gouvernements regierung 
von dem Generalgouverneur beftätigt. Außerdem befinden ſich bei dem Polizeiamte mehrere 
niedere Polizeibeamten. 

Eben dort. 


713. Das Polizeiamt erhält von der Stadt Quartier und Beſoldung; das Polizei⸗ 
kommando aber wird von der Staatsregierung beſoldet. 
. Eben dort. 


x 


714. Die Kompetenz des Polizeiamts in Dorpat iſt dieſelbe, wie in Riga, mit Be- 
obachtung jedoch der Ausnahmen, welche hinſichtlich der Kompetenz des Vogteigerichts und 
Magiſtrats in Dorpat aufgeſtellt find. 
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Dritte Abthetlung. 
Von den Verfaſſungen der Stadt Pernau. 


1. Von der Verfaſſung des Magiſtrats. 
1. Von dem Beſtande. 


715. Der Magliſtrat der Stadt Pernau beſteht aus zwei Bürgermeiſtern und ſechs Raths⸗ 
herrn, welche vom Magiſtrate ſelbſt nach den im Ständerechte angegebenen Beſt'mmungen 


gewählt werden. 
Anmerkung. Einer der Birgermeifter wird Juſtiz⸗, der andere Polizei⸗Bürgermeiſter gen znnt. 
Urk. Stephen Bathory's von 1582 Dec. 7, Sigismund III von 1589 Apr. 8; Po lizei⸗Ordn. 
der Stadt Pe nau von 1701 Juli 24. 


716. Bei dem Magiſtrate find angeftellt; ein Sekretair, der zugleich auch Syndikus iſt, 
ein Protokolliſt, ein Archivar, ein Translateur, drei Kanzelliſten und die erforderliche Anz 
zahl Gerichtsdiener. 


717. Der Sekretair wird auf Lebenszeit angeftellt. Der Magiſtrat wählt bei eintretender 
Vakanz zwei Kandidaten, von welchen die Gouvernem. entsregierung einen beſtaͤtigt. Die 
Kandidaten können zu jedem Stande gehören, müſſen aber die Rechte auf einer Ruſſifchen 
Univerſität ſtudirt haben. Die übrigen Beamten und Tiener werden vom Magiſtrate ohne 
Beſtätigung der Gouvernementsregierung angeſtellt. 

Vergl. Bef. der Gouv.⸗Reg. v. 1611 Okt. 2 und 1830 Febr. 27. 

718. Die Glieder und Beamten des Magiſtrats erhalten ihren Gehalt aus den Stadt- 
einkünften. 

Ununterbr. Gewohnh. 

719. Die Strafgelder, auf welche der Magiſtrat erkennt, werden unter die Rathsglieder 
vertheilt. Die zum Beſten der Kanzelleibeamten feſtgeſetzten Kanzelleigebühren werden nach 
einer hierfür beſtätigten Tare erhoben. 

Kön. Schwed. Reſol. v. 1684 März 9 


2. Von der Kompetenz, der Rechenſchaftsablegung und dem Schriftwechſel. 


720. Die Regeln über Kompetenz, Rechenſchaftsablegung und Schriſtwechſel des 
Dorptſchen Magiſtrats kommen auch für den Magiſtrat der Stadt Pernau in Anwendung 
mit folgenden Abweichungen: 

1) Da in der Stadt Pernau kein beſonderes Polizeiamt iſt, fo liegt die Aufſicht über die 
öffentliche Ordnung dem Magiſtrate ob, welcher mittelſt des aus? Natlsgliedern zu ammen⸗ 
geſetzten Polizelgerichts verfaͤhrt. Er wacht auch über den Unterhalt und die Verpflegung 
der Arreſtanten. 

2) Der! n Magiſtrat entſcheidet allendlich alle Civilſachen, die an Werth nicht 
315 Rbl. S. M. überſteigen. 

3) Die ee des Magiſtrats in Sachen, welche vor demeelben als erſte Gerichts⸗ 
inſtanz gehören, werden vom Polizeigerichte auf Anordnung des Magiſtrats, —in Sachen 
aber, die aus den Niedergerick ten an daſſe be gelangt find, von dem Gerichte, in welchem 


das ankängliche Verfahren e vollſtreckt. 
Rig. Stat. B. II, Kap. 111, 8 12; Urk. Stephen Bathory's v. 1382 Dec. 7, Sigismund 111 
v. 1589 Ap. 8; Kön. Schwed. — ſol. v. 1607 Aug 19, 1617 Nov. 28, 1621 Juli 14, 


— ͤU—.—b 
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1649 Aug. 29, 1650 Nov. 26, 1670 Jul 12, 1682 Sept. 18; Polizei⸗Ordn. v. 1701 
Juli 24, Kap. II, V; 1710 Aug. 12 (2286); Stadtkaſſa⸗Ordn. von. 1755 Apr. 3, 8 7; 
Schrag. der Gr. Gilde von 1758 Mai 12, $ 22; Bef. des Gen.⸗Gouv. v. 1760 Nov. 1. 
II. Von der Verfaſſung der Untergerichte. 
1. Von der Verfaſſung des Vogteigerichts. 
a) Von dem Beſtande. 


721. Das Vogleigericht beſteht aus zwei Raths herrn. Einer derſelben, der zugleich 
Ober weitherr, Amte patron und Oberbauherr iſt, führt als Obervogt den Vorſitz, der andere, 


unter dem Namen Gerichts vog, iſt Beiſitzer im Magiſtrate. Dieſer letztere wird immer aus 


den Rathsherrn vom Kaufmannsſtande gewählt und muß der Anclennetät nach der zweite 
fein. 
Vergl. Polizei⸗Ordn. v. 1701 Juli 24. 
722. Vel dem Vogte'gerichte find ein Se 'retair, der zugleich auch den Geſchäften eines 
offentlichen Notars vorſteht, ein Kanzelliſt, ein Gerichisdiener und ein Gefängnifwärter 
angeſtellt. 


725. Das Vogteigericht hält feine ordentlichen Sitzungen des Montags und Donner⸗ 
ſtags, — außerordentliche Sitzungen, jo oft es nöthig erſcheint. Der Vorſitzer iſt verpflichtet zu 
jeder Zeit Geſuche in Sachen, die keinen Aufſchub leiden, anzunehmen. 

Rig Stat. B. II, Kap. 1, 8 2. 
b) Von der Kompetenz. 


72. J. Vor das Vogteigericht gehören alle Sachen des Wettgerichts, des Amtsgerichts 
und des Stadtbaugerichts; außerdem iſt es verpflichtet: 

1) Die foͤrmliche Unterſuchung in Kriminalſachen anzuſtellen, und dieſelben dem Ma- 
giſtrate zur Aburtheilung vorzuſtellen. 

2) Injurien-, fo wie Schuldſachen und Streitigkeiten, welche Kauf- und Miethver- 
träge und Schiffſachen betreffen, zu verhandeln und zu entſcheiden. 

3) Die öffentliche Verſteigerung unbeweg.ichen, in der Stadt belegenen, Vermögens 
zu veranſtalten. 

4) Geburtsbriefe zu ertheilen. 

5) Die Aufſicht über die Lootſen und Fiſcher zu führen. 

k Eben dort, Kap. III, 88 1, 2. 

725. Als Wettgericht hat das Vogteigericht: 

1) Streitigkeiten wegen Waarenverkauf und Waarentauſch zu entſcheiden. 

2) Beſchlag auf Handels waaren zu legen. 

3) Die Handelspolizei zu handhaben. 

Polizei⸗O. v. 1701 Juli 24 u. Rig. Wett⸗Ordn. v. 1690 Okt. 10. 

726. Als Amtsgericht hat das Vogteigericht: 

1) Auf die Beobachtung der Handwerksſchragen zu ſehen. 

2) Alle Streitigkeiten zwiſchen den Gewerken, To wie Streitigkeiten der Meiſter, Ge⸗ 
ſellen und Lehrlinge unter einander, und alle Beſch werden anderer Perſonen wegen Stellung 
ſchlechter, verdorbener und verzögerter Arbeit und wegen übermaͤßiger Preiſe, zu verhandeln 
und zu entſcheiden. 

3) Streitigkeiten, welche bei den Zuſammenkünften der Aemter oder in den Herbergen 
der Geſellen vorfallen, zu ſchlichten. 

Poltzei⸗O. v. 1701 Juli 24, Kay 1. 
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727. Als Baugericht hat das Vogteigericht darauf zu ſehen, daß alle Privatbauten tn 

der Stadt und derem Gebiete in Grundlage der Geſetze ausgefuhrt werden. 
Eben dort, Kap. V. 

728. Das Vogteigericht entſcheidet allendlich alle Civilſachen, deren Gegenſtand an 
Werth nicht 30 Rbl. S. M. überſteigt. Die geſetzlichen Rechtsmittel gegen die Erfennt- 
niſſe des Vogteigerichts werden beim Magiſtrate angebracht. 

Vergl. d. fogen. abgeänd. Rig. Stat B. II, Kap XXVIII, ss 1, 4. | 

729. Das Vogteigericht vollſtreckt ſelbſt feine rechtskräftigen Urtheile. 

Vergl. Polizei⸗O. v. 1701 Juli 24, Kap. II. 


2. Von der Verfaſſung des Waiſengerichts. 
730. Das Waiſengericht beſteht aus dem Juſtizbürgermeiſter als Vorſitzer oder Ober- 
waiſenherrn, dem Syndicus, deſſen Geſchäften der Sekretair des Magiſtrats vorſteht, und 
dem zweiten Rathsherrn des Kaufmannsſtandes, als Beiſitzern oder Waiſenherrn. 


731. Der Waiſenbuchhalter, welcher aus den Stadteinkünften beſoldet wird, führt 
das Protokoll und ſteht dem Rechnungsweſen vor. 


732. Die Amtspflicht des Waiſengerichts beſchränkt ſich auf die Verwaltung des Ver⸗ 
mögens der unter Vormundſchaft Stehenden und die Führung der betreffenden Rechnungs⸗ 
bücher. Alle übrigen Vormundſchafts⸗und Curatelſachen gehören zur Kompetenz des Ma⸗ 
giſtrats ſelbſt. 

Polizei⸗O. v. 1701 Juli 24, Kap. II. 
3. Von der Verfaſſung des Polizeigerichts. 

733. Das Polizeigericht beſteht aus dem Obervogte als Vorſitzer und dem, der An⸗ v 
iennetät nach, jüngſten Rathsherrn aus dem Kaufmannsſtande als Polizeiherrn oder 
Beiſitzer. 

Bef. d. Gouv.⸗Reg. v. 1801 Nov. 7, 1831 März 12. 

75%. Bei dem Polizeigerichte find ein rechtskundiger Sekretair, der zugleich bei den 
Verhandlungen des Gerichts Stimme hat, und zwei Kanzelliſten angeſtellte. Außerdem 
hat das Polizeigericht noch zwei Kommiſſaire, mehrere Wachtmeiſter, einen Aufwärter 
und einen Gefängnißwaͤrter. 

Bef. d. Gouv.⸗Reg. v. 1801 Nov. 7, 88 2, 5. 

735. Der Sekretair wird vom Magiſtrate gewählt und mit Beftätigung der Gouver⸗ 
N nements regierung angeſtellt. Die Kanzelliſten und Diener werden vom Polizeigerichte 
. ſelbſt gewählt und auf mündlichen Vortrag des Obervogts vom Magiſtrate beſtaͤtigt. 

1 Eben dort, 8 7. 

756. Der Obervogt und der Sekretair erhalten, außer ihrem Gehalte im Magiftrate, 

noch beſondere Zulagen für die Erfüllung der Amtspflichten im Polizeigerichte. 
Eben dort. 

737. Das Polizeigericht hält täglich Sitzung, die Sonn- und Feſttage ausgenom⸗ 
men. Außerhalb der Sitzung teifft der Vorſitzer von ſich aus die nöthigen Anordnungen; 
in wichtigen Fallen verfährt er nur mit Vorwiſſen und Genehmigung des Kommandanten. 

Eben dort. 

758. In Abweſenheit des Obervogts vertritt feine Stelle der Polizeiherr. Sind 
beide durch geſetzliche Urſachen an der Wahrnehmung ihres Amts gehindert, ſo ernennt der 
Magiſtrat den nöthigen Stellvertreter. 

Eben dort, 8 12. 


— — 
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759. Die Kompetenz des Polizeigerichts wird durch die allgemeinen Eeſetze über die 
Stadt⸗ und Landpolizeien beſtimmt, mit Beobachtung jedoch der Ausnahmen we 
hinſichtlich der Kompetenz des Vogteigerichts in Polizeiſachen aufgeſtellt worden. 

’ Eben dort, $ 11. 

740. Beſchwerden gegen das Polize gericht gelangen an den Magiſtrat. Wer mit 
dem Verfahren oder mit der Entſcheidung des Polizeigerichts unzufrieden iſt, zeigt es bin⸗ 
nen 24 Stunden dem Polizeigerichte an und bringt ſodann ſeine Beſchwerde vor die naͤchſte 
darauf folgende Sitzung des Magiſtrats. 

Eben dort, § 16. 
III. Von der Verfaſſung der beſonderen Stadtverwaltungen und 
Kollegien. 
1. Von der Verfaffung des Stadtkaſſakollegiums. 
a) Von dem Beſlande. 


741. Das Stadtkaſſakollegium beſteht aus einem Bürgermeiſter, der als Oberkaſten⸗ 
herr den Vorſitz führt, und zwei Rathsherrn, Kaſtenherrn genannt, aus den Aeltermaͤn⸗ 
nein der beiden Gilden und aus zwei Eliedern jeder Gilde als Beiſitzern. 

Stadtkaſſa⸗Ordn. v. 1755 Apr. 5 88 1, 2. 

742. Der Buͤrgermeiſter und die Rathshenn werden vom Magiftrate ernannt; die 
Bürger werden von den beiden Gilden gewaͤhlt. Zu Gliedern des Stadtkaſſakollegiums 
werden Rathsherrn aus dem Kaufmannsſtande, und zwar der erſte und der dritte dem 
Dienſtalter im Magiſtrate nach, angeſtellt. 

Eben dort, $ 2. 

743. Die Kanzellei des Stadtkaſſakollegiums beſteht aus einem Notar oder Buchhal⸗ 
ter und einem Kanzelliſten. 

Eben dort, § 1. 

74%. Zum Notar oder Buchhalter ſchlaͤgt die Bürgerſchaft drei Kandidaten aus ihrer 
Mitte vor, ven welchen der Magiſtrat einen erwählt und beſtatigt. Den Kanzelliſten 
waͤhlt das Stadtkaſſakollegium ſelbſt und ſtellt ihn dem Magiſtrate zur Beſtaͤtigung vor. 

Eben dort, §0 1, 3. 

745. Sämmtliche Glieder des Stadtkaſſakollegiums verpflichten ſich vor Antritt ihres 

Amtes eidlich zur treuen Wahrnehmung deſſelben. 
Eben dort, $ 4. 


746. Tußer den Neltermännern wird keines der Glieder des Stadtkaſſakollegiums als 
ſolches beſenders beſoldet; die Kanzelleibeamten beziehen Gehalt. 
Def. d. Gouv.⸗Reg. v. 1811 Okt. 2. 
747. Die gewohnlichen Sitzungen des Stadtkaſſakollegiums finden des Montags und 
Donnerstags Statt. Die außerordentlichen werden vom Oberkaſten herrn ange ſetzt. 
Stadtkaſſa⸗O. v. 1755 April 5, § 6. 
8 b) Von der Kompetenz und von dem Gefcäftsgange. 
748. Zur Kompetenz des Stadtkaſſakollegiums gehert: 
1) Alle Sachen hinſichtlich Bewahrung des Intereſſes der Stadtkaſſe zu verhandeln. 
2) Die Stadteinkünfte zu beauffichtigen, die elben entgegen zu nehmen, die Ric: 
ſtaͤnde durch den Oberkaſten herrn bei zutreiben und die Staotausgaben zu beforgen. 
1Th. 8 


— 
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3) Die Ctadtgiter zu verpachten und zu dieſem Behufe Kontrakte abzuschließen, die vom 
Juſtizbürgermelſter unterzeichnet und vom Sekretair gegengezeichnet werden. ot 
4) Darauf zu ſeßen, daß die Stadtg'ter geherig bewirthſchaftet, ihre Gren en ohne Ein⸗ 
drang erhalten und ſie gegen alle Verſchlimmerung und Verluſt geſichert werden. Alle 
übrigen Sacken, nelche diefe Glter betrefen, gehtten vor den Magiſut. 
* Eben dort, 99 6, 7, 8, 9, 10, 16, 17. 15 


149. Die Stutkaſſe wird unter drelfachem Beſchluſſe aufbewabrt; der Oberkaſſenherr 
Führt einen Schlüffel, die beiden Neltermaͤnner aber die beiden andern. Im Fall der Ab⸗ 
weſenheit übergibt der Oberkaſtenherr feinen Schluͤſſel einem der Kaſtenherrn, die Aelter: 
maͤnner aber die ihrigen einem Beiſitzer ihrer Gilde. N | 

Eben dort, 55 11, 12. 


750. Alle bei dem Kaſſakollegium eingehenden Gelder werden in der Sitzung deſſelben, 
gegen Quittung des Oberkaſtenherrn und der beiden Neltermaͤnner, entgegen genommen und 
vom Netar in das Kaſſabuch eingeſchrieben. 1 
Eben dort, $ 6. b e 


751. Bei Auszahlung von Geldern ſind entweder alle Glieder des Kollegiums oder 
wenigſtens der Oberkaſtenherr, die zwei Kaſtenterrn und Glieder von jeder Gilde zugegen. 
Zur Bestreitung kleiner Ausgaben kann der Oberkaſtenßerr 60 Abl. S. M. immer in 
Haͤnden haben. N a 
nd Eben dort, § 13, 14. 

752. Die Beſoldungen des Magijtrats, der Stadtgeiſtlichkeit der Stadtbeamten und 
Startſchulbeamten werden anf Anweiſung des Magiſtrats vom Oberkaſtenherrn ausgezahlt. 
W Wann re er 

753. Bei öffentlichen Bauten und Reparaturen werden die Arbeitsleute mit Zuziehung 
des Kaſſakollegiums gemiethet; ihren Lohn aber erhalten fie wöchentlich von dem Obervogte, 
als Verſitzer des Baugerichts. Die erforderlichen Baumaterialien werden von den Kafen: 
herrn mit Bewilligung des Kaſſakollegiums angekauft und auf Anweiſung des Oberkaſten⸗ 
bern bezahlt. Auf gleiche Weiſe verführt das Kaſſakollegium bei der ihm obliegenden 
Aufſicht über das Bollwerk, die Floßbrücken, die Poſtſtation u. kw. chi 

Eben dort, § 16, 17. in Ju 
* 


754. J auß rordentlichen Fallen, welche Ausgaben, Anleihen, Abſchließung von 
Kontralten, Sehattscrhöpungen u. dgl. betre fen, macht das Kaſſakollegium dem Rathe eine 
Vorſtellung, welcher dieſe ſodann der Gouvernementstegierung zur Beſtaͤtigung unterlegt. 


755. Das Kaſſakollegium ve.fügt nach Stimmenmehrheit bei Stimmengleichheit ent: 
ſcheidet die Gouvernementstegierung. K 
Eben dort, $ 18. 
756. Das Stadtkaſſakollegium führt von ſich aus keinen Schriftwechſel mit anderen 
Behbdeden, ſendern die ganze Korrespondenz geht durch den Magiſtrat. OR 


757. Die Kaſſabücher des Kollegiums werden nach Worfchrift des Kameralßofes ge⸗ 
fuhrt, und jaͤhrlich ven demſelben revidirt. 


Zr 
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2. Von der Verfaſſung des Quartierkollegiums. 
a) Von dem Beſtande. 


758. Das Quartierfollegium beſteht aus dem jüngften Nathsherrn des Kaufmanns⸗ 
ſtandes, der unter dem Namen Quartierherr den Vorſitz führt, den beiden Altermaͤnnern und 
zwei Gliedern der Gilden, zu einem aus jeder, als Beiſitzern. 

Def. d. Gen.⸗Gouv. v. 1753 Sept. 21, 5 1. 


759. Ein Notar ſteht den Kan zelleigeſchaͤften des Quartierkollegiums vor. 


760. Das Quattierkollegium Hält ſe ne gewohnlichen Sitzungen einmal die Woche, 
des Donnerſtags. 
p) Von der Kompetenz. 


761. Das Quutierkollegtum macht, mit Berüͤck ſichtigung des Werthes der Hauser t und 
der aus denſclben gezogenen Einkünfte, die Repartition, nach der die Truppen einzuquar⸗ 
tieren und mit allem Bedarf zu verſehen ſind. Bei Anfertigung 19 5 Repartitienen kann 
der Magiſtrat einem oder zwei Rathsherrn die oberſte Aufſicht über das Quartlerkollegtum 
auftragen; iſt aber die Nepartition einmal gemacht, fo kann der Magiſtrat fie nur mit Ein⸗ 
willigung des Quartierkollegiums abändern. orm 

Eben dort, 90 2 — 1 

Anmerkung. Nach jetzigem Gebrauche hat das ane für die Einquartierung des Mili⸗ 

tairs bis zum Stabsoffiziere, das Stadtkaſſakollegium für Eiaquartierung der Stabsoffiziere zu ſorgen. 


762. Die Quartierkaſſe wird unter drelfackem Beſchluſſe aufbewahrt, fo daß der Quar⸗ 
tierherr einen Schluͤſſel, und die beiden Altermaͤnner die beiden übrigen führen. Auszahlun⸗ 
gen finden nur mit Genehmigung des ganzen Kollegiums Statt. Zur Beſtreitung kleiner 
Ausgabe n kann der Quartierherr eine erforderliche Summe zu ein: er unmittelbaren t 

g haben. 
er Eben dat, $ 5 5. 


3. Von der Verfa tung des Beenbfoltegiume. 
765. Das Brandkollegium befteht aus zwei Nathshern, unter dem nn 
und vier Briſitzern, zu zwei aus jeder Gilde. 
Brand⸗Ordn. v. 1766 Marz 22 Kap. I, § 1. 


76%. Das Brandkollegium forgt für die Sicherheit der Stadt vor Gerakhiben und 
ſieht darauf, daß jeder Hausbeſitzer mit den nöthigen Feuer: und Brandgerathſchaf len ver e⸗ 
hen ſei, und daß überhaupt alle Loſchanſtalten der Stadt in geptrigem Stande erhalten 
werden. 

Eben dort, Kap. II, 5 2. 


168. Zu wf Mais und Septembers jedes Jahrs überzeugt fi ich das Brandkolle⸗ 
gium, mit Zuziehung ſachkundiger Leute, durch personliche Beſichtigung von dem Zuſtande 
aller Rauchfänge, Ofen und Röhren in der Stadt und den Werten 

Eben dort, Kap. I, 9 1. 


766. Im Fall eines Feuerſchadens ergreift das Brandkellegium alle nöthigen Fer 
ln zur ieee Löſchung deſſelben. 
Eben dort, Kap. II. 7 
767. Die Brandkaſſe wird aus den jährlich im Mai und September eingezahlten Bei⸗ 
tragen und den nach der Branderdnung verhaͤngten Strafgeldern gebildet; fie ſteht unter der 
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Verwaltung des Brandkollegiums und der Kontrolle des Raths, welcher die Kaffe am Ende 


jedes Jahres zu revidiren hat. 
Eben dort, Kap. IV, $$ 2, 4. 


A. Von der Verfaſſung der Steuerverwaltung. 
768. Die Steuerverwaltung befteht aus zwei Rathsherrn, als Vorfitern, und den bei⸗ 
den Altermaͤnnern und vier Gildegliedern, zu zwei aus jeder Gilde, als Beiſitzern. Die 
Rechnungen der Steuerverwaltung führt ein Notar. 
769. Die Amtspflicht der Steuerverwaltung beſteht in Anfertigung der Repartitionen 
für die Krons⸗ und andern Abgaben, und in Ablieferung der von der Stadt geſtellten Re⸗ 
kruten. 


B. Von der Verfaſſung des Armenkollegiums. 
7170. Das Armenkollegium bejtest aus zwei Rathsgliedern, den zwei Altermäͤnnern 
und drei Bürgern jeder Gilde. d 
Bef. d. Gouv.⸗Reg. v. 1805 Okt. 7, § 1. 
771. Zur Beſorgung der Kanzelleigeichäfte iſt ein Notar bei dem Armenkolleglum an⸗ 


geſtellt. 
Eben dort. 


772. Der Magiſtrat beftinmt die Rathsglieder, welche in dem Armenkollegtum ſiken 
ſollen, und beſtätigt die von ihren Gilden erwählten Bürger. Den Notar ſtellt das Armen⸗ 
kollegium nach eigener Wahl an. 
Eben dort, $ 2. 

773. Die Glieder des Armenkollegiums erhalten als ſolche keinen beſendern Gehalt; 
der Notar wird aus den Stadteinkünften beſoldet. 395 b> main un 

Eben dort. 

174. Das Armenkollegium verſammelt ſich am 188ten jedes Monats zu feiner gewoͤhn⸗ 
lichen Sitzung fallt aber ein Sonn: oder Feiertag auf dieſen Tag, ſo findet die Sitzung am 
folgenden Statt. Außerordentliche Sitzungen ſetzl der Vorſitzer an. 

Eben dort, $ 4. 

775. Der Fürſerge des Armenkollegiums find übergeben: 1) Alle verarmten Bürger 
und Offizianten der Stadt, nebſt deren Wittwen und Waiſen, wenn ſie Niemanden haben, 
der beſonders zu ihrem Unterhalte verpflichtet ware; 2) Gebrechliche und altersſchwache Per: 
fonen, welche in der Stadt geboren find, oder ſich daſelbſt bereits zehn Jahr aufhalten und 
ſich nicht ſelbſt ernähren konnen; 3) Perſonen, welche zwar nicht in der Stadt geboren find 
und ſich auch noch nicht ſeit zehn Jahren daſelbſt aufhalten, die aber während ihres Auf⸗ 
enthalts in der Stadt durch irgend einen ungluͤcklichen Zufall zu fe nerem Erwerbe untuͤch⸗ 
tig geworden find; 4) Alte und gebrechliche Leute aus dem Bauernjtande, die keine Ver⸗ 
wandte haben, welche zu ihrem Unterhalte verpflichtet wären; 5) Nachgebliebene Waiſen, 
bis fie ſich ſelbſt ernähren konnen. Re 

776. Die Kaffe des Armenkollegiums wird unter dreifachen Beſchluſſe aufbewahrt, fo 
daß der Vorſitzer einen Schluͤſſel, die beiden Aeltermͤnner die beiden andern fuhren. 

Eben dort. 

777. Ueber Einnahme und Ausgabe wird ein beſonderes Kaſſabuch geführt. Die Jah⸗ 
resrechnungen werden doppelt angefertigt; das eine Exemplar wird dem Magiſtrate zur 
Durchſicht übergeben, das andere wird zu gleichem Zwecke den Staͤdtbuͤrgern an einem dazu 


beſtimmten Tage vırgelegt. 
Eben dort, d A, B. 


a 


—— 
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6. Von der Verfaſſung der Schulinſtitutskommiſſion. 


778. Die Schulinſtitutskommiſſion beſteht aus drei Rathsherru, dem Aeltermane der 
großen Gilde und zwei Beiſitzern des Kaufmannsſtandes. 

779. Die Kommiſſion verſammelt ſich alle Vierteljahre und verfügt über die freiwilli⸗ 
gen Beiträge der Kaufleute zur Unterſtuͤtzung unbemittelter Lernenden. 

780. Die Kommiſſion vertheilt diefe Stipendien, unter Beſtaͤtigung des Magi rats, 
unter die Söhne unbemittelter Kaufleute und Stadtbeamten, fo wie auch unter die Söhne 
von Bürgern der kleinen Gilde, wenn keine Söhne von Bürgern großer Gilde deſſen bes 


dürfen. 
7. Von der Verfaſſung der Accifeverwaltung. 


781. Die Aecciſeverwaltung beſieht aus zwei Rathshenn, den beiden Aelter nannern und 
zwei Beiſitzern, einem aus jeder Gilde, nebſt einem Notar. 


782. Die Acciſeverwaltung hält tägliche Sitzungen und f erat fir die gehörige Entrich⸗ 
tung der Getraͤnkeſteuer. 
Vierte Abtheilung. 


Von den Verfaſſungen der Stadt Wenden. 
I. Von der Verfaſſung des Magiſtrats. 


785. Der Magiſtrat der Stadt Wenden beſteht aus einem Bürgermeifter und zwei 

Rathsherrn, welche nach den im Ständerechte angegebenen Beſtimmungen gewahlt werden. 
Urk. Stephan Bathory’s v. 1582 Dec. 7, Sigismund III v. 1616 Juni 8, Guſtav Adolph“s 
v. 1626 Febr. 2; Polizei-O. d. kl. Livl. Städte v. 1766 Mai 4 (12636) III; Urt. Katharina 
II v. 1766 Dec. 4. 


7844. Bei dem Magiſtrate find angeſtellt: ein Sekretair, ein Register, ein Kanzelliſt 
und zwei Gerichtsdiener. 

4 Dieſer u. die ſolg. $$ ber. auf d. b. 0 783 angeg. „Eitate % ununterbr. Gewohnh. 

133. Die Glieder und Beamten des Magiſtats weden aus den Ctadteinkünften be: 
ſoldet. 

786. Der Magiſtrat der Stadt Wenden hat keine beſonderen Untergerichte; alle 
Sachen werden in der vollen Verſammlung deſſelben verhandelt. Er vereinigt in ſich die 
adminiſtrative, gerichtliche und polizeiliche Gewalt, und Pr in allen Civil: und Kriminal⸗ 
fachen erſte Instanz. 

II. Von der Verfaſſung der befonderen MR tenen und Kollegien. 

787. Das Kaſſakollegium beſteht aus einem Rathsgliede, den beiden Aelter⸗ 
männern, einem Beiſi iger aus der großen und einem aus der kleinen Gilde. Außerdem iſt 
bei dem Kaſſakollegium ein beſonderer Buchhalter angeſtellt. 


788. Das Quartierkollegium beſteht aus einem Rathsgliede und vier Bürgern. 


789. Die Glieder des Kaſſakollegiums find zugleich auch die der Steuerverwal— 
tung, welcher Einkaſſirung, Verrechnung und Ablieferung der Kronsabgaben obliegt. 
Der Magiſtratsſekretair it zugleich Cekretoir der Steuerverwaltun 9 Steuerempfaͤnger und 
Buchhalter; der Regiſtrator des Magiſtrats iſt Journalist bei der Steuerverwaltung. 
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190. Die Acciſeverwaltung hat ven allen eingeführten Getränken die Krons⸗ 
und Stadtacciſe zu erheben und zu verrechnen. Sie beſteht aus den Gliedern des Kaſſa⸗ 
kollegiums und hat einen beſonderen Buchhalter. 

791. Der Nathsherr, welcher in die en Verwaltungen den Vorſitz fuhrt, wird von dem 
vollen Magistrate eingeſezt. Die beiden Neltermaͤnner find als ſolche Mitglieder derſel⸗ 
ben; die beiden Beiſitzer werden von den Gilden gewahlt und vom Magiſtrate betätigt. 

792. Alle Glieder der Stadtverwaltungen werden auf Lebenszeit ange ſellt und fiehen 
unter der Kontrolle des Magistrats; als Glieder der Stadtverwaltungen erhalten ſie keinen 
beſondern Gehalt. — 

Fünfte Abtheilung. 
Von den Verfaſſungen der Stadt Wolmer. Fr R 1 
I. Von der Verfaſſung des Magiſtrats. * 

793. Der Magiſtrat der Stadt Wolmar beſteht aus einem BÜrgermeijter, zwei Roths⸗ 
herren und einem Syndicus, welche nach den im Stonderechte enthaltenen Beſtimmungen 
gewählt werden. f * 

Vergl. 1766 Mai 4 (12636) III. 

794. Bei dem Magi irate find ein Sekretair und die erforderliche Anzahl Kanzelliſten 

angeſtellt. nt 
795. Der Magiſtrat der Stadt Welmar hat keine beſenderen Untergerichte. Der 
Ortspolizei ſteht ein Rathsglied vor. 3 \ - 

796. Die Rathsglieder werden nicht beſoldet; dem Sckretair und den Kanzelliſten 
wird ein Gehalt aus den Stadteinkünften angewieſen. * 
II. Von der Verfaſſung der beſonderen Stadtverwaltungen und Kollegien. 


797. Das Kaſſakolleg'um beiept aus dem Bürgermeiſter als Verfiger und den 
Neltermännern. Der Magiſtratsſekretair ſeht dem Rechnungsweſen vor. N 


798. Das Quartierkollegium beſteht aus einem Rathsherrn, einem Gliede großer 


Gilde, zwei beſttzlichen Zunftgenoſſen und einem unbefiglichen Bürger. 4 
t . ER wur 2; u wm myDeS 
799. Der Nothsherr, welcher den Vorſit führt, wird vom Magiſtrate, das Glied großer 

Gilde ven der Kaufmannſchaft, die Zunftgenoſſen von der Gemeinde der Handwerker 

erwählt. Die Glieder des Quartierkollegiums, mit Ausnahme des Rathsherrn, wechſeln 

alle zwei Jahre. f 100 


800. Die Steuerverwaltung beſieht aus dem Magiſtrate in feinem vollen 
Perſonale. 5 

801. Das Kaſſakollegium und die Steuerverwaltung ſtehen unter der Kontrolle des 
Kameralhofes; das Qusttierkolleglum ſſellt feine Rechenſchaftsablegung dem Migi⸗ 
ſtrate vor. Nis 18 51 87 

302. Die Ratheglieder und Neltermäͤnner bleiben Mitglieder der Stadtverwaltungen, 
ſo lange ſie ihr Hauptamt bekleiden. u: Ä 


be 
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Sechſte Abtheilung. Zu 
Ven den Verfaſſungen der Stadt Walk. 
I. Von der Verfaſſung des Magiſtrats. 


303. Der Magiſtrat. der Stadt Walk beſieht aus einem Birgermeijter, zwei duths⸗ 
bern und einem Syndicus, die nach den im Staͤnderechte angegebenen W 
gewaͤhlt werden; ſie erhalten keine Beſoldung. 

1766 Mai 4 (12636) DIT. Fr 

804. Bei dem Magiſſrate find ein Sektetair und die erforderliche Anzahl al 
ſten angeſtellt; fie beziehen Gehalt aus den St. ‚dteinkünften. 


805. In Walk gibt es keine Untergerichte und der Magistrat beſergt alle Geſchefte, 
in ſeiner vollen Ver ſammlung; insbeſondere it dem älteren Ratsherrn die Polizei, das 
Amts- und Brandweſen, dem jüngeren das Bauwe en übertragen. 


II. Von der Verfafſung der beſondern Stadtverwaltungen und Kollegien. 


806. Das Kaſſakolle zum beſteht aus dem Blrgermeijter als Oberkaſſaherrn, 
einem Rathsherrn als Kaſſaherrn, dem Aeltermann der großen Gilde, dem Dockmann der 
Zuͤnfte und einem Repraſentanten der kleinen Gilde, als Kaſſabeiſitzern. 


307. Das Quartierkollegium und die Steuerverwaltung beſtehen aus 
einem Rathsherrn als Vorſitzer und zwei Beiſitzern, einem aus jeder Gilde. Die Bei: 
figer werden von den Gilden ſelbſt gewaͤhlt. 5 


808. Die Glieder dieſer Verwaltungen werden auf Lebenszeit angeſtellt; fie dienen 
* und ſtellen ihte aneh dem Magiſtrate vor. 


Siebente Abtheilung. 
Von den Verfaſſungen der Stadt Lemſal. 
* Bon der Verfaſſung des Magiſtrats. b n 

3809. Der Magiſtrat der Stadt Lemſal beſſeht aus einem Bürgermeister und zwei 
Rathsherrn, welche nach den im Staͤnderechte angegebenen Beſtimmungen gewählt werden. 
Die Geſchaͤfte des Syndicus beſorgt der Magiſtratsſekretair. 

1766 Mai 4 (12630) III. 

810. Bei dem Magiſtrite find angeſtellt: ein Sekret nir, ein Negiſtrator und ein 
Translateur. Der Sekretair wird von dem Magiſtrate ernannt und von der Gouverne⸗ 
mentsregierung beftätigt; der Registrator aber und der Translateur werden von dem Ma: 
giſtrate ſelbſt angeſtellt. Die Beamten des Magiſtrats werden aus den Stadteinkuͤnften 
beſoldet. 


811. In Lemſal gibt es keine Untergerichte; alle Geſchaͤfte der Polizeiverwaltung, des 
Amtsgerichts und des Wettgerichts werden von dem Magiſtrate beſorgt; ſie ſind der be⸗ 
ſonderen Aufſicht eines Rathsherrn uͤbertragen. 

II. Von der Verfaſſung der befonderen Stadtverwaltungen und Kollegien. 

812. Das Kaſſakollegium beſteht aus dem Birgermeiſler, der als Oberkaſtenherr 
den Vorſitz führt, einem Ratsherrn als Kaſſaherrn, den beiden Lelterm nnern und einem 


* 
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Beiſitzer, der von den Bürgern der Stadt erwaͤhlt und vom Magiſtrate betätigt wird. Der 
Magiſtratsſekretair führt das Protokoll und ſteht dem Rechnungsweſen vor. 
Bef. d. Gouv.⸗Reg. v. 1798 Jan. 23 u. Stadtkaſſa⸗Ordn. v. 1780 Juli A. 

813. Das Quartierkollegium beiteht aus einem vou dem Magiſtrate dazu er: 
nannten Rathsherrn, als Vorſitzer, einem Genoſſen großer Gilde, zwei beſitzlichen Buͤrgern 
kleiner Gilde und einem unbeſitzlichen Buͤrger. Dieſe Beiſitzer werden von den Gilden 
erwaͤhlt und mit Beſtaͤtigung des Magiſtrats angeſtellt. Der Regiſtrator des Magiſtrats 
führt das Protokoll. 

Bef. d. Gouv.⸗Reg. v. 1816. 

314. Die Steuerverwaltung beſteht aus einem, von dem Magiſtrate dazu ernann⸗ 
ten, Rathsherrn als Vorſitzer, den beiden Aeltermaͤnnern und zwei hausbeſitzlichen Bürgern, 
die von der großen und kleinen Gilde gewaͤhlt werden. Bei der Steuerverwaltung iſt ein 
beſonderer Protokolliſt angeſtellt, der zugleich auch Buchhalter II 

Def. d. Gouv.⸗Reg. v. 1821 Nov. 11. 

815. Die Glieder der Stadtverwaltungen find verpflichtet, nicht weniger als drei 
Jahre ihrem Amte vorzuſtehen; fie erhalten als folche keinen heſondern Gehalt. Der Pro⸗ 
tokolliſt der Steuerverwaltung wird aus den Stadteinkuͤnften beſoldet. 

Eben dort. 


816. Die Stadtverwaltungen ſtelen ihre Rechenſchaftsablegung dem Magiitcate vor. 


Achte Abtheilung.“ 
Von den Verfaſſungen der Etat Werro. 6 
I. Von der Verfaſſung des Mogiſtrats. 9 1117110 

817. Der Magis der Stadt Werro beſteht aus einem Bürgermeifter und drei Rathe⸗ 
herrn, welche nach den im Staͤnderechte angegebenen Beſtimmungen gewählt werden. 
(Vergl.⸗Poliz⸗Ordn. v. 1706 Mai 4 (12636). 

Der. d. Gouv.⸗Reg. v. 1829 Nov. 13. 

818. Bei dem Magiſtrate befinden ſich ein Sektetair und zwei Kunzelliſten, die vom 
Magiſtrite angestellt werden. Der Sekretair wird von der Gouvernementsregierung im 
Amte beſtätigt. Sowohl der Sekretair als die Kanzelliſten waden a aus den Stadteinkünf⸗ 
ten beſoldet. 

319. Einer der Rathsherrn, Wett⸗ und Amtsherr genannt, be orgt die Gefchäfte des 
Wettgerichts und des Amtsgerichts; ein anderer, Bau = und Weideherr genannt, ſteht dem 
Stadtbau⸗ und Weideweſen vor; ein dritter, Quartier und Brandherr genannt, 55 
das Einquartierung ⸗ und Brandweſen. 


II. Von der Verfaſſung der beſonderen Stadtverwaltungen und Kollegien. 


820. Das Kaſſakollegium iſt mit der Steuerverwaltung vereinigt und 
beſteht aus einem Bürgermeiſter, der als Oberkaſſaherr den Vorſitz hat, einem Rathsheren 
als Kaſſaherrn, dem Aelteſten aus der Kaufm aunſchaft, einem Dockmann und einem Bei⸗ 
ſitzer, die von der Bergerſchaft aus den Kaufleuten und Zunftgenoffen erwaͤhlt werden. 
Ein beſonderer Buchhalter beſorgt die Kan zelleigeſchaͤfte und ſteht dem Rechnungsweſen vor, 
321. Was Einquartierung des Militairs anbelangt, ſo ſtehen demſelben der Quar⸗ 

ierkomité und das Quartierkollegium vor, Der Quartierkomite beſteht aus einem, 
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vom Adel erwaͤhlten, in der Stadt hausbefiglichen Adeligen, als Vorſitzer, — einem von 
der Kaufmannſchaft erwaͤhlten Gliede der Kaufmannſchaft, zwei Gliedern der zünftigen 
Bingerſchaft und zwei unbeſitzlichen Birgern. Der ältefte Kanzelliſt des Magistrats führt 
das Protokoll im Quartierfomite. — Das Quartierkollegium beſteht aus einem Gliede des 
Raths, zwei Gliedern der Bürgerfchaft und zwei aus und von derſelben gewählten Quartier⸗ 


herren. a 

822. Der Quartierkomité beichäftigt ſich mit der Reviſion und Vertheilung der Quar⸗ 
tierausgaben und mit Anordnungen ruͤckſichtlich der Einquartierung. Das Quartierkollegium 
vollzieht die von dem Komité getroffenen Anordnungen. 

825. Die Glieder der Stadtverwaltungen werden auf unbeſtimmte Zeit erwaͤhlt und 
muͤſſen wenig dens drei Jahre lang ihrem Amte vorſtehen; fie werden nicht beſoldet. Der 
Buchhalter der Steuerverwaltung wird aus den Stadt⸗Schenke pachtgeldern beſoldet. 

824. Das Stadtkaſſakollegium und die Steuerverwaltung ſtehen unter der Kontrolle 
des Kameralhofs und ftellen demſelben ihre Rechnungsablegung vor, — der Quartierkomité 
it der Gouvernementsregierung untergeordnet, das Quartierkollegium befindet ſich unter 
der Direktion des Magiſtrats. N 


Neunte Abtheilung. 
Von den Verfaſſungen der Stadt Fellin. 
J. Von der Verfaſſung des Magiſtrats. 
825. Der Magijteat der Stadt Fellin beſteht aus einem Bür zermeiſter, drei Raths⸗ 
henn und einem Syndicus, welche nach den im Staͤnderechte angegebenen Be, timmungen 
gewaͤhlt werden. n ur. 
826. Bei dem Magiſtrate find ein beſonderer Stadtfiskal, ein Notar, ein befonderer 
Protekolliſt fur Polizeiſachen, und die erforderliche Anzahl Kanzelliſten und Gerichtsdiener 
angeſtellt. e 
827. Der Stadtfisal, fo wie auch der Notar, der Protokolliſt, die Kanzelliſten und 
Gerichtsdiener werden von dem Magiſtrate felbit angetellt. Der Stadtfiskal ſieht auf Er⸗ 
fällung der Geſetze und auf Bewahrung der ftädtifchen Gerechtſame. f 
828. Die Glieder und Beamten des Magiſtrats werden aus den Stadtmitteln 
beſoldet. 4 
829. In Fellin gibt es keine Untergerichte; ſaͤmmtliche Sachen werden in der vollen 
Verſammlung des Magiſtrats verhandelt. Einem der Rathsherrn „der den Namen Amts⸗ 
patron fährt, iſt übertragen, die geringfügigen Streitigkeiten unter den Handwerksaͤmtern 
zu fehlichten und auf Erhaltung der Ordnung unter den Gewerksgenoſſen zu ſehen. 


II. Von der Verfaſſung der beſonderen Stadtverwaltungen und Kollegien. 
830. Das Kaſſakollegtum beſleht aus einem Birgermeiſter, der als Oberkaffaherr 
den Vorſitz führt, einem Rathsberrn als Kaſſaherrn und zwei Beiſitzern. * 
831. Das Quartierkollegium und das Brandkollegium, fo wie auch die 
Weidekommiſſion beſtehen aus einem Rathsherrn und zwei Beiſitzern. 78 
832. Die Steuerverwaltung beſteht aus einem Buürgermeiſter und zwei Bel⸗ 
ſitzern. 
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355. Die Beiſitzer aller dieſer Stadtverwaltungen und Kollegien werden von der 
Stadtgemeinde aus ihrer Mitte gewählt und von dem Magiſtrate beſtaͤtigt. 


331. Die Glieder der Stadtverwaltungen und Kollegien werden auf Lebenszeit 
angeſtellt; die bei den Stadtverwaltungen und Kollegien angeſtellten Beiſitzer, der Stadt⸗ 
buchhalter und die Gerichtsdiener werden von der Einwohnerſchaft beſoldet. 


855. Die Stadtverwaltungen und Kollegien fiehen unter der Kontrolle des Magiſtrats, 
dem ſie jaͤhrlich ihre Rechenſchaftsablegung uͤbergeben. Die Rechnungen werden von dem 
Kameralhofe, die Stadtkaſſe aber vom Stadtfiskale revidirt. 


Zehnte Abtheilung. 
Von den Verfaſſungen der Stadt Aren burg. 
I. Von der Verfaſſung des Magiſtrats. 

856. Der Magi rat der Stadt Arensburg beiteht aus einem Bürgermeister, Mad 
Syndicus, einem Gerichtsvogte und drei Rathsherrn, welche nach den im Staͤnderechte 
angegebenen Beſtimmungen gewaͤhlt werden. 

837. Bei dem Magiſtrate iſt ein Sekretair, der zugleich auch Syndicus it, und die 
erforderliche Anzahl Kanzelliſten angeſſellt. 

858. Die Glieder und Beamten des Magiſtrats werden aus den Stadtmitteln be: 
ſoldet. 

II. Von der Verfafſung der untergerichte. 


839. Die Untergerichte in Arensburg ſind: 1) das Vogteigericht; 2) das Amts⸗ 
gericht; 3) das Polizeigericht. 


840. In dem Vogteigerichte führt der Gerichtsvogt den Vorfig; in dem Yantsgerichte 
der Syndicus; das Polizeigericht beſteht aus dem Gerichtsvogte und einem Rathsherrn; 
bei demſelben iſt ein Protokolliſt angeſtellt. 


841. Die Gegenſtände, welche zu der Kompetenz dieſer Gerichte gehören, und der 
Umfang ihrer Amtsgewalt werden den Regeln, welche fir die ihnen entſprechenden Bez 
hörden in Dorpat und Pernau gelten, gemä3 beſtimmt. 


III. Von der Verfaſſung der beſonderen Stadtverwaltungen und Kollegien. 


842. Das Kaſſakollegium befteht aus dem Burgermeiſter, der als Oberkaſſaherr 
den Verſitz führt, einem Rathsherrn, als Kaſſaherrn, den Xeltermännern beider Gilden 
und zwei Beiſitzern aus der Buͤrgerſchaft. Bei demſelben iſt ein beſonderer Buchhalter an⸗ 
geſtellt. 

845. Das Quart ierkollegium befteht aus einem Adeligen als Vorſitzer, einem 
Rathsherrn und einem Gliede der Burger chaft als Beiſitzern, und einem Quartierme iſter. 
Der Buchhalter des Quartierkollegiums ſteht den Kanzelleigeſchͤͤften und dem Rechnungs: 
we ſen vor. 


. 


Bef. d. Goud.⸗Reg. v. 18 12 Aug. E, 1621 Febr. A. 


844. Die Steuer verwaltung beſteht aus einem Rathsherrn, welcher den Verſtz 
führt, den beiden Leltermaͤnnern und zwei Beiſitzern aus dem Buͤrgerſtande. Bei der elben 
iſt auch ein beſonderer Buchhalter ange teilt, 
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845. Der adelige Vorſitzer des Quartierkollegiums wird von der Oeſelſchen Ritter: 
ſchaft ernannt; die Beiſitzer im Kaſſakollegium und in der Steuerverwaltung werden von 
der Bürgerfchaft erwaͤhlt und vom Magiſtrate betätigt. 

846. Die Glieder der Stadtverwal tungen und Kollegien, die nicht zum Beſtande 
des Magiſtrats gehören, werden auf drei Jahre ange ſſtellt und mit Ausnahme des adeligen 
Verſitzers des Quatierkollegiums, der unentgeldlich dient, aus den Stadteinkünften 
beſoldet. 


847. Die Stadtverwaltungen und Kollegien ſtehen unter der Aufſicht der Gouverne⸗ 
mentsregierung und ſtellen derſelben ihre Rechenſchaftsablegungen vor. 


BER 


Drittes Buch. 
Verfaſſungen des Gouvernements Eſthland. 


Erſter Titel. 
Von der Verfaſſung der Landesbehoͤrden. 


Erſtes Haupeftüd. 
Von dem Oberlandgerichte. 


Erſte Abtheilung. 
Von dem Beſtande des Oberlandgerichts. 


848. Das Oberlandgericht beſteht aus allen zwoͤlf Gliedern des Landrathskollegiums, 
unter Vorſitz des Generalgouverneurs. Deſſen Stelle vectritt in ſeiner Abweſenheit einer 
der aͤlteſten Landräthe, auf Vorſtellung des Oberlandgerichts und Wahl des General: 
gouverneurs. 

Eſthl. R. u. LR. B. I, Tit. I, Art. 3; Memor. d. Oberlandg. an d. Jurist. d. Liv⸗ u. 

Eſthl. Sachen v. 1721 Nov. 18, Beil. Kap. 1. $ 1; Alerh. be. Unterl. d. Sen. v. 1797 

Febr. 26 (17845) pft. 1; Vorſchr. d. Gen.⸗Gouv. v. 1824 März 14 pkt. 1. 


849. Beim Oberlandgerichte find angeſtellt: zwei Sckretaire, von denen der eine 
zugleich Protokollführer iſt, ein Archivar, ein Aktuar, ein Protokolliſt für Krepoftfachen, 
ein Translateur für die Ruſſiſche Sprache, ein Dollmelſcher für die Ruſſiſche Sprache 
und einer für die Schwediſche, Kanzelliſten und Gsrichtsdiener (Miniſteriale) nach 
dem Etat. 

1797 Febr. 26 (17845). 


850. Von dem Ermeſſen des Oberlandgerichts hängt es ab, noͤthigenfalls die Anzahl 
der Kanzelliſten und Miniſteriale zu vergrößern oder zu vermindern. 

Eben dort; protok. d. Oberlandg. v. 1821 Juli 20; Vorſchr. d. Gen. ⸗Gouv. v. 1824 

Maͤrz 14. 


351. Sammtliche Beamten und Diener des Oberlandgerichts werden auf Lebenszeit 
gewählt. Ihre Wahl und Anſtellung gebührt unmittelbar dem Oberlandgerichte. 
1797 Febr. 26. (17845). 


852. Die Candräthe werden nicht beſoldet, ſondern genießen, als Tafelgelder, der 
Einkünfte der Landrathsgüter, nachdem aus denſelben die Unterhaltskoſten der Kanzellei des 
Oberlandgerichts und der Beitrag zur Unterhaltung der Manngerichtskanzelleien beſtrit⸗ 
ten worden. 


Protok. d. Oberlandg. v. 1821 Juli 20 pkt. 9. 


855. Das Oberlandgericht beitinmt, nach eigenem Ermeſſen, feinen Kanzelleibeam⸗ 
ten bei Anſtellung derſelben ihren Gehalt aus den Einkünften der Landrathsgüter. 
Eben dort. 


— ‚ 
—— 
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854. Die Kanzelleigebühren, welcher die Beamten des Oberlandgerichts als eine Zu⸗ 
lage zu ihrem Gehalte genießen, werden in Grundlage einer hierfür beſtätigten Taxe er⸗ 
hoben, und nach dem Ermeſſen des Oberlandgerichts unter ſie vertheilt. 
Eben dort. 


855. Von den durch das Oberlandgericht verhängten Strafgeldern fallen der Kanzellei 
deſſelben diejenigen zu, welche für unnechtfertiges Erheben von Rechtsſtreitigkeiteu; und 
widergeſetzliches Anſtreiten rechtskräftiger Erkenntniſſe (Urtheils⸗und Beſcheidqual), fo wie 
für das Ausbleiben in den Terminen, in Grundlage der Beſtimmungen des Civilprozeſſes, 


feftgefegt ſind. 
Eſthl. R. u. LR. Bd. I, Tit. XXXVI, Art. 3; vergl. den Civilprozeß. 


Zweite Abtheilung. 


Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz und von den Grenzen der Amtsgewalt des 
2 Oberlandgerichts. 


856. Die Gerichtsbarkeit des Oberlandgerichts erſtreckt ſich über das ganze Eſthlän⸗ 
diſche Gouvernement und in gerichtlicher Hinſicht auch über den Magiſtrat der Stadt 
Narva. Von dieſer Gerichtsbarkeit iſt die Stadt Reval mit ihrem Territorium aus⸗ 
genommen. 8 

Eſthl. R. u. LR. Bo. I. Tit. I, Art. 1; Memor. d. Oberlandg. v. 1721 Nov. 18, Beil. 

Kap. 1; 1832 Dec. 28 (5866). 


857. Zur Kompetenz des Oberlandgerichts gehört in Beziehung auf Juſtizverwaltung 
und Aufſicht: 

1) Die ihm untergeordneten Behörden zu beaufſichtigen. 

2) Die Beamten, Kanzelliſten und Gerichts diener des Oberlandgerichts zu wählen und 
anzuſtellen. 

3) Die Advokaten für das Oberlandgericht und die ihm untergeordneten Gerichte des 
Eſthländiſchen Gouvernements anzuſtellen. 

4) Alle von der Efthländifchen Ritterſchaft gewählten Beamte, fo wie die vom Ober⸗ 
landgerichte ſelbſt angeſtellten Advokaten zu vereidigen. 5 

5) In Grundlage der beſtehenden Geſetze ausführliche Vorſchriften für die innere Oed⸗ 
nung des Geſchäftsganges des Oberlandgerichts ſowohl, als der ihm untergeordneten Be⸗ 
hörden, zu erlaſſen. 

6) Vormünder und Curatoren im Allgemeinen für alle Perſonen zu ernennen und zu 
beftätigen, ausgenommen für diejenigen, welche ihrem Stande nach unter den Stadt- und 
Vauerbehörden ſtehen. 

7) Auf Anſuchen von Privatperſonen Notariatsinſtrumente auszuftellen (mit Ausnahme 
der Wechſel⸗ und Seeproteſte, die den Stadtgerichten obliegen), und Unterſchriften unter 
Dokumenten aller Art zu beglaubigen, ſo wie auch Kopien ſolcher Akten. 5 

8) Auf Anſuchen von Privatperſonen und in den beim Oberlandgerichte verhandelten 
Sachen Gelder zur Bewahrung entgegen zu nehmen, nach den im erſten Buche der Behör⸗ 
denverfaſſung angegebenen Beſtimmungen. 

9) In nichtſtreitigen Nachlaß⸗, Theilungs⸗ und Teſtamentsſachen der Adeligen, der 
Geiſtlichen (mit Ausnahme derer, welche der Gerichtsbarkeit des Magiſtrats in Reval 
unterliegen), der Advokaten des Oberlandgerichts und der ihm untergeordneten Behörden 
und endlich der Litteralen, die im Dienſte des Staats oder der Ritterſchaſt ſtehen, die ge⸗ 
ſetzlichen Bekanntmachungen zu erlaſſen und die ſonſt erforderlichen Anordnungen zu treffen. 
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10) Die Vermögens-Verſiegelung und Inventur durch abgeordnete Beamte des 
Oberlandgerichts oder durch die örtliche Polizei zu veranſtalten, wofern das Vermögen auf 
dem Lande, auf dem Dome zu Reval oder in den kleinen Städten gelegen iſt und Perſo⸗ 
nen gehört, die ihren perſönlichen Gerichtsſtand vor dem Oberlandgerichte haben. 

11) Bewegliches Vermögen von Perſonen, die unter die Gerichtsbarkeit des Oberland— 
gerichts gehören, durch die örtliche Polizei oder Stadtmäkler in öffentlicher Verſteigerung 
verkaufen zu laſſen. 

12) Die öffentliche Verſteigerung von unbeweglichen auf dem Lande belegenen Ver⸗ 
mögen ohne Rückſicht auf den Stand der Eigenthümer, fo wie der Haͤuſer und Grundftüde 
Adeliger auf dem Dome zu Reval, zu veranſtalten. 

13) In den Beſitz von adligen Landgütern und von Landſtellen durch die Landespolizei 
einweiſen zu laſſen. 

14) Hypotheken auf unbewegliches Vermögen in die öffentlichen Hypothekenbüͤcher ein⸗ 
zutragen und in denſelben zu tilgen, jo wie Urkunden uͤber unbewegliches Vermögen zu cor⸗ 
roboriren und die geſetzlichen Krepoſten darüber zu ertheilen, nach der im Civilrechte feſtge⸗ 
ſetzten Ordnung. 

Eſthl. R. u. LR. B. 1, Tit. I, Art. 1, 3, B. II, Tit. IX. Art. 8, 9 Oberland.⸗Konſt. 

v. 1691 Juli 7, 88 6, 10; Memor. d. Oberlandg. v. 1721 Nov. 18, Beil., Kap. I; 


Landwalſeng.⸗Ordn. v. 1724 Tit. VIII, Art. 1; 1797 Febr. 26 (17845); 1840 Juli 5 
(13630). 


858. Zur Kompetenz des Oberlandgerichts in Kriminalſachen gehören: 


In erſter Inſtanz. 


1) Verbrechen: a) der Adeligen; b) der Geiſtlichen, mit Ausnahme der Evangeliſch— 
Lutheriſchen Geiſtlichen der Stadt Reval, welche der Stadtgerichtsbarkeit unterliegen; €) der 
Advokaten des Oberlandgerichts und der Litteraten, die im Dienſte des Staats oder der 
Ritterſchaft ſtehen. 

2) Amtsverbrechen: a) der Perſonen, die im Civilſtaatsdienſte ſtehen oder im Wahl⸗ 
dienſte der Ritterſchaft und der Städte Narva, Hapſal, Weſenberg, Weiſſenſtein, Bal⸗ 
tiſchport und des Doms zu Reval, mit Ausnahme jedoch derjenigen Beamten, für wel⸗ 
che im Kriminalprozeſſe ein beſonderer Gerichts ſtand feſtgeſetzt iſt; b) der Advokaten, ſo⸗ 
wohl des Oberlandgerichts, als der ihm untergeordneten Behörden. 


In zweiter Inſtanz. 


3) Die Leuteration der Kriminalſachen, welche aus den Manngerichten und aus den Ma⸗ 
giſtraten der Städte Hapſal und Narva an daſſelbe gelangen. 

4) Beſchwerdeſachen über Verletzung der Regeln des Kriminalprozeſſes in den dem Ober- 
landgerichte untergeordneten Gerichten. 

Eſtyl. R. u. LR. B. I, Tit. II, Art. 4, 6; Inter.⸗Ordn. d. Mannger. v. 1653 Mai 9, 

SS 10, 11; Ergänz. d. Mannzer.⸗Ordn. v. 1664 März 28, 8 5; 1797 Febr. 26 (17845); 

180% Aug. 7 (21239); 1808 Juni 9 (23071); 1840 Juni 5 (13630). 


859. Das Oberlandgericht entſcheidet, unter Beftätigungdes Civilgouverneurs oder des 
Gieneralgouverneurs, allendlich die an daſſelbe gelangenden Kriminalſachen, mit Ausnahme 
nur derjenigen, welche nach den Beſtimmungen des Kriminalprozeſſes der Reviſion des 
Dirigivenden Senats unterliegen. 

1797 Febr. 26 (17845); vgl. Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. 88 2240, 241. 


—— 
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860. Zur Kompetenz des Oberlandgerichts in Civilſachen gehoren: 
In erſter Inſtanz. 

1) Rechtsſtreitigkeiten Über das Vermögen der Kirchen, welche ſich im Gericktsbezirke 
des Oberlandgerichts befinden. 

2) Rechtsſtreitigkeiten hinſichtlich der im Gerichtsbeziike des Oberlandgerichts belegenen 
Kronbe ſitzlichkeiten. . 

„5 3) Rechtsſtreitigkeiten gegen die Ritterſchaft und deren Inſtitute, ſo wie gegen alle Per⸗ 
ſonen adeligen Standes. 

4) Streitige Nachlaß⸗, Teſtaments⸗ und Theilungsſachen Erbadeliger. 

5) Rechtsſtreitigkeiten gegen Geiſtliche (mit Ausnahme derjenigen, welche der Gerichts: 
barkeit des Revalſchen Magiſtrats unterliegen,), gegen Advokaten des Ober landgerichts und 
feiner Untergerichte, fo wie gegen Litteraten, die im Dienſte des Staats oder der Rilter⸗ 
ſchaft ſtehen. 

6) Streitige Sachen Über das Eigenthumsrecht an adeligen Landguͤtern und an Hauſern 
und Beſitzlichketten, die auf dem Dome zu Reval belegen find, fo wie Rechtsſachen über 
die adeligen Yandgütern zuſtehenden Berechtigungen und Vorzüge, 

7) Concursſachen der Adeligen und der im vorhergehenden Iten Punkte angef ihrten 
Perſonen, ausgenommen wenn der Concurs bloß ein in Reval, Hapſal oder Narva bele⸗ 
genes Grundſtück betrifft. 

8) Streitigkeiten zwischen Schriftſtellein, Ueberſetzern, Herausgebern und Verlegern 
oder Buchdruckern und Buchhaͤndlern, über das Eigenthumstecht an einem Buche oder einem 
wiſſenſchaftlichen oder zur ſchönen Litteratur gehörigen Werke, in ſofern dieſe Sachen nicht 
der Entſcheidung eines Schiedsgerichts vorbehalten ſind. 

In zweiter Inſtanz. 

9) Verhandlung und Aburtheilung der Rechtssachen, welche mittelſt Appellation oder 
Querel aus dem Niederland- und Landwaiſengerickte, den Manngerichten und den Mas 
giſtraten der Staͤdte Hapfal und Narva an das Oberlandgericht gelangen. 

10) Reviſion der von den Kreisgerichten abgeurtheilten Rechtsſachen. 

11) Beſchwerdeſachen wegen Verletzung der Regeln des Civilprozeſſes in den dem Ober⸗ 
landgerichte untergeordneten Gerichten. 

Eſthl. R. u. LR. B. I, Tit. I, Art. 1; Tit. II, Art. 1, 2, E, 6; Sit. III, Att. 2; Tit. v 

Art. 4; Oberlandg. ⸗Konſt. v. 1691 Juli 7; Memor. d. Oberlandg. v. 1721 Nov. 183 

Landwaiſeng.⸗Ordn. von 1724 Tit. VI, Art. 1; 1797 Febr. 26 (17845); 1808 Juni 9 

(23071); 1832 Febr. 17 5171), Dec. 28 (5866). 

3861. Von der Gerichtsbarkeit. des Oberlandgerichts in erſter Inſtanz ſind aus⸗ 

1) Rechtsſachen wegen ſtreitiger Schuldforderungen, welche ohne Ruͤckſicht auf den be⸗ 
vor zugten Gerichisſtand des Schuldners vor die Manngerichte gehören, und nur unter dem 
Betrage von 60 Rbl. S. M. von dem Niederlandgerichte zu verhandeln ſind. 

2) Grenz: und Servitutſtreitigkeiten, welche ebenfalls ohne Rüͤckſicht auf den bevorzug⸗ 
ten Gerichtsſtand des Beklagten vor die Manngerichte gehören, ſofern fie nicht nach dem 
Ge etze der Entſcheidung eines Schiedsgerichts unterliegen. Dr 

Vergl. d. in den Hauptſt. II u. III dieſes Titels angeg. Geſetzſtellen. 
862. Beſchwerden über Erkenntniſſe des Oberlandgerichts werden bei dem Dirigiten⸗ 
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den Senate angebracht. Alle Sachen, deren Gegenſtand an Werth die Summe von 
600 Rbl. S. M. nicht uͤberſteigt, werden allendlich im Oberlandgerichte entſchieden; hier: 
von werden nur ſolche Sachen ausgenommen, welche nach der für fie beſtehenden beſonde⸗ 
ten Ordnung des Verfahrens immer an den Dirigtrenden Senat gelangen muͤſſen. 

1832 Dec. 28 (5806). 


863. Das Oberlandgericht it letzte Gerichtsinſtanz in ſtreitigen Rechtsſachen von 
Perſonen, welche der Gerichtsbarkeit der Baue behörden unterliegen. An daſſelbe konnen 
alle Sachen, deren Gegenſtand an Werth uͤber 30 Rbl. S. M. beträgt, durch Appellation 
gelangen. Dieſe Sachen werden daſelbſt allendlich entſchieden und wird weiter dagegen keine 
Appellation zugelaſſen. Beſchwerden uͤber verzögerten Rechtsgang und verweigerte Rechts⸗ 
pflege gehen an den Generalgouverneur, Nullitaͤtsklagen aber an den Dirigirenden Senat. 
Uebrigens wird in Sachen dieſer Art dem unterliegenden Theile freigeſtellt, bei Ueber: 
nahme der Verantwertlichkeit für unrechtfertige Appellation, ſich mit einer Klage an den 
General gouverneur zu wenden und um Bepruͤfung der Sache zu bitten. Findet der Gene: 
ralgouverneur in der Verhandlung der Sache Unvollſtaͤndigkeiten, fo laßt er mit Voll: 
ſtreckung des Urtheils einhalten und trägt dem Oberlandgerichte auf, die Sache nochmals 
durchzuſehen oder zu ergänzen. Findet aber auch dann der Generalgouverneur das Urtheil 


geſetzwidrig, 2 L ec dari ber Sr. Kaiserlichen Majetät. 
l. Bauer Verordn. v. 1816 Mai 23 (26278) 9 435438. 


Dritte Abtheilung. 
IJ. Von den Sitzungen. 


864. Das Oberlandgericht hält feine Sitzungen im Ritterhauſe auf dem Dome zu 
Reval. 

865. Das Oberlandgericht verſammelt ſich in feinem vollftändigen Perſonale einmal 
im Jahre, vom erſten Mittwoch nach Chriſti Erſcheinung (Epiphaniae), bis 14 Tage 
vor Oſtern (dem Sonntage Judica). 

Eſthl. R. u. LR. B. I. Tit. 1. Art. 12; Memor. d. n v. 1721 Nov. 18, Beil. 

Kap. I. $ 10; 1797 Febr. 26 (17845) oft, 2 


866. Außerdem hält das Oberlandgericht, fo oft es die Umſtände erfordern, in der 
Regel ein Mal im Jahre, eine außerordentliche Juridik, deren Anfang und Dauer es felbft 
beitimmt und durch öffentlichen Anſchlag bekannt macht. Zugleich wird der Civilgouver⸗ 
neur ven der zu eröffnenden Juridik in Kenntniß geſetzt, welcher ſeinerſeits hiecͤber durch 


die Gouvernementsregiecung eine Bekanntmachung erlaͤßt. 
Vorſchr. des Gen.⸗Gouv. v. 1824 März 14, pkt. 3. 


867. Die erdentlichen Juridiken des Oberlandgerichts werden durch öffentlichen Got⸗ 


tesdienſt in der Ritter⸗ und Domkirche zu Reval eröffnet. Bei der, nach hergebrachter Ord⸗ 
nung, derielben vorhergehenden feierlichen Prozeſſion vertritt, wenn der Ritterſchaftshaupt⸗ 
mann abwe end iſt, der Harriſche Mannrichter feine Stelle. Nachdem die Prozeſſion in der 
nämlichen Ordnung nach dem Ritterhauſe zurückgekehrt iſt, werden die Sitzungen wie im 
Obeclandgerichte, jo auch im Niederlandgerichte und den Manngerichten, erbſſnet. 
Ununterbr. Gewohnh. 
868. Wärend der Sitzungen nimmt der preſidirende Landrath den erfien Platz ein; 


die Kandcbthe figen nich ihrer Anciennetät. 
Eſchl. R. u. LR. B. 1 Tit. I. Art. 4. 


——— — — * — n 
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869. In der geit von einer Juridik zur andern find, der Neifefolge nach alle 14 Ta: 
ge abwechſelnd, immer drei Landraͤthe im Oberlandgecichte anweſend, um die laufenden Ge: 
ſchafte zu beſorgen, die fheitigen Rechtsſachen und die Kriminalſachen zu verhandeln und 
zur Aburkheilung in der Juridik verzubereiten, fo wie auch um ſolche Kriminalſachen, 
welche nicht von Belang oder aus den Untergerichten bloß zur Leuteration eingegangen ſind, 
ſc fort abzuurtheilen. 

Inter.⸗Ordn. d. Mannger. v. 1653 Mai 9 § 10, 11; Protok. d. Oberlandg. v. 1808 Sert. 9j 

Vorſchr. d. Gen.⸗Gouv. v. 1824 Mär; 14. 


870. Die Landraͤthe beſtimmen die Reihefolge, in welcher fie dejouriten follen, nach 
eigenem Ermeſſen, doch mit betreffender Anzeige an den Civilgouverneur. Der preſidirende 
Landrath iſt von der Verpflichtung auch in der Reihefolge zu dejouriren nicht befteit. 

Protok. d. Oberlandg. v. 1808 Sept. 9; Vorſchr. d. Gen.⸗Gouv. v. 1824 Marz 14 pkt. B. 

871. Jeder Landrath, den die Reihe der Dejour trifft „muß zur gehörigen Zeit ſich eins 
finden. Wird er durch geſetzliche Hinder niſſe daven abgehalten, fo fordert das Obecland⸗ 
gericht einen andern Landrath zur Stellvertretung auf. 

Protok. d. Oberlandg. v. 1808 Sept. 9, 1824 Nov. 8, 

872. Jede ſolche rechtliche Behinderung an perſönlicher Abwartung der Dejour hat der 
ausbleibende Landrath (falls nicht ein anderer Landrath freiwillig deſſen Stelle vertritt) bei 
Zeiten dem Oberlandgerichte anzuzeigen, und im Falle etwaniger Krankheit ein aͤrztliches 
Zeugniß beizubringen. 

Eben dort. 
II. Von dem Geſchaͤftsgange. 


873. Im Oberlandgerichte werden geführt: 1) ein Tifchregifter; 2) drei Protokolle, das 
eine für Civil⸗und Adminiſtrativſachen, das andere für Kriminalſachen und das dritte für 
Krepoſt⸗und Hypethekenſachen; 3) zwei Miſſive, von welchen das eine die erlaſſenen Mit: 
theilungen, Vorſchriften, Aufträge, Anfragen, Zeugniſſe u. ſ. w., das andere Urtheile und 
Beſcheide in Civil⸗und Kriminalſachen enthält; 4) ein Buch für die anhangigen Civil-und 
Kriminalſachen; 5) ein Vollmochtsbuchz 6) ein Anſchlagsbuch; 7) ein Expeditionsbuch und 
die erforderliche Anzahl von Regiſtern, Terbot:, Krepoſt⸗, Hypotheken, Schnur⸗und Kaſſa⸗ 
buͤchern. 

a Ununterbr. Gewohnh. — Vergl. Eſthl. R. u. LR. B. I, Tit. VII, Art. 7, 13, 


874. Beim Verfahren in ſtreitigen Rechtsſachen, fo wie bei Teſtaments⸗, Hypotheken⸗ 
und Corroborationsſachen, werden in Beziehung auf die Einreichung der Eingaben ans Ober: 
landgericht beſondere im Prozeſſe und im Civilrechte angegebene Beſtimmungen beobachtet. 

Ununterbr. Gewohnh.—Eſthl. R. u. LR. B. I, Tit. XV, Art. 1, 4; Tit. XXXII, Art. 3; 

Oberlandg.⸗Konſt. v. 1691 Juli 7 58 7, 15, 16. 

875. Ale Ausfertigungen werden vom preſidirenden Landrathe oder, wenn er nicht 
zugegen iſt, von dem gegenwartigen Altejien Landrathe unterzeichnet und von dem Sektetair 
oder dem enigen Beamten, der fie abgefaßt hat, contraſignirt und endigen mit den Worten: 
„Im Namen und ven wegen des Kaiſerlichen Eſthlandiſchen Oberlandgerichts“. Den ge: 
richtlichen Zeugniſſen und andern Notariatsinſtrumenten wird außerdem das Gerichtsſie gel 
beigedruͤckt. 

Eſthl. R. u. LR. B. I, Tit. XXXII, Art. 3, Memor, d. Oberlandg. v. 1721 Nov. 18, Beil. 

Kap. I, ö 8. 


876. Beſcheide und Protofollverfügungen, die nach der $ 165 feſtgeſtellten allgemei⸗ 
nen Form abgefaßt find, werden ohne gerichtliche Unterſchrift nur unter Beglaubigung des 
1 96. 9 


4 

5 
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Sekretairs den Anſuchenden ausgefertigt. Zur Fallung eines Beſcheides iſt die Gegen wart 
von drei Landraͤthen erferderlich: eine Protokollverfuͤgung dagegen wegen An etzung eines 
Termins u. dgl. kann auch von bloß einem Gliede geiroſſen werden. 

Ber. auf ununterde. Gewohnh. u. d. Alerh. beit. Mein. d. Reichsr. von 1845 Juni 21. 


877. Die Civil-⸗und Kriminalurtheile werden nach der 5 165 feſtgeſſellten allgemeinen 
For a und nach beienderen im Civil: und Kriminal pro eſſe angegeben Beſtimmungen abge⸗ 
faßt, wie es ſich gehert. 2 
Allerh. beſt. Mein. d. Reichsr. von 4845 Juni 21. 

878. Zur Fallung eines Urtheils in Civilſachen find, ebenfo wie in beſonders wichti⸗ 
gen Kriminalſachen, die itren Anfang im Oberlandgerichte genommen, wenigſtens ſieben 
Londraͤthe erferderlich; zur Faͤllung eines Urtheils in minder wichtigen Kriminalſachen, fo 
wie in ſelchen, die nur zur Leuteration ans Oberlandgericht gelangen, find drei Lendrathe 
hinreichend. | ; | 

ENSLIR. u. ER. B. I, Sit. I, Art. 9; Inter. O. det Mang. v. 1053 Mei 9, Frotof. d. 

Oberlandg. v. 4808 Sept. 9. 7 j 

879. Die Civil: und Kriminalurtheile werden im Originale von ſämmtlichen Landrä⸗ 
then, die an dem Erkenntniß Theil genommen, unterſchrieben. Jeder mit dem allgemeinen 
Beſchluſſe nicht übereinſtimmende Landrath hat das Recht, feine Meinung in das Protokoll 
verſchreiben zu laſſen, muß jedoch das Originalurtheil nach der Entſcheidung der Mehrheit 
mit unterſchreiben. 

Eſthl. N. u. ER. B. I, Dit. I, Art. 9; Kön. Schwed. Reſol. v. 1684 August 12, 1685 Juli 4. 


880. Nur dem Originale der Civilurtheile wird das Siegel des Gerichts beigedrückt; 
die Abschriften der Civil⸗und Ktiminalurtheile werden unter der Ueberchtift: „Aus dem 
Protokolle des Kaiſerlichen Eſthlaͤndiſchen Oberlandgerichts“ ohne Unterzeichnnung der 
Glieder, nur unter Beglaubigung des Sekretairs ausge ertigt. 

N “ENGER. u. E. B. I, Sit. XXXII, Art. 3. 

881. Iſt die zur Aburtheilung einer Civil: oder Kriminalſache erforderliche Anzahl von 
Landraͤthen nicht zugegen, fo haben der Ritterſchaftshauptmann und die Mannrichter die 


Abwe ſenden zu vertreten. 
8 Memor. d. Oberlandg. v. 1721 Nov. 18, Beil. Kap. I, $ 6. 


Vierte Abtheilung. i 
Von den Verpflichtungen der Glieder und Beamten des Oberlandgerichts. 


882. Nach gemeinsamer Uebereinkunft konnen die Landrzthe einzelne beſondere Rellts⸗ 
ge chaͤfte, wie z. DB. öffentliche Verſleigerungen, Vernehmung der Partenantruͤge, Verhöre der 
Zeugen u. f. w. unter ſich vertheilen, oder nach ihrem Tienftalter abwechſelnd vornehmen. 

Enbt. N. u. ER. B. 1, Dit. XXII, Art. 4, 12; Sit. XXVI, Att. 1; Sit. XXIX, Att. 2. 


3883. Die Sekretaire des Oberlandgerichts find nach der vom Oberlandgerichte getroffe⸗ 
nen Vertheilung ihrer Geſchaͤfte verpflichtet: 
1) Aus dem Tiſchregiſter und dem Protokolle für Krepoſt und Hypotheken achen alle ein⸗ 
kommende Schriften und mündlich gemachte Anträge zur Verfügung vorzutragen. 
2) Die bereits geſchloſſenen Akten zum Behuf der Aburtheilung vorzulegen. 
3) Urtheile, Beſcheide, Berichte, Mittheilungen und fonflige Ausferrigungen, dem Be: 
ſchluſſe des Gerichts gemäß, zu entwerfen. 
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4) Das Protokoll in Givil:‚Reiminals,Kıepoft: und Hypothekenſachen zu führen und, 
nach Unterſchrift deſſelben durch die Gerichtsglieder, zu contraſigniren. 

5) Die Miſſive zu unterſchreiben. 

6) Alle gerichtlichen Ausfertigungen mit den Konzepten zu collationiren und zu con⸗ 
traſigniren. 

7) Die Urtheile bei der Eröffnung zu verleſen. 

8) Die Kaſſa-und Schnurbacher zu führen und den dritten Schlüffel der Geldkaſſe des 
Oberlandgerichts aufzubewahren. i 

Vergl. Eſthl. R. u. LR. B. I, Tit. VII, Art. 1—11; ununterbr. Gewohnh. 

884. Der Protckolliſt für Krepoſt-und Hypothekenſachen führt die Krepoſt- und Hypo: 
thekenbuͤcher des Oberlandgerichts. Seine beſonderen Pflichten werden, durch die Beſtimmun⸗ 
gen * das Verfahren bei Vollziehung von Krepoſten und Hypotheken, im Civilrechte feſt⸗ 
geſtellt. 


Fuͤnfte Abtheilung. 
Von der Rechenſchaftsablegung und Verantwortlichkeit des Oberlandgerichts. 


885. Das Oberlandgericht wird nicht von dem Civilgouverneur reviditt, ſondern von 
dem Generalgouverneur, welcher eine Reviſion des Geſchaͤftsganges und der Geldkaſſe, ſo 
bald er dieſes für nothwendig hält, vornehmen kann. 

Vergl. Eſthl. R. u. LR. B. I, Tit. I, Art. 3; 1814 Nov. 30 (25738) u. Sen.⸗Bef. v. 1850 

Nov. 15. 


886. Die Glieder des Oberlandgerichts koͤnnen nur mit Genehmigung des Dirigiren⸗ 
den Senats vom Amte entfernt und dem Gerichte übergeben werden. Sie werden nur durch 
Urtheil und Recht ihres Amtes ent etzt. 

Vergl. Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. 85 245, 248. 


887. Das Oberlandgericht hat das Recht, feine Beamten und Kanzelliſten für Amts⸗ 
vergehen einer Beahndung zu unterziehen, fie vom Amte zn entfernen oder dem Gerichte zu 
übergeben: nur hinſichtlich der eberen Kanzelleibeamten muß daſſelbe in ſolchen Fällen zu: 
vor die Genehmigung des Generalgouverneurs einholen. 

1766 Mai 29 (12665); 1804 Apr, 7 (21239); Vorſchr. d. Gen.⸗Gouv. v. 1824 März 14. 


Sechste Abtheilung. a 
Von dem Schriftwechſel des Oberlandgerichts mit anderen Behoͤrden. 


888. Das Oberlandgericht hat, außer von Kaiſerlicher Majeſtͤt und dem Dirigiren⸗ 
den Senate, von Niemandem Befehle anzunehmen und Niemandem Berichte und Unierle: 
gungen zu machen. i 
Allg. Reicheg. Bd. II, Ag. Goud.-Werf. $ 2260. 

889. Das Oberlandgericht empfängt vom General und vom Civilgouverneur Ante.ge 
und richtet an dieſelben Vorſtellungen. 

Eben dort, $$ 278, 634. 

890. Mit der Geuvernementsregierung, dem Kameralhofe, der Bezirksverwaltung der 
Reichsdomainen, dem Kollegium allgemeiner Füörſorge, dem Konſiſterium, den Oberkirchen 
vorſteher⸗Aemtern, dem Poſtkomptoir, der Zoll- und der Polizeiverwaltung und dem Ma⸗ 
giſtrate der Stadt Reval korreſpondirt das Oberlandgericht durch Mittheilungen. Auf die: 


a 
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ſelbe Weile kerreſpondirt das Oberlandgericht auch mit den ihm gleichſtehenden Behörden 
in andern Gouvernements. 
Eben dort, 90 745, 1805 Anm. 1, 2261, 2262; Bd. XIII. Regl. d. aug. Fünf. $ 50. 

391. Den ihm untergeordneten Gerichten, fo wie den Hakenrichtern, der Medicinal⸗ 
verwaltung und den Vogteigerichten in den kleinen Eſthlaͤndiſchen Staͤdten, ſendet das 
Oberlandgericht Befehle und Vorſchriften und empfängt von denſelben dagegen Berichte und 
Vorſtellungen. 

Eben dort, Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. $ 2263; Bd. XIII. Medic.⸗Verordn. § 47. 


Zweites Hauptſtuͤck. 
Von dem Niederland-und Landwaiſengerichte. 
Erſte Abtheilung. 
Von dem Beſtande des Niederland- und Landwaiſengerichts. 


892. Das Niederland⸗ und Landwaiſengericht beſteht aus dem Ritterſchaſtshauptman⸗ 
ne, als Preſidenten, und den drei Mannrichtern, den ſechs Manngerichtsaſſeſſoren und vier 
Hakenrichtern, als Beiſitzern. 

Eſthl. R. u. LR. B. I, Tit. III, Art. 1; Memor. d. Oberlandg. v. 1721 Nov. 18, Beil. 

Kap. II, § 4; Landwaiſeng.⸗O. v. 1724. 

Anmerkung. Uebrigens wohnen die Hakenrichter, wegen ihrer vielen andern Amtspflichten, nicht 
immer den Sitzungen des Niederland- und Landwaiſengerichts bei, und werden gewöhnlich nur hinzu⸗ 
gezogen wenn nicht ſieben Glieder zugegen find, denn, in Grundlage des $ 908, it dieſe Zahl von 
Gliedern nothwendig um ein Erkenntniß zu fällen. 

Landwaiſeng.⸗O. v. 1724 Tit. 1.57. 

895. Bei der Kanzellei und dem Archive des Niederland- und Landwaiſengerichts iſt 
ein Sekretair angeſtellt, der von der Ritterſchaft aus ihrer Mitte gewählt, und im Ober⸗ 
landgerichte beeidigt wird. Zur Bedienung des Niederland⸗ und Landwaiſengerichts wird der 
Gerichtsdiener der Manngerichte gebraucht. 

1797 gebr. 26 (17845). 

89%. Die Glieder des Niederland- und Landwaiſengerichts erhalten als ſolche keinen 

be onderen Gehalt. Der Sekretair wird aus der Ritterſchaftskaſſe beſoldet. 
Eben dort. 

895. Als Zulage zu ſeinem Gehalte bekömmt der Sekretair beſondere Kanzelleigeb ih⸗ 
ren, die nich einer beſtatigten Taxe erheben werden. Die Strafgelder, auf welche das Nieder: 
Tanz und Landwaiſengericht für ungeſetzliches Ausbleiben von den Sitzungen, fo wie für 
Nichtbeachtung der Termine und der gerichtlichen Verf agungen erkennt, fließen in die Rit⸗ 
terſchaftskaſſe. 

Vergl. Eſthl. Kanz.⸗Tarenz Landwaiſeng.⸗O. v. 1724 Tit. III, y 3, A. 


Zweite Abtheilung. 
Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz und von den Grenzen der Amtsgewalt des 
Niederlande und Landwaiſengerichts. 

896. Zur Gerichtsbarkeit des Niederlandgerichts gehtren: Rechtsſachen wegen ſtreitiger, 
dem Werthe nach 60 Rbl. S. M. nicht erreichender, Schuldforderun zen an im Eſthlandi⸗ 
ſchen Gouvernement ſich auf haltende Adelige, Geiſtliche (mit Ausnahme der zur Gerichts⸗ 
barkeit des Stadtkonſiſtoriums in Reval gehdrenden), Beamte im Dien de der Staatsregierung 
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und der Ritterſchaft, Advekalen des Oberlandgerichts und feiner Untergerichte, überhaupt 
alle Perſonen, die nicht der Gerichtsbarkeit der Stadt- und Bauerbehörden unterliegen. 
2) Vor das Landwaiſengericht gehoren alle Vermundſchafts⸗ und Curatel ſachen der eben 
bezeichneten Per enen. 
Eſthl. R. u. LR. B. I, Tit. III; Memor. d. Oberlandg. v. 1721 Nov. 18, Beil. Kap. II; 
Landwaiſeng.⸗O. v. 1724 Tit. I, § 2; Tit. II, 55 1, 3; 1797 Febr. 26 (17845). 


897. Zur Kompetenz des Landwaiſengerichts gehört insbeſondere: 

1) Inventarien über die, Unmuͤndigen und Minderjahrigen zugefallenen, Nachlaſſenſchaf⸗ 
ten aufzunehmen. 

2) Gelddokumente und Gelder der Unmuͤndigen und Minderjährigen aufzubewahren. 

3) Die Rechnungen der Vormuͤnder und Curatoren zu prüfen, in Anleitung der Civil: 
ge ſetze. 

4) Den Vormündern und Curatoren Veräußerung unbeweglichen Vermögens ihrer 
Pflegbefohlenen und das Treffen ſon tiger Verfügungen zum Beten derſelben, nach vor: 
hergegangener Bepruͤfung, zu geſtatten. 5 

5) Streitigkeiten zwiſchen Vorm ndern, Curatoren und deren früheren Pflegbefohle⸗ 
nen, die ſich auf die gefͤͤhrte Vormundſchaft oder Curatel beziehen, zu verhandeln und zu 
entſcheiden. 

6) Die Ausſagen von Wittwern und Wittwen, die zu einer neuen Ehe ſchreiten wollen, 
über das Vermögen ihrer Kinder fruͤherer Ehe entgegen zu nehmen, ſolche zu prüfen und nach 
Sicher tellung des ausgeſagten Vermögens die Zeugniffe zu ertheilen, daß der neuen Ehe in 
dieſer Hinſicht kein Hinderniß entgegenſtehe. 

Landwalſeng.⸗O. v. 1724 Tit. II, $ 1; Tit. V- itz Sit. VII, 5 2. 


898. Beſchwerden und Appellationen gegen das Niederland- und Landwaiſengericht, in 


allen Sachen feiner Kompetenz, gehen an das Oberlundgericht. 
Eſthl. N. u. LR. B. I, Tit. III, Art. 2; Landwaiſeng.- O. v. 1724, Sit. VI, $ 1. 


Dritte Abtheilung. 
Von den Sitzungen und dem Geichäftsgange des Niederland- und Landwaiſen⸗ 
gerichts. 
I. Von den Sitzungen. 


899. Das Niederland⸗ und Landwaiſengericht hält feine Sitzungen im Ritterhauſe auf 
dem Dome zu Reval. 


900. Das Nieverland und Landwaiſengericht verſammelt ſich zu derſelben Zeit und 
auf eben fo lange wie das Oberlandgericht. Wahrend die er Juridik halt es zweimal tod: 
chentlich ordentliche Sitzungen, und außerordenkliche, fo oft es die Beſchaffenheit der Sache 
erfordert. 

Eſchl. R. u. LR. B. I, Tit. III, Art. 4; Landwalſeng.⸗O. v. 1724, Tit. I, $ 3. 

901. Zur Aufnahme von Inventarien in Sachen von Unmimdigen und Minderjäh⸗ 
rigen, ordnet das Landwaiſengericht den Sekretair ab. 

Eben dort, Tit. III, 5 4. 

902. Die Glieder des Niederland und Landwaiſengerichts find verbunden, die Sitzun⸗ 
gen wahrend der ganzen Dauer der Juridik abzuwarten. Wer ausbleibt, ohne beſon⸗ 
dere geſetzliche Grunde dafür beizubringen, zahlt in die Ritterſchaftskaſſe für jede ver: 


1 
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ſaͤumte Sitzung 3 Rbl. S. M. Strafgeld, und für jedes Mal, wo er zu ſpaͤt zur Sitzung 
gekommen, 1 Rbl. S. M. N 
Eben dort, Tit. 1,54. 

905. In der Zwischenzeit von einer Juridik zur andern, beſorgen der Ritterſchafts⸗ 
hauptmann, wenn er in Reval iſt, und die dejourirenden Glieder der Manngerichte die lau⸗ 
fenden Geſchaͤfte, welche keinen Aufſchub leiden. 

Protok. d. Oberlandg. v. 1808 Sept. 24 u. Vorſchr. an d. Manng. v. 1816 Febr. 3. 

904. Iſt der Ritterſchaftshauptmann nicht zur Stelle, oder von den Parten aus ge: 
ſetzlichen Gruͤnden abgelehnt worden, fo vertritt ihn der Harriſche Mannrichter, oder falls der⸗ 
ſelbe fehlt, der Wier-und Jerwſche, und falls auch dieſer abweſend iſt, der Wieckſche Mannrichter. 

Landwaiſeng.⸗O. v. 1724 Tit. I, $ B; ununterbr. Gewohnh. 


II. Von dem Geſchaͤftsgange. 


905. Im Niederlandgerichte wird ein Protokoll geführt, —im Landwai en zerichte ein 
Protokoll, ein Miſſiv, ein Verzeichniß der anhängigen Vormundſchafts⸗ und Curatelſachen, 
ein Archivregiſter, ein Expeditionsbuch und ein Kaſſabuch. 

Ununterbr. Gewohnh. 

906. Der Sekretair trägt die ein gegangenen Schriften in das Protokoll ein, bringt fie 

zum Vortrage und bemerkt die getroffenen Verfuͤgungen in eben dem Protokolle. 
Landwaiſeng.⸗O. v. 1724 Tit. III, § 1. 

907. Bei der Abſtimmung geben zuerſt die Aſſeſſoren des Wieckſchen, dann die des Wier⸗ 
und Jerwſchen und endlich die des Hariſchen Manngerichts ihre Meinungen ab. In der: 
ſelben Neinefolge ſtimmen die Haken: und Mannrichter; zuletzt gibt der kei 
mann feine Meinung ab. 

Ununterbr. Gewohnh. 

908. Nur innerhalb der Jrriditen werden im Niederland⸗ und Landwaiſengerichte Ur⸗ 
theile gefüllt. Zur Faͤllung und Unterſchrift eines Urtheils gehören nicht weniger als ſieben 
Glieder des Gerichts. 

Landweifeng.sd. Tit. I, $ 7; Tit. V, § 2; Vergl. Ense. R. u. LR. B. I, Tit. I, Art. 9. 


909. Beſcheide, Protokollsauszuͤge und Abſchriften von Urtheilen und andern Akten 
werden nur von dem Sekretair zur Beglaubigung un terſchrieben. 
Landwaiſeng.⸗O. v. 1724 Sit. III, $ 1; Sit. IV, $ 1; Sit. V, § 2. 
910. Bescheide und Protokollauszuͤge werden uͤberſchrieben: „Aus dem Protokolle des 
Eſthlandiſchen Niederlandgerichts“ oder aber „Landwaiſengerichts.“ Sonſtige Ausferti⸗ 
gungen ſchließen mit den Worten: „Im Namen und von wegen des Eſthländiſchen Nie: 


derlandgerichts“ oder aber „Landwaiſengerichts.“ 
Ununterbr. Gewohnh. 


911. Berichte, Mittheilungen und andere Ausfertigungen werden vom Ritterſchafts⸗ 
hauptmanne und, wenn er nicht zur Stelle iſt, von einem der Mannrichter, falls aber auch 
dieſe abweſend find, von einem der Aſſeſſoren unterſchrieben, und von dem Sekretair con⸗ 
traſignirt. 

Landwaiſeng.⸗O. v. 1724, Tit. I, § 5. 


912. Das Protokoll und das Miſſiv, welche der Sektetair führt, legt er jedesmal in 
der naͤchſten Sitzung dem Gerichte zur Unkerſchrift vor. 
Dieſer $ und die folg. bis DIA ber. auf ununterbr. Gewohnh. 
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915. Der Sekretaie bewahrt die Depoſiten gelder und Gelddokumente Unmündiger 
und Minderjaͤhriger in einer beſondern Blechlade, unter feinem Verſchluſſe, in dem gemein⸗ 
ſamen Depoſitenkaſten der Manngerichte. Er hat das Kaſſabuch zu fuͤhren. 

914. Zu Anfang jeder Juridik revidirt das Landwaiſengericht die Kaffe der daſelbſt bes 
wahrten, den Pupillen gehörenden, Gelder und die Gelddokumente, und laßt das Ergebniß 
im Protokolle bemerken. 

915. Der Sekretair des Niederland- un) Sandtoaifenzerichts iſt decpflchlet, dem Rit⸗ 
terſchaftshauptm mne im Anfange jeder Juridik ein ausführliches Verzeichuiß aller Vor: 
münder, ? die ihre Rechnungen bereits abgelegt, oder noch abzulegen haben, vorzulegen. 

Landwaiſeng.⸗O. v. 1724 Tit. III, 5 2. 


Vierte Abtheilung. 


Von dem Schriftwechsel des Niederland⸗ und Landwalſengerichts mit anderen 
Behoͤrden. 

916. Das Niederland- und Landwaiſengericht empfaͤngt vom Oberlandgerichte Anträge 
und Vorſchriften und macht ihm Berichte und Vorſtellungen. Hinſichtlich des Schriftwech⸗ 
fels mit anderen Behörden richtet ſich das Niederland- und Landwaiſengericht nach den Be⸗ 
ſtimmungen, ** für die Manngerichte feſtgeſetzt find. &. 

Vergl. Eſthl. R. u. LR. B. I, Dit. III, 55 1, 2; Landwaiſeng-⸗O. v. 1724 Sit. U 435 Sit. 

VI; Tit. VIII, 3 1. 


Drittes Hauptſtuͤck. 
Von den Manngerichten. 
Erſte Abtheilung. 


Ven dem Beſtande der Manngerichte. 


917. Im Gouvernement Eſthland gibt es drei Manngerichte: das eine für den Hari: 
ſchen, das andere fir den Wierſchen und Jerwſchen Kreis gemeinſchaftlich, und das dritte 
für den Wieckſchen Kiels. 


Eſthl. R. u. LR. B. I, Tit. V, Art. 2. 
918. Jedes Manngericht beſteht aus einem Mannrichter als Betſtker und an As 
fefforen. 
Eben dort, Art. 2. 


919. Zei jedem Manngerichte gibt es einen Sektetalt; zur Hüte i ihm * Aktuar 
beigegeben, welcher zugleich die Geſchäfte eines Ganglien vecſteht, falls kein F 
dazu ange llt worden. 

Eben dort, Art. 49, Inter.»D. d. Manng. v. 1083 Mai 9, $ 9. 

920. Alle drei Manngerichte haben gemeinſchaftlich einen Gerichtsdiener, welcher noch 

außerden die Ritterſchaftskanzellei und das . Landwaiſengericht bedient. 
Vergl. § 895 

921. Die Glieder der Manngerichte werden aus den immatrikulirten Adeligen des 
betreſſeden Kreiſes gewaͤhlt, in Grundlage der im Slaͤnderechte angegebenen Beſtimmun⸗ 
gen, un auf drei Jahre angeſtellt, ohne der Gouvernementsobrigkeit zur Veſtäͤtigung ver: 
geſtellt u werden. 112 
Vergl. Vorſchr. d. Gen.⸗Gouv. v. 1824 März 14, pkt. 8. 
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922. Die Sekretaire der Manngerichte werden von dem Oberlandgerichte aus rechts⸗ 
kundigen Adeligen oder aus Literaten ernannt und auf Lebenszeit angeſtellt, ohne weitere 
Vorſtellung zur Beſtätigung der Gouvernementsobligkeit. 

Ununterbr. Gewohnh. 


925. Die Aktuare und Kanzelliften der Manngerichte ftellt das Oberlandgericht, auf 
Vorſte lung des Manngerichts, an. Der Gerichtsdiener wird von dem Ritterſchaftshaupt⸗ 


manne ange tellt. 
Protok. d. Oberlandg. v. 1797 Jan. 9, 1839 Febr. 28, 


92%. Die Glieder und Beamten des Manngerichts werden in dem Oberlandgerichte 


vereidigt. 
Protok. d. Oberlandg. v. 1797 Jan. 5, 1839 Maͤrz 7 u. a. m. 


925. Nach Ablauf der dieijaͤhrigen Dien zeit haben die Glieder des Manngerichts das 
Recht, ſich mit einem Geſuche um Entlaſſung an das Oberlandgecicht zu wenden. Wahrend 
der drei Jahre koͤnnen fie nur wegen langwieriger Krankheit, gaͤnzlicher Veranderung des 
Wohnoits und ſenſtiger wichtiger Hinderniſſe der Dienſterfuͤllung, entlaffen werden. 

Eſthl. R. u. LR. B. 1, Tit. V, Art 2. 


926. Die Sekretaire, Aktuare und Kanzelliſten werden auf ihr Geſuch vom Oberland⸗ 
gerichte, der Gerichtsdiener vom Ritterſchaftshauptmanne entlaffen. 
Ununterbr. Gewohnh.; Vergl. Protok. d. Oberlandg. v. 1850 März 10, 1839 März 2. 


927. Bleiben nach Ablauf der dreijährigen Dienſtzeit die Mannrichter oder Aſſeſſoren 
in ihren fruheren Aemtern, fo werden fie nicht auf's neue vereidigt. 
Inter. ⸗O. d. Manng. v. 41653 Mai 9, 5 2, 


928. Die Mannrichter und Aſſeſſoren ſtehen ihrem Amte unentgeldlich vor; die Kan⸗ 
zelleibeamten des Manngerichts werden aus der Rittecſchaftskaſſe oder aus den Einkünften 
der Landrathsguͤter beſoldet. 

1797 Sehr, 26 (17845). 


929. Die Strafgelder für unrechtfertiges Erheben von Rechtsſtreitigkeiten, fo we für wi⸗ 
dergeſetzliches Anſtreiten rechtskraftiger Erkenntniſſe, und die Abſenzpoͤnen für Luskleiben in 
den im Civilprozeſſe feſtgeſetzten Terminen, auf welche die Manngerichte erkennen, werden 
unter die Beamten der Kanzellei nach Ermeſſen des Gerichts vertheilt. 

Vergl. Ehſtl. Kanz.⸗Taxen. 


930. Bei Grenzbeſichtigungen und Unterſuchungen an Ort und Stelle muͤſſen die 
Glieder und Beamten des Manngerichts anftändig defrayirt werden. Die Reiſekoſten werden 
den Gliedern des Gerichts nicht vergütet; aber der Sekretair und der Gerichtsdiener erhalten, 
außer angemeſſener Equipage, Meilengelder, und zwar der Sekrelair für jede Werſt er Hin⸗ 
reiſe und far jede der Ruͤckreiſe 15 Kop. S. M., der Gerichtsdiener die Haͤlfte. 

Eh. R. und LR. B. I, Tit. V, Art. 19; Manng.⸗Inſtr. v. 1648 März 22, $ 1; Ehſtl. 

Kanz.⸗Taxen. 


951. Die zum Be den der Kanzelleibeamten feſigeſetzten Kanzelleigebühren weren nach 
einec von der Staatsregierung beſtatigten Taxe erhoben. 
Eben dort. 
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Zweite Abtheilung. 


Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz und von den Gren en der Amtsgewalt der 
Manngerichte. 


952. Die Gerichtsbarkeit der Manngerichte erſtreckt ſich nur über den Kreis, für welchen 


ſie errichtet ſind. 
East. R, und LR. B, I, Tit. V, Art. 20, 


933. Zur Kompetenz der Manngerichte in Kriminalſachen gehört: 1) die förmliche 
Unterſuchung und aburtheilende Begutachtung über alle im Kreiſe begangene Verbrechen, 
mit Ausnahme derjenigen, die dem Stande der Angeſchuldigten, oder der Art des Ver: 
b.echens nach, der Gerichtsbarkeit des Oberlandgerichts oder der Magiſtrate von Reval und 
Hapfal unterliegen. 2) Wegen Anwendung von Maßregeln zur Sicherung der Rechte in 
Kriminalſachen Betheiligter und Vollziehung von peinlichen Urtheilen, in Grundlage der 
Beſtimmungen des Kriminal prozeſſes, der Gouvernementsregierung vorzuſtellen. 

Inter.⸗O. d. Manng, v. 1653 Mai 9 $ 11; Kön. Schwed. Reſol. v. 1663 Nov. 13. 


954. Zur Kompetenz der Manngerichte in Civilſachen gehdren: 

1) Rechtsſtreitigkeiten wider alle Perſonen weltlichen Standes, die im Kreiſe wohnen, 
mit Ausnahme derjenigen, welche unter der Gerichtsbarkeit des Oberlandgerichts, der Ma⸗ 
giſtrate in den Städten Reval und Hapfal und der Bauecbehörden ſtehen. 

2) Verhandlung und Entſcheidung aller auf dem Lande oder in den Städten We ſenbecg, 
Weiſſenſtein, Baltiſchport, fo wie auf dem Dome zu Reval und in deſſen Vorſtadt, vorkom⸗ 
menden Rechtsſachen wegen ſtreitiger Grenzen und Dienjibarfeiten, mit Ausnahme der: 
jenigen, welche durch Schiedsgerichte zu enticheiden find, oder der Gerichtsbarkeit der Bauer: 
behorden unterliegen. 

3) Streitige Schuldforderungen, deren Betrag 60 Rbl. S. M. überteigt, wider Adelige 
und alle Perſonen, die ihrem Stande nach nicht vor die Magiſtrate in Reval und Hapſal, 
und vor die Bauerbehörden gehören. 

4) In denjenigen Concurs⸗ und Nachlaſſenſchaftsſachen, die bei den Manngerichten ver⸗ 
handelt werden, den oͤſſentlichen Verkauf des beweglichen Vermögens durch die örtliche 
Polizei zu veranſtalten, wegen des unbeweglichen Vermoͤgens aber gehörigen Orts vorzu⸗ 
ſtellen; die eingegangenen Concurs⸗ und Nachlaſſenſchaftsgelder zu verwalten und zufolge 
Urtheils zu vertheilen. 

Vergl. Manng.⸗Inſtr. v. 1648 März 22, 9 1, 2; Ergaͤnz. d. Manng.⸗O. v. 1664 Mär; 28, 

5 5; Memor. d. Oberlandg. v. 1721 Nov. 18, Beil. Kap. III, $ 3; 1797 Febr. 26 

(17845), 


955. Die Manngerichte find in allen Sachen, die zu ihrer Gerichtsbarkeit gehören, 
erſte Gerichtsinſtanz. In Kriminalſachen gelangen alle Urtheile der Manngerichte zur Leute⸗ 
ration ans Oberlandgecicht; in Civilſachen dagegen entſcheiden die Manngerichte allendlich, 
ohne Apfellation, alle Sachen, deren Gegenſtand an Werth 30 Rbl. S. M. nicht 
überjteigt. 

Vergl. Ehſtl. R. und LR. B. IV, Tit. XVIII, Art. 14; Inter.⸗O. d. Manng. v. 1653 

Mai 9, 99 2, 10, 11; Ergänz. d. Manng.⸗O. v. 1664 März 28, 554, 5, 6; 1832 Febr. 

17 (670. 
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Dritte Abtheilung. 
Von den Sitzungen und dem Geſchaͤftsgange in den Manngerichlen. 
J. Von den Sitzungen. 


936. Alle drei Manngerichte halten ihre Sitzungen im Nittechaufe auf dem Dome zu 
Reval. 


937. Die Manngerichte verſammeln ſich zur Juridik zu derſelben Zeit und auf eben ſo 
lange, wie das Oberlandgericht, d. h. einmal im Jahre, vom erſten Mittwoch nach Chriſti 
Erſcheinung (6 Jan.) bis vierzehn Tage vor Oſtern. Außerordentliche Juridiken werden 
angeſetzt fo oft das Oberlandger icht dies für nothwendig halt. 

Ehſtl. R. und LR. B. I, Tit. I, Art. 12; Memor, d. Oberlandg. v. 1721 Nov. 18. 


958. Erfordern das Weſen und die Wichtigkeit einer anhaͤngigen Rechtsſache in der 
Zeit von einer Juridik zur andern die unverzuͤgliche Zuſammenberufung aller Glieder eines 
Manngerichts, ſo geſchieht dies auf Verfuͤgung des Mannrichters. 

Protof. d. Oberlandg. o. 1815 Mai 4. 

939. Zur Besorgung der laufenden Geſchaͤfe und Entſcheidung der Kriminalſachen 
aller Manngerichte, während der Zeit von einer Juridik zur anderen, find immer der Reihe: 
folge nach ein Mannrichter und zwei Aſſeſſoren zur Stelle, die alle vierzehn Tage unler 
einander abwechſeln. Die dejourirenden Gerichtsglieder treten in demjenigen Manngerichte 
zuſammen, in welchem die Gefchäfte abzumachen find. Die Aſſeſſoren und der Sekiekair 
find bei eigener Vecantwortlichkeit verbunden, dem Oberlandgerichte unverzüglich zu be⸗ 
richten, wenn ein Mannrichter, den die Reihe trifft, zum feftgefesten Termine ausbleibt. 

Neffe. des Gen.⸗Goud. Prinzen von Oldenburg ans Oberlandg. v. Sept. 22; Vorſchr. des 

Oberlandg. v. 1808 Sept. 24, 1812 Juni 14, 1816 Febr. 8, 1821 Ma 10, 1624 

Nov. 8, 1825 Mai 7. 


940. Der Mannrichter, welcher nicht zum Termine der Juridik oder der Gerichtsdejour 
eiſche int, ohne beſondere geſetzliche Ursachen dafür beizubringen, wird von dem Oberlandge⸗ 
richte, mittelſt einer auf ſeine Rechnung geſchickten Eſtafette, einberufen. 

Protok. d. Oberlandg. v. 1815 Mai 4. 


941. Wenn ein Manngerichtsaſſeſſor nicht zum Termine der Juridik oder dec Gerichts⸗ 
dejour erſcheint, ohne befondere geſetzliche Urſachen dafuͤr beizubringen, ſo ſendet der Mann⸗ 
richtet auf deffen Rechnung eine Ejtafette nach ihm. Erſcheint derſelbe auch auf dieſe Auffor⸗ 
derung nicht, ſo zeigt es der Mannrichter dem Oberlandgerichte an, damit dieſes die weite— 
ren Verfuͤgungen treffe. | 

Eben dort. 

942. Die Stelle eines abweſenden Mannrichters vertritt der Mannrichter eines andern 
Kreiſes. Der Mannrichter iſt berechtigt, wenn einer feiner Aſſeſſoien abweſend iſt, oder von 
einem Parken abgelehnt wird, zur Zeit der Juridik einen der Aſſeſſoren eines anden Mann⸗ 
gerichts zur Sitzung zu berufen. Waͤhrend der Zeit von einer Juridik zur andern, wird an 
die Stelle des abweſenden Aſſeſſors der Sekretair als zeitweilige Gerichtsglied angenommen. 

Protok. d. Oberlandg. v. 1815 Mai 4. 


945. Bei Unterſuchungen an Ort und Stelle kann das Manngericht, im Fall des 
Ausbleibens eines Affeffors, einen der immatrikulirten Adeligen des Kreiſes zuziehen, mit 
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Ausnahme jedoch derer, die ſchon früher das Mannrichter- oder ein höheres Richteramt be⸗ 
kleidet haben. Der auf dieſe Weiſe ernannte Stellvertreter wird vom Manngerichte vereidigt, 
falls er noch keinen Richtereid geleiſtet hat. 
Ehſtl. R. und LR. B. I, Tit. V, Art. 22; Manng. ⸗Inſtr. v. 1640 Mär; 22 § 2; 
Inter⸗O. d. Manng. v. 1653 Mai 9, $ 2. 


94 4. Wer zur Stellvertretung berufen wird, hat ſich bei Strafe von 10 Rbl. S. 
M., auf die an ihn gerichtete Aufforderung, im Gerichte einzufinden. 
Eſchl. R. und ER. B. I, Tit. V, Art. 22. 


II. Von dem Geſchaͤftsgange. 


945. In jedem Manngerichte wird geführt: ein Tiſchregiſter, ein allgemeines Pro- 


tokoll für Civifuhen und ein befonderes den Akten beizufuͤgendes Protokoll für jede einzelne 
Kriminalſache. 


Eſhl. R. und LR. B. I, Sit. V, Art. 9; Sit. VII, Art 3, 7. 


945. In jedem Manngerichte wird außerdem geführt: ein Miſſiv, ein Verzeichniß 
aller anhaͤngigen Sachen, ein Archivregiſter, ein Expeditionsbuch und die erforderliche An⸗ 
zahl Kaſſa⸗ und Schnurbächer. 

Eten dort. 

947. Der Sekketair trägt die eingegangenen Sachen in das Protokoll ein, bringt fie 

zum Vortrage und bemerkt die darauf getroßene Verfügung in demſelben Protokolle. 
Ununterbr. Gewohnh. 


948. Jede Ausfertigung ſchließt mit den Worten: „Im Namen und von wegen des 
N. N. Manngerichts.“ 
Ergaͤnz. d. Manng.⸗O. v. 166% März 28, § 2. 
949. Die Urtheile werden von ſaͤnuntlichen Gerichtsgliedern mit Beidruͤckung ihres 
Familienſiegels unterſchrieben. g 
Vergl. Eſthl. R. und LR. B. I, Tit. V, Art. 17. 


950. Die Dorfuahefolutionen, Beſcheide und Protofollauszlige, fo wie die Abschriften 
von Urtheilen, werden nur von dem Sekietair unterſchrieben. Zu Anfange derſelben ſtellt 
man die Überſchrift: „Aus dem Protokoll des N. N. Manngerichts. 

Ununterbr. Gewohnh. 


951. Alle drei Manngerichte des Eſthlaͤndiſchen Gouvernements haben einen gemein⸗ 
ſchafllichen Kaſten zur Aufbewahrung von Geldern und Gelddokumenten. Jeder Mann: 
richter fahrt feinen beſondern Schlüffel dazu, welchen er bei etwaniger Abweſenheit dem 
Sekretair einhaͤndigt. 

Eben ſo. 


Vierte Abtheilung. 
Von den Verpflichtungen der Ranzelleibsamten der Muunngericht. 


952. Die Manngerichts⸗Sekretaire find beſonders verpflichtet: a) das allgemeine Pro⸗ 
tokoll für Civilſachen zu führen, — die eingegangenen Schriften, die mündlichen Anträge 
der Parten, die Zeugenverhbre, die gerichtlichen Beſchluͤſſe und getroffenen Verfügungen 
und überhaupt alle Verhandlungen der Sitzung kurz darin zu verzeichnen; b) die beſon⸗ 
dern Protokolle für Kriminal- und Unterſuchungsſachen zu führen; e) zum Behuf der ge: 
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richtlichen Verfügung die Akten vorzutragen und die auf jeden beſondern Fall anzuwen⸗ 
denden Geſetze vorzulegen; d) die Urtheile, Beſcheide und Ausfertigungen abzufaſſen; 
e) die Akten und Dokumente ſorgfaͤltig im Archive aufzubewahren und die Regiſtratur 
über dieſelben zu führen; k) die aus dem Archive zu verabfolgenden Abſchriften von Akten 
und Urkunden zu beglaubigen; g) die Kaſſen⸗ und Schnurbuͤcher des Manngerichts zu 
führen; h) die von den Manngerichten der Obrigkeit einzuſendenden Jahresverſchluͤge 
anzufertigen. 

Eſthl. R. und LR. B. I, Tit. V, Art. 9; Tit, VIII, Art. 3, 7; Inter.⸗O. d. Manng. v. 

1655 Mai 9, § 9, 10, 


955. Die Manngerichtsaktuare find insbeſondere verpflichtet unter Aufſicht der Ce: 
kretaire: a) die Konzepte in Civilſachen ins Reine zu ſchreiben und zu erpediren; b) die 
Ausfertigungen in das Miffiv einzutragen; e) die Unterſuchungsprotokolle nebſt den in 
Grundlage derſelben getroffenen gerichtlichen Verfuͤgungen ins Reine zu ſchreiben; d) in 
Apfpellationsſachen die Akten und Protokolle ins Reine zu ſchreiben; e) die Akten zu 
heften, und Inhalts verzeichniſſe beizufügen; 1) die Ausfertigungen zu erpediren; g) die 
monatlich von den Manngerichten an das Oberlandgericht einzuſendenden Verfchläge anzu: 
fertigen; h) die erforderlichen Anſchlaͤge zu beſorgen. 

Eben ſo. 


Fuͤnfte Abtheilung. 
Von der Rechenſchaftsablegung und Verantwortlichkeit der Manngerichte. 


951. Die Reviſien der Manngerichte geſchieht durch das Oberlandgericht, auf Anord⸗ 
nung des Generalgouverneurs oder, in dringenden Fallen, auch von ſich aus. In letzterem 
Falle ſtellt das Oberlandgericht uͤber das Reſultat dem Generalgouverneur vor. 

Ergänz. d. Manng.⸗O. v. 1664 März 28, 5 6. 


955. Die Glieder der Manngerichte werden, auf Vorſtellung des Oberlandgerichts und 
nach geſchehener Mittheilung an den Ritterſchaftshauptmann, von dem Generalgouverneur 
vom Amte entfernt. Die Beamten und Diener der Manngerichte werden von der Obrig⸗ 
keit, von welcher fie angeſtellt find, von ihrem Amte entfernt. Die Amtsentſetzung der 
Glieder, Beamten und Diener der Manngerichte findet nur auf förmlichen Urtheilsſpruch 
des Oberlandgerichts Statt. 

Vergl. Alg. Reichsg. Bd. II, Allg. Goud.⸗Verf., 0 248, 256; Bd. XV, $ 1476. 


Sechſte Abtheilung. 
Von dem Schriftwechſel der Manngerichte mit anderen Behörden. 


956. Die Monngerichle empfangen von dem Generalgouverneur, dem Civilgouverneur, 
der Gouvernementsregierung und dem Oberlandgerichte Befehle und Vorſchriften und ſenden 
Berichte und Unterlegungen an dieſelben. 

Vergl. Alg. Reihsg. Bd. II, 11g. Gouv.⸗Verf. 90 746, 3854. 

957. Die Manngerichte machen dem Komeralhofe, der Bezicksverwaltung der Reichs: 
domainen und dem Kollegium allgemeiner Fürforge Vorſtellungen, Berichte und Anzeigen; 
mit dem Niederland und Landwaiſengerichte, den Kreisgerichten, den Magi, naten, 
den Kreistenteien, der Polizeiverwaltung, der Medicinalverwaltung, dem Poſtkomptoit, 
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den Konſiſtorien und der Zollverwaltung konreſpondicen fie durch Mittheilungen, und eben 
fo auch unter ſich. i 
Eten dort 95 194, 195, 1803 Anm. 1, 3856, 3857; Bd. XIII. Regl. d. allg. Fürf, Art. 
50; Medic.⸗Verordn. § 47. 


958. Die Manngerichte erlaſſen an die Hikenrichter, Gemeinde? und Vogteigerichte 
ihres Gerichtsbezicks Vorſchriften und Auftrage und empfingen von ihnen Vorſtellungen 
und Berichte; mit den Hakenrichtern, Gemeinde = und Vogteigerichten anderec Gerichtsbe⸗ 
zicke aber, fo wie den könen gleichſtehenden Behörden in anderen Gouvernements, korreſpon⸗ 
diren ſie durch Mittheilungen. 

Vergl. eben dort, Bd. II, Algem. Gouv.-Verf. $ 3858, 


959. Ergibt ſich die Nothwendigkeit eine andeıe höhere oder gleich de hende Behörde 
an die Erfillung der an diefelbe ergangenen Nequifitionen zu erinnern oder dazu anhalten 
zu laſſen, fo hat das Manngericht daruber der Gouvernementsregierung vorzuflellen. 

Eben dort, § 206. 


Viertes Hauptſtuͤck. 
Von den Hakenrichtern. 


Erſte Abtheilung. 
Von der Anſtellung der Hakenrichter. 


960. In den vier Kreiſen Eſthlands gibt es eilf Hakenrichter. 
1798 Sept. 24 (18675). 


961. Der Harriſche, der Wierläͤndſche und der Wieckſche Kreis haben jeder drei, der 
Jerwſche Kreis aber nur zwei Hakenrichter. 
Eben dort. 


962. Die Hakenrichter haben keine Gehülfen, in ihrer Perſon lr die ginze bandes⸗ 
polizei koncentrirt (a). In beſonderen Fällen koͤnnen fie auf Vorſchrift der Gouvernements⸗ 
regierung zwei adelige Gutsbefiger ihres Diſtrikts zur Beurtheilung einer Sache hinzu⸗ 
ziehen. Dieſe Edelleute find nicht berechtigt ſolches abzulehnen, bei 10 Rbl. Silber 
Strafe (b). ; 

(a) Eben dort. — (p) Vergl. Urk. Pettenbergs v. 1509; Ernst. R. u. LR. B. 1, Sit. VI, 

Art. 6; Memor. d. Oberlandg. v. 1721 Nov. 18, Beil. Kap. IV, § B. 


9655. Ierec Hakenrichter hat das Recht, nach eigenem Ermeſſen und auf eigene 

Koſten, zur Beſorgung der Kanzelle igeſchafte einen Schreiber anzuſtellen. 
1798 Sept. 24 (18675). 

964. Bei den Hakenrichtern befinden ſich Polizeidiener, welche auf Ko den der ihnen 
anveitrauten Diſtrikte untechal en werden. Dieſe Polizeidiener werden hauptſachlich zur 
Voll ſreckung dec Polizei trafen gebraucht, konnen aber auch zur Einhandigung der Bekannt⸗ 
machungen und Befehle der Hakenrichter ausgeſandt werden. 

Ununterbr. Gewohnh. 


965. Außer den Hakenrichtern gibt es in jedem Kreiſe einen Kteiskommiſſair, welcher 
der Polizei beim Durchmarſch der Truppen bepülflich it, Er wird von der Gouverne⸗ 
mentsregierung ange tellt und von der Staatsregierung beſoldet. 

1797 gebr. 26 (17845), 
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966. Die Hakenrichter werden, in Guundlage der im Stenderechte angegebenen 
Beſtimmungen, von der Ritterſchaft des Diſtrikts auf drei Jahre gewählt, und ohne Berti: 
tigung der Gouvernementsobrigkeit angeſtellt. 

Eſthl. R. u. LR. B. I, Tit. VI, Art. 1; Wahlmethode v. 1803, § 13. Zuf. A, B; Landt.⸗Schl. 

v. 1818 Febr. 8, 1824 Febr. 18. 


967. Der ins Amt eines Hakenrichters Gewählte wird im Obe.Iandgerichte ve eidigk. 
Nach geleiſtetem Eide hat er ſich in dee Gouvernementsregierung zu melden und in ihrer 
Kanzellei ſeine Adreſſe abzugeben. 

Hakenr. Inſtr. v. 1797 Apr. 20. 


968. Wuͤnſcht ein Hakenrichter nach Ablauf der dreijährigen Dienſtzeit fein Amt 
niederzulegen, oder iſt er vor deren Ablauf durch geſetzliche Grunde gendthigt um Entlaſſung 
zu bitten, fo richtet er feine Bittſchrift an das Landrathskollegium, welches die noͤthigen 
Verfuͤgungen wegen Wahl eines neuen Hakenrichters trifft und, ſobald dieſelbe vollzogen 
worden, die Gouvernementsregierung davon in Kenntniß ſetzt. 

„Wahlm. v. 1803, $ 25. 


969. Falls die dreijährige Dienſtzeit ein halbes Jahr nach dem Landtage endet, fo 
ſteht es dem Hakenrichter frei, um feine Entlaſſung ſchon vor Ablauf der Dienſtzeit zu 
bitten und hat alsdann der auf dem Landtage erwaͤhlte Nachfolger fein Amt ſogleich an: 
zutreten. 

Eben dort, § 16. 

970. Der ins Amt tretende Hakenrichter empfängt von feinem Vorgänger, gegen 
Quittung, das Archiv und eine Nachweiſung Uber die noch unerfuͤllt gebliebenen obrig⸗ 
keitlichen Aufträge. In Betreff dieſer Auft aͤge berichtet der neuerwahlte Hakenrichter 
der Gouvernementsregierung und erwartet deren Vorfchift, ob er ihre Erfüllung ſelbſt 
übernehmen, oder fein Vorgänger fie noch ausrichten ſoll. Bis zur Entſcheidung hiecüber 
wird der abgehende Hakenrichter nicht als völlig feiner Amtspflicht enlbunden belrachtet. 

Hakenr. Inſtr. v. 1797 Apr. 20, 9 2. 


971. Der Hakenrichter bekommt keinen Gehalt und genießt ſelbſt, wenn er Unter⸗ 
ſuchungen an Ort und Stelle zu veranftalten hat, weder Diäten = noch Reiſegelder. Uebri⸗ 
gens find die Privaten bei ſolchen Unterſuchungen verbunden, auf Verlangen des Haken: 
richters, ihn nebſt feinen Leuten und Pferden zu verpflegen. 

Eſthl. R. u. LR. B. 1, Tit. VI, Art. 6; Memor. d. Oberlandg. v. 1721 Nov. 18, Beil. 

Kap. IV, § 2. 

972. Ueber die Strafgelder, welche die Hakenrichter den Gutspolizeien für Nicht: 
erfüllung polizeilicher Anordnungen auferlegen, führen fie ein beſonderes Verze ichn iß und 
liefern dieſelben jährlich im März und September in die Ritteckaſſe ab. Die Strafgelder, 
welche den Bauergemeinden, Bauern und Leuten, die vor die Bauergerichte gehören, auf: 
erlegt werden, fallen der Gemeindekaſſe zu. 

Hakenr. Inſtr. v. 1797 Apr. 20; Eſihl. Bauer⸗Verordn. v. 1816 Mai 23 (26278) $ 342. 


Zweite Abtheilung. 
Von der Kompetenz der Hakenrichter. 
975. Zum Wickungskreiſe der Hakenrichter gehbrt: 
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I. In Beziehung auf die Aufſicht über Beobachtung der Geſetze, die Erhal— 
tung der offentlichen Sicherheit und die Sorge für die allgemeine 
Wohlfahrt. 


1) Die Veröffentlichung der Befehle und Verordnungen der Staatsregierung. 

2) Das Erlaffen von Bekanntmachungen, Anzeigen und Aufforderungen or! Befehl 
der Obrigkeit. 

3) Die Sicherung der Unverletzlichkeit der Rechte und der ungeftörten Vollziehung des 
Gottesdienſtes und der kirchlichen Gebräuche des Ruſſiſch-Rechtglaͤubigen, des Evangeliſch⸗ 
Lutheriſchen und jedes andern von der Staatstegierung anerkannten Bekenntniſſes, nach 
Anleitung der hierfür feſtgeſtellten Grundſaͤtze. 

4) Die Sicherung der offentlichen Ruhe, der Wohlanſtaͤndigkeit, der Sittlichkeit, der 
Ordnung und des den Obrigkeiten ſchuldigen Gehorſams; die Unterdruͤckung jeder der 
Pflicht und Folgſamkeit eines treuen Unterthanen zuwiderlaufenden Handlung, ſo wie 
Anzeige hieruͤber an die Obrigkeit; die Verhinderung und Unterdruͤckung aller unerlaubten 
und anſtoßigen Zuſammenkuͤnfte; das Etgreifen, im Nethfale, beſonderer Maßregeln 
zum Schutze irgend eines Dorfes, Hauſes oder einer Perſon. 

5) Die Aufſicht darüber, daß ſich die zur Evangeliſchen Blüdergemeinde gehörenden 
Perſonen nur nach Grundlage der dafür feitgeftellten Regeln verſammeln. 

6) Die Aufſicht daruber, daß zeitweilig ins Gouvernement kommende Hebraͤer die ge: 
ſetzlich verordneten Scheine haben. 

7) Das Ergreifen von Sicherheitsmaßregeln gegen Diebe und Raͤuber; das Einfangen 
derſelben und die Vernichtung ihrer Banden. 

8) Das Einfangen von Laäͤuflingen, Landſtreichern und Unverpaßten; das Verhuͤten 
von Bettelei und müffigem Herumtreiben, und das — 1 von eben, die zu 
keinem Stande angeſchrieben ſind. 

9) Die Aufſicht Über die Führung der ſich im Difteikte auffaftenden Chusenten und 
daruͤber, daß fie nicht Über den ihnen bewilligten Urlaub hinaus wegbleiben. 

10) Die Beſichtigung der auf den Straßen oder ſonſt gefundenen — — die daes 
ſuchung aller Fälle gewaltſamen und uͤberhaupt plötz Todes. 

11) Die Fürforge fir ausgeſetzte oder auch ohne orbedacht vetlaſſene Kinder und die 
gehörige Unterſuchung ſolcher Fälle, fo wie die Unterftügung Erwachſener, welche außerhalb 
ihres Wohnorts plotzlich ſchwer krank befallen find. 

12) Die Mitwirkung zur Rettung von Menſchen und h im 1775 des Untergangs 
von Fluß⸗ und Seeſchiſſen. 

13) Das Ergreifen der erſten Maßregeln zur Sicherung des Nachlaffes Bi im Diſteikte 
Rice. wenn nicht geſetzliche Erben oder Curatoren ſolchen Vermögens in der Nähe 

nd. 

14) Die Mitwirkung zur Verhütung und ebſchung von geuersbrunſt i in Wald und Feld. 

15) Das Ergreifen der erſten Vorſichtem ıpregeln beim Erſcheinen anſteckender und 
anderer epidemiſcher Krankheiten und die Aufſicht über die genaue Befolgung der weiteren 
hierüber von der Obrigkeit erlaſſenen Vorſchriften. 

16) Die Einſchreibung von Kordonzeugniſſen fremder Auswanderer. 

17) Das Ergreifen von Vorſichtsmaßregeln bei Viehſeuchen. 

18) Die Beſichtigung des nach der Hauptſtadt oder für die Truppen durchgetriebenen 
Viehs; die Beſcheinigung des Geſundheitszuſtandes dieſer Heerden und die Empfehlung 
von Vorſicht an die Treiber beim Vorkommen von Seuchefaͤlen; die Einſendung der 
nothigen Nachrichten hierüber an die Gouvernementsregierung. 
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19) Die Sorge für die Sicherheit der Port und Heerſtraßen; die Aufſicht über Beſſe⸗ 
rung und In tandhaltung derſelben, u. ſ. w.; die Errichtung und Unterhaltung ftändiger 
oder zeitweiliger Faͤhren und anderer Mittel zum Ueberſetzen. 

20) Die Sicherung gegen Feuers = und Waſſers⸗Gefahr auf dem Lande, — die Aufſicht 
über die Einrichtung der hierfür nothigen Anſtalten und Hilfsmittel. 

21) Die Aufſicht über die Reinlichkeit in den Dörfern und über die Aufführung der 
Gebäude in ihnen nach den beſtehenden Vorſchriften. 

22) Die Auſſicht über Wirthshauſer, Gaſthaͤuſer, Kaffeehaͤuſer, Reſtaurationen, Kruͤge 
und andere Anſtalten dieſer Art im Diſtrikte, fo wie über Befolgung der für die Haltung 
derſelben erlaſſenen Vorſchriſten; das Unterdruͤcken und Verhuͤten, ſowohl in dieſen An⸗ 
ſtalten als überhaupt an öffentlichen Orten, von Zaͤnkereien, Schlägereien und anderen den 
Geſetzen und dem Anſtande zuwider laufenden Handlungen, und auch von verbotenen 
Spielen. 

23) Das Abwenden und Unterdrücken aller auf Verminderung des Gewichts und des 
Werths der Muͤnze ausgehenden Mißbraͤuche. 

24) Die Aufſicht über richtiges Maß und Gewicht. 

25) Die Aufſicht über den Verkauf giftiger Subſtan zen. 

26) Die Aufſicht darüber, daß auf Jahrmakten und Märkten und in Buden zum Ver⸗ 
kaufe nicht geſtattete Waaren ſich weder finden noch verkauft werden, eben ſo wenig auch 
uncenſirte und überhaupt von der Staatsregierung verbotene Bücher und Bilder, fo wie 
handſchriftliche Pasquille und aufruͤhreriſche Schriften, anſtoͤßige Bilder und dergleichen. 

27) Die Aufſicht daruber, daß die Jagd, das Schießen und Fangen des Wildes nur 
zu der durch die Geſetze eclaubten Zeit zugelaſſen werde. 

28) Die Aufforderung, in Folge von Vorſchriften der Obrigkeit, zum Erſcheinen bei 
Öffentlichen Ausbot von Lieferungen, Unternehmungen, Kauf und Verkauf von Krons⸗, 
Korporations⸗ und ſeque trirtent Vermögen. 

29) Das Ausweiſen der über Urlaub Gebliebenen nach den Orten, wo fie ihr Dient 
hinruft. 

30) Das Abfaſſen von Berichten über Ausſaat und Ernte des Getreides und über den 
Zuſtand der Wieſen und Felder, über die Malktpreiſe ſowohl der Lebensmittel, als ihres 
Transports zu Waſſer und zu Lande. 

31) Das Vorſtellen von Auskünften über außerordentliche Vorfälle und die Unter⸗ 
ſuchung derſelben. 

32) Das Vorſtellen von Berichten an die Obrigkeit über alle im Diſtrikte gefundenen 
feltenen Naturerzeugniſſe, Alterthüͤmer u. ſ. w. 

II. In Beziehung auf das Kronsintereſſe. 

33) Das Beitreiben von Abgabenruͤckſtänden und uͤberhaupt aller Staats- und Korpo⸗ 
rations⸗Gefaͤlle und Reſtanzen. 

34) Das Abwenden und Unterdrücken verbotener Kruͤgerel, ungeſetzlicher Holzfaͤllung 
und des Handels ohne vorſchriftmaßige Zeugniſſe. 

35) Das Einſenden in Monatsfriſt von Ben achrichtigungen an die Gouvernementste⸗ 
gierung über den Tod von Beamten, die mit Anenden begn digt geweſen, und weder 
Wittwen, noch Kinder, noch ſonſt direkte Nachkommen hinterlaſſen haben. 


III. In Beziehung auf Rechtspflege. 
36) Aller Gewalthaͤtigkeit, Beleidigung und Eigenmächtigkeit Einhalt zu thun; die 
Anſtellung der Vorunterſuchung uͤber alle im Diſtrikte begangene Verbrechen. 
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37) Auf Requiſition der Gerichte, das Stellen der eines Vecbiechens Angeklagten oder 
dabei Beteiligten und die Verhaftung deiſelben, wenn dies vorgeſchrieben wird. 

38) Das Voll zie en der gerichtlichen Erkenntniſſe, und Ergieifen von Maßregeln zur 
Sicherſtellung der Exequirungen. 

39) Das Unkerſuchen und Aburtheilen, auf Grundlage der Geſetze, über geringfüögi⸗ 
ge Vergehen, als Diebstahl und Betruͤgereien bis zum Betrage von 15 Rbl. S. M., die 
von Bauern und andern Leuten niedern Standes begangen werden, fo wie auch Be krafung 
ſolcher Perſonen für Ruheſtorung, Vollerei, Widerſrenſtigkeit, Schlägereien u. dgl. 

40) Das Terhungen von ferſonlicher Haft und Polizeiftrefen, nach den darüber heſte en⸗ 
den Reglements und Verordnungen, für Telezung von Anſtand und Ordnung in ver: 
ſchiedenen Verwaltungszweigen. 

41) Die Verſiegelung der Nachlaſſenſchaften zum Beſten Unmindiger, Minderjähriger 
und abweſender Erben, ſo wie Inventar, Vecſiegelung und Verkauf von beweglichem Ver⸗ 
mögen auf Befehl der Gouvernementsregiecung und in Nuſtrag der Gerich!e, 

42) Die Anlage von Beſchlog auf bewegliches, fo wie von Sequeſter auf im Diftifie 
belegenes unbewegliches Termögen, in Auftrag der befugten Behörden. f 

43) Das Verbot der Abtei e aus dem Diſnikie in vom Ge ecze beſtimmten Fallen. 

44) Das Legen von Glenzmalen auf Anſuchen von Privatyerionen und in Auftrag der 
Behörden, fo wie Taxation von Vermögen, mit Zuziehung von Sachverſtäͤndigen, in Auf⸗ 
trag der Gouvernementsregierung. 

45) Die Einweiſung in den Beſitz unbeweglichen Vermogens, in Auftrag des Oberland: 
gerichts. 

46) Das Anfiellen, auf Befehl der Gouvernementsregierung, von Unterſuchungen in 
Sachen über eigenmächtige Beſitznahme von Laͤndereien. 

47) Die Vollſtreckung von Erkenntniſſen in Civilſachen, in Auftrag der Gouvernemenks⸗ 
regierung und des Oberlandgerichts. a 

48) Das Unterfuchen und Aburtleilen über geringfügige Sachen, deren Gezenſtand cn 
Werth nicht 15 Rbl. S. M. uͤberſteigt. 


IV. In Beziehung auf Militairweſen. 


49) Die Aufiicht über friſtgemäße Abſendung'der von jedem Gute zu ſtellenden Rekru⸗ 
ten und das Anhalten hierzu nach Anleitung des Rekrutirungs-Reglements. a 

50) Die Mitwirkung und Aufſicht in Betreff ordnungsgemaßen Durchzugs von Regi⸗ 
mentern, ſonſtigen Militaitkommandos und Rekruten-⸗Abtheilungen; die Anweiſung von 
Quartieren für dieſelben; die Sorge für Herbeiſchaffung des Bedarfs derſelben; die Aus⸗ 
ftellung von Quittungen darüber, daß Durchmarſch und Einquartierung der Truppen ohne 
Veranlaſſung von Klagen Statt gefunden. 

51) Das Ausſchreiben von Fuhren, in außerorden tlichen Fällen und auf beſondere deze 
halb erlaſſene Befehle, zur Fortſchaſfung von Mililair⸗Gepäck, nach Anleitung des Regle⸗ 
ments über die Landesobliegenheiten. 

52) Die Aufſicht, nach den de rüber beſtehenden Vorſchriften, über die noch im Kindes 
alter befindlichen Militaickantoniſſen, welche ihren Eltern und Verwandten zur Erziehung 
anvertraut worden find; das Anfertigen und Führen eines beſondeten Verzeichniſſes 
der elben. . 

1 Sh. 10 
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53) Das Anfertigen und Führen von beſonderen Verzeichniſſen über die verabſchiede⸗ 
ten und die auf unbeſtimm'e Zeit beurlaubten Soldaten. 

Vergl. Alg. Rei hsg. Bd. II. Alg. Gouv.⸗Verf. 9 2564. — Vergl. auch Hakenr. Inſtr. v. 1797 

Apr. 20. 

974. Die unmittelbare polizeiliche Aufſicht uͤber die zur Gerichtsbarkeit der Haken⸗ 
richter gehörenden Bauerſchaften liegt den Gutspolizeien und Gemeinde polizeien ob. Die 
Beziehungen der Hakenrichter zu der Kirchſpiels⸗, Gats⸗ und Gemeindepolizei ſind, wo ge⸗ 
hörig, in der Bauerverordnung feſigeſetzt. 

Vergl. d. Eſchl. Bau'r⸗Verordn. v. 1016 Mai 25 (262780). 


Dritte Abtheilung. 
Von den Grenzen und von der Beſchaffenheit der Amtsgewalt der Hakenrichter. 

975. Die Amtsgewalt der Hakenrichter beſchränkt ſich auf den ihnen anvertrauten 
Diſtriktz hiervon werden folgende Ausnahmen geſtattet: 1) Im Falle von Ueberſchwemmun⸗ 
gen und Waldbraͤnden muß der Hakenrichter feine dagegen ergriſſenen Maßregeln auch bis 
in den benachbarten Diſtrikt fertfegen und feine Anordnungen erſt dann einſtellen, wenn der 
Hakenrichter des betreffenden Diſtrikts, dem er unverzuͤglich davon Nachricht zu geben hat, 
ſelbſt darin thaͤtig zu werden anfängt. 2) Bei der Verfolgung von Dieben, Raubern und 
anderen wichtigen Verbrechern, ſo wie von Laͤuflingen, ſteht der Hakenrichter an der Grenze 
eines andern Diſtrik ts, ja ſelbſt eines andern Gouvernements, nicht von der Verfolgung 
ab und ſtellt fie erſt dann ein, wenn die örtliche Polizei zu derſelben ſchreilet. Nach Ergrei⸗ 
fung aber der Verfolgten in einem fremden Polizeibezirke, uͤbergibt der Hakenrichter ſie der 
Landes⸗ oder Stadtpolizei des Orls und emp faͤngt von der elben daruber eine Beſcheinigung. 

one Mi Relasa SR; RR 8 1 Mt . 

976. Das Weſentliche der den Hakenrichtern anvertrauten Amtsgewalt beſleht darin, 
durch thäͤtiges Einſchreiten und durch Aufſicht den Geſetzen und Verordnungen ſchnelle und 
puͤnktliche Erfuͤllung zu verſchaffen. 3 

Eben dort, $ 2363. 

977. Der Hakenrichter, auf die genaue Eifüllung der Geſetze von Seiten Aller wachend, 
kann von Niemandem die Erfüllung einer geſetzlichen Vorſchriſt fordern, wenn dieſe noch 
nicht auf die dafur vorgeſchriebene Weiſe allgemein bekannt gemacht worden. 

: Eben dort, $ 2565. 


978. Die Umtsgewalt des Hakenrichters erſtreckt fich, bei Beobachtung deſſen, was zur 
Eifällung der Geſetze erforderlich iſt, auch auf die zeitweilig in feinem Diſteikte ſich auf: 
haltenden Fremden und Auslaͤnder. 

Elen dort, d 2366. 

979. Der Hakenrichter muß nicht bloß die Beſchwerden aller Beeintraͤchtigten, um 
Jedem nach Maßgabe ſeines Rechts geſetzlichen Schutz zu gewähren, anhören, ſondern auch 
alle Anzeigen, welche zur Aufklärung einer Sache dienen können, ſelbſt wenn fie nicht in 
der feſtgeſetzten Form gemacht werden. ö 

Eben dort, § 2567. 

980. Von ſich aus kann der Hakenrichler Kriminalſire fen Niemandem auferlegen; 
dies nach den Geſetzen zu thun iſt dem Gerichte volbehalten. Polizeiſtrafen für Verletzung 
von Anſtand und Ordnung in verſchiedenen Verwaltungs zweigen und für Nichtbeachtung 
der erlaſſenen Vorſchiften, fo wie für Polizeivergehen erkennen die Hakenrichter, in Grund⸗ 
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lage der örtlichen Reglements und Verordnungen, mit Beruͤck ſichtigung jedoch des Standes 
der eines Vergehens Beſchuldigten, nach welchem Edelleute, Geiſtliche, Bürger und alle 
von Leibesſtraſe befieite Perſonen auch fire Polizeivergehen nur durch kriminalgerichtliches 
Urtheil einer Strafe unterworfen werden konnen. i 

Eben dort, § 2369; Vergl. d. Krimin.⸗Proz. 

981. In geringfügigen Civilfachen, deren Gegenstand an Werth nicht 15 Rbl. S. M. 
uͤberſteigt, konnen dagegen die Hakenrichter, ohne Rüͤckſi icht auf den Stand der Betheiligten, 
auf erhobene Klage die gerichtliche Unterſuchung anftellen und die Entſcheidung faͤllen. 

Vergl. Alg. Reichsg. Bd. II, Aug. Gouv.⸗Verf. 99 2368, 2371. 

982. Die Hakenrichter ſtehen in allen zu ihrer Kompetenz gehörenden Sachen un⸗ 

mittelbar unter dem Civilgouverneur und der Gouvernementsregierung. 
Eben dort, $ 2582. 

985. Wer mit dem Verfahren oder der Entſcheidung eines Hakenrichters unzuf eden 

ift, kann feine Beſchwerde bei der , eimeichen, i in Tan der im 


Civilrechte angegebenen Beſtimmungen. 
Halenr. Inte. v. 1797 Apr. 20. 


Vierte Abtheilung. 
Von dem Aufenthaltsorte der Hakenrichter und dem Geſchaͤftsgange. 


984: Die Hakencichter balken Gericht entweder a dem Gute wo fie wohnen, oder in 
der naͤchſten Stadt. 


9 


Eben dort, § 1. 


985. Die Hakenrichter ſind verpflichtet zu jeder Zeit ſich an den Ort ihres Dititts 
hin zu Brgeben, wo irgend welche Unordnungen vorfallen, oder wohin fie gefordert werden. 
Gouv.⸗Verordn. v. 1775 Nov. 7 (14592) 95 234, 245. 


986. Die Hakenrichter führen ein Tiſchregiſter über die einkommenden Sachen und 
ein Protokoll, in welches alle Untersuchungen, Verfügungen, . und Ausfertigungen 
eingetragen werden. 8 

Hakenr. Infte. v. 1797 Apr. 20 F 11, 25. me 2 

987. Die Hakenrichter führen alle Unterſuchungen und anderen & hafte ihrer Kom⸗ 
petenz nach ſummariſchem Verfahren, und entſcheiden dieſelben unverzüglich ohne ſchrift⸗ 
liche Verhandlung. Hinſechtlich der Fuͤhrung der Tiſchregiſter und Protokolle, ſo wie der 
Abfaſſung der Verfügungen, Entſcheidungen, Berichte und Ausfertigungen, beobachten fie 
die allgemeinen Vorſchriften der Verfaſſung der Gerichtsbehoͤrden. (Leigl. B. J. 

1775 Nov. 7 (14392) 50 232, 248. 

988. Bei den am Orte des Vorgangs verrichteten Amtshandlungen ſind die 2 
richter verbunden, daruber bef ondeie genaue Protokolle zu führen und dieselben batauf dem 
allgemeinen einzuverleiben. 

989. Wenn Beamte anderer Teitwaltungszweige abgeordnet werden, um in Dienſtge⸗ 
ſcheften gemeinſchaftlich mit den Hakeniichtern zu verfahren, ſo haben letztere nicht allein 
die Zeit des Erſcheinens derſelben, ſondern auch die Sache derentwegen fi e erſchienen, in ip 


rem Prolckolle genau zu verzeichnen. 
Vergl. 1812 Juli A (25175). 


990. Falls der Hakenxichter durch geſetzliche Urſachen an Wahrnehmung ſeines Am⸗ 
tes behindert wird, fo vertritt, auf Anordnung der Gouvernementsregierung, der Hakenrich⸗ 
= 
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ter des nächften Diſtrikts feine Stelle, oder aber ein anderer rilterſchaftlicher Beamte, welcher 


von der Gouvernementsregierung namentlich dazu beftimmt wird. 
Ununterbr. Gewohnh. 


Fünfte Abtheilung. 
Von der Rechenſchaftsablegung und Verantwortlichkeit der Hakenrichter. 


IN. Bei feiner jährlichen Inſpektionsteſſe durch das Gouvernement, überzeugt ſich der 
Civilgouverneur an Ort und Stelle von der Amtsführung der Hakencichtec, und trifft nach 
den hierfur beſtehenden Beſtimmungen die nothwendigen Maßregeln, um den befundenen 
Mängeln abzuhelfen. 

Vergl. Alg. Reicheg. Bd. II, Alg. Got. Verf. 9 604. 

992. Die Hakenrichter werden auf Verfügung der Gouvecnementsobeigkeit für Amts⸗ 
vergehen geſetzlicher Beahndung unterworfen oder vom Amke entfernt; ihre Amtsenk⸗ 
fegung findet nur auf förmlichen Urtheilspruch des Oberlandgerichts Statt. 

Vergl. Eben dort, B. II, F 248, 256; B. XV, § 1476, 1576. 


Sechſte Abtheilung. 
Von dem Schriftwechſel der Hakenrichter. 


995. Die Hokenrichter empfangen Befehle, Aufträge und Vorſchriften von dem Ci⸗ 
vilgouverneur, der Gouvernementstegierung, dem Oberlandgerichle, dem Kameralhofe und 
der Vezliksverwaltung der Reichsdomainen, und machen ihnen Berichte und Unterlegungen. 

Allg. Reichsg. Bd. II, Alg. Gouv. Verf. $$ 746, 2586, 2587, 2390. 
991. Die Hakenrichter empfangen von dem Ritterſchaftshauptmanne, dem Nieder: 
land⸗und Landwaiſengerichte und von dem Manngerichte ihres Diſtrikts, fo wie auch vom 
Kollegium allgemeiner Fuͤrſorge, Vorſchriften und Anträge und machen ihnen Berichte und 
Anzeigen, — den anderen Manngerichten aber Mittheilungen. 
Vergl. Eben dort, 90 2389, 2391; Bd. XIII. Regl. d. allg, Fürf. $ 50. 

995. Mit den Kreisund Gemeindegerlchten, der Kreisrentei, der Polizeiverwaltung, 
der Medicinalverwaltung, dem Poſtkomptoir, der Zollverwaltung, den Kirchenvorſtehern, den 
Magiſtraten, den Vogteigerichten und unter ſich korrespondiren die Hakenrichter durch Mit: 
theilungen; den Gutspolizeien ertheilen fie Vorſchriften, den Gemeindepolize ien Befehle; 
von jenen erhalten ſie Mittheilungen, von dieſen aber Berichte und Vorſtellungen. 

. Vergl. Eben dort, u, d. Bauer⸗Verordn. v. 1816, 


996. Zur Requiſſtion oder Mittheilung in Geſchaͤftsſachen nothiger Auskünfie und 
Nachrichten korreſpondiren die Hakenrichter wie mit gleichſtehenden, ſo auch, im Falle 
unumgänglicher Nothwendigkeit den Gang einer Sache zu beſchleunigen, mit höheren Br: 
hörden in anderen Gouvernements unmittelbar, nach den für den Schriftwechſel mit ſolchen 
Behörden in ihrem eigenen Gouvernement feſtgeſetzten Formen; wenn in einem Geſchuͤfle 
nicht bloß eine Nachweiſung, ſendern die dabei betheiligte Perſon ſelbſt nothwendig iſt, ſo 
müffen die Hakenrichter in jedem Falle daruͤber mittelſt der Gouvernementstegierung, der fie 
untergeordnet find, in Korreſpondenz treten. Cie wenden ſich zu derſelben Vermittelung, wenn 
fie auf ihre Requifition von Auskünften und Nachweiſungen keine Antwort echalten und es 
nothwendig wird hieran zu mahnen. 

Allg. Reichsg. Bd. II, Alg. Ebuv.⸗Vecf. 9 2395. 
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Zweiter Titel. 
Von der Verfaſſung der Stadtbehoͤrden. 


Erſtes Hauptſtück. 
Von den Verfaſſungen der Stadt Reval. 


Erſte Abtheilung. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


997. Die Stadt Reval und der Dom zu Reval haben beſondere, von ein det unab⸗ 
haͤngige, ſtaͤdtiſche Verwallungen. 


998. Die Behörden und Obrigkeiten der Stadtverwaltung in der Stadt Reval ſind: 
I. Der Magiſtrat. 
II. Das Stadtkonſiſtorium. 

III. Das Polizeiamt. 

IV. Die Stadtiſchen Untergerichte: 1) Das Stadt- oder Niedergericht; 2) Das Wai⸗ 
ſengericht; 3) Das Kommerzgericht; 4) Das Amtsgericht; 5) Das See- und Frachtgericht; 
6) Das Wettgericht; 7) Das Baugericht; 8) Die Stadkaͤmmerel oder das Kaͤmmereigericht; 
9) Das Stadtkriegsgericht; 10) Das Muͤndliche Gericht; 11) Das Subhaſtations⸗und 
Auktionsdirektorium; 12) Das Amtspatronat. 

V. Die Stadtverwaltungen und Kollegien: 1) Die allgemeine Stadtkaſſe; 2) Der Gottes⸗ 
kaſten; 3) Die Steuerverwaltung; 4) Die Kommiſſion zur Erhebung der Krons getränke ſteu⸗ 
er. 5) Die Stadtacciſe-Kommiſſion; 6) Die Quartierkommiſſion; 7) Die Stadtverlege⸗ 
kammer; 8) Die Quartieckammer; 9) Die Beleuchtungskommiſſion. 

Anmerkung. Die Verfaſſung des Stadtkonſiſtoriums iſt in dem Geſetze für die Evangeliſch⸗Luthe⸗ 
riſche Kicche in Rußland v. 1852 Dec. 28 (5870) angegeben. 


999. Außer den ftädtifchen Untergerichten werden von dem Magiſtrate in beſonderen 
Fallen für verwickelte Sachen oder ſolche, die eine nicht öffentliche Verhandlung oder eine 
Unterſuchung erheiſchen, temporaite Kommiſſienen aus Gliedern deſſelben gebildet. Die 
Anordnung folder Kemmiſſionen hängt von dem Magiſtrate in feiner vollen Sitzung, die 
Ernennung der Glieder von dem Kollegium der Buͤrgermeiſter ab. Dieſen Kommiſſionen 
liegt von Amtswegen ob, entweder eine Sache güllich beizulegen oder nur eine Unterſuchung 
über die Sache anzufiellen. 

Oberg.⸗O. v. 1757, § 17. 


1000. Die Böͤͤrgerſchaft des Doms beſſeht aus Zuͤnftigen, welche eine beſondere Gilde 
bilden, unter Verwaltung zweier Aeltermaͤnner und zweier Aelteſten. 
Kön. Schw. Reſol. v. 1020 März 8, 1665 Oft. 17; Ken. Schw. Ber, v. 1652 Juni 16. 


1001. Polizei- und nicht ſtreitige Sachen, ſo wie ſtreitige unter 6 bl. S. M. an 
Werth betragende Rechtsſachen, werden auf dem Dome vom Schloß⸗Vogteigerichte verhan⸗ 
delt; Prozeß- und Kriminalſachen gehören vor das Harriſche Maungericht. 

Eben dort. 
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1002. Die Verwaltungen und Kommiſſionen des Doms find: 
1) Die Kaffaverwaltung; 2) Die Steuerkommiſſion; 3) Die Acciſeverwaltung. 


Zweite Abtheilung. 
Von der Verfaſſung des Magiſtrats. 


I. Von dem Beſtande des Magiſtrats. 


1005. Der Magiſtrat der Stadt Reval beſteht aus vier Buͤrgermeiſtern, einem Syn⸗ 
dicus und vierzehn Rathsherrn. 

‚Umunter br. Gewohnh. 

1004. Die Ernennung zu den Stellen, welche unter den Rathsgliedern erledigt werden, 
iſt dem Magiſtrate ſelbſt vorbehalten, in Grundlage der im Staͤnderechte angegebenen Bes 
ſtimmungen. 

Vertrag zwiſchen dem Rathe und der großen Gilde v. 1672 Jan. 27, beſt. durch d. Kön. Schw. 

Reſ. v. 1681 Apr. 19; 1710 Sert. 29 (2298) Art. 7. a 

1005. Von den vier Birgermeiflern führt einer, der Reihefolge nach jahrlich hierzu 
beſtimmt, als worthabender Buͤrgermeiſter den Vorſitz ein anderer, welcher Gefelgter am 
Work genannt wird, vertritt nöthigenfalls feine Stelle. 

Ununterbr. Gewohnh. 

1006. Die Kanzellei des Magiſtrats beſteht aus dem Sekretair, dem Kanzelleidirek⸗ 
for, dem Protonotar, dem Archivar, dem Regiſtrator, einem Translateur fuͤr die Ruſſiſche 
Sprache, dem Aktuar und drei Kanzelliſten, von denen einer dem Syndicus beigegeben iſt 

Eben ſo. 

1007. Der Magiſtratsſekretair gehört mit zum Beſtande der Behörde und muß aus 
dem Gelehrtenſtande ſein. Außerdem iſt bei dem Magiſtrate ein beſonderer Stadtoffizial 
oder Fiskal angeſtellt, der auch aus dem Gelehrtenſtande fein muß. 

Kanz.⸗O. v. 1686 u. ununterbr. Gewohnh. 


1008. An iellung und Entlaffung des Selretairs, des Offizials und der anderen Beam— 
ten und Kanzelliſten, fo wie auch Vergrößerung und Verminderung ihrer Zahl, hangt vom 
Ermeſſen des Magiſtcats ab; der Sektetair und die Beamten des Magiſtrats werden auf 
Lebenszeit gewahlt und ohne Beſtätigung der Gouvernementsobrigkeit angeſtelltz fie wer⸗ 


2 im Magiſtrate Nr 
1797 Febr. 26 (17845), 


1009. Zur Einhaͤndigung von Anzeigen, Publikationen, Citationen und Atte aller 
Art hat der Magi trat vier Gerichtsdiener (Wichtmeiſter, Ministeriale oder Buͤrgermeiſter⸗ 
diener); zur Aufwartung waͤhrend der Sitzungen, und für die bkonomiſchen Angelegenhei⸗ 
ten, wird vom Rathe ein beſonderer Hausſchlie zer angeſtellt. Die Gerichtsdiener und der 
Hausſchließer werden in dem Nieder gerichte vereidigt. 

N Vergl. Schrag. d. Ger.⸗Diener v. 1764. 

1010. Die Glieder und Beamten des Magiſtrats werden aus den e As 
ſoldet. Der Betrag des Gehalts und der ſonſtigen Amtsemolumente wird von dem Magi⸗ 
ſtrate, mit n der fihdtifchen Gilden, feſtgeſtellt. 

Vertr. v. 1672 Jan. 27, beſt. 16681. 
1011. Die Strafgelder, auf welche der Magiſtrat in Prozeßſochen nach einer Säge 


Taxe erkennt, fließen in die Stadtkaſſe. 
Kaſten⸗O. v. 1609 Mai 20. 
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1012. Als Zulage zu ihrem Gehalte genießen der Syndicus, der Sekretair, die Kan⸗ 
zelleibeamten und die Gerichtsdiener beſonderer Gebühren, welche in Rechtsſachen von Pri⸗ 
vatperſonen nach einer hierfur von der Staatsregierung feſigeſtellten Taxe erhoben werden. 

1797 Febr. 26 (17845). 
II. Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz und von den Grenzen der 
Amtsgewalt des Magiſtrats. 


1015. Unter die Gerichtsbarkeit des Mogiſtrats gehbren: 

1) Ihrem perfönlichen Stande nach: alle Einwohner der Stadt, der Vorſtädte und des 
Stadtgebiets, die Evangeliſch-Lutheriſche Geiſtlichkeit der Stadt, die ſſaͤdtiſchen Advokaten, 
die Verabſchiedeten und nicht in Klaſſenrang Stehenden, die Fremden nichtadeliger Geburt, 
welche im Gebiete der Stadt wohnen, und die Diener der Adeligen. Von der Gerichtsbar⸗ 
keit des Magiſtrats find nur ausgenommen: Adelige, im wirklichen Staatsdienſte ſtehende 
Beamte und endlich Litteraten, falls dieſelben naͤmlich kein buͤrgerliches Gewerbe treiben, nicht 
in Stadtdienſten ſtehen und kein unbewegliches Bermdgen in der Stadtmark befiten; ge⸗ 
gentheiligen Falls unterliegen fie, in Sachen rläckſichtlich ihres Gewerbes, ihres Dienſtes 
oder ihrer Grundſtuͤcke, der Gerichtsbarkeit des Magiſtrats. 2) In dingliche Hinſicht: alles 
unbewegliche Vermögen, welches in der Stadt Reval, den Vorſtadten und dem S Stadtgebiete 
belegen i l 

2 — Reſol. v. 1584 Aug. 24, 4660 Marz 17 § 22, 1662 Juli 30, 1665 Ott. 30 

$ 15, 1668 Nov. 25; 4675 Sept. 30 ö A, 50. 


1014. Zur Kompetenz des Magiſtrats von Reval, in feinem vollen Perſonale, gehort: 
4. In Gemeindeſachen. „ 1 


1) Sich mit der großen und kleinen Gilde in Sachen, welche die ganze Birgerſchaft be⸗ 
treffen, zu berathen; den Gilden Vorſchlaͤge zu machen; die Bes. blüffe der Gildenveeſamm⸗ 
lungen zu beurtheilen; außerordentliche Verſammlungen der Gilden zu berufen und die 
Vorſtellungen der Gilden in ihren Angelegenheiten zu entſcheiden. b 

2) Die Nelteſten und Aeltermaͤnner der ſtaͤdtiſchen Gilden zu beſtaͤtigen. 

3) Verſchiedene Stadtaͤmter zu beſetzen und die von den Aelteſtenbaͤnken 9 zu 
beſtaͤtigen. 

4) Darauf zu ſehen, daß die Gildeſchragen beobachtet werden, und alle eigenmächtigen 
Abänderungen derſelben zu unterſagen. 

5) Das Bürgerrecht zu ertheilen auf die im Ständerechte feſtgeſetzte Weiſe. 

6) Gemeinſchaftlich mit den Gilden, die Stadteinkuͤnfte und Ausg ben und die Ver: 
waltung des Stadtvermdgens zu beaufſichtigen; Geldunterftügungen zu bewilligen; die Ge: 
halte der Beamten zu beftimmen; Kauf,, Pfand⸗, Arende⸗ und Ceſſionsverttage i im Namen 
der Stadt abzuſchlieſſen. 

7) Die Bingerwache, das Schwarzenhaͤupterkorps und die Gemeinden falten zu beauf⸗ 
ſichtigen, zu ihrer Verwaltung beſondere Glieder zu delegiten. 

8) Zugleich mit den ſtaͤdtiſchen Gilten an Bildung der Deputationen Theil zu neh⸗ 
men, welche von der Stadt an den Monarchen oder an die hohe Obrigkeit geſendet 
werden. 

B. In Kirchenſachen. 

9) Wegen Ernennung beſonderer Glieder ins Stadtkonſſſtorium vorzuſtellen, nach den 
in dem Geſetze für die Evangeliſch⸗Lutheriſche Kirche in Rußlend feſigeſetzten Beſtim⸗ 
mungen. 

10) Die Aufſicht über Verwaltung des Vermögens der S Stadtkicch hen, uͤber die Kirchen: 
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polizei zu führen; polizeiliche Anordnungen in Beziehung auf kirchliche Geremonien, Be⸗ 
gräbniffe, Taufen und Hochzeiten u. ſ. w. zu treffen, und die Gebühren für Kirchen und 
Kicchendiener zu beſtimmen. 

C. In Be zie hung auf das Kronsintereſſe, 

11) Mittelſt der Stadtverwaltungen die Repartition, Erhebung und Einzahlung der 
vom Geſetze feſtgeſtellten Abgaben in den Kameralhof, fo wie die Entrichtung der Getruͤnke⸗ 
ſteuer an die Krone und der der Stadt zukommenden Acciſe, zu beaufjichtigen, 

12) Mittelſt des Quartierkollegiums die Einquartierung des Militaics zu beaufſich⸗ 
tigen. | 

D, In Beziehung auf Juſtizverwaltung. 


13) Die Aufſicht über die ſlaͤdtiſchen Untergerichte zu führen; aus dem vollen Perſonale 
des Magiſtrats Glieder in dieſelben abzuordnen; Kanzelleibeamten wie. für die eigene Kan⸗ 
zellei, fo auch fin die der Untergerichte, anzuftellen; die etwanigen Vakanzen bis zu den 
neuen Wahlen durch Sub lituten zu beſetzen. 

14) Die ſtaͤdtiſchen Advokaten anzuſtellen und zu vereidigen. 

15) Wie fur die eigene, fo auch für die Kanzellei der Un ergecichte, allgemeine Vorſchrif⸗ 
ten über den Geſchaͤftsgang, in Grundlage der beſlehenden Geſetze, auf zuſiellen. 


E. In Kriminalſachen. 


16) Kriminalſachen, die aus dem Niedergerichte an daſſelbe gelangen, zu verhandeln und 
in denſelben das Urtheil zu fällen. | 

17) Die Sachen Uber Amtsvergehen felbt zu verhandeln und die im Stadtkriegsgerichte 
in Unterſachungsſachen wegen Amtsvergehen von Leuten, die zur Stadtkompagnie gehören, 
gefällten Urtheile der Leuteration zu unterziehen. 

18) Alle Klagen von Bürgern der Stadt Reval über pe.ſonliche Beleidigung, welche fig 
ſich gegenfeitig zugefügt haben, ſelb ! wenn fie auch zu der Zeit unter der Gecichtsbarkeil 
einer andern Behörde ſtanden. 


F. In Civilſachen. 
_ In erſter Inſtanz. 

19) Klagen von Privatperſonen gegen Magiſtratsglieder, Aeltermenner, Sekretaire des 
Magiſtrats und der Untergerichte, die Stadtgeiſtlichkeit, die Stadtadvokaten und den Juſtiz⸗ 
offi zial. 

20) Sachen und Streitigkeiten uͤber die Rechte auf Grundſtuͤcke und Haͤuſer, welche in 
der Stadt, in der Vorſtadt und im Stadtgebiete belegen ſind. 

21) Sıbfehafie-, Teſtaments und Erbtheilungsſachen. 

22) Concursſachen. 

23) Steeitigkeiten der Gilden und Zuͤnfte. 

24) Streitigkeiten zwiſchen Verfaſſern, Ueberſetzern, Herausgebern, Verlegen und Buch⸗ 
bindlern über das Eigenthum an wiſſenſc chaftlichen oder ſchönwiſſenſchaftlichen Werken, wenn 
dieſe Streitigkeiten nicht der Enkſcheidung eines Schiedsgerichts vorbehalten find. 

In zweiter Inſtanz. 

25) Verhandlung und Enkſcheidung der Prozeßſachen, welche aus den Untergerichten 
durch Appellation oder Querel an denſelben gelangen. 

26) Alle Beſchwerden über Nichtbeobachtung der Regeln des Civllprozeſſes in den Unter- 
gerichten 


— 
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G. In nicht ſtreitigen Sachen. 


37) Das Bewilligen von Verſteigerungen und öffentlichen Verkaufe, ausgenommen wenn 
der dcfentliche Verkauf, zur Vollſtreckung rechtskruͤftiger Erkenntniſſe, der Polizeiverwaltung 
übertragen iſt. 

28) Die Ab: und Zuzeichnung bei verändertem Beſitze von Haͤuſern und Hiegenden 
Gruͤnden. 

29) Das Anlegen von Beſchlag und Seque der in Gerichtsſachen, die nicht vor das Nies 
dergericht gehören. 

30) Das Ausſtellen von Notariatsinſtrumenten aller Art; Beglaubigung der Unterſchrif⸗ 
ten und Ausfertigung von Geburtszeugniſſen. 

31) Die Grunde zur Ablehnung von Gliedern des Magiſtrats und der Untergerichte 
wegen Verdachts der Parteilichkeit zu prüfen und zu entſcheiden. 

32) Die Verſiegelung und Inventur in Concursſachen und ſolchen Nachlaßſachen, bei 
welchen nicht zugleich Unmindige als Erben betheiligt find, 

33) Die Vollziehung von Krepoſtakten, und Verſchreibung und Tilgung von Hypothe⸗ 
ken, in Beziehung auf unbewegliches Vermögen im Stadtgebiete. 


II. In Polizei-, Handels- und Gewerksſachen. 


34) Beſondere Glieder ins Polizeiamt zu deleghen. 

35) Mittelſt der Untergerichte die Handels- und Maktpolizei, die Wake, Maß und 
Gewicht und ſaͤmmtliche Handlungsoffizianten zu beaufſichtigen, und die 2 Erleichterung 
des Handels nöthigen geſetzlichen Anordnungen zu treffen. 

36) Die Erlaubniß zum Umhertragen und Verkauf von Waaren und zur Ausſtellung 
derſelben auf dem Markte und andern Plaͤtzen zu ertheilen. 

37) Die Jahrmaͤikte zu eröffnen und zu ſchließen. 

38) Ueber die Handwerksaͤmter die Aufſicht zu fuhren; die Aemter mit neuen Schragen 
zu verſehen, die vorhandenen abzuaͤndern und zu vervollſtäͤndigen, und unter Beſtaͤtigung 
des Generalgouverneurs Inſtruktionen über Handelsgegenſtaͤnde zu erlafen, fo wie Taren 
fir die Geweike feſtzuſtellen. 

39) Die Anlegung von Wirthshaͤuſern, Kaffe häuſern und Konditoreien zu ge tatten. 

40) Uebermaßigem Luxus zu ſteuern. 

41) Die Löſchanſtalten zu beaufſichtigen. 

42) Ueber Anlegung neuer Schlammkanäle und Waſſerleitungen, Wiedecherſtellung 
ehemaliger und Abaͤnderung vorhandener, Anordnungen zu treffen. 

43) Neue Bauten und Reparaturen, nach Genehmigung der Riſſe von Seiten des Bau⸗ 
gerichts, zu geſtat ten. 

44) Paſſe auszufertigen. 

45) Die Stadtgefüngniffe und die Arreſtanten zu beaufſichtigen. 

Urt. Kön. Erics v. 1248, Chritoph's v. 1287; d. Lüb. Rt.; Urk. Bis of Jo hann“s v. 1284; 

Bulle Pabſt Nilolaus“s v. 44545 Kön. Stud. Nebel. v. ABA Aug. 243 Karend. v. 1890, 

1609; Kön. Schwed. Ref, v. 1607 Aug. 13, 1630 Oft. 14; protot. d. Rath“ v. 1630 Nov. 

30; Kön. Schwed. Reſol. v. 1648 März 24; Proto!. d. Raths v. 1655 Aug. 30; Kön. 

Schwed. Nest. v. 1662 Juli 30 55 4, 6, 7, — 1665 Okt. 30; Po iz.⸗O. v. 1670 Feb. A; 

Vertr. v. 1672 Jan. 27 86 26, 55; Handels⸗Ordn. v. 1679; Kön. Schwed. Reſo“. v. 1681 

Apr. 19, 55 8, 15, 17; Advok. 8. v. 1687; Rathskonſt. v. 1706; 1710 Sept. 29 (2298) 

Art. 3, A, 6; Ines. „O. v. 1757: Ber. ü. d. gerichtl. Verf. v. 1784 Nov. 8; Bir. d. Gouv. 

Reg. v. 1819 Ott. 18; Handw.⸗Regl. v. 1322; Bauordn. v. 10283 Biandordnung v. 1825. 
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1015. Außer der adminiſtrativen, polizeilichen und gerichtlichen Kompetenz, iſt der 
Magiſtrat in ſeinem vollen Perſonale befugt, innerhalb des ihm geſetzlich angewieſenen 
Wirfungskreifes, den Stadtbewohnern bereits vorhandene Geſetze in Erinnerung zu bringen, 
und denſelben gemäß ſpezielle Vorſchriften zu ertheilen. 

Vertr. v. 1672 Jan. 27; Kön. Schwed. Ref. v. 1031 Apr. 19, § 13. 

1016. In Adminiſtrativ- und Polizeiſachen gelangen die Beſchwerden uͤber die Ent: 
ſcheidungen des Rath's an die Gouvernementsregierung; über die Entſcheidung letzterer iſt 
es dem Rathe, im Falle der Unzufriedenheit, geſtattet mit einem Berichte an den Senat 
zu gehen. 

Vergl. Reſol. d. Gen.⸗Gon v. v. Apr. 1768; Def. d. Gouv.⸗Reg. v. 1822 Sept. 22, V, § 11. 

1017. Der Magiſtrat it in allen Keiminalſachen, die aus dem Niedergerichte an den⸗ 
ſelben gelangen, erſte Inſtanz, ſofern der Schuldige einer Kriminalſtrafe unterliegt. In dies 
fen Sachen liegt dem Niedergerichte nur die Untetſuchung, dem Magiſtrate in feinem vol⸗ 
len Perfonale ober die Faͤllung des Erkenntniſſes ob. In Sachen wegen geringfuͤgiger Ver: 
gehen aber entſcheidet auch das Niedergericht ſelbſt und iſt der Magiſtrat zweite Inſtanz. 

Ber. uͤ. d. gerichtl. Verf. v. 1784 Too. 8. 


1018. Ale in den 95 2241 — 2257 der allgemeinen Gouvernementsverfaſſung, über 
den Umfang der Kompetenz des Gerichtshofes für Kriminalſachen, beſtimmten Regeln 
gelten auch fir den Revalſchen Magiſtraf. 

1832 Dec. 28 (5866); vergl. auch d. Krim.⸗proz. 


1019. Appellationen und Querelen gegen Erkenntniſſe und Beſcheide des Nevalfchen 
Magiſtrats in Civilſachen gehen an den Dirigirenden Senat. Sachen, deren Gegenſtand 
an Werth 600 Rbl. S. M. nicht Überfteigt, werden im Magiſtrate allendlich enıfchieden 
mit Ausnahme nur derjenigen, welche nach dem für fie beſtehenden beſondern Prozeß ver⸗ 
fahren durchaus an den Dirigirenden Senat gehen muͤſſen. 

1832 Febr. 17 (5171); 1332 Dec. 28 (8866) pkt. 2; Bef. d. Dir. Sen. en den Eſthl. 

Gouv.⸗prok. v. 1854 Febr. 13. 


III. Von den Sitzungen und dem Geſchaͤftsgange. 
1. Von den Sigungen. 


1020. Der Revalſche Magiſtrat verſammelt ſich im Rathhauſe der Stadt Reval. 
1021. Der Magistrat verſammelt ſich in feinem vollen Perſonale das ganze Jahr 
hindurch, vom erſten Dienſtage nach Chriſti Erſcheinung bis zum Thomas Abend, acht 
Tage vor Weihnachten, zweimal wöchentlich, am Dienſtage und Freitage, ausgenommen 
wenn dieſe Tage mit Feiertagen zuſammenfallen. 
Rathskonſt. v. A818 Sept. 6. 


1022. An dem Tage, wo die jährlichen Gerichtsſitzungen eröffnet werden, verſammeln 
ſich am Morgen die Glieder und Beamten des Magiſtrats, fo wie auch die ſiäͤdtiſchen 
Gilden, in der Rathskirche zum heiligen Geiſt, um dem öffentlichen Gottesdienfte beizu⸗ 
wohnen. Auf beſondere Anordnung des Magiſtrats oder des Kollegiums der Büͤrgermeiſſer, 
hält ein Prediger oder der Superintendent eine Predigt über einen der Veranlaſſung ent⸗ 
ſprechenden Text aus der Bibel. 

Ber. auf ununterdr. Gewohnh. eben fo wie d. folg. $$ bis 1055, 


1025. Aus der Kirche begibt fich der Rath in feierlicher Prozeſſion aufs Rathhaus. 
Die Stadikompagnie gibt bei diefer Gelegenheit dem Magiſtrate die Honneurs ab. 
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1024. An dem Tage, wo die jährlichen Sitzungen des Magiſtrats geſchloſſen wer⸗ 
den und zwar am Freitage vor dem Thomastage, verſammeln ſich, nachdem es den ſiaͤdti⸗ 
ſchen Gilden bekannt gemacht worden, die Glieder und Beamten des Magiſtrats mit den 
Gilden um 2 Uhr Nachmittags in der Rathskirche. * 


1025. Nach Beendigung des Gottesdienſtes begibt ſich der Magiſttat in derſelben 
Ordnung, wie am Tage der Eröffnung der Juridik (§ 1023), zuruck aufs Rathhaus. Hier 
legen die Glieder des Magiſtrats, ſofern es nicht ſchon früher geſchehen iſt, Rechenſchaft 
von ihren bis dahin verwalteten Aemtern ab. Das Geld, das theils die Rathsglieder zus 
ſammenſchießen, theils beſonders von der Buͤrgerſchaft dazu beſtimmt iſt, wird unter Arme 
und Nothleidende vertheilt. Am Abende erſcheinen die ſtädtiſchen Gilden auf dem Rath⸗ 
hauſe, um dem verſammelten Magiſtrate ihre Ehreibietung zu bezeugen, und alle Burger, 
die ein Haus in der Stadt beſitzen, bringen zu einem Rbl. S. M. dar. 

1026. Te: Magiſtrat wird als vollzählig angeſehen, wenn acht Glieder deſſelben 
anweſend find. In Kriminalſachen wird die Anweſenheit aller Glieder erfordect. 

a Rathsordn. § 5, 6. 1 

1027. An den Tagen, wo keine Sitzungen des Magiſtrats Statt haben, iſt ſtets 
der worthabende Bürgermeifter der laufenden Sachen wegen anweſend. ol 

1028. Der worthabende Buͤrgermeiſter eröffnet nicht nur alle an den Magiſtrat ge⸗ 
richtete Schreiben, ſondern trifft in öffentlichen ſowohl als Privatſachen, die keinen Verzug 
leiden, Verf'gungen und berichtet darüber dem Magiſtrate bei der nuͤchſten Sitzung. 

1029. Auf die Sommerferien wird zur Verhandlung der, öffentlichen Sachen eine 
Dejodur angeordnet, welche aus dem worthabenden Buͤrgermeiſter, zwei Rathsherren und 
dem Magiſtratsſekretair beſteht. 


1050. Nußerordentliche Sitzungen auszuſchreiben hängt von der Bestimmung des 
worthabenden Bürgermeiſters ab. = j 4 

1051. Wer von den Gliedern des Magiſtrats aus beſonderen gefeglichen Gründen 
der Sitzung nicht beiwohnen kann, hat es dem worthabenden Buͤrgermeiſter vor der Sitzung 
anzuzeigen. 


N 


Ratheordn. § 4. 


1052. In ſolchem Falle beauftragt das Kollegium der Bürgermeiſter ein anderes 
Glied des Abweſenden Stelle zu vertreten. Den worthabenden Bürgermeiſter vertritt in 
ſolchen Fällen der Gefolgte am Wort, den Syndieus der Magiſtratsſekletair. 


1053. Iſt der Gefolgte am Wort auch abweſend, fo vertritt der ältefig der beiden 
anweſenden Bingermeiſter die Stelle des Vorſitzers. Sind auch dieſe Letzteren abweſß d, 
fo nimmt der Syndicus die Stelle des Vorſitzers ein und naͤchſt ihm der aͤlteſte Nahe 0 
herr. g a r 


1054. Wenn ein Glied des Magiteats feinen Abſchied nimmt oder Riıbt, und neue 
Wahlen noch nicht ſtattgefunden haben, „fo wird in Grundlage der in den vorhergehenden 
go beſtimmten Regeln verfahren. 


1055. Rathsglieder und Beamte, die auf kurze Zeit abweſend find, verlieren deshalb 
nicht Gehalt und Emolumente, die mit ihren Aemtern verbunden find. 


4 
Ä 
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2. Von dem Eeſchaͤftsgange. 


f 4) Von dem Beginn der Sacken. 
1036. Hinſichtlich der Cingabe von Schriften und der Eintragung derſelben in den 
Anſchlag, wid die im Prozeſſe vorgeſchriebene Ordnung beobachtet. 
Oberg.⸗O, v. 1757, § 1. 
1037. Die Angaben, welche zum Proklame zu bringen ſind, werden unmittelbar dem 
Magiſtratsſekretair abgegeben. . 


1058. In außerordentli hen Fällen wird in nicht ftreitigen Sachen der Vorſtand auch 
ohne vorgaͤngigen Anſchlag bewilligt. 
b Dieſer u. d. vorgeh. $ ber. auf ununterbr. Gewohnh. 
B) Von dem Vortrage. 


1039. Ale eingegangenen Sachen trägt der Sektetair vor; die darauf getroffene Ver: 
fuͤgung verzeichnet er, je nachdem fie in das eine oder andere gehört, in dem Protokolle 
der öſſentlichen oder dem der Privatfachen ($ 1048), und verfaßt in Grundlage deſſen die 
Ausfertigung. 

Kanz.⸗O. v. 1686, 88 1— 7. 

1040. It nach geendigter gerichtlicher Verhandlung in der Cache ein Eikenntniß zu 
fallen, fo liegt der Voctrag der Akten, die Anfertigung der Aktenrelation und die Abfaſſung 
des Urtheils, dem Syndicus ob. 

Eben dort, $$ 8, 9. 

1041. In Appellations achen, welche aus den Untergerichten eingegangen ſind, 
nehmen die Glieder dieſer Gerichte an der Abſtimmung keinen Theil, konnen aber dem 
Vortrage beiwohnen. 

Rathsordn. § 11. 

1042. Im Fall einer Mein ungsverſchiedenheit muͤſſen fich der worthabende Buͤrger⸗ 
meiſter und der Syndicus bemühen dieſelbe auszugleichen. 

Dieſer u. d. folg. § ker. auf ununterbr. Gewohnh. 


1043. Die Abstimmung beginnt von dem worthabenden Bürgermeiſter und geht 
links herum bis zu dem Gefolgten am Wort. 


C) Von der Abfaffung der Ausfertigungen. 

1044. Die den getroffenen Verfuͤgungen gemäß abgefaßten Ausfertigungen werden 
den anweſenden Gliedern zur Betätigung vorgetragen: Erkenntniſſe in Pro zeßſachen vom 
Syndicus, Urtheile in Kriminalſachen aber vom Stadtgerichtsſekretair; die i brigen Schrif⸗ 
ten werden vom Magiſtratsſekretair vorgetragen. 

Dieſer u. d. ſo g. $$ kis 1052 ber. auf d. Kanz.⸗O. v. 1686 und ununterbr. Gerohnh. 

1045. Die bei den Akten bleibenden Konzepte werden von dem worthabenden 
Birgermei fler unterſchrieben und von einem Sekretair gegenge zeichnet. 


1046. Die Protokollauszüge fangen mit den Worten: „Aus dem Protokolle des 
Revalſchen Magiſtrats“ an, und werden, wenn fie förmliche Urtheile und Beſcheide ent: 
halten, von dem worthabenden Bürgermeiſter unterſchrieben und vom Cekretair contra: 
ſignirt. In allen ubrigen Faͤllen werden fie nur vom Magiſtratsſekretair, mit Beifuͤgung 
der Worte: „Zur Beglaubigung“ (in fidem) unterſchrieben. 

1047. Ausfertigungen, die keine bloße Protokollauszüge enthalten, ſchließen mit dem 
Datum, und werden, wenn es Notariatsinſtrumente, Zeugniſſe u. dergl. find, nur von dem 
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Sikietaie „In Auftrag“ unterzeichnet; find es aber förmliche Mittheilungen, Aufträ⸗ 
ge, Antworten, Berichte oder Unterlegungen, fo endigen fie nach Angabe des Datums 
mit den Worten: „Birgermelſter und Rath der Stadt Reval und in deren Namen“ 
und werden von dem worthabenden Birgermeiſter unterſchrieben und von dem Seklelait 
contraſignirt. reel 

/ D) Von den Pro‘ofollen, n 

1048. Der Magi tratsſekretair führt zwei Protokolle, das eine fir dſſentliche Sachen, 
das andere für Privatſachen; in das erſte werden auch die Verhandlungen über Kriminal⸗ 
ſachen eingetragen. 

1049. Alle Anträge, Verhandlungen und Verf igungen in Sachen über Ab = und 
Zuzeichnungen, Ingroſſationen und Exgroſſationen werden in dem Privatprotokolle vers 
zeichnet. 

1050. Außerdem werden folgende Protokolle im Magi ſtrate geſichrt: 

1) Fir Wechſelprote de. 

2) Fur Seeprote e. 

3) Für die übrigen Notariatsin krumente. — Von dieſen Protokollen wird das üͤber 
Seeproteſte vom Magiſtratsſekretair, die beiden andern aber in der Kanzellei, unter Auſ⸗ 
ſicht und Unterſchrift des Sekretairs, gefuhrt. Alle drei enthalten die Ausfertigung wörtlich, 
nebſt Abſchrift der Akte, über welche fie ectheilt wird. Fr 

= E) Von dem Miſſive. 

1051. In das Miſſiv oder das Konzeptbuch kommen diejenigen Ausfertigungen, 
welche nicht in eines der Protokolle wortlich eingetragen worden; namentlich alle ausge hen 
den Schreiben und Unterlegungen und diejenigen Zeugniſſe, die auf ausdrückliche Ver 
fuͤgung des Magiſtrats ertheilt und im Protokolle nur bemerkt werden. 


F) Von der Aufbewahrung von Geldern. 
1052. Die Gelder des Magi rats, fo wie die von Privatpe ſonen eingetragenen, 
werden in der Stadtkaͤmmerei auf dem Rathhauſe aufbewahrt. Die Kaͤmmerer, welche 
allein die Schluͤſſel zu der Kaͤmmetei haben, empfangen und zahlen die Gelder aus, auf 
Verfügung des Magi rats. 


IV. Von den Verpflichtunzen der Glieder und Beamten des Magiſtrats. 


1) Von dem worthabenden Bürgermeiſter. 

1055. Dem worthabenden Bürgermeijter, als Vorſitzer des Magiſtrats, ſteht es zu 
alle Geftäfie zu leilen, und darauf zu ſehen, daß dabei das geſetzmaͤzige Verfihren bes 
obachtet werde. 

Rathrordbn. 55 7, 9, 10, 

10544. Dieſem gemiß erkundigt ſich der worthabende Bürgermeiſter, bevor zur 
Verhandlung geſchritten wird, ob nicht eines der Glieder etwas Beſonderes vorzubringen 
oder zu berichten habe. 

Eben dort. 

1055. Der worthabende Büͤrgermeiſter kann vor Entſcheidung derjenigen Sache, die 

ſchon in Verhandlung iſt, keine neue Sache zum Vortrage bringen, noch die Meinung der 


Glieder erfragen. 
Eben dort. 


. —— ̃ —„—-—-— 


| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
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. 1056. Der wortführende Bürgermeiſter bemüht ſich den Schluß jeder Sache zu be: 
17 fordern und ſieht darauf, daß beim Votiren Niemand die feitgefegte Ordnung uͤbertrete, 
noch einem Andern in die Rede falle. 

4 Eben dor. 


0 1057. In Sachen, die keinen Verzug leiden, nim ut der worthabende Buͤrgermeiſter 
N auch außerhalb der Sitzungen Bittſchriflen und Kl ‚or an, und trifft darüber die noth⸗ 
wendigen vorläufigen Verfuͤgungen. 
Ununterbr. Gewobuh. 
1058. Der worthabende Büͤrgermeiſter iſt befugt : 
1) Auf Sachen oder Perſonen, welche unter des Magiſtrats Gerichtsbarkeit gehdren, 
Beſchlag und Arreſt zu legen. 
2) Inventuren und Verſiegelungen anzuordnen. 
3) Einſtellung von Bauten vorzuſchreiben und die Verhandlung von Bauſtreiligkeiten 
dem befugten Gerichte zu uͤbertragen. 
4) Die vom Magiſtrate und Waiſengerichte ernannten Curatoren und Vormünder zu 
beſtätigen. 
5) Die Aeltermänner der Gilden, Zuͤnfte und Innungen, nach Genehmigung der 
Wahlen von Seiten der Magiſtratsglieder, zu beſtaͤtigen. 
Vergl. Waiſeng.⸗u. Vorm.⸗Ordn. v. 1697; Ber. uͤ. d. gerichtl. Verf. v. 1784; Bauordn. v. 1825. 


1059. Ohne Verfügung von Seiten des wortfüͤhrenden Buͤrgermeiſters, darf kein 
Anſchlag gemacht werden. Citationsgeſuche, wenn die Genehmigung von dem worthabenden 
ö Buͤrgermeiſter abhängt, werden ihm 24 Stunden vor der Sitzung des Magiſtrats von den 
! Parten ſelbſt überreicht. Der worthabende Birgermeiſter laßt darauf die Citation muͤndlich 
6 durch den Gerichtsdiener ergehen. 
Oberg.⸗ O. v. 1757, 5 1. 


1060. Alle Notariatszeugniffe und Inſtrumente werden bei dem worthabenden 


Buͤrgermeiſter nachgeſucht, welcher die Vollziehung der Magiſtratskanzellei aufträgt, 
Ununterbr. Gewohnh. 


1061. In Beziehung auf Nuftechterhaltung der dffentlichen Ordnung in der Stadt 
11. iſt der worthabende Buͤrgermeiſter verpflichtet: 

1) Wenn Ordnung und Ruhe geſtoͤrt worden, Frieden zu gebieten, die Ungehorſamen 
einer Geld ⸗ oder auch einer Leibesſtrafe zu unterwerfen, wenn fie ihrem Stande nach unter 
die Stadtgerichtsbarkeit gehören und nicht von Leibesſtrafe frei find. 

2) Im Falle einer Feuersbrunſt die Sturmglocke laͤuten oder die Trommel ruͤhren zu 
laſſen, zugleich dem Kommandanten der Feſtung davon Nachricht gebend. 

3) Der Stadtkompagnie und dem Schwarzenhaͤupterkorps, bei feierlichem Aufzuge 
durch die Stadt, das Ruͤhren der Trommel und Trompetenblaſen zu erlauben. 

4) Die ſchriftlichen Berichte uͤber alle Todesfälle im Stadtbezirke zu empf. ungen. 
Lüb. Rt. B. IV, Tit. IV; Brando dn. v. 1928 u. ununterbr. Gewohng. 


2) Von dem Syndieus. 


1062. Der Syndicus folgt ſeiner amtlichen Stellung nach auf den jüngften Bürgers 
meiſter. 
Ununterbr. Gewohnh. 


159 


1063. Dem Syndicus liegt ob, alle definitiv geſchloſſenen Partenfachen, nachdem die⸗ 
felben ihm von dem Sekretair zugeſtellt worden find, vorzutragen, fein We uber dies 
felben ſchriftlich abzugeben und die Urtheile abzufaſſen. 

Kanz.⸗O. v. 1686. 

1064. Ferner iſt der Syndicus von Amtswegen verpflichtet: 

1) In Sachen, welche Gerechtſame der Stadt oder der ſlaͤdtiſchen Korporationen betreffen, 
Vertreter dieſer Rechte zu fein und die ndthigen Schreiben und Unteclegungen ab⸗ 
zufaſſen. 

2) Die für die Stadt abzuschließenden Arrende- und anderen Kontrakte abzufaſſen. 

5) In öffentlichen Sachen auf alle eingegangene Befehle, Aufträge, Aufforderungen, 
Mittheilungen und andere Schreiben, nach den ihm durch den Sekretair in einem Aus⸗ 
zuge aus dem Protokolle mitgetheilten Verfügungen, die erforderlichen Antworten ab: 
zufaſſen. 

A) Die Kanzellei, ſowohl in Hinſicht der Beamten und deren Arbeiten, als auch der 
Führung der Protokolle und der Grund⸗ und Hypothekenbücher, und der Ordnung des Ar: 


chivs, insbeſondere zu beaufſichtigen. 
Ununterbr. Gewohnh. In um 


3) Von dem Magiſtratsſekretair. 

1065. Der Sekietair iſt gehalten, nicht nur an jedem Sitzungstage, ſondern auch 
an jedem andern Tage der Woche, ausgenommen an Sonn⸗ und Aen. Morgens 
und Nachmittags im Rathhauſe zu eiſcheinen. 

Kanz.⸗O. v. 1686. 

1066. Der Sekretair iſt von Amtswegen verpflichtet: 

1) Alle eingehende Schriften und die von dem Magiſtrate verhandelten offentlichen und 
Privatſachen in die Protokolle einzutragen; alle Antrage der Gilden, Relationen der Ma⸗ 
giſtratsglieder und des Kollegiums der Buͤrgermeiſter in die Protokolle aufzunehmen; die 
Protokolle ins Reine zu ſchreiben und dieſelben Pin und ohne Raſuren und Recbefferuns 
gen zu führen. 

2) Die Meldungsprotokolle über die Angaben bei 105 Proklamen, das Protokoll uͤber 
die Seeproteſte und die Schnurbuͤcher über die eingegangenen Kronsgebuͤhren zu führen, 


3) Auf allen eingehenden Schriften eigenhändig das Datum des Empfanges zu bemer⸗ 
ken und fie zu bewahten, auch nur mit Erlaubniß des werthabenden Büngermeiſters Ab⸗ 
ſchriften von denſelben zu ertheilen. 

A) Bei dem Vortrage der eingegangenen Sachen die zum Protokolle genommenen Ans 
träge, Vorſchlaͤge und Relationen und die geſchloſſenen Akten zu vecleſen. 

3) Alle Ausfectigungen in Privat: und Partenfachen, und alle Beſcheide und Bol 
tionen, Notifikationen und Kommunikate zu beforgen, und mit Erlaubniß des worthaben 
den Buͤrgermeiſters Abſchriften von Akten und Auszüge aus den Protokollen zu ele. 

6) Nach jeder Sitzung Alles, was eine Verfügung, ein Erkenntniß oder eine ander: 
weitige Amtshandlung von Seiten des Magiſtrats erfordert, zu deſſen Willen in ein be⸗ 
ſondeies Verzeich niß einzutragen, und diejenigen Sachen, welche ſchon definitiv geſchloſſen 
ſind, mit den Akten dem Syndicus zu übergeben. 

7) Auf in oßentlichen Angelegenheiten eingegangenen Schriflen den Maglſtratsbe⸗ 
ſchluß aus dem Protokolle zu bemerken, und fie zur feineren Ausführung dem Syndicus 
zuzuſtellen. 
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N 8) Bel dem Sammeln der Stimmen eine beſondere Aufmerkſamkeit anf die vom wort 


1 habenden Bürgermeijter vorgelegten Fragen zu richten, um dieſelben mit den Meinungen 
4 und Begruͤndungen der Glieder in das Protokoll aufzunehmen, die Stimmen uͤbrigens ge: 
fi heim haltend. 


9) Alle Urtheile, Beſcheide und Reſolutionen bei ihrer Bekanntmachung den Parten 
IM zu verleſen. 

40 10) Die Ausfertigungen zu unterſchreiben und zu contraſigniren. 

1 11) Mit Huͤlfe des Aktuars die Inventuren und Verſiegelungen zu bewerkſlelligen. 

12) Das gerichtliche Siegel des Magiſtrats zu bewahren und außerdem mit dem Syn⸗ 
dicus und dem Kanzelleidirektor darauf zu ſehen, daß jeder Beamte in feinem Wilkungs⸗ 
kre iſe dasjenige leiſte, was ihm von Amtswegen obliegt. 

Eben dort, u. Ber. ü. d. gerichtl. Verf. v. 1784, 

1067. Der Magiſtratsſekretair hat bei der Urtheilsfaͤllung keine Stimme; er it nicht 
gehalten, ſeine von den uͤbrigen abweichende Meinung in das Protokoll einzutragen, und 
iſt für eine falſche Entſcheidung nicht verantwortlich. Im Falle volliger Gleichheit der 
Stimmen aber gibt die Stimme des Sekretairs den Ausſchlag. 

Ununterbr. Gewohnh. 


4) Von dem Kanzelleidirektor— 

iii 1068. Der Kan zelleidirektor hat zur Erhaltung der Ordnung und zur raſcheren Befor⸗ 

derung der Privat: und offentlichen Sachen die fpe,ielle Aufſicht über die Kanzellei. 
Eben ſo. 

1069. Der Kanzelleidirektor ſieht darauf, daß jeder Beamte und Kanzelliſt feine 
Amtspflichten gewiſſentaft erfülle, und daß alle vom Sekretair im Namen des Magiſtrats 
ertheilten Aufträge von den Beamten mit Genauigkeit erfüllt werden. 

Eben ſo. 


1070. Der Kan elleidirektor iſt insbeſondere verpflichtet: 
| 1) Darauf zu ſehen, daß alle Ausfertigungen und Notariatszeugniſſe, nach deren Ve: 
im glaubigung, unverzüglich wohin gehörig abgeſendet werden. 
2) Darauf zu ſehen, daß die Erdſſnungen in Folge Verfiigung des Magiſtrats wem ge» 
horig mitgetheilt werden und die erforderlichen Antworten zu genörigem Termine eingehen. 

3) Die Aufſicht darüber zu führen, daß die Auskünfte, welche nöthig find, um die 
Sachen zum Vortrage vorzubereiten, herbeigeſchafft und aufgeſucht werden. 

4) Nachzuſehen, was etwa zum Vortrage zu bringen iſt, und deshalb die Protokolle 
jeder Sitzung nachzuleſen, die in den Sachen feſtgeſetzten Termine anzuzeichnen und feiner 
Zeit in Erinnerung zu bringen. 

5) Ueber richtige Führung der Rechnungen in Betreff der Kanzelleigebuͤhren zu wachen. 

6) Das Prchiv der noch anhaͤngigen Sachen von Zeit zu Zeit mit einem Kan elliſſen 
durchzugehen und darauf zu ſehen, daß die einzelnen Akten in Ordnung erhalten werden. 

5 Protok. d. Raths v. 1806 Juli 23. 


5) Von dem Stadtoffiziale. 


1071. Der Stadtoffizial it ven Amtswegen verpflichtet, an den gewöhnlichen Ge: 
richtstagen beim offentlichen Abruf und Verhör der Parten im Magi ſtrate und in dem 


Stadlgerichte gegenwärtig zu ſein; er kommt mit den * — 3 
ab, und hat im Magiſtrate feinen beſondern Til, ht. air 
Ununterbr. > — ad. Rev. TOR an de Juſtizk. v. er Bun a 2 N n 
Apr. 7. Im: Mut 
1072. Der ä ſieht * eb biene die vor eh kom⸗ 
men, in Allem den Geſetzen gemaͤß handeln, und daß fie im Falle ungebihrlichen Verhal⸗ 
tens gegen einander oder gegen das Gericht der feſtgeſetzten Strafe unterwd. fen werden. Zu 
dieſem Ende führt der Stadtofftzial ein beſonderes Verzeichnis über die im nee 
im Stadtgecichte verhängten Strafgelder. n 
Oberg.⸗O. v. 1787, 0 19, 22; Bir, an d. url: 1 1769. Ar. Nr a 


1073. Wenn der Stadtofftzial Jemanden ohne Grund anklagt, fo unterliegt er der: 
jenigen Strafe, welcher der Angeklagte verfallen müßte, wenn die Anſchuldigung gegrim⸗ 
det befunden ware; im Falle einer — der Zn — er — 
dung nach Inhalt der Strafgeſetze. en m b.. N. 21 

Eben 5 : 


1074. Der Stadtoffizial iſt gleichfalls gehalten; : 

1) Alle Verbrechen und Vergehen, die in der Stadt und ihrem Gebiete begang u, 
aufzudecken und zur Kenntniß des Meagl fals zu b. ingen, und, in deſſen Au 12 
nit Genehmigung des Gouvernementsprokureurs, Kriminalklagen zu erheben. 

2) Die Rechte der Krone wahrzunehmen, Abe‘ Intereffen zu befördern, und alfen dem 
Eigenthume der Krone drohenden Schaden abzuwenden. * 

3) Das Intereſſe der Stadt und der Stadtkaſſe bei allen vorkommenden Gelegenheiten 
wahrzunehmen und vor Gericht und außer Gericht zu vertreten; die Schulddckumente bei 
verzinslicher Begebung von Stadlkapitalien abzufaſſen. an leni 

4) Aufjicht darl ber zu führen und im Auftrage des Magifiats dahin zu wirken, daß 
alle vom Magiſtrate und den 2 een on ehh ee 
Strafartheile vollzogen werden. gr 1 5 

Rathepıotof, v. 1092 Jan. 26, 1700 Dull 8, 1715 Non, 17, 1783 Sul 4; glei: 0. 

v. 1757, $ 22. 

6. Von dem Pro! tondtar. 

1075. Der Protonotat verwaltet die Kanzelleißfonemie; er emffengt ce der Stadt 

kaſſe die Kanzelleigelder, kauft die nöthigen Kanzelleimaterialſen an, laßt die Gerichts. 


gebühren und Kanzelleiſpoiteln Bund den Winiſtalol erheben, und venehnet und ter: 
theilt dieſelben. ant ent Por 


— Gewohnh. mach] 
1076. Aupersent liegt dem Protenotar den Amtswegen ob: ze 
1) Das Protokoll für Proteſte in Wechſelſachen und das Buch über das, Matt e tempel. 
papiers ve brauchte, gewöhnliche Papier zu führen. . 
2) Paſſe, Beurlaubungs eugniſſe und Geburtebriefe abzufaſſen. * * 


3) Gemeinſcheftlich mit dem Aktuar alle Eikenntniſſe und andere Ausfertigungen, ins⸗ 
beſondere auch die Stadtarrendevertruͤge und die Vertrage wegen Unterhaltung der Poſtſta⸗ 
tion ins Reine zu ſchreiben. 

4) Notariatsinftrumente aller Att, Wechſelprote de u. dgl. anzufertigen. 

5) Die öffentlichen Anſchlage in Privat: und Publikſachen auszuſchreiben d deten 
Anh hebung an die Gerichtstafel au beſorgen. | 

Th. 11 


162 


6) Die Ab- und Zuzeichnungen, Ingroſſationen und Exgroſſationen, fo wie die Ver⸗ 
bote in die Grund⸗ und Hypothekenbuͤcher einzutragen. 

7) In geringfügigen Concurs⸗ und Erbſchaftsſachen an Stelle des Magiſtratsſekretairs, 
mit Huͤlfe des Aktuars, Inventur und Verſiegelung zu bewerkſtelligen. 

8) Die Ausfertigungen zu regiſtriren und zu numeriren, und das Exfeditionsbuch unter 
ſeiner Aufſicht zu haben. 
9) Nothigenfalls dem Sekretair bei Führung des Protokolls behilflich zu ſe in. 

10) Bei dem Amtsgerichte, dem Wettgerichte und dem Konvente der St. Olai-Kirche das 
Protokoll zu fahren, alle Ausſectigungen dort abzufaſſen, ins Reine zu ſchreiben, und 
wohin es ſich gehört zu expediren. 

11) Nach Anordnung des Kollegiums der Buͤrgermeiſter, die am Thomasabende geſam⸗ 
melten milden Gaben unter die Armen zu vertheilen, und den Betrag des von den Bürgern 
einzuzahlenden Schoſſes auszurechnen. 

12) Die monatlichen Taxen anzufertigen. 

Eben ſo. 


7. Von dem Archivar und dem Regiſtrator. 


1077. Der Archivar und Regiſtrator haben von Amtswegen: 

1) Alle eingehenden Schriften aufzubewahren. 

2) Das Archiv in Ordnung zu halten und über alle aus demſelben milgetheillen Akten 
und Schriften genau Buch zu fuͤhren. 

3) Die Akten zu ordnen, zu heften und zu rotuliren. 

4) Regiſter der Protokolle und Konzeptbuͤcher, ſo wie der eingegangenen Ukaſen, Ver⸗ 
ordnungen und Befehle anzufertigen. 

5) Die Repertorien der Akten in ftreitigen Rechtsſachen und der eingegangenen Senats⸗ 
ukaſen und anderen Verordnungen der Staatsregierung zu führen. 

6) Die vorgeſchriebenen Verſchläge zur beſtimmten Zeit anzufertigen. 

Eben ſo. 
8. Von dem Aktuar. 


1078. Der Aktuar iſt von Amtswegen verpflichtet: 

1) Alle Ausfertigungen in Privat- und Unterſuchungs⸗Sachen, ingleichen Notariatsin⸗ 
ſtrumente und Arrendekontrakte gemeinſchaftlich mit dem Protonotar abzuſchreiben. 

2) Unter Aufſicht des Magiſtratsſekretairs die Inventuren und Verſiegelungen zu 
beſorgen. 

3) Die Anträge in das Partenbuch, die Notarialien in das Notariatsbuch und die Kre⸗ 
poſtakten in das Krepojt: und Nummerbuch einzutragen. 

4) Bei Wechfelproteften die Ausſteller oder Indoſſanten über die Richtigkeit der Schule: 
dokumente zu befragen. 

5) Nach den von ihm angefertigten Verfchlägen die eingegangenen Kronsgefaͤlle der Ren: 


tei abzuliefern. Eben fi 
en ſo. 


9. Von dem Kanzelliften. 


1079. Der Kanzelliſt hat alle Ausfertigungen in öffentlichen Sachen, alle Kriminal- 
urtheile und Tabellen über den Stand der anhängigen Sachen ins Reine zu ſchreiben. Er 
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beſorgt auch die Abſchrift der Aufpläge, die de worthab nden . — — 
der Sitzung zugeſtellt werden. 
Eben ſo. — 


10. Von dem Stadt buchhalter. 

1080. Die Anfertigung der aus den Akten im Magiſtrate auszuziehenden Rechnungen 
und die Reviſion ſolcher, welche beim Gerichte eingehen, wird, ſo oft es nöthig iſt, dem 
Stadtbuchhalter vom Gerichte aufgetragen, wofür er ein beſonderes KHensrar auf Koſten der⸗ 
jenigen erhält, zu deren Beſten es gereichte. 

Eben dort. 


. Von der Rechenſchaftsablegung und mee een des 
Magiſtrats. 
1081. Das gerichtliche Verfahren des Revalſchen Magistrats unterliegt nur were 
viſion des Dirigirenden Senats. 
1832 Dec. 28 (5866); vergl. Allg. Reichsg. Bd. II, Ang. Goud. Verf. B. II, Dit. Ir 


1082. In Adminiſtrativ⸗ und Polizeiſachen ſteht der Magiſnat unter der Auf ſcht 
der Gouvernementsobrigkeit. Der Civilgouverneur iſt befugt, im Falle von WMißbeauchen, 
die erforderlichen Anordnungen zur Abhülfe derſelben zu treffen, unverzüglich darüber dem 
Dirigirenden Senate berichtend, wenn die Sache das Gerichtsweſen betrifft, wenn fie aber 
die Verwaltung betrifft, dem Miniſter der innern Angelegenheiten. 

1832 Dec. 28 (5866); vergl. Allg. Reichsg. Bd. II, Alg. Geuv.-⸗Verf.; Inf. f. d. Gou⸗ 

vern. 

1085. Jedes Glied des Magiſtrats iſt verpflichtet, demselben rage * 
waltung ſeines Amtes Rechenſchaft abzulegen. 

Ununterbr. Gewohnh. 


108%. Die Amtsentfegung, fo wie die Entfernung der Glieder und Beamten des Bre, 
giſtrats vom Amte, für geſetzwidriges Verfahren hängt von Urtheil und Verfügung des 
giſtrats ab; aber in Fallen, die keinen Aufſchub dulden, können dieſelben auch * og 
gung des Civilgouverneurs vom Amte entfernt werden. 

Vergl. Kön. Schwed. Reſol. v. 1584 Aug. 24. 


VI. Von dem Schriftwechſel des Magiſtrats mit onderen 
1 Behörden. % l 


1085. Der Revalſche Magiſtrat erhält vom Dirigirenden Senate Be’chle, von der 
Gouvernementsregierung und dem Civilgouverneur Antrage und Vorſchriften, und macht 
ihnen Unterlegung und Vorſtellungen. | 

Vergl. 1832 Dec, 28 (5866) und Alg. Nabe. Bd. 10 Ag. Gow. » Verf. 4 104 u. 

folg. 


1086. Dem Kameralhofe macht der Mogiat RER und erhält von ihm 
Antiäͤge; mit der Bezirksverwaltung der Reichsdomainen, dem Oberlandgerichte, dem 
Landrathskollegium, dem Kollegium allgemeiner Fürſorge, den Konſiſtorien, Magiſtaten, 
Manngerichten und Hakentichtern, dem Gouvernementspoſtkomptoir, der 3elbehibalting, 
dem Polizeiamte, koneſpondirt der Magiſtrat durch Mittheilungen. 

Eben dort. 
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1087. An alle Untergerichte, ſtadtiſche Kommiſſionen und Verwaltungen, Gilden, 
Nemter und Zuͤnfte ertheilt der Magiſtrat —— und Vorſchriften und echalt von ihnen 
Berichte und Unterlegungen. 


Eben on 
t 1 1 
unt fl aud Dutt Abtheilung. 0801 
n deen des Sr af, der fi üdtiſchen Unter richte. „ bl 
eu Bon den aa Re 185 ae n 


1. Von dem Beſtande. 
1088. Die Untergerichte beſteßen aus Magiſtratsgliedern. Die Ausnahmen hie von 
in Betreff des Kommerzgerichts, des Stadtrlegsgerichts und des Mindfichen Gerichts find 
bei der Verfaſſung dieſer Behörden angegeben. 


1089. Die Vertheilung der Magiſtrateglieder nach den Untergeiüchten geit in der 
im Staͤnderechte angegebenen Weiſe. 

1090. Bei den Untergerichten ſind zwei Sckretaiie angeſtellt: 8 

1) Der Walſengerichteſekretalr, der bei e ae dem aiko und 
dem Kommerzgerichte dient, n. 

2) Der Niedergerichtsſtkictoir, der bel dem Mitdetgerichte dem See⸗ und Fach grtiche, 
dem Kriegsgerichte und der Quartieikammer dient. Beide Sekretalre wohnen den Magi⸗ 
ftratsfigungen bei, um nothigenfalls Auskuͤnfte in Betreff der ei u... zu 
konnen. Sie haben jeder einen Kanzelliſten zu Gehuͤlfen. 5 

Ununterbr. Gewohnh,; Ber. u. d. gerichtl. Verf. v. 584. Ne 

1091. Bei dem Baugerichte führt der Mogifttatsfektetäir das Protokoll; bel dem 
Amtsgerichte und dem Wettgerichte iſt dies eine Verpflichtung des Protonotars des Magi⸗ 
ſtrats. Das Mündliche Gericht hat feinen beſondern Notar. Das Kuͤmmereigericht, welches 
keine Kanzelleibeamten hat, führt kein Protokoll, ſondern berichtet dem Magiſtrate mind: 
Um über alle Lachen, a daß Nöthige ins Magiſtratsprotokoll fingen wied. 

Eben ſo. 

1092. Die bei dem Ansgesichte, dem Wettgerichle und den Minstihen Orhe 
angeſtellten Notare haben keine Kanzelleigehülfen; fie find verpflichtet, ſelbſt die Protokolle 
und Journale zu fuͤhren, die Ausſertigungen ins Reine zu ſchreiben und die Sachen zu expe⸗ 
diren. Die im Baugerichte, wo der Magiſtratsſekretair das Protokoll führt, ausgefer⸗ 
tigten Schriften werden in der Magiſtratskanzellei ins Relne A und von — 
erpedirt. N J Fr 

las’ oft 91 


1095. eit der Magiſttat in weh eine genen nieder, ſo W 
tragt er zugleich ei einen * Sckretaire oder einen Kanzellebeantten mit der Führung d des 
Protokolls. 


1 


Ununtecbr. Gewohnh— ee 


1094. Das Stadtgericht, dos See- und Frachtgaicht und das Winlihe Geist 
haben ihre, eigenen Miniſteriale; die übrigen Untergerichte bedienen ſich in ihren Geſchäften 
der Miniſteciale des Magiſtrats. Von ihnen benutzt das Kinmnereigericht den Wiiniſtetil, 
welcher im Dienfte der altere iſt, und die Gecichte, in denen anne wie den Arie 
führt, die Miniſteriale, welche bei demſelben angejtellt finden mn! mn 
Eben ſo. 


1095. Die Anſtellung und Entlaffung der Beamten der Untergerichte hängt von dem 
Magiſtrate ab, welcher auch über die Entfernung und Entſetzung derſelben vom Amte eikenntz 
die Anſtellung und Entlaſſung der Miniſteriale des Niedergerichts, des See- und Fracht⸗ 
gerichts und des Mündlicken Gerichts hangt von den Gerichten ſelbſt ab. ee der 
Untergerichte werden im Magiſtrate, die Miniſteriale im 1 en ni 

15 Vergl. Vertr. v. 1672 Jan. 27, 9 B. d nl nh bin ner 


1096. Mit Ausnahme des Beifigers im munten En, eden di dl hen 
Gehe den Untecgerichte als ſolche nicht beſoldet. Die Beamten und Diener der Unter⸗ 
gerichte erhalten aus der Stadtkaſſe einen beſtimmten Gehalt, den der Magiſtrat, mit ” 
ſtimmung der jiädtifchen Gilden, nach Gutbefinden vermehren oder vermindern kann. 

Eben dort; vergl. 1797 Betr. — h. 


09, 119% n e 2 20: A. 7 Boll 
1097. Die Strafgelder, auf welche, bie Unfergercht erkennen, fließen in die 
Stadtkaſſe. dato. e bee, meine 18 it FOR 


hr; Ta HG wer 1a mn 


1098. Ranzelfeigeb: hren werden nach siner feigefegte 19 0 Wa 
dergerichte, dem Walſengerichte und dem See- und Frachtgerlchte. In den keien nter⸗ 
gerichten ven nur auf ausdrückliches Verlangen der Parten Verfü Be aus: 
gefertigt; in ſolchen Fällen werden die fun deen nach der Taxe des Niedergerichts 
erhoben. Die Armen ſind von der Zahl ung der Gebühren befreit. 

„1707 Sehr. 1 Sbg. * 1767. 


l 171717 N ee 01 11 
1099. Dei Grichtung bejondee Kommilitonen, und Znsrdnung.von-Eofalbefii 
gungen zahlt der e zu 1 Rbl. S. M. zum . W und des Se⸗ 


kretaics. 1050 re 
Ununtere, Genohnh. III 


bir dere ie n in een 
2. Von der Gerigtsbarteit und — den Grenzen der Amtsgewalt 
der ſädtiſchen Unterger chte. dan erhrgeat 
1100. Der Gerichtsbarkeit der Untergerichte unterliegen alle Einwohner der Stadt 
Reval und ihrer Vorſſädte, fo fern fie nicht ihrem perfönlichen Stande nach unmittelbar 
unter der Gerichtsbarkeit des Magiſtrats fiehen, oder einen anderen bevorzugten „ 
ſtand haben. 11 
ieer Su d og ber. af d. Ber. ü d. geen. Verf v. nl u. d. da f d. Feen, 
1101. Die Untergeeichte find dem Magiſtate unten; ns be von N 
ben Vorſchriften und erſtatten ihm Berichte. Kan: 


1102. Die Untergerichte | fü ind erſie Gelichtsin dan, AR allen Sachen, 2 die zu ihrer Kom 
pelenz gehören. 


1103. Appellationen und Quetelen gegen aba der l gelangen an 


die volle Verſammlung des Magistrate. Fir 
1104. Die Appellation iſt zulaſſig: a Syn 40 an S am 
1) Gegen Urtheile und Beſcheide des en nen 


2) Gegen dergleichen Erkenntniſſe des Ser- und Seht wenn 0 eus 
der Klage an Werth 300 Rbl. S. M. uͤberſteigt. 
3) Gegen Urtheile des Waiſengerichts in streitigen 3 
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1105. In andern Sachen und gegen die Erkenntniſſe der andern Untergerichte find 
nur Querelen zulaſſig. Sie brauchen nicht in der Unterinſtanz angemeldet zu werden, 
muͤſſen aber innerhalb acht Tagen bei dem Magiſtrate angebracht werden. 


1106. Die Appellation hemmt die Vollſtreckung des beſtrittenen Erkenntniſſes, außer 
in Wechſelſachen; die Querel hält die Fortſetzung des gerichtlichen Verfahrens nicht auf, 
wenn nicht etwa ein beſonderer Befehl des Magiſtrats daruͤber erfolgt. 


1107. Die urtheile der Untergerichle werden von dem Polizeiamte auf Antrag eines 
der ſtreitenden Theile und ſchriflliche Aufforderung des Gerichts ſelbſt— die des Muͤndlichen 
Gerichts aber auf bloßes Vorzeigen der Entſcheidung von Seiten eines der ſtreitenden 
Theile, vollſtreckt. 


1108. In öffentlichen Sachen erlaffen die Untergerichte ſelbſt an das Polizeiamt die 
noͤthige Aufforderung zur Vollſtreckung der Erkenntniſſe. 


1109. Ijt das Erkenntniß auf dem Lande in Vollſtreckung zu bringen, und im All 
gemeinen an einem Orte außerhalb der Stadtgerichtsbarkeit, ſo wendet ſich der Part we⸗ 
gen der Vollziehung durch den Magiſtrat an die Gouvernementsregierung. 


3. Von den Sitzungen und dem Geſchaͤftsgange in den ſtaͤdtiſchen 
Untergerichten. 
A) Von den Sitzungen. 

1110. Die Untergerichte halten ihre Sitzungen auf dem Rathhauſe. Nur das 
Muͤndliche Gericht —— aus den Stadlelnkänſten eine beſondere Same zur Muüthe 
eines Lokals. 
Dieſer $ und die folg. bis 1126 ber. auf ununter‘r. . 

1111. Die Uniergerichte halten an folgenden Tagen ihre Sitzungen: das Niedergericht 
Montags und Donnerſtags; das Waiſengericht Donnerſtags; das Mündliche Gericht Mitt: 
wochs und Donnerſtags; die uͤbrigen Untergerichte, ſo oft die Beſchaffenheit der Sache 
es erheiſcht. 

1112. Jedes Untergericht kann Lokalunterſuchungen oder außerordentliche Sitzungen 
anſetzen, nur muͤſſen fie nicht mit den Sitzungen des Magiſtrats zuſammenfallen. 

1115. Sind Glieder abweſend oder von einem Parten wegen Verdachts der Parteilichkeit 
abgelehnt worden, ſo werden andere vom Magiſtrate ſubſtituirt. Wird einer der bei den 
Untergerichten angeſtellten Sekretaire verhindert, die ihm obliegenden Amtspflichten zu er⸗ 
füllen, fo vertritt ihn der andere Sekretair (§ 1090) oder der Protonotar des Magiſtrats. 
Die Verpflichtungen des Protonatars im Amtsgerichte und Wettgerichte verſieht im Noth⸗ 
falle ein anderer Beamte des Magiſtrats oder ein Sekretair der Untergerichte. 


B) Von dem Geſchaͤftsgange. 


1114. Der Sekretair trägt die Sachen vor. Bei Stimmengleichheit gibt der Sekte⸗ 
tair ſeine Stimme ab und entſcheidet dadurch die Sache. Meinungen, die mit der Mehr⸗ 
heit nicht übereinftimmen, werden im Protokolle verzeichnet. 


1115. Die Ausfertigungen finden in Grundlage der im erſten Buche der Behördenver⸗ 
faſſung enthaltenen Regeln Statt; ſie werden nur vom Sekretair unterſchrieben, wenn ſie 
einfache Verfuͤgungen enthalten. Urtheile, Beſcheide, Atteſtate und Zeugenvechbre werden 
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von dem Vorſitzer oder, im Fall feiner Abweſenheit, von einem Gliede unterſchrieben und 
von dem Sekretair, mit Beidruͤckung des Gerichtsſiegels, contraſignirt. 

1116. Das Protokoll, das zugleich auch das Journal iſt, wird von allen anweſenden 
Gliedern unterſchrieben und vom Sekretair contraſignirt. 

1117. Die Protokolliſten der Untergerichte ſind insbeſondere verpflichtet: 

1) Die Protokolle uͤber alle gerichtliche Verhandlungen aufzunehmen, alle eingegangene 
Schriften, mündliche Anträge und Vorſtellungen der Parten, Ausſagen der Zeugen und 
dergleichen einzutragen. 

2) Die eingegangenen Schriften und Sachen vorzutragen. 

3) Die Ausfertigungen, Berichte und Verfchläge anzufertigen. 

4). Die Urtheile, Beſcheide und Reſolutionen abzufaſſen und zu eröffnen. 

5) Alle gerichtliche Ausfertigungen wohin gehörig zu expediren. 

6) Die Schnurbücher zu führen, die Akten zu ſammeln, zu ordnen und aufzube⸗ 
wahren. 

1118. In dem Niedergerichte, dem Waiſengerichte, dem See- und Frachtgerichte, 
dem Kommerzgerichte und dem Stadtkriegsgerichte werden die Konzepte der Ausfertigungen, 
von zu dieſem Behuf angeſtellten Kanzelliſten, —in dem Amtsgerichte, dem Wettgerichte 
und dem Muͤndlichen Gerichte aber von den Protokollfüͤhrern oder Notaren ſelbſt, ins Reine 
geſchrieben. 

1119. Aue Untergerichte, mit Ausnahme des Niedergerichts, verhandeln muͤndlich, 
in ſummariſchem Verfahren. Advokaten ſind nur in beſonderen Faͤllen mit Bewilligung 
des Gerichts zulaͤſſig; bei dem Wettgerichte und dem Muͤndlichen Gerichte iſt das Hinzu: 
ziehen von Advokaten unbedingt ausgeſchloſſen. 

Ber. uͤ. d. gerichtl. Verf. v. 1784. 

1120. In dem Niedergerichte, dem Waiſengerichte, dem Kommerzgerichte und dem 
See⸗ und Frachtgerichte werden, uͤber die Kronsgefaͤlle und das ſtatt Stempelpapiers ge: 
brauchte gewöhnliche Papier, Schnurbuͤcher geführt. In den übrigen Untergerichten werden 
keine Schnurbücher geführt, weil bei ihnen keine ſchriftlichen Klagen und Privatgeſuche ein⸗ 
gereicht werden und keine Ausfertigungen vorkommen. 2 

1121. Sämmtliche Untergerichte ſenden jährlich dem Magiſtrate einen ſummariſchen 
Verſchlag über die entſchiedenen und die noch anhaͤngigen Sachen; außerdem fenden das Nie: 
dergericht, das Waiſengericht, das Kommerzgericht und das See- und Frachtgericht der⸗ 
gleichen Verſchluͤge monatlich dem Magiſtrate. Von ihnen bemerkt das Niedergericht auch 
in den Verfchlägen die Zahl der Inquiſiten und Arreſtanten und ſtellt ſolche Verfchläge mo⸗ 
natlich dem Gouvernementsprokureur zu. 

1122. Die Untergerichte, welche über Kronsgefaͤlle und Stempelpapier Schnur: 
bücher führen, ſtellen dem Magiſtrate über dieſe Gegenſtände monatliche Verichläge vor. 

1125. Die Untergerichte ſtehen unter unmittelbarer Aufſicht des Magiſtrats. Cr: 
ordnet eine Reviſion derſelben an, wenn er dies fuͤr noͤthig erkennt. 


4. Von dem Schriftwechſel der Untergerichte mit anderen Behörden. 
112%. Die Untergerichte führen den Schriftwechſel mit anderen Behörden durch Ver: 
mittelung des Magiſtrats. Dem zufolge werden alle Vorſchriften und Mittheilungen an⸗ 
derer Be hörden für die Untergerichte an den Magiſtrat gerichtet und von demſelben den 
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N betreffenden Untergerichten zugeitellt, welche ihre Berichte und Antworten dem Magiſtrate 


nr zur weiteren Beförderung vorſtellen. Nur wenn es ſich um die Stellung ausgebliebener 
1 Perſonen oder die Vollſtreckung einer em handelt, and die Untergerichte von 
Ni fi ich aus das Polize lamt dazu auf. nm 

FM vl - - u Haze 1 sılı 
155 . n Zweite Abtheilung. 1 


Von den ne e e ee f 
4 Ton dem Stadt⸗ oder Nieder gerichte. 
1125. Das Stadt⸗ oder Niedergericht 3 aus l en und — 


Sekretair. Eu | 
Anmerkung. Der ältere atpsferr (Get he Füße den, Torf, der iin err 1 

iſt Deifi iger. 
1126. Der Stadtoffi;tal if bei den Werben lp 5 bes Nie cis in . 

Weiſe amtsthaͤtig, wie bei denen des Megiſtrats. Au 
1127. Zur Kompetenz des Niedergerichts gehen: mm 


1) Unterſuchungen in Kriminalſachen, in welchen der Mitt das Urtheil b, 
geringfügigen Sachen erkennt das Niedergericht ſelbſt. 

2) Alle Civilſachen, die nicht dem Magiſtrate oder den uͤbrigen Untergerichten aus⸗ 
ſchließlich zugewie en find. Insbeſondere aber gehören: vor das Niedergericht: Streilig⸗ 
keiten unter Gren znachbaren, Bauftreitigkeiten in der Vorſtadt, Klagen uͤber perfönliche 
Beleidigungen und über Gewaltthätigkeiten; Pfandſachen; nicht ſtreitige Schuldforde⸗ 

! 2 Wechſelſachen und See RRR 
rt. Wet an 
3) Vernehmung und Vereidigung von m und ale Perſonen in Sachen, welche 
im Magiſtrate oder andern Beybrden, oder auch in dem Niedergerichte ſelbſt verhandelt 
werden, ausgenommen, wenn die e Zeugen und Perſonen, ihrem besten Stande 
nach, unter der unmittelbaren Gerichtsbarkeit des Magiſtrats ſtehen. 
4) 8 der Be Stadtbeamten, Miniſteriale, Diener Beſucher u. . 90 
tent Ber, ü. d. We Verf. v. 1784. isruiS Js | 
. Won dar Beilengerigte. lin 
1128. In dem Waiſengerichte führt ein Buͤrgermeiſter an vom Sahne 0 
Vorſitz; der Syndicus und zwei Rathsherren find Beiſitzer. 
Waiſenger.⸗ u. Vorm.⸗Ordn. v. 1697; Ber. ü. d. benen. Kar. v. 1784. 
1129. Zur Kompetenz des Waiſengerichts gehört: Vormuͤnder und Curatoren 10. eu 
nennen, die jährlichen Rechnungen derfelben zu prüfen und ſich er allen Pflichten 
eines Dbervormunds zu unterziehen. rl 
ae Eben dort. „ u 70%, N55 
1130, Das Waiſengericht ſorgt insbeſondere daft, daß, wenn Wittwer und Witt: 
N wen zu einer neuen Ehe ſchreiten, ihre Kinder früherer Ehe den ihnen, in Grundlage der 
| Civilgeſetze, zukommenden Keil des von dem serfiebenen gen ven Veemd⸗ 
5 gens ee * ' mitm; 
d 4 Eben dort. . * = 


viſitiren. Er iſt von Af verpfl 
Handelsberechtigungen beizuwohnen. 


1151. Zur Verpflichtung des Waiſengerichts gehört auch: die Abrechnung zwiſchen 
einem abgehenden Vormunde und feinem Nachfolger, oder einem Vormunde und feinem 
bisherigen Muͤndel oder deſſen Erben, fo wie auch die Quittirung und Entlaſſung der 


er 
id Are chen dort. ann 2 N11 


1132 ange 10 Protokolle des Wuſen 2 710 miſſen Bann 1 | 4 
Ausgaben zu erfehen fein, welche un er Oberaufſicht des Waſſengerichts zum Bellen 
Minderjährigen Statt gefunden. In Grundlage dieſes Protekells werden das Kaſſa⸗ nd 
das Dis poſilionsbuch, die der Sekretair 4 fihren hat, . 

2 0 er a ee en 1 Wich Aral un n An 


a nn ka eb, dem . eim, 
15 12 4 re 

1155. Das Kommerzgericht beieht aus einem Blngenmei er, der den Vor 72 
zwei Rathsherren, einem Sekretair, einem Aeltermann und l welche die 
große Gilde aus ihrer Mitte erwaͤhll. * I an 


Vergl. d. Hand.⸗Ordn. u. d. Ber. uͤ. d. gericht, Ref. . 114. zen 


113 4. Zur Ronapeteiny des Kommerzgerichts gehört die Aufſcht PERS 
gen Handel und die Unterfuchung und Entfelbing: über alle den Handelsverordnungen 
zuwiderlaufenden Hondelsgef it hätte. 

3383 nr Eben dort. 


1135. Beim Ki find beſondere Beamte für Sinsefsangeltgen/elten 
angeſtellt: der Kommerzoffizial und die ihm untergeordneten Fan eu. 15255 


Eben n d. Ber, an d. Juftizk. v. 1769 * 2 1 
Em nen dane . n * SseH 


1136. ‚Der. — — vom Miagiſtralt angestellt und vereidigt er kann 
entweder Rechtsgelehrter ſein oder zu den Buͤrgern der großen — gehdren. Er wird 
aus den Stadteinkünflen beſoldet. ea ae e Dei 
hu Winged ace Miß ne „Eben dort. e een eee wee eee 

1137. Der Kommerzofſizlal hat ſeinen verſönlichen Gerichtsstand vor dem Nieder: 
1 wenn er acht 8 ft; in entgegenge‘ hem Falle 1 er unler km 4 

trate or: 51 * 

m Ehen bort. ED AL 

1158. Der Kommerzofiizial ift verpflichtet: ihn 

1) Auf Beobachtung der Handelsverordnun Van, und ale im Handel vo 
menden Sefegiuigeen, un | Unordnungen. 7 Gele und dem im Sb 
er Er Yilrr u MER — 

a 9 Waaren welche eich im Hande finden, au Kein, aa. | 

In Nuftzag des Magirats die des Qerlaufs verbotene Pan Seb an e⸗ 


richt zu belangen. n ln ann ea 5 e in dun 
4) Darauf zu ſehen, daß die vom Kommerzgerichte gef illten Untheile lena, da. 
n rr M n mene en rt u een e e . 


1159. Der Kommen; sozial Ds eller, Bude den, Mög: Magazine und Er zu 
i 


2 en Kevifio ionen hinfi 


— — I ——— — 
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1140. Die dem Kommerzoffiziale beigeordneten vier Straßenfiskale werden von dem 
Kommerzgerichte angeſtellt, in dem Niedergerichte vereidigt und aus den Stadteinkuͤnften 
beſoldet. 

; Eben dort. ’ 

1141. Die Straßenfiskale find verpflichtet Vorkäuferei und heimliches Waareneinbrin⸗ 
gen in der Stadt und an deren Grenzen zu verhindern. Sie ſehen insbeſondere darauf, daß 
Niemand mit Kaufmannswaaren Hauſirhandel treibe und zeigen alle Uebertretungen des 
Geſetzes dem Kommerzoffiziale an. 

Eben dort. 
4. Von dem Amtsgerichte. 

1142. In dem Amtsgerichte führt ein Bürgermeiſter, gewöhnlich der aͤlteſte, den Vor⸗ 
fig; als Beiſitzer des Amtsgerichts fungiren die beiden Rathsherrn, welche derjenigen In⸗ 
nung, bei der die Streitigkeit vorfaͤllt, als Amtspatrone vorgeſetzt find. Wird aber ein Streit 
zwiſchen zwei Verfhledenen Aemtern verhandelt, fo ſitzen ee dem Amtsgerichte die Amts⸗ 
patrone beider Innungen. 

Regl. f. d. Handw.⸗Aemterz Ber. u d. gerichtl. Verf. v. 1784. 

114 3. Zur Kompetenz des Amtsgerichts gehören alle Streitigkeiten, welche in den 
Handwerksinnungen und Zuͤnften ſtattfinden, wenn die Bemühungen der Amtspatrone, 
dieſelben gütlich auszugleichen, fruchtlos blieben. 

Eben dort. 
B. Von dem See- und Frachtgerichte. 

1144. Das See: und Frachtgericht beſteht aus zwe! Rathsherrn und dem Stadtge⸗ 
richtsſekretair. 
* Seeger.⸗proz.⸗O.; Ber. ü. d. gerichtl. Verf. v. 1784. 

1145. Das See: und Frachtgericht unterſucht und entſcheidet in erſter Inftanz die 
Streitſachen zwiſchen Befrachtern, Schiffern und Schiffsvolk und alle Havarieſachen. 

Eben dort. 

1146. Das See: und Frachtgericht iſt allein berechtigt, den Schiffern und dem 
Schiffsvolke eidliche Ausſagen über die ihnen auf der Reiſe begegneten Ereigniſſe, durch 
welche Schiff und Gut Schaden erlitten haben, abzunehmen. 

Eben dort. 
1147. Die Glieder des See⸗ und Srachtgerichts erhalten jedes fuͤr jegliche Sache zu 


2 Rbl. S. M. 
Eben dort. 


6. Von dem Wettgerichte. 
1148, Das Wettgericht beſteht aus zwei Rathsherrn (Wettherrn). 
Lüͤb. Rt.; Ber. ü. d. gericht. Verf. v. 1764. 

1149. Zur Kompetenz dieſes Gerichts gehört: 

1) Ueber das Gewerbe der Fremden und der Perſonen, welche nicht zur Zahl der Buͤrger 
gehören, fo wie auch über die ihm anvertrauten Polizeianſtalten, Aufſicht zu führen. 

2) Darauf zu ſehen, daß die Viktualientaxen und ahnliche Verordnungen genau beo bach⸗ 
tet werden. 

3) Darauf zu ſehen, daß durchreifende Kuͤnſtler und andere Perſonen, die öffentliche 
Schau- oder Vorftellungen geben, Waaren zum Verkauf hetumtragen oder ausſtellen, die 
beſtimmte Abgabe der Stadt entrichten, und ſich zu dieſem Behufe zur gehörigen zei bei 
dem Wettgerichte einfinden. 

Eben dort. 
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1150. Unter die Gerichtsbarkeit des Wettgerichts gehören auch diejenigen Perfonen, 
welche ihrem perfonlichen Stande nach unter dem Magiſtrate ſtehen. Wird ein Rathsglied 
vor die Wetle gezogen, fo führt ein Bärgermeijter daſelbſt den Vorſitz. 

Eben dort. 
7. Von dem Baugerichte. 


1151. Das Baugericht beſteht aus zwei Rathsherrn (Bauherrn) und dem Magiſtrats⸗ 
ſekretair. 

Bauordn. v. 1825; Ber. ü. d. gerichtl. Verf. v. 1784. 

1152. Wenn zwiſchen Nachbaren in der Stadt über ein noch nicht vollendetes Cebaͤude 
Streitigkeiten entſtehen, fo erkennt hierüber das Baugericht an Ort und Stelle in erſter In⸗ 

anz. 
f f Eben dort. 
N 8. Von der Stadtkämmerei. 
1155. Die Stadtkämmerei beſteht aus zwei Nathsheren (Kammerer). 
Dieſer $ u. d. folg. bis 1163 ber. auf d. Ber. ü. d. gerichtl. Verf. v. 1784. 


1154. Zur Kompetenz der Stadtkaͤmmerei gehört: 


1) Die Direktion des Stadtbauweſens und die Aufſicht über die offentlichen Stadtge⸗ 


baude, die Stadtmuͤhlen, die Stadtwaage, die Flachs- und Hanfs⸗, Herings⸗ und Ta⸗ 
backswrake, die öffentlichen Grundſluͤcke und Stadtplaͤtze, die Waſſerleitungen und die 
Baumpflanzung der Stadt. 

2) Die Unterſuchung aller außerhalb der Stadt im Stadtgebiete vorfallenden Grenz⸗ 
ſtreitigkeiten, woruͤber fie dem Magiſtrate Bericht erſtattet. 

3) Die Aufſicht daruber, daß die gemeinen Arbeiter die vorgefchriebenen Taxen und Ver⸗ 
ordnungen beobachten. 

4) Die Aufſicht darüber, daß im Kleinhandel nur mit dem Stempel der Stadt bezeich⸗ 
netes Maß und Gewicht gebraucht werde, und daß im Großhandel und bei dem Ein: und 
Ausführen der Waaren alles auf Stadtwaagen gewaͤgt und mit Stadtmaß gemeſſen werde. 

1155. Diejenigen, welche die Stadtplaͤtze anweiſen, bekommen jeder zwei Rbl. S. M. 

9. Von dem Stadtkriegsgerichte. 

1156. Das Stadtkliegsgericht beſteht aus einem den Vorſitz führenden Rathsherrn 
(Muͤnſterhert), einem andern (Pfortenherr) als Beiſitzer, dem Sekretair des Niedergerichts, 
dem Kapitain und den uͤbrigen Offizieren der Stadtkompagnie. 

1157. Das Stadtkriegsgericht unterfucht und erkennt über Amtsvergehen der Perſonen, 
welche die Stadtkompagnie bilden. Die vom Stadtkriegsgerichte gefaͤllten Urtheile werden 
dem Magiſtrale zur Beſlaͤtigung unterlegt. Indeſſen iſt der Muͤnſterherr berechtigt, für 
leichtere Amtsvergehen von ſich aus Strafe aufzuerlegen. 

1158. Die für Amtsvergehen gerichtlich zuerkannten Strafen werden, auf Anordnung 
des Muͤnſterherrn, bei der Stadtkompagnie ſelbſt vollzogen. 

10. Von dem Mundlichen Gerichte. 

1159. Ein Rathsherr führt im Mündlichen Gerichte den Vorſitz Beiſitzer iſt ein aus 
der Zahl der Bürger oder Stadtbeamten erwaͤhlter Polizei-Inſpektor. 

1160. Zur Kompetenz des Müͤndlichen Gerichts gehören alle Schuldſachen, deren Be⸗ 
ſtand ſich aus mündlichen Angaben der Betheiligten ergibt. 
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1161. Das Mündliche Gericht bemüht ſich, alle Schuldſachen gütlich auszugleichen 
und gelingt dies ihm nicht, ſo entſcheidet es nach Beſchaßenheit der Sache und billigem 
Ermeſſen. IR einer der Streitenden hiermit nicht zufrieden, ſo kann er ſich eine Abſchrift 
der Entſcheidung aus dem Protokolle des Muͤndlichen Gerichts erbitten und darauf ſeine 
Sache beim Niedergerichte weiter ausführen. Sind beide Theile mit der Entſcheidung des 
Mündlichen Gerichts zufrieden, dieſe Entſcheidung wird aber von dem einen Theile nicht 
erfüllt, fo kann der andere ſich gleichfalls eine Abſchrift derfelben aus dem Protokoll eibfiten 
und darauf bei der Polizei um Anwendung der Vollziehungsmittel anſuchen. 5 


1162. Wird auf Verlangen eines Parten ein Auszug aus dem Protokolle angefertigt, 
fo anche daleche dal, in Sachen deren Delta ih von 2 Abl. 20 Kop. S. M. bis 
30 Rbl. S. Mi. belaͤuft, 15 Kop. S. M.; in Sachen von mehr als 30 Rbl. S. M. an 
Betrag 30 Kop. S. M.; in Sachen die an Werth nicht 7 Rbl. 30 Kop. S. M. uͤberſteigen, 
werden ſolche Gebuͤhren nicht entrichtet. Der Gerichtsdiener erhält 71 Kop. S. M. 
Citationsgebüͤhr von dem, der um die Citation anſuchte. N TH 


1165. Hat das Mündliche Gericht feine Kompetenz überſchritten, ſo wendet fich der 


Betheiligte mündlich an das Niedergericht, wobei er den die Sache betreffenden! 5 U: 
) feinen 


auszug vorzulegen hat. Das Niedergericht unteıfucht. die Sache und ftelt fie pin 
Vorfiger mündlich dem Migiftenfe zur Verfügung vor. Uebrigens it es dem Betheiligte 
erlaubt, auch unmittelbar bei dem Magiſltake ſchriftliche Beſchwerde anzubringen, und bei 
dem worthabenden Bürgermieijier einen Hemmungebefehl auszuwirken. 3 
a een 
‚1164. Die dem Magistrate zuſtehende Aufſicht über die Handwelksammter und Zuͤnfte 
it dergeſtalt unter die Ratsherrn vertheilt, daß über jedes Amt zwei Rathsherrn, welche 
Amtsherrn oder Amtspatrone heißen, geſetzt find. Zu dieſem Behufe wird jahrlich von dem 
Kollegium der Bürgermeister ein beſonderes Verzeichniß der Amtspatrone (Verordnung der 
kleinen Aemter) abgefaßt, und bei Exrdjinung der Sitzungen publicitt und in der Kan jellei 
öffentlich angeichlagen. is ee e ll 
Ununterbr. Gewohnh.; Vectr. v. 1672 Jan. 27. * 

1165. Die Amtspatrone führen kein beſonderes Protokoll, ſondern berichten uͤber alle 
Sachen mündlich dem Mlagiſtrate, welches ihren Bericht zu Protokoll nimmt. 
Shi. O e een e eee eu ene tank) Win 

1166. Die Amtspatrone find verpflichtet; "die in den Nemtern vorfellenden Steeilig 
keiten gütlich beizulegen. Sie bringen die Anordnungen des Maglſtrats zur Vollſtreckung 
und ſe hen auf Beobachtung der Samen. m mr ve hem 

vr ; 1 pen Nein 15 Hip Her 

1167. Die Amtspatrone find berechtigt, bei den Amtsverſammlungen gegenwartig zu 
fein; fie ſind dazu verpflichtet, wenn die Amtslade revidirt wird; einer der Schluͤſſel der 
Lade wird von ihnen bewahrt, der andere von dem Aeltermanne des Amts. 

Rathsprotok. v. 1701 Okt. 8, 1707 Juli 5. 

1168. Die Amtspatrone führen im Amte das Wort und machen demselben V richläge. 
Ohne ihr Wiſſen dürfen die Nemter keinen Meifter für ee Yen 1 
manden als Meijter aufnehmen. Peeiſterſtͤcke von Gefellen, die Meister werden wollen, 
miſſen in ihrem Beiſein zur Beurtheilung det Amtsmeiſter vorgeſtellt weden. 

Rathsprotot. v. 1666 Aug. 9; Nathstonſt. v. 4707 Mal 17, 4774 Dec. 6. 
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1169. Ohne Vorwiſſen der Amtspatrone darf kein Amt eine Veränderung in feiner 
ſeiner Schragen ein anderes Nm gleicher Prefeſſion theilhaftig 


machen. wett * EEK a e e ni le a an 
Rathsprotok. v. 1725 Juni 9, 1726 Apr. 19. Walen 
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3. Von der Steuerverwaltung. 

1180. Die Steuerverwaltung ſorgt für die Erhebung aller Abgaben, welche die Stadt: 
einwohner an die Krone zu zahlen haben, und für die Ablieferung derſelben an den Kame⸗ 
ralhof. 

4. Von der Kommiſſion zur Erhebung der Kronsgetraͤnkeſteuer. £ 

1181. Die Kommiſſion zur Erhebung der Kronsgekränkeſteuer forgt für die Erhebung 
und gehörige Ablieferung der Steuer, welche der Krone von dem Biere und Branntweine, 
das in der Stadt zum Verbrauch kommt, gebührt. 


5. Von der Stadtacciſekommiſſion. 


1182. Die Stadtacciſekommiſſion erhebt und verwaltet alle der Stadt zukommenden 
kleinen Gefaͤlle von Mehl, Waizen, Malz und Biereſſig. 


6. Von der Quartierkommiſſion. 


1185. Die Quarlierkommiſſion beſteht aus einem Vorſitzer und zwei Beifikern, die 
alle drei Jahre nach Stimmenmehrheit von ſuͤmmtlichen zu den Quartierbeduͤrfniſſen bei: 
tragenden Perſonen erwuͤhlt werden. 

1184. Der Vorfiger wird aus den Adeligen, Beamten, Literaten oder Kaufleuten von 
den zu dieſen Ständen gehörigen Perſonen erwaͤhlt; ein Beiſitzer wird aus der fihdtifchen 
Kaufmannſchaft, der andere aus den Gliedern der St. Kanuti⸗Gilde erwählt. 

1185. Die Glieder der Quartierkommiſſion werden von der Birgerfchaft beſoldet. Bei 
der Quartierkommiſſion iſt ein beſonderer Buchhalter angeſtellt. 

1186. Die Quartierkommiſſion beſorgt alle Gefchäfte, welche ſich auf Repartition der 
Quartierlaſten beziehen. 

1187. Damit ſich die Stadtgemeinde von der ordnungs mäßigen Gefbäftsführung in 
der Quartierkommiſſion überzeuge, ernennen ſaͤmmtliche Stände alle drei Jahre beſon⸗ 
dere Deputirte, die aus den in der Stadt oder den Vorflädten unbewegliches Vermd⸗ 
gen beſitzenden Perſonen erwaͤhlt werden. Der Adel, die Beamten und Litteraten ernennen 
zwei Deputirte, die deutſche Kaufmannſchaft auch zwei, die Ruſſiſche Kaufmannſchaft ei⸗ 
nen, die St. Kanuti⸗Gilde zwei, und zwar einen für die Stadt und einen für die Vorſtadt, 
die Domgilde endlich auch zwei, nach derſelben Grundlage wie die kleine Gilde. 


7. Von der Stadtverlegekammer. 

1188. In der Stadtverlegekammer führt ein Buͤrgermeiſter den Vorſitz zwei Raths⸗ 
herrn (Verlegeherrn), ein Aeltermann, ein Aelteſter und ein Wortfuͤhrer großer Gilde, ein 
Aelteſter der St. Kanuti⸗Gilde ſind Beiſitzer. Die Stadtverlegekammer hat einen beſonderen 
Notar. 

1189. Die Stadtverlegekammer iſt dem Magiſtrate untergeordnet. Sie hat das in der 
Stadt befindliche Militair in Quartier zu verlegen. 

8, Von der Quartierkammer, 

1190. Die Quartierkammer beſteht aus dem Muͤnſterherrn als Vorſitzer, vler Raths⸗ 
herrn (Pfortenherrn), dem worthabenden Aeltermanne großer Gilde, dem Niedergerichts⸗ 
ſekretair und dem Stadtkapitaine. 

1191. Die Quartierkammer hat alle auf die Bürgerkompagnie bezuͤglichen Geſchafte zu 
leiten und alle Stellen bei derſelben zu beſetzen. 
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9. Von der Beleuchtungskommiſſion. 


1192. Die Beleuchtungskommiſſion erhebt und verwaltet die Abgaben, welche von den 
Einwohnern und Grundſtüͤcken der Stadt zur Erleuchtung der Straßen erhoben werden. 


Fuͤnfte Abtheilung. 
Von der Verfaſſung des Polizeiamts. 


1195. Das Polizeiamt beſteht aus einem Polizeimeiſter, der den Vorſitz führt, und 
zwei Beiſitzern. 

Dieſer J u. d. folg. ber. auf d. Vorſchr. d. Gen.⸗Gouv. v. 1819 Okt. 5 u. d. Bef. d. Gouv. 

Reg. v. 1819 Ott. 18. 


119%. Der Polizeimeiſter wird von der Allerhochſten Gewalt angeſtellt und entlaſſen. 
Den einen Beiſitzer ernennt der Magiſtrat aus den Rathsherren, den andern erwählen die 
Adeligen und die andern Hausbeſitzer der Stadt und des Doms aus ihrer Mitte. Die Bei⸗ 
ſitzer werden von der Gouvernementsregierung in ihrem Amte beftdtigt; der aus der Zahl 
der hausbeſitzlichen Einwohner der Stadt gewaͤhlte Beiſitzer wird in Amtseid genommen; 
der Rathsherr aber wird als Beiſitzer des Polizeiamts nicht von neuem beeidigt. 


1195. Bei dem Polizeiamte find zwei Sekretaire angeſtellt: einer für die Deutſche, der 
andere für die Ruſſiſche Korrespondenz, und die erforderliche Anzahl von Kanzelliſten. Die 
Sekretaire werden vom Generalgouverneur auf Vorſtellung der Gouvernementsregierung, 
die Kanzelliſten aber von der Gouvernemenktstegierung auf Vorſtellung des Polizeiamts, 
angeſtellt. 


1196. Die Quartalaufſeher, die von dem Generalgouverneur auf Vorſtellung der Gou⸗ 
vernementsregierung angeſtellt werden, find dem Polizeiamte untergeordnet. In der Stadt 
und den Vorſtaͤdten find ſechs Quartalaufſeher, fir den Dom und deſſen Vorſtadt einer. 

Anmerkung. Von der Stadtkompagnie werden ein Unterofficier und zwei Soldaten in das Po- 
lizeiamt abgeordnet. ß 

1197. Der Polizeimeiſter wird von der Staatsregierung beſoldet. Der Rathsherr er- 
hält feinen Gehalt aus den Stadteinfünften, der andere Beiſitzer aus den Beiträgen der 
ihn waͤhlenden Stadt⸗und Domeinwohner. 

Anmerkung. Die Allgemeine Stadtkaſſe verabfolgt jahrlich die im Etat zum Unterhalte der Kan⸗ 
zellei und zur Miethe des Lokals für das Polizeiamt beflimmten Summen; das Militair + Komando 
wird von der Staatsregierung unterhalten. 


1198. Eine Hälfte der auf Anordnung des Poli ze iamts beigetriebenen Geldſtrafen wird 
alle vier Monate in den Magiſtrat zum Beſten der Wohllhaͤtigkeits-Anſtalten der Stadt 
eingeſandt, die andere aber wird im Polizeiam'e zur Bildung einer Oekonomie-Summe 
auf bewahrt. Gebühren und Sporteln werden bei dem Verfahren im Polizeiamte nicht er: 
hoben. 

1199. Das Amtsgebiet des Polizeiamts begreift die Stadt Reval, den Dom und die 
Vorſtädte. 

1200. Zur Kompetenz des Polizeiamts gehört Alles, was der ſtaͤdtiſchen Polizeiver⸗ 
waltung durch die allgemeinen Geſetze des Reichs zugetheilt iſt, mit Anpaſſung dieſer an 
die beſondere Verfaſſung des Revalſchen Magiſtrats und der anderen Behörden. 

Vergl. Alg. Reichsg. Bd. II, Aug. Goud.⸗Verf. $$ 39, 52. 
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1201. Das DEREN die von den Behörden ver⸗ 

wie Di kopen — zune la pnmeichers 0 sen g 
nei Eben dort. n 113 mu ride! 

1202. Die in den allgenreinen Gesten des Reichs aufgeftelften Beſtimmungen über 
Dienſtunterordnung, Verfahren und Se e der Stadtpolizeien gelten fuͤr das Po⸗ 
lizeiamt in Reval, nur mit dem Unterſchiede, daß letztetes unter Aufſicht und Reviſion des 
Gouvernementsprokureurs ſieht. gute 8. mot 

en dor! 


1203. Das Pollzetamt führte 1j) ein Regt der über ein: und ausgehende Schiffen; 2) 
ein Pußbuch mit den dazu gehdrigen Zeugniſſen und Cautionsſchriften; 3) ein alphabeti⸗ 
ſches Regiſter det Hausbeſttzer, mit Angabe der Nummer ihrer Haͤuſer und G zundſtücke, der 
Stadteinwohner, welche kein unbewegliches Eigenthum im Stadtgebiete Ken „ un 55 
Ausländer, welche ſich nur zeitweilig am Orte aufhalten; 4) ein Rechnungsbuch uͤber die 
für den Staatsſchatz erhobenen Gebuͤhten und Einnahmen; 5) ein Preiskurantbuch; 6) ein 
al phabetiſches Negiiter für das Journal und das Miſſivprotekoll; 7) ein Schnurbuch über 
die eingegangen Strafgelder und deren Verwendung; 8) eine Sammlung aller Kenzepte 
von Ausfertigungen, desgleichen aller Ukaſen und obrigkeitlichen Befehle; 9) ein Schnur⸗ 
buch über die Branntweins paſſirzettel; 10) ein Buch über die Plakatpaͤſſe und Abgabenquit⸗ 
tungen verſtorbener Perſonen; 40 ein Schnurbuch tiber den Verbrauch von KO 
12) ein Schnu buch über die Einnahme und 2 5 der auf Anschaffung ven K eidungs⸗ 
ſtůcken und Fußbedeckungen fir die Arreſtanten verwendeten Summen; 13) ein Schnur⸗ 
buch Über die Summen, welche auf den Unterhalt der bei der Polizei befindlichen Aneſten⸗ 
ten verbraucht worden; 14) ein Schnun buch Über die zur Aufbewahrung dem Pollzeſamte 
anvertrauten Summen und über die Krons- und Privatgelder, welche auf e he 
re e Schnurbuch über zufaͤllige Einnahmen. 


an © So Be mn ene 8 re er 1 
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ehr Abtheilung. ** 

Von den Verfaſſungen des Doms zu Revll. 


1. Von der Ten des n * h 


Von dem Betande. 
1204. Das Sohnes beſteht aus dem Sac, ab Verf, uns ai 
Aeltermännern und zwei Aelteſten der Domgilde, als Beiſitzern. 
ie u. d. folg, ber, auf d. Kön. Schwed. Urt. v. 1655 Ott. 17 ara Sept. 29 7) 
ee d. geil Reg. v. 1725 Juni 14, u. ununterbr. Cenchnh. na 
1205. Der Vorſitzer und die Glieder des Ochloßvegteigerichts werden nach den ins 
Staͤnderechte enthaltenen Beſtimmungen gewählt. Der Schloßvogt wird von der Gouver⸗ 
nementsregierung, die anderen Glieder des Schloßvogteigerichts werden von der Bürgers 
ſchaft, v unter Berichterſtattung an die Gouvernementsregierung, entlaſſen. 
1206. Das Schloßvogteigericht hat keinen beſondern Sekretairz den gde 
ſte 18 r Schloßvogt ſelbſt vor; bei dem Schloß vegteigerichte find ein Gildebachhaltet, ein 
oder 1725 Makler und ein Gerſchtsdiener angeſtellt. 9 1 Mer" 


1201. Der Buchhalter und der Gerichtsdiener werden ven dem Sehlofungteigerichte 
angeſtellt und vereidigt. Die Makler werden von der Bürgerſchaft des Doms erwählt und 
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von dem Generalgouverneur, auf Vorſtellung der Gouvernementsregierung, beſtätigt und in 
letzterer vereidigt. 3 

1208. Der Schloßvogt wird von der Staatsregierung, die ubrigen Glieder werden aus 
den Mitteln der Domgilde beſoldet. 

1209. Die zum Beſten des Schloßvogteigerichts feſtgeſetzten Kanzelleigebühren in Sa⸗ 
chen von Privat perſonen, werden nach Anleitung einer Taxe echoben. 

2. Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz und von den Grenzen der Amts- 

b a gewalt. Gr 

1210. Die Gerichtsbarkeit des Schloßvogteigerichts erſtreckt fich überalle Bürger der Dom. 
gilde undalle auf dem Dome und in der Domvorſtadt fich aufhaltende Leute niedern Standes. 

121 Zur Kompetenz des Schloßvogteigerichts gehört : 0 

1) Vormuͤnder und Curatoren zu ernennen und zu beſtätigen, und ihre jährlichen Rech⸗ 
nungen zu prüfen. 1 ae ee 

2) Streitige Rechtsſachen bis zum Betrage von 6 Rbl. S. M. an ntſcheiden; in Sachen 
von größerem Belange die Parteien gütlich zu vergleichen und, im Fall dieſes fruchtlos bleibt, 
ſolche Sachen der Gouvernementsregierung zur weiteren Verfügung vorzuſtellen. 

3) Streitigkeiten zwiſchen Grenznachbaren zu ſchlichten. m W N 

4) Streitigkeiten der Handwerksinnungen und Zuͤnfte, wenn die Bemuͤhung des Schloß⸗ 
vogts (als Amtspatron aller Aemter auf dem Dome) dieſelben gütlich auszugleichen frucht⸗ 
los geblieben, zu entſcheiden; eben fo Streitigkeiten zwiſchen Handwerksmeiſtern, Gefellen 
und Lehrlingen, und Klagen von Privatperſonen wider dieſe, wegen ſchlechter oder nicht zur 
rechten Zeit geſtellter Arbeit und wegen Uebervortheilung, zu unterſuchen und zu ſchlichten. 

5) Die Aufſicht zu führen, daß Niemand im Gerichtsbezirke des Schloßvogteigerichts 
ohne gesetzliche Berechtigung Handel und Gewerbe treibe. K 

6) Darauf zu ſehen, daß die Taxen für Lebensmittel und Getränke genau beobachtet 
werden. 

7) Die planmäßige Ausführung der Bauten zu beaufſichtigen und die Taxation der Haͤu⸗ 
fer, ſowohl auf dem Dome, als in der Domvorftadt, auf Anſuchen von Privatperfonen 
oder in Auftrag der befugten Behörden, zu veran dalten. r 

8) Die öffentliche Verſteigerung des beweglichen und unbeweglichen Vermdgens, mit 
Ausnahme der Haͤuſer der Adeligen, zu bewerkſtelligen. 

9) Verſiegelung und Inventur in Nachlaß⸗ und Concursſachen zu beſorgen. 

10) Unterſchriften auf Dokumenten aller Art zu beglaubigen und Zeugniſſe auszuſtellen. 
11) Geldſummen von Privat perſonen zur Aufzubewahrung an zunehmen. 
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12 In Polizeiſachen, dem Polizeiamte hiilfceiche Hand zu leijten; in Kriminalſachen, 
hinſichtlich der zur Gerichtsbarkeit des Schloßvogteigerichts gehörenden Perſonen, die Vor: 
unterſuchung anzustellen und der Gouvernementstegierung darüber zu berichten, damit die 
Sachen dem Harriſchen Manngecichte zum weiteren Verfahren übertragen werden. 

Bef. d. Gous.⸗ Meg. v. 1794 Dec. 13; 1797 Febr. 26 (17845). 

1212. Das Schloßvogteigericht iſt besechtigt, für Nichtbeachtung feiner Vorschriften 
den feiner Gerichtsbarkeit unterworfenen Bewohnern des Doms und der Demvorſtadt Geld: 
ſtrafen bis 6 Rbl. S. M. aufzueclegen und auf perſonlichen Arreſt gegen fie zu erkennen, 
wenn ſie nicht durch ein Geſetz davon ausgenommen find, > 

Dieſer $ u. d. folg. ber. auf, d. zu d. 99 1204 u. 1241 angeg. Belegen. 
1. Th. * 
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3. Von den Sitzungen, dem Geſchaͤftsgange und der Nerantwortlihfeit, 


1213. Das Schloß vogteigericht hält gewöhnliche Sitzungen wöchentlich zweimalz aus 
ßerdem aber verſammelt es ſich, fo oft es nöthig iſt. 


1214. Iſt der Schloßvogt abweſend, fo vertritt der Aeltermann am Wort ſeine Oel 
le; die eines abweſenden Beiſitzers vertritt eines der aͤlteſten Gemeindeglieder, nach Wahl 
des Schloßvogteigerichts. 


1215. Die zur Kompetenz des Schloßvogteigerichts gehörenden Sachen miſſen, wenn 
die Natur der Sache es geſtattet, mi indlich in ſummariſchem Verfahren vechandel 125 
den. 
111 
1216. Das Schloßvogteigericht führt ein Protokoll, ein Tiſchregiſter und Schnur⸗ 
becher: 1) über Privatdepoſitengelder; 2) über die eingehenden Eaufmännifchen 4 Procent⸗ 
gelder; 3) über Vormundſchafts- und Curatelſachen; 4) über Plakat äͤſſ. Das Schloß⸗ 
vogteigericht ſchickt dem Gouvernementsprokureur monatlich einen Verſchlag über die Zahl 
der anhaͤngigen, abgemachten und neu hinzugekommenen Sachen. 


1217. Der mit einer Verfuͤgung des Schloßvogteigerichts Unzufriedene, beſchwert ſich 
bei der Gouvernementsregierung in der im Civilprozeſſe feſtgeſetzten Weiſe. Die Friſt, bin⸗ 
nen welcher die Klage beigebracht werden muß, iſt eine achttägige; die Unzufciedenheit muß 
dem Schloßvogteigerichte binnen 12 Stunden angezeigt und zugleich * Rbl. S. M. als 
Appellationsſchilling niedergelegt werden. Die Gouvernementsregierung entſcheidet entweder 
nach den Grundſaͤtzen des ſummariſchen Verfahrens, oder al die Sache, wenn fie 
fheitig iſt, der befugten Gerichtsbehörde. un 


1218. Die erhobene Befchtoerde hemmt nur dann babe des md des 
Schloßvogteigerichts, wenn deshalb ein beſonderer Hemmungsbefehl der 9 
gierung ergeht. 


1219. Die Untentſchung der Glieder des Schloßvogteigerichts für geſehtribrſge Hand⸗ 
lungen hängt von dem Ultheile des Oberlandgerichts ab; die Beahndung derſelben fuͤr 
Saͤumigkeit, Nachlaͤſſigkeit und dem ähnliche Vergehen und die einſtweilige Entfernung 
derſelben vom Amte, hängt von der Gouvernementsregierung ab. f 


II. Von der Verfaſſung der beſonderen Verwaltungen ‚und Kollegien des 
Doms: 


1220. In der Kaſſaverwaltung des Doms ſitzen die beiden Keltermänner und der 
Aelteſte der Domgilde; vierteljährlich wird die Gemeindekaſſe in öffentlicher Verſammlung. 
der ganzen Dombürgerſchaft reviditt; am Schluß des Jahres, und ſruͤteſtens zu Anfang des 
folgenden Februars, wird ein Bericht über dieſelbe dem Kameralhofe zur Reviſion eingeſandt. 


1221. Die Steuerkommiſſion beſteht aus einem Aeltermanne als Vorſitzer, zwei 
Beiſitzern aus der Büͤrgerſchaft des Doms und einem Notar, der den Kanzelleigeſchaͤften und 
dem Rechnungsweſen vorſteht; jeder der Aelterm anner führt ein Jahr lang den Vorſitz, wo⸗ 
rauf immer wieder der andere eintritt, Die Bücher und die Kaffe der Steuerkommiſſton 
werden monatlich vom Schloßvogteigerichte in voller Verſammlung deſſelben reviditt und 
das Ergebniß der Reviſion im Protokolle des Schloßvogteigerichts verſchtieben. 


| 
| 
| 
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1222. Die Acciſeverwaltung erhebt die Kronsſteuer für die Getränke, welche auf 
dem Domgebiete konſumirt werden, und liefert ſie der in der Stadt Reval beſtehenden 
Kommiſſion zur Erhebung der Kronsgetränfefteuer ab. 


Zweites Hauptſtuͤck. 


Von den Verfaſſungen der Städte Hapſal, Weſenberg, Weiſſenſtein und 
Baltiſchport. 


Erſte Abtheilung. 
Bon den Verfaſſungen der Stadt Hapfal. 
1. Von der Verfaſſung des Magiſtrats. 


1) Von dem Beſtande. 


1225. Der Magiſtrat der Stadt Hapſal beſteht aus einem Bürgermeiſter und drei 
Rathsherrn, von welchen der älteſte das Amt eines Gerichtsvogts verwaltet. 
Urk. Johann III, v. 1584 Sept. 3. 


1224. Zur Beſorgung der Kanzelleigefhäfte befindet ſich beim Magiſtrate ein Sekre⸗ 
tair, zur Aufwartung in den Sitzungen ein Gerichtsdiener. , 
Ununterbr. Gewohnh. 


1225. Die Glieder des Magiſtrats werden von ihm ſelbſt, nach den im Staͤnderechte 
enthaltenen Beſtimmungen, gewaͤhlt. 
Urk. Johann III v. 1584 Sept. 3; 1797 Febr. 26 (17845); 1808 Juni 9 (23071). 


1226. Der Sekretair wird von dem Magiſtrate erwählt und von dem Oberlandgerich⸗ 

te beftätigt; der Gerichtsdiener wird vom Magiſtrate angeſtellt. 
Vergl. 1808 Juni 9 (23071). 

1227. Die Magiſtratsglieder und der Sekretair reichen ihre Bittſchriften um Dienſt⸗ 
entlafjung durch den Magiſtrat an das Oberlandgericht einz der Gerichtsdiener wird von 
dem Magiſtrate ſelbſt entlaſſen. 

Ununterbr. Gewohnh. 
1228. Die Magiſtratsglieder, der Sekretair und der Gerichtsdiener werden aus den 


Einkünften der Stadt beſoldet. 
Eben ſo. 


2) Ven der Gerichtsbarkeit und Kompetenz. 


1229. Der Gerichtsbarkeit des Hapſalſchen Magiſtrats unterliegen: 

1) In perſönlicher Hinficht: alle Kaufleute, Bürger und Einwohner der Stadt, mit 
Ausnahme derjenigen, welche ihren perſönlichen Gerichtsſtand vor dem Oberlandgerichte 
haben. 

12* 


— Sa 
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2) In dinglicher Hinſicht: alles in der Stadt belegene Grundvermoͤgen, ohne 


Rückſicht auf den Stand der Beſitzer. 
Dieſer S n. d. folg. bis S 1259 ber. auf ununterbr. Gewohnh. beit. durch. den. Uk. v. 
1797 Febr. 26 (17845). 


1230. Zur Kompetenz des Hapſalſchen Magiſtrats gehören: 
A. In Gemeindeſachen. 


1) Alle Angelegenheiten der Stadt und der Bürgerſchaft in den durch das Geſetz be⸗ 
ſtimmten Fällen. 

2) Die Wahl der Stadtbeamten und die Aufnahme in die Bürgerſchaft nach den im 
Ständerecht enthaltenen Beſtimmungen. 

3) Die Oberaufſicht über Verwaltung des Stadtwermoͤgens und über Erhebung der 
Steuern und der Acciſe, jo wie über Verwaltung des Vermögens der Stadtkirche durch 
die Kirchenvorſteher. 


B. In Polizeiſachen. 


4) Die Aufrechthaltung der allgemeinen Ruhe, Ordunng, Wohlfahrt und Sicherheit in 
der Stadt, und die Erfüllung aller Verpflichtungen, welcke im Allgemeinen der Polizei 
obliegen. 


C. In Kriminalſachen. 


5) Die Verhandlung und aburtheilende Begutachtung über alle Verbrechen, die von Bür- 
gern und Einwohnern der Stadt begangen worden, mit Ausnahme derjenigen, welche dem 
Stande des Angeſchuldigten oder der Art des Verbrechens zufolge vor das Oberlandgericht 
gehören. 

6) Die Vollſtreckung der Kriminalurtheile in Auftrag der Gouvernementsregierung und 
des Oberlandgerichts. 


D. In Civilſachen. 


7) Alle ſtreitige Rechtsſachen, fo wie Nachlaß -und Concursſachen, der zur Stadtgerichts⸗ 
barkeit gehörenden Perſonen, mit Ausnahme ſolcher Rechtsſachen, welche ihrem Gegen⸗ 
ſtande nach vor dem Oberlandgerichte in erſter Inſtanz zu verhandeln ſind. N 

8) Anwendung von Maßregeln zur Sicherung von Prozeſſen und Forderungen, außer 
wenn ſolche nur der Gouvernements regierung zuſtehen; Vollſtreckung der eigenen Er⸗ 
kenntniſſe. 


E. In nichtſtreitigen Sachen. 


9) Beſtellung und Beſtätigung von Vormündern und Curatoren für Unmündige, Wai— 
ſen, Witt wen, unverheirathete Frauenzimmer, Verſchwender, Wahnſinnige und Verrückte, 
wenn dieſe Perſonen zur Stadtgerichtsbarkeit gehören. f 

10) Annahme und Verwaltung von Privaten eingetragener Depoſitengelder, nach Anlei⸗ 
tung der im erſten Buche angegebenen Beſtimmungen. 

11) Beglaubigung von Dokumenten aller Art; Ausſtellung von Zeugniſſen und Aus— 
fertigung von Wechſel- und Seeproteſten und Klarirungen der Seefahrer. 
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12) Inventur, Taxation, Verſiegelung und öffentliche Verfteigerung beweglichen und 
unbeweglichen Vermögens, und Einweiſung in den Beſitz unbeweglichen Vermögens in 
der Stadt. 

13) Vollziehung von Krepoſtakten und Verzeichnung aller Schuldverſchreibungen, die 
nicht mehr als 30 Rbl. S. M. betragen, nach Anleitung der Civilgeſetze. 


1251. Außerdem liegt dem Bürgermeiſter und dem Gerichtsvogte die Verpflichtung 
ob, alle Monate die Kreistentei zu revidiren, die Rechnungen zu unterſchreiben und dem 
Civilgouverneur darüber zu berichten. rer 


3) Von den Grenzen der Amtsgewalt. 
1232. Die Amtsgewalt des Hapfalſchen Magiftrats erſtreckt ſich nur auf die Gerichts⸗ 
barkeit uͤber die Stadt und deren Gebiet. 
1235. In Adminiſtrativ⸗ und Pelizeiſachen ſteht der Magiſtrat unter der Gouberne⸗ 
mentsregierung, in Civil: und Kriminalſachen unter dem Oberlandgerichte. | 


1254. In Civil: und Kriminalſachen bildet der Magiftrat die erſte Se 
richtsinſtanz. ma e 


1255. In Kriminalſachen ſtellt der Gerichtsvogt die Voruntersuchung an, das gericht: 
liche Verfahren aber gebuͤhrt der vollen Verfammlung des Magiſtrats. Alle Urtheile des 
Magiſtrats in Kriminalſachen gelangen ohne Ausnahme zur Leuteration ans Ober: 


landgericht. 
1808 Jun 9 (23071). 


1236. In Civilſachen entſcheidet der Magiſtrat allendlich alle Rechtsſachen, deren 
Gegenſtand an Werth 100 Rbl. S. M. nicht uͤberſteigt. 


1257. Die Appellation oder Querel an das Oberlandgericht hemmt die Vollſtreckung 
des Erkenntniſſes in Civilſachen; in Polizei⸗ und Adminiſtrativſachen aber hemmen die 
bei der Gouvernementsregierung oder dem Civilgouverneur angebrachten Beſchwerden nicht 


die Vollſtreckung. 


4) Von den Sitzungen und dem Geſchaͤfsgange. 


A. Von den Sitzungen. 5 

1258. Der Magistrat hält feine Sitzungen auf dem Rathhauſe der Stadt Hapfal. 

1239. Die ordentlichen Sitzungen des Magiſtrats finden wöchentlich am Dienſtage 
und Freitage Stalt; außerordentliche werden gehalten, je nach Beſchaffenheit und Wichtig⸗ 
keit der Sache. Die laufenden Geſchaͤfte werden auf Anordnung des Buͤrgermeiſters zu 
ieder Zeit, auch die Feiertage nicht ausgenommen, beſorgt. 

1240. Im Falle geſetzliche Gründe vom Erſcheinen in der Sitzung abhalten, fo find 
die Glieder verpflichtet, folches zeitig dem Bürgermeiſter anzuzeigen. 

12/41. Zur Beſorgung der Pelizeiſachen muß der Gerichtsvogt oder deſſen Stellver⸗ 
treter jederzeit zur Stelle ſein. 2 

1242. Die Stelle des abweſenden Buͤrgermeiſters vertritt der Gerichtsvogt, die des 


Gerichtsvogts der aͤlteſte Rathsherr; fehlen aber beide, fo wird zur einſtweiligen Stell: 
vertretung ein dritter Rathsherr aus der Bürgerfchaft erwaͤhlt. 
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12453. Die im vorigen § angegebene Beſtimmung kommt auch zur Anwendung, 
wenn Bürgermeiſter und Gerichtsvogt wegen Verdachts der Parteilichkeit in einer Sache 
abgelehnt werden. Wird aber gegen einen zeitweiligen Stellvertreter ein gleicher Ver⸗ 
dacht geltend gemacht, fo erwählt der Magiſtrat einen neuen Kandidaten und jtellt ihn dem 
Oberlandgerichte zur Beſtatigung vor. In Fallen, die keinen Verzug leiden, iſt keine 
Beftätigung des Oberlandgerichts erforderlich. 

A B. Von dem Geſchaͤftsgange. 

1244. Im Magiſtrate werden geführt ein Tiſchregiſter, ein Protokoll, ein Miſſiv 
und die nöthigen Verzeichniſſe, Schnur⸗, Kaſſa⸗ und Krepoſtbuͤcher. In Kriminalſachen, 
die an das Oberlandgericht zur Leuteration gelangen, werden die Zeugenverhöre und ſonſti⸗ 
gen gerichtlichen Verhandlungen in der Sache in ein beſonderes Spe zialprotokoll einge : 
tragen. 


1245. Nachdem der Sekretair die eingehenden Sachen in das Tiſchregiſter einge: 
tragen, trägt er fie den anweſenden Magiſtratsgliedern zur Verf! gung vor; der gefaßte 
Beſchluß wird vom Buͤrgermeiſter ſelbſt oder vom Alteften Rathsherrn, nach gemeinſchaft⸗ 
licher Uebereinkunft, im Tiſchregiſter verzeichnet. f 


1246. Die Ausfertigungen, mit Ausnahme der Protofollauszüge, endigen mit An⸗ 
gabe des Datums und Orts und mit den Worten: „Im Namen und von wegen des Hap⸗ 
ſalſchen Magiſtrats“. Die vom Magiſtrate ertheilten Zeugniſſe werden mit dem Gerichts⸗ 
fiegel verſehen. 25 

1247. Die Urtheile werden von ſaͤnnntlichen beim Ab immen anweſenden Gliedern 
unterſchrieben und in beglaubigter Abſchrift, mit Beidrüͤckung des Gerichtsſiegels, den Parten 
mitgetheilt. Beſcheide und Verfugungen werden nur vom Bürgermeiſter unterſchrieben und 
vom Sekretair contraſignirt. 


1248. In Hinſicht auf die Verhandlung der Civil und Polizeiſachen wird dem 
Magiſtrate zur Pflicht gemacht, in allen Faͤllen, wo es die Natur der Sache nur irgend 
erlaubt, das ſummariſche Verfahren zu beobachten, beſonders in geringfügigen Polizeiſachen 
und in Bau⸗ und Grenzſtreitigkeiten. Geht der Thatbeſtand einer Sache aus den beigebrach⸗ 
ten Beweismitteln nicht klar hervor, fo erkennt der Magiſtrat erſt nach angeſtellter Lokalbe— 
ſichtigung. 

1249. Die Vertheilung der Amtsgeschäfte im Magiſtrate iſt in folgender Art feſt⸗ 
geſetzt: N * + 41 
1) Der Bürgermeiſter hat, außer der allgemeinen Leitung der Geſchuͤfte, noch die beſon⸗ 
dere Aufſicht über die Verhandlung der Kriminal- und Civilſachen. 

2) Der Gerichtsvogt hat die Aufſicht über die äußere Polizei. 

3) Der ältere Rathsherr führt den Vorfig in der Steuerverwaltung, der jüngere in 
der Stadtkaſſayerwaltung. a er 

1250, Dem Sekretair liegt von Amtswegen ob: bene t 

1) Das Tiſchregiſter, das Miſſiv, die Rechnungsbächer und das Buch zum Eintragen 
von Krepoſtſachen und Hypotheken zu fuͤhren. ö a 

2) Die mündlichen Anträge der ſtreitenden Theile, die Nusſagen der verhörten Zeugen 
und die Verfügungen des Magiſtrats zu Protokoll zu bringen. tel 

3) Die vom Gericht gefüllten Urtheile, Beſcheide und Verfügungen abzufaſſen und bei 
der Erdffnung zu verleſen. f | 


01 
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4) Alle Ausfertigungen und Berichte abzufaſſen, das Archiv zu beaufſichtigen und die 
Akten zu ordnen, zu beiten und mit den nöthigen Inhaltsverzeichniſſen zu verſehen. 


1251. Außerdem ligen dem Sekretair die Pflichten eines öffentlichen Notars und eines 
Auktionators ob. 


1252. Die Depofitengelder werden, unter dem Siegel des Magiſttats und dem Ver⸗ 
ſchluß des Buͤrgermeiſters, im Stadtarchive aufbewahrt. 


5 5) Von der Rechenſchaftsablegung und der Verantwortlichkeit. 


1255. In Gerichtsſachen ſteht der Magiſtrat der Stadt Hapfal unter Aufſicht des 
Oberlandgerichts. In Adminiſtrativ⸗ und Polizeiſachen revidirt der Civilgouveineur jaͤhr⸗ 
lich den Magistrat, um ſich an Ort und Stelle von der geſetzlichen Geſchaftsfuͤhrung zu 
überzeugen, fo wie von der Abſtellung früher bemerkter Mängel. ; 

Vergl. Allg. Reichsg. Bd. II, Alg. Gouv.⸗Verf. § 604. 


1254. Die Entfernung der Magiſtratsglieder und des Magi tatsfekretairg vom Amte 
hängt von der Gouvernementsregierung ab; jedoch ſteht auch dem Oberlandgerichte zu, wenn 
ſich bei Durchſi icht der Akten und Urtheile des Magiſtrats irgend welche Geſetzwidrigk 12 
der G erichteglieder und des Sekretairs finden, die einftweilige Entfernung derfelben 
Amle zu — J die Gouvernementsregierung davon in Kenntniß ſetzend; die Amtsent⸗ 
—— giſtratsglieder und des Sekretairs kann nur durch Urtheil des Oberlandge: 
richts 

Vergl. Al; Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. 85944 u. folg; Bd. XV, d 1476. 


6) Von dem Sgeiftvecfel mit anderen Behörden. 


1255. In den Formen des Cchriftwechiels mit anderen Behtiden richtet fi de: 
Hapſalſche Magiſtrat nach den anne Beſtimmungen, welche u die Manngerichte 
feſtgeſetzt find. 


II. Von der Verfaſſung der beſonderen Stadtverwaltungen und Kollegien. 


1256. Die Stadikaffaverwaltung und die Steuer- und Acciſeverwal— 
tung ſtehen jede unter dem Vorſitz eines Rathsherin, welchem zwei Bürger der Stadt 
als Beiſitzer zugeordnet ſind. 


1257. Die Quartierkammer beſteht aus einem Adeligen, der den Vorſitz führt, 
und zwei Beiſitzern, von welchen der eine von dem Kaufmannsſtande, der andere von 
den zuͤnftigen Bürgern erwaͤhlt wird. St 


1258. Die Kanzelleibeamten der Stadtverwaltungen und Kollegien bekommen, ſtatt 
Gehaltes, eine be ſondere Entſchadigung aus den Stadteinkünften. 


1259. Die Stadtkaſſaverwaltung und die Steuer und Acciſeverwaltung beben unter 
Aufficht des Magiſtrats, welcher die jahrlichen Rechnungen der Verwaltungen dem Rame: 
ralhofe zur Reviſion unterlegt. Die Quartierkammer ſteht unter unmittelbarer Aufſicht des 
wen dene dem fie — — — ihre 9 abzulegen — 


LI. 14 1 . N. rs * 


— — — 


Zweite Abtheilung. 
Von den Verfaſſungen der Städte Weſenberg, Weiſſenſtein und Baltiſchport. 


1. Von der Verfaſſung der Vogteigerichte. 
Bo . 1) Von dem Beſtande. — 
1260. Jedes Vogteigericht beſteht aus einem Gerichtsvogte, als Vorſiter, und zwei 


Stadtaͤlteſten. 
Dieſer $ und die folg. ber, auf ununterbr. Gewohnh. beit. durch den Uk. von 1797 Febr. 26 


(17845). 
1261. Die Gerichtsvögte und die Aelteſten werden nach Anleitung der im Stände: 
rechte enthaltenen Beſtimmungen gewahlt. 

1262. Die Glieder der Vogteigerichte erhalten, auf ihr Anſuchen, von der Gouverne⸗ 
mentsregierung ihren Abſchied. 

1265. Die Kanzellsigefchäfte werden in jedem Vogteigerichte von einem Notar beſorgt, 
der in Baltiſchport vom Vogteigerichte ſelb k, in Weiſſenſtein und Weſenberg aber von der 
Büͤrgerſchaft des Orts erwählt und, unter Beſatigung der Gouvernementsregierung, auf 


Lebenszeit angeſtellt wird; die Entlaſſung des Notars hängt von der Gouvernementsre⸗ 
gierung ab. Bei jedem Vogteigerichte iſt außerdem noch ein beionderer Gerichtsdiener. 


1264. Die Glieder und Beamten der Vogteigerichte werden aus den Stadteinkünften 
beſoldet. Reichen dieſe hierzu nicht aus, ſo konnen von den ſteuerpflichtigen Stadtein: 
wohnern, in Grundlage einer befonderen Nepartition unter Genehmigung der Gouverne⸗ 
mentsregierung, bestimmte Beitrage erhoben werden. 8 

1265. Die zum Beſten der Vogteigerichte feſtgeſetzten Kanzelleigebuͤhren in Sachen 
von Privatperſonen, werden in Grundlage einer beſondern Taxe erhoben. - 


2) Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz und von den Grenzen der Amtsgewalt. 


1266. In Polizeiſachen ſtehen unter der Gerichtsbarkeit des Vogteigerichts alle Ein: 
wohner der Stadt, ohne Unterſchied ihres Standes. 


1267. Die Kompetenz der Vogteigerichte in Polizeiſachen wird nach Anleitung der 
für die Landespolizei beſtimmten Regeln feſtgeſetzt, nur mit einigen Abweichungen, welche 
in den ortlichen Polizeiordnungen angegeben find, Außerdem liegt den Vogteigerichten von 
Amtswegen ob, alle Monate die Kreisrentei, die Stadtvorrathsmagazine, die Stadtkaſſe 
und die Kaſſe der Steuerverwaltung zu revidiren. 


1268. Zur Kompetenz der Vogteigerichte in Civilſachen gehort: 6470 

1) Die Verhandlung nicht ſtreitiger und gerinfuͤgiger ſtreitiger Sachen der zur Stadt⸗ 
gemeinde gehörenden Perſonen; die Vermittelung in Sachen von größerm Belange und die 
Verweiſung der Parten an die befugte Behörde, wenn der Verſuch zur gutlichen Ausglei⸗ 
chung fruchtlos geblieben. * 

2) Ernennung und Beſtatigung der Vormünder und Curatoren für Perſonen, die zur 
Stadtgemeinde gehören, und die Prüfung ihrer jährlichen Verwaltungstechnungen. 

3) Beglaubigung von Unterſchriften auf Dokumenten aller Art; Anfertigung von Wech⸗ 
felproteften und von Inſtrumenten über richterliche Handlungen aller Art in den Grenzen 
der Stadtgerichtbar keit. 
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4) Annahme der von Privatperſonen deponirten Gelder und Gelddokumente, und deren 
monatliche Reviſion. 088 

5) Inventur, Verſiegelung und dffentliche Verſteigerung in Erbſchafts⸗ und Concursſa⸗ 
chen, ſowohl laut Auftrags höherer Behörden als auf Bitte von Privatperſonen. 

6) Sequeſteranlegung und Vollziehung von Beitreibungen aller Art auf Vorſchrift 
der Gouvernementsregierung, fo wie auch Mitwirkung bei Vollſtreckung von Urtheilen 
der Gerichtsbehoͤrden. 


1269. Die streitigen Rechtsſachen der Einwohner der Städte Weſenberg, Weiſſenſtein 
und Baltiſchport und, nach angeſtellter Vorunterſuchung an Ort und Stelle, auch die 
daſelbſt vorfallenden Kriminalſachen, werden in den Manngerichten der betreffenden 
Kreife verhandelt. | 3 

1270. Die Vogteigerichte find ermächtigt, für Nichterfüllung ihrer Vorſchriften Geld: 
ſtrafen aufzuerlegen; jedoch darf das Maß dieſer Strafen nicht 104 Rbl. S. M. überfteigen, 
es ſei denn, daß das Geſetz ſelbſt eine Ausnahme macht. 


3) Von den Sitzungen, dem Geſchaͤftsgange und der Ve rantwortlichkeit. 


1271. Die Vogteigerichte haben keine beſondern Juridiken, und ſind verpflichtet ſich 
zu jeder Zeit zu verſammeln, wenn die Sachen es erheiſchen. Die ordentlichen Sitzungen 
der Vogteigerichte finden zweimal wöchentlich Statt. 

1272. Die Stelle des abweſenden Vorſitzers vertritt der aͤlteſte Beiſitzer, die des Bei⸗ 
ſitzers der Notar. 


1273. Die zur Kompetenz der Vogteigerichte gehörenden Sachen werden, ſofern ihre 
Natur es erlaubt, mündlich und ſummariſch verhandelt. 


1274. Die Vogteigerichte führen ein Journal, ein Miſſiv und die nöthigen Schnur⸗ 
und Kaſſab cher. 


1275. Tiſchregiſter werden nur in den Vogteigerichten der Staͤdte Weſenberg und 
Balliſchport geführt, im Vogleigerichte der Stadt Weiſſenſtein aber vertritt das Journal 
die Stelle des Tiſchregiſters. 


1276. Bei gleichgetheilten Stimmen hat der Notar eine berathende Stimme. 


1277. Wer mit dem Urtheile des Vogteigerichts nicht zufrieden iſt, reicht eine Bes 
ſchwerde bei der Gouvernementsregierung ein. Für Eingabe einer ſolchen Beſchwerde beſteht 
eine Friſt von vier Wochen; die Gouvernementstegierung entſcheidet über die Beſchwerde, 
nach den Grundsätzen des ſummariſchen Verfahrens, oder überträgt, wenn die Sache eine 
ſtreitige iſt, die Verhandlung derſelben dem betreffenden Manngerichte. 


1278. Die eingereichte Beſchwerde hemmt die Ausführung des vogteigerichtlichen 
Erkenntniſſes nicht, außer wenn von der Gouvernementsregierung ein beſonderer Hem⸗ 
mungsbefehl ergeht. 

1279. Die Amtsentſetzung der Vogteigerichtsglieder erfolgt nur auf Erkenntniß des 
Oberlandgerichts; ihre Entfernung vom Amte und ſonſtige Beahndung für Saͤumigkeit, 
Fahrlaſſigkeit und dergleichen Vergehen, hängt don der Gouvernementstegierung ab. 


II. Von der Verfaſſung der beſonderen Stadtverwaltungen und Kollegien. 


1280. Die in den Städten Weſenberg, Weiſſenſtein und Baltifchpstt vorhandenen 
Stadtverwaltungen und Kollegien find: 
1) Die Stadtkaſſaverwaltung. 
2) Die Steuerverwaltung 
3) Die Verwaltung der Armenkaſſe, 
4) Die Quartierkammer. 


1281. Alle über dieſe Verwaltungen und Kollegien auf dem Dome zu Reval feſtge⸗ 
ſetzten Regeln, erſtrecken ſich auch auf die Verwaltungen und Kollegien, welche ſich in 
We ſenberg, Weiſſenſtein und Baltiſchport befinden, mit einigen, in den für dieſe Verwal⸗ 
tungen von der Gouvernementsobrigkeit erlaſſenen beſonderen Reglements enthaltenen, 
Abweichungen. 


Anmerkung. In Baltiſchport beſorgt das Vogteigericht die Geſchaͤfte der Stadtkaſſa⸗„ Steuer⸗ und 
Armenkaſſe verwaltung, 
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Viertes Buch. | 
Verfaſſungen des Gouvernements Kurland.“ 


Erſter Titel. 60 
Von der Verfaſſung der Landesbehörden. 


Erſtes Hauptſtück. 
Von dem Oberhofgerichte, 


Erſte Abtheilung. 
Von dem Beſtande des Oberhofgerichts, ni * 

1282. Das Oberhofgericht beſteht aus einem Prefidenten, vier älteren und zwei 
jüngeten Rathen. Die altern Naͤthe, oder die fo genannten Ober⸗Raͤthe, führen die beſonde⸗ 
ien Benennungen: Landhofmeiſter, Kanzler, Ober-Burggraf und Landmarſchall. 

Form. regim, v. 1617 § 1; Decis. Commiss, v. 1717 ad grav. $ 11, ad desid. & 1; Etat 
v. 1797 Febr. 19 (178 18); 1840 Apr. 1 (13321). 
12385. Saͤmmtliche Glieder des Oberhofgerichts werden auf Vorſtellung des Gene: 
ralgouverneurs durch Allerhoͤchſte Befehle aus der Zahl der im effektiven Dienſte befindli⸗ 
chen Oberhauptmaͤnner angeſtellt. 

. 1032 Sehe, 21 (5177); 1835 Nov. 26 (8017). > 

1284. Bei Anſtellung der Glieder des Oberhofgerichts wird eine beſtimmte Reihe⸗ 
folge beobachtet; in die Stellen der Älteren Ruͤthe rücken die jüngeren Raͤthe. An die Stelle 
des juͤngſten Gliedes wird einer der Oberhauptmaͤnner angeſtellt. N 
en Eben dort. 

1285. Gröffnet fich in dem Oberhofgetichte eine Vakanz, fo berichtet daſſelbe hierüber 
fofort dem Generalgouverneur und benachrichtiget die Gouvernementsregierung, ſo wie den 
Kameralhof und den Domainenhof. ni 

- Ununterbr. Gewohnh. 

1286. Jedes neuerwaͤhlte Glied des Oberhofgerichts wird durch den Civilgouverneur 

und den Gouvernementsprokureur ins Amt eingeführt. 
Ununterbr. Gewohnh. 

1287. Beim Oberhofgerichte ſind angeſtellt: zwei Oberſekretaire, von denen der eine 
fir Civil: und der andere für Kriminalſachen, fünf Kanzelleiſekretaire, zwei Translateure, 
die erforderliche Anzahl Kanzelliſten und zwei Gerichtsdiener. a 


Etat v. 1797 Febr. 19 (17818). 


1288. Die Oberſekretaire und Kanzelleiſekretaire werden vom Oberhofgerichte gewählt 
und dem Generalgouverneur durch die Gouvernementsregierung zur Beſtäͤtigung vorgeſtellt; 
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die Anſtellung der übrigen Kan zelle ibeamten wird vom Oberhofgerichte der Gouvernements⸗ 
regierung zur Kenntniß mitgetheilt. 
1797 Febr. 5 (17785); 1803 Febr. A (20608). 

1289. Die Glieder des Oberhofgerichts, die Oberſektetaire und Kanzelleiſekretaire, 
werden in der Gouvernementsregierung, die Übrigen Kan zelleibeamten aber und die Ge: 
richtsdiener in dem Oberhofgerichte vereidigt. 

Ununterbr. Gewohnh. 

1290. Die Glieder und die Beamten des Oberhofgerichts werden von der Staatsregie⸗ 
rung nach einem Allechoͤchſt beftätigen Etat beſoldet; die Obechofgerichtsglieder genießen 
außerdem beſonderer innen geſetzlich zuſtehender Emolumente. 

Decis. Commiss. v. 1642 ad grav.; Landt.- Schl. v. 1699 Apr. 3; Decis. Commiss. v. 

1717 ad grav. 4 u. 11; Landt.⸗Schl. v. 1782 Sept. 24 f 25; 1797 Febr. 5 (17786), 

49 Febr. (17818). 

1291. Die zum Beſten der Beamten feſtgeſetzten Ranzelleigeblihren werden nach einer 
beſonderen, von der Staatsregierung beftätigten, Taxe erhoben und, nach Abzug des den 
Gerichtsdienern Zukommenden, in zwei gleiche Theile getheilt, von denen die Oberſekretaire 
den einen, und die Sekrelaire den anderen erhalten. Die Strafgelder, auf welche das Ober⸗ 


hofgericht erkennt, fallen dem Fiskus zu. 
1815 Mai 31 (25867). 


Zweite Abtheilung. 
Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz und von den Grenzen der Amtsgewalt des 
Oberhofgerichts. 
1292. Die Gerichtsbarkeit des Oberhofgerichts erſtreckt ſich auf das ganze Kurlaͤndiſche 


Gouvernement. 
1796 Der. 24 (17681); 1797 Febr. 5 (17785); 1847 Aug. 25 (27020). 


1295. Zur Kompetenz des Oberhofgerichts in Beziehung auf Juſtizverwaltung ge: 
hört: 

1) Die Oberhofgerichtsbeamten in den durch das Geſetz beſtimmten Fällen zu wählen 
und anzuſtellen. 

2) Die Advokaten für ſaͤmmtliche Gerichtsbehorden des Gouvernements anzuſtellen und 
in Armenſachen den Rechtſuchenden Advokaten beizugeben. 

3) Zum weltlichen Mitgliede des Cvangeliſch⸗Lutheriſchen Generalkonſiſtoriums einen 
Kandidaten zu waͤhlen. 

1797 gebr. 5 (17785); 1852 Dec. 28 (5870) 8 311; 1840 Juli 5 (13630). 
1294. Zur Kompetenz des Oberhofgerichts in Kriminalſachen gehören : 


In erſter Inſtanz. 

1) Verbrechen Erbadeliger. 

2) Injurienſachen, wegen welcher Erbadelige angeklagt find. 

3) Amtsverbrechen von Perſonen, die im Staats: oder Wahldienſte ftehen, mit Ausnah⸗ 
* 22 Beamten, für welche im Kriminalprozeſſe eine beſondere Gerichtsbarkeit feſt⸗ 
geſetzt iſt. 

In zweiter Inſtanz. 


4) Die Revifion der Kriminalſachen, welche aus den Untergerichten eingehen. 
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5) Beſchwerdeſachen über Verlegung der Regeln des Kriminalprozeſſes in den dem 
Oberhofgerichte untergeordneten Behörden. N 8 
Form. fegim. v. 1647, § 16; Decis. Commiss. v. 1717. ad grav. 12; 1797 Febr. 5 

(17785); 1804 Apr. 7 (21239); Inſtruct. I, Dit. III, J 1. . 


1295. Das Oberhofgericht entſcheidet unter Beſtaͤtigung des Civilgouverneurs allend⸗ 
lich die an daſſelbe gelangenden Kriminalſchen, mit Ausnahme derer, rrelche nach den 
Geſetzen über den Krimin ilprozeß der Reviſion des Dirigirenden Senats unterliegen. 

1707 Febr. 5 (17785). 


1296. Zur Kompetenz des Oberhofgerichts in Civilſachen gehören : 
In erſter Inſtanz. 


1) Rechtsſtreitigkeiten gegen die Korporation der Ritterſchaft und deren Inſtitute. 

2) Rechtsſtreitigkeiten, in denen mehrere Beklogte, die unter verſchiedenen Gerichtsbar⸗ 
keiten ſtehen, Streitgenoſſen ſind. „ gal: 28 

3) Streitigkeiten zwiſchen Schriftſtellern, Ueberſetzern, Herausgeberin und Verlegern 
oder Buchdruckern und Buchhuͤndlern über das Eigentzum an einem Buche oder einem 
wiſſenſcheftlichen oder zur fchönen Litteratur gehörigen Werke, in ſofern dieſe Sachen nicht 
der Entſcheidung eines Schiedsgerichts vorbehalten ſind. im 

4) Concurs: und Edictalprovocationsſachen von Adeligen und Perſonen, welche der 
Rechte des perſdnlichen Adels genießen, fo wie der zum Kurläͤndiſchen Kreditvereine gehd⸗ 
renden Gutsbeſitzer, ausgenommen wenn der Concurs⸗ oder Edictalprozeß nur ein ſtaͤdti⸗ 
ſches Grundſtuͤck betrifft. 1 * 

5) Concursſachen und Edictalprovocationsſachen hinſichtlich des Eibſchaftsantritts 
eines auf dem Lande belegenen Vermögens, mit Ausnahme ſolcher Fälle, wenn die Eigen⸗ 
thuͤmer ihrem Stande nach unter der Gerichtsbarkeit der Bauerbe hoͤrden ſtehen. 


In zweiter Inſtanz. 


6) Verhandlung und Aburtheilung der Rechtsſacken, welche mittelſt Appellation oder 
Querel aus den Oberhauptmannsgerichten und Magiſteaten an dasſebe gelangen. 
7) Reviſion der von den Kreisgerichten abgeurtheilten Rechtsſachen. 
8) Beſchwerdeſachen wegen Verletzung der Regeln des Civilprozeſſes. . 
Form. regim. v. 1617, $ 10; Initrust. I, Tit. II; II, Kap. VII; Decis. Commiss. v. 
1649, f 6; 1797 Febr. 5 (17785); Kur. Bauer.⸗Verordn. v. 1817 Aug. 28 (27024); 
Allerh. bet. Kred.⸗Reglem. JJ 49 u. 50; 1830 Jan. 8 (3411) 5 33. 


1297. Beſchwerden über Erkentniſſe des Oberhofgerichts werden bei dem Dirigiren⸗ 
den Senate angebracht. Alle Sachen, deren Gegenſtand an Werth die Summe von 600 
Rbl. S. M. nicht überſteigt, werden allendlich im Oberhofgerichte entfchieden; hiervon find 
nur diejenigen Sachen ausgenommen, welche nach der fir fie beſtehenden beſonderen Ord⸗ 
nung des Verfahrens immer an den Dirigirenden Senat gelangen miſſen. 

1032 Febr. 17 (317). 


1298. Das Oberhofgericht iſt die letzte Gerichtsinſtanz in ſtreiligen Rechtsſachen 
der Bauern und derjenigen Perſonen, die unter der Gerichtsbarkeit der Bauerbehorden 
ſtehen. Zur Reviſion an das Oberhofgericht können alle diejenigen Sachen gebracht wer⸗ 
den, deren Gegenſtand an Werth über 100 Rbl. S. M. beträgt. Dieſe Sachen werden 
daſelbſt allendlich entſchieden und wird weiter hinſichtlich ihrer keine Appellation zugelaſ⸗ 
fen. Beſchwerden über verzögerten Rechtsgung und verweigerte Rechtspflege gehen on den 


Generalgouverneur, Nullitäͤtsklagen aber an den Dirigirenden Senat. Uebrigens wird in 
Sachen dieſer Art dem unterliegenden Theile freigeſtellt, bei Gefahr der Verantwortung 
für ungegruͤndete Appellation, ſich mit einer Klage an den Generalgouverneur zu wenden 
und um Durchſicht der Sache zu bitten. Findet der Generalgouverneur in der Verhandlung 
Unvollſtäͤndigkeiten, fo laßt er mit Vollſtreckung des Urtheils einhalten und truͤgt dem 
Oberhofgerichte auf, die Sache von neuem durchzuſehen oder zu ergaͤnzen. Findet aber auch 
dann der General gouverneur das Urtheil geſetzwidrig, ſo berichtet er daruber Seiner 
Kaiſerlichen Majeſtaͤt. N 
Kurl. Bauer.⸗Verordn. v. 1017 Aug. 25 (97024) 55 373, 306, 398-409. 


1299. Zur Kompetenz des Oberhofgerichts in nicht ſtreitigen Sachen gehört: 

1) Die Oberaufſicht in allen bei den Oberhauptmannsgerichten und Magiſtraten an⸗ 
hängigen Vormundſchaftsſachen, fo wie in Curatelſachen uber Waß u innige, zu führen und 
die ernannten Vormuͤnder und Curatoren zu beftätigen und zu entlaſſen. 

2) Auf Anſuchen von Privatperſonen, oͤfſentliche Verſteigerung unbeweglichen Ver⸗ 
mögens jeder Art in nicht ſtreitigen Sachen, fo wie in den beim Oberhofgerichte verhan⸗ 
delten Concursſachen, zu veranſtalten. n 

Vergl. Inſtruct. 1, Tit. I, 9 85: 


| Dritte Abtheilung. 
Von den Sitzungen und dem Gefchäftsgange des Oberhofgerichts. 


1500. Das Oberhofgericht hält feine Sitzungen in der Goubernementsſtadt 
1501. Die Sitzungen des Oberhofgerichts finden täglich Statt, außer an Sonn⸗ 
abenden, Sonn- und Feſttagen. 

1707 Febr. 5 (17785) pt, B. 


1302. In den Sitzungen führt der Preſident den Vorſitzz iſt er aber abweſend, ſo 
vertritt ihn das aͤlteſte der gegenwartigen Glieder. 
1 1720 Febr. 28 (3554) Kap. 7. 


1303. Die übrigen Glieder nehmen ihren Platz in folgender Ordnung ein: ältere 
Käthe, und zwar der Landhofmeiſter, Kanzler, Oberburggraf, Landmarſchall; darauf die 
juͤngeren Raͤthe nach ihrem Dienſtalter im Oberhofgerichte. 

1835 Nov. 26 (8617). Ak 


130%. Den Oberhofgerichtsgliedern find die Monate Juli und Auguft als Ferien 
bewilligt, jedoch fo, daß immer drei Glieder, nach einer unter ihnen feſtgeſtellten Reihefolge, 
zur Beſorgung der laufenden Geſchaͤfte zur Stelle ſind. — 

Komtol.-Akte ve 4042 Nov. 20; Bef. des ſelv. Kurl. Civitgouo. v. Briefen v. 1811 

Jul. 31. 


1505. Im Oberhofgerichte werden geführt: 1) drei Tiſchregiſter, ein allgemeines fur 
ſämmiliche im Oberhofgerichte zur Verhandlung kommende Sachen, ein zweiles für Kri⸗ 
minalſachen und das dritte für Vormundſchaftsſachen; 2) ein Journal; 5) drei Miſſtve, 
von denen das eine ein allgemeines für ſaͤmmtlichen Schriftwechſel des Oberhofgerichts; 
das zweite für Vormundſchaftsſachen und das dritte für die Sachen der Verwieſenen; 4) 
ein Verzeichniß der anhängigen Rechtssachen; 3) ein Partenregiſter; 6) ein Urtheilsbuch 
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für Civilſachen und ein beſonderes für Kriminalſachen; 7) eine Sitzungstabelle; 8) ein 
Erreditionsbuch und die nöthige Anzahl Kaſſa- und Schnurbücher. Außerdem werden im 
Oberhefgerichte für jede einzelne Civil: oder Kriminalſache Spezialprotokolle geführt, wel⸗ 
che den ganzen Gang der Verhandlung von Anfang bis zu Ende enthalten. 
Ununterbr. Gewohnh. u. Kurl. Kanz.⸗O. v. 1796. 
1506. Die Ausfertigungen fliegen wie folgt: Edles 1 . im debate 
Oberhofgerichte (Jahr, Monat und Datum) “. 
Ununterbr. Gewohnh. 
1307. Zur Follung eines Urtheils in Civil- und Kriminalſachen ſind wenigſtens drei 
eee erforderlich. 
Vergl. Komroſ.⸗Akte v. 1642 Nov. 29, f 3. iet 
1508. Bei jedem Urtheil wied das Siegel des Gerichts der Unerheft beigedrückt. 
Ununterbr. Gewohnh. 120759 u 


Vierte Abtheilung. . 
Von den Verpflichtungen der Glieder und Beamten des Oberhofgerichts. 
1509. Die Anfertigung der Urtheilsentwünfe in Civil- und Kriminalſachen wird von 
den Gerichtsgliedern, mit Ausnahme des Vorſitzers, beſorgt; ſollte jedoch kein's der Mit⸗ 


glieder ſich dazu erbieten, fo wird der Urtheilsentwurf von einem Oberſekretair oder einem 
Kanzelle iſekretair abgefaßt. 


LI 


1 


Ununterbr. Gewohnh. 
1510. Die Oberſekretaire find, nach der vom Oberhofgetichte getroffenen * 
der Geſchaͤfte, verpflichtet: f 21 
1) Die eingegangenen Schriften und Sachen in der Gerichtsſitzung wothümmpent uch 
2) Befehle und Berichte, ingleichen Urtheile und . eide zu entwerfen und * 
den Parteien und Angeſchuldigten zu eröffnen. ; 
3) Die Ausfertigungen, fo. wie die Journale, Pie ive und anderen Pi 10 con⸗ 
traſigniren. nut 1 n. 
ee und Akten des Gerichts zu dunchfchreiben. r Nd Mu rt 5 f 
+ Die zu ertheilenden Abſchriften und Auszüge zu beglaubigen. 
6) Darauf zu ſehen, daß die übrigen Kanzelleibeamten, jeder in feinem Gaba beit 
= leiſten, was fie von Amtswegen zu thun haben. 
Eben ſo. 
1511. Die Kanzelleiſekretaire find die Gehuͤlfen der Oberſektetaire und haben in den 
ihnen übertragenen Amtsgeſchuͤften die allgemeinen O Obliegenheiten der Sekretaire zu 


efüllen. 
Eben ſo. 


Fuͤnfte Abtheilung. 


Von der Maenſchaltsablegung und Verantwortlichkeit des Ober: 
bofgerichts. 

1512. Das Obechefgericht unteciegt der Reviſion nicht des Civilgouverneurs, ſondern 
des Generalgouverneurs, der in außerordentlichen Fällen und namentlich: wenn es zu ſeiner 
Kenntniß gelangt, daß irgend welche erhebliche Unordnungen und Mißbraͤuche bei dem 
Oberhofgerichte vorkommen, welche gleich im Beginn und ohne allen Zeitvecluſt ausgemittelt 
und unterdrückt werden muͤſſen, zu einer Reviſion des Oberhofgerichts, jedoch nur als Aus⸗ 


nahme von der allgemeinen Regel, schreiten kann. Er iſt verpflichtet, dem Tuigirencen 
Senate gleichzeitig daruͤber zu berichten und den Juſtizminiſter von den Beweggrimden 
Sen.⸗Uk. v. 1830 Nov. 15. 

1515. Die Amtsentſetzung der Glieder des Oberhofgerichts hängt nur vom Aller⸗ 
höchſten Willen ab; die Entfernung derselben iſt in dringenden Fͤͤllen, nach vorgängiger 
Unterſuchung, dem Generalgouverneur uͤberlaſſen. 

Vergl. Aug. Reichsg. Bd. II, Aug. Goud.⸗Verf. J 248 u. 256; Bd. III, Regl. über d. Wahid. 

$ 256 u. folgd.; Bd. XV, 5 1476. re 


1314. Die Entfernung vom Amte der Kanzelleibeamten hängt von derjenigen 
Obrigkeit ab, von der ſie angeſtellt worden; ihre Amtsentſetzung erfolgt mittelſt Urtheils 
des Oberhofgerichts. 

Form regim, v. 1617, $ 7; vergl. Allg. Reicheg. Bd. III, Regl. über d. Staated. $ 1205 u. 

1204. 8 

Sechste Abtheilung. 
Von dem Schriftwechsel des Oberhofgerichts mit anderen Behörden. 

1315. Das Oberhefgericht hat außer von Kaiferlicher Majeſtät und dem Dirigiren- 
den Senate von Niemandem Befehle anzunehmen und auch Niemandem anders Terichte 
und Unterlegungen zu ſenden. 

Vergl. Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. J 2260. * 


1316. Das Oberhofgericht emf faͤngt vom General: und vom Civilgouverneur Anträge, 

und richtet feinerfeits an dieſelben Vorſtellungen. ur 
Vergl. Eben dort, J 278, 

1317. Mit der Gouvernementstegierung, dem Kameralhofe, dem Domainenhofe, 
dem Kollegium allgemeiner Fuͤrſorge, dem Konſiſtorium, dem Gouvernementspoſtkomptoir 
und der Zollverwaltung korreſpondirt das Oberhofgericht durch Mittheilungen. Daſſelbe 
gilt von dem Schriftwechſel mit den ihm gleichgeſtellten Behörden der übrigen Gouver⸗ 
nements. 

Vergl. Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. J 745, 2260 — 2262; Bd. XIII, Regl. d. allg. 

Fürſ, $ 50. 1 f 4 

1518. Den ihm untergeordneten Gerichten und der Medicinalverwaltung ſendet das 
Oberhofgericht Befehle und emyfüngt von denſelben Berichte und Vorſtellungen. 

Pergl, Eben dort, Bd. II, Alg. Eow.:Berf. H 2263; Bd. XIII, Medic.⸗Verordn. J 47. 


Zweites Haupt ſtuͤck. 
Von den Oberhauptmannsgerichten. 


Erſte Abtheilung. 
u Von dem Beſtande der Oberhauptmannszerichte. 
1519. In Gouvernement Kurland gibt es fünf Oberhaurtmannsgerichte: das 
Mitauſche, das Selburgſche, das Goldingenſche, das Tuckumſche und das Haſenpothſche. 
Form, regim. v. 1617, $ 5; 1819 märz 15 (27718), 


— 
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1520, Zu dem Mitauſchen Oberhauptmannsgerichte gehören die Kreiſe Mitau und 
Bauske; zu dem Selburgſchen die Kreiſe Friedrichſtadt und Illurt; zu dem Goldingenſchen 
die Kreiſe Goldingen und Windau; zu dem Tuckumſchen die Kreiſe Tuckum und Talſen; 
zu dem Haſenpothſchen die Kreiſe Haſenpoth und Grobin. 

1819 März 18 (27718). 

1521. Jedes Oberhauptmannsgericht beſteht aus einem Oberhauptmanne, als Vorſitzer, 
und zwei Aſſeſſoren. Sie werden in Grundlage der im Ständerechte angegebenen Be⸗ 
ſtimmungen gewahlt. . * 

Decis, Commiss. v. 1747 ad desid, 9; Landt.-Schl. v. 1759 Nov. 26, 92; 1797 gebe. b 

(17785). 


1522. Bei jedem Oberhauptmannsgerichte iſt ein Inſtanzſekretair, die nöthige 
Anzahl Kanzelleibeamten und ein Miniſterial oder Gerichtsdiener angeſtellt. 
Landt.⸗Schl. v. 1624 Dec. 24, 18 u. 1716 März 30, $ 27; Decis. Commiss. v. 1717 
ad desid. 10. TEN j j 1 1 
1525. Die Oberhaurtmänner und Aſſeſſoren werden auf Lebenszeit angeftellf. Zur 
Beſetzung jeder dieſer Stellen werden dem Generalgouverneur drei die meiſten Stimmen 
habenden Kandidaten vorgeſchlagen, von denen derfelbe zwei zur Allerhöchſten Bestätigung 
v llt. #2 1199 
ne FD 1707 Febr. 5 (17783). N I. 
1524. Der Inſtanzſekretair und die übrigen Beamten des Oberhauptmannsgerichts 
werden vom Gerichte aus Adeligen oder Literaten auf Lebenszeit gewaͤhlt, und von der 
Gouvernementsregierung bejtätigt. Die Kanzelliſten und den Miniſterial ſtellt das Ober: 
hauptmannsgericht felbft an, ohne daß fie der Gouvernementsregierung zur Beſtatigung 
vorgeſtellt werden. 14 


Ununterbr. Gewohnh. 


1525. Die Glieder des Oberhauptmannsgerichts und der Inſtanzſekretair werden 
in der Gouvernementsregierung, die übrigen Beamten in dem Oberhauptmannsgerichte ver⸗ 
eidigt. Das Eidesreverſal wird zweifach ausgeſtelltz das eine Exemplar bleibt bei den Ak: 
ten des Oberhauptmannsgerichts, das andere wird der Gouvernementstegierung zugeſchickt. 

Allerh. Bef. v. 1801 Apr. 18 (Sen.⸗Uk. v. Apr. 30). n 

1526. Ueber Dienftentlaffung der Allerhöchſt angeſtellten Glieder wird dem Aller⸗ 
hoͤchſten Ermeſſen vorgeftellt; die Beamten der Oberhauptmannsgerichte werden von der 
Obrigkeit entlaffen, von welcher fie angeſtellt worden. Die Geſuche um Entlaffung geben 
die Glieder und Beamten durch die Oberhauptmannsgerichte bei der Gouvernementsregie⸗ 
rung ein. Die Kanzelliſten und Miniſteriale werden vom Oberhauptmannsgerichte ſelbſt 
entlaſſen. 

# . Vergl. Allg. Reichsg. Bd. III, Regl. über d. Staatsd. $ 1205, g 

1527. Die Oberhauptmannsgerichte werden von der Staatsregierung nach einem 
Allerhöchſt beftätigten Etat beſoldet: außerdem genießen die Oberhauptmaͤnner und Ce: 
kretaire beſonderer geſetzlich ihnen zuſtehender Emolumente. 

Landt.-Schl. v. 1002 Apr. 28, 9 12; Kombol.⸗Atte v. 1740 Juni 2A; 4797 Sehr. 5 (17785), 

Allerb. Bef. v. 1809 Apr. 29. . ＋ 

1328. Die zum Beſten der Beamten und Miniſteriale der Oberhauptmannsgerichte 
feſtgeſetzten Kanzelleigebuͤhren, fo wie die für die Oberhauptmaͤnner, Inſtanzſekretaite 
und Gerichtsdiener beftimmten Gebühren bei Abhaltung von Lokalterminen und Ver⸗ 
richtung verſchiedener gerichtlicher Handlungen, werden in Grundlage einer beſonderen 

I Th. 13 


— — — — 


— — 


nach feſtgeſetzter Ordnung beſtaͤtigten, Tare erhoben; die Strafgelder, auf welche die Ober⸗ 


hauptmannsgerichte erkennen, fallen dem Fiskus zu. 
Landt.⸗Schl. v. 1754 Juli 273 4815 Mai 31 (25867). 


Zweite Abtheilung. 


Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz und von den Grenzen der Amtsgewalt der 

f N Oberhauptmannsgerichte. 

1529. Die Gerichtsbarkeit des Oberhauptmannsgerichts geht nicht hinaus über die 
Grenzen der Oberhauptmannſchaft, in welcher es ſich befindet. 

| 9 1819 Maͤrz 13 (27718). 

1350. Zur Kompetenz der Oberhauptmannsgerichte in Kriminalſachen gehört : 

Die Verhandlung und aburtheilende Begutachtung der in der Oberhauptmannſchaft veruͤb⸗ 
ten Verbrechen, mit Ausnahme derjenigen, die dem perfönlichen Gerichtsſtande der Ange⸗ 
ſchuldigten nach unmittelbar vor das Oberhofgericht gehdren. 

Iſt das Verbrechen auf dem Lande veruͤbt, ſo machen die Hauptmannsgerichte auf Be⸗ 
richt der Gemeindegerichte die Vorunterſuchung; die förmliche Unterſuchung aber liegt 
dem Oberhauptmannsgerichte ob. 

Inſtruct. 1, Tit. V, 85 9 und 11; Beſchl. der Einführungs⸗Kommiſſ. v. 1819 Dec. 22. 

1551. Zur Kompetenz der Oberhauptmannsgerichte in ſtreitigen Rechtsſachen ge⸗ 
hören: 

1) Rechtsſtreitigkeiten wider Perſonen, die in der Oberhauptmannſchaft wohnen, mit 
Ausnahme derjenigen, die ihrem Stande nach unmittelbar der Gerichtsbarkeit des Ober⸗ 
hofgerichts, der Magiſtrate und der Bauergerichte unterliegen. 125 

2) Rechtsſtreitigkeiten über unbewegliches in der Oberhauptmannſchaft belegenes Ver⸗ 
mögen, fo wie alle Rechtsſachen wegen ſtreitiger Grenzen und Dienſtbarkeiten in Be⸗ 
zug auf Grundeigenthum, welches in der Oberhauptmannſchaft belegen iſt, mit Ausnahme 
derjenigen Sachen, welche durch Schiedsgerichte zu entſcheiden ſind oder der unmittelbaren 
Gerichtsbarkeit des Oberhofgerichts oder der Gerichtsbarkeit der Bauerbehdrden unterliegen. 

Inſtruct. I, Tit. V, 9 1 und 23 II, Kap. I und II; Landt.⸗Schl. v. 1618 Aug. 31 $5 13, 14; 

Beſchl. d. Einführ.⸗Kommiſſ. v. 1819 Sept. 11; 1894 Apr. 24 und 1837 Apr. 9; Bef. d. 

Gouv.⸗Reg. v. 1825 Aug. 2 und 1829 Dec. 7. 

1332. Von den im Allgemeinen zur Gerichtsbarkeit des Oberhofgerichts gehdrenden 
Concurs⸗ und Edictalſachen ($ 1296) ſind ausgenommen und gehören zur Kompetenz der 
Oberhauptmannsgerichte: * 

1) Concursſachen, in denen auf Bitte der Betheiligten das Oberhofgericht die Verhand⸗ 
lung und Entſcheidung dem Oberhauptmannsgerichte mitteljt beſonderen Befehls uber trͤgt. 

2) Rechtsſachen wegen Vermdgensabtretung an Zahlungsſtatt. a 

3) Rechtsſachen wegen verloren gegangener Urkunden (Mortifikationsprozeſſe). 

Kurl. Stat. von 1617 5 11; Decis. Commiss. von A717 ad desid. 5 13, pkt. 3. 
1555. Zur Kompetenz der Oberhauptmannsgerichte in nicht ſtreitigen Sachen 

gehoͤrt: N 
1) Die Ernennung von Vormündern und Curatoren für Perſonen, die in der Oberhaupt⸗ 
mannſchaft wohnen, mit Ausnahme derjenigen, welche ihrem Stande nach vor die Ma⸗ 
giſtrate und Bauerbehörden gehören; die Beaufſichtigung der Vormünder und Curatoren und 
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die Verhandlung und Entſcheidung aller auf Vormundſchaft und Curatel Bezug habenden 
Sachen. 

2) Das Eintragen in die Hypothekenbuͤcher aller Dokumente und Akten, die auf Verän⸗ 
derung des Beſitzes von Grundeigenthum in der Oberhauptmannſchaft ſich beziehen. 

3) Die Verhandlung aller Sachen wegen Herſtellung verletzten Beſitzrechtes, auf An⸗ 
ſuchen von Privatperſonen oder auf Befehl der Gouvernementstegierung. 

4) Das Beitreiben, auf Befehl der Gouvernementsregierung, von geſchuldeten Geldern 
eder ſonſtigen Gegenſtaͤnden aus nicht ſtreitigen Schuldforderungen und Kontrakten. 

5) Das Ertheilen von Zeugniſſen jeder Art. f 

6) Die Beglaubigung von Unterſchriften und Dokumenten jeder Art ſo wie die Revi⸗ 
ſion der Bücher der öffentlichen Notare. 

7) Die Annahme und Aufbewahrung von Depoſikengeldern. 

8) Die Verſiegelung und Inventur des in der Oberhauptmannſchaft belegenen Grundei⸗ 
genthums, ohne Ruͤckſicht auf den Stand der Eigentümer, mit Ausnahme jedoch derjenigen, 
welche unter die Gerichtsbarkeit der Bauerbehoͤrden gehoren, — ſo wie Inventur und Verſie⸗ 
gelung des in den Staͤdten befindlichen beweglichen Vermögens von Perſonen „die nicht der 
Gerichtsbarkeit der Magiſtrate unterliegen. unes 

9) Das Einweiſen in den Beſitz des in der Oberhauptmannfchaft. belegenen Grundeigen 
thums und Ausweiſen aus demſelben, mit Ausnahme jedoch des Vermögens von Perfonen, 
die unter der Gerichtsbarkeit der Bauerbehoͤrden ſtehen. 

10) Die Bezeichnung der Grenzen der Landgüter in Natur, auf Anſuchen der Eigenthüͤ⸗— 
mer. 2 | 
11) Die öffentliche Verfteigerung, auf Anſuchen von Privatperfonen, des in der Oberhaupt: 
mannſchaft belegenen unbeweglichen Vermögens, mit Ausnahme des Eigenthums der 
Bauern und der ſogenannten freien Leute; Verſteigerung beweglichen Vermögens von Per: 
fonen, die der Gerichtsbarkeit der Landesbehörden unterliegen, dieſes Vermögen möge ſich auf 
dem Lande oder in der Stadt befinden. | 

12) Die Ingroſſation von Schuldverſchreibungen ohne Ruͤckſicht auf den Betrag der 
Summe und die Corroboration hinſichtlich des in der Oberhauptmannſchaft belegenen Ver: 
moͤgens. 

Inſtruct. II, Kap. VII, § 28, Kap. II, $ 5; Decis. Commiss. v. 1717 ad desid, 9 13, 14; 

1819 März 15 (27718); Def. der Gouv.-Obrigk. v. 182 1 Nov, 24, 1822 Juni 5, 1829 

März 14, 1838 Dec. 17; Landt.⸗Schl. v. 1754 Juni 97,5 4. 


155k. Die Oberhauptmannsgerichte find in allen Sachen, die zu ihrer Gerichtsbarkeit 
gehören, erſte Gerichtsinſtanz. 
Form, regim. von 1617, 5 6. 


1555. In Kriminalfachen gelangen alle Urtheile der Oberhauptmannsgerichte zur 
Reviſion ans Oberhofgericht; in Civilſachen entſcheiden die Oberhauptmannsgerichte 
allendlich und ohne weitere Appellation alle Sachen, deren Gegenſtand an Werth 30 Rbl. 
S. M. nicht uͤberſteigt. Appellationsbeſchwerden und Beſcheidquerelen über Erkenntniſſe der 
Oberhauptmannsgerichte werden ebenfalls beim Oberhofgerichte angebracht. 

Vergl. Inſruct. I, Tit. I, 5 42, und Tit. „, 5 9. 
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Dritte Abtheilung, 
Von den Sitzungen und dem Geſchaͤftsgange in den Oberhauptmannsgerichten. 
1356. Die Oberhauptmannsgerichte halten ihre Sitzungen: das Mitauſche in der 


Gouvernementsſtadt, das Selburgſche in Jakobſtadt, das Goldingenſche in Goldingen, 


das Tuckumſche in Tuckum, das Haſenpothſche in Haſenpoth. 
1810 März 13 (27718). 


1337. Die Oberhauptmannsgerichte halten ihre Sitzungen täglich, mit Ausnahme der 
Sonnabende, der Sonn⸗ und Feſttage. 
Form, regim, v. 1647, 5 8, Deeis. Commiss. v. 77, ad desid. 9. 


Anmerkung. Wahrend der Sommermonate haben die Glieder der Oberhauptmannsgerichte vier 
Wochen Ferien; nach einer unter ihnen feftgeftellten Reiheſoige muß aber immer eines der Glieder ſich 
in der Stadt befinden, um die förmlichen Unterſuchungen in Kriminalſachen zu führen, 

1720 Febr. 28 (3554) 55 3 und 9; Landt.⸗Schl. v. 1692 Aug. 23. 


1558. Die Stelle der abweſenden, fo wie der aus geſetzlichen Grunden abgelehnten, 
Glieder der Oberhauptmannsgerichte vertreten die vom Oberhofgerichte ernannten Sub⸗ 
ee Landt.⸗Schl. von 1692 Aug. 23. 

1339. Iſt der Oberhauptmann durch geſetzliche Gründe verhindert, ſein Amt wahrzu⸗ 
nehmen, fo ſtellt über Belegung feiner Stelle entweder er ſelbſt oder der Klaͤger dem Ober⸗ 
hofgerichte vor, welches alsdann einem andern Oberhauptmanne den udthigen Auftrag zur 
Stellvertretung ertheilt. In dieſen Fällen vertritt der Mitauſche Oberhauptmann den 
Selburgſchen und der Goldingenſche den Tuckumſchen und umgekehrtz der Stellvertreter des 
Haſenpothſchen Oberhaupmanns aber wird von dem Oberhofgerichte ernannt. 

Laoandt.⸗Schl. v. 1699 Apr. 3, 5 15. 

1340. In jedem Oberhauptmannsgerichte werden geführt: 1) ein Tiſchregiſterz 2) ein 
Journal; 3) ein Verzeichniß der anhaͤngigen Rechtssachen; 4) ein Partenregiſter; 5) ein 
Terminregiſter; 6) ein Arreſtantenverzeichniß; 7) eine Sitzungstabelle; 8) ein Urtheilsbuch 
für Civil⸗ und Kriminalſachen; 9) ein Expeditionsbuch; 10) ein beſonderes Tiſchregiſter 
für Hypotheken- und Corroborationsſachen; 11) ein Kaſſajournal und die erforderliche An: 
zahl Schnur⸗, Kaſſa⸗ und Hypothekenbücher. Außerdem werden in allen Civil: und Krimi⸗ 
nalſachen beſondere Spezialprotokolle geführt. R 

Kurl. Kanz.⸗O. v. 1796. vr 

1541. Der Sekretair trägt dem Gerichte die eingegangenen Schriften und Akten vor, 
nachdem ſelbige im Tiſchregiſter verzeichnet worden. Der Oberhauptmann oder der aͤlteſte 
Aſſeſſor ſchreibt die Verfügungen wahrend der Sitzung in das Tiſchregiſter ein. 

Eben dort. 

1542. Die, in Grundlage der Verfügung abgefaßten, Ausfertigungen werden vom 

Oberhauptmanne oder feinem Stellvertreter unterſchrieben und vom Sekretair contraſignitt. 
; Eben dort. 

13435. Zur Fällung eines Erkenntniſſes in einer Civil oder Kriminalſache ift ftets 

die einſtimmige Meinung wenigſtens zweier Gerichtsglieder erforderlich. 
Vergl. Def. des Oberhofg. v. 1801 Jan. 8. 


Vierte Abtheilung. 
= on den Verpflichtungen der Glieder und Beamten der Oberhauptmannsgerichte. 


154 T. Außer den allgemeinen Pflichten, welche den Oberhauptmaͤnnern als Vorfigern 
der Oberhauptmannsgerichte obliegen, haben fie noch folgende beſondere zu erfüllen; fie find 

1) Vorſitzer der Kircheninſpektionen zu Mitau und Goldingen. 

2) Vorſitzer der Familien⸗Erbſchichtungsgerichte. Die Beiſitzer dieſer Gerichte werden 
von der Gouvernementsregierung auf Vorſchlag der Parteien ernannt; das Protokoll führt 
in dieſem Gerichte entweder der Inſtanzſekretair oder ſonſt ein beeidigter Beamte. 

3) Vorſitzer der Arrende- und Arbitrairgerichte in Sachen, welche Ablagerung, Abwoh⸗ 
nung und Pfandkontrakte betreffen; dieſe Gerichte beſtehen aus vier Vermittlern, zu zwei 
von jeder Partei, als Beiſitzern, und aus dem Inſtanzſekretair. 

4) Kirchenvorſteher in einigen Kronsbeſſitzlichkeiten. > 

Anmerkung. In anderen Kronsbeſizlichteiten verſehen die Hauptleute das Amt der Kirchenvorſleher. 

Kurl. Stat. v. 1617, § 8; Kompoſ.⸗Akte v. 1684 Marz 27,5 2; Landt.⸗Schl. v. 1684 Juli 

8, $ 1; Decis. Commiss. v. 1717 ad desid. 15, pkt. 15 Gefeg f d. Evang. Luth. Kirche 

in Rußlond v. 1832 Dec. 28 (5870) $ 495. 


1545. Zu dem beſondern Geſchaftskreiſe der Oberhauptmaͤnner gehört : 

1) Das Executivverfahren auf Befehl der Gouvernementsregierung in Rechtsſachen we⸗ 
gen Wiederherſtellung verletzter Beſitzrechte. 

2) Die Verhandlung und Entſcheidung in der Oberhauptmannſchaft aller Rechtsſachen 
uͤber eigenmachtige Beſitzergreifung. 

3) Die Anwendung aller Sicherungs- und Vollziehungsmittel hinſichtlich des in der 
Oberhauptmannſchaft belegenen Vermögens, fo wie in Anſehung des in der Stadt belegenen 
beweglichen Vermögens von Adligen und Perſonen, die gleicher Rechte mit ihnen genießen. 

Landt.⸗Schl. v. 1618 Aug. 31, $ 13, 1622 Ott. 20, $ 9, 1624 Der. 24, $ 27; Decis. 

Commise. v. 1717 ad desid., $ 13; Def. d. Gouv.⸗Reg. v. 1829 Jan. 22, 

1546. Hinſichtlich der Reviſion der Kreisrenteien haben außerdem der Selburgſche 
und der Goldingenſche Oberhauptmann die beſondere Verpflichtung, monatlich mit andern 
dazu beſtellten Beamten die Kreisrenteien von Jakobſtadt und Goldingen zu revidiren. 

Def. d. Gouv.⸗Reg. v. 1820 Febr. 23 u. 1824 Sept. 12. 


1547. Zu den beſonderen Amtspflichten des Inſtanzſekretairs gehört, daß er: 

1) Die Antraͤge der Parteien ins Protokoll eintrage. 

2) Die gerichtlichen Ausfertigungen und Auszüge abfaffe. 

3) Die Protokolle in Kriminalſachen aufne hme, 5 dies nicht dem Protokollführer oder 
Archivar übertragen iſt. 

4) Die Ausſagen der Zeugen verzeichne. 

5) Die Urtheile, Beſcheide und Verfügungen anfertige und eröffne. 

6) Die Inventur, Verſiegelung und Verſteigerung in Auſtrag des Gerichts oder auf 
W der Beteiligten vornehme. 

7) Die Eintragung ins Protokoll von Nuſſagen oder Kündigungen, von Erklärungen, 
Rechtsbewahrungen, Gegenbewahrungen, Litis⸗Denuntiationen und Erbſchafts⸗Verzichter⸗ 
klaͤrungen auf Anſuchen von Privatperfonen beſorge. 

8) Die Grenzen von Landgütern bereiſe (gerichtliche Grenzritte), wobei er ein befonderes 
Protokoll zu führen hat, und Zeugniſſe darüber ausſtelle. 
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9) Die Protokolle bei des Oberhauptmanns befondern amtlichen Verhandlungen, als bei 
Exekutionen, Herſtellung des Beſitzes, Ausſetzung aus dem Beſitze und Einweiſung in den⸗ 
ſelben, ſo wie bei Grenzſtreitigkeiten und Erbſchichtungen, aufnehme. 

10) Die Rechnungsbuͤcher über die ein- und ausgehenden Gelder des Oberhauptmanns⸗ 
gerichts, und die Hypotheken- und Corroborationsbuͤcher führe. 

11) Die Kanzelleibeamten beaufjichtige. 

Landt.⸗Schl. v. 1684 Juni 13; Decis. Commiss. v. 1717 ad grav., J 7, ad desid., $ 10; 

Bef. d. Kurl. Gouv.⸗Reg. v. 1819 Febr. 26 u. 1825 Juli 9; Kanz.⸗O. v. 1796. 


1548. Falls der Inſtanzſekretair krank oder in Amtsgeſchaͤften abweſend iſt, fo 
überträgt das Oberhauptmannsgericht feine Geſchaͤfte einem andern Kanzelleibeamten. 
Kanz.⸗O. v. 1796. 


349. Der Archivar hat, ſeiner Amtspflicht nach, beſonders die Ordnung des Archivs 
zu erhalten und pünktlich die ihm übertragenen Kanzelleigeſchaͤfte zu beſorgen. 
Eben dort. 


1550. Der Protokolliſt hat: 1) alle einkommende Sachen in das Tiſchregiſter ein: 
zutragen; 2) die Anträge der Parteien und ihrer Sachwalter im Protokolle zu verzeichnen; 
falls der Inſtanzſekretair abweſend iſt oder andere Amtsgeſchuͤfte zu beſorgen hat, die ein⸗ 
gereichten Schriftſätze zu produktiren; 3) das Journal zu führen und die vom Oberhaupt⸗ 
mannsgerichte einzuſendenden Verſchlaͤge anzufertigen. 

Eben dort. 


1551. Die Kanzelliſten haben alle Konzepte ins Reine zu ſchreiben. 
Eben dort. 


1552. Der Gerichtsdiener oder Miniſterial hat, außer der Aufwartung waͤhrend der 
Gerichtsſitzung, auch noch Eitationen, Befehle, Kuͤndigungen und andere gerichtliche Akten 
einzuhändigen. Gleichfalls kann jeder Rechtſuchende, durch Vermittelung des Sekretairs, 
dem Miniſteriale die Einhaͤndigung gerichtlicher Akten übertragen, Der Miniſterial 
empfängt von jeder einzuhaͤndigenden Ausfertigung zwei Exemplare; auf beiden bemerkt 
er an welchem Tage, in welchem Hauſe und wem er die Ausfertigung übergeben hat; das 
eine Exemplar liefert er dann dem Gerichte zuruͤck, das andere aber laͤßt er bei der Perſon, 
für welche es beftimmt war. a 

Form. regim, v. 1617,88 15,16; Decis. Commiss, v. 1717 ad desid., $ 10; Inſtruct. I, 

Tit. V, d 4,5. . 

1353. Wird der Miniſterial durch irgend welche Umſtaͤnde verhindert, feiner Pflicht 
nachzukommen, fo kann die Einhaͤndigung der Akten einer andern zuverläffigen Perſon 
übertragen werden; jedoch muß dann der Inſtanzſekretair die Stellvertretung in der gericht» 
lichen Ausfertigung ſelbſt bemerken. 

Vergl. Inſtruct. I, Tit. II, 9 33. 


1554. Der Oberhauptmann führt einen Schlüffel der Depofitenkaffe, der ältere Aſſeſſor, 
oder in feiner Abweſenheit der jüngere, den zweiten; der Sekretair den dritten. 
Kanz.⸗O. v. 1796. 
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Fünfte Abtheilung. 
Von der Rechenſchaftsablegung und Verantwortlichkeit der Oberhauptmannsgerichte. 


1555. Der Civilgouverneur revidirt jährlich die Oberhauptmannsgerichte, und 
überzeugt ſich an Ort und Stelle von der geſetzlichen Beſorgung der Geſchaͤfte in denſelben, 
den hierbei befundenen Mängeln und Verſaͤumniſſen abhelfend. Lie 

Vergl. Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf., 9 604. 


1356. Die Glieder der Oberhauptmannsgerichte können nur mit Allerhochſter Ge⸗ 
nehmigung von ihrem Amte entfernt oder entſetzt werden. Die einſtweilige Entfernung 
derfelben vom Amte wird, in dringenden Fällen und nach vorgaͤngiger Unterſuchung, dem 
Generalgouverneur vorbehalten. Die Beamten und Diener der Oberhauptmannsgerichte 
werden von der Obrigkeit, von welcher fie angeſtellt find, einftweilen vom Amte 
— ihre Amtsentſetzung findet nur auf förmlichen Urtheilsſpruch des Oberhofgerichts 
Statt. ie ” 

Form, regim, v. 1617, f 7; Vergl. Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf., J 240 u. 

256; Bd. XV, 5 1476. IE, * 


Sechſte Abtheilung. i e 26 
Von dem Schriftwechſel der Oberhauptmannsgerichte mit anderen Behörden. 


1557. Die Oberhauptmannsgerichte empfangen von dem Generalgouverneur, dem 
Civilgouverneur, der Gouvernementsregierung und dem Oberhofgerichte Befehle und Auf: 
trage und ſenden Berichte und Vorſtellungen an dieſelben. cha 

Vergl. Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. 8 746 u. 3854. 


1558. Die Oberhauptmannsgerichte machen dem Kameralhofe, dem Domainenhofe 
und dem Kollegium allgemeiner Fuͤrſorge Vorſtellungen, Unterlegungen und Anzeigen; mit 
den Kreisgerichten, den Magiſtraten, den Hauptmannsgerichten, der Medicinalverwaltung, 
der Polizeiverwaltung, den Kreistenteien, dem Poſtkomptoir, dem Konſiſtorium und der 
Zollverwaltung, und eben fo auch unter ſich, korreſpondtren fie durch Mi ee 

Eben dort, 95 3856 u. 3857; Bd. XIII, Regl. d. alg. Fürf. 5 10; Medie.⸗Verordn., $ 47. 

1559. Ergibt ſich die Nothwendigkeit, eine andere höhere oder gleichſtehende Behörde 
an die Erfüllung der an dieſelbe ergangenen Requiſition zu erinnern oder dazu anhalten 
zu laſſen, ſo haben die Oberhauptmannsgerichte der Gouvernementstegierung daruͤber vor⸗ 


zuſtellen. a 
Vergl. eben dort, Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf., 9 3858. 
Drittes Hauptſtuͤck. 
Von den Hauptmannsgerichten. 
Erſte Abtheilung. 
Von dem Beſtande der Hauptmannsgerichte. 


1360. Im Gouvernement Kurland gibt es zehn Hauptmannsgerichte: das Doblen⸗ 
ſche, das Bauskeſche, das Friedrichſtadtſche, das Illurtſche, das Goldingenſche, das Win⸗ 
dauſche, das Tuckumſche, das Talſenſche, das Haſenpothſche, das Grobinſche. Außer den 


Hauptmannsgerichten gibt es in den Krons = und Privatflecken beſondere Fleckenvorſteher, 
deren Pflichten im IV Hauptſtuͤcke dieſes Titels auseinandergeſetzt find. 
1819 Maͤrz 13 (27718); Def. d. Gouv.⸗Reg. v. 18926 Mai 10 u. 1030 Juli 18. 

1561. Jedes Hauptmannsgericht ute aus einem Hauptmanne und zwei Aſſeſſoren. 

1797 Febr. 6 (17785), 

1562. Bei jedem Hauptmannsgerichte gibt es einen Aktuar, die erforderliche Anzahl 
Kanzelliſten und einen oder zwei Gerichtsdiener, nach dem Etat. Außerdem hat das Do⸗ 
blenſche Hauptmannsgericht, wegen der häufigen Zuſammenziehung von Truppen in der 
Gouvernementsſtadt, einen beſondern Marſchkommiſſair. 

Etat d. Hauptmannsg. v. 1339 Mai 26 (12576). 

1565. Die Hauptmänner und Aſſeſſoren werden vom Adel, in Grundlage der im 
Staͤnderechte enthaltenen Beſtimmungen, auf Lebenszeit gewählt. Auf jede Vakanz wer⸗ 
den dem Generalgouverneur drei Kandidaten vorgeftellt, von denen er zwei dem Ermeſſen 
Sr. Kaiſerlichen Majeſtat vorſtellt. 

Form, reg. v. 1617, 8; Decis. Commiss. v. 1747 ad grav. 41; 1797 Febr. 5 (17785); 

Kurl. Bauer⸗Verordn. v. 1817 Aug. 25 (27024) $ 206. 

1564. Der Marſchkommiſſair bei dem Doblenſchen Hauptmannsgerichte wird von 
der Ritterſchaft aus der Zahl der immatrikulirten Adeligen, nach einer befonderen von dem 
Ritterſchaftskomité angefertigten Kandidatenliſte gewählt. Die Wahl des Marſchkommis⸗ 
ſairs kann jedoch unterbleiben, wenn die Anſtellung eines beſonderen Beamten nicht 
wothwendig: 7 98 85 

. Gouv.⸗Reg. v. 1814 Juli 14, 1823 Jan. A u. 1831 Aug. 17. 

1565. pa Aktuar des Hauptmannsgerichts wird vom Hauptmannsgerichte ſelbſt 

auf Lebenszeit gewählt und von der Gouvernementstegierung im Amte beſtaͤtigt. 
1797 Sehr, 5 (17765). 

1366. Die Kanzelliſten und den Gerichtsdiener ſtellt das Hauptmannsgericht felbft 
auf Lebenszeit an, ohne ſie vorher von 15 Gouvernementsregierung beftätigen zu laſſen. 

ben dort. 

1367. Die Glieder des Hauptmannsgerichts und der Aktuar werden in der Gouver⸗ 
nementstegierung, die Kanzelliſten aber und der Gerichtsdiener in dem Hauptmannsge⸗ 
richte ſelbſt vereidigt. Das Eidesreverſal wird von dem Beeidigten zweifach ausgeftellt; 
das eine Exemplar bleibt bei den Akten des Hauptmannsgerichts, das andere wird der 
Gouvernementsregierung zugeſchickt. i 
Eben dort. 

1568. Wünſchen die Mitglieder des Hauptmannsgerichts ihr Amt niederzulegen, 
fo reichen fie hierüber eine Bittſchrift, mittelft des Hauptmannsgerichts, bei der Gouverne⸗ 
mentsregierung ein, welche daruber durch den Generalgouverneur Sr. Kaiſerlichen Majeſtuͤt 
vorſtellt. Die Beamten und die Gerichtsdiener werden von der Obrigkeit, von welcher ſie 
angeſtellt find, entlaſſen. 

Vergl. Allg. Reichsg. Bd. III, Regl. uber d. Staatsd. § 1203. 

1569. Die Hauptmannsgerichte werden von der Staatsregierung nach einem Allerhöchſt 
beſtaͤtigten Etat befoldet. Der Doblenſche Marſchkommiſſair bezieht feinen Gehalt aus der 
Ritterſchaftskaſſe. Außerdem genießen die Hauptmaͤnner beſonderer geſetzlich ihnen en 
der Emolumente. 

1797 gebr. 6 (17785); 1797 Febr. 19 (17818); Def. d. Gous.⸗Reg. v. 1814 Juli 10, 

1825 Jan. A und 1851 Aug. 17; Etat v. 1839 Mai 20 (12876). 
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1370. Die den Affefforen für Beitreibung der Kronstuͤckſtände geſetzlich beftimmten 
Meilengelder, ſo wie die den Kanzelleibeamten der Hauptmannsgerichte für Ausfertigung 
und Abſchreiben der Akten zufallenden Kanzelleigebuͤhren, werden nach einer beſonderen, 
von der Staatsregierung beftätigten, Tare erhoben. Wil 


Zweite Abtheilung. 
Von der Kompetenz der Hauptmannsgerichte. 
1371. Zur Kompetenz der Hauptmannsgerichte gehört: 


I. In Beziehung auf die Aufſicht uͤber Beobachtung der Geſetze, die Erhal- 
tung der offentlichen Sicherheit und die Sorge für die allgemeine 
ml l Wohlfahrt. 
1) Die Veröffentlichung der Befehle und Verordnungen der Staatsregierung. 

2) Das Erlaffen von Bekanntmachungen, Anzeigen und Aufforderungen auf Befehl der 
Obrigkeit. 5 bis 

3) Die Sicherung der Unverletzlichkeit der Rechte und der ungeftörten Vollziehung des 
Gottesdienſtes und der kirchlichen Gebräuche des Ruſſiſch⸗Rechtglaͤubigen, des Evangel iſch⸗ 
Lutheriſchen und jedes andern von der Staatsregierung anerkannten Bekenntniſſes, nach 
Anleitung der hierfür feſtgeſtellten Grundſaͤtze. 5 

4) Die Sicherung der öffentlichen Ruhe, der Wohlanſtändigkeit, der Sittlichkeit, der 
Ordnung und des den Obrigkeiten ſchuldigen Gehorſams; die Unterdruͤckung jeder der 
Pflicht und Folgſamkeit eines treuen Unterthanen zuwiderlaufenden Handlung, ſo wie 
Anzeige hierüber an die Obrigkeit; die Verhinderung und Unterdruͤckung aller unerlaubten 
und anſtoͤßigen Zuſammenkuͤnfte; das Ergreifen, im Nothfalle, be ſonderer Maßregeln zum 
Schutze irgend eines Dorfes, Hauſes oder einer Perſon. 

5) Die Aufſicht darüber, daß ſich die zur Evangeliſchen Brüdergemeinde gehörenden 
Perſonen nur nach Grundlage der dafür feſtgeſtellten Regeln verſammeln. 

6) Darauf zu fehen, daß Hebräer keine chriſtlichen Dienſtboten halten, daß Hebräer, 
welche ſich zeitweilig im Gouvernement befinden, die geſetzlich verordneten Scheine haben, 
und daß ſich nur ſolche in Kurland bejtändig aufhalten, deren Väter in die Reviſionsliſten 
dieſes Gouvernements eingetragen ſind. f — #8 

7) Das Ergreifen von Sicherheitsmaßregeln gegen Diebe und Räuber ; das Einfangen 
derſelben und die Vernichtung ihrer Banden. 

8) Lauflinge, Landſtreicher und Unverpaßte einzufangen, Maßregeln gegen Bettelei 
und muͤſſiges Herumtreiben, fo wie zur Entdeckung von Perfonen die nirgends angeſchrie⸗ 
ben ſind, zu ergreifen und darauf zu ſehen, daß die Zigeuner fich nicht auf mehr als 30 
Werſt von der Stadt, zu welcher ſie angeſchrieben ſind, entfernen. 

9) Die Aufficht über die Führung der ſich im Bezirke aufhaltenden Studenten und 
daruber, daß fie nicht über den ihnen bewilligten Urlaub hinaus wegbleiben. 

10) Die Beſichtigung der auf den Straßen oder ſonſt gefundenen Leichname; die Unter⸗ 
ſuchung aller Fälle gewaltſamen und überhaupt plötzlichen Todes. l 

11) Die Fuͤrſorge für ausgeſetzte oder auch ohne Vorbedacht verlaſſene Kinder und die 
gehörige Unterſuchung folcher Fälle, fo wie die Unterftügung Erwachſener, welche außerhalb 
ihres Wohnorts plötzlich ſchwer krank befallen find. 

12) Die Mitwirkung zur Rettung von Menſchen und Ladung im Fall des Untergangs 
von Fluß ⸗ und Seeſchiffen. 
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13) Das Ergreifen der erſten Maßregeln zur Sicherung des Nachlaffes der im Bezirke 
Verſterbenden, wenn nicht geſetzliche Erben oder Curatoren ſolchen Vermögens in der Nähe 
ſind. 

14) Die Mitwirkung zur Verhütung und Löfchung von Feuersbrunſt in Wald und Feld. 

15) Das Ergreifen der erſten Vorſichtsmaßregeln beim Erſche inen anſteckender und 
anderer epidemiſcher Krankheiten, und die Aufſicht uͤber die genaue Befolgung der weiteren 
hierüber von der Obrigkeit erlaſſenen Vorſchriften. 

16) Die Kordonzeugniſſe, welche die einwandernden Ausländer vorſtellen, zu ver⸗ 
zeichnen. 

17) Das Ergreifen der erſten Vorſichtsmaßregeln bei Vie hſeuchen. 

18) Die Beſichtigung des nach der Hauptſtadt oder für die Truppen durchgetriebenen 
Viehs; die Beſcheinigung des Geſundheitszuſtandes dieſer Heerden und die Empfehlung 
von Vorſicht an die Treiber beim Vorkommen von Seuchefaͤllen; die Einſendung der 
noͤthigen Nachrichten hieruͤber an die Gouvernementstegierung. 

19) Die Sorge für die Sicherheit der Poſt- und Heerſtraßen; die Aufſicht über Beſſe⸗ 
rung und Inſtandhaltung derſelben, u. ſ. w.; die Errichtung und Unterhaltung ſtaͤndiger 
oder zeitweiliger Faͤhren und anderer Mittel zum Ueberſetzen. 

20) Die Sicherung gegen Feuers und Waſſers⸗Gefahr auf dem Lande, — die Aufſicht 
über die Einrichtung der hierfür noͤthigen Anſtalten und Huͤlfsmittel. 

21) Die Aufſicht über die Reinlichkeit in den Dörfern und über die Aufführung der 
Gebaͤude in ihnen nach den beſtehenden Vorſchriften. 

22) Die Aufſicht über Wirthshaͤuſer, Gaſthauſer, Kaffee haͤuſer, Reſtaurationen, Kruͤge 
und andere Anſtalten dieſer Art im Bezirke, ſo wie über Befolgung der für die Haltung 
derſelben erlaffenen Vorſchriften; das Unterdruͤcken und Verhüten, ſowohl in dieſen Ans 
ftalten als überhaupt an dffentlichen Orten, von Zaͤnkereien, Schlägereien und anderen den 
Geſetzen und dem Anſtande zuwider laufenden Handlungen, und auch von verbotenen 
Spielen. 

23) Das Abwenden und Unterdruͤcken aller auf Verminderung des Gewichts und des 
Werths der Minze ausge henden Mißbraͤuche. 

24) Die Aufficht über richtiges Maß und Gewicht. 

25) Die Aufſicht uͤber den Verkauf giftiger Subſtanzen. 

26) Die Aufſicht darüber, daß auf Jahrmärkten und Märkten und in Buden zum Vers 
kaufe nicht geftattete Waaren ſich weder finden noch verkauft werden, eben fo wenig auch un: 
cenſirte und überhaupt von der Staatsregierung verbotene Bücher und Bilder, ſo wie 
handschriftliche Pasquille und auftühreriſche Schriften, anſtößige Bilder und dergleichen. 

27) Die Aufſicht daruͤber, daß die Jagd, das Schießen und Fangen des Wildes nur 
zu der durch die Gefege erlaubten Zeit zugelaſſen werde. 

28) Die Aufforderung, in Folge von Vorſchriften der Obrigkeit, zum Erſcheinen bei 
öffentlichen Ausbot von Lieferungen, Unternehmungen, Kauf und Verkauf von Krons⸗ 
Korporations = und ſequeſtrirtem Vermögen. 

R 40 Das Ausweiſen der tiber Urlaub Gebliebenen nach den Orten, wo fie ihr Dienft 
nruft. 

30) Das Abfaſſen von Berichten über Ausſaat und Ernte des Getreides und über den 
Zuſtand der Wieſen und Felder, über die Marktpreiſe ſowohl der Lebensmittel, als ihres 
Transports zu Waſſer und zu Lande. 


31) Das Vorſtellen von Auskünften über außerordentliche Vorfälle und die Unter: 
ſuchung derſelben. — 

32) Das Vorſtellen von Berichten an die Obrigkeit uͤber alle im Bezirke gefundenen 
ſeltenen Naturerzeugniſſe, Alterthuͤmer u. ſ. w. 


II. In Beziehung auf das Kronsintereſſe. 


33) Das Beitreiben von Abgabenruͤckſtaͤnden und überhaupt aller Krons- und Korpo⸗ 
rations⸗Gefuͤlle und Reſtanzen. 

34) Das Abwenden und Unterdrücken verbotener Krügerei, ungefeglicher Holzfaͤllung 
und des Handels ohne vorſchriftmaͤßige Zeugniſſe. 

35) Das Einſenden in Monatsfriſt von Benachrichtigungen an die Gouvernements⸗ 
regierung Über den Tod von Beamten, die mit Arrenden begnadigt geweſen, und weder 
Wittwen, noch Kinder, noch ſonſt direkte Nachkommen hinterlaſſen haben. 

III. In Beziehung auf Rechtspflege. 

36) Aller Gewaltthaͤtigkeit, Beleidigung und Eigenmaͤchtigkeit Einhalt zu thun; das 
Anſtellen der Vorunterſuchung über alle im Diſtrikte begangene Verbrechen. 

37) Auf Requiſition der Gerichte, das Stellen der eines Verbrechens Angeklagten oder 
dabei Betheiligten und die Verhaftung derſelben, wenn dies vorgeſchrieben wird. 

38) Das Voll ziehen der gerichtlichen Erkenntniſſe und Ergreifen von Maßregeln zur 
Sicherſtellung der Exequirungen. 

39) Das Unterſuchen und Aburtheilen, auf Grundlage der Geſetze, uͤber geringfügige 
Vergehen, als Diebſtahl und Betruͤgereien bis zum Betrag von 15 Rbl. S. M., die von 
Bauern und andern Leuten niedern Standes begangen werden, ſo wie auch Beſtrafung 
ſolcher Perſonen für Ruheſtorung, Vollerei, Widerſpenſtigkeit, Schlägereien u. dgl. 

40) Das Verhaͤngen von perfonlicher Haft und Polizeiſtrafen, nach den daruͤber beſtehen⸗ 
den Reglements und Verordnungen, für Verletzung von Anſtand und Ordnung in ver⸗ 
ſchiedenen Verwaltungszweigen. 

41) Die Beaufſichtigung der Gefängniffe, wenn ſich ſolche im Bezirke finden, fo wie 
die Sorge für Verpflegung und Kleidung der Gefangenen, Erleuchtung, Heizung, Nein: 
lichkeit der Gefaͤngniſſe, und Abwendung von Nupeftirung und Unordnung unter den Ge: 
fangenen. 

IV. In Beziehung auf das Militairweſen. 


42) Die Aufſicht über friſtgemaͤße Abſendung der von jedem Gute zu ſtellenden Rekru⸗ 
ten und das Anhalten hierzu nach Anleitung des Rekrutirungs-Reglements. 

43) Die Mitwirkung und Aufſicht in Betreff ordnungsgemäßen Durchzugs von Regi⸗ 
mentern, ſonſtigen Militairkommandos und Rekruten⸗Abtheilungen; die Anweiſung von 
Quartieren für dieſelben; die Sorge für die Herbeiſchaffung des Bedarfs derſelben; die Aus: 
ſtellung von Quittungen daruber, daß Durchmarſch und Einquartierung der Truppen ohne 
Veranlaſſung von Klagen Statt gefunden. 

44) Das Ausſchreiben von Fuhren, in außerordentlichen Fällen und auf beſondere 
deshalb erlaſſene Befehle, zur Fortſchaffung von Militair-Gepack, nach Anleitung des 
Reglements über die Landesobliegenheiten. 

45) Die Aufficht, nach den darüber beſtehenden Vorſchriften, über die noch im Kindesalter 
befindlichen Militairkantoniſten, welche ihren Eltern und Verwandten zur Erziehung 
anvertraut worden find; das Anfertigen und Führen eines beſonderen Verzeichniſſes 
derſelben. 
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16) Das Anfertigen und Führen von beſonderen Verzeichniſſen über die verabſchiedeten 
und die auf unbeſtimmte Zeit beurlaubten Soldaten. 

Vergl. Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf., 9 2364; Bef. d. Gouv. ‚Reg. v. 4818 

Jan. 28, v. 1827 Maͤrz A, v. 1928 Jan. 21 u. Marz 5, v. 1850 Nov. 25 u. verſchie⸗ 

dene andere Bef.; Inſtruct. I, Tit. III. 


1372. Außer den allgemeinen Obliegenheiten der Hauptmänner in Hinſicht auf die 
Sicherung der öffentlichen Wohlfahrt, find dieſelben noch beſonders verpflichtet: 

1) Kirchenvorſteher in einigen Kronsbeſitzlichkeiten zu fein ($ 1344 pkt. J). 

2) Die in ihrem Bezirke befindlichen Wiltwen⸗ und Armenhaͤuſer zu verwalten. 

3) Die Hauptmaͤnner von Goldingen und Grobin ſind verpflichtet, mit den andern 
dazu beſtellten Beamten monatlich die Kreistenteien von Goldingen und Libau zu re⸗ 
vidiren. 

4) Die Hauptmaͤnner von Bauske und Windau ſind verpflichtet, von Amtswegen Vor: 


ſitzer der dortigen Kircheninſpektionen zu ſein. 
Def. d. Gouv.⸗Reg. v. 1820 Febr. 25, 1824 Aug. 12, 1827 Ott. B u. 1855 Apr. 13. 


1573. Die unmittelbare polizeiliche Aufſicht über die zur Gerichtsbarkeit der Ski. 
mannsgerichte gehörenden Bauerſchaften, liegt den Gutspolizeien und Gemeindepolizeien ob. 
Die Beziehungen der Hauptmannsgerichte zur Guts⸗ und Gemeindepolizei find wo gehd⸗ 
rig in der Bauer⸗Verordnung beſtimmt. 

Kurl. Bauer⸗Verordn. v. 1817 Aug. 25 (27024) 55 215 u. 271. 


1 Dritte Abtheilung. 


Ven den Grenzen und von der Beſchaffenheit der Amtsgewalt der Haupt⸗ 
mannsgerichte. 


1574. Die Amtsgewalt des Hauptmannsgerichts beſchraͤnkt ſich auf den ihm unter⸗ 
geordneten Bezirk, mit folgenden Ausnahmen: 

1) Bei Ueberſchwemmungen und Waldbraͤnden muß das Hauptmannsgericht feine das 
gegen ergriffenen Maßregeln auch bis in die benachbarte Hauptmannſchaft fortſetzen und 
feine Anordnungen erſt dann einſtellen, wenn das Örtliche Hauptmannsgericht, dem es un⸗ 
verzüglich davon Nachricht zu geben hat, ſelbſt darin thaͤtig zu werden anfängt. 

2) Bei der Verfolgung von Dieben, Raͤubern und anderen wichtigen Verbrechern und 
Läuflingen darf das Hauptmannsgericht an der Grenze einer anderen Hauptmannſchaft, 
ja ſelbſt eines andern Gouvernements, nicht von der Verfolgung abſtehen und ſtellt fie erſt 
dann ein, wenn die oͤrtliche Polizei einſchreitet und die Verfolgung fortſetzt. Nach Ergrei⸗ 
fung aber der Verfolgten in einer andern Gerichtsbarkeit, muß das Hauptmannsgericht ſie 
der örtlichen Landes⸗ oder Rt; gegen Empfang einer Beſcheinigung darüber, Übers 
geben. 

Vergl. 105 Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. J 2581. 

1575. Das Hauptmannsgericht, über die genaue Befolgung der Geſetze von Seiten 
Aller wachend, darf aber von Niemandem die Erfüllung einer geſetzlichen Vorſchrift verlan⸗ 
gen, die noch nicht in vorgeſchriebener Weiſe bekannt gemacht worden. 

Eben dort, J 2365. 


| 
| 
| 


1576. Das Weſentliche der den Hauptmannsgerichten anvertrauten Amtsgewalt beſteht 
darin, durch thätiges Einſchreiten und durch Aufſicht den Geſetzen und Verordnungen 
ſchnelle und puͤnktliche Erfüllung zu verſchaffen. un 

Eben dort, $ 2363. — 

1377. Die Amtsgewalt der Hauptmannsgerichte erſtreckt ſich, hinſichtlich der Erfuͤl⸗ 
lung der Geſetze, auch auf diejenigen Fremden und Ausländer, die ſich in ſeinem Bezirke 
aufhal ten. ni 

Eben dort, $ 2366. 

1578. Das Hauptmannsgericht muß nicht nur die Klagen aller in ihren Rechten Ge⸗ 
kränkten anhören und einem Jeden, nach Maßgabe feines Rechts, geſetzlichen Schutz ange⸗ 
deihen laſſen, ſondern auch alle zur Erläuterung einer Sache dienlichen Auſſagen annehmen, 
ſelbſt wenn ſelbige nicht in vorgeſchriebener Form waͤren gemacht worden. ng 

Eben dort, $ 2367. 

1379. Von ſich aus konnen die Hauptmannsgerichte Kriminalſtrafen Niemandem auf⸗ 
erlegen; hierzu find nur die Kriminalgerichte berechtigt. Auf Polizeiſtrafen abet für Ver: 
letzung von Anſtand und Ordnung in verſchiedenen Verwaltungszweigen, und für Nicht: 
beachtung der erlaffenen Vorſchriften, fo wie für Polizeivergehen, erkennen die Haupt⸗ 
mannsgerichte nach Grundlage der dafür beſtehenden befonderen Reglements und Ver: 
ordnungen, mit Beruͤckſichtigung jedoch des Standes des eines Vergehens Beſchuldig⸗ 
ten, nach welchem Edelleute, Geiſtliche, Burger und alle von Leibesſtrafe befreite Perſonen, 
auch fir geringe Vergehen nur auf Erkenntniß des Kriminalgerichts einer Sttafe unter⸗ 
worfen werden konnen. 

Eben dort, 99 2569, 2371 u. Theil V d. Provinz.⸗Rechts. j 

1580. In geringfügigen Civilſachen, deren Gegenſtand an Werth nicht über 15 Rbl. S 
M. beträgt, können die Hauptmannsgerichte, ohne Rüͤckſicht auf den Stand der Betheiligten, 
auf erhobene Klage die gerichtliche Unterſuchung anftellen und die Entſcheidung fällen. 

Vergl. Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf., 99 2568 u. 2371. 

1581. Die Hauptmannsgerichte ſtehen in allen 8 ihrer Kompetenz gehörenden Sa⸗ 
chen unmittelbar unter dem Civilgouverneur und der Gouvernementsregierung. - f 
7 Anger £ 1979 


Eten dort, 9 23062. 10 
13882. Wer mit dem Verfahren oder der Entſcheidung des Hauptmannsgerichts unzu⸗ 
frieden iſt, kann feine Beſchwerde, auf Grundlage der in dem Civilprozeſſe enthaltenen Be⸗ 
ſtimmungen, bei der Gouvernementsregierung einreichen. u 
Vergl. Bd. IV d. Provinz.⸗Rechts d. Ofrfeeg.; Def. d. Gouv.⸗Reg. v. 1828 März 14. 


i Vierte Abtheilung. ** 
Von den Sitzungen und dem Geſchäftsgange in den Hauptmannsgerichten. 


1585. Die Hauptmannsgerichte des Kurländiſchen Gouvernements halten ihre Sit⸗ 
zungen in den Städten: Mitau, Bauske, Friedrichſtadt, Illurt, Tukkum, Talſen, Goldingen, 
Windau, Haſenpoth und Grobin. 6 

1 1819 Marz 13 (27718). 

13844. Die Glieder der Hauptmannsgerichte find verpflichtet, zu jeder Zeit ſich per⸗ 
ſönlich an den Ort ihres Bezirks hin zu begeben, wo Unordnungen vorfallen und wohin 
fie gefordert oder gefandt werden. 

1778 Nov. 7 (14592) 9 234 u. 243; Bef. d. Gouv.⸗Reg. v. 1912 Mai 31. 
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1585. Falls der Hauptmann und die Affefforen der Hauptmannsgerichte durch ge⸗ 
ſetzliche Urſachen an Wahrnehmung ihres Amts behindert werden, fo treten auf Anord⸗ 
nung der Gouvernementsregierung die Hauptmaͤnner und die Aſſeſſoren des naͤchſten Bes 


zirks an ihre Stelle. 
Ununterbr. Gewohnh. 


1386. Die Hauptmannsgerichte beobachten bei Unterſuchungen und ihren ſonſtigen 
Amtsgeſchaͤften ein ſummariſches Verfahren. 
Eben ſo. 
1587. Der innere Gefchäftsgang in den Hauptmannsgerichten beruht im Allgemeinen 
auf den Beſtimmungen, welche für die Oberhauptmannsgerichte feſtgeſetzt find. 
Eben ſo. 


1588. In jedem Hauptmannsgerichte wird geführt: ein Tiſchregiſter, ein Journal, 
ein Verzeichniß der anhaͤngigen Sachen, eine Sitzungstabelle, ein Archivregiſter, ein Erz 
peditionsbuch und die noͤthige Anzahl von Schnur⸗ und Kaſſabuͤchern und von Verzeichniſſen. 

Kurl. Kanz.⸗O. v. 1796. 


1589. Bei den an Ort und Stelle ausgeführten Geſchaͤften find die Hauptmannsge⸗ 
richte, ſo wie die abgeordneten Mitglieder derſelben, verbunden darüber genaue Protokolle 


aufzunehmen. 
4811 Mai 16 (24633); 1815 Juli 21 (25905). 


1390. Wenn Beamte einer anderen Gerichtsbarkeit abgeordnet werden, um in Dienſt⸗ 
geſchaͤften gemeinſchaftlich mit den Hauptmannsgerichten zu verfahren, ſo haben letztere 
nicht allein die Zeit ihres Erſcheinens, ſondern auch die Sache derentwegen ſie erſchienen, 


im Protokolle u zu verzeichnen. 
ar er 1812 Juli 4 (25175). 


Fuͤnfte Abtheilung. 
Von der Rechenſchaftsablegung und Verantwortlichkeit der Hauptmannsgerichte. 


1391. Der Civilgouverneur revidirt jährlich bei feinen amtlichen Inſpektionsteiſen 
durch das Gouvernement die Hauptmannsgerichte, um ſich an Ort und Stelle von ihrer ge— 
ſetzmaͤßigen Geſchaͤftsfuͤhrung zu uͤberzeugen, und hilft den von ihm befundenen Mängeln 
auf ordnungsmaͤßigem Wege ab. 

Vergl. Allg. Reichsg. Bd. II. Allg. Gouv.⸗Verf. $ 604. 


1592. Der Hauptmann und die Affefforen des Hauptmannsgerichts werden für Amts⸗ 
vergehen den geſetzlichen Beahndungen von der Gouvernementsobrigkeit unterworfen; ihre 
Entfernung vom Amte hängt, nach vorgängiger Unterſuchung, vom Generalgouverneur ab; 
ihre Amtsentſetzung aber kann nur mit Allerhöchſter Genehmigung ſtattfinden. Die Be⸗ 
amten und Diener der Hauptmannsgerichte werden von der Obrigkeit, von welcher fie an⸗ 
geſtellt find, von ihrem Amte entfernt, —gaͤnzlich entfegt aber werden fie nur nach Urtheil 
des Oberhofgerichts. 

Vergl. Allg. Reichsg. Bd. II, Alg. Gouv.⸗Verf. J 248; Form, regim. v. 1617, f 7; 
Decis, Commiss. v. 1717 ad, grav 12. 


Sechſte Abtheilung. 
Von dem Schriftwechſel der Hauptmannsgerichte mit anderen Behörden. 

1393. Die Hauptmannsgerichte empfangen Befehle, Aufträge und Vorſchriften von 
dem Civilgouverneur, der Gouvernementsregierung, dem Oberhofgerichte, dem Kameral⸗ 
ho fe, dem Domainenhofe und dem Kollegium allgemeiner Füͤrſorge, und erſtatten ihnen 
wiederum Berichte, Vorſtellungen, Unterlegungen und Benachrichtigungen. 

Vergl. Alg. Reicheg. Bd. II, Alg. Goud.⸗Verf. Sf 2386, 2367, 2389, 2390, Bd. XIII, 

Regl. d. Allg. Fürſ. J 50. 

159%. Die Hauptmannsgerichte korreſpondiren mit den Oberhauptmannsgerichten, 
den Magiſtraten, den Kreisgerichten, den Kreisrenteien, der Polizeiverwaltung, der Bes 
zirksverwaltung der Reichsdomainen, der Medicinalverwaltung, dem Poſtkomptoir und 
der Zollverwaltung, ſo wie unter einander, durch Mittheilungen. 

Eben 1 Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf., J 2391. 

1395. Die Hauptmannsgerichte ſchicken Befehle an die Gutspolizeien und Gemeinde: 
gerichte, und empfangen von ihnen Berichte und Vorftellungen; in Mittheilungen aber, 
die fich perſonlich an den Gutsbeſitzer richten und nicht fein Amt als Verwalter der Guts⸗ 
polizei betreffen, befolgen die Hauptmannsgerichte dieſelben Regeln, wie die übrigen Be⸗ 
hörden bei Mittheilungen an Privatperſonen. n 


Kurl. Bauer⸗Verordn. v. 10 17 Aug. 25 (27024) 9 203. 
1396. Zur Einforderung oder Mittheilung in Geſchäftsſachen nöthiger Nachweis 
gen und Auskünfte korreſpondiren die Hauptmannsgerichte, wie mit ihnen gleichſtehenden 
ſo, im Falle unumgänglicher Nothwengigkeit den Gang einer Sache zu beſchleunigen, auch 
mit höheren Behörden anderer Gouvernements unmittelbar, nach den für den Schriftwech⸗ 
ſel mit Ähnlichen Behörden des eigenen Gouvernements feſtgeſetzten Regeln. Wenn aber in 
einer Sache nicht bloß eine Auskunft, ſondern die dabei betheiligte Perſon ſelbſt zu requi⸗ 
riren iſt, fo korreſpondirt deshalb das Hauptmannsgericht jedenfalls durch Vermittelung der 
Gouvernementsregierung, welcher daſſelbe untergeordnet iſt. Es wendet ſich ebenfalls zu fol 
cher Vermittelung, wenn es auf ſeine Einforderung von Nachweiſungen und Auskuͤnften 
keine Antwort erhaͤlt und eine Erinnerung nothwendig wird. 
Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf., $ 2395. 


Viertes Hauptſtuͤck. 
Von den Fleckenvorſtehern in Kurland. 


1597. In ſämmtlichen Flecken Kurlands, ſowohl in den Krons- als in den Privat⸗ 
flecken, in welchen die Beſitzer nicht ſelbſt die Polizei verwalten, befindet ſich ein Flecken⸗ 
vorſteher. Ausgenommen hiervon iſt nur der Flecken Polangen, wo ein beſonderer Polizei⸗ 
meiſter angeſtellt iſt. 

Hufe. f. d. Fleckenvorſt. in Kurl. v. 1828 März 24, $ 1, enth. im Ber. d. Kurl. Gouv.⸗Reg. v. 

1828 Mai 10. 

1598. Der Fleckenvorſteher wird, auf Anordnung des örtlichen Hauptmannsgerichts 
und in Beiſein eines Gliedes deſſelben, von den beſitzlichen Einwohnern des Fleckens ge: 
wählt. Nach geſchehener Wahl wird er von der Gouvernementsregierung beſtätigt und im 
Hauptmannsgerichte vereidigt. 

Eben dort, 5 1. 
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1599. Der Fleckenvorſteher wird auf drei Jahre gewählt; nach 1 derſelben aber 


1 kann er wieder gewaͤhlt werden. 
| Eben dort, $ 2. 


1400. Der Fleckenvorſteher iſt dem Hauptmannsgerichte und zugleich uud | dem 
Y Kreisgerichte untergeordnet. 4 
N Eben dort, $ 3. 
1401. Der Fleckenvorſteher, die Polizei des Orts verwaltend, iſt verpflichtet: 
N 1) Alle verdaͤchtigen Perfonen niedern Standes, welche ſich im Flecken zeigen, zu ver⸗ 
b haſten und dem Hauptmannsgerichte zu üͤberliefern. 
2) Wenn verbotene oder unverzollte Waaren im Flecken entdeckt werden, ſie in Beſchlag 
zu nehmen und dem Hauptmannsgerichte zu weiterem Verfahren daruͤber zu berichten. 
3) Darauf zu ſehen, daß die im Flecken wohnenden Hebräer keine Schenkerei treiben, 
oder falls es dennoch gefchieht, ſofort ihre Schenken zu ſchließen und dem Hauptmannsge⸗ 
richte daruͤber zu berichten. 
4) Beſondere Sorge fuͤr die Armen des Orts zu tragen, die eingehenden Strafgelder 
zu ihrem Beſten zu verwenden und am Ende des Jahres die Rechnungen dem Haupt⸗ 
mannsgerichte vorzuſtellen, welches ſie dem Kollegium der allgemeinen Fuͤrſorge uͤber⸗ 
| ſendet. 
5) Geringfuͤgige Vergehen, die mit Nachtheil, Schaden oder Entwendung von nicht 
H mehr als 1 Rbl. 50 Kop. S. M. verbunden ſi ind, zu unterfuchen und zu entſcheiden; bei 
Vergehen, deren 35 größer iſt, oder Diebſtaͤhlen, deren Betrag zwar die Summe von | 
1 Rbl. 50 Kop. S. M. nicht uͤberſteigt, die aber zum vierten Male begangen find, den 
Verbrecher an die Hauptmannsgerichte einzuſchicken. 
5 6) Daruber zu wachen, daß nirgends verbotenes Fe ſtattfinde und die Schul⸗ 
N digen dem Hauptmannsgerichte zu uͤberliefern. 
Eben dort, 85 121. 
1402. Wer mit dem Ausſpruche des Fleckenvorſtehers unzufrieden iſt, kann beim 
Hauptmannsgerichte binnen einer Friſt von 4 Wochen feine Beſchwerde anbringen. 
Eben dort, § 26. 


Zweiter Titel. 
Von der Verfaſſung der Stadtbehoͤrden. 


Erſtes Hauptſtuͤck. 
All gemeine Beſtimmungen. 
1403. Die Magistrate bilden in den Kurlaͤndiſchen Städten die Stadtobrigkeit. 


140%. Die Magiſtrate find entweder in ihrer vollen Verſammlung oder in einzelnen 
Deputationen, welche die Niedergerichte bilden, amıtsthätig. 

1405. Die Gouvernementsſtadt Mitau hat folgende Niedergerichte: 1) Das Vog⸗ 
ur; 2) das Waifengericht; 3) das Weltgerichtz Y) das Amtsgricht 5) das Kaͤmme⸗ 
reigericht 


Vergl. d. Mitauſche Poliz.⸗Reglem. v. 1606 Sept. 5. 
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1406. Die Städte Libau, Windau und Goldingen haben jede: 1) ein Bibi. 
gericht; 2) ein Waifengericht; 3) ein Wettgericht; 4) ein Amtsgericht. 
Gnad.⸗Urk. f. d. Stadt Libau v. Herz. Friedrich v. 1625 Maͤrz 18; Windauſches Eranest v. 
1694 Febr. 10; Goldingenſches Stadtrecht v. 1695 Mai 2. 


14071. Die Stadt Bauske hat: 1) ein Vogteigerichtz 2) ein Wolſengrricht die 
Stadt Grobin ein Amtsgericht; die Stadt Jakobſtadt ein Waiſengericht; die Stadt 
Haſenpoth ein Vogteigericht; die Städte Friedrichſtadt, Pilten und Tuckum haben 
keine Niedergerichte. 

Bauskeſches Stadtrecht v. 1655 Aug. 1; Jakobſtadtſches Poliz.⸗Regl. v. 1670 Febr. 12; Urk. 

d. Herz. Peter v. 1781 Jan. 18; Friedrichſtadtſches Poliz.⸗Regl. v. 1647 Jan. 15; Allerh⸗ 

Def. üb. d. Verf. d. Stadt Tuckum v. 1798 Okt. 27 (18720). 


1408. In den Städten, wo es entweder nur einzelne oder gar keine Niedergerichte 
gibt, beginnen die Sachen, welche vor dieſelben gehören wurden, unmittelbar vor die drt- 
lichen Magiſtrate. 


1409. Außer den Niedergerichten beſtehen in den Staͤdten Wilen und Libau be⸗ 


ſondere Polizeiaͤmter. 
4810 Nov. 22 (24435). 1.03 RR 


1410. Die einzelnen Stadtverwaltungen, welche in ſaͤmmtlichen Staͤdten des Kur: 
laͤndiſchen Gouvernements beſtehen, ſind: 1) die Stadttaͤmmerei 2) das Quartierkolle⸗ 
gium; 3) die Steuerverwaltung. Außer dieſen beſtehen noch in Libau, Jakobſtadt und 
Friedrichſtadt andere beſondere Adminiſtrationen, deren Beſtand und Kompetenz in der 
Abtheilung IV, Hauptſtuͤck IV dieſes Titels angegeben find. 

Gnad.⸗Urk. f. d. Stadt Haſenpoth v. 1578 März 1; Gnad.⸗Urk. f. d. Stadt Pilten v. Herz. Mas 

gnus v. 1570 Okt. 19; Mitauſches Poliz.⸗Regl. v. 1606 Sept. 5, beit. v. d. Poln. Kön. Wla⸗ 
| dislaus IV 1636 Juli 23, und Johann Kaſimir 1649 Febr. 10; Urk. d. Herz. Friedrich v. 1625 

März 18; Regl. f. d. Stadt Bauske v. Herz. Friedrich v. 1635 Aug 1; Friedrichſtadtſches Poliz.⸗ 
Regl. v. 1647 Jan. 15, Jukobſtadtſches Poliz.⸗Regl. v. 1670 Febr. 12; Windauſches Stadt⸗ 
recht beit. v. Herz. Friedrich Kasimir 1694 Febr. 10; Stat. d. Stadt Goldingen v. 1695 Mai 2; 
Ref. f. d. Stadt Grobin v. Herz. Friedrich Kaſimir v. 1697 Mai 2; Instr. und Regl. f. d. Stadt⸗ 
kaͤmmerei v. 17 18 Juli 30; Prokl. d. Herz. Ferdinand v. 1755 Apr. 22; Mitauftes Handels⸗ 
und Brauer⸗Regl. v. Herz. Peter 1781 Jan. 18; Bef. d. Herz. Peter v. 1794 Sept. 19; 
Allerh. Bef. üb. d. Verf. d. Stadt Tuckum v. 1798 Oft. 27 (18720); Def. d. Gouv.⸗Reg. 
v. 1799 Apr. 13 und Juli 11; Inte. f. d. Stadtkämmerei v. 1802 Aug. 12; Inſtr. f. d. Steuer⸗ 
Verw. gegeb. v. d. Kurl. Gouv.⸗Reg. 1824 Febr. 27; Inſir. f. d. Stadtkämmerei d. Stadt Libau 
v. 1828 Jan. 14; Inſir. f. d. Verwalt. d. Stadteinkünfte gegeb. v. d. Kurl. Eouv.⸗ Reg. 
4854 Aug. 18. j 


Zweites Hauptſtück. 
Von der Verfaſſung der Magiftrate, 


Erfte Abtheilung. 
Von dem Beſtande der Magiſtrate. 
1411. Der Magiſtrat beſteht: 
1) In Mitau: aus zwei Büͤrgermeiſtern (die alle zwei Jahre am 2 Januar im 
Vorſitze wechſeln), zwei Gerichtsvogten und acht Rathsherrn. 
2) In Libau: aus zwei Buͤrgermeiſtern (die gleichfalls alle zwei Jahre im Borfige 


wechſeln), einem Gerichtsvogte und ſechs Rathsherrn. 
1 Th. 14 
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3) In Windau: aus einem Buͤrgermeiſter, einem Gerichtsvogte und vier Raths⸗ 
herrn. 
4) In Goldingen: aus einem Bürgermeiſter, einem Gerichtsvogte und fuͤnf Raths⸗ 


herrn. 
5) In Jakobſtadt: aus drei Büͤrgermeiſtern, einem Gerichtsvogte und vier Raths⸗ 


6) In Bauske: aus einem Bürgermeifter, einem Gerichtsvogte und vier Rathsherrn. 

7) In Grobin: aus einem Gerichtsvogte und vier Rathsherrn. 

8) In Haſenpoth: aus einem Bürgermeiſter, einem Gerichtsvogte, einem Raths⸗ 
herrn und einem Sekretair mit Stimmrecht. ; 

9) In Friedrichſtadt: aus einem Büͤrgermeiſter, einem Gerichtsvogte und zwei 
Rathsherrn. 

10) In Pilten: aus einem Gerichtsvogte und zwei Rathsherrn. 

11) In Tuckum: aus einem Baͤrgermeiſter, einem Gerichtsvogte und drei Raths⸗ 

n. 

ee d. Herz. Peter f. d. Stadt Mitau v. 1794 Sept. 19; Ref. des Herz. Ferdinand f. d. Stadt 

Libau v. 1699 Okt. 8. 

1412. Die Kanzelleigeſchaͤfte jedes Magiſtrats find einem Sekretair übertragen, dem 
die erforderliche Anzahl von Kanzelleibeamten und Translateuren beigegeben wird. Die 
Magiſtrate von Mitau und Libau haben jeder, ſtatt eines, zwei Sekretaire. 


1413. Bei jedem Magiſtrate find mehrere Gerichtsdiener, im Verhaͤltniſſe zum 
Geſchaͤftsbetriebe, angeſtellt. 

1411. Die Nathsglieder werden in Grundlige der im Ständerechte enthaltenen 
Beſtimmungen erwaͤhlt. 

1415. Die Rathsglieder werden im Magiſtrate vereidigt, woruͤber der Gouverne⸗ 


meutsregierung zu berichten iſt. 
Ununterbr. Gewohnh. 

1416. Will eines der Rathsglieder fin Amt niederlegen, fo reicht es feine Bitt⸗ 
ſchrift, durch den Magiſtrat, der Gouvernementsregierung ein. 

Vergl. Allg. Reichsg. Bd. III, Regl. üb. d. Staatsd., $$ 1205 u. 1204. 

1411. Fur die Stelle des Nathsſekretairs erwählt jeder Magiſtrat zwei Kandidaten 
und ſtellt fie der Gouvernementsregierung vor, die einen von ihnen beſtaͤtigt. Der Se⸗ 
kretair kann aus jedem Stande, mit Ausnahme der Steuerpflichtigen, gewählt werdenz er 
muß jedoch auf einer Univerfitdt des Ruſſiſchen Reichs die Rechte ſtudirt und ein Exa— 
men beftanden haben. f 

Mitauſches Poliz.⸗Regl, v. 1606; Jakobſtadtſches Poliz.⸗Regl. v. 1635, Bef. d. Kurl. Gouv.⸗ 

Reg. v. 1799 Mai 25, 1803 Apr. 3; Sen.⸗Bef. v. 1856 Juni 30. 


1418. Der Sekretair wird auf dieſelbe Weiſe, wie die Rathsglieder, vereidigt und 


des Dienſtes entlaſſen. 
Ununterbr. Gewohnh. 


1419. Die übrigen Kanzelleibeamten, fo wie auch die Gerichtsdiener, werden von 
den Magiſtraten ohne Beſtäaͤtigung der Gouvernementsobrigkeit angeſtellt und entlaſſen. 
Die Kanzelleibeamten werden im Magiſtrate vereidigt. 

Vergl. Aug. Reichsg. Bd. III, Regl. üb. d. Staatsd., 99 1203 u. 1204. 
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1420. Die Glieder des Magiftrats bekommen keinen Gehalt; die Sekretaire aber 
und Kanzelleibeamten, fo wie die Gerichtsdiener, werden aus der Stadtkaſſe beſoldet. 
Die Ausnahmen hiervon ſind in den Etats der Behoͤrden angegeben. 

Ununterbr. Gewohnh. 


1421. Für gewiſſe Amtsverrichtungen, desgleichen fir Abfaſſung von Schriften und 
Abſchreiben derſelben, genießen die Mitglieder und Beamten der Magiſtrate in Sachen von 
Privatperſonen gewiſſer Gebühren, die nach befonderen, von der Staatsregierung beftätigten, 
Zaren erhoben werden. 

Ununterbr. Gewohnh. 


Zweite Abtheilung. 
Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz der Magiſtrate. 

1422. Zur Kompetenz der Magiſtrate in Adminiſtrativ⸗ und Polizeiſachen ge: 
hoͤrt: 

1) Die Aeltermaͤnner und Aelteſten der Stadtgemeinde in den geſetzlich beftimmten 
Fallen zu beftätigen. 

2) Einige der Stadtbeamten zu wählen und ſaͤmmtliche anzuſtellen. 

3) Ueber die Geſuche um Aufnahme in die Buͤrgerſchaft zu entſcheiden. 

4) Die Beſchluͤſſe der Stadtkorporationen in den geſetzlich beſtimmten Fällen zu beſtt⸗ 
tigen. 

5) Die Oberaufficht über die Stadt⸗Einkuͤnfte und Ausgaben zu führen, und die frommen 
Stiftungen in der Stadt den Stiftungsakten gemäß zu verwalten. 

6) Ueber die Verwaltung des Vermögens der Stadtkirchen die Aufſicht zu führen, aus: 
genommen in den Staͤdten Mitau, Bauske, Goldingen und Windau, in denen es — 4 
dere Kircheninſpektionen gibt. 

7) Die Erhebung der Kronsabgaben und die Beitreibung der Kronsruͤckſtaͤnde zu be⸗ 
werkſtelligen, ausgenommen in den Staͤdten Mitau und Libau, wo die ortlichen I 
aͤmter dazu verpflichtet ſind. 7 

8) Dafuüͤr zu forgen, daß die von der Stadtgemeinde zu liefernden Rekruten zur elle. 
gen Zeit geſtellt werden. 

9) Fuͤr Erhaltung der Sicherheit und Ordnung, nach Anleitung der fuͤr die Haupt⸗ 
mannsgerichte aufgeſtellten Regeln, zu ſorgen, ausgenommen in den Städten Mitau und 
Libau, wo dies den Polizeiaͤmtern obliegt. 

10) Paͤſſe an Kaufleute und Steuerpflichtige zu ertheilen. 

Gnad.⸗Urk. f. d. Stadt Haſenpoth v. Kurl. Biſch. Otto v. 1378; Gnad.⸗Urk. f. d. Stadt Pilten v. 

Herz. Magnus. v. 1557; Mitauſches Poliz.⸗Regl. v. 1606; Windauſche Burſprache v. 1610, 

89 1, 7, 8; Gnad.⸗Urk. f. d. Stadt Libau v. 1625 März 18; Bauskeſches Stadtrecht v. 1635 

Aug. 1, $ 2; Friedrichſtadtſches Poliz.⸗Regl. v. 1647 Jan. 15, Tit. 2; Jacobſſadtſches Poliz.⸗ 

Regl. v. 1670 Febr. 12; Peecis. Commiss, v. 1692 Nov. 29; Goldingenſche Burſprache v. 

1695, $5 7, 10, 11; Herz. Bef. an den Grobinſchen Haupt mann v. 1695 Febr. 18; Herz. Reſol. 

v. 1697 Mai 2. Vergl. auch Form. regim. v. 1617, $ 16. 

1425. In Kriminalſachen verhandelt der Magiſtrat die von den Etodtbewohnern 
begangenen Verbrechen, ausgenommen wenn die Angeſchuldigten zum Stande der Adeligen 
und der Perſonen gehören, welche der Rechte des perfönlichen Adels genießen und der Ge: 
richtsbarkeit des Oberhofgerichts oder der Oberhauptmannsgerichte unterliegen. 

1840 Juli 9 (13641). — Vergl. Allg. Reichsg. B. II, Alg. Goud.⸗Verf., $ 4247. 


1424. Zur Kompetenz der Magiſtrate in ftreitigen Rechts achen gehören : 
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1) Rechtsſtreitigkeiten wider alle Stadtbewohner, mit Ausnahme derjenigen, welche 
ihrem Stande nach unter dem Oberhofgerichte, den Oberhauptmannsgerichten und den 
Bauerbehbrden ſtehen. 

2) Rechtsſtreitigkeiten über unbewegliches Vermögen, das in der Stadt und dem Stadt⸗ 
gebiete liegt, ohne Rüͤckſicht auf den Stand der Streitenden, ſo wie Sachen über bewegli⸗ 
ches Vermögen, das Perſonen gehort, welche ihrem perfönlichen Stande nach der Stadtge⸗ 
richtsbarkeit unterliegen. 

3) Rechtssachen über ftreitige Grenzen und Dienftbarkeiten hinſichtlich des in der Stadt⸗ 
gerichtsbarkeit belegenen Vermögens, ohne Ruͤckſicht auf den Stand der Eigenthünmer. 

4) Concurs- und Edictalſachen von Stadteinwohnern, fo wie auch von Adeligen und 
allen Perſonen nicht ſteuerpflichtigen Standes, wenn der Concurs- oder Edictalprozeß 
in der Stadt gelegenes Vermoͤgen betrifft. 

Gnad.⸗Urk. f. d. Stadt Haſenpoth v. Kurl. Biſch. Otto v. 1378; Gnad.⸗Urk. f. d. Stadt Pilten v. 

Herz. Magnus v. 1557; Mitauſches Poliz. » Negl. v. 1606, 85 2 u. 8; Windauſche Burſpra⸗ 

che v. 1610, $5 1, 7, 8; Gnad.⸗Urk. f. d. Stadt Libau v. 1625 März 18; Bauskeſches Stadt- 

recht v. 1655 Aug. 1, 95 2, A, 5; Friedrichſtadtſches Poliz. ⸗Regl. v. 1647 Jan. 15, Tit. 2, 

$ 11; Netobſtadeſg es poliz.⸗Regl. v. 1670 Febr. 12, 9 2; Decis. Commiss. v. 1692 Nov. 

29, $ 12; Goldingenſche Vurſprache v. 1695, 5 7,10, 11; Herz. Ber. an den Grobinſchen Haupt⸗ 

mann v. 1695 Febr. 18; Herz. Reſol. v. 1697 Mai 2; Vergl. auch Form. regim. v. 1617, 5 16 


1425. Zur Kompetenz der Magiſtrate in nicht ſtreitigen Sachen gehört: 

1) Die Ernennung von Vormündern und Curatoren für Perſonen, die der Stadtge⸗ 
richtobarkeit unterliegen; Beaufſichtigung der Vormuͤnder und Curatoren, Verhandlung und 
Entſcheidung aller auf Vormundſchaft und Curatel Bezug habenden Sachen, mit + 
nahme jedoch derjenigen Städte, welche beſondere Waiſengerichte haben. 

2) Die Verhandlung aller Sachen, wegen eingenmaͤchtiger Beſitzergreifung und Bas 
Herſtellung verletzter Rechte, auf Anſuchen von Privatperſonen oder in Auftrag der Gou⸗ 
vernementsregierung. 

3) Die Ausführung aller Aufträge der Gouvernementsregierung in unftreitigen Schuld⸗ 
forderungs⸗ und Kontrakt⸗Sachen, ſo wie Verhandlung aller unſtreitigen „ 
gen, deren Gegenſtand 30 Rbl. S. M. nicht uͤberſteigt. 

4) Die Erthetlung von Zeugniſſen an Perſonen, die um das Yrmmennscht nachfuchen. 

5) Die Beglaubigung von Unterſchriften und Dokumenten jeder Art, und Ertheilung 
der Geburtsſcheine. 

6) Die Annahme und Aufbewahrung von Depofitengeldern. 

7) Die Verſiegelung und Inventur des in den Städten belegenen Vermoͤgens, mit Aus⸗ 
nahme jedoch der Säle, wo dies den Oberhauptmannsgerichten geſetzlich zuſteht. 

8) Die Einweiſung in den Beſitz in der Stadt belegenen Vermögens und Ausweiſung 
aus demſelben, ohne Ruͤckſicht auf den Stand der Eigenthuͤmer. 

9) Die Bezeichnung der Grenzen ſtaͤdtiſchen Vermögens. 

10) Die oͤſſentliche Verſteigerung des beweglichen Vermögens von Perſonen, die der 
Stadtgerichtsbarkeit unterliegen, und öffentliche Verſteigerung unbeweglichen in der Stadt 
belegenen Vermögens, ohne Ruͤckſicht auf den Stand der Eigenthuͤmer. 

11) Die Verhandlung aller Hypotheken- und Corroborationsſachen in Betreff in der 
Stadt belegenen Vermögens, in Grundlage der Civilgeſetze, ohne Beſchraͤnkung hinſichtlich 
des Betrags der Summe. 

Eben dort, und Inftruct. 1, Tit. 1; II, Kap. IV VI. 


* 
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Dritte Abtheilung. 
Von den Grenzen der Amtsgewalt der Magiſtrate. 


1426. Die Amtsgewalt eines jeden Magiſtrats beſchränkt ſich auf die Stadt und ber 
ren Gebiet. 
1427. In Adminiſtrativſachen ſtehen die Magiſtrate unmittelbar unter der Gouver⸗ 


nementsregierung. 
Vergl. d. b. d. 8 1424 angeführten Belege. 


1428. Wer mit dem Erkenntniſſe des Magiſtrats nicht zufrieden iſt, reicht feine Ber 
ſchwerde, in Grundlage der im Civilprozeſſe angegebenen Veſtimmungen, bei der Gouverne⸗ 
ments regierung ein. 


1429. In Kriminalſachen verhandeln und entſcheiden die Magiſtrate der Kurländi⸗ 
ſchen Städte allendlich über alle diejenigen Verbrechen der Stadtbewohner, in Folge welcher 
fie nicht der Todes ſtraſe, der Entziehung ihrer Standesrechte oder der beſonderen ihnen per⸗ 
ſonlich oder ihrem Stande nach zuſtehenden Rechte und Vorzüge unterliegen. Die Verhand⸗ 
lung über Verbrechen, welche eine der obengenannten Strafen nach ſich ziehen, wird mit 
dem Gutachten des Magiſtrats zur Reviſion dem Oberhofgerichte vorgeſtellt, ſelbſt wenn der 
Angeſchuldigte als nicht ſchuldig anerkannt worden. 

1840 Juli 9 (13641); vergl. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. 88 4247 u. 4254. 


1450. Die Magiſtrate find erſte Gerichtsinſtanz in allen denjenigen Civilſachen, 
die ihrer Natur nach nicht den Niedergerichten zugewieſen ſind. ’ 
Vergl. Inftruct. 1, Tit. I, 88 1, 3. 


1451. Die Magiſtrate find zweite Gerichtsinſtanz in allen Civilſachen, die aus den 
Niedergerichten an dieſelben mittelſt Appellation und Querel gelangen. 
Eben dort, 8 43. 


1452. Beſchwerden gegen die Erkenntniſſe der Magiftrate in Civilſachen werden beim 
Oberhofgerichte angebracht; allendlich entſcheiden die Magiſtrate alle Civilſachen, die an 
Werth 30 NH. S. M. nicht überſteigen. 

Eben dort; Mitauſches Poliz.⸗Regl. v. 1606; Gnad.⸗Urk. f. d. Stadt Libau v. 1625; Goldin⸗ 

genſche Burſprache v. 1695, 8 2; Neues Mitauſches Handels- und Brauer⸗Regl. v. 1781 

Jan. 18. 


Vierte Abtheilung. 
Von den Sitzungen und dem Geſchäftsgange in den Magiſtraten. 


1435. Die Magiſtrate halten ihre Sitzungen in den örtlichen Rathhäufern. 


1454. Die Magiftrate verſammeln ſich viermal wöchentlich zur Verhandlung der 
gerichtlichen Geſchafte; die Kriminalſachen aber, fo wie auch die Hypotheken-und Corrobo⸗ 
rationsſachen und der Schriftwechſel mit andern Vehörden, werden ohne Rüdficht auf die 


beſtimmten Sitzungen an jedem Tage, je nach Bedürfniß, beſorgt. 
Vergl. d. Mitauſche Polizj⸗Reglem. v. 1606. 


1435. In jedem Magiſtrate werden geführt: 1) ein Tiſchregiſter; 2) ein Journal; 


J) ein Partenregiſterz 4) ein Terminregiſter; 5) ein Verzeichniß der anhängigen Rechts 


ſachen; 6) eine Sitzungstabelle; 7) ein Arreſtantenverzeichniß; 8) ein Urthellsbuch für 
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Eivil-und Kriminalſachen; 9) ein Miſſiv; 10) ein Erpeditionsbuchz 11) ein Kaſſajournal 
uud die erforderliche Anzahl Hypotheken-, Schnur⸗und Kaſſabücher. Außerdem werden 
in allen Civil-und Kriminalſachen beſondere Spezialprotokolle geführt. 
Vergl. d. Kurl. Kanz.⸗Ordn. v. 1796. 
1436. Nachdem der Sekretair die Ausfertigungen durchgeſehen und contraſignirt hat, 
werden dieſelben vom Bürgermeiſter oder feinem Stellvertreter unterſchrieben. 
Eben dort. 
1437. In den Urtheilen, Beſcheiden und Verfügungen wird das Datum der Eröff— 


nung angegeben, und das Gerichtsſiegel beigedrückt. 
Eben dort. 


Fuͤnfte Abtheilung. 
Von den Verpflichtungen der Glieder und Beamten der Magiftrate. 


1438. Die gerichtlichen Geſchäfte werden, nach Verſchiedenheit der Anzahl der Raths⸗ 
glieder, unter dieſelben vertheilt; indeſſen unterliegen die auf dieſe Weiſe vorbereiteten 
Arbeiten jedenfalls der allgemeinen Beprüfung des Magiſtrats, und die Verantwortlichkeit 
in jeder einzelnen Sache iſt auch eine allgemeine für den ganzen Magiſtrat. 

Dieſer u. die folg. SS bis 1442 ber. auf ununterbr. Gewohnh. 

1459. Zu den Amtspflichten des Sekretairs im Magiſtrate gehört: 

1) Mündliche Geſuche und Erläuterungen der Parten ins Tiſchregiſter oder ins Spe⸗ 
zialprotokoll einzutragen, falls dieſes Geſchaͤft auf Anordnung des Magiſtrats nicht einem 
andern Kanzelleibeamten übertragen worden iſt. 

2) Ausfertigungen und Berichte abzufaſſen. 

3) Die Spezialprotokolle ſowohl in Civil- als auch in Kriminalſachen zu führen. 

4) Die Ausſagen der Zeugen niederzuſchreiben und die Zeugen zu beeidigen. 

5) Urtheile, Beſcheide und Verfügungen auf Befehl des Magiſtrats anzufertigen und 
zu eröffnen. 

6) Die Hypotheken-, Corroborations- und Rechnungsbücher zu führen. 


1440. Außer dieſen allgemeinen Pflichten hat der Sekretair noch von Amtswegen: 

1) Die gerichtlichen Kündigungen in Schuldſachen anzufertigen oder, wenn ſolche von 
den Gläubigern ſelbſt abgefaßt find, fie entgegen zu nehmen und einhändigen zu laſſen. 

2) Manifeſtationen, Proteſtationen, Rechtsbewahrungen und Erklaͤrungen aller Art zu 
beſorgen, mit Ausnahme der Wechſelproteſte, die zu den Amtsbefugniſſen der öffentlichen 
Notare gehören. 

3) Auszüge und Abſchriften von gerichtlichen Akten, jo wie Auszüge aus den Hypothe⸗ | 
ken⸗ und Corroborationsbüchern, zu ertheilen. 

4) Verſiegelung und Inventur vorzunehmen, ſobald keine ausdrückliche Bitte, daß ſol⸗ 
ches in der vollen Verſammlung des Magiſtrats geſchehe, ſtattgefunden. 

5) Offentliche Verſteigerung des beweglichen Vermögens zu veranſtalten. 

6) Zeugniſſe über Einweiſung in den Beſitz unbeweglichen in der Stadt 8 
mögens zu ertheilen. 


1441. Dieangelleifeamten find belichtet, die vom Setretait ee Schrif⸗ 
ten ins Reine zu n in vorgeſchriebener Weiſe zu führen und die e 
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dem ihnen auferlegten, und den Fähigkeiten eines jeden von ihnen und den Umſtaͤnden ge: 
maͤß unter fie vertheilten, Kanzelleigeſchaͤfte zu beſorgen. 


1442. In den Magiſtraten, die ihrer Verfaſſung nach zwei Buͤrgermeiſter haben, 
führt jeder von ihnen einen beſondern Schluͤſſel der Depoſitenkaſſe; wo aber nur ein Br: 
germeifter iſt, führt diefer einen Schluͤſſel und das aͤlteſte Rathsglied den andern; der dritte 
Schlüffel aber wird immer von dem Sekretair aufbewahrt. 


Sechſte Abtheilung. 
Von der Rechenſchaftsablegung und Verantwortlichkeit der Magiſtrate. 


1445. Der Civilgouverneur revidirt jährlich die Magiſtrate, um ſich an Ort und 
Stelle von der geſetzlichen Geſchaͤftsfuͤhrung zu überzeugen und befundenen Mängeln auf 
ordnungsmaͤßigem Wege abzuhelfen. 

Vergl. Allg. Reichsg. Bd. II, Alg. Gouv.⸗Verf. $ 604. 

1444. Die Entfernung vom Amte der Glieder und Beamten des Magiſtrats 
hängt von der Gouvernementsobrigkeit ab, die Entfernung der Kanzelliſten und Gerichts⸗ 
diener aber vom Magiftrate; die Amtsentſetzung jedoch, ſowohl der Glieder und Beamten, 
als auch der Kanzelliſten und Gerichtsdiener, findet nicht anders als auf Erkenntniß des 
Oberhofgerichts Statt. 

Vergl. Allg. Reichsg. B. II, Allg. Gouv.⸗Verf., $5 244, 255; Inſttruct. I, Tit. v, 51. 


Siebente Abtheilung. 
Von dem Schriftwechſel der Magiſtrate mit anderen Behörden. 


1445. Die Magiſtrate empfangen von dem Generalgouverneur, dem Civilgouver⸗ 
neur, der Gouvernementsregierung, dem Oberhofgerichte, dem Kameralhoſe, dem Domainen⸗ 
hofe, dem Kollegium allgemeiner Fuͤrſorge und der Medicinalverwaltung e und Vor⸗ 
ſchriften und ſenden Berichte und Unterlegungen an dieſelben. 

Vergl. Allg. Reichsg. B. II, Allg. Gouv.⸗Verf., 8 194 und folg. 


14416. Mit den Oberhauptmannsgerichten, den Kreisgerichten, den Hauptmanns⸗ 
gerichten, den Bezirksverwaltungen der Reichsdomainen, den Kreisrenteien, der Polizeiver⸗ 
waltung, dem Poſtkomptoir, der Zollverwaltung und der Baukomiſſion, fo wie unter 
einander, korreſpondiren die Magiſtrate durch Mittheilungen 

Eben dort. 


14447. Ergibt ſich die Notwendigkeit, eine andere höhere oder gleichſtehende Behörde 
an die geſetzliche Erfüllung der an diefelbe ergangenen Requiſition zu erinnern oder dazu 
anhalten zu laſſen, fo haben die Magiſtrate der Gouvernementsregierung darüber vor zu⸗ 
ſtellen. 


Eben dort, J 206. 


Drittes Hauptftüd. 
Von den Niedergerichten. 


Erſte Abtheilung. 
Von den Niedergerichten im Allgemeinen. 
IJ. Von dem Beſtande der Niedergerichte. 


1448. Die Glieder der Niedergerichte werden in der vollen Sitzung des Magiikeat, 
in Grundlage der im Staͤnderechte enthaltenen Vorſchriften, gewählt. 


1449. Die Kanzelleigeſchaͤfte in den Niedergerichten beſorgen die Rathsſekretaire. 
Die Niedergerichte ſtehen in keinem unmittelbaren Schriftwechſel mit höheren Behörden 
und Perſonen, ſondern erhalten und erlaſſen die noͤthigen Mittheilungen ſtets durch den 
Magiſtrat. Bei etwanigem Schriftwechſel mit gleichgeſtellten Beybrden koͤnnen in die 
Niedergerichte einige Kanzelleibeamte des Magiſtrats beordert werden. In Mitau und 
Libau, wo beim Magiſtrate zwei Sekretaire angeftellt find, beſorgen die zweiten Sekre⸗ 
taire die Kanzelleiarbeiten in den Niedergerichten; nur im Waiſengerichte der Stadt 
Mitau ſteht der Oberſekretair des Magiſtrats den Sekretairgeſchaͤften vor, übrigens ohne 


beſonders dafuͤr beſoldet zu werden. 
Ununterbr. Gewohnh. 


1450. Die Rathsglieder erhalten als Glieder der Niedergerichte keinen Gehalt. 
Eben ſo. 


II. Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz der Niedergerichte und von 
den Grenzen ihrer Amtsgewalt. f 

1451. Der Gerichtsbarkeit der Niedergerichte unterliegen überhaupt alle Einwohner 
der Stadt, die weder zu den Adeligen, noch zu den Perſonen gehören, welche der Rechte 
des perfönlichen Adels genießen. 

Inſtruct. I, Tit. I, 95 1, 2, 3. 

1452. Die Niedergerichte ſtehen unter Appellation und Reviſion des Magiſtrats, 
empfangen von ihm — und —.— und richten an * — und Unter⸗ 
legungen. 

1455. In den Niedergerichten werden von Privatperſonen keine Gelder zur Aufbe⸗ 
wahrung angenommen; ſolches iſt dem Magiſtrate vorbehalten. 

Ununterbr. Gewohnh. f 


III. Von den Sitzungen und dem Geſchaͤftsgange der Nieder— 
gerichte. 

1454. Die Niedergerichte halten ihre Sitzungen im Rathhauſe an denfelben Tagen 
der Woche, wie die Magiſtrate; nur die Waiſengerichte verſammeln ſich, ſtatt viermal 
in der Woche, bloß zweimal, und zwar Mittwochs und Sonnabends. 

Eben dort. 

1455. Die Niedergerichte haben keine beſonderen Tiſchregiſter, Journale und Miſſive, 
ſondern führen nur Spezialprotokolle und Partenregiſter. 

Eben dort. 
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Zweite Abtheilung— 
Von den einzelnen Niedergerichten. 


I. Von den Vogteigerichten. 

1456. Das Vogteigericht beſteht: 

1) In Mitau, Libau, Windau, Goldingen und Bauske: aus einem Gerichts⸗ 
vogte und den beiden juͤngſten Rathsherren, als Beiſitzern. Die beiden Gerichtsvoͤgte des 
Mitauſchen Magiſtrats (§ 1141, pkt. 1) wechſeln alle zwei Jahre im Vorſitz des Vogtei⸗ 
gerichts ab. 

2) In Haſenpoth: aus allen Gliedern des Magiſtrats, mit Ausnahme des Buͤr⸗ 
germeiſters. 

Dieſer § und die folgenden bis 1477 beruhen auf dem den Kurlaͤndiſchen Städten verliehenen 

Rigaſchen Stadtrechte, auf beſonderen, von Zeit zu Zeit für dieſe Städte erlaſſenen, beim $ 1424 

citirten Reglements, und auf ununterbr. Gewohnh., die ſich auf Grundlage dieſer Verordnungen 

ausgebildet hat. 

1457. Den Vogteigerichten unterliegen, von den der Stadtgerichtsbarkeit unterworfe⸗ 
nen Perſonen, nur Leute niedern Standes, die nicht das Groß- oder Stadtbuͤrgerrecht 
beſitzen. 


1458. Die Kompetenz des Vogteigerichts erſtreckt ſich auf Kriminal- und Ci⸗ 
vilſachen. N 


1459. Das Vogteigericht befaßt ſich nicht eher mit der Verhandlung einer Kriminal⸗ 
fache, als bis dieſelbe nach beendigter Vorunterſuchung aus der Stadtpolizei an den Ma: 
giſtrat gelangt iſt, der fie ins Journal verzeichnet und ſodann dem Vogteigerichte übergibt. 
Dieſes veranſtaltet darauf das foͤrmliche Verfahren in der Sache und unterlegt dieſelbe, 
wenn ſie ſpruchreif iſt, dem Magiſtrate. 


1460. Zur Kompetenz des Vogteigerichts in Civilfachen gehören : 

1) Schuldforderungs- und Kontraktſachen von Leuten niedern Standes, die nicht das 
Stadtbuͤrgerrecht beſitzen. 

2) Injurienſachen derſelben Perſonen. Alle übrigen Sachen aber, Concurs⸗ und 
Edictalſachen, fo wie Inventur, Verſiegelung, Sequeſter, Beſchlag, Immiſſon und Exmiſ⸗ 
ſion und oͤffentliche Verſteigerung des beweglichen und unbeweglichen Vermögens werden, 
wenn fie auch Perſonen betreffen, welche ihrem perſdnlichen Stande nach vor das Vogtei 
gericht gehören, nicht in demſelben, ſondern in dem Magiſtrate des Orts, in erſter Inſtanz 
verhandelt und vollzogen. 

1461. Räckſichtlich der Kompetenz der Vogteigerichte in Civilſachen macht das 
Libauſche Vogteigericht eine Ausnahme. Daſſelbe verhandelt alle Civilſachen, deren Gegen: 
ſtand die Summe von 30 Rbl. S. M. nicht uͤberſteigt, ſo wie auch alle Injurienſachen, 
in welchen eine Civilklage angeſtellt wird, ohne Ruͤckſicht darauf, ob Beklagter das Stadt⸗ 
buͤrgerrecht beſitzt, oder nicht; Sachen aber, deren Gegenſtand die erwähnte Summe über: 
ſteigt, verweiſt es an den Magiſtrat. 


1462. Das Vogteigericht verhandelt alle zu feiner Kompetenz gehörenden Civilſachen 


mündlich und laßt nur in verwickelten Fällen ſchriftliches Verfahren zu, ſucht in jedem 
Falle aber die ſtreitenden Theile gutlich auszugleichen. 


218 


1465. Rechtskraͤftig gewordene Urtheile vollſtreckt das Vogteigericht felbft, ausge: 
nommen in den Städten Mitau und Libau, wo die Vollſtreckung der Urtheile dem Poli⸗ 
zeiamte obliegt. 


II. Von den Waiſengerichten. 


146%. Das Waiſengericht beſteht: 

1) In Mitau: aus einem Buͤrgermeiſter als Vorſitzer, einem Gerichtsvogte und einem 
Rathsherrn als Beiſitzern. 

2) In Libau: aus dem aͤlteſten Rathsherrn als Vorſitzer und zwei andern Rathsherren 
als Beiſitzern. 

3) In Windau: aus dem aͤlteſten Rathsherrn als Vorſitzer und den beiden juͤngſten 
Rathsherren als Beiſitzern. 

4) In Goldingen: aus zwei Rathsherren, von welchen der Vorſitzer vom Magiſtrate 

ernannt wird. 

5) In Jakobſtadt: aus dem Bürgermeifter als Vorſitzer, zwei Rathsherren und den 
Aeltermaͤnnern als Beiſitzern. 

6) In Bauske: aus dem Buͤrgermeiſter als Vorſitzer, dem Gerichtsvogte und dem 
aͤlteſten Rathsherrn als Beiſitzern. 


1465. Der Gerichtsbarkeit des Waiſengerichts unterliegen uͤberhaupt alle Vormund⸗ 
ſchafts⸗- und Curatelſachen von Wittwen, Waiſen, Unmuͤndigen und unverheiratheten 
Frauenzimmern, die in der Stadt wohnen, ſofern ſie nicht zum Adel gehdren oder zu dem 
Stande der Perſonen, welche der Rechte des perſonlichen Adels genießen. 


1466. Zur Kompetenz des Waiſengerichts gehört insbeſondere: 
4) Die Vorſtellung an das Oberhofgericht über Beſtellung und nee von Vor⸗ 
muͤndern und Curatoren. 

2) Die Oberaufficht über das Vermögen der unter Vormundſchaft und Suratel flefenden 
Perſonen; die Reviſion der vormundſchaftlichen Rechnungen und Unterlegung derfelben 
an das Oberhofgericht. 

3) Die Abfindung der Eltern mit den Kindern früherer Ehe falls erſtere ein neues 
Ehebuͤndniß ſchließen. 

4) Die Verhandlung und Entſcheidung der Beſchwerden uͤber Vormuͤnder und Curato⸗ 
ren, ſo wie dieſer uͤber ihre Pflegbefohlenen. 

5) Die Verhandlung aller Erbſchichtungs⸗ und Teſtamentsſachen, Vorſtellung derſelben 
zur Entſcheidung des Magiſtrats und öffentliche Vorladung der Gläubiger und Erben. 

6) Die Inventur und Verſiegelung des von Unmuͤndigen und Abweſenden hinter: 
laſſenen Vermögens; Verwaltung und Verkauf deſſelben. 


1467. Beſchwerden über die Verfügungen und Urtheile des Waiſengerichts werden 
beim Magiſtrate, nach den im Civilprozeſſe enthaltenen Beſtimmungen, angebracht. 
1468. Rechtskraͤftige Erkenntniſſe des Waiſengerichts werden von dem Vogtei⸗ 
gerichte, in Mitau und Libau aber von den Polizeiaͤmtern vollſtreckt. 
III. Von den Wettgerichten. 
1469. Das Wettgericht beſteht: 
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1) In Mitau: aus einem Rathsherrn des Kaufmannsſtandes als beftändigem Vor: 
ſitzer, unter dem Namen Wett⸗Praͤſes, und aus vier Beiſitzern, von welchen zwei 
Rathsherrn find, die anderen zwei aber von der Kaufmannſchaft gewählt werden, und 
zwar einer von der Kruͤmer- und einer von der Handlungs- und Brauergeſellſchaft; fie 
werden vom Magiſtrate beſtaͤtigt und vereidigt. 

2) In Libau: aus einem Rathsherrn als Vorſitzer, zwei Aelteſten der Buͤrgerſchaft 
und zwei Buͤrgern der großen Gilde, die alle drei Jahre gewaͤhlt werden, als 
Beiſitzern. 

3) In Windau: aus dem zweiten Rathsherrn als Vorſitzer und vier Beifigern, 
welche der Magiſtrat aus der Kaufmannſchaft des Orts waͤhlt. 

4) In Goldingen: aus einem Rathsherrn, welcher unter dem Namen Wett⸗ 
richter den Vorſitz führt, und zwei Beiſitzern, welche der Vorſitzer ſelbſt aus der Kauf: 
mannſchaft des Orts waͤhlt. 

1470. Zur Kompetenz des Wettgerichts gehört: 

1) Ueber die aus Handelsgeſchaͤften entſtehenden Streitigkeiten zu erkennen und 
uͤber die Beſchaffenheit der im Handel befindlichen Kaufwaare zu entſcheiden. 

2) Auf Handelswaaren in Auftrag der Gouvernementsregierung Arreſt zu legen, in 
dringenden Faͤllen aber auch von ſich aus. 

3) Ueber Maß und Gewicht, über Wrake, über Maͤrkte und Speicher die Aufſicht 
zu fuͤhren, Vor⸗ und Aufkauf und geſetzwidrigen Handel zu verhuͤten und ſich allen 
Obliegenheiten der Handelspolizei zu unterziehen. 

4) Die Handelslehrlinge einzuſchreiben und ihnen nach Ablauf der geſetzlichen Lehr⸗ 
zeit Atteſtate zu ertheilen. 

5) Die Streitigkeiten zwiſchen Handlungsherren und Handlungsdienern zu ſchlichten. 

1471. Rechtskraftige Erkenntniſſe des Wettgerichts werden von dem Dogteigerichte, 
in Mitau und Libau aber von den Polizeiaͤmtern, vollſtreckt. 


IV. Von den Amtsgerichten. 

1472. Das Amtsgericht beſteht: f 

1) In Mitau: aus einem Rathsherrn, welcher unter dem Namen Amtsherr den Bor: 
ſitz führt, und zwei Rathsherrn als Beiſitzern. 

2) In Libau: aus einem Rathsherrn, als Vorſitzer, und dem Aeltermanne und drei 
Aelteſten der kleinen Gilde als Beiſitzern; letztere, d. h. der Aeltermann und die Aelteſten, 
wechſeln alle drei Jahre. 

3) In Windau aus dem aͤlteſten Rithsherrn als Vorſitzer und aus dem Aeltermanne 
Be Amtsmeiſtern, welche der Magiſtrat aus verſchiedenen Zuͤnften ewaͤhlt, als 
Beiſitzern. 

4) In Goldingen: aus einem Rathsherrn, welcher unter dem Namen Amtspräfes 
den Vorſitz führt, und vier Amtsmeiſtern des Orts, die der Vorſitzer ſelbſt wählt, als 
Beiſitzern. 

5) In Grobin: aus einem Rathsherrn als Vorſitzer und den Amts⸗Aeltermuͤnnern 
als Beiſitzern. 


1475. Zur Kompetenz des Amtsgerichts gehört : 


1) Auf Beobachtung der Handwerksſchragen zu ſehen und die gewaͤhlten Amtsaͤlter⸗ 
maͤnner und Beiſitzer zu beſtaͤtigen. 
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2) Alle Streitigkeiten der Gewerke, welche Gewerbe, Zuͤnfte oder Schragen betreffen, 
zu entſcheiden. 

3) Ueber alle Klagen der Meiſter, Geſellen und Lehrlinge zu erkennen. 

4) Alle Beſchwerden uͤber verdorbene, verzoͤgerte oder uͤbertheuerte Handwerksarbeit und 
über Lieferung ſchlechter Handwerkswaare zu entſcheiden. 

5) Injurien und Streitigkeiten, welche bei den Amtszuſammenkuͤnften und in Geſel⸗ 
lenherbergen vorfallen, zu unterſuchen. 


1474. Rechtskraͤftige Erkenntniſſe des Amtsgerichts werden von dem Vogteigerichte, 
in Mitau und Libau aber von den Polizeiaͤmtern, vollſtreckt. 


V. Von dem Kaͤmmereigerichte. 


1475. Das Kaͤmmereigericht in Mitau wird vom Magiftrate aus zwei Rathsherrn 
zuſammengeſetzt. 

1476. Das Kaͤmmereigericht entſcheidet alle Streitigkeiten über Grenzen und Ser⸗ 
vituten der Stadtplaͤtze und Haͤuſer, ohne Ruͤckſicht auf den Stand des Beſitzers, auch 
Adelige und Perſonen, welche das Groß- oder Stadtbuͤrgerrecht beſitzen, nicht ausgenommen. 
Beſchwerden gegen die Erkenntniſſe des Kaͤmmereigerichts werden beim Magiſtrate nach 
den im Civilprozeſſe angegebenen Beſtimmungen angebracht. 


1477. Rechtskraͤftige Erkenntniſſe des Kaͤmmereigerichts werden vom Polizeiamte 
vollſtreckt. 


Viertes Hauptſtuͤck. 
Von der Verfaſſung der Polizeiämter. 


1478. Beſondere Polizeiaͤmter gibt es nur in den Städten Mitau und Libau. 
4810 Nov. 22 (24435). 


1479. Das Polizeiamt beſteht aus einem Allerhöchſt angeftellten Polizeimeiſter und 
zwei Beiſitzern, von welchen einer aus den Adeligen und der andere vom örtlichen Magi⸗ 
ſtrate aus den Rathsgliedern gewählt wird. Ihre Anſtellung 8 unter Beſtaͤtigung 


der Gouvernementsregierung. 
Eben dort. 


1480. Die Polizeiverwaltungen haben, nach dem für fie beſtimmten Etat, die erfor⸗ 
derliche Anzahl von Kanzelleibeamten, Quartalaufſehern und Wachtmeiſtern; die Beſtaͤti⸗ 
gung der zu Sekretairen und Quartalaufſehern gewählten Beamten hängt von der Gous 


vernementsregierung ab. 
Eben dort. 


1481. Die Summen zum Unterhalt der Polizeiverwaltung werden aus den Stadt⸗ 
einkuͤnften verabfolgt; die Beſoldung der Polizeimeiſter wird durch die Staatsregiecung 
beſtritten. 

Eben dort: 

1482. Die Kompetenz der Polizeiverwaltungen in Mitau und Libau iſt dieſelbe, 

wie die durch die allgemeinen Reichsgeſetze der Stadtpolizei übertragene, mit denjenigen 
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Modiffkationen, die aus der eigenthümlichen Verfaſung der Magiſtrate und der übrigen 
Behoͤrden dieſer Staͤdte hervorgehen. 
Vergl. Allg. Reichsg. B. II, Allg. Gouv.⸗Verf. $ 3952. 


Fuͤnftes Hauptſtuͤck. 
Von der Verfaſſung der beſonderen Stadtverwaltungen und Kollegien. 


Erſte Abtheilung. 
Von der Verfaſſung der Stadtkaͤmmereien. 

1485. Die Stadtkaͤmmerejen in den Städten des Kurlaͤndiſchen Gouvernements 
beſtehen: 

1) Aus einem Gliede des Magiſtrats, der vom ganzen Magiſtrate, mit Zuziehung der 
beiden Stadtaͤltermaͤnner, gewahlt wird. a 

2) Aus den beiden Stadtaͤltermaͤnnern. 

3) Aus zwei Aelteſten von der Kaufmannſchaft und zwei Aelteſten aus den Gewerken. 

4) Aus einem Buͤrger von der Kaufmannſchaft und einem Buͤrger aus den Gewerken. 

Inſtr. f. d. Stadtkaͤmmereien v. 1834 Aug. 16, § 1. 


1484. Das Rathsglied führt den Vorſitz in der Stadtkaͤmmerei und beſtimmt auf 
Antrag des wortführenden Stadtaͤltermanns die zu haltenden Sitzungen. 
Eben dort, 5 2. 


1485. Die Kämmerei kann ihre Sitzungen nicht anders, als im Beiſein des ermählten 
Magiſtratsgliedes, oder bei deſſen Abweſenheit, unter dem Vorſitze eines hierzu vom Ma⸗ 
giſtrate abgeordneten andern Gliedes, halten. 

Eben dort, $ 3. 


1486. Das in der Kämmerei den Vorſitz habende Magiſtratsglied iſt verpflichtet, 
falls irgend Unordnungen oder Eigenmäͤchtigkeiten in der Kaͤmmerei vorgehen, bei eige⸗ 
ner Verantwortung darüber ſogleich dem Magiſtrate zu berichten; jedoch kann es an den 
durch Stimmenmehrheit gefaßten Beſchluͤſſen nichts abuͤndern. 

Eben dort, $ 4. 


1487. Die Glieder der Kaͤmmerei, mit Ausnahme des Magiftratsgliedes ($ 1483, 
pkt. 1) und der Stadtaͤltermaͤnner, werden alle drei Jahre im Anfange des Januar⸗Mo⸗ 
nats, von der geſammten Buͤrgerſchaft durch Stimmenmehrheit erwaͤhlt und vom Magi⸗ 


ſtrate beftätigt. 
Eben dort, $ 6. 


1488. Die neuerwählten Glieder werden nach erfolgter Betätigung bei dem Magi⸗ 

ſtrate in Eid und Pflicht genommen; ſodann ſchreitet der Magiſtrat zur Wahl des der 

Kämmerei vorfigenden Rathsgliedes, und inſtallirt die aufs neue formirte Stadtkaͤmmerei. 
Eben dort, $ 7. 


” 
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1489. Die Ernennung der neuen Kaͤmmereiglieder dorf jedoch nicht eher vorgenom⸗ 
men werden, als bis die bisherigen Glieder die Bücher der Kaͤmmerei in vollſtaͤndige Ordnung 
gebracht, und vor einer Delegation des Magiſtrats gehdrige Rechnung abgelegt haben. 

Eben dort, $ 8. 


1490. Bei eintretenden Vakanzen während der beſtimmten drei Jahre iſt die Wahl, 
Betätigung und Beeidigung des neuen Gliedes in gleicher Art, wie oben beſtimmt 
worden, zu veranſtalten, nur mit dem Unterſchiede, daß die zu waͤhlenden Glieder nicht 
auf den vollen Zeitraum von drei Jahren, ſondern nur fuͤr die noch uͤbrige Zeit des lau⸗ 
fenden Trienniums gewaͤhlt werden. 

Eben dort, $ 9. 

1491. Die Kämmereiglieder können nach Verlauf ihrer dreijährigen Dienftzeit 
aufs neue wieder gewaͤhlt werden, und dürfen die Wahl nur aus geſetzlichen Gründen, 
oder wenn fie ſchon während drei Triennien im Amte geſtanden, verbitten. 

Eben dort, $ 10. 

1492. Sollte, außer dem Rathsgliede und den StadtältermÄnnern, irgend ein Mit⸗ 
glied der Kaͤmmerei aus geſetzlichen Gründen vor Ablauf des dreijährigen Termins um 
feine Entlaſſung nachſuchen muͤſſen, fo iſt das Geſuch bei der Kaͤmmerei einzubringen, 
und von dort dem Magiſtrate zur weitern Verfuͤgung zu unterlegen. In gleicher Art iſt 
bei eintretendem Todesfalle eines Mitgliedes der Kaͤmmerei dem Magiſtrate zu berichten, 
welcher das Erforderliche wegen der neuen Wahl anordnet. 

Eben dort, $ 11. 

1495. Die Kaͤmmerei iſt dem Magiſtrate untergeordnet, und hat des Magiſtrats 
Befehle und Anweiſungen zu befolgen; wenn aber der Magiſtrat entweder etwas Wi⸗ 
dergeſetzliches anordnet, oder ſich eine Einmiſchung in die Beſugniß der Kaͤmmerei er⸗ 
laubt, ſo iſt dieſe berechtigt der Gouvernementsregierung direkt daruͤber zu berichten. 
Dergleichen Berichte müffen von allen Gliedern der Kaͤmmerei unterſchrieben werden, 
und ſollte ein oder das andere Glied abweichender Meinung ſein, ſo hat es dies bei der 
Unterſchrift anzumerken. 

Eben dort, $ 12. 

1494. Alle Glieder der Kämmerei, mit Ausnahme des vorſitzenden Magiſtrats⸗ 
gliedes, find einander gleich berechtigt; der Vortrag aller Sachen und die Leitung der Ge⸗ 
ſchuͤfte gebührt aber dem jedesmaligen Aeltermanne der Kaufmannſchaft. 

Eben dort, $ 13. 

1495. Die Obliegenheit der Kaͤmmerei beſteht in gehöriger und ordnungsmäßiger 
Verwaltung aller Stadtmittel und Stadteinkuͤnfte, in Fuͤhrung der gehörigen Rechnun⸗ 
gen darüber, und in der Sorge, die Stadteinkuͤnfte zur Deckung der nothwendigen Aus: 
gaben, ohne Ueberlaſtung jedoch der Buͤrger, moͤglichſt zu vermehren. 

Eben dort, J 14. 

1496. Daher muß die Kämmerei ganz genaue Kenntniß von den Stadtmitteln und 
den Stadteinkuͤnften, gleichmäßig auch von allen aus ſelbigen zu beſtreitenden Aus⸗ 
gaben beſitzen. Es find der Kaͤmmerei zu ſolchem Behufe alle hierauf Bezug habenden 
Akten, Bücher und Dokumente von dem Magiſtrate mit einem ſpeziellen Verzeichniſſe 
zuzuſtellen. f 

Eben dort, $ 15. 

1497. Die Kämmerei erhebt alle Stadteinkuͤnfte ohne Ausnahme; dergleichen 

Gelder aber werden niemals von einzelnen Gliedern der Kaͤmmerei in ihrer Wohnung, 
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fondern immer nur in der vollen Sitzung gegen Quittung empfangen. In Fällen ſaͤumi⸗ 
ger Einzahlung der Stadteinkuͤnfte berichtet die Kaͤmmerei dem Magiſtrate, und es hat 
alsdann Letzterer ſofort mit der Execution zu verfahren. 

Eben dort, $ 16. 


1498. Die Kaͤmmerei wacht vorzüglich darüber, daß ſich keine Ruͤckſtaͤnde anhäufen, 
fondern die Einzahlung der Pachten, Grundgelder u. ſ. w. in den fälligen Terminen 
erfolge, und daß gegen die ſaͤumigen Zahler ſogleich mit der Execution verfahren werde. 
Falls Rüͤckſtaͤnde ſich anhaͤufen, haften die Kaͤmmereiglieder mit ihrem Vermögen. 

Eben dort, $ 17. 


1499. Alle einfließenden Stadteinkuͤnfte find ſogleich in ein alljährlich vom Mas 
giſtrate gegebenes, von ihm beglaubigtes und beſiegeltes, Schnurbuch einzutragen, und 
bis zu den erforderlich werdenden Auszahlungen in einem dazu beſtimmten Kaſten auf⸗ 
zubewahren. 

Eben dort, J 18. 


1500. Die Stadtkaſſe, zu welcher der wortfuͤhrende Stadtaͤltermann, ein Aelteſter 
aus der Kaufmannſchaft und ein Aelteſter aus den Gewerken, jeder einen beſondern 
Schluͤſſel haben muͤſſen, das vorſitzende Magiſtratsglied aber das Siegel zu bewahren 
hat, iſt entweder in dem für die Sitzungen der Kaͤmmerei auf dem Rathhauſe beſtimm⸗ 
ten Lokale, oder Behufs der noch groͤßern Sicherheit dort, wo ſich die Schildwache bei 
dem Magiſtrate befindet, aufzubewahren. 

i Eben dort, $ 19. 


1501. Die Kämmerei iſt befugt, auch ohne beſondere Vorſchrift von Seiten des 
Magiſtrats, von ſich aus, ſeiner Zeit und in feſtgeſetzter Weiſe, alle durch die beſtehen⸗ 
den Vorſchriften angeordneten Maßregeln zu ergreifen. 

Eben dort, $ 20. 


1502. Die Kämmerei hat im September⸗Monat über Einnahme und Ausgabe 
der Stadt ein Budget fuͤrs folgende Jahr zu entwerſen, und durch Vermittelung des 
Magiſtrats zur Beſtatigung an die Gouvernementsregierung vorzuſtellen. Hierbei iſt 
die Deckung der Ausgaben aus den dazu beſtimmten Revenuͤen der Stadt nachzuwei⸗ 
ſen, ſo daß nach dieſer Beſtimmung, ohne von derſelben abzuweichen und eine Summe 
mit der andern zu verwechſeln, die Zahlungen zu machen ſind. 

Eben dort, $ 23. 


1505. Für die genaue und richtige Berechnung aller Stadteinkuͤnfte iſt zunächſt die 
Kaͤmmerei verantwortlich, wogegen der Magiſtrat die ſeinerſeits in Beziehung auf die 
Stadteinkuͤnfte und die Verausgabungen getroffenen Anordnungen zu verantworten hat. 

Eben dort, 9 24. ö 


1504. Der Magiſtrat iſt verpflichtet, nöthigenfalls dem Civilgouverneur und all⸗ 
jährlich dem Kameralhofe Rechnung über die Stadteinkünfte und deren Verwendung 
abzulegen; zu dieſem Ende hat die Stadtkaͤmmerei alljährlich zur Mitte des December: 
Monats uͤber die Verwaltung der Stadteinkuͤnfte dem Magiſtrate genaue, von allen 
Kaͤmmereigliedern unterſchriebene, Rech nung abzulegen. Findet der Magiſtrat, nach Be: 
prüfung der Rechnung, dieſelbe in allen Theilen derſelben richtig, fo hat er der Kaͤmmerei 
daruber förmlich mittelſt Befehls zu quittiren, die Rechnungen aber zur Reviſion an 
den Kameralhof einzuſenden. 


Eben dort. 
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1505. Sollten außerordentliche Veranlaffungen den Magiſtrat beſtimmen, auch vor 
dem jährlichen Termine die Stadtkaſſe zu revidiren, fo hat die Kaͤmmerei ſpaͤteſtens in 
Zeit einer Woche dem Magiſtrate gehörige Rechnung uͤber den Zuſtand der Kaffe abzu⸗ 
legen, und der Magiſtratsdelegation den baaren Beſtand derſelben vorzuzeigen. 

Eben dort, $ 25. 


1506. Damit die Gouvernementsobrigkeit und die an der Zahlung der Stadtabga⸗ 
ben theilhabenden Bürger ſich von der richtigen Adminiſtration der Stadteinkuͤnſte uͤber⸗ 
zeugen können, hat die Kämmerei alljährlich nach geſchloſſener Jahresrechnung die 
Bilanz der Einnahme und Ausgabe drucken zu laſſen und durch den Magiſtrat dem 
General gouverneur, dem Civilgouverneur, der Gouvernementsregierung und dem Ka: 
meralhofe Exemplare davon vorzuſtellen. Auf Verlangen der Stadtbewohner verab— 
folgt ihnen die Kaͤmmerei ſolche Exemplare gegen Entrichtung der dafür berechneten Druck— 
koſten. 

Eben dort, $ 28. 


Zweite Abtheilung. 
Von der Verfaſſung des Quartierkollegiums. 


1507. Das Quartierkollegium beſteht: 

1) In Mitau und Libau: aus vier Gliedern, welche jährlich aus den hausbeſitz⸗ 
lichen Adeligen, den Exemten (8), den Kaufleuten, und den Handwerkern, zu einem aus 
jedem Stande, gewaͤhlt werden. 

2) In Windau: aus drei Gliedern, welche alle drei Jahre zu einem aus den 
hausbeſitzlichen Adeligen, den Eremten, dem Kaufmanns- und dem Handwerksſtande, 
gewaͤhlt werden. 

3) In Goldingen: aus fünf Gliedern, welche jährlich zu einem aus den haus⸗ 
beſitzlichen Adeligen, den Exemten, den Kaufleuten, den Handwerkern, und den in 
der Stadt wohnhaften Hebruͤern, gewählt werden. Den Vorſitz führt das aus dem Adel 
gewaͤhlte Glied. 

4) In Haſenpoth: aus drei Gliedern, die jahrlich zu einem aus dem Adel und 
den Eremten, aus den Stadtbuͤrgern, und aus den Hebraern des Orts, gewaͤhlt werden. 

3) In Pilten: aus vier Mitgliedern, welche jaͤhrlich zu einem aus dem Adel, den 
Eremten, dem Buͤrgerſtande, und den Hebraͤern, gewaͤhlt werden. 

6) In Grobin: aus vier Gliedern, welche zu einem aus dem hausbeſitzlichen Adel, 
der Kaufmannſchaft, den Handwerkern, und den Hebraͤern, auf unbeſtimmte Zeit ges 
waͤhlt werden. 

7) In Tuckum und Bauske: aus vier Gliedern, welche jährlich zu einem aus dem 
Adel und den Eremten, aus der Kaufmannſchaft, dem Handwerkerſtande, und den Hebräern, 
gewaͤhlt werden. 

8) In Jakobſtadt: aus vier Gliedern, welche jährlich zu einem aus dem Adel, den 
Exemten, den hausbeſitzlichen Buͤrgern der chriſtlichen, und denen der hebraͤiſchen Stadtge⸗ 
meinde, erwaͤhlt werden. Das vom Adel gewaͤhlte Mitglied führt den Vorſitz. 


„) perſönlich ſteuerfreie Individuen. 


9) In Friedrichſtadt: aus drei Gliedern, welche alle drei Jahre zu einem aus 
dem Adel und den Eremten, den Hausbeſitzern der chriftlichen, und denen der hebräifchen 
Stadtgemeinde, erwählt werden. Das von dem Adel und den Eremten erwählte Mit: 
glied führt den Vorſitz. Die Wahl deſſelben durch die zum Stande der Adligen und Exem⸗ 
ten gehörenden Perſonen findet unter der Auſſicht des ortlichen Hauptmannsgerichts Statt; 
die übrigen, beiden Mitglieder werden, unter Direktion des Magiſtrats, von jeder einzel⸗ 


nen Gemeinde aus ihrer Mitte gewaͤhlt. dn 
> diefen $ und auf die folgenden bis 1510: a) fih die im Citate zum $ 1456 gemachte 
Bemerkung. . Fr a nun d nien . A| 


1308. Die Glieder des Auntiatoleglums dienen elite ee 
der Gouvernementsregierung im Amte beſtaͤtigt. In Mitau und Libau ſtellen die wahl⸗ 
berechtigten Stände, durch das Oberhauptmannsgericht und den Magiſtrat, der Gouverne⸗ 
mentsregierung zwei Kandidaten vor, von denen dieſe einen anſtellt und beſtaͤtigt. In 
Friedrichſtadt werden die Glieder des Quartierkollegiums vom Magiſtrate in ihrem Amte 
beſtaͤtigt. 7 wo u ar 

1509. Das  uortierfollegium erhebt und verwaltet die Beitrage, welche von 
den Hausbeſitzern der Stadt zur Beſtreitung der Quartierlaſt eingezahlt werden, 
we; ſorgt für das Unterbringen und die geſetzlichen — einquartietten 

Militaire, nr ee a did 1740 nt oe 

1510. Das Quartierkollegium fteht unter der Direktion der eee e 
rung und der unmittelbaren Aufſicht und Kontrolle: 

4) In Miten, X Tuckum, Bauske FIRE des Dekade, und des 
* . 12 


Ni % nn * nn 


5 In Windau, des Hauptmanns,, des Birgermeiſtes und dreier Mitglieder des 
Gremtenz, des Kaufmanns, und des Hondwerksſtandes, welche halbjährlich die Behamm- 
gen des Kollegiums revidiren. ei ar nu , 

N Au Golvlagen, aller zur Wahl der Glieder des Kolleg e e e W 
nee len een 


e nu n ar M en ee Mahl u r 
{ Dritte Abtheilung. n 
Von der Verſoſſung der enen eee 
1511. Die Steuerverwaltung beſtehtt :: 
1) In Mitan: aus einem Rathsherrn, dem, für den Seer end die Rech⸗ 
nungsführung, ein wachen ein Bachfaltrgehlfe und in & 1 We bei⸗ 

gegeben ſind. 12 77 E An Bring f nu % 

2) In Libau aus einem Mitgliede des Magiſtrats, als Borfige, und zwei Beiſtzem, 
zu einem aus e, Buchhalter ſteht den Kanzelleigeſchaͤften und dem Rech⸗ 
wee vo s 

3) In Goldingen: aus einem auf unbeſtimmte Zeit gewaͤhlten Rothsgliede. 

10 In Grobin aus zwei Rathsgliedern, denen für, das Rechnungsweſen der Sekretait 
des Magiſtrats beigegeben iſt. 

5) In Bauske: aus einem eee ren wache und einen Kanzelliſten 
zur Beihuͤlfe hat. 

6) In Jakobſtadt: aus einem Birgermeiſter und zwei Ruthsheren. 

1 Th. 15 


Sia au 26 


4 * 


7) In —— aus dem Bürgermeifter und zwei Aeltermaͤnnern. 
. d. Steuerverw. d. Kurl. Städte v. 1824 Sehr. 7. 

1512. In den — in welchen es keine beſondere Steuerverwaltung gibt, un⸗ 
terziehen ſich den Gefchäften derſelben unmittelbar die Magiſtrate ſelbſt. In Tuckum 
werden die Angelegenheiten der Steuerverwaltung in einer beſondern Abtheilung des Ma⸗ 
giſtrats, bei welcher zur Fuͤhrung der Rechnungen ein beſonderer Buchhalter ugefieht iſt, 
verhandelt. 

Eben dort. 

1515. Die Glieder der Steuerverwaltung, ausgenommen in Mitau und Libau, wo 
ſie aus den Stadteinkuͤnften beſoldet werden, dienen unentgeldlich; die Buchhalter aber, 
welche bei einigen derſelben angeſtellt ſind, werden aus den Beitraͤgen der Eruerpflichtigen 
Bene 

Eben dort. 

1514. Die Steuerverwaltung ſorgt fuͤr die Erhebung der von den Stadtbewohnern an 
die Krone zu zahlenden Abgaben, und liefert ſie an den Magiſtrat zur Ginsahlung an die 
Kreisrentei ab. 

Eben dort. 
1515. Die Steuerverwaltung fteht unter der unmittelbaren Direktion des Magiſtrats, 


wie die Wen kontrollirt und fie zur Reviſion an den Kametalhof einſchickt. 
Eben dort. 


Vierte Abtheilung. 


Von der Verſaſſung einiger beſonderen Stadtverwal n und Kollegien in Liban, 
Jakobſtadt und Friedrichſtadt. 


I. In eibau. 


1516. Außer den in den vorhergehenden Abtheilungen angegebenen Bensaltungen 
und Kollegien findet ſich in Libau das Anlagedirektorium. Es beſteht aus vier Mit⸗ 
gliedern, welche von der Kaufmannfchaft aus ihrer Mitte erwählt, und von der Gouverne⸗ 


mentsregierung im Amte beſtaͤtigt werden. 

Auf dieſen $ und auf die folgenden bis A525 ae e die im Se zum 9 1456 gemachte 

Bemerkung. m ae 

1517. Das Knlagediretorium hat zum And, für r Zinſenzahlung det Stadt⸗ 
ſchulden und zugleich nach Möglichkeit für die allmaͤhlige Abzahlung der letztern zu ſorgen, 
und zwar aus einem Fond, der aus einer von der Kauſmannſchaft freiwillig gezahlten Ab⸗ 
gabe von 1 Procent von allen ein: und ausgeführten Waaren gewonnen wird. Von dieſer 
Abgabe wird ein Drittel zur Tilgung der Schuld und Bezahlung der Zinfen verwendet. 


1518. Das Anlagedirektor ium iſt dem Magiſtrate und der Gouvernementstegie⸗ 
rung untergeordnet. 


II. In Jakobſtadt. 


1519. Die beſondern Verwaltungen in Jakobſtadt find; 1) die Weeifeverwaltung, 
welche für die Erhebung und Einzahlung der Kronsgetränkefteuer zu ſorgen hat; 2) das 
Armenkollegium, welches die Armenanſtalten verwaltet, und für die Stadtarmen ſorgt; 
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3) die Feuerreviſionskommiſſion, welche jährlich die Rauchfaͤnge und Oefen in den 
Haͤuſern beſichtigt und dafiir zu ſorgen hat, daß die ſchadhaften von ihren Eigenthuͤmern 
reparirt werden; 4) die Kommiſſion fuͤr den Serviceanſchlag, welche den von dem 
Quartierkollegium gemachten Anfchlag für die Beduͤrfniſſe zur Beſtreitung der Einquartie⸗ 
rungslaſt prüft und der Gouvernementsregierung vorſtellt. 


1520. Die Aecifeverwaltung beſteht, unter Vorſitz eines Rathsgliedes, aus drei 
vom Magiſtrate und drei von der Schenkergeſellſchaft gewahlten Mitgliedern; fie dienen 
unentgeldlich, und wechſeln alle vier Jahre. Die ae ſteht unter der Direk⸗ 
tion des Magiſtrats. 


1521. Das Armenkollegium beſteht aus drei Gliedern, welche vom Magistrate auf 
unbeſtimmte Zeit gewaͤhlt werden, und unter der Direktion beifelben ſtehen. Die Mitglie⸗ 
der des Armenkollegiums beziehen keinen Gehalt. 


1522. Die Feuerreviſſonskommiſſion aus dem Gerichtsvogte, einem 
Rathsherrn nach Wahl des Magiſtrats, einem Brandmeiſter und einem Feuerherrn, welche 
beide letztere vom Magiſtrate angeſtellt werden. Die Feuerreviſionskommiſſion ſteht unter 
der Direktion des Magiſtrats. e N t 


1523. Die Kommiſſion für den Serviceanſchlag beſteht, unter dem Vorſite des 
Selburgſchen Oberhauptmanns, aus dem wortfuͤhrenden Buͤrgermeiſter und vier Hausbe⸗ 
ſitzern, welche auf dieſelbe Weiſe wie die Elieder der Quartierkollegiums — werden. 
Die Kommiſſion ſteht unter der Direktion der rb W 


III. In Friedrichſtadt. 


1 
1524. Die beſondern Verwaltungen in Friedrichſtadt find: 1) die Tae — 
tung; 2) die Kommiſſion für den Ser viceanſchlag. 9 b! 


1525. Die Keeifeverwaltung befleht, unter dem Vorfige eines Aeltennunns, aus 
vier ſchentberechtigten Bürgern, welche von ihren Standesgenoſſen gewählt werden. Sit 
werden mit Beſtätigung des Magiſtrats auf drei Jahre angestellt, e Sechs 
lich. Die Acciſeverwaltung fteht unter der Direktion des Magiſtrats. m 


1526. Die Kommiſſion für den Serviceanſchlag beſteht, unter Doch des drt: 
lichen Oberhauptmanns, aus dem Bürgermeifter, einem Hausbeſitzer aus dem Stande der 
Exemten, und zwei Hausbeſitzern aus dem Bürgerſtande. Der Oberhauptmann und der 
Birgermeiſter wählen die hausbeſitzlichen Glieder; dieſelben dienen unentgeldlich und wer⸗ 
den jahrlich durch neue Wahl erſetzt. Oi Kommiſſion bah Ha der Direktion der A 
vernementskegitrung. f 


r 
* 


ft 


Fuͤnftes Buch. 


Verfaſſungen der Stadt Narva. 
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Erſtes Haupt ſt ü ck. 3 
Von der Verfaſſung des Magiſtrats. 
Eeſte Abtheilung. 7 8 4 
Von dem Beſtande des Magiſtrats. 


1527. Der Narvaſche Magiſtrat beſteht aus zwei Bürgermeiſtern und acht Han 
herren. Einer der beiden Bärgermeifter heißt Juſtizbuͤrgermeiſter, der andere Kommerz⸗ 
und Polizei⸗Buͤrgermeiſter 

Kön. Schwed. Ref. v. 1583 Juli 22, 1594 Mai 11, 1642 Sept. 12, f 4, 1646 Juli A, 

1698 Nov. 14; Regl. d. großen Gilde der Stadt Narva 1668, 4 25; Etat d. Stadt Narva 

v. 1740 Juni 19. 


1528. Die Buͤrgermeiſter und Rathsherren werden in Grundlage der im Stände: 
rechte enthaltenen Beſtimmungen gewahlt. i Mn e DE 


1529. Beim Magiſtrate find angeftellt: ein Sekretair für die Verhandlungen in 
Ruſſiſcher, und ein zweiter für die in Deutſcher Sprache; ein Protonotar zur Fuͤhrung des 
Protokolls; ein Translateur für die Ruſſiſche Sprache; acht Kanzelliſtenz und außerdem ein 
Stadtoffizial oder Fiskal, ein Stadtbuchhalter, ein Stadtauktionator, ein Stadtwachtmeiſter 
und acht ER ER welche auch bei den Unterbehoͤrden diefes Amt ee muͤſſen. 

Vergl. d. Ref. v. 1647 Nov. 28. ern. ach 


1550. Sinnliche Beamte und Diener des Magiſtrats werden vom Megiſtrate 
ſelbſt angeſtellt und entlaſſen. Der Sekretair für den Deutſchen Schriftwechſel muß aus 
dem Gelehrtenſtande ſein. Sollte es an Kanzelliſten mangeln ‚fo iſt es dem Magiſtrate frei⸗ 
geſtellt, auch Steuerpflichtige, gegen eine Geldvergiͤtung, für die Kanzelleiarbeiten zu 
gebrauchen, ohne fie jedoch als Kanzelliſten anzustellen. 

Ununterbr. Gewohnh. 


1531. Die Glieder und Beamten des Magiſtrats, fo wie die der Unterbehörden, 
und alle Stadtbeamten und Diener, werden aus den Stadteinkuͤnften beſoldet. 

Etat d. Stadt Narva v. 1698 Nov. 14; Allerh. beſt. Beſchluß d. Miniſt.⸗Kom. v. 1820 März 20 

(28209). 


1532. Als Gehaltszulage genießen die Beamten des Magiftrats gewiſſer Kanzel⸗ 
1 die nach einer beſonderen, auf vorgefchriebene Weiſe beftätigten, Tare erhoben 


Vergl. d. v. Magistrate publ. Taxe v. 1725. 
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Bweite Abtheilung. a * 
Ven der Gaichtsbateit und Kompetenz des Magifteats,.. | — 


1535. Unter die Gerichtsbarkeit des Magiſtrats gehören: 

1) In perſoͤnlicher Hinſicht: alle Einwohner der Stadt Narva, ihrer Worftädte 
und des Stadtgebiets, ohne Ruͤckſicht auf den Stand derfi Br mit en iedoch der 
Erb⸗ und Perſonlich⸗Adeligen. 

2) In dinglicher Hinſicht: alles in der Stadt, Na Vorftäten und innechalb des 
Stadtbezirks belegene Vermögen. Zur Gerichtsbarkeit des Narvaſchen Magiſtrats in Bes 
zug auf Handel, Schifffahrt und Einquartierung gehort auch der unweit Narva im Eſth⸗ 
laͤndiſchen Gouvernement belegene Landungsplatz Hungerburg. 

Kön. Schw. Ref. v. 4585 Juli 22, 104 Mai 11, 1617 Nov. 26, 1634 Aug. 19 5 20, 

4646 Juli 1, $ 4, 1682 Juli 5, 5 5, ut. v. ee a a. 

21; Alerh. bet. Mein. d. Reichsraths v. 1845 Juni 21. 8 


1554. Zur Kompetenz des Narvafchen Magiſtrats gehört: 


t 


— 


a. In Gemeinde: und Adminiſtrativſachen. TR 


1) Sich mit der großen und kleinen Gilde in Sachen, welche die ganze Birgeiſchoſt — 
hefe, gemeinkhaftlich a weder in Allem das as Abe der Stadt und ihre Rechte 
wahrzunehmen 


2) Die ſäͤdtiſchen Aelteſten zu betätigen. 

5) Die Stadtbeamten anzuftellen; fie für Amtsvergehen zu daneben N fir Amtsverbre⸗ 
chen aber fie zu entfernen und dem Kriminalgerichte zu übergeben. 

er) Das Bürgerrecht zu verleihen; zur Ausuͤbung von Handel und Gewerben in Grund⸗ 
der gefeglichen Beſtimmungen zu berechtigen. 

5) Die Beſtimmung uͤber die Aufnahme in die wohlthätigen Anftalten der Stadt und 
Grtheilung ſonſtiger Benefizien. 

6) Das Stadtvermögen. und die Staptauftalten in Grundlage der dafuͤr feſtgeſtellten 
Rn zu verwalten. 

7) Als Patron der Cvangeliſch⸗Lutheriſchen Kirche, den Stadtgemeinden die Kandidaten 
zu den erledigten Predigerftellen vorzuſchlagen, und dieselben nach erfolgter Wahl von Sei⸗ 
ten der Gemeinde zu berufen, fo wie die Aufſicht und die Verwaltung des Kirchenvermb⸗ 
gens zu führen. 

8) Das Quartierfollegium in feinen Handlungen zu beauſſichtigen und ſich von a ihm 
Rechenschaft ablegen zu laſſen. 

9) Die Stadtbauten durchs Baukollegium und den Stadtarchitekten be gen zu 
laſſen, Stadtplatze A — 50 155 zur Bebauung derſelben die vorgeſtelten Plane in 
gefeglicher Grundlage 

10) Den Zünften 2 . a Wöger und Fuhrleute die gehbrigen Verord⸗ 
nungen und Taren zu ertheilen. 

11) Den Oberlootſen, nach abgelegtem Eramen, beim Admiralitaͤtskollegium anzuſtel⸗ 
len, die Lootſen einzuſetzen, fo wie uͤberhaupt das ganze Lootſenweſen zu beaufſichtigen. 

12) Auf alles zu wachen, was den Handel und die Schiffahrt betrifft; alle Hinderniſſe 


1 
1 


230 


in dieſer Beziehung möglichft aus dem Wege zu räumen und zur Beförderung von Handel 
und Schiffahrt noͤthigenfalls die geſetzlichen Anordnungen von ſich aus zu treffen oder 
durch die Unterbehörden treffen zu laſſen. 


b. In Kronsintereſſe⸗ und Polizeiſachen. u 

13) Darauf zu wachen, daß die gi . ihr obliegenden Verpflichtungen gehörig und 
treulich erfuͤlle. 

14) Den Verkauf des Stempel: und Wechelrapiers der Tabacks⸗Banderolen zu ver⸗ 
anſtalten, und die Ertheilung der Podoroſchnen durch einen befonders dazu angeſtellten Be⸗ 
amten beſorgen und daruͤber in vorgeſchriebener Form Buch und Rechnung führen zu laſſen; 
das gelöfte Geld der nachſten Kreisrentei einzuſenden und dem Rameralpofe Rechenchaft dar: 
über abzulegen. 

15) Die Kopf- und Mekrutenſttuer) die Gildenſteuer der Raüflente; die Auma für 
den Verkauf des Branntweins zu empfangen und diefe Summen an die . erg 
rentei, mit Rechnungsablegung an den Kameralhof, abzufenden. 

16) Die Steuerrepartitionen für die Beiſaſſen⸗Gemeinden zu tatig und für die ge⸗ 
hörige Beitreibung ihrer Abgaben zu ſorgen. 

17) Dafuͤr Sorge zu tragen, d aß die von der Gemeinde zu ſtellende Anzahl Rekruten 
zum feſtgeſetzten Termine auch wüllic geſtellt wer 

18) Paͤſſe zu ertheilen. 

19) Auf Aufforderung der befugten Behörden Verſteigerungen beweglichen und unbe: 
weglichen Vermögens anſtellen zu laffen; Publikationen wegen öffentlicher: Bor‘ zu 
erlaffen und die Torgen abzuhalten. 

20) Auskuͤnfte über die Marktpreiſe zu ſammeln * ſie auf Wale den woa 
und Beamten der Staatsverwaltung mitzutheilen. 

21) Die unmittelbare Nufſicht darüber zu führen, daß keine verbotene Bicher 1 Um: 
laufe ſich befinden; den Druck von Anzeigen u, ſ. f., in fo weit dies den ortlichen Poli; 
zeibehoͤrden geſetzlich geſtattet iſt, zu bewilligen. N 


c. In Kriminalſachen. 


22) In Kriminalſachen, welche im Vogteigerichte unterſucht und verhandelt worden, 
ſchließlich oder begutachtend abzuurtheilen und dieſelben, in den geſetzlich beſtimmten Ballen, 
an das Eſthlandiſche Oberlandgericht zur Leuteratlon vorzuſtellen. 

23) Ueber Verbrechen, die von Adeligen in der en Frans weht Leine‘ die Dei 


che Unterſuchung anzuſtellen ($ 1538). 


d. In Civilſachen. 414177 

21) Beſtitigung der Vormünder auf Vorſtellung des Baifengerichts, Gntfcheidung 
in zweifelhaften und ſtreitigen Scllen, welche ihm vom Waifengerichte vorgeſtellt 9 
und Ermächtigung zur Veräußerung von Pupillenvermögen. f 

25) Ertbeilung von Atteſtaten an Wittwen und Wittwer, welche Kinder aus * 
früheren Ehe haben, zur Eintretung in eine neue Ehe. 

26) Corroboration aller Uebertragung unbeweglichen Eigenthums innerhalb der Grenzen 
der Stadtger ichtsbarkeit und Ausfertigung der Urkunden darüber, a 

27) Verzeichnung der Schuldobligatlonen in den Pypothekenbüchern. ‚ 

28) Verbotlegung auf unbewegliches Vermögen. 

29) Oſſentliche Verfteigerung unbeweglichen Vermögens. 
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30) Vidimation von Vollmachten. 

31) Atteſtirungen, age von Privatperſonen in gewichen ſowohl als dinglichen Be⸗ 
ziehungen nachgeſucht werden 

32) Depoſiten elle und zu bewahren. | 7.1 

10 Concursſachen. mu $ 

34) Wechſel⸗ und Schuldſachen, die auf Hypotheken begründet find. 

10 Schiffahrts⸗ und Seerechtsſachen. K 

36) Teſtaments⸗ und Erbſchaftsſachen zwiſchen volljährigen Perſonen. Zu) 

37) Streitigkeiten der Handwerksämter zu verhandeln und zu entſcheiden. 

Kön. Schwed. Ref. v. 1585 Juli 22, 1594 Mai 11, 1661 Apr. 25, f 1; Allg. Handw.⸗Regl. 

v. 1660 März 1, Kap. 2,55 1, 3, B, Kap. 6, $ 6 und Kap. 40; Kön. Schwed. Ref. v. 

1668 Aug. 19, 60 3, 23, 46, 1673 Sept. 8 5 11; Regt d. Großen Gilde v. 1773, 6 6, 

26. — Vergl. d. Ber. d. Naro. Magiſtr. an d. Juſtizkod. d. Liv. u. El. Sachen v. 1766 


Jan. 16; 1832 Dec. 28 (5866); Gef. f. en e in Rußland v. PP 
(8870), 00 457, 477. 


wei 2 u Nu: 


Dritte Abtheitung 
Von den Grenzen der Amtsgewalt des Narvafchen Magiſtrats. ae 


ii 


1555. Die Amtsgewalt des Narvaſchen Magiftrats, fo wie feiner Unterbehörden, 
erſtreckt ſich nur auf das Stadtgebiet und den Landungsplatz Hungerburg (J 1533). 
Vergl. d. b. d. vorhergehenden $ angeführten Belege. 


1556. In Civilſachen entſcheidet der Magiſtrat allendlich alle Sachen, deren Ge⸗ 
genftand an Werth nicht über 130 Röl. S. M. beträgt, 
Nel. v. 1585 Yuli 22, 1594 Mai 11, 1673 Sept. 8, $ 10. 


1557. In Kriminalſachen ſtellt der Magiſtrat diejenigen zur Leuteration des Ober: 
landgerichts vor, bei welchen die Schuldigen einer harten Strafe verfallen, dagegen bringt 
er feine Urtheile zur Vollziehung, falls die Erkenntniſſe nur auf Geldſtrafen, Arreſt auf 
Baer und dae auf e alen che Behn mor baten un fi 
Rechtsmittel wider ſolche Ultheile ergriffen worden. di 

1032 Der. 28 (5806). 


1558. Sachen wegen Verbrechen, die von Adeligen veruͤbt worden, übergibt der ae 
giſtrat, nach angeftellter Vorunterſuchung, an das Jamburgiſche 1 De N 
Allerh. beftät. Mein. d. Reichsraths v. 1845 Juni 21. 

1559. Der Magistrat iſt ermächtigt, die Glieder aller feiner Unterbehörden, die Stadt⸗ 
beamten und Stadtdiener wegen Amtsvergehen zur Rechenſchaft zu ziehen und zu beahn⸗ 
den, bei Amtsverbrechen aber fie dem Gerichte zu überliefern. Den Unterbehörden des 
Magistrats ſteht ein ſolches Recht nicht zu, fondern fie haben in allen walken Wan 
erft dem Magiftzate zu berichten und deffen Erkenntniß abzuwarten. 

Ununterbr. Gewobnh. 

1540. Der Magiſtrat ſteht in Civil und Kriminalſachen unter dem Eſthlaͤndiſchen 
Oberlandgerichte, in Pollzelſachen unter der St. Petersburgiſchen Gouvernementsregierung, 
in Sachen aber, die das Kronsintereſſe und die Stadteinkuͤnſte betreffen, unter dem St. 


Petersburgifchen Kameralhofe. 
1032 Der. 28 (5566). 
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Vierte Abtheilung. 
Bon den Cigungen und dem Geſchäſtsgange des Magiſtaks. 
1541. Der Magiſtrat halt dreimal wöchentlich ordentliche Sitzungen. Außerordentliche 
Sitzungen werden nach Ermeſſen des Juſtizbuͤrgermeiſters angeſetzte. 
Schwed. Stadtrat, Sit. aiber d. Oefhäftsgang in d. Magie. „ Kap. 2. 


1542. Der Juſtizbuͤrgermeiſter hat die oberſte Leitung und Beauſſichtigung des Ge⸗ 
fhäftsganges. Er empfängt und entfiegelt alle eingehende Schriften und bringt fie zum 
Vortrage, revidirt die Kanzellei und das Archiv und wacht darüber, daß die Kanzellei⸗ 
beamten ihrer Pflicht nachkonnmen. Insbeſondere liegt ihm die Inſpektion der Stadt: 
guter ob. Bei ihm melden ſich alle diejenigen, welche ein Anliegen beim Magiſtrate 
haben, worauf er, wenn eine guͤtliche Beilegung der Sache nicht gelingt, den Kläger an die: 
jenige Stadtbehbrde verweiſt, wohin die Sache ihrer Beſchaffenheit nach gehort. Zur Diſpo⸗ 
ſition des Juſtizbuͤrgermeiſters und zu feinen amtlichen Sendungen ſtehen zwei Diener, 
welche immer bei ihm aufwarten muͤſſen. N e 


Der. d. dard fp rx eee San, 46. 
1543. An der ume der Rechtsſachen, fo wie an allen Verfügungen, nehmen 
ſümmtliche Glieder des Diagiſtrats Theil und unterliegen gleicher Verantwottlichkeit. 
Koͤnigl. Schwed. Reſ. v. 1631 Apr. 28, 5 3. ER 


154%. Zur gefeßfichen Kraft eines Urteils in Givif: und Kriminolſachen gehört, daß 
mindeſtens drei Glieder es gefüllt haben. Anordnungen zur Erfüllung von Befehlen hoherer 


Behörden, oder zur Ergreifung von Vorſichts dea egeln, können in dringenden Fällen ar 

von weniger Gliedern und ſelbſt n da e 1 getroffen werden. 
Vergl. d. Schwed. Stodtrecht, cüßer d. Geſchäftsg. in d. Magie.» Kap. 2; und d. Ber. d. Narv. 

Magiſtr. an d. Juſtiz⸗Koll. v. 1766 Jan. 16. Be n 


GN ’ RR 
1545. Im Magiſtrate werden geführt: ein Tiſchregiſter, ein Protokoll, ein Verzeich⸗ 
niß der anhängigen Rechtsſachen, ein Diffio, ein Hppothekenregiſter, ein Expeditionsbuch, 
ein Buch zur Eintragung von Kopien der Vollmachten und Privatakten, die im Magiſtr 
vidimirt worden, ſo wie der hellen estate un die vorſchriſtmuͤßigen Kaſſabuͤcher für 
die Krons⸗ und Stadtgelder. N * 
2 AUẽcèananterbr. Gewohng. AS t.! 
24 eme 83 No. lan een un leni 
1546. Das Tifchregifter und das Regiſter uͤber die anhängigen Rechtssachen wild vom 
Sekretair geführt, der unter der Leitung des Juftigbürgermeifters auch für die Ordnung nd 
Vollſtäͤndigkeit der Kop lebücher zu ſorgen hat. Die Stadturkunden ſtehen in feinem Ver⸗ 
wahr, ſo wie ihm die Aufficht über das Magiftratsarchiv obliegt. Er contrafignirt alle 
Urtheile und Beſcheide und übergibt fie dem Protonofar zum Eintragen ins Protokoll, er 
konzipirt alle vom Magifteite ausgehenden Papiere, in ſofern fie in Deutſcher Sprache 
erlaffen werden, und fertigt auf Verlangen der Glieder die schriftlichen Relationen an. 
Vergl. d. Ber. Narv. Magiſtr. an d. Juſtiz⸗Koll. v. 1766 Jan. 16. Bi 
1547. Das Protokoll und das Hypothekenregiſter werden vom rotonotat gehe, 
Seine Berpflichtung iſt auch, die Wechſel⸗ und a Notariatsinftumente 
aller Art auszufertigen; zu dieſem Ende hat er fein eignes Siegel und Schnurbücher, 


welche ihm alljährlich vom Magiſtrate verabfolgt werden. Ihm werden auch die Inven⸗ 
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turen und Verſiegelungen vom Magiſtrate aufgetragen, = er im Weiden vs — 
ofiials und des Stadtwachtmeiſters zu beſorgen hat. 
Dieſer § u. d. folg. bis 1554 ber. auf — Oenohuh. 


1548. Der Ruſſiſche Sekretair des Magiſtrats führt den Schriftwechsel in Ruſſiſcher 
Sprache und fertigt auch die Paͤſſe und Atteſtate in diefer Sprache aus. Seine beſondere 
Verpflichtung iſt die Schriftſührung in den Kriminalſochen. 


1549. Das Protofoll wird fortlaufend geführt. Es enthält die Angabe aller — 4 
henden Schriften, alle Verhandlungen, Verfügungen, Beſcheide und Urtheile vollſtäͤndig, 
die Angabe der anweſenden und abweſenden Glieder mit Bemerkung der Urſachen der Ab⸗ 
weſenheit. Das Protokoll wird von allen in der Sitzung anweſend geweſenen Gliedern 
unterſchrieben und vom Protonotar contraſi ignirt. 


1550. Beſcheide und Verſügungen jeder Art werden als Protokofllertrakte, * Ber 
glaubigung des Protonotars und mit Beidrückung des kleineren Magiſtratſiegels, ausgefer⸗ 
tigt. Die Kriminalurtheile muͤſſen immer mindeſtens Dan drei Gliedern und dem Sekre⸗ 
tair, die Urtheile in Civilſachen aber vom Juſtiz germeiſter, oder in deſſen Abweſenheit 
vom Kommerz⸗ und Polizeibürgermeifter oder einem Rathsheren, unterzeichnet ſein. Eben 
ſo wie die Urtheile in Civilſachen werden auch die uͤbrigen ausgehenden Schreiben und 
gerichtlichen Urkunden unterzeichnet. Nur die Vidimation der Vollmachten und die Corro⸗ 
borations- Dokumente unterzeichnet der Sekretair, im Auftrage des Magiſtrats, allein. 


1551. In ton Protofollertraften miſſe Jahr, Monat und Tag der geſchehenen Ver⸗ 
fügung, der Inhalt des BIER, oder die Sehe 1 ee Ki 
angegeben ſein. 

1552. Die Uetfeife entfalten Angabe der Sache, den — ur da bemümg Hei 
fegliche Motivirung des Urtheils und das Urtheil ſelbſt. 


15555. Allen Urtheilen, Gorrebertions-Dofumnten und Aetaten wic das größere 
Siegel des Magistrats beigedrückt. n % abr Aid, u HA > bl Ci 

155%. Alle Geſuche find im Magiſtrate Khrifeich 00 und muͤſſen 
verhandelt werden. Hiervon ſind ausgenommen: die Geſuche um Vidimation von 2 
machten und andern Akten, die Geſuche um Verzeichnung der Hypotheken, um ee 
von Wechſeln und hypothekariſchen Gorderungen, und Geſuche m um Ateſate, d deren Erthet⸗ 
lung dem Gerichte zuſteht. 


1555. Zu den Ver n des bein a iſtrate llten Stadto der 
ba . . e ealftnke agg warf 

1) Darauf zu ſehen, daß Geſetze und Verordnungen pünktlich befolgt und falls fie 
2 werden, Acer zur FREE und Werfanblung der ane Be horde zu 

ringen. ten R r It nl UF f "uU 

2) Überall das Intent A Aue — | | 

3) Den Sitzungen des Magiſtrats, des Vogteigerichts und — — — bei 
zuwohnen und darauf zu ſehen, daß diejenigen, welche vor Get Sapern dae 
meſſen gegen das Gericht und unter einander betragen. hun ’ 

4) Alle zum Nachtheil der Stadteinkuͤnfte gereichenden Geſtewidtigkeiten anzuzeigen: 

5) Mit Zuziehung eines & Gliedes vom Magiſtrate die Wirthsanſtalten zu beſichtigen. 

6) Ueber geſetzlichen Branntweins verkauf zu wachen. 
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7) Auf Richtigkeit von Maß und Gewicht zu fehen. 

8) Auf die gehörige und geſetzliche Verpflegung und Behandlung der Arreſtanten, und 
daß fie nicht über die Gebuͤhr in Arreſt gehalten werden, zu wachen. In diefer Beziehung 
iſt der Offizial dem St. Petersburgiſchen Gouvernementsprokureur untergeordnet. 

9) Der Stadtoffizial erhält in gefeglich beſtimmten Faͤllen ein Drittel der Strafgelder, 
welche durch ihn beigetrieben werden. Es iſt ihm nicht geſtattet in Sachen, die ſich auf ſein 
Amt beziehen, die Gefchäftsführung für Privaten zu übernehmen. 

Inſtr. f. d. Stadtoffizial v. 1783 Ott. 11; Kön. Schwed. Inſtr. f. d. Kreisſiskale, $ 6; Kon. 

Schwed. ⸗Verordn. v. 1664 Mai 4, 5 18; Kön. Schwed. Exek.⸗Verordn. v. 1669 Juli 10, 

1 28. 

Fuͤnfte Abtheilung. 
Von den beſonderen Verpflichtungen des Magiſtrats in Bezug auf Verwaltung des 
Stadtvermögens, Repartition und Erhebung der Kronsſteuern und Beaufſichtigung 
der Kronsacciſe. 


I. Von der Verwaltung des e 


1556. Die Stadt Narva hat keine beſondere Verwaltung des Stadtvermoͤgens. Alle 
darauf bezügliche Sachen werden im Magiſtrate verhandelt, der einen Ueberſchlag der Stadt: 
einnahmen und Ausgaben entwirft und ihn dem St. Petersburgiſchen Civil⸗Gouverneur 
zur Beſtaͤtigung vorſtellt. 

Allerh. beit. Beſchl. d. Miniſt.⸗Kom. v. 1820 Marz 20 (28209), 

1557. Nach erfolgter Beſtäͤtigung ſtellt der Magiſtrat die Repartition der Einquartie; 
rungslaſten der Quartierkommiſſion zur Ausführung zu; die Tabelle Uber die zu zahlenden 
Gehalts- und ſonſtigen Stadtausgaben aber theilt er dem ger rm mit und ertheilt 
ihm über jede zu leiſtende Zahlung ſpeziellen Auftung,. 

Eben dort. 

1558, Der Stadtbuchhalter führt über die Stadteinnahmen und Ausgaben Rechnung 

und ftellt fie monatlich dem Magiſtrate zur Durchſicht und gehörigen Unterſchrift vor. 
Eben dort. 


1559. Sämtliche Stabtgelder, auch die, welche zur Verwaltung der Quattierkom⸗ 
miſſion gehdren, nicht ausgenommen, werden unter dreifachem Verſchluſſe auf dem Rath⸗ 
hauſe verwahrt. Einen Schlüffel führt der Kommerz ⸗ und Polizei⸗Büͤrgermeiſter, den zwei⸗ 


ten ein Rathsherr und den dritten der Stadtbuchhalter. 
Eben dort. 


1560. Der Magiſtrat ſiellt feine Rechnung über die Stadteinnahmen und asien 
dem St. Petersburgiſchen Kameralhofe zur 2 zu. 
Eben d 


II. Von der 3 und — der Kronsſteuern. 


1561. Die Stadt Narva hat keine beſondere Steuerverwaltung. Die Repartition der 
von den tädtiichen Korporationen zu zahlenden Steuern beſorgt jede dieſer Korporationen 
für ſich ſelbſt. Darauf ftellen die ſtaͤdtiſchen Aelteſien fie dem Magiſtrate zur Beſtctigant 
vor, und liefern die darnach erhobenen Steuern an denſelben ab. 15 

Dieſer $ und die folg. bis 1579 ber. auf ununterbr. Gewohnh. 


1562. Der Magiſtrat quittirt über den Empfang der Gelder, und führt Über dieſelben 
unter feiner Unterſchriſt Buch und Rechnung. 


—ßñ ——— — 


1563. Für die Erhebung der Pachtſumme, welche die Stadt der Krone für die Schenk: 
gerechtigkeit zahlt, ſorgt der Kronsacciſe-Einnehmer, der vierteljährlich die erhobenen Gel: 
der eintraͤgt, feine Rechnungen vorſtellt und ſich quittiren laͤßt. 

156%. Saͤmmtliche Kronsgelder werden im Stadtarchive, unter — der beiden 
Blrgermeifter und des Buchhalters, aufbewahrt. 

1565. Der Magiſtrat ſendet die Kronsgelder an die Jamburgſche Sala ent dle 
betreſſenden Rechnungen aber zur Reviſion an den St. Petersburgiſchen Kameralhof ein. 


III. Von der Acciſeverwaltung. 


1566. Der Getraͤnkeverkauf in Narva wird von denjenigen Perſonen e wel⸗ 
che durch den Magiſtrat dazu berechtigt ſind. 


1567. Der Betrag der Aceiſe zur Bezahlung deſſen, was der Krone und der Stadt für 
die Schenkberechtigung gebührt, wird vom Wee in Gemeinſchaft mit der Bürger: 
ſchaft der großen Gilde feſtgeſetzt. 


1568, Zur Beitreibung der Kron saceiſe wird vom Magiſtrate ein Buchhalter aus der 
Birgerichaft gewaͤhlt, welcher nicht nur uͤber die eingehenden und abzuſendenden Kronsaceiſe⸗ 
gelder Buch und Rechnung führt, ſondern auch das Geſchaͤft im Ganzen leitet und beauf⸗ 
ſichtigt, die dieſe Nahrung betreibenden Perſonen, in ſofern es ihr gemeinſchaftliches Inte⸗ 
reſſe erheiſcht, uberall vor Gericht vertritt, und befonders zur Verhütung der Brannt⸗ 
weinſchleichere i die nöthigen Vorkehrungen trifft. Zu dieſem Ende iſt ihm die noͤthige Anzahl 
Diener, welche eben ſo wie er ſelbſt, nach Beſtimmung der Buͤrgerſchaft und Genehmi⸗ 
gung des Magiſtrats, aus dem Geſchäͤfte ſelbſt beſoldet werden, beigegeben. 


1569. Der Buchhalter iſt den Anordnungen des Magiſtrats und des Vogteigerichts 
die gehörige Folge zu leiſten verpflichtet; Rechnung hat er dem Magiſtrate und der Büͤr⸗ 
gerſchaft abzugeben. 

1570. Zur Beitreibung der Stadtacciſe und der Gefdlle vom Getränteverauf it 
ein Statist tube: mit Beſoldung aus den Stadtmitteln angeftellt, welcher a 
die Verpflichtung hat, die Aceiſe von Schlachtvieh und Malz einzukaſſiren, und über alle 
von ihm eingenommenen Gelder Buch und Rechnung zu führen. 


Sechſte Abtheilung. 18 10 
Von der Rechenſchaftsablegung und Verantwortlichkeit des Dogs, 


1571. Der Civilgouverneur des St. Petersburgiſchen Gouvernements revidirt jähr- 
lich den Narvaſchen Magirteat, um ſich an Ort und Stelle von der geſetzlichen Amtsfüh⸗ 
rung zu Überzeugen, und den von ihm befundenen Mängeln und eee ahne 

Vergl. Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf. 8 60 

1572. Die Amtsentſetzung der Mitglieder und Beamten des Magiſtrats und der 
Unterbehörden, ſo wie der uͤbrigen Stadtbeamten, kann nur auf Erkenntniß des Eſthlaͤn⸗ 
diſchen Oberlandgerichts Statt finden. Zur Amtsentſetzung eines Buͤrgermeiſters iſt die 
Genehmigung des Senats erforderlich. Die Entfernung vom Amte für Amtsvergehen kom⸗ 
petirt der Obrigkeit, von die Anſtellung zum Amte und die Beſtaͤtigung in dem: 
ſelben abhängt. In dringenden Fallen iſt der Civilgouverneur von St. Petersburg befugt, 
die Glie er der Polizei-Abtheilung vom Amte zu entfernen, 

Eben dort, 9 256, Bd. XV, 3 1476; 1832 Dec. 26 (5866). 


— Siebente Abegetlung. F te! 


Ven dem Schriftwechsel des Magiſtrats. 


1573. Der Magiſtrat erhält Befehle vom Dirigirenden Senate, von dem Eſthlaͤndi⸗ 
ſchen Oberlandgerichte, von der St. Petersburgiſchen Gouvernementsregierung, dem Ka⸗ 
meralhofe und dem Domainenhofe, dagegen Anträge vom St. Peterburgiſchen General: 
gouverneur und vom Civilgouverneur, und ſendet ihnen Berichte. Mit allen übrigen Behör- 
den und amtlichen Perſonen korrespondirt der Magiſtrat mittelft Requiſitionen und Mit: 
theilungen. Allen feinen Unterbehörden und den Beamten der Stadt ertheilt der Magi⸗ 
ſtrat Aufträge und erhaͤlt von ihnen Berichte. 

Sufe, f. d. Stadtf. v. 1783 Ott. 113 Alerh. beftät, Beſhl. des Minif.-Kom, v. 1020 Marz 20 

(28209); Vergl. Aug. Reichsg. Bd. II, Alg. Ooud.⸗Verf., $ 194 u. folg. 


Zweites Hauptſtuͤck. 
Von der Verfaſſung der Unter behoͤrden der Stadt. Bst 
ö A. Von dem Vogteigrrichte, ) TR 
I. Von dem Beſtande. 


157A. Das Vogteigericht beſieht aus einem Gerichtsvogte als Vorſitzer und wei Bei⸗ 


ſitzern (Ciaͤmnern). 
Vergl. d. Ber. d. Narv. Mogiik. an das Juſtiz⸗Koll. v. 1766 Jan. 16. 


1575. Der Vorſitzer wird aus den Rathsgliedern gelehrten Standes vom Magiſtrate 

gewahlt, die Beiſitzer auf Antrag des Magiſtrats von der großen Gilde aus ihrer Mitte. 
Urk. v. 1666 Dec. 11, § 25, Allerh. beſſät. Beſchl. d. Miniſt.⸗Kom. v. 1820 Marz 20 
(28209), Vergl. d. oben angef. Ber. d. Narv. Magiſtr. v. 1766. 


1576. Bei dem Vogteigerichte ift zur Schriſtführung ein beſonderer Notar ange⸗ 
ſtellt. 

Etat. d. Stadt Narva v. 1698 Nov. 14; Uk. v. 1740 Juni 19; Abherh. beſt. Beſchl. d. 

Minp-Kom. v. 1820 März 20 (20200). 


II. Von den 8 der Gerichtsbarkeit und Kompetenz, und dem Geſchaͤfts⸗ 
gange des Vogteigerichts. N 


1577. Das Vogteigericht versammelt ſich zu feinen ordentlichen Sitzungen zweimal 
woͤchentlich in einem beſondern Lokale auf dem Ruthhauſez die außerordentlichen Sitzun⸗ 
gen werden vom Vorſitzer angeordnet. 

Ununterbr. Gewohnh. Vergl. d. oben angef. Bericht v. 1766; Schwed. Stadtr. über d. Oefgäftig- 

in d. Magiſtr. Kap. V, Anmerk. a. 1 


1578. Zur Kompetenz das Vogteigerichts gehören: 
Be In Civil ſachen: alle ſtreitigen Rechtsſachen, welches auch ihr Betrag ſei, die nicht 
zur Gerichtsbarkeit des Magiſtrats und der andern Stadtbehörden gehören. 
2) In Kriminalſachen: die förmliche Unterſuchung aller ihm von der polizei 
Abtheilung uͤberſandten Kriminalſachen. 
3) Außerdem liegt dem Vogteigerichte die unmittelbare Beanfſichtigung des Getränfe: 


verkaufs ob. Es hat daher, unter Mitwirkung des Stadtofftzials, nicht nur die Schenk⸗ 
haͤuſer zu beaufſichtigen und zu revidiren, ſondern auch Uebertretungen der Regeln des Ge⸗ 
traͤnkeverkaufs zu beahnden. Nach ertheiltem Benefieium vom Magiſtrate, fertigt das Vog⸗ 
teigericht die Beſcheinigungen über die Berechtigung zur Theilnahme an der — 
tigkeit aus. m 

u A ag Schwed. Stadtre ght: über d. Geſcaͤftsg. in d. Magiſr. V, Anm. a. 2 N — 


1579. Das Bogteigericht verhandelt feine Sachen schriftlich und mündlich. 
Dieſer J und die folgenden bis 159 1 ber. auf ununterbr. Gewohnh. 

1580. Der Notar des Vogteigerichts iſt, eben fo wie der Protonotar des Magiftrats, 
zur Aufnahme von Notariatsinſtrumenten berechtigt; er träͤgt die eingehenden Schriften, fo 
wie die mündlichen Anträge, i ins Protokoll ein. ert 

1581. Dos Vogteigericht hat fein eigenes Siegel, welches der Notar in feinem Ver: 
wahr hat, und bei Ausfertigung von Notariatsinſtrumenten gebraucht. 

1582. Im Vogteigerichte werden außer dem Protokolle keine andern Bücher und Res 
giſter geführt und es muß daher das Protokoll die Verhandlung jeder Sache umſtaͤndlich 
und vollſtaͤndig enthalten. Jaͤhrlich wird ein alphabetifches Regiſter zum Protokolle hin⸗ 
zugefügt. 

1 4 Das Protokoll wird nach jeder Sitzung von ſaͤmmtlichen Gliedern he 
ieben 

158%. In den Unterſuchungsſachen wird das Protofolf jedesmal beſonders * 
ſchrieben und den Akten beigefügt. 

1585. Die Untersuchungen werden vom Gerichtsvogte geleitet, dem das Verhör der 
Inquirenden aufgetragen iſt. f 

1586. Das Vogteigericht fertigt feine Beſcheide als Protokollertrakte mit der Beglau⸗ 
bigung des Notars aus; die Urtheile werden mit der Unterſchrift aller Glieder und des 
Notars verſehen. 

1587. Das Vogteigericht vollſtreckt ſeine Urtheife ſelbſt, durch den Notar, mit Zusie: 
hung des Stadtoffizials und des Stadtwachtmeiſters, ſobald das Urtheil ſich auf bemwegli- 
ches Vermögen bezieht. Bezieht ſich das Urtheil auf unbewegliches Vermögen, 55 wird 
wegen der Vollziehung dem Magiſtrate vorgeſtellt. 

III. Von den Grenzen der Amtsgewalt und von der Verantwortlich keit 
des Vogteigerichts. 


1588. Das Vogteigericht iſt in ſtreitigen Rechtsſachen, welche v vor daſſlbe gelangen, 

die erſte Inſtanz. 800 ci 
Veigl. d. Schwed. Stadtrecht: über d. Geſchaͤftsg. ind. Magift. V, Anm. a, b. 

1589. In Kriminal; und Unterſuchungeſachen füllt das Vogteigericht kein Unheil 
ſondern jtellt die n W er. die Br seiten, dem rg 
ſtrate vor. 

1590. In Sachen, di Kecife und Setränfoeanf fe, erkennt das Wb 
auf Strafen, welche 30 Rbl. S. M. nicht uͤberſteigen. 

1591. — der Krons⸗ als der Stadt⸗Acciſeeinnehmer wd vom Magi ſtrate er: 
wählt. Der erſte erhalt feine Beſoldung, mit Genehmigung der Buͤrgerſchaft, aus dem 
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Acciſe⸗Geſchaͤfte, der letztere aus den Stadtmitteln. Sie find verpflichtet den Anordnungen 
des Vogteigerichts Folge zu leiſten und ihnen Dime: ſelbſt oder durch die nen unter⸗ 
geordneten Diener Erfuͤllung zu geben. 

1592. Das Vogteigericht iſt dem Magiſtrate untergeordnet, wo daher die Appella⸗ 
tionen und Beſchwerden gegen daſſelbe angebracht werden muͤſſen. Die Protokolle des Vog⸗ 
teigerichts werden dem Juſtizbuͤrgermeiſter jahrlich zur Durchſicht vorgelegt. 

Vergl. d. Ber. d. Narv. Magiſtr. v. 1766 Jan. 16. 


B. Von dem Waiſengerichte. 
I. Von dem Beſtande. 


1393. Das Waiſengericht beſteht aus dem Juftizbürgermeifter, als Vorſitzer, und zwei 
Rathsherrn als Beiſitzern. 
Inſtr. für das Nacv. Waiſengericht von 1728 Jan. 24, f 3. 
159 4. Den Ranzelleigefchäften des Waiſengerichts ſteht der Sefretaie des Diogifteate, 
mit der erforderlichen Anzahl Kanzelliſten, vor. 
Eben dort. 


II. Von den Sitzungen, der Gerichtsbarkeit und Kompetenz, und 1 
Geſchaͤftsgange des Waiſengerichts. 


1595. Das Waifengericht hält ſeine ordentlichen Sitzungen jeden Sonnabend; die 
außerordentlichen werden vom Juſtizbuͤrgermeiſter angeordnet. 
Eben dort, $ 4. 


1596. Zur Kompetenz des Waiſengerichts gehört: 
1) Alle Vormundſchaftsſachen zwiſchen Vormuͤndern und Unmuͤndigen zu verhandeln, 
2) In den gefeglich beſtimmten Faͤllen Vormuͤnder zu beſtellen. 
3) Die Vormundſchaftsrechnungen zu revidiren. 
4) Inventarien in den Sterbehaͤuſern aufnehmen und nöthigenfalls den Nachlaß vers 
fiegeln und unter Sequeſter fegen zu laſſen. 
Eben dort, J 2. 


1597. In dringenden Fällen wird die Verſiegelung der Sterbehäufer vom fi 
bürgermeifter angeordnet, welcher jedoch alsdann verpflichtet iſt, ſolches ſogleich nach 
Beſchaffenheit der Sache entweder dem Magiſtrate, oder dem Walſengerichte, zur weiteren 
Verfuͤgung bekannt zu machen. 

Vergl. den Ber. des Narv. Magiſtr. von 1766 Jan. 16, 

1598. Die Inventarien in Sachen der Unmündigen werden vom Protonotar des 
Magiſtrats nach den Regeln, welche in der Vormundſchafts⸗Ordnung vorgeſchrieben worden, 
aufgenommen. 


N 


Koͤnigl. Schwed. Vormundſch.⸗Ordn. von 1669. 


1599. Das Protokoll des Waiſengerichts wird vom Sekretair geführt und von » im 
und den Gliedern unterfchrieben. 
Inſtr. für das Narv. Waiſengericht von 1728 Jan. 24. 1 
1600. Das Waiſengericht ſertigt blos Protokollertrakte aus. Im Fall einer noth⸗ 
wendig gewordenen Korreſpondenz mit andern Behörden muß dieſe, wie bei allen Unter⸗ 
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behörden, mit Ausnahme der Polizei-Abtheilung und der Quartierkommiſſion, durch den 
Magiſtrat 0 N geri 
2 eren Ununterbr. Gewohnh. 
1601. Die Sitzungen des Waiſengerichts werden im Rathhauſe gehalten und feine 
Akten im Magiſtratsarchive ee 1 
n ſo. 


III. Von den Grenzen der Amtsgewalt und von der Rechenſchaftsablegung des 
Waiſengerichts. 


1602. Das Waiſengericht beaufſichtigt das Vermögen der Unmüͤndigen und die 
Handlungen der Vormuͤnderz es leitet dieſe und leiht ihnen amtliche Mitwirkung. Es hat 
keine entſcheidende Gewalt, ſondern ſtellt in allen zweifelhaften und ſtreitigen Fällen dem 
Magiſtrate zur Entſcheidung vor. Es kann die Vormünder nicht von ſich aus entfernen, 
ſondern muß dem Magiſtrate darüber vorſtellfen. 

Infte, für das Narv. Waiſengericht von 1728 Jan. 24. 


1605. Beſchwerden über das Waifengericht werden beim Magiſtrate angebracht. 
Eben dort. 


C. Von der Polizei⸗Abtheilung des Magiſtrats. 
I. Von dem Beſtande und den Sitzungen der Polizei-Abthellung. 
1604. Die Polizei⸗Abtheilung des Magiſtrats beſteht, unter Vorſitz des Kommerz⸗ 


und Polizeibürgermeifters, aus zwei Rathsherrn als Beiſitzern. 
Allerh. beit. Beſchl. d. Miniſt⸗Kom. von 1820 Mär; 20 (28209), 


1605. Den Kanzelleigeſchäſten der Polizei Abtheilung ſteht der zweite oder ſogenannte 
Ruſſiſche Sekretair des Magiſtrats vor, mit der nöthigen Anzahl von Kanzelliften aus 
der Magiſtratskanzellei. N i ET 

Eben dort. 


1606. Der Polizei- Abtheilung find beigegeben zur Beſorgung der Polizeigeſchaſte: 
drei Quartal-⸗Auſſeher, die von der St. Petersburgſchen Gouvernementsregierung, auf 
Vorſtellung des Magiſtrats, angeſtellt werden, und das Kommando der Magiſtrats⸗ und 
Polizei⸗Soldaten, welche Stadtſoldaten genannt werden. 5 

Anmerkung. Bei Unzulänglichkeit der Stadtſoldaten für den Polizeidienſt, iſt das in Narva fies 
hende Kommando der innern Wache verpflichtet bei Feuerſchaͤden die gehörige Hülfe zu leiſten. Sie 
wird vollzaͤhlig zur Hüͤlfsleiſtung abkommandirt und ſteht in dieſem Fall, wie alle ubrigen vom Kom⸗ 
mandanten abgeordneten Militairs, unter Dispoſition der Polizei. 

1 8 Eben dort. 


1607. Alle zur Polizei⸗Abtheilung gehörenden Perſonen und namentlich die Glieder 
der Polizei-Abtheilung, die Quartal⸗Aufſeher, die Magiſtrats⸗ und Polizeiſoldaten und 
die zu den Loſchanſtalten gehörenden Perſonen, werden aus den Mitteln der Stadt nach 
einem Etat heſoldet. f * tz 

Ehen dort. un eie 

1608. Die Polizei⸗ Abtheilung versammelt ſich täglich auf dem Rathhauſe in einem 
befondern Lokale; in dringenden Fallen Hält fie, auf Anordnung des Polizei⸗Burgermeiſters, 
auch an Sonn- und Feſttagen Sitzungen. 


Eben dort. 
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Bee II. Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz. 


1609. Die Polizei⸗Abtheilung verhandelt und entſcheidet alle aue Nr 
ſachen, . nicht vor den Magiſtrat gehoren, ohne Unterſchied des Belanges der 5 n. 
Ce'en dort. 


1610. In Kriminalſachen macht ſie die Voruntersuchung und ftellt die Sachen nach 
ihrer Beſchaffenheit entweder dem Mugiſtrate, oder dem Vogteigerichte, zur weitern Der: 
handlung zu. 

Eden dort. 
1611. Die Pelteralbcheilung fertigt monatlich die Laren für Fleischer und 


Baͤcker an. 
m Eben dort. 


1612. Sie bat Ene „daß die Bauten der Privatperſonen in Uebereinstimmung 


mit den vom Magiſtrate ertheilten Plänen bewerkſtelligt werden. 
Eben dort. 


1613. In Beziehung auf Militairfachen, die verabfehiedeten Militaits, deren Witwen 
und Kinder, die Kantoniſten u. ſ. w. iſt die Kompetenz der Polizei⸗Abtheilung die⸗ 
ſelbe wie die der Land⸗Polizeien in den Oſtſeegouvernements, in ſo fern Sachen 
ſolcher Art in den ſtaͤdtiſchen Verhaͤltniſſen vorkommen konnen und nicht zur Gerichts⸗ 
barkeit des Magiſtrats oder der uͤbrigen Stadtbehorden gehören. 7491 


III. Bon dem Geſchaͤftsgange der Polizei⸗Abtheilung. 


1614. Die Polizei⸗ Abtheilung verhandelt schriftlich und mündlich. 

Duet g und die fg. dis 1028 bes. auf ununterhe. Gemopnp., die fh l Grumbtage der fa. 

— eitirten Verordn. von A820 März 20 ausgebildet hat. 

1615. In der Polizei⸗Abtheilung werden geſüͤhrt: ein Tiſchregiſter; ein Idurnal; 
ein Miſſiv; ein Aktenregiſter; ein Expeditionsbuch und ein Buch für eingehende und ab⸗ 
zuliefernde Gelder; die erforderliche Anzahl Regiſter uber ſaͤmmtliche Einwohner, ſo wie 
über die Paſſe der fremden Einwohner, über die auf unbeſtimmte Zeit beurlaubten Mili⸗ 
tairs niedern Ranges und uͤber die Kantoniſten; beſondere Regiſter uͤber das die Stadt 
paſſirende Militair, über die Arreſtanten, ein Verzeichniß über die an der Stadtgrenze vom 
Stadt⸗Phyſikus beſichtigten Hornviehheerden. Aus allen dieſen Regiſtern liefert die Po⸗ 
lizei⸗Abtheilung dem Magiſtrate monatlich die Verſchlaͤge zur ene an die — 
treffenden Behoͤrden ein. f 

1616. Die Polizei⸗Abtheilung echält vom Magiſtrate die Befehle der Gouvernements⸗ 
obrigkeit in Polfzei, Angelegenheiten im Originale, und berichtet denſelben durch den Ma⸗ 
giſtrat. 

16171. Die Polizei Abtheilung hat ihr Ee Siegel, welches im Verwahr des Sekre⸗ 
tairs iſt, und fertigt alle Schriften und Papiere mit der Unterſchrift des Polizeibürgermei⸗ 
ſters und des Sekretairs aus. 


1618. Der Vortrag der Sachen geſchieht durch den Sekretair. Er hat das Tiſchte⸗ 
giſter, Journal, Miſſiv und die im § 1615 angeführten Regiſter und Verzeichniſſe 
ſelbſt zu führen, oder durch die ihm zugegebenen Kanzelliſten führen zu laſſen, und konzipirt 
alle ausgehenden Papiere. 
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1619. In den Kriminal- und Unterſuchungsſachen werden über die Verhdre beſondere 
Prolokolle geführt, und von allen anweſenden Gliedern und Beamten und den Verhörten 
ſelbſt unterzeichnet. 


IV. Von den Grenzen der Amtsgewalt und von der Verantwortlichkeit der 
Polizei-Abtheilung. 


1620. Die Amtsgewalt der Polizei- Abtheilung geht nicht hinaus uͤber das Stadtge⸗ 
biet und den Landungsplatz Hungerburg. In Fällen der Gefahr kann jedoch die Polizei⸗ 
Abtheilung die von ihr ergriffenen Maßregeln auch in den der Stadt benachbarten Krei⸗ 
fen fortſetzen, muß aber fogleich der betreffenden Landespolizei die Anzeige machen. 


1621. Bei ſchweren Vergehen iſt die Polizei-Abtheilung berechtigt, die Schuldigen in 
Arreſt zu nehmen. 


1622. Die Polizei⸗Abtheilung it berechtigt bei allen polizeilichen Vergehen, ohne 
Unterschied des Standes, die von der Obrigkeit oder von ihr ſelbſt angeordneten Geld: 
ſtrafen beizutreiben, Leute aber, die ihrem Stande nach von Leibesſtrafe nicht befreit find, 
mit Arreſt und leichter Leibesſtrafe zu belegen. 


1625. Die Polizei⸗ Abtheilung kann zu keiner Geldſtrafe verurtheilen, die 30 Rot, 
S. M. uͤberſteigt. 


1624. Die Polizei⸗Abtheilung iſt dem Magiſtrate untergeordnet, bei dem auch Bes 
ſchwerden über dieſelbe angebracht werden miffen. 


1625. In den vorgeſchriebenen Friſten liefert die Polizei⸗Abtheilung die Verfchläge 
über die daſelbſt anhaͤngigen Sachen und über die Arreſtanten, zur Vorſtellung an die 
St. Petersburgiſche Gouvernementsregierung, dem Magiſtrate ein. 


V. Von den beſondern Verpflichtungen und Befugniſſen des Buͤrgermeiſters, 
der Quartalauffeger, der Polizeidiener und Stadtſoldaten. 


1626. In feiner Eigenschaft als Vorſteher der Polizei⸗Abtheilung hat der Kommerz⸗ 
und Polizeibirgermeifter die Zuͤnfte der Laftträger, Salzmeſſer und Wraker ‚ fo wie die 
Stadtwaage zu beaufſichtigen, auf Ordnung bei Beförderung der Fuhren zu wachen und 
zur Beſeitigung aller Hinderniſſe die nöthigen Mittel zu ergreifen oder dem Magiſtrate 
daruͤber Vorſtellung zu machen. 

Vergl. den Ber. des Narv. Magie. an das Juftize Kolleg. v. 1766 Jan. 16. 


1627. In feiner Gigenfchaft als Chef der Polizei, inſpicirt und revidirt der Kom⸗ 
merz⸗ und Polizeibürgermeifter die Quartalaufſeher, ſorgt für den gehdrigen Unterhalt der 
Magiſtrats⸗ und Polizeiſoldaten, und ſieht auf Ordnung unter ihnen. Er ſorgt fuͤr den 
gehörigen Zuſtand der Löſchanſtalten und iſt in Beziehung auf diefe befonders verantwort⸗ 
lich. Bei Feuerſchaͤden dirigirt er die Löſchanſtalten und in dieſen Fällen ſtehn das zum 
Brande abgeordnete Kommando der innern Wache und die ſonſtigen Militalrperſonen zu 
feiner Diſpoſition. 

Eben dort. 


1628. Der Kommerz: und Polizeibürgermeiſter inſpieirt von Zeit zu Zeit die Ranto: 
niſten und ſieht darauf, daß fie von denen, welchen fie zur Pflege übergeben worden, 
ordentlich und reinlich gehalten und zum Unterrichte angehalten werden. 

Ununterbr. Gewohnh. 
1 80. = 
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1629. Die Quartalaufſeher ſehen auf Ordnung und Reinlichkeit in ihren Stadttheilen, 
berichten über alle Vorfälle, die zur amtlichen Kenntnis gelangen muͤſſen, ſchriftlich und 
muͤndlich dem Kommerz- und Polizeibuͤrgermeiſter oder der Polizei⸗Abtheilung. Die 
Quartalaufſeher ſehen darauf, daß keine unverpaßte Leute ſich in der Stadt auſhalten, und 
die Trink⸗ und Schenkhaͤuſer zu der verordneten Tageszeit geſchloſſen werden. 

Dieſer $ und die folg. bis 1632 ber. auf Verordn. über die allgem. Pflichten der nen und 

auf d. beſond. Verf. dieſes Verwaltungszweiges in Narva. 

1630. Der Quartalauſſeher des erſten Stadttheils, welcher immer die Stelle des 
Wachtmeiſters zugleich bekleidet, hat den Proviant und die Bekleidung der Magiſtrats⸗ 
und Polizeiſoldaten, und die Anſchaffung der Fourage fir die Polizeipferde zu beſorgen. 
Er beſorgt die Erheizung, Beleuchtung und Reinigung des Rathhauſes und hat die Loſch⸗ 
werkzeuge in ſeinem Verwahr. Unter ſeiner Aufſicht und Verſorgung ſtehen die Arreſtanten. 

1631. Zur Difpofition des Kemmerz⸗und Polizeibürgermeiſters ſtehen zwei Raths⸗ 
diener und ein Magiſtratsſoldat. Durch den einen der Diener (unter dem Namen Markt⸗ 


vogt) laßt er die ordnungsmäßige Betreibung des Handels und daß keine Vorkäuferel 


getrieben werde, bewachen; die Verpflichtung des andern (Baudiener genannt) iſt, die Ar⸗ 
beiter bei Reinigung der oͤffenlichen Platze und bei den Stadtbauten zu beaufſichtigen. 

1652. Das Kommando der Magiſtrats⸗ und Pollzelſoldaten hat die Verpfli⸗ chtung 
die Arreſtanten zu bewachen, diejenigen Perſonen, welche arretirt werden ſollen, a4 geeifen, 
und was ihnen ſonſt von Amtswegen aufgetragen wird, zu erfüllen. 


VI. Von dem Stadt⸗Phyſikus, der Stadt⸗Heba mme und dem een, 
Wange Brandmeiſten. 
188. Der Stost-Poofikus;die Stadt- Hebamme und der Stadt · Brandmeiſter werden 
vom 1 angeſtellt und aus den Stadtmitteln beſoldet. 
Ununterbr. Gewohnh. 
1634. ueber ihre amtlichen Verpflichtungen erhalten fie beſondere * 


vom Magiſtrate. 
Eben ſo. 


Drittes Hau pit ſt ü c. 


Von der Verfaſſung der befonderen Kädtifhen Verwaltun⸗ 
gen und Kollegien. g Kr 


Erſte Abtheilung. 
Von der Verfaſſung des Baukellegiums. 

1655. Das Baukollegium beſteht aus dem Kommerz und wüten eis 
nem Rathöhertn, einem Mitgliede des Kaufmannsſtandes und einem Mitgliede des Hand⸗ 
werkerſtandes. Der Protonotor iſt in Faͤllen, wo es erforderlich iſt, verpflichtet, die Pro⸗ 
vo des Baukollegiums zu führen. 

Put N. Inſie. für d. Baukoll. v. 1728 Jan. 24, 9% 2 u. 3. 

1636. Das Baukollegium hat keine beſtimmte Sitzungen ſendern werſammelt ſich ſo 
oft es erforderlich iſt. 


Eben dort, d 8 
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1637. Bi Bere En des Magiſttats. Zu ſeiner Kom- 
beten gehört: . 757 10 1 7% P AIG al 
1) Die öffentlichen Bauten kur Mitwirkung des Statt nec, ‚zu 

beſichtigen und vom Architekten Rechenſchaft zu verlangen. 

2) Die Bau- und Grenzſtreitigkeiten an Ort und Stelle zu N und dariber 
Bericht zu erſtatten. 

3) Hauſer und Platze in der Stadt, mit Zuziehung des Architekten und der nöthigen 
er zu taxiren. 

) Die Lage der Stadtplätze zu untersuchen, ſie abzumeſſen und nnr 

5) Den Straßen⸗ und Bruͤckenbau beſorgen zu laſſen. 

El'een dort, 88 3, 69. 


‚1638. Beſchwerden a das Baukollegium werden beim Rast seit. 
61 Cbͤben dort, dort, § 4. 11033 1 


0 487 Zweite Abtheilu ing. mu v — rt 


10 7 mm enn en 
n Von der Verfaſſung der Dundee. 


I. Von dem Bernau, 

1639. Die Duatlerkemun iffion ion ‚Seht, aus, fieben Gliedern, und ber aus . 
adligen Hausbeſitzer, einem Gliede der großen, einem der. kleinen E Gilde, einem der Ruſſi⸗ 
ſchen Kaufmannschaft und außerdem drei Gliedern, welche von den Stadtbewohnern, zu 
einem von der Altruſſiſchen, der Finniſchen und der Neuruſſiſchen Gemeinde, erwählt und 
1 vom Magiſtrate beſtati gt werden. 

Verordn. b. 1808 Aug. 3 1. 2: 


1610. Alle Glieder der Quartierkommiſſion werden f ein Jühr gewählt; den 
Vorſi itz fü ihrt der Kommerz⸗ und Polizei: Bi ugermeiſter. 
Ununterbr. Gewohnh. 10 Ml 


1641. Bei der Quartierkommiſſion find angeſtellt: ein Buchhalter, ein A 
führer und zwei Gerichtsboten. Sie werden aus den Stadtmitteln beſoldet. 
Allerh. beſtät. Beſchl. d. Miniſt.⸗Kom. v. 1820 Marz 20 (28209). 


1642. Der Buchhalter wird von der großen Gilde erwählt und vom Magiſtrate 
beftäti gt. Der Schriftführer und die Gerichtsdiener werden von mern 
i ee angeſtellt. 


n * 19 


knut. Oeroßnß. 


DEMA: AL. Von der Kompetenz. 


1615. Die dt e ſorgt dafür, daß das in der Stadt befindliche Mili⸗ 
fair mit Quartier verſehen werde, beobachtet die an en . und geſetliche Vertheilung 
der Einquartierung, beaufſichtigt die Stadt-Kaſernen und beſorgt die Reparaturen und 
Bauten derſelben, tepcktitt die Sindtiattiedingelaften und führt Rechnung über Einnahme 
und Ausgabe. * ge 


wou v. 1608 Aug. 31 u. ununterbr. gu 


164A. 2 Die amtliche Wirkſamkeit der Quattierkommiſſion erſtreckt ſich ae 3 
Narvaſche Stadtgebiet und über den Landungsplatz Hungerburg. Bei ee Durch⸗ 


u en 5 
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mörfchen, oder wenn das Militair aus entferntern Gegenden in Narva zuſammengezogen 

wird, verlegt fie die Einquartierung auch in die um Narva belegenen Dörfer, nach vorhergegan⸗ 

gener Uebereinkunft ſowohl mit dem PolizeisChef des Jamburgiſchen Kreiſes, als auch 

mit dem Hakenrichter des Allentackenſchen Diſtrikts im Gouvernement Eſthland. 
Ununterbr. Gewohnh. 


III. Von dem Geſchaftsgange und der Verantwortlichkeit 
der Quartierkommiſſion. 


1645. Die Quartierkommiſſion erhält die Befehle der Gouvernementsobrigkeit durch 
den Magiſtrat. 5 
Dieſer § u. d. folg. bis 1664 ber. auf ununterbr. Gewohnh. 


1646. Die Anforderungen der Militair⸗Kommandos werden an die Polizei⸗Abthei⸗ 
lung gerichtet und der Quartierkommiſſion von dieſer mitgetheilt. 


1647. In der Quartierkommiſſion werden geführt: vom Buchhalter, die Rechnun⸗ 
gen über Einnahmen und Ausgaben, das Buch über die Vertheilung der Quartiere, 
ein Buch über das für die Stadt⸗Kaſernen abzuliefernde Holz und Licht, Oel und Geſchirre; 
vom Schriftführer, ein Journal und ein Miſſiv. 


1648. Die Anzeige⸗Billette über angewieſene Einquartierung werden vom Buchhal⸗ 
ter mit feiner und der Glieder Unterſchrift angefertigt. Die Berichte an den Magiſtrat 
und die Polizei⸗Abtheilung konzipirt der Schriftführer und fie werden von den Gliedern 
und dem Buchhalter unterſchrieben. Der Schriftführer hält die Papiere der Quartierkom⸗ 
miſſion in gehöriger Ordnung. 

1649. In das Journal werden nur die Papiere und Anträge, welche eine Verhand⸗ 
lung erfordern, mit Angabe des Inhalts der Verhandlung und des Beſchluſſes der Kom: 
miſſion, eingetragen; alle einfachen Anforderungen aber werden Jahrgangsweiſe zuſam⸗ 
mengeheftet, über dieſelben ein Regiſter geführt und die Erfüllung derſelben auf den Paz 
pieren ſelbſt bemerkt. 

1650. Die Leiſtungen in Natur der Einquartierungslaſt werden nicht jährlich, 
ſondern nach Ermeſſen der Quartierkommiſſion oder auf Aufforderung des Magiſtrats, 
und zwar mit Beſtaͤtigung des letztern feſtgeſetzt, wann eine Nothwendigkeit dazu ein⸗ 
tritt; die Geldbeiſteuern dagegen muͤſſen jährlich repartirt und zur Beſtaͤtigung dem 
Civilgouverneur vorgeſtellt werden. 

1651. Die Einweiſung der Quartiere an Oberoffiziere geſchieht vermittelſt der im 
9 1648 angeführten Billette, welche in zwei Exemplaren ausgefertigt werden, von de⸗ 
nen das eine dem Hauseigenthuͤmer, das andere aber dem einzuquartierenden Offizier zuge⸗ 
ſtellt wird; zur Abfuͤhrung der Gemeinen in die Quartiere erhalten die Gerichtsboten 
ein von dem Buchhalter beglaubigtes Verzeichniß. 

1652. Jede Quartiereinweiſung wird in das Buch über die Vertheilung der Quar⸗ 
tiere eingetragen, mit namentlicher Bezeichnung des ins Quartier geſtellten Militairs, der 
Nummer des Billets und der Zeit, die das Militair im Quartier zu ſtehen hat. 


1655. Ueber das fortwährend in Narva ftehende Militair erhält die Quartierkom⸗ 
miſſion monatlich vom Kommandanten, durch die Polizeiabtheilung, die Verzeichniſſe und 
trifft ihre Anordnungen zeitig. 


245 


165%. Die Auartierfommifften iſt, in Beziehung auf Rechnungsablegung und Kla⸗ 
gen wegen unrechtmaͤßiger Belegung mit Einquartierung, direkt dem Magiſtrate, in allen 
übrigen Beziehungen aber unmittelbar der Polizeiabtheilung, welche ihr auch allen mög: 
lichen Schutz und Beiſtand zu erweiſen hat, untergeordnet. 


1 
1 
I 


Sechstes Buch. w 
Von der Kontrolle über die Geſchaͤftsfuͤhrung in den Behörden, 


1655. Die zur Beaufſichtigung des Gefchäftsganges in den Gerichtsbehörden ange: 
ſtellten Beamten ſind: in jedem Gouvernement die Gouvernementsprokureure, der Ober⸗ 
fiskal in Livland, der Kommiffarius = Fisch in Eſthland, der Gouvernementsfiskal in 
Kurland und die Kreisfiskale im Livlaͤndiſchen und im Kurlandiſchen Gouvernement. 

Anmerkung. Außerdem befinden ſich noch bei den Magiſtraten der Städte: Riga, Reval und , 
Narva, beſondere ſogenannte Stadtofftziale oder Fiskale, deren Amtspflichten in dem II, III und 
V Buche des erſten Theiles dieſes Provinzialrechts, wo gehörig, angeführt find, 


IJ. Von dem Gouvernementsprokureur. 


1656. Der Gouvernementsprokureur wird angeftellt und entlaffen von dem Dirigi⸗ 
renden Senate, auf Vorſtellung des Juſtizminiſters. 
Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf., $ 2295. 


1657. Die Stelle des Gouvernementsprokureurs, falls er beurlaubt wird, oder ſchwer 
erkrankt oder mit Tode abgeht, vertritt auf Anordnung der Gouvernementsregierung ein 
Rath derſelben oder ein anderer zuverläffiger in wirklichem Staatsdienſte ſtehender Beamte. 

Ununterbr. Gewohnh. 


1658. Der Gouvernementsprokureur im Kurlaͤndiſchen Gouvernement gebraucht zu 
ſeinem Schriftwechſel die erforderlichen Beamten aus der Kanzellei der Gouvernements⸗ 
regierung, des Kameralhofs oder des Oberhofgerichts. Im Livlaͤndiſchen und im Eſth⸗ 
laͤndiſchen Gouvernement werden ihm zur Fuͤhrung ſeines Schriftwechſels zwei Kan⸗ 
zelleibeamten der Gouvernementsre gierung zugewieſen, deren Gehalte und die erforderlichen 
Kanzelleimaterialien aus den Kanzelleiſummen der Gouvernementsregierung beſtritten 
werden. J a 

Allg. Reichsg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf., $ 2295, und ununterbr. Gewohnh. 


1659. In der Gouvernementstegierung iſt dem Gouvernementsprokureur eine beſon⸗ 
dere Kammer anzuweiſen, wohin er die auf feine amtlichen Verhandlungen bezuͤglichen 


Akten verlangen kann. 
Vergl. eben dort, $ 2292. 


1) Von den Gegenſtaͤnden der Amtswirkſamkeit des Gouvernements⸗ 
prokureurs. 


1660. Gegenſtand der Amtswirkſamkeit des Gouvernementsprokureurs iſt einzig und 
allein die unmittelbare Aufſicht uͤber die Beobachtung der geſetzlichen Ordnung bei Vers 
handlung der Gefchäfte in den Behörden. 

ergl. eben dort, $ 2300. 
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1661. Die Amtsthtigkeit des Gouuernementsxrokureuts befteft: 9 n 


a) In Beziehung 5 Erheltung der algemeinen Hrbnung im Cowen 

1) Durch ſein Gutachten zum richtigen Verſtaͤndniß der Geſetze in ihrer wahren Be⸗ 
deutung und Kraft beizutragen. nad 

2) Auf die genaue Vollziehung der Gefege und Aufrechthaltung der durch ſie feftgeftelften 
Ordnung zu fehen, und zur Verhütung aller ihnen widerſprechenden Handlungen und aller 
Mißbräuche mitzuwirken, insbeſondere aber vorzubeugen: a) den Uebertretungen der Eides⸗ 
pflicht und Treue; b) den Störungen der dffentlichen allgemeinen Ruhe; e) jedem Schaden 
an Krons= und 1 d) der Beſtechlichkeit; e) der Betreibung verbotenen 
und Verhinderung erlaubten Handels; k) der Uebertretung der Regeln der Wopßlanſtan⸗ 
digkeit und Beranlaſſung von bſſentlichem Aenſtoß und Nergernig; g) dem Ungehorſam, 
Murren und Widerfeglichkeit; h) der Tragheit und Nachlaͤſſigkeit in Crfürlung, der obrig: 
keitlichen Befehle und Aufträge und in Ausführung der Geſchaͤfte. 

3) Daruber zu wachen, daß keine Behörde im Gouvernement ſich Koupcleh und Ge 
ſchaͤfte, die einer andern —.— r und die daruͤber wenne Auwelke 2 
entſcheiden. | 

4) Die Gefaͤngniſſe, fenttichen Arbeits: und Zuchthdufee zu beteten und zu beſchtl⸗ 
gen; dafür zu ſorgen, daß diejenigen, welche darin gehalten werden, an Kleidung und 
Nahrung erhalten, was ihnen zukommt; daruͤber zu halten, daß bei Schließung der Ar⸗ 
reſtanten keine durch die Geſetze verbotene Werkzeuge gebraucht werden; die von den unter 
Wache gehaltenen Perſonen geſchriebenen Briefe und Bitlſchriften durchzuleſen und abzu⸗ 
fertigen. — Die Gouvernementsprokureure haben die Verpflichtung, allwochentlich die 
Gefaͤngniſſe zu beſuchen und, in Gemäß heit des allgemeinen Arreſtanten-Reglements, uber 
die Gefangenen Erkundigung einzuziehen. Sollte einer der unter ihrer Obhut befindlichen 
Gefangenen ſich ſeit einem Jahr in gefaͤnglicher Haft befinden, ohne daß die Verhandlung 
über ihn geſchloſſen wäre, ſo ſind die Gouvernementsprokureure v er ſowohl dar 
über, als über den Stand der Sache allmonatlich Seiner Kalſelich hen lajeſtaͤt i. in ee 
Dero Eigene Haͤnde zu berichten und dabei in Kürze das Weſen der & Sach un den u uſen 
haltsort des Aneſtanten zu bezeichnen. 

5) An den Verhandlungen in den Sitzungen der Nefruten-Impfangskommifften Theil 
zu nehmen. 

6) An der Sen und . der fir ache und blbdſinnig N ur zu 
— Dur nin en 

Anmerkung. Die eee eee in den Oitngouernemn f ſind davon de, in den 
2 des Adels gegenwartig zu ſein, ſo wie von der Pflicht über Aufrechthaltung der ef 
jeglichen Ordnung in denfelden und über ihre Verhandlungen Auf icht zu führen, ‚m 

Namentl. Bef. v. 1832 Dit. 12 12 (5667). er 


*) In Beziehung auf die Finanzverwaltung. nie 


7) Ueberall den Vortheil und das Intereſſe der Krone Kae 
ji Zur Verhütung unerlaubter Verwendung von Kronsgeldern, mitzuwirken. e 
9) Daruber zu wachen, daß von. Dr Hol feine ungeieglichen Abgaben erhoben 
a nt 
10) Bei Abhaltung von Apen 50 — — und Podräͤden n 
zu ſein. 
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11) Auf den vorſchriftmaͤßigen Gebrauch des Stempelpapiers in ſchriſtlichen Verhand⸗ 
lungen, und auf die innere Rechnungsfuͤhrung darüber, zu ſehen. 

12) An Beſichtigung und Reviſion des Kronvermoͤgens mit Theil zu nehmen. 

13) Betruͤgereien bei Einſchreibung der Kaufleute zu einem Familien-Kapital ab⸗ 
zuwenden. \ 


c) In Beziehung auf Rechtspflege. 


14) Darauf zu ſehen, daß die Geſetze in den gerichtlichen Erkenntniſſen in ihrem wah⸗ 
ren Sinne angewandt werden. 

15) Darüber zu wachen, daß die vorgeſchriebenen Formen und Prozeduren im gericht: 
lichen Verfahren und die innere Geſchaͤftsordnung der Behörden genau beobachtet 
werden. 

16) Zu verhüten, daß die Gerichte ſich keiner ihnen nicht zukommenden Gewalt 
anmaßen und ſich nicht auf Sachen einlaffen, die nicht zu ihrer Gerichtsbarkeit gehören. 

17) Jede Verſaͤumniß und Verzögerung in Verhandlung der Sachen abzuſtellen und 
zu deren unaufſchiebbaren Abmachung anzuhalten. — Die Gouvernementsprokureure, deren 
Pflicht es iſt, beſonders in den Gouvernements darauf zu wachen, daß die Allerhoͤchſten Be: 
fehle genau erfüllt werden und daß alle Nechtsfachen einen raſchen Gang erhalten, inſon⸗ 
derheit diejenigen, die fich auf Gefangene beziehen, berichten, wenn fie Vernachlaͤſſigungen 
wahrnehmen, dem Juſtizminiſter, welcher allmonatlich Seiner Kaiſerlichen Majeſtaͤt Abs 
ſchriften dieſer Berichte, mit Hinzufügung feiner Meinung, unterlegt. 

18) Sachen zur Sprache zu bringen, uͤber die keine gerichtliche Verhandlung eingeleitet 
19) Offenbare Unterdruͤkungen und Verfolgungen, Eigenmaͤchtigkeiten und Mißbräuche 
im Gerichte abzuſtellen. 

20) Die Glieder und Beamten der Gerichtsbehörden zur genauen Erfüllung ihrer Amts⸗ 
pflichten anzuhalten. 

21) Die Sachen der Krone, der Gemeinden und offentlichen Anſtalten und der Geſan⸗ 
genen in den Gerichtsbehoͤrden zu vertreten. 

22) Bei der öffentlichen Verſteigerung unbeweglichen Vermögens zugegen zu fein. 

Vergl. eben dort, $ 2301. 


1662. Außer ſeinen Pflichten in Bezug auf Kontrolle, ſind dem Gouvernements⸗ 
prokureue noch andere zugetheilt; zu dieſen gehört die Obliegenheit, an den Sitzungen 
der Verpflegungskommiſſion und des ſtatiſtiſchen Gouvernements⸗Komites Theil zu 


nehmen. 
Eben dort, $ 2302. 


2) Von der Beſchaffenheit und den Grenzen der Amtsgewalt des 
Gouvernementsprokureurs. 


1663. Das Weſentliche der Amtsgewalt des Gouvernementsprokureurs beſteht darin, 
daß er verpflichtet iſt, von allen von ihm bemerkten Mißbräuchen und Unordnungen die 
Gouvernementsobrigkeit unverzüglich in Kenntniß zu ſetzen, und in gewiſſen Fallen nach 
Inhalt der unten folgenden Regeln auch dem Juſtizminiſter zu berichten. 

Eben dort, 9 2305. 
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166%. Dem Juſtizminiſter hat der Gouvernementsprokureur die vorgeſchriebenen 
Verſchlaͤge zu den beſtimmten Terminen einzuſenden und beſondere Berichte (Pro teſte) über 
die Sachen vorzuſtellen. 

Eben dort, $ 2306. 

1665. Die Gouvernementsprokureure haben dem Juſtizminiſter Verfchläge einzuſenden: 
1) über alle in Verhandlung ſtehende Rechtsſachen namentlich; 2) uͤber die Zahl der Arre⸗ 
ſtanten und 3) beſondere monatliche Verſchlaͤge über alle anhuͤngige Kriminal- und Unter- 
ſuchungsſachen mit Angabe folgender Umſtaͤnde: a) was es fin eine Sache iſt, in welchem 
Gerichte und in welcher Veranlaſſung deren gerichtliche Verhandlung begonnen, wann und 
wie ſie entſchieden, und wann und wohin ſie nach der Entſcheidung zur Reviſion geſchickt 
worden, ob und wie viele Perſonen in jeder Sa che unter Wache, und wo fie in Haft 
gehalten, wann ſie befreit oder wohin ſie geſchickt worden und ob mit oder ohne Strafe; 
b) wie die im Gefaͤngniß gehaltenen Verbrecher gehalten werden, ob fie nach Maßgabe 
der Größe des Verbrechens eines jeden von einander abgeſondert und die bereits zu einer 
Strafe Verurtheilten von den eines Verbrechens bloß Angeſchuldigten getrennt find, ob fie 
etwa zu ſchweren, ihre Kraͤfte uͤberſteigenden Arbeiten angeſtrengt oder mit dergleichen 
Strafen belegt werden, und wenn fie irgendwohin auf Arbeit geſchickt werden, dafür auch 
die geſetzmaͤßige Zahlung empfangen. Auch diejenigen unter der bürgerlichen Gerichts: 
barkeit ſtehenden Arreſtanten, die aus irgend welchem Grunde aus dem Geſaͤngniſſe nach 
einer Militair-Hauptwache verſetzt werden, ſind deshalb nicht der Beaufſichtigung und 
Fuͤrſorge des Gouvernementsprokureurs entzogen; wenn aber zu gleicher Zeit mit einer 
ſolchen Translation die Arreſtanten ſelbſt und die Verhandlungen uͤber ſie der Militair⸗ 
Obrigkeit uͤbertragen werden, ſo nimmt auch damit die Beaufſichtigung ſolcher Arreſtanten 
von Seiten des Gouvernementsprokureurs ein Ende. 

Eben dort, J 2307. 


1666. Die Gouvernementsprokureure haben dem Juſtizminiſter kurze Anzeigen über 
alle in den Sachen von ihnen eingelegten Proteſte zu machen. 
Eben dort, J 2308. 2 +20 
1667. Die Gouvernementsprokureure können zu jeder Zeit in die Gouvernements⸗ 
behörden gehen und erhalten in der Sitzung einen Stuhl, muͤſſen jedoch bei Aburtheilung 
der Sachen das Sitzungszimmer verlaſſen. 
Vergl. Eben dort, $ 2309. 


1668. Die Obergerichte find verpflichtet dem Gouvernementsprokureur die Akten 
mitzutheilen und ſeine Meinung vor Entſcheidung der Sachen einzuholen in folgenden 
Fallen, naͤmlich: 1) wenn fich Zweifel über die Kompetenz erheben; 2) wenn unter den 
Mitgliedern der Obergerichte Zweifel darüber entſtehen, was geſetzliche Vorſchrift fei; 
3) wenn die Sache zum Theil eine Private, zum Theil aber zugleich eine öffentliche Ange⸗ 
legenheit betrifft, oder wenn es nur eine Privatſache iſt, die aber auch das Kronsintereſſe 
berührt. Im Allgemeinen aber werden Rechtssachen über Eigenthum zwiſchen der Krone 
und Privaten nicht von den Obergerichten dem Gouvernementsprokureur mitgetheilt, weil 
ſelbige, nach beſonders für fie erlaſſenen Vorſchriſten, von den Kreis: und Gouvernements⸗ 
Fiskalen vertheidigt werden; wenn bei der Bepruͤfung des Journals oder des gerichtlichen 
Erkenntniſſes der Gouvernementsprokureur eine beſondere Meinung abgeben ſollte, ſo 
wird ſelbige zugleich mit dem Urtheil des Gerichts dem Kameralhofe oder dem Domai⸗ 
nenhoſe, je nachdem die Sache hingehört, mitgetheilt. 

Vergl. Eben dort, J 2310. 
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1669. Der Gouvernementsprokureur hat ſich öfter nach dem Gange der Sachen in 
den Obergerichten zu erkundigen. Dieſe Gerichte und deren Sekretaire ſind verpflichtet, 
dem Gouvernementsprokureur alle von ihm verlangte Nachrichten und ihm nöthige 
Auskünfte, mit aller Genauigkeit und ohne den geringſten Verzug, zu ertheilen. Mit den 
Kreis: und Stadtbehörden, ausgenommen die Magiſtrate der Staͤdte Riga und Reval und 
die Gerichtsbehörden erjter Inſtanz des Gouvernements Eſthland, tritt der Gouvernements⸗ 
prokureur in keine unmittelbare Verhandlung, ſondern erhält uͤber den Geſchaftsgang in 
denſelben von den Kreisfiskalen Auskunft. II benz at » hakıpın 

in ante anna aan Beten ee Fee 
- 1670. 10 


* A 


70. Der Gouvernementsprekurtur iſt berechtigt, nicht nur bei e in 
welchen er ſeine Meinung a geben muß, ſondern auch bei allen übrigen Verhandlungen, 
ſobald die ee eintritt Erläuterungen aus den Original⸗ Akten zu ziehen, 
ſolche von den Sekretaften der Gerlchtsbehörden zur Durchſicht zu verlangen. Die Se⸗ 
Eretaie find verpflichtet, die Akten mit richtigen Jnhaltsvetzeichniſſen verſehen unver⸗ 
zͤglich in die Sitzungskannmer des Prokureurs gegen Quittung ei Gulieferrn. 
977 1 9 fer, ui eee DIN st ‚ou 6 
3 i Die * be 145 Air ann 

1671. Ausgenommen von der Amtswirkſamkeit des Gouvernementsprokureurs ſind 

die bloß für eine beftimmte Zeit errichteten Gerichtsbehöͤrden und die Concursgerichte in 


Handelsſachen. 


A 


mern YA nene 


Vergl. Eben dort, J 2318. 


1672. Der Gouvernementsprokurcur kann alle Journale und Protokolle der Ober: 
gerichte, der Stadtmagiſtrate in Riga und Reval, und im Eſthlaͤndiſchen Gouvernement 
auch der Manngerichte und des Niederlandgerichts, zur Durchſicht verlangen und muͤſſen 
ihm ſelbige nach erfolgter Unterſchrift, jedoch vor Vollziehung der darin getroffenen Ver— 


fügungen, mitgetheilt werden. — 
g Vergl. Eben dort, $ 2314. 


an 


1673. Dem Gouvernementsprokureur find alle gerichtliche Entſcheidungen in Sachen 
der Krone, der Gemeinden, der öffentlichen Anſtalten und von Gefangenen, ſo wie in 
allen Privatſachen, welche das Kronsintereſſe beruͤhren oder zugleich private und offentliche 
ſind, und in allen Kriminal- und Unterſuchungsſachen, vor Vollziehung der Entſcheidung 
zur Durchſicht mitzutheilen. dor 7 104 mit 

un a 61 Jul 50. Gogh m. Sept: J. Goes Non, i . iz 
1674. Zum Beweis, daß das Journal oder Protokoll vom Gouvernementsprokureur 
durchgeſehen worden, ſchreibt er auf demſelben eigenhändig: gelefen, und bemerkt zugleich 
das Datum, wann das Journal oder Protokoll von ihm durchgeſehen worden. u 

5 Ms Allg. Reicheg. Bd. II, Allg. Gouv.Verf. J 2515. nu 


1675. Zur Durchſicht iſt nur eine Feift von drei Tagen geſtattet, in Sachen aber, 
die eine ſchleunige Erfüllung erfordern, eine noch kürzere Zeit. N 


N 720] 11:3 l Nen | 71 rt stk 
th Eben dort, 1.2316. e g 


umu au i d m } alu a mt era dan dl 

1676. Findet der Gouvernementsprokureur nöthig in Betreff der im Journal oder 
Protokoll enthaltenen Verfügung eine Bemerkung zu machen, ſo iſt er verpflichtet, dies 
gleich bei der Durchſicht des Journals oder Protokolls und noch vor der Unterſchrift des 
Erkenntniſſes zu thun. init ait 8 2 11 00850 
Eben dort, J 2817. 


—— — —— — — — 
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1 
1677. Weun der Gouvernementsprokureur durch irgend welche Umſtaͤnde verhindert 1 
wird, zu einer ihm im Journal oder Protokolle mitgetheilten Verfuͤgung vor der Unter⸗ „ 
ſchrift des Erkenntniſſes ſeine Bemerkungen zu machen, ſo iſt er verpflichtet, die höhere I 
Obrigkeit davon in Kenntniß zu ſetzen, und in Kriminalſachen ſie dem Civilgouverneur 
mitzutheilen, mit Auseinanderſetzung der Gründe, welche ihn verhindert dieſe Bemerkung 
in Journal oder Protokolle zu machen. Min ee eee ma 7 u lun en 


Eben dort, 9 2318. 


z In irren) FILTER) 


Behörde nicht aufhalten, wenn die Glieder ſich durch feine Bemerkungen nicht über: 
zeugen laſſen und ihren Beſchluß vor Unterſchrift des Erkentniſſes nicht ändern; wenn 
er aber erſieht: 1) daß das Erkenntniß der Behörde mit den Geſetzen nicht übereinftimmt 4 
und dem Dienſte zum Nachtheil und dem Kronsintereſſe zum Verlust gereicht; 2) daß 1 
in Kriminalſachen auf eine mit dem begangenen Verbrechen, in keinem Verhältniß ſtehende il 
Etrafe, erkannt worden, oder 3) daß in der Art der gerichtlichen Verhandlung die geieglich | 
vorgeſchriebene Ordnung nicht beobachtet worden, und uͤberhaup daß irgend eine Saͤu⸗ I 
migkeit, eine Verzögerung oder gar eine Bedruͤckung Statt gefunden, fo hat der Gouver⸗ 
nementsprokureur, nachdem er der Behörde feine Erinnerungen deshalb ge 0 N 
Juſtizminiſter, wie der Gouvernementsobrigkeit, unverziglich daruber nen 
Wenn in Kriminalſachen die Glieder durch die Bemzrkungen des Gouvernementspre: 
kureurs ſich nicht überzeugen laſſen und ein Erkenntniß unterſchreiben, das mit ſeinem 
Proteſt im Widerſpruche ſteht, ſo hat der Gouvernementsprokureur, außer den oben er⸗ 
wähnten Berichterſtattungen, auf dem Erkenntniß ſelbſt zu bemerken: daß er es gele— 1 
ſen und bei ſeinem fruͤhern Proteſte verbleibe. 
Mn „Akten dort, 9 2319. F er 
1679. Wenn die Verfügung oder das Erkenntniß einer Behörde 2 80 Miniſter⸗ 1 
vorſchrift erfolgt und dem Gouvernementsprokureur dabei Zweifel aufſt en, ſo muß er, 0 
obwohl er dann nicht das Recht hat weitere Verſtellungen dagegen oder Erinnerungen 9 
deshalb zu machen, mit der erſten Poſt über diefen Umſtand dem Juſtizminiſter umſtaͤnd⸗ 1 
lich berichten, beſonders wenn die Sache eine ſchleunige Entſcheidung erfordert. 1 


1680. Wenn einem ſolchen Erkenntniß ſchon die Erfüllung gegeben worden und es a 
unmoglich iſt, die Ungehdrigkeit, den Schaden und Verluſt abzuwenden, ſo iſt der Gou⸗ 


1678. Der Gouvernementsprokureur kann die Vollziehung des Erkenntniſſes einer 


It 


. feine Bemerkung hieclber zu machen, mit der nbthlgen Auseinanserfe 


bag nd zur Erleichterung des Volks gereichen dürften, und Überhaupt ſolche Bemer⸗ 
kunge 

Eben dort, 9 232114. 9 90 
1681. Der Gottvernententsprofureut hat, mit Betmeldung aller unnbthlgen Schrei⸗ 


beret, alle feine Grinnstungen, Bemerkungen und Vorſellungen perſnlich in der Sizung 

der Behörde zu mache wo fie ins Journal oder Protokoll einzutragen find; die 1 

Glieder find verpflichtet ihn ſchwetgend and gelaſen onzujbten, elne ihm in die Moe 

fallen zu dürfen ; wenn er feine Bemerkungen ſchtiftlich macht, fo find fie gleichfalls ins a 

Journal oder Protokoll einzutragen. * N n : 
uf e ZZ 12 | 
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1682. Der Gouvernementsprokureur kann bei feinen Mittheilungen den Obergerich⸗ 
ten und ihnen gleichſtehenden Behoͤrden Anträge, Vorſtellungen oder Anzeigen machen, wie 
er es der Sache angemeſſen findet. 

u Eben dort, $ 2323. 

1685. Die Gouvernementsprokureure ſtehen unmittelbar unter dem Juſtizminiſter 
und erhalten nur von ihm Vorſchriſten, auch werden fie nur von ihm über Verdienſte und 
Auszeichnungen im Dienſte atteſtirt. 

Eben dort, $ 2325. 

1684. Die Civilgouverneure können den Gouvernementsprokureuren weder Vorſchrif⸗ 

ten ertheilen, noch Zeugniſſe über ihre Amtsfuͤhrung ausſtellen. 
Eben dort, $ 2326. 


1685. Die Gouvernementsprokureure konnen zu keinen Kommiſſionen ernannt oder 
abgeordnet werden, die ihre Entfernung aus der Gouvernementsſtadt noͤthig machen, ohne 
beſondere Genehmigung des Juſtizminiſters oder ohne einen beſonders deshalb erlaſſenen 
Allerhoͤchſten Befehl. 

Eben dort, § 2327. 

1686. Der Juſtizminiſter wacht daruber, daß die Gouvernementsprokureure eben fo 
wie die übrigen zur Beaufſichtigung des Geichäftsgangs in den Behörden beſtellten Beam 
ten treu und eifrig ihre Pflicht erfüllen ; für Amtsvergehung n übergibt er die Prokureure 
dem Gerichte im Dirigirenden Senate. 

Eben dort, $ 2333. 


II. Von dem Oberfiskale in Livland, dem Kommiſſarius-Fisci in Eſth⸗ 
land und dem Gouvernementsfiskale in Kurland. 


1) Von dem Oberfiskale im Livlaͤndiſchen Gouvernement. 


1687. Der Oberfiskal in Livland wird, auf Vorſtellung des Juſtizminiſters, vom Di: 


rigirenden Senate angeſtellt. 
1044 Nov. 27 (18470). 


1688. Der Oberfiskal wird von der Staatsregierung beſoldet. 
Kön. Schwed. Ref. v. 1667 Aug. 17, 5 7; Etat d. Linl. Gow. v. 1797 Febr. 26 (17846). 


1689. Die Amtswirkſamkeit des Oberfiskals beſchraͤnkt ſich auf die gerichtlichen Ver⸗ 
handlungen des Hofgerichts. Er wohnt allen Sitzungen im Hofgerichte bei und hat daher 
ſeinen beſondern Platz im Sitzungszimmer deſſelben. 

Kön. Schwed. Ref. ans Dorpt. Holger. v. 1667 Aug. 17, $ 7 und 1681 Juni 20, 6 4. 


1690. Der Oberfiskal iſt verpflichtet: 

1) Bei allen Verhandlungen das Intereſſe der Krone wahr zunehmen, die Krone, als 
deren Bevollmächtigter, in allen ihren Angelegenheiten zu vertreten, ſowohl in Sachen, die 
in erſter Inſtanz bei dem Hofgerichte verhandelt werden, als auch in denjenigen, welche 
durch Appellation oder Querel von den Untergerichten an das Hofgericht gelangen. Wenn 
aber dergleichen Rechtsſachen an den Senat gelangen, fo iſt der Oberfiskal zu keiner amt⸗ 
lichen Vertretung mehr verpflichtet. 

2) Die Sachen der Kirchen bei dem Hofgerichte zu betreiben. 


3) In Auftrag der Gouvernementsregierung peinliche Anklage gegen Beamte wegen 
Amtsvergehen und gegen Edelleute wegen Kriminalverbrechen anzuſtellen. 

4) Darauf zu wachen, daß die verwirkten Strafgelder gehdrig erlegt und die ergangenen 
Strafurtheile puͤnktlich erfüllt werden. 

5) Wenn bei den Verhandlungen im Hofgerichte die Parteien ſich ungebuͤhrlich gegen 
einander betragen, oder die den Richtern ſchuldige Achtung außer Acht laſſen, auf Beſtra⸗ 
fung ihres geſetzwidrigen Verhaltens anzutragen und darauf zu wachen, daß ſolche Verſtöße 
wirklich geahndet werden. 

6) Darauf zu ſehen, daß die Gerichtsglieder ſich zu den Sitzungen des Hofgerichts zur 
beſtimmten Stunde einfinden, und daß von den ausbleibenden oder zu ſpaͤt zur Sitzung 
kommenden Gliedern die gefeglichen Strafgelder gehörig erlegt werden. 

Inſtr. f. d. Oberfisk. v. 1630 Aug. 23, f 3, 5-7, 11-14; Hofger.⸗Ordn. v. 1630 Sept. 6, 

$ 5; Landger.⸗Ordn. v. 1632 Febr. 1, f 25; Kön. Inſtr. f. d. Gen.⸗Gouv. v. 1629 Dec. 

10, 5 24; Kön. Schwed. Exek. Verordn. v. 1669 Juli 10, 5 26; Kön. Schwed. Verordn. z. 
Bef. d. Juſt. v. 1671 Sept. 22, Kap. IV, $ 12; Kön. Schw. Ref. v. 1681 Juli 4, 5 1 Ser f. d. 
Eveng.⸗ Luth. Kirche in Rußl. v. 1632 Dec. 28 (5870) 5 478; Sen.⸗ Ut. v. 1838 Dec. 28. 


1691. Zu deſto gründlicherer Wahrnehmung feiner Amtspflichten iſt der Oberfiskal 
berechtigt, bei dem Hofgerichte um Mittheilung aller die Sachen, welche er betreibt, betref⸗ 
fenden Aktenſtuͤcke an zuſuchen. 


1692. Der Oberfiskal iſt in allen von ihm von Amtswegen zu fuͤhrenden Sachen 
vom Gebrauch des Stempelpapiers, fo wie von der Erlegung der Kanzelleigebuͤhren und des 
Apellationsſchillings, befreit. 

Kön. Schwed. Ref. v. 1681 Zuni 28, $ 2 und 1693 Nov. 6.— Vergl. Alg. Reicheg. Bd. 

X, Civilgeſeze, $ 3692. 


1695. Von allen Strafgeldern, auf welche das Hofgericht erkannt hat und die ans 
Kollegium der allgemeinen Fuͤrſorge oder an fromme Anſtalten fallen, erhält der Oberfiskal 
den dritten Theil. 

Inſtr. f. d. Oberſisk. v. 1630 Aug. 23; Kön. Schwed. Exek.⸗ Verordn. v. 1669 Juli 10, 

$ 28; Kön. Schwed. Ref. v. 1669 Nov. 6, u. 1690 Okt. 24. a 

1694. unterliegt der Oberfiskal in Sachen, die er in Auftrag der Obrigkeit betrieben, 
fo iſt er nicht verpflichtet, ſich auf die Widerklage einzulaffen; hat er aber eine Klageſache 
ohne ſolchen Auftrag geführt, fo iſt er zur Einlaſſung auf die Widerklage verbunden. 

Königl. Schwed. Reſ. v. 1688 Nov. 30, f 16. 

1695. Fuͤr Amtsvergehen wird der Oberfiskal von dem Oberhofgerichte vom Amte 
entfernt. Seines Amtes vollig entsetzt wird er aber nur mittelſt ſormlichen, durch den Senat 
beſtaͤtigten, Urtheils 

Vergl. Allg. Reicheg. Bd. II, Allg. Gouv.⸗Verf., $ 244 u. folg. 
2. Von dem Kommiſſarius⸗Fisei im Eſthländiſchen Gouvernement. 


1696. Der Kommiſſarius⸗Fisci im Eſthlaͤndiſchen Gouvernement wird, auf Vorſtel⸗ 
lung des Gouvernementsprokureurs, von der Gouvernementsregierung erwaͤhlt und von dem 


Senate, nach vorgaͤngiger Meinungsäußerung des Juſtizminiſters, beftätigt. 
Ununterbr. Gewohnh. 


1697. Der Kommiſſarius⸗Fisci wird von der Staatsregierung beſoldet. 
Etat d. Eſthl. Gouv. v. 1797 Febr. 26 (17845). 


254 


1698. Die amtliche Wirkſamkeit des Kommiſſarius⸗Fisci erſtreckt ſich: 1) auf alle das 
Eigenthum und Intereſſe der Krone betreffende und in den Juſtizbehoͤrden des Eſthluͤndi⸗ 
ſchen Gouvernements zur Verhandlung kommende Sachen, ohne hiervon die Stadtgerich⸗ 
te Revals auszunehmen, und 2) auf die das Eigenthum der Evangeliſch⸗Lutheriſchen Kir⸗ 
chen betreffenden Sachen, ſo wie auf Kriminalſachen, mit Ausſchluß derjenigen die in den 
Stadtgerichten Revals und feines Gebiets verhandelt W indem daſelbſt für ſolche Sas 
chen ein beſonderer Fiskal angeſtellt jſt. 

1797 Febr. 26 (17845); Gef. f. d. Evang. Luther. Kirche in Kupt., v. 1032 Dec. 28 (5870), 


1699. Der Kommiſſarius⸗Fisci iſt verpflichtet: 1) die Rechte der Krone zu wahren, 
und wenn er erfahrt, was ihr Nachtheil und Schaden bringen könnte, dies der Gouverne⸗ 
mentsregierung und dem Gouvernementsprokureur zu berichten, damit die nöthigen Vorkeh⸗ 
rungen dagegen getroffen werden können. Er iſt verpflichtet, allen von der Gouvernements⸗ 
regierung oder dem Kameralhofe angeordneten Unterſuchungen in Sachen, die das Krons⸗ 
intereſſe betreſſen, amtlich beizuwohnen, ſo wie in Sachen der Krone bei der befugten Be horde 
nach den im Civilprozeſſe vorgeſchriebenen Regeln als Klaͤger oder Beklagter aufzutreten. 
2) In allen das Eigenthum der Kirchen betreffenden Nechtsfachen, deren Intereſſen in der: 
ſelben Weiſe wie die der Krone zu vertreten; 3) Falls er Kunde von Vergehungen und Ver⸗ 
brechen erhält, die noch bei keiner Behörde ange zeigt und zur Unterſuchung gebracht worden 
find, der Gouvernementsregierung und dem Gouvernementsprokureur unverzüglich daruͤber 
die Anzeige zu machen; 4) In allen Amts- und peinlichen Anklageſachen bei dem Ober⸗ 
landgericht die amtliche Anklage zu erheben, 

—— die zum enen 0 — 46 5 3 Aut fr. f. d. Ta v. 1650; Kön. Shred. 


1100. In allen ine deren im nah $ eue U geschehen; Ader 
Kommiſſarius-⸗Fisci zur Erhebung der Klage und zur Anſtellung des gerichtlichen Verfah⸗ 
rens nicht anders, als in ausdrücklichen Auftrage der Gouvernementstegierung und mit Zu⸗ 
ſtimmung des Gouvernementsprokureurs oder auch in deſſen Auftrage, ermächtigt. 

Ununterbr. Gewohnh. 


1701. Gelangen die dem Kommiſſarius⸗Fiset anvertrauten Rechtssachen in den Se⸗ 
nat, ſo 1 er zu keiner amtlichen Vertretung mehr verpflichtet. 0 al 
1790 Aug. 40 (19090); 1821 Juni 16 (28650). 


1702. Bei allen schriftlichen Verhandlungen in feinen Amtsgefchäften, iſt der Rom: 
en — vom Gebrauche des Stempelpapiers befreit. 
en. Vergl. Allg. Reichsg. B. X, Civilg., 9 5002. 


1703. Der Kommiſſarius-Fisci erhält den dritten Theil aller Geldſtrafen, auf welche 
in den von ihm vertretenen Sachen vom Gericht erkannt worden. 

Instr. f. d. Oberfist. v. 1630, 5 6; Königl. Schwed. Exek.⸗Verordn. v. 1669 Sul 10, 9 28; 

Königl. Schwed. Reſ. v. 1000 Nov. 6. 


170%. Der Kommiſſarius⸗ Fisch hat das Recht von den Gerichtsbehörden die Mit: 
theilung aller ihm amtlich erforderlichen Auskünfte, Protokolle und Akten zu verlangen, 
Es iſt ihm geftattet, auf vorgaͤngige Meldung, in allen Gerichtsbehörden zu erſcheinen und 
die nothigen Antraͤge zu machen, er kann jedoch den W nicht 9 und 
hat in denſelben auch keinen beſonderen Stuhl. 

Ununterbr. Gewohnh⸗ 


1705. Von dem Gouvernementsprokureur erhält der Kommiſſarius⸗ Fisei Vorſchriſten 
und Antraͤge und hat ihm Berichte, Unterlegungen und Vorſtellungen zu machen. 
D eee Eben fo. f S mme dh u 
1706. Außer den im § 1699 bezeichneten Verpflichtungen, beſichtiget der Kommis 
ſarius⸗Fisci in Auftrag des Gouvernementsprokureurs die Gefängniſſe, Arbeits⸗ und Zucht⸗ 
haͤuſer und berichtet ihm uͤber deren Zuſtand und die Verpflegung der Gefangenen. 
Eben fo, 


3) Von dem Gouvernementsſiskal im Kurlaͤndiſchen Gouvernement. 


1707. Der Gouvernementsfiskal im Kurlͤͤndiſchen Gouvernement wird, auf Vorſtel⸗ 
lung der Gouvernementsreglerung, vom Dirigirenden Senate im Amte beſtaͤtigt, und von 
erſterer in Eid nud Pflicht genommen. Der zu dieſem Amte Anzuſtellende muß ein Zeugniß 
über auf einer Ruſſiſchen Univerfität beendigten Studiencurſus vorweiſen, und wird vor der 
Anſtellung einer Prufung unterworfen. 

Etat d. Kurl. Gouv. v. 1797 Febr. 10 (17818); 1797 Oft, 3 (18181). 


1708. Der Gouvernementsfiskal wird von der Gouvernementsregiegung beurlaubt. 
Seine Entlaſſung aus dem Dienſte auf eigenes Anſuchen, fo wie ſeine Entfernung oder 
Entſetzung vom Amte, zur Strafe, wird vom Dirigirenden Senate auf Vorſtellung der 
Gouvernementsregierung verfügt, die Amtsentſetzung jedoch nur nach vorausgegangenem 
Urtheil und Recht. ee 

i Vergl. Allg. Rei hsg. Bd. II, Ag. Goud.⸗Verf., 9 241 und folg. 


1109. In Krankheit oder Abweſenheit des Gouvernementsfiskals vertritt der Mitau⸗ 
ſche Kreisfiskal deſſen Stelle. 0 ruhe 
105 Ber, d. Gouv.⸗Reg. v. 1030 Aug. 25. 


1710. Der Gouvernementsfiskal wird von der Staatsregierung beſoldet. 
Eat d. Kurt. Gouv. v. 1797 Febr. 19 (17818), 1708 Miry 3 (18410). 


Kardon: Inte ® as Innen dr j Ars 

1711. Die amtliche Wirkſamkeit des Gouvernementsſiskals iſt auf die gerichtlichen 

Verhandlungen bei dem Oberhofgerichte beſchraͤnkt. ** 
Vergl. 1925 Okt. 10 (30539). 


1712. Der Gouvernementsfiskal tritt zufolge Auftrag der Gouvernementsregierung 
amtlich auf und iſt verpflichtet: 1) im Oberhofgerichte die Rechte und das Eigenthum der 
Krone zu vertreten; 2) als offentlicher Anklaͤger bei Verhandlung von Amtsüͤbertretungen 
und Kriminalſachen aufzutreten. aa . 

Landt.⸗Schl. v 1660 März 14; Kompof.⸗Akte v. 168% Jun 13, f 6; Decis, Commiss. 

v. 1717 ad. grav., C 14 u. 18; Kompo. Akte v. 1746; 1797 Ott. 3 (18181). 


1715. Gelangen Rechtsſachen, welche die Kreisfisfale bei den Untergerichten verhan— 
delten, durch Appellation an das Oberhofgericht, fo iſt der Gouvernementsfiskal verbunden, 
fie von Amtswegen bei der Appellationsinſtanz zu verkreten; kommen aber dergleichen 
Rechtsſachen zur Reviſion an den Dirigirenden Senat, ſo iſt der Gouvernementsfiskal zur 
amtlichen Vertretung nicht weiter verpflichtet, | 0 

1799 Aug. 10 (19090), 1821 Jun 10 (28650); Inte. f. d. Kreisſtek. v. 1020 Nov. 26, 

J 15. } 


— ni nam ie 


— 


— 
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1711. Der Gouvernementsfiskal ift berechtigt, bei dem Oberhofgerichte auf Mitthei- 
lung aller ſein Amt betreffenden Akten und Protokolle anzutragen, und iſt bei allen amt⸗ 
lich von ihm verhandelten Sachen vom Gebrauche des Stempelpapiers befreit. 

Vergl. Allg. Reichsg. Bd. X, Civilg., $ 3692. 


III. Von den Kreisfisfalen in den Gouvernements Livland und Kurland. 
1) Von der Anſtellung und Beſoldung der Kreisfisfale. 


a) Im Livlaͤndiſchen Gouvernement. 


1715. Bei jedem Landgerichte befindet ſich ein Kreisfiskal, der auf Vorſtellung des 
Gouvernementsprokureurs von der Gouvernementsregierung angeſtellt wird. 
Etat d. Livl. Gow. v. 1797 Febr. 26 (17846). 


1716. Die Kreisfiskale werden im Landgerichte vereidigt und von der Staatsregie rung 
beſoldet. 
Vergl. Eben dort. 


1717. Außer dem Gehalte bekommen die Kreisfiskale noch ein Drittel der Strafgelder, 
auf welche das Gericht in den Sachen, die ſie von Amtswegen gefuͤhrt, erkennt. Wird ein 
Kreisfiskal zu einer Lokalunterſuchung abgeordnet, fo bekommt er dieſelben Meilen und 
Defrayirungsgelder, wie der Landgerichtsſekretair. 

Kön. Schwed. Verordn. v. 1664 Mai A, $ 18; Kön. Schwed. Exek.⸗Verordn. v. 1669 Juli 

10, $ 23; Kon. Schwed. Verordn. z. Bef, d. Juſt. v. 1671 Sept. 22, Kap. IV; Inſtr. f. d. 

Kreisfisk. v. 1673, 58. 


1718. Das Geſuch um Entlaffung vom Amte reicht der Kreisfiskal durch das Landge⸗ 
richt bei der Gouvernementsregierung ein. 
Vergl. Allg. Reichsg. Bd. III, Regl. üb. d. Staatsd.,$$ 1205 u. 1204. 


b) Im Kurlaͤndiſchen Gouvernement. 


1719. In jeder der fünf Oberhauptmannſchaften ift ein Kreisfiskal verordnet. 
1825 Oft. 10 (30539). 


1720. Die Kreisfiskale werden, auf Vorflellung des Gouvernementsprokureurs, von der 
Gouvernementsregierung angeſtellt und daſelbſt in Eid war Pflicht genommen; vor ihrer 
Anjtellung werden fie einer Prüfung unterworfen. 

41803 Febr. 4 (20608); Inſtr. f. d. Kreisſisk. v. 1829 Nov. 26, $ 2. 

1721. Die Kreisfiskale werden beurlaubt durch die Gouvernementsregierung, auf Vor⸗ 
ſtellung des Gouvernementsprokureurs, der zu gleicher Zeit einen Stellvertreter des Beur⸗ 
laubten in Vorſchlag bringt. 

Inſtr. f. d. Kreisſisk. v. 1329 Nov. 26, J 3. 
1722. Die Kreisfiskale werden in ihren Dienftliften von dem Gouvernementspro⸗ 


kureur atteſtirt, welcher dieſelben der Gouvernementsregierung vorſtellt. 
Eben dort, J A. 


1725. Wird die Verſetzung eines Fiskals nach einer anderen Oberhauptmannſchaft, oder 
feine gänzliche Amtsentfernung wegen Dienſtuntauglichkeit, erforderlich, fo holt der Gou⸗ 
vernementsprokureur dazu die Genehmigung des Juſtizminiſters einz bei Amtsvergehungen 


257 


und ſonſtigen Verbrechen eines Kreisfiskals, wird derſelbe, wie die uͤbrigen Beamten, 
durch die Gouvernementsregierung dem Gerichte übergeben. 

. = Eben dort, 9 b. 
17244. Das Abſchiedsgeſuch eines Kreisfiskals wird durch den Gouvernements proku⸗ 
reur der Gouvernementsregierung vorgeſtellt. 
win, Eben dort, $ 6. 


1725. Die Kreisfiskale werden von der Staatsregierung befoldet; außerdem erhalten fie, 
ſobald fie zu einer Lokalbeſichtigung delegirt werden, Meilenzund Defrayirungsgelder wie 
die Protokollfuͤhrer. 
* 1825 Ott. 10 (30539). 
irre 4 2), Von der amtlichen Wirkſamkeit der Kreisſiskate. 
1726. Die amtliche Wirkſamkeit der Kreisfiskale erstreckt ſich im Livlaͤndiſchen Gon- 
vernement auf die Ordnungsgerichte, Landgerichte und Stadtgerichte, mit Ausnahme des 


Raths zu Riga und der ihm untergeordneten Behörden, —in Kurland auf die Hauptmanns⸗ 
gerichte, Oberhauptmannsgerichte und Stadtmagiſtrate. . 


1023 Mai. 21 (29478), Inte. f. d. Kreisfist. v. 1829 Nov. 26, J 7. Vergl. Allg. Reichsg. 


Bd. I, Alg. Gouv.⸗Verf., J 3385. 


1727. Die Kreisfiskale in Kurland treten in Civil: und Kriminalſachen bei den Ge⸗ 
richten nur in Auftrag der Gouvernementsregierung auß in Livland konnen fie auch ohne 
ſolchen Auftrag amtsthätig fein, find jedoch alsdann verpflichtet, ſobald eine Wi— 
derklage gegen ſie erhoben wird, auf dieſelbe ſich einzulaffen, von welcher Verpflichtung ſie 
ſrei ſind, wenn die Klagen von ihnen nur in Auftrag der befugten Gerichtsbe hörden ange: 
ſtellt find, 

Inſtr. f. d. Livl. Kreisſisk. v. 1675,95 1 — 3, 6, 7, 9; Kön. Schwed. Exek.⸗Verordn. v. 

1669 Juli 10, $ 26. 


1728. Den Kreisfiskalen liegt von Amtswegen ob: 

1) Darauf zu fehen, daß ſowohl die Behörden „als die Rechtſuchenden nach den beſtehen— 
den Geſetzen verfahren. 

2) Wenn die Beamten das Geſetz verletzen, ihnen nach Umftänden entweder die gezie: 
mende Erinnerung zu machen oder die Sache höhern Orts vorzuftellen; oder wenn eine der 
Parteien ſich etwas Geſetzwidriges erlaubt, bei der Behörde auf geſetzliche Beſtrafung anzu⸗ 
tragen. > 

3) Darauf zu fehen, daß die Gerichtsſitzungen vorſchriftsmaͤßig abgehalten und alle an⸗ 

haͤngigen Rechtsſachen in der feſtgeſetzten Ordnung verhandelt werden. 
J) Alle Verbrechen und dem Intereſſe der Staatsregierung zuwiderlaufenden Handlungen 
aufzudecken, die kompetenten Behörden und den Gouvernementsprokureur in Kenntniß da⸗ 
von zu ſetzen, und, wenn die Sache ihrer Natur nach zur Gerichtsbarkeit der Unterinſtanzen 
gehört, fie nach Grundlage der Prozeßgeſetze daſelbſt anhaͤngig zu machen. 

3) In den Unterinſtanzen das Eigenthum und das Intereſſe der Krone, der Kirchen, 
der Gemeinden und wohlthaͤtigen Anſtalten zu vertheidigen, und bei den ſolche Sachen 
betreffenden Lokalbeſichtigungen und Unterſuchungen zugegen zu ſein. 

6) Darauf zu ſehen, daß die Polizeiverordnungen beobachtet werden, und jede Uebertre— 
tung derſelben aufzudecken. 

7) Auf den ſchleunigen Gang und die Erledigung der anhängigen Civil: und Kriminal 
ſachen zu ſehen. f 


I Th. 17 
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8) Die Geſaͤngniſſe zu befichtigen,„ über die geſetzliche Verpflegung der Arreftanten zu 
wachen und über alle und jede Verſaͤumniſſe der kompetenten Behörde anzuzeigen. 

9) Darüber zu wachen, daß ſich Niemand im Kreiſe ein ihm, ſeinem Stande nach, 
nicht zukommendes Recht anmaße, und den Gerichten zu berichten, wenn Jemand im 
Kreiſe unterlaͤßt, den ſchuldigen Unterthans⸗Eid zu leiſten. 

10) Darauf zu ſehen, daß die geſetzlichen Abzugsgelder von dem ins Ausland gehenden 
Vermögen entrichtet werden. 

11) Die Befehle der Gouvernementsobrigkeit und des Prokureurs zu erfüllen und ihm 


Auskuͤnſte zukommen zu laſſen. 
Eben dort; Inſir. f. d. Kurl. Kreisfist. v. 1829 Nov. 26, 5 7. 


1129. Die Kreisfikale im Kunländifchen Gouvernement find auch noch verpfichtet. 
1) dem Rekrutenempfange im Kreiſe beizuwohnen und 2) bei den Reviſionen der Kreis⸗ 
renteien und den monatlichen Reviſionen der gerichtlichen Depoſitenkaſſen gegenwärtig 
zu ſein. 

Infe, f. d. Kurl. Kreisſisk. v. 1829 Nov. 26, 5 12. 

11730. Die in den allgemeinen Reichsgeſetzen Bd. II, in der allgemeinen Gouver⸗ 
nements⸗Verfaſſung, 9 5885—5889, 358933395, aufgeſtellten Regeln von dem 
Weſen und den Schranken der für die Kreiſe eingeſetzten Kontrolle haben auch, mit Be⸗ 
rückſichtigung der Lokalinſtitutionen, ihre Kraft und Geltung in den Oſtſeegouvernements. 
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Abth. III. Von dem Sitzungslokale und deſſen Einrichtung, 88 34— 37. 
Abth. IV. Von der Ordnung der Sitzungen, 88 38—48. 

Hauptſt. II. Von dem Beſtande und der Einrichtung der Kanzellei und des Archivs. 
Abth. I. Von dem Beſtande und der Einrichtung der Kanzellei, 88 49—65. 
Abth. II. Von der Zuſammenſetzung und Einrichtung des Archivs, 88 66—84. 

Hauptſt. III. Von der Dienſtunterordnung in der Behörde, 88 85 99. 

Hauptſt. IV. Von den Advokaten. 

J. Von der Anſtellung der Advokaten, 88 100—107. 
II. Von dem Gerichts ſtande und den Pflichten der Advokaten, s8 108 — 112. 
III. Von dem Honorare und dem Koſtenerſatze, 8 113. 
IV. Von der Rechenſchaftsablegung und der Verantwortlichkeit der Advokaten. 
1) Von der Rechenſchaftsablegung, 88 114, 115. 
2) Von der Verantwortlichkeit, 88 116, 117. 
V. Von der Beurlaubung und Verabſchiedung der Advokaten, 88 118120. 
Titel II. Von dem Geſchäftsgange in den Behörden, 88 121, 122. 


Hauptſt. I. Von den einkommenden Sachen, 88 123— 139. 
j Hauptſt. II. Von dem Geſchäfts gange. 
1 Abth. I. Von dem Vortrage der Sachen, 88 140—150. 


Abth. II. Von der Berathung und der Beſchlußnahme, 88 151-173. 
Hauptſt. IH. Von der Abfaſſung der Ausfertigungen, gg 174—200. 
Hauptſt. IV. Von dem Ordnen der Akten, 88 201—206. 
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Titel III. Von der Ordnung des Schriftwechſels zwiſchen den Behörden, 8s 207—217. 
Titel IV. Von der Rechenſchaftsablegung und Verantwortlichkeit der Behörden. 
Hauptſt. I. Von der Rechenſchaftsablegung der Behörden. 
Abth. I. Von der Rechenſchaftsablegung über den Geſchäftsbetrieb, 8 218—221. 
Abth. II. Von der Rechenſchaftsablegung über Gelder. 
1. Von der Rechenſchaftsablegung über Kronsgelder, 88 222 —229. 
II. Von der Rechenſchaftsablegung über Privatgelder, 8s 230 — 241. 
Hauptſt. II. Von der Verantwortlichkeit der Behörden und ihrer Glieder. 
Abth. I. Gegenſtand und Art der Verantwortlichkeit, 8s 242— 250. 
Abth. II. Folgen der verſchuldeten Verantwortlichkeit, 8s 251—281. 
Titel V. Von der gerichtlichen Kompetenz bei Verhandlung und Entſcheidung der Sa⸗ 
chen und bei Vollziehung der Entſcheidungen, Ss 282 —293. 5 


Zweites Buch. 
Verfaſſungen des Gouvernements Livland. 


Titel I. Von der Verfaſſung der Behörden der Gouvernements- und Kreisverwaltung 
(Landesbehörden). 


Hauptſt. I. Von dem Hofgerichte. 

Abth. I. Von dem Beſtande des Hofgerichts, 8s 294 — 309. 

Abth. II. Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz und von den Grenzen der Amts⸗ 
gewalt des Hofgerichts, SS 310— 317. 

Abth. III. Von den Sitzungen und dem Geſchaͤftsgange des Hofgerichts. 

I. Von den Sitzungen des Hofgerichts, 88 318-332. 

II. Von dem Geſchaͤftsgange im Hofgerichte, 88 333—338. 

Abth. IV. Von den Verpflichtungen der Mitglieder und Beamten des Hofgerichts, 
ss 339—347. 

Abth. V. Von der Rechenſchaftsablegung und Verantwor tichfeit des Hofgerichts, 
88 348—351. 5 

Abth. VI. Von dem Schriftwechſel des Hofgerichts mit an, 88352— 

355. 


Hauptſt. II. u den Landgerichten. 
Abth. 1. Von dem Beſtande der Landgerichte, 88 356—367. 
Abth. II. Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz und von den Grenzen der Amtsge— 
walt der Landgerichte, 8s 368 — 373. 
Abth. III. Von den Sitzungen und dem Geſchäftsgange in den Landgerichten. 
I. Von den Sitzungen der Landgerichte, 88 374—381. 
II. Von dem Geſchaͤftsgange in den Landgerichten, 8s 382 —385. 
Abth. IV. Von den Verpflichtungen der Glieder und Beamten der Landgerichte, f 
ss 386— 391. 
Abth. V. Von der Rechenſchaftsablegung und Berantwortlichfeit der Landgerichte, 
ss 392, 393. 
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Abth. VI. Von dem Schriftwechſel der Landgerichte mit anderen Behörden, 88394 — 


Hauptſt. III 
Abth. I. 


396. a 
Von den Ordnungsgerichten. 
Von dem Beſtande der Ordnungsgerichte, 88 397410. 


Abth. II. Von der Kompetenz der Ordnungsgerichte, 88 411, 412. 
Abth. III. Von den Grenzen und von der Beſchaffenheit der Amtsgewalt der Ord⸗ 


Abth. IV 


Abth. V. 
Abth. VI 


Titel II. Von 


nungsgerichte, 88 413—421. 


„Von den Sitzungen und dem Gefhäftsgange in den Ordnungsgerichten. 


I. Von den Sitzungen, 88 422— 424. 
II. Von dem Geſchäftsgange, 88 425—429. 
Von der Rechenſchaftsablegung und Verantwortlichkeit der Ordnungs⸗ 
gerichte, ss 430, 431. 

„Von dem Schriftwechſel der Ordnungsgerichte mit andern Behörden, 
88 432—435. f 

der Verfaſſung der Stadtbehörden. 


Hauptſt. I. Von der Verfaſſung der Stadtbehoͤrden in Riga. 


Abth. 1. 


Abth. II. 


Allgemeine Beſtimmungen, $ 436. 

Von der Verfaſſung des Magiſtrats. 

1. Von dem Beſtande des Magiſtrats, 88 437—456. 

II. Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz des Magiſtrats, $$ 457,458. 


111. Von den Grenzen der Amtsgewalt des Magiſtrats, 88 459—464. 


IV. Von den Sitzungen und dem Geſchaͤftsgange im Magiſtrate. 


1) Von den Sitzungen, Ss 465-469. 
2) Von dem Geſchäftsgange, $$ 470-490. 

V. Von den Amtspflichten der Glieder und Beamten des Rigaſchen Ma⸗ 
giſtrats, 88 491-505. 

VI. Von der Rechenſchaftsablegung und Verantwortlichkeit des Rigaſchen 
Magiſtrats, 88 506—509. 


VII. Von dem Schriftwechſel des Magiſtrats mit anderen Behörden, 


$$ 510—512. 


Abth. III. Von der Verfaſſung der ſtädtiſchen Untergerichte. 


J. Von den Untergerichten im Allgemeinen. 
1) Von dem Beſtande, 88 513-521. 
2) Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz und von den Grenzen 
der Amtsgewalt, 88 522—525. N 
3) Von den Sitzungen und dem Geſchäftsgange, 88 526—530. 
4) Von den Verpflichtungen der Kanzelleibeamten der Untergerichte, 
§§ 531—536. a 
5) Von der Rechenſchaftsablegung, 88 537539. 
6) Von dem Schriftwechſel der Untergerichte mit andern Behörden, 
ss 540, 541. 
„Von den einzelnen Untergerichten. 
1) Von dem Vogteigerichte. 
a) Von dem Beſtande, 88 542, 543. 
b) Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz, 88 544— 547. 
2) Von dem Landdogteigerichte. 
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g i a) Von dem Beſtande, 88 548 553. 
b) Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz, 88 554 —557. 
3) Von dem Waiſengerichte, 8s 558 — 563. 
u 4) Von dem Wett⸗oder Handelsgerichte, 8s 564567. 
N! 5) Von dem Kaͤmmerei⸗und Amtsgerichte, 88 568—572. 


4 6) Von der Kriminaldeputation, Ss 573 —576. 
7) Von dem Getränkeſteuergerichte, ss 577 —579. 


ö Abth. IV. rg der Verfaſſung der Stadtinſpektionen, 8 580. 
1 Die Inſpektion des Bauweſens, $ 581. 


1 ii .Die Inſpektion der Stadtgüter, ss 582, 583. 

ie III. Die Inſpektion des Stadtmarſtalles und der Poſtſtatlonen, 8 584. 
ji IV. Die Inſpektion der Steuererhebung, $$ 585, 586. 

10 } V. Die Inſpektion der Getränkeſteuer und Acciſe, $ 587. 

1 VI. Die Inſpektion der Evangeliſch-Lutheriſchen Stadtkirchen und des 
1 Kirchenvermögens, 88 588— 593. 

N VII. Die Inſpektion der Stadtſchulen, 88 594, 595. 

4 VIII. Die Inſpektion über die Stadtbibliothek und die — 


0 8 596. 
6 IX. Die Inſpektion * Stadtkanzelleien, 88 597, 598. 
# X. Die Inſpektion des Archivs, $ 599. 
N XI. Die Inſpektion der Stadtgefängniße, $ 600. 
1 6 XII. Die Inſpektion des Armenfonds, 8601. 
XIII. Die Inſpektion der Rettungsanſtalt und des Krankenhauſes fuͤr 


0 Seefahrer, $ 602. 

| XIV. Die Inſpektion des Riſingskanals, der Dämme und Wege in den 
0 Vorſtädten und dem Patrimonialgebicte, der Speicher und der da⸗ 
3 zu gehörigen Anſtalten, 8 603. 


1 Abth. V. Von der Verfaſſung der Stadtkollegien. 

. J. Von der Verfaſſung des Stadtkaſſakollegiums. 

E 1) Bon dem Beſtande, $$ 604—610. 

ö 2) Von der Kompetenz, 88 611-613. 

" 3) Von der Rechenſchaftsablegung, 88 614-616. 

N 4) Von dem Schriftwechſel mit anderen Behörden, $ 617. 

. II. Von der Verfaſſung des Quartierkollegiums, 88 618620. 

j Abth. VI. Von der Verfaſſung des Polizeiamts, 88 621—630. 

Hauptſt. 11. Von den Verfaſſungen der Livländiſchen Kreis⸗und Landſtädte. 
Abth. J. Allgemeine Beſtimmungen, 88 631—634. 
Abth. II. Von den Verfaſſungen der Stadt Dorpat. 

| J. Von der Verfaſſung des Magiſtrats. 

1) Von dem Beſtande, 88 635-641. 


h 2) Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz, 88 642, 643. 

6 3) Von den Grenzen der Amtsgewalt des Magiſtrats, 88 644651. 
ji J) Von den Sitzungen und dem Geſchäftsgange, $$ 652— 659. 

fi 5) Von der Rechenſchaftsablegung und Verantwortlichkeit, $$660,661. 


6) Von dem Schriftwechſel mit anderen Behörden, Ss 662 665. 
II. Von der Verfaſſung des Vogteigerichts, $ 86: 


1) Von demBeſtande und denSigungen daneben, 88 667670. 
2) Von der Kompetenz, 8s 671— 675. 
III. Von der Verfaſſung der beſonderen Stader und Kollegien. 
1) Von der Verfaſſung des Stadtkaſſakollegiums, 88 676-680. 
2) Von der Verfaſſung des Quartierkollegiums, 88 681 — 686. 
3) Von der Verfaſſung der Polizeikaſſa-Kommiſſion, Ss 687—691. 
4) Von der Verfaſſung der perpetuellen Kommiſion, $$ 692, 693. 
5) Von der Verfaſſung der Verwaltung des Militairkrankenhauſes, 
§§ 694 — 696. 
6) Von der Verfaſſung der Steuerverwaltung, ss 697-699. 
7) Von der Verfaſſung des Stadtarmenkollegiums, 88 700— 703. 
8) Von der Verfaſſung der Schulkaſſakommiſſion, ss 704— 706. 
9) Von der Verfaſſung des «Collegium Scholarchale », 88 707709. 
IV. Von der Verfaſſung des Polizeiamts, 88 710—714. 
Abth. III. Von den Verfaſſungen der Stadt Bernau. 
I. Von der Verfaſſung des Magiſtrats. 
1) Von dem Beſtande, 88 715-719. 
2) Von der Kompetenz, der Rechenſchaftsablegung und dem Schrift- 
wechſel, $ 720. 
II. Von der Verfaſſung der Untergerichte. 
1) Von der Verfaſſung des Vogteigerichts. 
a) Von dem Beſtande, 721— 723. 
b) Von der Kompetenz, 88 724 — 729. 
2) Von der Verfaſſung des Waiſengerichts, ss 730 — 732. 
3) Von der Verfaſſung des Polizeigerichts, Ss 733— 740. 
III. Von der Verfaſſung der beſonderen Stadtverwaltungen und Kollegien. 
1) Von der Verfaſſung des Stadtkaſſakollegiums. 
a) Von dem Beſtande, 88 741 — 747. 
b) Von der Kompetenz und von dem Geſchäftsgange, ss 748—757. 
2) Von der Verfaſſung des Quartierfollegiums. 
a) Von dem Beſtande, 88 758760. 
b) Von der Kompetenz, $$ 761, 762. 
3) Von der Verfaſſung des Brandkollegiums, 8s 763 — 767. 
4) Von der Verfaſſung der Steuerverwaltung, §s 768, 769. 
1 5) Von der Verfaſſung des Armenkollegiums, 88 770 — 777. 
1 fi 6) Von der Verfaſſung der Schulinſtitutskommiſſion, $$ 778—780. 
N 7) Von der Verfaſſung der Acciſeverwaltung, $$ 781, 782. 
Abth. IV. 2 den Verfaſſungen der Stadt Wenden. 
Von der Verfaſſung des Magiſtrats, 88 783 — 786. 
5 Von der Verfaſſung der beſonderen Stadtverwaltungen und Kolle- 
* gien, $$ 787— 792. 
5 Abth. V. Von den Verfaſſungen der Stadt Wolmar. 
J. Von der Verfaſſung des Magiſtrats, 88 793— 796. 
II. Von der Verfaſſung der beſonderen Stadtverwaltungen und Kolle- 
gien, ss 797802. 
- Abth. VI. Von den Verfaſſungen der Stadt Walk. 


J. Von der Verfaſſung des Magiſtrats, 88 803— 803. 
II. Von der Verfaſſung der beſondern Stadtverwaltungen und Kollegien, 
ss 806—808. 
Abth. VII. Von den Verfaſſungen der Stadt Lemſal. 
1. Von der Verfaſſung des Magiſtrats, 809 — 811. 
II. Von der Verfaſſung der beſondern Stadtverwaltungen und Kolle— 
gien, Ss 812— 816. 
Abth. VIII. Von den Verfaſſungen der Stadt Werro. 
1. Von der Verfaſſung des Magiſtrats, 88 817819. 
II. Von der Verfaſſung der beſonderen Stadtverwaltungen und Kolle- 
gien, 88 820—824. 
Abth. IX. Von den Verfaſſungen der Stadt Fellin. 
1. Von der Verfaſſung des Magiſtrats, 88 825829. 
II. Von der Verfaſſung der beſonderen Stadtverwaltungen und Kolle- 
gien, ss 830—835. 
Abth. X. Von den Verfaſſungen der Stadt Arensburg. 
J. Von der Verfaſſung des Magiſtrats, 88 836 — 838. 
II. Von der Verfaſſung der Untergerichte, 88 839 — 841. 
III. Von der Verfaſſung der beſonderen Stadtverwaltungen und Kolle⸗ 
gien, 88 842— 847. 


Drittes Buch. 


Verfaſſungen des Gouvernements Eſthland. 
Titel J. Von der Verfaſſung der Landesbehörden. 
Hauptſt. I. Von dem Oberlandgerichte. 
Abth. I. Von dem Beſtande des Oberlandgerichts, 8s 848 — 855. 
Abth. II. Bon der Gerichtsbarkeit und Kompetenz und von den Grenzen der 
Amtsgewalt des Oberlandgerichts, 88 856 — 863. 
Abth. III. Von den Sitzungen und dem Geſchäftsgange des Oberlandgerichts. 
I. Von den Sitzungen, 88 864—872. 
II. Von dem Geſchäftsgange, 83 879 —881. g 
Abth. IV. Von den Verpflichtungen der Glieder und Beamten des Oberlandge— 
richts, 8s 882884. 
Abth. V. Von der Rechenſchaftsablegung und Verantwortlichkeit des Oberland: 
gerichts, 88 885-887. 
Abth. VI. Von dem Schriftwechſel des Oberlandgerihts mit anderen Behörden, 
$$ 888— 891. 
Hauptſt. II. Von dem Niederland-und Landwaiſengerichte. 
Abth. I. Von dem Beſtande des Niederland⸗und Landwaiſengerichts, gg 892 — 895. 
Abth. II. Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz und von den Grenzen der Amts- 
gewalt des Niederland-und Landwaiſengerichts, 8s 896898. 
Abth. III. Von den Sitzungen und dem Geſchäftsgange des Niederland-und Land⸗ 
waiſengerichts. 
1. Von den Sitzungen, 8s 899— 904. 
II. Von dem Geſchaftsgange, 88 905— 915. 


Abth. IV. 


Hauptſt. III. 
Abth. 1. 
Abth. II. 


Abth. IM. 


Abth. V. 


Abth. V 


Hauptſt. IV. 
Von der Anſtellung der Hakenrichter, 8s 960— 972. 
Abth. II. 
Abth. III. 


Abth. 


Abth. IV. 


Abth. V 


Abth. VI. 


Titel II. Von 


Abth. IV. 
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Von dem Schriftwechſel des Niederland und Landwaiſengerichts mit 

anderen Behörden, § 916. 

Von den Manngerichten. 

Von dem Beſtande der Manngerichte, 88 917— 931. 

Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz und von den Grenzen der 

Amtsgewalt der Manngerichte, 8s 932—935. 

ige den Sitzungen und dem Geſchäftsgange in den 3 
Von den Sitzungen, 8s 936-944. 

5 Von dem Geſchaͤftsgange, 88 945 — 951. 

Von den Verpflichtungen der Kanzelleibeamten der Manngerichte, 88 

952, 953. 

Von der Rechenſchaftsablegung und Verantwortlichkeit der zn 

richte, $$ 954, 955 

Von dem Schriftwechſel der Manngerichte mit anderen Behörden, 

88 956-959. 

Von den Hakenrichtern. 


Von der Kompetenz der Hakenrichter, $$ 973, 974. 

Von den Grenzen und von der Beſchaffenheit der Amtsgewalt der Ha— 
kenrichter, 8 975—983. 

Von dem Aufenthaltsorte der Hakenrichter und dem Geſchaftsgange, 
ss 984 —990. 


Von der Rechenſchaftsablegung und Verantwortlichkeit der Hakenrich— 


ter, 8s 991, 992. 
Von dem Schriftwechſel der Hakenrichter, 88 993 996. 
der Verfaſſung der Stadtbehoͤrden. 


Hauptſt. J. Von den Verfaſſungen der Stadt Reval. 


Abth. I 
Abth. 1. 


Allgemeine Beſtimmungen, 88 997— 1002. 


Von der Verfaſſung des Magiſtrats. 
J. Von dem Beſtande des Magiſtrats, 88 1003— 1012. 
II. Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz und von den Grenzen der 
Amtsgewalt des Magiſtrats, 88 10131019. 
III. Von den Sitzungen und dem Geſchäftsgange. 
1) Von den Sitzungen, 8s 1020-1035. 
2) Von dem Gefchäftsgange. 
A. Von dem Beginn der Sachen, 8s 1036 — 1038. 
B. Von dem Vortrage der Sachen, 88 1039 — 1043. 
C. Von der Abfaſſung der Ausfertigungen, 88 1044— 1047. 
D. Von den Protokollen, 88s 1048 1050. i 
E. Von dem Miſſive, 8 1051. 
F. Von der Aufbewahrung von Geldern, 8 1052. 8 
IV. Von den Verpflichtungen der Glieder und Beamten des Magiſtrats. 
1) Von dem worthabenden Bürgermeiſter, 8s 10531061. 
2) Von dem Syndicus, 88 1062—1064. 
3) Von dem Magiſtratsſekretair, gg 1065 1067. 
4) Von dem Kanzelleidirektor, 8s 10681070. 


5) Von dem Stadtoffiziale, 88 10711074. 
6) Von dem Protonotar, 88 1075, 1076. 
7) Von dem Archivar und dem Regiſtrator, $ 1077. 
8) Von dem Aktuar, 8 1078. 
9) Von dem Kanzelliſten, $ 1079. 
10) Von dem Stadtbuchhalter, 8 1080. 
v. Von der Rechenſchaftsablegung und Verantwortlichkeit des Magi⸗ 
ſtrats, 88 10811084. 
VI. Von dem Schriftwechſel des Magiſtrats mit anderen Behoͤrden, 
88 1085-1087. 
Abth. III. Von der Verfaſſung der ftäbtifchen Untergerichte. 
1. Von den Untergerichten im Allgemeinen. 
1) Von dem Beſtande, 88 10881099. 
2) Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz und von den Grenzen der 
Amtsgewalt der ſtädtiſchen Untergerichte, 88 1100 — 1109. 
3) Von den Sitzungen und dem Geſchäftsgange in den ſtädtiſchen Un⸗ 
tergerichten. 
A. Von den Sitzungen, 88 1110—1113. 
B. Von dem Geſchäftsgange, 88 1114—1123. 
40 Von dem Schriftwechſel der Untergerichte mit anderen Behörden, 81124. 
Von den einzelnen ſtadtiſchen Untergerichten. 
1) Von dem Stadt⸗oder Niedergerichte, 88 1125 — 1127. 
2) Von dem Waiſengerichte, SS 11281132. 
3) Von dem Kommerzgerichte, 88 1133—1141. 
4) Von dem Amtsgerichte, SS 1142, 1143. 
5) Von dem See⸗-und Frachtgerichte, 8s 11441147. 
6) Von dem Wettgerichte, 88 11481150. 
7) Von dem Baugerichte, 88 1151, 1152. 
8) Von der Stadtkämmerei, 88 1153-1155. 
9) Von dem Stadtkriegsgerichte, SS 1156-1158. 
10) Von dem Mündlichen Gerichte, 88 1159 — 1163. 
11) Von den Amtspatronen, 88 11641169. ö 
12) Von dem Subhaftations-und Auktionsdirektorium, 88 1170—1173. 
Abth. IV. Von der Verfaſſung der beſonderen Stadtverwaltungen und Kollegien. 
I. Allgemeine Beſtimmungen, 88 1174—1177. 
II. Beſondere Beſtimmungen. 
1) Von der allgemeinen Stadtkaſſe, 8 1178. 
2) Von dem Stadtgottesfaften, $ 1179. 
3) Von der Steuerverwaltung, § 1180. 
4) Von der Kommiſſion zur Erhebung der Kronsgetränkeſteuer, $ 1181. 
5) Von der Stadtacciſekommiſſion, 8 1182. 
6) Von der Quartierkommiſſion, 88 1183—1187. 
7) Von der Stadtverlegekammer, 1188, 1189. 
8) Von der Quartierkammer, 88 1190, 1191. 
9) Von der Beleuchtungskommiſſion, $ 1192. 
Abth. V. Von der Verfaſſung des Polizeiamts, 88 1193 — 1203. 


Abth. VI. Von den Verfaſſungen des Doms zu Reval. 
1. Von der Verfaſſung des Schloßvogteigerichts. 
1) Von dem Beſtande, 88 1204 — 1209. 
2) Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz und von den Grenzen der 
Amtsgewalt, 8s 12101212. 
3) Von den Sitzungen, dem Geſchäftsgange und der Verantwortlich 
keit, 88 1213— 1219. 
4) Von der Verfaſſung der befonderen Verwaltungen und Kollegien 
des Doms, 88 1220 — 1222. 
Hauptſt. II. Von den Verfaſſungen der Städte Hapſal, Weſenberg, Weiſſenſtein und 
Baltiſchport. 
Abth. I. Von den Verfaſſungen der Stadt Hapſal. 
I. Von der Verfaſſung des Magiſtrats. 
1) Von dem Beſtande, 88 12231228. b 
2) Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz, 88 1229—1231. 
3) Von den Grenzen der Amtsgewalt, 88 1232—1237. 
4) Von den Sitzungen und dem Geſchäftsgange. 
A. Von den Sitzungen, 88 12381243. 
B. Von dem Geſchäftsgange, 88 1244 — 1252. 
5) Von der Rechenſchaftsablegung und der Verantwortlichkeit, 88 
1253, 1254. 
6) Von dem Schriftwechſel mit anderen Behörden, 8 1255. 
II. Von der Verfaſſung der beſonderen Stadtverwaltungen und Kollegien, 
88 1256—1259. N 0 c 
Abth. II. Von der Verfaſſung der Städte Weſenberg, Weiſſenſtein und Baltiſchport. 
J. Von der Verfaſſung der Vogteigerichte. 
1) Von dem Beſtande, 88 1260—1265. 
2) Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz und von den Grenzen der 
Amtsgewalt, 88 1266—1270. 
3) Von den Sitzungen, dem Geſchaͤftsgange und der Verantwortlich⸗ 
keit, 88 1271-1279. 
II. Von der Verfaſſung der beſonderen Stadtverwaltungen und Kollegi⸗ 
en, 88 1280, 1281. 


Viertes Buch. 
Verfaſſungen des Gouvernements Kurland. 


Titel J. Von der Verfaſſung der Landesbehörden. 
Hauptſt. I. Von dem Oberhofgerichte. 
Abth. 1. Von dem Beſtande des Oberhofgerichts, 88 1282—1291. 
Abth. II. Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz und von den Grenzen der 
Amtsgewalt, 88 1292—1299. a 
Abth. III. Von den Sitzungen und dem Geſchäftsgange des Oberhofgerichts, 88 
1300-1308. 


Abth. IV. Von den Verpflichtungen der Glieder und Beamten des Oberhofgerichts, 
88 1309—1311. 6 
Abth. V. Von der Rechenſchaftsablegung und Verantwortlichkeit des Oberhofge⸗ 
richts, 88 1312— 1314. 
Abth. VI. Von dem Schriftwechſel des Oberhofgerichts mit anderen Behörden, 
88 1315-1318. 
Hauptſt. II. Von den Oberhauptmannsgerichten. 
Abth. I. Von dem Beſtande der Oberhauptmannsgerichte, 88 1319-1328. 
Abth. II. Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz und von den Grenzen der Amts— 
gewalt der Oberhauptmannsgerichte, 88 1329— 1335. R 
Abth. III. Von den Sitzungen und dem Geſchäftsgange in den Oberhauptmanns—⸗ 
gerichten, 88 1336-1343. 
Abth. IV. Von den Verpflichtungen der Glieder und Beamten der Oberhauptmanns— 
gerichte, 8s 1344—1354. f 
Abth. V. Von der Rechenſchaftsablegung und Verantwortlichkeit der Oberhaupt⸗ 
mannsgerichte, 88 1355, 1356. 
Abth. VI. Von dem Schriftwechſel der Oberhauptmannsgerichte mit anderen Be⸗ 
hörden, 8s 1357-1359. 
Hauptſt. III. Von den Hauptmannsgerichten. 
Abth. I. Von dem Beſtande der Hauptmannsgerichte, 88 1360-1370. 
Abth. II. Von der Kompetenz der Hauptmannsgerichte, 88 1371—1373. 
Abth. III. Von den Grenzen und von der Beſchaffenheit der Amtsgewalt der 
Hauptmannsgerichte, 88 1374-1382. a 
Abth. IV. Von den Sitzungen und dem Geſchäftsgange in den Hauptmannsge— 
richten, 8s 1383— 1390. 
Abth. V. Von der Rechenſchaftsablegung und Verantwortlichkeit der Haupt⸗ 
mannsgerichte, 88 1391, 1392. 
Abth. VI. Von dem Schriftwechſel der Hauptmannsgerichte mit anderen Behör- 
den, $$ 1393— 1396. 
Hauptſt. IV. Von den Fleckenvorſtehern in Kurland, 88 1397—1402. 
Titel 11. Von der Verfaſſung der Stadtbehoͤrden. f 
Hauptſt. 1. Allgemeine Beſtimmungen, 88 1403— 1410. 
Hauptſt. II. Von der Verfaſſung der Magiſtrate. 
Abth. 1. Von dem Beſtande der Magiſtrate, 88 1411—1421. 
Abth. II. Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz der Magiſtrate, $$ 1422 — 1425. 
Abth. III. Von den Grenzen der Amtsgewalt der Magiſtrate, 88 1426— 1432. 
Abth. IV. Von den Sitzungen und dem Gefhäftsgange in den Magiſtraten, 88 
1433-1437. 
Abth. V. Von den Verpflichtungen der Glieder und Beamten der Magiſtrate, 
88 1438-1442. 
Abth. VI. Von der Rechenſchaftsablegung und Verantwortlichkeit der Magiftrate, 
ss 1443, 1444. 
Abth. VII. Von dem Schriftwechſel der Magiſtrate mit anderen Behörden, 88 
1445 — 1447. a 
Hauptſt. III. Von den Niedergerichten. 
Abth. I. Von den Niedergerichten im Allgemeinen. 
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Von dem Beſtande der Niedergerichte, 8s 1448—1450. 5 
„Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz der Niedergerichte und von 
den Grenzen ihrer Amtsgewalt, 88 1451 — 1453. 
„Von den Sitzungen und dem Geſchaͤftsgange der Niedergerichte, 88 
1454, 1455. 
Abth. II. Von den einzelnen Niedergerichten. 
1. Von den Vogteigerichten, 88 1456—1463. 
11. Von den Waiſengerichten, 88 1464—1468. 
III. Von den Wettgerichten, 88 1469— 1471. 
IV. Von den Amtsgerichten, 8s 1472—1474. 
V. Von dem Kämmereigerichte, 88 1475—1477. 
Hauptſt. IV. Von der Verfaſſung der Polizeiämter, 88 1478—1482. 
Hauptſt. V. Von der Verfaſſung der beſonderen Stadtverwaltungen und Kollegien. 
Abth. J. Von der Verfaſſung der Stadtkaͤmmereien, 88 14831506. 
Abth. II. Von der Verfaſſung des Quartierkollegiums, 88 1507— 1510. 
Abth. III. Von der Verfaſſung der Steuerverwaltung, 8s 1511—1515. 
Abth. IV. Von der Verfaſſung einiger beſonderen Stadtverwaltungeu und Kolle- 
gien in Libau, Jakobſtadt und Friedrichſtadt. 
J. In Libau, 88 1516-1518. 
II. In Jakobſtadt, 88 1519— 1523. 
III. In Friedrichſtadt, 88 1524— 1526. 


Fünftes Buch. 


Verfaſſungen der Stadt Narva. 
Hauptſt. I. Von der Verfaſſung des Magiſtrats. 
Abth. I. Von dem Beſtande des Magiſtrats, 88 15271532. 
Abth. II. Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz des Magiſtrats, 88 1533, 1534. 
Abth. III. Von den Grenzen der Amtsgewalt des Narvaſchen Magiſtrats, 88 
1535 —1540. . 

Abth. IV. Von den Sitzungen und dem Gefhäftsgange des Magiſtrats, 88 1541 
—1555. 

Abth. V. Von den beſonderen Verpflichtungen des Magiſtrats in Bezug auf 
Verwaltung des Stadtvermögens, Repartition und Erhebung der 
Kronsſteuern und Beaufſichtigung der Kronsacciſe. 

1. Von der Verwaltung des Stadtvermögens, 8s 1556—1560. 

II. Von der Repartition und Erhebung der Kronsſteuern, 88 1561 — 
1565. 

III. Von der Acciſeverwaltung, 88 1566—1570. 

Abth. VI. Von der Rechenſchaftsablegung und Verantwortlichkeit des Magi⸗ 
ſtrats, 88 1571, 1572. 

Abth. VII. Von dem Schriftwechſel des Magiſtrats, 8 1573. 

Hauptſt. II. Von der Verfaſſung der Unterbehörden der Stadt. 
A. Von dem Vogteigerichte. 
1. Von dem Beſtande, 88 15741576. 8 
II. Von den Sitzungen, der Gerichtsbarkeit und Kompetenz und dem 
Geſchäftsgange des Vogteigerichts, 88 1577 —1581. 
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III. Von den Grenzen der Amtsgewalt und von der Verantwortlich⸗ 
keit des Vogteigerichts, 838 1588 — 1592. 
B. Von dem Waiſengerichte. 
I. Von dem Beſtande, 88 1593, 1594. 
II. Von den Sitzungen, der Gerichtsbarkeit und Kompetenz und dem 
- Geihäftsgange des Waiſengerichts, 88 1595 1601. 
III. Von den Grenzen der Amtsgewalt und von der Rechenſchafts ab⸗ 
legung des Waiſengerichts, 88 1602, 1603. 
C. Von der Polizei-Abtheilung des Magiſtrats. 
I. Von dem Beſtande und den Sitzungen der Polizei-Ablheilung, 
88 1604-1608. 
II. Von der Gerichtsbarkeit und Kompetenz, 88 1609 — 1613. 
III. Von dem Geſchäftsgange der Polizei-Abtheilung, 88 1614-1619. 
IV. Von den Grenzen der Amtsgewalt und von der Verantwortlich⸗ 
keit der Polizei-Abtheilung, 8s 1620-1625. 
V. Von den beſonderen Verpflichtungen und Befugniſſen des Buͤr⸗ 
germeiſters, der Quartalaufſeher, der Polizeidiener und Stadtſol⸗ 
daten, 88 1626-1632. 
VI. Von dem Stadtphyſikus, der Stadt⸗Hebamme und dem Stadt⸗ 
Brandmeiſter, 88 1633, 1634. 
Hauptſt. III. Von der Verfaſſung der beſonderen ſtädtiſchenVerwaltungen und Kollegien. 
Abth. I. Von der Verfaſſung des Baukollegiums, 88 1635— 1638. 
Abth. II. Von der Verfaſſung der Quartierkommiſſion. 
I. Von dem Beſtande, 88 1639-1642. 
II. Von der Kompetenz, $$ 1643, 1644. 
III. Von dem Geſchaͤftsgange und der Verantwortlichkeit der Quartier⸗ 
kommiſſion, 88 1645 — 1654. 
Abth. III. Von der Kontrolle über die Geſchäftsführung in den Behörden, $ 1655. 
1. Von dem Gouvernementsprokureur, 88 1656-1659. 
1) Von den Gegenftänden der Amtswirkſamkeit des Gouvernementspro⸗ 
kureurs, 88 1660-1662. 
2) Von der Beſchaffenheit und den Grenzen der Amtsgewalt des Gou⸗ 
vernementsprokureurs, 88 1663 1686. 
II. Von dem Oberfiskale in Livland, dem Kommiſſarius⸗Fisci in Eſthland 
und dem Gouvernementsfiskale in Kurland. 
1) Von dem Oberfiskale im Livlandiſchen Gouvernement, 88 16871695. 
2) Von dem Kommiſſarius⸗Fiſei im Eſthlandiſchen Gouvernement, 88 
1696-1706. 
3) Von dem Gouvernementsfisfale im Kurläͤndiſchen Gouvernement, 
88 1707-1714. 
III. Von den Kreisfisfalen in den Gouvernements Livland und Kurland. 
1) Von der Anſtellung und Beſoldung der Kreisfiskale. 
a) Im Livländiſchen Gouvernement, 88 1715—1718. 
b) Im Kurländiſchen Gouvernement, 88 1719—1725. 
2) Von der amtlichen Wirkſamkeit der Kreisfiskale, 88 1726—1730. 
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Berichtigungen und Druckfehler. 


Seite 7 iſt in dem Citate zu 8 37 am Ende hinzuzufügen: Pars II, Kap. VII 8 10; Kap. VIII. 
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1 Th. 


Provinzialrecht 


der 


Oſtſeegouvernements, 


zuſammengeſtellt auf Befehl 


des Herrn und Kaiſers 


Rikolai Pawlowitſch. 


Arie 


| Oſtſeegouvernements. 


Zweiter Theil. 


Ständerecht. 


Nach dem Ruſſiſchen Originale überfetst in der Zweiten Abtheilung Seiner 
Kaiſerlichen Majeftät Eigener Kanzellei. 


— E — — 


St. Petersburg. 


In der Buchdruckerei der Zweiten Abtheilung Seiner Kaiſerlichen Majeſtaͤt 
Eigener Kanzellei. 


1845. 
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Zweiter Theil. 


Staͤnderecht der Oſtſeegouverne— 
ments. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


§ 1. Den allgemeinen Reichsgeſetzen zufolge gibt es in den Oſtſeegouvernements 
vier Stände: 1) Den Adel; 2) die Geiſtlichkeit; 5) die Stadtbewohner; 4) die Bauern (a). 
Die Rechte und Pflichten der Bauern in den Oſtſeegouvernements werden durch be: 
ſondere Verordnungen beſtimmt, welche für jedes dieſer Gouvernements Allerhoͤchſt be⸗ 
ſtaͤtigt worden ſind (b). 

(a) Vergl. d. Allg. Reichsg., Bd. IX, Art. 2. — (b) Eſthl. Bauer-V. v. 23 Mai 1816 (26279); 

Kurl. Bauer⸗V. v. 25 Aug. 1817 (27024); Liol. Bauer⸗V. v. 26 März 1819 (27735). 


2. Alle Perſonen, die zu einem dieſer Staͤnde gehören, genießen die mit demſelben 
verknuͤpften Rechte; können aber außerdem, wie unten bemerkt werden wird, in einigen durch 
das Geſetz beſtimmten Faͤllen auch zum Genuſſe der Rechte eines andern Standes gelangen. 

Vergl. d. Allg. Reichsg., Bd. IX, § 3. 


3. Die Rechte und Pflichten der Hebräer in den Oſtſeegouvernements werden durch die 
allgemeinen Verordnungen beſtimmt, welche in Betreff ihrer erlaſſen worden find. 
Vergl. d. Allg. Reichsg., Bd. IX, §9 1262 — 1367. 


A. Ausländer genießen in den Oſtſeegouvernements dieſelben Rechte, die ihnen in den 
übrigen Theilen des Reichs zuſtehen. 
Vergl. d. Allg. Reichsg., Bd. IX, § 15681409. 


5. Die Perſonen ſaͤmmtlicher Stände genießen in den Oſtſeegouvernements, ſo wie in 
den uͤbrigen Gouvernements des Reichs, den Neichsgrundgeſetzen zufolge, freie Religions: 
uͤbung, gemaͤß ihrer * ſſion und den für dieſelbe feſtgeſetzten Regeln und Ge: 
braͤuchen. 

Vergl. d. Allg. Reichsg., Bd. I, 59 AA, AB. 
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6. Die Glieder der Evangeliſch⸗Lutheriſchen Kirche befolgen die Lehre der unveränderten 
Augsburgiſchen Konfeſſion und der dieſelbe erklaͤrenden Symboliſchen Bücher ihres Glau— 
bens, ſo wie auch die Beſtimmungen des Geſetzes fuͤr die Evangeliſch-Lutheriſche Kirche in 
Rußland vom 26 December 1852 (5870) (a). Dieſem Geſetze und den beſondern Aller: 
höchit beftätigten Privilegien gemäß, kann die Verwaltung ihrer kirchlichen Angelegenhei⸗ 
ten nur ihren Glaubensgenoſſen anvertraut werden (b). 

(a) Gefeg f. d. Evang. Luth. Kirche in Rußland v. 28 Dechr. 1852 (5870) $ 1.— Cb) Gnaden⸗ 

Br. d. Def. Biſch. Kiewel v. 1524; Vertrag über den Eintritt Eſthl. in die Schwed. Unterthan⸗ 

ſchaft v. A. Juni 1561; Gn.⸗Br. Erichs XIV v. 2 Aug. 1561; Vertrag über den Ein- 

tritt Livl. in die polniſche Unterthanſchaft v. 28 Nov. 1561, P. 5; Priv. Sigismund Auguſts v. 

demſelben Tage, Art. 1; Diplom über die Vereinig. Livlands mit Litthauen v. 26 Dec. 1566; 

Gn.⸗Br. d. Herz. Gotthard v. Kurl. v. 20 Juni 1570, Art. 1; Akkord⸗punkte der Stadt 

Riga v. A Juli 1710 (2278), p. 1; Akk.⸗puntte der Livl. Ritterſch. v. 4 Juli 1710 (2279) 

p. 1; Akk.⸗p. der St. Reval v. 29 Sept. 1710 (2298) P. 2— 4; Atk.⸗P. d. Eſthl. Ritt. 

v. 29 Sept. 1710 (2299), p. 1; Nyſtaͤdter Trakt. v. 30 Aug. 1721 (3819) p. X; Re 

verſal des Herzogs Karl von Kurland v. 25 Oktbr. 1759, Art. 3. 


Erſtes Buch. 


Von de m el. 


Erſter Titel. 


Von der Erwerbung und Mittheilung der Rechte des Adelſtandes und den 
Beweiſen deſſelben. 


Erſtes Hauptſtuͤck. 
Von den verſchiedenen Gattungen des Adelſtandes. 


7. Abgeſehen von der im Allgemeinen Statt findenden Verſchiedenheit zwiſchen dem 
Erb⸗ oder Geſchlechtsadel und dem perfönlichen Adel, zerfällt der Adel in den Oſtſeegou— 
vernements in den Stammadel (Indigenatsadel), oder den in die örtlichen Matrikeln 
(Verzeichniſſe der ritterſchaftlichen Geſchlechter) aufgenommenen Adel, und in den in dieſe 
Matrikeln nicht aufgenommenen Adel. 

Allerh. beſt. Doklad des Oberdirigirenden der II Abtheilung der Eigenen Kanzellei Sr. Kaiſerli— 

chen Majeſtaͤt v. 20 Juni 1841. 


8. Die zu den ortlichen Matrikeln gehdrenden indigenen Edelleute der Oſtſeegouverne— 
ments bilden vier beſondere, von einander getrennte Korporationen, unter der Benen⸗ 
nung: 1) der Livlaͤndiſchen, 2) der Eſthlaͤndiſchen, 5) der Kurlaͤndiſchen und Piltenſchen 
und 4) der Oeſelſchen Ritterſchaft. N 

bend. 


Zweites Haupftſtück. 


Von der Erwerbung und Mittheilung der Adels— 
rechte. 


9. Die Art und Weiſe, wie die Rechte des in den Oſtſeegduvernements wohnenden, 
in die örtlichen Matrikeln derſelben nicht aufgenommenen Adels — des Erb- oder Ge— 
ſchlechtsadels ſowohl, als auch des perſonlichen Adels — erworben und mitgetheilt wer— 
den, wird durch die in dem allgemeinen Reichsgeſetzbuche enthaltenen Regeln ausfuhrlich 
beſtimmt. 

Allg. Reichsg., Bd. IX, 0 17-50. 

10. Die mit dem Stammadel der Oſtſeegouvernements verknuͤpften Rechte werden von 
neuem erworben, wenn Jemand in eine der im §i8 genannten Korporationen (Ritter: 
ſchaften) aufgenommen und in die Matrikel dieſer Korporation eingetragen wird. Der 

* 
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in eine dieſer Korporationen Aufgenommene wird aber nur dann als zu einer von den an⸗ 
dern gehörig betrachtet, wenn er auch in dieſe, der vorgeſchriebenen Ordnung gemaͤß, 
aufgenommen worden iſt. 
Allerh. beit. Doklad des Oberdirigirenden der II Abtheilung der Eigenen Kanzellei Sr. Kaiſerli⸗ 
chen Majeſtaͤt vom 20 Juni 1841. 


11. Erhaͤlt Jemand durch Allerhochſte Kaiſerliche Gnade ein Rittergut in einem der 
Oſtſeegouvernements, ſo tritt er dadurch von ſelbſt in die Zahl der indigenen Edelleute des 
Landes, worin das ihm verliehene Gut belegen iſt, und ſein Geſchlecht wird unverzuͤglich 
in die Örtliche Matrikel eingetragen, 

Ebend. 


12. Außer dem im vorhergehenden § 11 bemerkten Falle gebührt das Recht, über 
die Aufnahme in die örtliche Matrikel eine Beſtimmung zu treffen, ausſchließlich nur einer 
jeden der obgedachten Korporationen des Stammadels der Oftfeegouvernements, 

Ebend. 


13. Die Aufnahme in eine der ortlichen Adelsmatrikeln geſchieht entweder auf Anſuchen 
der Perfon, die in den Slammadel der Oſtſeegouvernements aufgenommen zu werden 
wuͤnſcht, oder auf den Wunſch und den Vorſchlag der Adelskorporation ſelbſt. 

Ebend. 


14. Im erſten Falle reicht derjenige, welcher in eine der örtlichen Adelsmatrikeln auf⸗ 
genommen zu werden wuͤnſcht, bei der betreffenden Adelskorporation ſein Geſuch deshalb ein, 
und ſtellt darüber, daß er zum Ruſſiſchen Geſchlechtsadel gehört, die durch die allgemeinen 
Reichsgeſetze vorgeſchriebenen Beweiſe vor. 

Ebend. Vergl. auch das Allerh. beit. Gutachten des Reichsraths v. 20. Apr. 1834 (7007) 

und den Doflad des Oberdirig. d. II Abth. der Eig. Kanz. Sr. Kaiſerl. Majeſt. v. 5 Juni 

1841. 


15. In Livland und auf der Inſel Oeſel wird von demjenigen, welcher um die Aufs 
nahme in die Örtliche Adelsmatrikel nachfucht, noch der Beweis darüber verlangt, daß er un⸗ 
bewegliches adeliges Vermögen beſitze, in Livland innerhalb deſſen alten Grenzen, auf der 
Inſel Oeſel aber im Arensburgſchen Kreiſe. Uebrigens kann der Aufzunehmende, dem Er: 
meſſen der Adelskorporation gemaͤß, von dieſer Bedingung auch befreit werden. 

Allerh. beit. Doklad des Oberdirig. der II Abth. der Eig. Kanz. Sr. Kaiſerl. Majeſt. v. 20 

Juni 1841. 


16. Die Aufnahme von Ausländern in die Korporationen des Stammadels der Oftfee- 
gouvernements wird nur mit Allerhochſter Genehmigung zugelaſſen, um welche daher in 
jedem einzelnen Falle durch den Generalgouverneur und das Miniſterium des Innern vor⸗ 
laͤufig nachgeſucht werden muß. 

Ebend. 

17. Der Beſchluß wegen Aufnahme in die örtlichen Adelsmatrikeln wird in Livland 
und Kurland und auf der Inſel Oeſel durch Ballottement, in Eſthland aber durch gewoͤhn⸗ 
liche offene Abſtimmung gefaßt. 5 

bend. 


18. Der Beſchluß wegen Aufnahme in eine der Korporationen des Stammadels der 
Oſtſeegouvernements kann bloß durch Stimmenmehrheit gefaßt werden. Zur Bildung der⸗ 
ſelben find in Livland und Eſthland und auf der Inſel Oeſel nicht weniger als drei Vier⸗ 
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theile, in Kurland aber mehr als die Halfte aller in der Verſammlung anweſenden Mit⸗ 
glieder der betreffenden Korporation erforderlich. 
Ebend. 


19. Wünſcht eine der Korporationen des Stammadels der Oftfeegouvernements, wegen 
beſonderer Anerkennung der Verdienſte und Wuͤrden irgend einer Perſon, dieſelbe ihrer 
Korporation beizuzaͤhlen, fo wird der Beſchluß wegen Aufnahme dieſer Perſon nach dem 
einhelligen Wunſche der ganzen Verſammlung (durch Acclamation), ohne vorgaͤngige Pruͤ⸗ 
fung der Beweiſe ihres Standes, zugelaffen, doch nur in den Fällen, wenn der Aufzu⸗ 
nehmende, ſeinem Range oder ſeiner Stellung nach, zweifellos zum Ruſſiſchen Geſchlechts⸗ 
adel gehört. 

> Ebend. 

20. Wer auf eigenes Anfuchen in eine der Korporationen des Stammadels der Oſtſee⸗ 
gouvernements aufgenommen worden iſt, erlegt beim Empfange des daruͤber auszufertigenden 
formlichen Diploms, zum Beſten der Ritterſchaftskaſſe, in Livland und auf der Inſel 
Oeſel hundert Dukaten; im Eſthlaͤndiſchen Gouvernement aber zweihundert Silber⸗Rubel. 
Uebrigens kann die Adelsverfammlung!, ihrem Ermeſſen nach, den Aufzunehmenden auch 
von der Entrichtung dieſer Summe an ihre Kaſſe befreien. 

Ebend. 


21. Die in eine der Korporationen des Stammadels der Oſtſeegouvernements aufge⸗ 
nommenen Perſonen genießen, nach Eintragung ihres Geſchlechts zin die Matrikel dieſer 
Korporation, ohne Ausnahme alle den Mitgliedern dieſer Adelskorporation zuſtehen⸗ 


den Rechte. 
Ebend. 


22. Die Rechte des Stammadels der Oſtſeegouvernements werden mitgetheilt: 1) durch 
die Geburt und 2) durch die Ehe. . 
Vergl. d. Allg. Reichsg., Bd. IX, § 37. 


1) Durch die Geburt. 


23. Wer zu einer der Korporationen des Stammadels der Oſtſeegouvernements gehört, 
theilt die Rechte ſeines Standes allen ſeinen ehelichen Kindern und Nachkommen beiderlei 


Geſchlechts mit. 
Vergl. ebend., § 38. 


2) Durch die Ehe. 


24. Wer zu einer der Korporationen des Stammadels der Oſtſeegouvernements gehört, 
theilt feine Standesrechte feiner Ehegattin mit, zu welchem Stande dieſelbe auch, in Folge 
ihrer Abſtammung oder einer vorhergegangenen Ehe, gehoͤrt haben mag. 

6 Vergl. ebend., § 42. 


25. Heirathet die Tochter einer zum Stammadel der Oſtſeegouvernements gehbrigen 
Perſon einen nicht immatrikulirten Edelmann, oder irgend einen Andern, dem gar keine 
adeligen Rechte zuſtehen, ſo behaͤlt ſie zwar ihre Standesrechte, theilt ſelbige aber weder 
ihrem Manne noch ihren Kindern mit. Der Wittwe einer zum Stammadel der Oſtſee⸗ 
gouvernements gehdrigen Perſon verbleiben, von welcher Herkunft fie auch ſei, die durch 
ihre Ehe erworbenen Standestechte, ſelbſt wenn fie in der Folge einen in die ͤͤrt— 


——ů—ů— 


A — 


ö 
f 
\ 


| 


6 


lichen Makrikeln nicht aufgenommenen Adeligen, oder auch einen Nichtadeligen heirathet, 
ohne jedoch dieſem andern Manne und deſſen Kindern jene Rechte mitzutheilen. 
Vergl. ebend., § 43. 


Drittes Hauptſtuͤck. 
Von den Beweiſen des adeligen Standes. 


26. Als Beweis des Stammadels der Oftfeegeuvernements gilt die Verzeichnung ei⸗ 
nes Geſchlechtes in eine der örtlichen Adelsmatrikeln, welche in Livland und auf der Infel . 
Oeſel von den Landrathskollegien, im Eſthlaͤndiſchen Gouvernement von dem Ritterſchafts⸗ 
hauptmanne, in Kurland aber von dem Nitterfchaftsfomite geführt werden. 

Vergl. 1850 Nov. 18 (4104). 


27. Perſonen, die zum Stammadel der Oſtſeegouvernements gehören, find bei dem Eintritte 
in den Staatsdienſt verpflichtet, zum Nachweiſe ihres Adels bei der Heroldie, Auszüge aus 
den ortlichen Matrikeln ihrer Korporationen und zugleich auch Geburts- und Taufſcheine 
beizubringen. Die Auszüge aus den oͤrtlichen Matrikeln werden in Livland und auf der 
Inſel Oeſel mit der Unterſchrift des reſidirenden Landraths, in den Gauvernements Eſth⸗ 
land und Kurland aber mit der Unterſchriſt der Gouvernements⸗Adelsmarſchaͤlle (des Rit⸗ 
terſchaftshauptmanns in Eſtyland und des Yandesbevollmachtigten in Kurland) und mit der 
Centraſignatur der Ritterſchaftsſekretaire ausgefertigt. 

Vergl. ebend. 

28. Als Beweiſe des Rechtes zur Führung des Baronsti tels gelten: erſtens, die Aller: 
höchften Gnadenbriefe oder Ukaſen über die Allerhöchite Verleihung, oder auch zweilens, 
Zeugniſſe, durch welche, auf den Grund genauer Nachweiſungen, beſcheinigt wird, daß die 
adeligen Geſchlechter zur Zeit der Vereinigung der Oſtſeegouvernements mit Rußland be— 
reits in die dafigen Adelsbächer aufgenommen waren, und daß ihnen ſodann in Ukaſen, 
Reſtripten und andern drjentlichen Urkunden der Baronstitel beigelegt worden iſt. 

1683 März 7 (6029); 1854 April 20 (7007). 

29. Alle den Baronstitel führende Perf.nen find verpflichtet, ihr Recht darauf zu be 
weiſen, und zwar in Livland und auf der Inſel Oeſel durch Zeugniſſe des örtlichen Land: 
rat „sestlegiums, im Eſthlaͤndiſchen Gouvernement durch Zeugniſſe des Ritterſchafts⸗ 
hauptmannes, im Kurlaͤndiſchen aber durch Zeugniſſe des Ritterſchaftskom ite“. 

1850 Nov. 18 (4104); 1855 Maͤrz 7 (6029); 1834 Apr. 20 (7007). 

30. Edelleule der Oſtſeegouvernements, die den Fuͤrſten⸗ oder Grafentitel führen, haben 
ihr Recht auf dieſe Titel und Wurden, der zu dieſem Be ufe allgemein vorgeſchriebenen 
Ordnung gemd;, zu beweiſen. 

1833 März 7 (6029). 

51. Eben fo müſſen die Rechte des in den Oſtſeegouvernements wohnenden, in die drt: 
lichen Matrikeln derſelben nicht eingetragenen Adels — des Geſchlechtadels ſowohl, als auch 
des perfonlichen Adels— der in dem Reichsgeſetzbuche allgemein vorgeſchriebenen Ordnung 
gemäß, bewieſen werden. 

Allg. Reicheg. Bd. IX, § 60. Vergl. den Allerh. bet. Dollad des Oberdirig. der II Abth. der 

Eigenen Kanzelei Sr. K. M. v. 5 Juni 1841, 


Zweiter Titel. 


Von den Rechten und Vorzuͤgen des Stammadels der Oſtſeegouverne⸗ 
ments, als Korporation. 


Erſtes Haupt ſtuͤck. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


32. Jeder der vier Korporationen des Stammadels der Oſtſeegouvernements ſtehen fol: 
gende Rechte zu: 

1) Das Recht, ſich zur Berathung in ihren gemeinſamen Angelegenheiten zu verſam⸗ 
meln. 

Urt. d. Def. Biſch. Kiewel v. 1524, Reg.⸗Form. v. 1617, $ 29; Akkordpunkte der Livlaͤndi⸗ 

ſchen Ritterſch. v. 4. Juli 1710 (2279) P. 5; Atkordpunkte der Eſthlaͤnd. Ritterſch. v. 29 Sept. 

1710 (2299) p. 8; Gn.⸗Br. der Kaiſerinn Anna Joannowna v. 28 Maͤrz 1731 (5732); 

Reife, des General- Gouverneurs Grafen Browne an die Oeſelſche Ritterſch. v. 19 Sept. 1783. 

2) Das Recht, ihr eigenes Verzeichniß der ritterſchaftlichen Geſchlechter oder ihre Ma⸗ 
trikel (Ritterbank) zu haben (a), neue Mitglieder in dieſe Matrikel aufzunehmen und dieje⸗ 
nigen davon auszuſchließen, welche ſich des Rechtes zur Adelskorporation zu gehören 
unwuͤrdig gemacht haben (b) (Vergl. Tit. IV diefes Buches). 

(a) Fur Livl.: Kön. Schwed. Reſol. v. 14 Nov. 1650; Gouv'rnementspatente v. 17 Nov. 

1730, 6 Febr. 1733 und 29 Juli 1747. Für die Infel Oeſel. Neffe. des Gen.⸗Gouv. 

Grafen Browne an die Oeſelſch. Ritterſch. v. 19 Sept. 1785. Für Eſthl.: Kön. Schwed. Reſol. 

v. 351 Aug. 1643, 7 Jan. 1651 und 17 Okt. 1675; Gouv.⸗Pat. v. 13 Jan. 1741. Für Kurl 

Reg.⸗Form. v. 1617, Art. 39; Kurl. Ritterbants⸗Abſch. v. 20 Juli 1634, beſt. vom Könige 

Johann Kasimir am 10 Febr. 1649. — (b) 1785 April 21 (16197) § 63. 

3) Das Recht der Wahl zu ſaͤnuntlichen Aemtern, deren Beſetzung dem Adel gebuͤhrt 
(Vergl. Hauptſt. III). 

Fur vivl. und Eſthl.: Kön. Schwed. Reſol. v. 51 Okt. 1662 und 6 April 1675. Fur die 

Inſel Oeſel: Reſkr. des Gen.-Gouv. Grafen Browne an die Oeſelſche Ritterſch. vom 19 Sept. 

1785. Für Kurl.: Reg.⸗Form. v. 1617, Art. 1 und 5; Landt.⸗Schlüſſe v. 13 Aug. 1621 

$ 5,9 Aug. 1656, $ 11, Konm.⸗Abſch. v. 1642, & 7; 3 Sept. 1718, § 6. 

4) Das Recht, ohne beſondere obrigkeitliche Beſtaͤtigung nicht nur zum Beſten der Rit⸗ 
terſchaftskaſſe, ſondern auch zum Behufe der Erfüllung gemeinſamer Leiſtungen, ſo wie zu 
Lieferungen und zu andern gemeinnützigen Zwecken, Bewilligungen zu machen. 

Für vivl.: Königl. Schwed. Reſol. v. 12 Oft. 1642 und 17 Aug. 1648, Pp. 5. Für die Infel 

Defel: Landt.-Ordn. v. 1727. Für Eſthl.: Landt.⸗O. v. 1756. Für Kurk: Reg.⸗Form. v. 1617, 

8 37. 

5) Das Recht, die auf die Güter des Adels an Gelde und in Natur fallenden Landes: 
praͤſtanden, nach den vom Adel ſelbſt zu beſtimmenden Normen, zu vertheilen. 

Atkord⸗Punkte der Eſthl. Ritterſch. v. 29 Sept. 1710 (2299) Pp. 10; Neffe. des Gen.⸗Gouv. Gr. 

Browne an die Oeſelſche Ritterſch. v. 19 Sept. 1785; 1816 Dec. 14 (26558); Vorſchrift d. Mi⸗ 

niſters d. Innern an die Livl. Gouv.⸗Regier. v. 7 Dec. 1827. 

Anmerkung. In Kurland wird die Repartition und Erhebung der Landespräftanden nach Vorſchr. 
der allgemeinen Verordnungen beftdtigt. (Allg. Reiehsg. Bd. IV, Yandespr.Regl.). 

6) Das Recht, auf den Grund des Geſetzes für die Evangeliſch⸗Lutheriſche Kirche in 
Rußland v. 28 December 1832 (5870) und auf die darin angeordnete Weiſe, an der 
Verwaltung der Angelegenheiten dieſer Kirche Theil zu nehmen. 


7) Das Recht an der Errichtung, Erhaltung und Verwaltung verſchiedener Lehranſtalten 
und milder Stiftungen, den in den Verordnungen, Statuten und Reglements uͤber dieſe 
Anſtalten enthaltenen Beſtimmungen gemaͤß, Theil zu nehmen. 

8) Das Recht, die Ordnung feſtzuſtellen und zu aͤndern, welche bei Verwaltung der 
Ritterſchaftsguͤter zu beobachten iſt, und die Rechnungen und andere auf dieſe Verwaltung 
Bezug habende Dokumente zu revidiren. 

I) Das Recht, an der Errichtung, Erhaltung und Verwaltung der Land- Volksschulen 
Theil zu nehmen. 

1858 Sept, 13 (11532). 

10) Das Recht, die Gefchäfts:Ordmung feſtzuſtellen und zu ändern, welche in den Ver: 
ſammlungen der Ritterſchaften und bei Verwaltung der von den ritterſchaftlichen Korpora⸗ 
tionen abhängigen Anſtalten zu beobachten iſt. 

Vergl. die Landt.⸗O. der Ritter ſchaften. 


55. Die Ritterſchaften der Oſtſeegouvernements erhalten in allen Urkunden, Reſkripten, 
Briefen und Schreiben die Benennung: Wohlgeboren. 

Reg.⸗Form. v. 1617, J 38 und 39, Landt.⸗Schluß v. 13 Juni 1648, § 11; 1763 Jan. 29 

(11743). 

5%. Die Ritterſchaften der Oftfeegouvernements können ſich ihrer Bedürfniſſe und In⸗ 
tereſſen wegen durch ihre Marſchaͤlle mittelft Vorſtellungen an die Civilgouverneure, 
den Generalgouverneur und das Miniſterium des Innern wenden; dürfen aber auch in 
wichtigen Fallen bei Kaiſerlicher Majeftät ſuppliciren. 

Allg. Reichsg. Bd. IX, § 104. 
Anmerkung. In allen ihren Vorſtellungen und Schriften unterzeichnen ſich die Adels mar ſchaͤlle nach 


der Benennung ihrer Aemter, ohne ſich der in frühern Zeiten ihren Gouvernements beigelegten Bezeich⸗ 
nung zu bedienen. 


Allerh. Befehl v. 17 April 1845. 


35. Die Ritterſchaften der Of tſeegouvernements adrefficen ihre Bittſchriften zu Eigenen 
Händen Kaiſerlicher Majeſtaͤt. Sollte es aber zur Erlaͤuterung einer Bitte oder Beſchwer⸗ 
de für nöthig erachtet werden, Deputirte einzuberufen, fo ordnet die Ritterſchaft ſolche ab, 
jedoch nicht mehr als drei. Dieſe Deputirten find mit der gehörigen Vollmacht zu verſehen, 
worin ſaͤmmtliche Gegenſtaͤnde, deren Betreibung ihnen uͤbertragen iſt, genau bezeichnet wer⸗ 
den muͤſſen. Ueber die zu Deputirten ernannten Perſonen haben der Generalgouverneur und 
der Civilgouverneur dem Miniſter des Innern zu berichten. 

Allg. Reichsg. Bd. IX, $ 105. 


56. Die Ritterſchaften von Eſthland, Kurland und Livland mit Oeſel haben Kreditan⸗ 
ftalten, die für jede beſonders errichtet find, und unter ihrer eigenen Aufficht und Kontrole 
ſtehen. Es werden dieſe von ihnen nach Allerhochſt beſtaͤtigten Reglements und nach den 
auf den Grund dieſer Reglements getroffenen Anordnungen durch Beamte verwaltet, wel⸗ 
che aus der Mitte der Ritterſchaft, ohne beſondere Beſtaͤtigung derſelben von Seiten der Re⸗ 
gierung, zu erwaͤhlen ſind. 

Vergl. die Allerh. beſtät. Reglements dieſer Kreditanſtalten. 


37. Die Ritterſchaften der Oſtſeegouvernements find bei Verträgen über bedungene Lei⸗ 
ſtungen zum Behufe der Landespraͤſtanden in ihrem Gouvernement oder Kreiſe, bei Gleich⸗ 
heit der Preiſe vorzugsweiſe vor andern Mitbewerbern als Kontrahenten zuzulaſſen. 

Allg. Reichsg., Bd. IX, § 117. 
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38. Die Adelskorporation, welche Leiſtungs⸗ oder Fieferungsverträge zum Beſten der 
Truppen in ihrem Gouvernement oder Kreiſe ſchließt, wird von der durch geſetzliche Pfaͤn⸗ 
der zu bewerkſtelligenden Sicherſtellung dieſer Verträge befreit. 

Ebend., $ 118. 


39. Die Ritterſchaften von Livland, Eſthland und Oeſel find befugt, die Poſtſtationen 
ihres Gouvernements oder Kreiſes unter ihrer eigenen Verwaltung zu unterhalten, jedoch 
unter der Oberaufficht des Poftrefforts; auch konnen fie nöthigen Falles mit obrigkeitlicher 
Genehmigung neue errichten. Es hat daher auch jeder Edelmann, der zu einer dieſer Kor; 
porationen gehört, das Recht in dem Gouvernement oder Kreiſe, wo er drtlich immatriku⸗ 
lirt iſt, Poſtpferde gegen bloße Bezahlung der Progongelder zu erhalten, ohne zur Vorzei⸗ 
gung eines Poſtpaſſes (Podoroſhnaja) verpflichtet zu ſein. 

Sen.Uf. v. 19 März und 10 Mai 1756 (10551); 19 Jan. 1797 (17477) p. k. 


40. Die Adelskorporationen werden von der Bezahlung des vom Gewichte zu erlegens 
den Geldes für ihre in Sachen des Adels mit der Poft zu verſendenden Papiere und Pa⸗ 
kete befreit. 

41. Jede ritterſchaftliche Korporation hat ihre blos unter der Aufſicht und Kontrole der 
Ritterſchaft ſtehende Kaſſe. 

Für Livl.: Koͤn. Schw. Reſol. v. 12 Oft. 1042 und 17 Aug. 1648, p. 4. Für die Inſel 


Br Landt.⸗O. v. 1627. Fur Eſthland: Landt.⸗O. v. 1756. Für Kurland: Reg.⸗ 
Form. v. 1617, § 37. 


42. Jede Ritterſchaft führt ihr in der Beilage I befchriebenes Wappen. 

Für Livl.: Diplom über die Verein. Livl. mit Littauen v. 26 Dec. 1566, Art. B. Die Zeit der 
Verleihung des Wappens an die Oeſelſche Ritterſchaft iſt unbekannt. Sie fällt in die Zeit 
des Oeſelſchen Biſchofs Herrmann, um das Jahr 1340. Der Eſthlaͤndiſchen Ritterſchaft iſt das 
Wappen vom Daͤniſchen Könige Woldemar II verliehen worden. Für Kurland: Vereinigungs⸗ 
alte der Kurlaͤndiſchen uud Piltenfchen Ritterſchaft v. 27 März 1819, Art. 7. 


43. Jede Adelskorporation hat ihr Archiv. 

Allg. Reichsg. Bd. IX, § 98. 

41. Jede Ritterſchaft hat zu ihren Verſammlungen ein beſonderes Haus, die Liv⸗ 
laͤndiſche in Riga, die Eſthlaͤndiſche auf dem Dome zu Reval, die Kurlaͤndiſche in Mi⸗ 
tau, die Oeſelſche in Arensburg. Dieſe Haͤuſer nebſt allen Zubehdrungen find von Ein: 
quartierung und andern allgemeinen Leiſtungen befreit. 

1726 Sept. 22 (4779); 1728 Sept. 12 (5350); 1808 Sept. 25. 


45. Die Nitterfchaften behalten für ewige Zeiten das Recht zum Beſitze der ihnen 
zum Unterhalte der Ritterſchaftsbeamten und zu andern allgemeinen Beduͤrfniſſen Aller⸗ 
hochſt verliehenen Ländereien und Güter, die in der Beilage II ausfuͤhrlich ange: 
geben ſind. 

Für Livland: 1725 Juli 8 (4734) und Sept. 22 (4779); 1728 Sept. 12 (5356); 1729 

März 31; 1810 Jan. 7 (24072). Für die Infel Oeſel: 1798 Apr. 9 (18474) P. 6. 

Nam. Bef. v. 1859 Juni 1. Für Eſthland: Königl. Schwed. Ref. v. 17 Jan. 1651. Akkord⸗ 

punkte der Eſthl. Ritterſch. v. 29 Sept. 1710 (2299) P. 17.—Gnadenbr. der Kaiſerin Ka⸗ 

tharina I v. 31 Mai 1725 (4723). Für Kurland: Gnadenbr. v. 8 Sept. 1806 und Allerh. 

Befehl v. 7 Jan. 18 10 (24072). 


46. Das perſ ſönliche Verbrechen eines Edelmannes fällt auf keinen Fall dem ganzen 
Adel zur Laſt. 
Allg. Reichsg., Bd. IX, $ 121. 


— 


47. Eine Adelsverſammlung kann in keiner Sache vor Gericht gezogen werden. 
Ebend., $ 125. 


48. Eine Adelsverſammlung ift in keinem Falle der Verhaftung unterworfen. 
Ebend., § 126. 


49. In den Oſtſeegouvernements wohnen die Gouvernementsprokureure den Verſamm⸗ 
lungen der Ritterſchaften nicht bei. 
Allerh. Def. an den Gen.⸗Gouv. Baron pahlen v. 12. Oft. 1852 (5667). 
. 


Zweites Hauptflüd. 
Von den Berfammlungen der Ritterſchaften. 


50. Die Ritterſchaften der Oſtſeegouvernements bilden folgende Verſammlungen: 
in Livland die Landtage, Konvente und Kreisverſammlungen; auf der Inſel Oeſel die Land— 
tage und Konvente; in Eſthland die Landtage, die Verſammlungen des Ritterſchaftsausſchus⸗ 
ſes und die Kreistage; in Kurland die Konferenzen, die Deputirtenlandtage, die Ober: 
hauptmannſchafts⸗, Kreis- und Kirchſpielsverſammlungen. 

Anmerkung. Außerdem werden in Livland und auf der Inſel Oeſel zur Wahl der Kirchſpiels⸗ 

richter und ihrer Subſlituten Verſammlungen nach Kirchſpielsgerichts-Sprengeln (§ 995 

und and.), in Livland aber zur Wahl der Poſtirungsdirettoren die fogenannten poſtirungskon⸗ 

vente ($$ 395, 680 und and.) einberufen. 


Erſte Abtheilung. 
Von den Verſammlungen der Livlaͤndiſchen Ritterſchaft. 
A. Von den Landtagen. 
1. Von den verſchiedenen Gattungen der Landtage und ihrer Zuſamenbe— 
rufung. N 
51. Die Landtage ſind entweder ordentliche oder außerordentliche. 
Livl. Landt.⸗O. v. 1827, § 1. 


52. Die ordentlichen Landtage vecſammlen ſich alle drei Jahre zu einer beſtimmten 


Zeit. 
Ebend., § 2. 

Anmerkung. Die Eröffnung des Landtags findet in der Regel in der lehten Woche des Janu⸗ 
ars Statt. 

Livl. Landt.⸗Beſchl. v. 1839, beit. durch die Vorſchr. der Livl. Gouv.-Reg. v. A Febr. 1840, 

55. Die Zeit der Ausſchreibung der außerordentlichen Landtage richtet ſich nach der 
größern oder geringern Nothwendigkeit derſelben (a). Während der Juridiken des Hofgerichts 
dürfen fie nur in dringenden Fallen gehalten werden (b). 

(a) Livl. Landt.⸗O: v. 1627, 9 3. — (b) Ebend., § 5. 
54A. Die Erledigung der Frage: ob die Zuſammenberufung eines außerordentlichen Land— 
ö gung 9 9 

tags nöthig ſei, hängt von dem Ermeſſen des Generalgouverneurs und des Adelskon⸗ 
vents ab. 


Ebend., § 3. 
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55. Sowohl die ordentlichen Landtage, als auch die außerordentlichen können nicht 
anders zuſammenberufen werden, als auf Anordnung des Generalgouverneurs. 
Ebend., § A. 


56. Der reſidirende Landrath ſtellt dem Generalgouverneur in Betreff der Ausſchrei⸗ 
bung des Landtags ein Memorial vor, worin die Hauptbeweggruͤnde zur Zuſammenberufung 
des Landtags und der zur Eröffnung deſſelben anzuberaumende Termin anzuzeigen ſind. 

Ebend., § A u. B. 


37. Erfolgt hierauf die Zuſtimmung des Generalgouverneurs, fo wird der Adel 
durch die Rigaſchen Intelligenzblaͤtter und durch Gouvernementsregierungspalente, welche 
acht Wochen vor dem anberaumten Verſammlungstermine an ſaͤmmtliche Kirchspiele zu er— 
laſſen ſind, einberufen. 

Ebend., § 6. 

58. Durch die zum Behufe der Verſammlung zum Landtage erlaſſenen Patente der 
Gouvernementsregierung werden die Edelleute zugleich aufgefordert, drei Wochen vor Eröff⸗ 
nung des Landtags beim Landrathskollegium entweder unmittelbar oder durch den Oberkir⸗ 
chenvorſteher in Bezug auf die Beduͤrfniſſe und Intereſſen der Adelskorporation mit Vor⸗ 
ſtellungen einzukommen. Dieſe Patente werden, mit Beobachtung der fuͤr die Publikationen 
im allgemeinen vorgeſchriebenen Ordnung, in den Kirchſpielen von Hof zu Hof geſandt, und, 
mit der Empfangsbeſcheinigung verſehen, dem Ortsprediger zugeſtellt; von ihm aber an 
die Ritterſchaftskanzellei zuruͤckgeſchikt. 

Ebend., § 6 u. 7. 


39. Erachtet es der Generalgduverneur auf höhern Befehl für nothwendig, irgend einen 
Gegenſtand der Nitterfchaft zur Prüfung zu uͤbertragen, fo benachrichtigt er den reſidirenden 
Landrath ſchriftlich oder muͤndlich hiervon. Der reſidirende Landrath verſammelt hierauf un: 
verzuͤglich den Adelskonvent. Dieſer aber erwägt, ob nicht auch ohne die Ritterſchaft zu 
einem außerordentlichen Landtage zu verſammeln, dem Verlangen des Generalgouverneurs 
genügt werden konne, und macht ſodann demſelben die noͤthige Vorſtellung hierüber. 

Ebend., § 4. 


60. Die Livlaͤndiſche Ritterſchaft verſammelt ſich zum Landtage in der Regel in der 
Stadt Riga (a); ſie kann ſich aber, wenn es die Umſtaͤnde erheifchen, mit Genehmigung oder 
auf Verfügung des Generalgouverneurs, auch an einem andern Octe verſammeln (b). 

(a) Ebend., $ 1. — (b) Königl. Schwed. Reſol. v. 10 Mai 1678, § 26. 


II. Von der Zuſammenſetzung des Landtags. 


61. Auf dem Landtage muͤſſen alle zur örtlichen Matrikel gehörende Livlandiſche 
Edelleute erſcheinen, die nicht unter Vormundſchaft oder Curatel ſtehen, das 2lſte Lebensjahr 
uͤberſchritten, das 60ſte Jahr aber noch nicht erreicht haben und in Livland mit Landgüͤtern 
anſaͤßig ſind, die durch Erbichaft oder Kauf, oder durch Pfand⸗ oder Arrendekontrakte in 
ihren Beſitz gekommen. 

Liol. Landt.⸗O. v. 1827, § 10. 

62. Die Rigaſche Stadtgemeinde iſt berechtigt, zwei Rathsglieder als Deputirte zum 
Livlaͤndiſchen Landtage abzuordnen. 

Ebend., $ 18. 

65. Auf dem Landtage konnen, falls fie es wuͤnſchen, erſcheinen: 1) Edelleute, die 
zur ortlichen Pratrikel gehören und uͤber 60 Jahre alt find; 2) örtlich immatrikulirte 
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Edelleute, die das zur Volljährigkeit erforderliche Alter (von 21 Jahren) erreicht haben, 

wenn fie auch in Livland weder ererbte, noch erkaufte Guͤter, noch Pfandgüter oder Arrenden 

beſitzen, und 3) Edelleute und Buͤrgerliche, welche in Livland Land guͤter oder Arrenden be⸗ 

ſitzen, ohne in die oͤrtliche Matrikel aufgenommen zu fein (Vergl. Art. 100 und Anmerk.). 
Ebend., $ 18 u. 44. 

64. Außer den in den vorhergehenden SS 61, 62 und 63 erwahnten Perſonen wird 
es Niemandem, ohne befondere Erlaubniß des Landmarſchalls, geſtattet, dem Landtage beizu— 
wohnen. 

Ebend., $ 81. 

65. Alle diejenigen, welche verpflichtet find, auf dem Landtage zu erſcheinen, oder die 
bloß wuͤnſchen, demſelben beizuwohnen, müffen ſich vor Eröffnung deſſelben beim Landmar⸗ 
ſchalle melden, und ſich in der Ritterſchaftskanzellei einſchreiben laſſen. 

Ebend., $ 11. 
Anmerkung. Die Namen der zu dem Landtage erſchienenen Edelleute werden von dem Ritter⸗ 


fhaftenotare in einer Liſte verzeichnet. 
Ebend., § 11. 


66. Perſonen, welche verpflichtet find auf dem Landtage zu erſcheinen, und ohne be— 
ſondere geſetzliche Gruͤnde ausbleiben, oder Urſachen vorfchügen, die nicht erheblich find, vers 
wirken für jeden Tag der Verſpaͤtung eine Pon von 2 Rbl. S. M. zum Beſten der Rit⸗ 
terſchaftskaſſe; erſcheinen fie aber gar nicht und verſaͤumen dem reſidirenden Landrathe vor 
Eröffnung des Landtags die Gruͤnde ihres Ausbleibens anzuzeigen, fo werden fie ein für 
allemal mit 100 Rbl. S. M. beſtraft. 

Ebend. 

67. Für gültige Urfachen des Nichterſcheinens auf dem Landtage werden erachtet: Krank: 
heit, Abweſenheit aus dem Gouvernement, die Verpflichtung zur Abwartung gerichtlicher 
Termine, in Faͤllen, die keinen Aufſchub leiden, und andere rechtmaͤßige Hinderniſſe (Vergl. 
die Geſetze uͤber den buͤrgerl. Prozeß). 

Ebend. 

Anmerkung. Zur Vergewiſſerung des Vorhandenſeins dieſer Ehehaften bedarf es keiner Bes 

ſcheinigung dritter Perſonen. 

Ebend., $ 11. 

68. Wer ſich auf dem Landtage einfindet, muß während der Dauer deſſelben täglich zur 
beftimmten Stunde in der Verſammlung erſcheinen und bis zur Beendigung der Sitzun⸗ 
gen darin verbleiben. 

Ebend., $ 12. 

69. Entfernt fi ch Jemand während der Sitzung,, fo iſt er weder berechtigt, den in ſei⸗ 
ner Abweſenheit gefaßten Beſchluͤſſen zu widerſprechen, noch kann er verlangen, daß die 
Gegenſtande, uͤber welche bereits eine Verhandlung Statt gefunden hat, abermals zur Be⸗ 
rathung kommen. 

Ebend., § 12 u. 15. 

70. Verlaͤzt ein Edelmann, der verpflichtet iſt, auf dem Landtage zugegen zu fein (961), 
eigenmächtig ſolchen, ohne beſondere geſetzliche Gruͤnde dafür vorfhäsen zu können, fo 
verfällt derſelbe zum Beſten der Ritterſchaftskaſſe, wenn er Landrath oder Kreisdeputirter iſt, 
in eine Strafe von 6 Rbl. S. M., wenn er aber kein ſolches Amt bekleidet, in eine Strafe 
von INH. S. M. für jeden Tag, „von der Zeit ſeiner Abreiſe an gerechnet bis zur Schlie: 
ßung des Landtags. 


Ebend., $ 14. 
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III. Von der Eröffnung und der Dauer des Landtages. 


71. Am Tage vor der Landtagserdffnung verſammeln ſich die Landraͤthe und der Land⸗ 
marſchall, um die Liſte der Perſonen zu ordnen, die ſich zum Landtage eingefunden haben 
und zugleich auch zur Verzeichnung der Abweſenden. 

Ebend., § 17. 


72. Demnaͤchſt aber begeben ſich zwei von den Landraͤthen mit dem Landmarſchalle 
zum Generalgouverneur, um ihn zu benachrichtigen, daß ſich die Ritterſchaft verſammelt 
habe, und ihm den naͤchſten Tag, nach gehaltenem Gottesdienſte, durch eine beſondere De- 
putation über die Gröffnung des Landtages Bericht erftatten würde. Die hierbei übliche Anz 
rede hält derjenige von den abgeordneten Landraͤthen, welcher dem Dienfte nach alter ift. 

Ebend. 


75. Am Tage der Eröffnung des Landtages verſammeln ſich die Landräthe, der Land 
marſchall und die Kreisdeputirten in der Rathkammer; der Adel aber in dem Verſammlungs⸗ 
ſaale. Der Letztere ordnet fich hier nach den beiden Diſtrikten, dem Lettiſchen und dem Eſth⸗ 
niſchen. 

Ebend., § 18. 

74. Die zur örtlichen Matrikel gehörenden Edelleute des Diſtrikts, aus welchem der 
Landmarſchall gewaͤhlt worden iſt, nehmen ftets ihre Plaͤtze auf der rechten Seite feines 
Sitzes ein; alle übrigen Edelleute und ſonſtigen Perſonen, welche berechtigt find, auf dem 
Landtage zu erſcheinen, nehmen dagegen die Plaͤtze ein, die ihnen vom Landmarſchalle beſon⸗ 
ders angewieſen werden. Die Deputirten der Stadt Riga haben ihren Platz zwiſchen den 
Edelleuten des Lettiſchen Diſtrikts. Dieſe Ordnung wird von der Verſammlung waͤhrend der 
ganzen Dauer des Landtages beobachtet. 

Ebend., § 18. 


75. Nach Verrichtung des Gottesdienſtes in der St. Jakobs-Kirche (a), wird eine be— 
fondere Deputation an den Generalgouverneur abgeordnet, um demſelben die Eröffnung 
des Landtages anzuzeigen (b). Hierauf beginnt der Landmarſchall die Landtags-Verhandlun⸗ 
gen durch eine feierliche Rede, und beſtimmt, in Gemeinſchaft mit den Landraͤthen, für den 
folgenden Tag die Stunde zur Zuſammenkunft. Nach dieſer Anzeige wird die Verſamm⸗ 
lung entlaſſen (c). 

(a) Ebend., $ 19. — (b) Ebend. — (e) Ebend., $ 21. 


76. In der Regel dauert der Landtag nicht laͤnger als einen Monat (a); nichts deſto 
weniger kann derſelbe aber in Faͤllen von beſonderer Wichtigkeit, dem Ermeſſen der Ver— 
ſammlung gemaß, mit Zuſtimmung des Generalgouverneurs, auch prorogirt werden. Waͤh⸗ 
rend der ganzen Dauer deſſelben haben die Landgerichte keine ordentlichen Juridiken, auch 
werden ihnen außerordentliche nur auf beſondere Vorſchrift der Oberbehoͤrde geftattet (Vergl. 
die Beh.⸗Verf. der Oſtſ.⸗Gouv., B. II) (b). 

(a) Ebend., $ 85. — (b) Ebend., § 5. 


IV. Von den vorbereitenden Maßregeln zur Beſtimmung der Gegenſtände 
der Landtagsverhandlungen. 


77. Zwei Wochen vor dem zur Eröffnung des Landtags anberaumten Termine verfam: 
melt ſich ein beſonderer Konvent, beſtehend aus den Landraͤthen, den Kreisdeputirten und den 
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Kaſſedeputirten und Revidenten, um ſich über die nöthigen Vorbereitungen zum Landtage 


zu berathen. 
Ebend., § 7. 


78. Dieſer berathende Konvent hat: 1) die Gegenſtaͤnde auszumitteln, die einer Pruͤ⸗ 
fung des Landtags beduͤrfen, und dieſelben, mit Beifuͤgung feines Gutachtens, ſchriftlich ab zu— 
faſſen; 2) die aus den Kreiſen unmittelbar oder durch die Oberkirchenvorſteher eingegange⸗ 
nen Petitionen und Antraͤge zu unterſuchen; 3) erforderlichen Falles wegen Verbeſſerungen 
in Betreff der Verwaltung der Angelegenheiten der Evangeliſch-Lutheriſchen Kirchen und 
der Landſchulen Vorſchlaͤge zu entwerfen; 4) bei dem Civilgouverneur um die Erlaubniß zu 
der bei Eröffnung des Landtages zu veranftaltenden Feierlichkeit nachzuſuchen und deshalb 
die nöthigen Anordnungen zu treffen. 

Ebend., $$ 7 u. 8. 


79. Die Petitionen und Anträge find drei Wochen vor dem Anfange der Sitzungen des 
berathenden Konvents aus den Kreiſen einzuliefern. Gehen ſolche nach Eröffnung der Si⸗ 
gungen desſelben ein, fo bleiben fie bis zum nächiten Landtage liegen. 

Ebend., 8 7 u. 34. 


80. Findet der berathende Konvent, daß irgend eine Petition oder ein Antrag ſich nicht 
zur Landtagsverhandlung eigne, oder daß dieſelben außer dem Landtage erledigt werden fon: 
nen, jo eröffnet der Landmarſchall folches dem Bittſteller, welchem es jedoch unbenommen 
bleibt, darauf an zutragen, daß der Landtag hierüber entſcheiden möge. 

Ebend., $ 34. 


81. Die Gutachten, welche die Konventsglieder in den Fällen zu ertheilen haben, die in 


den vorhergehenden SS 78, 79 und 80 erwaͤhnt worden find, werden auf den Antrag des 
Landmarſchalls ſchriftlich abgefaßt, nachdem ſich zuerſt die Kreisdeputirten, nachher aber 
auch die Landraͤthe beſonders daruͤber berathen haben. 

Ebend., $ 7. 


82. Iſt Jemand von den Mitgliedern des Konvents bei dieſen Berathungen nicht zu⸗ 
gegen, und ſchuͤtzt auch keine rechtmaͤßigen Urſachen feines Ausbleibens zeitig vor, fo iſt er 
deshalb zum Beſten der Ritterſchaftskaſſe für jeden Tag der Abweſenheit mit 5 Rbl. S. M., 
wenn er aber gar nicht erſcheint, mit 100 Rbl. S. M. zu beſtrafen. Dieſe von dem Abwe⸗ 
ſenden verwirkte Pon füllt jedoch weg, wenn er erweiſt, daß er nicht nur nicht erfcheinen 
konnte, ſondern auch kein Mittel hatte, Nachricht hiervon zu ertheilen. 

Ebend., $ 9. 


V. Von den Gegenſtaͤnden der Landtagsverhandlungen. 


85. Alles, was ſich auf die Rechte, Intereſſen und Einrichtungen der Ritterſchaft, oder 
auf das Wohl des ganzen Landes bezieht, kann Gegenſtand der Landtagsverhandlungen 
ſein. 

Königl. Schwed. Ref v. A Jul. 1643. Livl. Landt.⸗O. v. 1827, 5 2. 

84. Insbeſondere find Gegenftände der Landtagsverhandlung: 1) die Wahl des Fand: 
marſchalls (a); 2) die Propoſitionen der Gouvernements⸗und höhern Obrigkeit in allgemei⸗ 
nen Landesangelegenheiten (b); 3) die für den Landtag in den gemeinſchaftlichen Sitzungen der 
Mitglieder des berathenden Konvents vorbereiteten Sachen und insbeſondere die Vorſtellun— 
gen wegen Verbeſſerungen im Kirchen⸗ und Landſchulweſen (e); A) die Geſuche um Aufnahme 
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in die Matrikel (d); 5) die Petitionen und Anträge über Gegenſtaͤnde, welche das ganze Land 
oder die ganze Ritterſchaft betreffen und von dem berathenden Konvente (Vergl. $ 80) nicht 
angenommen worden find (e); 6) die Geldbewilligungen und andere gemeinſchaftliche 
Leiſtungen (); 7) Privatgeſuche, die an den Landtag gerichtet find (g) 8) die Beſetzung 
der von der Ritterſchaft abhaͤngenden erledigten Aemter (h) und 9) die Reviſion der feit 
dem letzten Landtage bis zum gegenwaͤrtigen gefuͤhrten Rechnungen uͤber die Ritterſchafts⸗ 
kaſſe (i). 

(a) Viol. Landt.O. v. 1827, 56.—(b) Ebend., $ 31.—(e) Ebend. 55 8 u. 38. — (d) Ebend. 

(e) Ebend. — (N Ebend. — (g) Ebend., $ 33. — (h) Ebend., $ 56. — () Ebend., $ 52. 

Anmerkung. Die Propofitionen, welche der Generalgouverneur der auf dem Landtage verſammel⸗ 
ten Ritterſchaft macht, werden von ihm dem Landmarſchalle entweder perſönlich, bei Vorſtellung der 
Landtags deputation, eingehaͤndigt, oder fie werden demſelben ſchriftlich in das Ritterhaus zugeſandt. 


85. Gegenſtände der Landtagsberathungen konnen nicht fein: 1) Juſtizſachen (a); 
2) Beiträge nach Haken, die ſich nicht auf allgemeine Angelegenheiten und Zwecke bes 
ziehen (b); 3) Vorſchlaͤge, welche die Verletzung der Rechte irgend einer Privatperſon zum 
Beſten der Ritterſchaft zum Ge zenſtande haben (c). 

() Königl. Schwed. Reſol. v. A Jul. 1643. — (b) Liol. Landt.⸗H. v. 1827, 5 44. — 

(c) Ebend., $ 18. 


VI. Von der bei Verhandlung der Landtagsangslegenheiten zu beobachten— 
den Ordnung. ö 


86. Die Verhandlungen des ordentlichen Landtags beginnen mit der Wahl eines neuen 
Landmarſchalls, wenn nicht der zeitherige, auf die einhellige Aufforderung der ganzen Rit⸗ 
terſchaft, darein willigt, fein Amt auch für die naͤchſten drei Jahre beizubehalten. 

Ebend., 9 22. 


87. Nach der Wahl des neuen Landmarſchalls legt der bisherige, welcher während des 
ganzen Landtages feinem Amte vorzuſtehen fortfaͤhrt, Rechenſchaft daruber ab, welche Be: 
ſchluͤſſe des letzten Landtages zur Ausführung gekommen find, und bei welchen dieſes nicht 
der Fall iſt. Zugleich zeigt derſelbe die Urſachen der Nichterfüllung dieſer letztern an. 

Ebend., § 9. 


88. Hierauf kommen die uͤbrigen zur Berathung vorliegenden Angelegenheiten, nach 
der Beſtimmung des Landmarſchalls, zum Vortrage, indem dabei nach Moglichkeit die im 
$ 84 vorgefchriebene Ordnung beobachtet wird. 

Ebend. 


89. Der Landmarſchall eröffnet die Verhandlungen, ſobald die Verſammlung, mit Ein⸗ 
ſchluß der Mitglieder des Adelskonvents, aus nicht weniger als zwei und dreißig ſtimm⸗ 
berechtigten Perſonen beſteht. 

Ebend., § 13. 


90. Der Landmarſchall trägt die Sache ftehend vor, mit dem Stabe in der Hand. 
Jedes Mitglied der Verſammlung tft verpflichtet, ihn mit Auſmerkſamkeit anzuhören, 
ohne ihn zu unterbrechen. Die ausfuͤhrlichen Regeln über die Geſchaͤftsordnung auf dent 
Landtage und Uber die Strafen, womit die Verletzung derſelben bedroht wird, find in der 
beſondern Landtagsordnung enthalten, welche unter Beſtatigung der Gouvernementsobrigkeit 


abgefaßt wird. 
Ebend., $ 49—5 1, 62, 7181. 


91. Während des Landtages bilden die Landräthe einerſeits, die Kreisdeputirten unter 
dem Vorſitze des Landmarſchalls aber andererfeits, zwei befondere von einander getrennte 
Ausſchüͤſſe. Dieſe prüfen ſaͤmmtliche Gegenftände, welche zur Verhandlung des Landtages 
vorliegen und in Betreff deren im berathenden Konvente keine Berathung Statt gefunden 
hat (Vergl. $ 77 und folg.), und ertheilen daruͤber ihre ſchriftlichen Gutachten. 

Ebend., $ 35. 

Anmerkung. Die Kaſſedeputirten nehmen in allen Sachen, welche ſich auf die Ritterſchaftskaſſe 

beziehen, an den Sitzungen des durch die Kreisdeputirten gebildeten Ausſchuſſes Theil. 


92. Entſteht in Betreff einer Sache, die den Kreisdeputirten zur Prüfung übergeben 
worden fit, ein Zweifel, fo konferiren dieſelben deshalb durch den Landmarſchall mit dem 


Landrathskollegium. 
Ebend., $$ 37 u. 38, 


95. Ueber das von den Kreisdeputirten vorgeſtellte Gutachten ertheilen die Landräthe 
ihr Conſilium, worauf die Kreisdeputirten zu ihrem endlichen Gutachten uͤber die Sache, 
mit moͤglichſter Ruͤckſicht auf das Conſilium der Landraͤthe, ſchreiten. 

Ebend. 


94. Jedem Kreisdeputirten und Landrathe iſt es erlaubt, feine Meinung, wenn ſelbige 
von der Majorität abweicht, zu Protokoll zu geben, und ſelbige dem Landtage zur Prüfung 


vorzulegen. 
Ebend., $ 38. 


95. Weichen die durch den Landmarſchall dem Landtage vorzulegenden Meinungen der 
Kreisdeputirten und der Landraͤthe von einander ab, jo konnen die Landräthe verlangen, daß 
auf dem Landtage in jedem Kreiſe zu beſondern Berathungen uͤber den fraglichen Gegen— 
ftand, zum Behufe einer möglichit genauen und ausführlichen Prüfung desſelben, gefchritz 
ten werde. Während dieſer beſondern Kreisberathungen haben ſowohl die Landraͤthe, als 
auch die Deputirten, zur Unterftügung ihrer Meinungen alle nöthigen Erlaͤuterungen zu 
geben. 

Ebend. 


VII. Von den Landtagsſchluͤſſen. 
1) Von der Faſſung der Landtagsſchlüſſe. 
96. Sind in einer Sache alle vom Landmarſchalle vorgelegten Umſtaͤnde vorgetragen 


und berathen worden, fo faßt die Ritterſchaft in voller Verſammlung ihren Beſchluß. 
Ebend., § 37. 


97. Jeder Edelmann, der auf dem Landtage anweſend und örtlich inmatrikulirt iſt, auch 
ein Rittergut in Livland beſitzt, hat bei ſaͤmmtlichen Landtags⸗Berathungen und Schlüffen 
ein Stimmrecht. 


Ebend., $ AA u. 63. 


98. Edelleute, welche örtlich immatrikulirt find, aber in Livland keine Ritterguͤter be: 
ſitzen, konnen zwar auf dem Landtage zugegen ſein ($ 63, P. 2), nehmen aber weder an 
den Wahlen, noch an andern Verhandlungen und Berathungen der Verſammlung Theil. 

Allerh. beſt. Gutacht. d. Reichsr. v. 21 Juni 1845. 
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99. Wird ein Edelmann, der kraft des vorhergehenden § 98 kein Stimmrecht auf 
dem Landtage hat, von einem andern Edelmanne, dem dieſes Recht gebuͤhrt, der aber eines 
geſetzlichen Hinderniſſes wegen auf dem Landtage nicht erſchienen iſt, bevollmaͤchtigt, ſo 
nimmt derſelbe (wenn feine Vollmacht vom Landmarſchalle für guͤltig erklaͤrt wird) als 
ſtimmberechtigt an den Landtagsberathungen Theil; doch ſind die Wahlen zu Aemtern 
davon ausgeſchloſſen, bei welchen keine Vollmachten zulaͤſſig find. 

Allerh. bet. Gutacht. des Reichsr. v. 21 Juni 1845, 


100. Goelleute, die zu der örtlichen Matrikel nicht gehdren, in Livland aber ent 
weder als Eigenthuͤmer, oder in Folge geſchloſſener Pfendkontrakte Rittergüter beſitzen, üben 
bloß bei Berathungen über Bewilligungen ein Stimmrecht aus, ohne an den Wahlen und 
andern Beſchluͤſſen des Landtags Theil zu nehmen. 

Allerh. beit. Doklad des Oberdirigirenden der II Abth. der Eig. Kanz. Sr. K. M. vom 20 Jun. 1841. 


Anmerkung. Dieſe Verordnung erſtreckt ſich auch auf Bürgerliche, welche Ritterguͤter in Livland 
bejigen, 


101. Die beiden Deputirten der Stadt Riga haben bei ſaͤmmtlichen Landtagsſchluͤſſen 


nur eine Stimme. 
Livl. Landt.⸗O. von 1827, § 63. 


102. Jedes Mitglied hat nur eine Stimme, ſelbſt wenn es mit mehrern Gütern an⸗ 


ſaͤßig iſt. 
Ununterbr. Gewohnh. 


105. Vater und Sohn, die Landguͤter beſitzen, und eben fo Brüder, ſelbſt dann wenn 
fie ſich im Beſitze von ungetheilten Landguͤtern befinden, haben jeder Fir ſich eine befondere 


Stimme. 
Liol. Landt.⸗O. von 1827, § 44. 


10%. Iſt in Livland nach dem Jahre 1819 von einem Nittergute ein bloß aus Hofs- 
laͤndereien beſtehendes Stuͤck abgetheilt worden und an einen andern Beſitzer uͤbergegangen, 
fo hat dieſer Beſitzer, er mag zu einem Stande gehören, zu welchem er wolle, bei Beſtim— 
mung der Bewilligungen keine Stimme auf dem Landtage. Dagegen können die Befiger ab: 
getheilter Stucke, die aus Hofs- und Bauerlaͤndereien beſtehen, ohne Ruͤckſicht auf deren 
Umfang ein Stimmrecht auf dem Landtage und den Kreisverſammlungen ausüben, wenn 
ſie Edelleute, ſelbſt nicht immatrikulirte ſind, und ihnen dieſes Recht auf dem Landtage 
durch Stimmenmehrheit für die Zeit ihres Beſitzes dieſer Landſtuͤcke ertheilt wird. 

Allerh. beſt. Doklad des Oberdirigirenden d. II Abth. der Eig. Kanz. Sr. K. M. v. 20 Jun. 1841. 


105. Findet in der Verſammlung eine Verhandlung uͤber die Beſetzung irgend eines 
Amtes, oder uͤber das Ballottement in Betreff eines andern Gegenſtandes Statt, und eins 
von den ſtimmberechtigten Mitgliedern der Ritterſchaft iſt waͤhrend dieſer Zeit ver— 
pflichtet, als Landrath, oder als Kreisdeputirter, oder wegen eines ſpeziellen Auftrags des 
Adels einer andern beſondern Berathung beizuwohnen, von welcher es ſich nicht entfernen 
kann, fo wird es nicht als abweſend betrachtet, ſondern wird ihm in dieſem Falle geitattet, 
feine Meinung schriftlich abzufaſſen und dieſelbe der Verſammlung des Kreiſes vorzuftellen, 
in welchem die gedachte Wahl oder Verhandlung Statt findet. Auf dieſelbe Weiſe nimmt 
dieſes Mitglied an dem Balloltement Theil. 

Livl. Landt.⸗O. v. 1827, § 45. 


11 Th. 2 


0 
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106. Ein Landtagsſchluß iſt unguͤltig, wenn nicht wenigſtens 32 ſtimmberecht te 
Mitglieder, mit Inbegriff der Mitglieder des Adelskonvents, durch wirkliche Stimmgebung 


daran Theil genommen haben. 
Ebend., $ 13. 


107. Ein Landtagsſchluß wird gefaßt: 1) durch einhelligen Beſchluß ſaͤmmtlicher 
Mitglieder, oder 2) durch Ballottement. 
Ebend., § 29, 40 und Ab, 


108. Kommt nach gehöriger Berathung kein einhelliger Beſchluß zu Stande, und es 
trägt eins von den ſtimmberechtigten Mitgliedern auf das Ballottement an, ſo wird ihm 
dieſes zugeſtanden, ſobald ſein Antrag durch noch zwei andere Mitglieder der Ritterſchaft, 
die gleichfalls ſtimmberechtigt ſind, unterſtuͤtzt wird. 

Ebende, F 40 und 46. 


109. Nach Beantragung des Ballottements trägt der Landmarſchall dem Ritterſchafts⸗ 
ſekretair auf, die zu entſcheidende Frage in demſelben Sinne zu ſtellen, wie ſolche von dem 
auf das Ballottement Antragenden beabſichtigt worden iſt. 

Ununterbr. Gewohnh. 


110. In der hierauf folgenden Sitzung lieſt der Landmarſchall das Memorial vor, 
welches die Frage enthält, und ſchreitet zum Ballottement, ſobald gegen die Faſſung der 
Frage nichts eingewandt wird. 

Eben ſo. 


III. Tragen Mehrere ein und derfelben Sache wegen auf verſchiedene Ballottements an, 
fo laßt der Landmarſchall das Ballottement zundchft über den früher gemachten Antrag zu, 
und erſt nachher uͤber die darauf folgenden Anträge, falls es ſich nicht ausweiſt, daß dieſe 
letztern durch das erſte Ballottement erledigt werden. 

Eben ſo. 


112. Wer auf ein Vallottement anträgt, kann feinen Antrag zurücknehmen, fo lange 
das Ballottement noch nicht begonnen hat. 
Eben fo. 


113. un dem Ballottement nehmen gemeinſchaftlich mit den uͤbrigen ſtimmberechtigten 
Mitgliedern auch die Landraͤthe, der Landmarſchall und die Kreisdeputirten Theil. 
Livl. Landt.⸗O. von 1827, § 39. 


114. Beim Ballottement über eine Sache entſcheidet die Mehrheit der Stimmen. 


Iſt die Anzahl der Bälle gleich, fo gibt die Stimme des Landmarſchalls den Nusſchlag. 
Ebend., §§ 39 u. 40. 


2) Von der Ausführung der Landtagsſchluͤſſe. 


115. Die einſtimmig oder durch Stimmenmehrheit gefaßten Landtagsſchluͤſſe laßt der 
Landmarſchall vom Ritterſchaftsſekretair niederſchreiben, in der Verſammlung verlefen und 
Wort fuͤr Wort zu Protokoll nehmen. 

Ebend., $ Ab. 


116. Ein von fänmtlichen Mitgliedern einmüthig gefaßter Landtagsſchluß wird in der 
folgenden Sitzung nach Verleſung des Protokolls, worin er aufgezeichnet worden iſt, fuͤr 
rechtskraͤftig angeſehen. 


Ebend., $ 46. 
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117. Bei Verleſung des Protokolls iſt jedes ſtimmberechtigte Mitglied der Verſamm⸗ 
lung befugt, auf eine richtigere Abfaſſung des Beſchluſſes anzutragen; es kann aber Niemand 
Veranderungen verlangen, die das Weſen deſſelben betreffen. 

Ebend. 


118. Ein durch Ballottement gefaßter Beſchluß kann auf dem naͤmlichen Landtage 
nicht verändert oder aufgehoben werden, ſondern wird, feinem wortlichen Inhalte nach, uns 
mittelbar nach Beendigung des Ballottements fuͤr definitiv angeſehen. 

Ebend. 


119. Dem folgenden Landtage ſteht die Befugniß zu, einen Beſchluß des vorhergehenden 
Landtags zu aͤndern oder ganz aufzuheben. Die Rechte, die einer Privatperſon durch einen 
Landtagsſchluß unbedingt zugeſtanden worden find, koͤnnen jedoch nur gegen Entſchaͤdigung 
und mit Einwilligung dieſer Perſon aufgehoben werden. 

Ebend., § 15 u. 46. 


120. Obgleich jedes Mitglied der Verſammlung berechtigt iſt, eine vom Landtags⸗ 
ſchluſſe abweichende Meinung zu verlautbaren, und dieſe zu Protokoll nehmen zu laſſen, fo 
kann doch durch eine ſolche Verlautbarung einer beſondern Meinung Niemand die Aus⸗ 
führung eines auf die geſetzliche Weiſe abgefaßten Landtagsſchluſſes hemmen. Jedweder 
iſt verpflichtet, dem eimmuͤthig oder durch Stimmenmehrheit ausgeſprochenen Willen des 


Landtags Folge zu leiſten. 
Ebend., § 75. 


121. Sobald das Protokoll vom Landmarſchalle unterzeichnet und vom Ritterſchaſts⸗ 
ſekretair contraſignirt worden iſt, darf Niemand bei Vermeidung einer Geldſtrafe den Ins 


halt deſſelben anſtreiten. 
Ebend., § 82. 


122. Landtagsſchluͤſſe, die ſich bloß auf innere oder ökonomiſche Angelegenheiten der 
Ritterſchaft beziehen, werden, als keiner beſondern Beſtaͤtigung beduͤrfend, der Gouverne— 
mentsobrigkeit zur Kenntniß mitgetheilt. Beſchluͤſſe, welche auf allgemeine Landesan⸗ 
gelegenheiten Bezug haben, oder die ihrem Weſen nach einer Prüfung der Regierung be: 
duͤrfen, ſind dagegen vor ihrer Ausfuͤhrung zur Beſtaͤtigung vorzuſtellen. Der reſidirende 
Landrath ſucht um dieſe Beſtaͤtigung bei der Gouvernementsregierung, oder, nach Beſchaf— 
fenheit der Sache und ihren Umſtaͤnden gemaͤß, auch unmittelbar bei dem Generalgou⸗ 
verneur nach, welcher, kraft der ihm verliehenen Gewalt, den Beſchluß entweder ſelbſt be— 
ſtaͤtigt, oder ſich eine Allechöchite Entſcheidung darüber erbittet. 

Königl. Schwed. Nefol. vom A Juli 1643; Allerh. beſt. Beſchl. des Miniſter-Komités vom 25 

Apr. 1827; Livl. Landt.⸗O. von 1827, § 48. 


125. Beſchlüͤſſe, welche Petitionen und Antraͤge der Ritterſchaft betreffen, werden wo 
möglich waͤhrend des naͤmlichen Landtages dem Generalgouverneur zur Entſcheidung vor⸗ 


geſtellt. 
Livl. Landt.⸗O. von 1827, § 48. 


VIII. Von der Schließung des Landtags. 


124. Sind auf dein Landtage die Berathungen über ſaͤmmtliche Gegenſtände beendigt, 
die einer Entſcheidung deſſelben beduͤrfen, fo bittet der Landmarſchall perſonlich den Gene: 
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ralgouverneur ihn zu benachrichtigen, ob er feinerfeits dem Landtage noch irgend etwas zu 


proponiren habe. 
Ebend., § 38. 


125. Erfolgt vom Generalgouverneur eine Propoſition, fo iſt fofort in der geſetzlichen 
Ordnung zur Berathung uͤber dieſelbe zu ſchreiten; hiernaͤchſt aber fordert der Landmarſchall 
den zu ſeinem Nachfolger Erwaͤhlten zum Antritt des Amts auf, und haͤndigt ihm, nach 
Beendigung einer an den Adel gerichteten Abſchiedsrede, den Stab ein. 2 

k Ebend., $ 38. 


126. Der neu erwaͤhlte Landmarſchall trägt nunmehr dem Sekretair auf, in Gegenwart 
der Landraͤthe, das ins Reine geſchriebene, ſaͤmmtliche Landtagsſchluͤſſe umfaſſende General: 
Protokoll (den Rezeß) der Landtagsverſammlung vorzuleſen. Hierauf aber begibt er ſich, 
in Begleitung einer Deputation, zum General gouverneur, um ihn von der Beendigung 
der Landtagsverhandlungen zu benachrichtigen, wobei er in einer kurzen Anrede das ganze 
Adelskorps ſeinem Schutze empfiehlt. 

Ebend., § 89. 

127. Nach der Rückkehr des Landmarſchalls und der Deputation vom Generalgouver⸗ 
neur werden diejenigen Mitglieder notirt, welche den Landtag ohne Erlaubniß verlaſſen 
haben, um von ihnen die geſetzliche Pon einzutreiben (a). Hierauf entlaͤßt der neu erwaͤhlte 
Landmarſchall die Verſammlung, haͤlt an den ganzen Adel, insbeſondere aber an die 
Mitglieder des Landrathskollegiums eine Anrede, und empfiehlt dieſem Kollegium die Wahr⸗ 
nehmung der Landesangelegenheiten (b). 

(a) Ebend., $ 90.— (5) Ebend., $ 91. 
128. Auf den außerordentlichen Landtagen find, in ſoweit es möglich iſt, diefelben Ne: 


geln zu befolgen, welche bei den ordentlichen zur Richtſchnur dienen. 
Ehend., & 16. 


B. Von dem Livländifchen Adelskonvente. 
I. Von den verſchiedenen Gattungen der Adelskonvente. 


129. Die Konvente find entweder ordentliche oder außerordentliche. 
Ununterbr. Gewohnh. 


150. Der ordentliche Konvent verſammelt ſich jährlich im Februar und Juli, in Folge 

der Einberufung durch den reſidirenden Landrath. 
Eben ſo. 

151. Der außerordentliche Konvent verſammelt ſich, fo oft der reſidirende Landrath 
und der Landmarſchall, oder auch nur einer von ihnen, die Verſammlung des Konvents 
für nöthig erachtet. 

Inſtr. für die Livl. Ritterſch.-Beamten von 1827, $ 45. 
152. Von der Zuſammenberufung des Konvents, des ordentlichen ſowohl, als auch 


des außerordentlichen, iſt in jedem Falle der Generalgouverneur zu benachrichtigen. 
Ebend. 


— 
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II. Von der Zuſammenſetzung des Adelskonvents. 


155. Der Adelskonvent beſteht aus dem Landmarſchalle und zwölf Kreisdeputirten. 
Das Landrathskollegium nimmt an allen Sitzungen deſſelben Theil. 
Ebend. 


15%. Außer den im vorhergehenden $ 155 erwähnten Perfonen nehmen im Adels⸗ 
konvente auch die Kaſſedeputirten an den Sitzungen Theil; fie haben aber in allen 
Angelegenheiten, auch die Sachen nicht ausgenommen, welche die Ritterſchaftskaſſe betreffen, 
nur eine berathende Stimme. 

Ebend., § Bl. 


155. Wer ohne gültige Urſachen vom Adelskonvente wegbleibt (vergl. 9 67), wird 
zum Beſten der Ritterſchaftskaſſe mit 60 Rbl. S. M. beſtraft; wer 1 zur beſtimmten 


Friſt erſcheint, zahlt für jeden verſpaͤteten Tag 3 NHL, S. M. 
Ebend., § 87. 


156. Während der Dauer der Verhandlungen eines außerordentlichen Konvents erhält 
jeder an der Sitzung theilnehmende Kreisdeputirte und Kaſſedeputirte täglich 1 Rbl. 
23 Kop. S. M. aus der Ritterſchaftskaſſe. 

Ebend., $$ 55 u. 65. 


III. Von dem Wirkungskreiſe des Adelskonvents und den Grenzen 
feiner Gewalt. 


157. Die Verpflichtungen des Adelskonvents in Anſehung der vorbereitenden Maß⸗ 
regeln zu den Landtagsverhandlungen und die Theilnahme deſſelben an dieſen Verhandlun⸗ 
gen find in den 9 77 82 ausfuhrlich bezeichnet. 


158. Zu dem Geſchaͤftskreiſe des Adelskenvents gehören außerdem: 1) Alle Sachen, 
zu deren Entſcheidung der reſidirende Landrath nicht befugt iſt und die nicht auschließlich 
zum Neffert des Landtags gehören; 2) die Prüfung und Erledigung der Fragen, welche 
bei Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen dem reſidirenden Landrathe und dem Landmarſchalle 


entſtehen. v 
Inſtr. für d. Liol, Ritterfh.-Beamten v. 1827, § 44. 


159. Von den Konventsverhandlungen find folgende, ausſchließlich zum Reſſort des 
Landtags gehdrige Gegenſtaͤnde, ausgenommen: 1) Die Vorſchlaͤge in Betreff irgend einer 
Veränderung in den Einrichtungen und Rechten der Ritterſchaft; 2) die Anordnung von 
Bewilligungen; 5) die Wahl der Landräthe, des Landmarſchalls, der Kreisdeputirten, der 
Deputirten und Revidenten der Ritterſchaftskaſſe, des Sekretairs, des Rentmeiſters und des 
Notars der Nitterfchaft, der Mitglieder des Hofgerichts, des Preſidenten und des geiſtlichen 
Vice⸗Preſidenten (General⸗Superintendenten) des Cvangeliſch⸗Lutheriſchen Provinzial⸗Kon⸗ 
ſiſtoriums; 4) die Aufnahme in die Matrikel und die Ausſchließung aus derſelben; 3) die 
Verpachtung der der Ritterſchaft gehörigen Güter, oder die Abgabe derſelben in temporai⸗ 
ren Beſitz und die Feſtſtellung der Grundfäge ihrer Verwaltung. 

Ebend., § 51; Gef. f. d. Cvang.⸗Luth. Kirche in Rußl. v. 28. Dec. 1852 (5780) 65 276 

u. 203, 1854 Nov. 11 (7559). 


140. Befaßt fich der Konvent mit Gegenftänden, welche, in Gemaͤßheit des vorher: 
gehenden $ 159, ausſchließlich in den Geſchaͤftskreis des Landtags gehbren, fo find feine 
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darauf Bezug habenden Beſchluͤſſe für ungültig zu erachten, und der Konvent iſt deshalb der 
Verantwortung vor dem Landtage unterworfen. 
Inſtr. f. d. Ritter ſch.⸗Beamt. v. 1827, § 51. 


141. Der Adelskonvent kann allgemeiner Angelegenheiten wegen keine außerordent⸗ 
lichen Ausgaben aus der Ritterſchaftskaſſe bewilligen, die 6000 Rbl. S. M. überfteigen. 
Die Konventsglieder haften zwar fuͤr die Bewilligung einer außerordentlichen Geldausgabe 
nicht mit ihrem Vermoͤgen; ſie ſind aber verpflichtet, einer auf dem folgenden Landtage 
aus fünf Mitgliedern der Ritterſchaft zu errichtenden beſondern Kommiſſion über die 
Nothwendigkeit der von ihnen zugelaſſenen Ausgabe, den Zweck derſelben und den Gebrauch, 
welcher von der zur Verabfolgung bewilligten Geldſumme gemacht worden iſt, Aufſchluͤſſe 
zu geben und Beweiſe daruͤber vorzuſtellen. 

Ebend., $ 48. ar 


142. In jedem Konvente werden von dem Landmarſchalle und den Kaſſedeputirten, 
den Kreisdeputirten die Jahresrechnungsbuͤcher und die Kaſſe-⸗Journale, nebſt allen dazu ge: 
hörigen Dokumenten, vorgelegt, damit fie die Rechnungen prüfen, ihre Bemerkungen darkber 
machen und ſelbige bei der Kaſſereviſion auf dem naͤchſten Landtage in Betracht ziehen können. 

Ebend., § 49. 


IV. Von der bei Verhandlung der Sachen im Adelskonvente zu 
beobachtenden Ordnung. 


145. Der Konvent ſchreitet bloß zur Berathung ſolcher Sachen, die ihm, auf den Grund 
des H 138, vom reſidirenden Landrathe und dem Landmarſchalle vorgelegt werden. 
Wuͤnſcht eins von den andern Mitgliedern des Konvents demfelben irgend eine Sache zur 
Berathung und Entſcheidung vorzulegen, ſo hat daſſelbe vorlaͤufig bei der allgemeinen Ver⸗ 
ſammlung der Landraͤthe und Deputirten darauf anzutragen, welche hiernächit nach 
Stimmenmehrheit darüber entſcheiden, ob dieſer Antrag angenommen werden konne, 
oder nicht. 

Liol. Landt.⸗O. v. 1818; Inſtr. f. d. Liol. Ritterſch.⸗Beamt. v. 1827, § 50. 


144. Alle Sachen, die der Entſcheidung des Konvents unterliegen, find 1) von den 
Landraͤthen und 2) von den Kreisdeputirten abgeſondert zu berathen. 
Inſtr. f. d. Livl. Ritterfch.⸗Beamten v. 1827, § 46. 


145. Bei dieſer Berathung bringt bei den Landraͤthen der reſidirende Landrath, bei den 
Kreisdeputirten aber der Landmarſchall die Sachen zum Vortrage. Der Landmarſchall gibt 
jedoch ſeine Stimme nur auf den Fall, wenn bei der Berathung der Kreisdeputirten die 


Stimmen gleich getheilt ſind. 
gleich geth f Ebend., 5 46 u. 47. 


146. Hat der Konvent, in Gemaͤßheit des 9 138, wegen einer eingetretenen 
Meinungsverſchiedenheit zwiſchen dem reſidirenden Landrathe und dem Landmarſchalle, eine 
Entſcheidung zu fällen, fo nimmt dieſer Letztere keinen Theil an der Berathung der Kreis⸗ 
deputirten in dieſer Sache, und es vertritt derjenige Landrath ſeine Stelle, welcher fruͤher 
das Landmarſchallamt verwaltet hat, oder auch derjenige, welcher zu dieſem Behuf von den 
Deputirten beſonders erwaͤhlt wird. Die Stelle des reſidirenden Landraths vertritt gleich⸗ 
falls ein anderer Landrath. 


Ebend. 
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147. Das Weſen einer jeden Sache, die im Konvent vorzutragen iſt, wird von dem 
reſidirenden Landrathe oder dem Landmarſchalle, je nachdem der eine oder der andere von 
ihnen die Verſammlung des Konvents verlangt hat, ſchriftlich bezeichnet. In dem hier⸗ 
über anzufertigenden Memoriale werden alle Umſtaͤnde der Sache und die Gründe, welche 
die Vorlage derſelben veranlaßt haben, ausführlich erörtert. Dieſes Memorial wird von den 
Landraͤthen durchgeſehen, und kann bei dieſer Gelegenheit durch nöthige Erläuterungen 
ergaͤnzt werden. 

Ebend., 9 46. 


148. Die Sache wird hierauf den Kreisdeputirten zur Berathung übergeben, welche, 
nach Statt gehabter Deliberation, ihr Gutachten daruͤber ſchriftlich abfaffen und ſolches den 
Landraͤthen mittheilen. 

* Ebend. 


149. Die Landräthe ertheilen ihr Conſilium über das Gutachten der Kreisdeputirten 
gleichfalls ſchriftlich. 

Ebend. 

150. Nachdem ſich die Kreisdeputirten das Conſilium der Landraͤthe haben vortragen 
laſſen, erledigen diefelben, ohne ſich daran zu binden, entweder einſtimmig oder durch 
Stimmenmehrheit die ihnen vorgelegte Frage, und faſſen in Betreff der Sache einen end: 
lichen Beſchluß. 

Ebend. 

151. Jedes Konventsglied iſt befugt, ſeine beſondere Meinung, wenn ſelbige von 
der Meinung der uͤbrigen Deputirten oder Landraͤthe abweicht, zu Protokoll nehmen 
zu laſſen. 

Ununterbr. Gewohnh. 


152. Nur die Kreisdeputirten find dem Landtage für die Konventsſchluͤſſe verantwort⸗ 
lich. Die Conſilien der Landräthe unterwerfen dieſe keiner Verantwortlichkeit beim 


Landtage. a 
Inſtr. f. d. Livl. Ritterſch.⸗Beamt. v. 1827, § 46. 


V. Von den Beſchluͤſſen des Adelskonvents. 


155. Zur Gültigkeit eines Konventsſchluſſes iſt erforderlich, daß bei Jaſſung deſſel— 
ben wenigſtens acht Kreisdeputirte anweſend ſind. 
Ebend. 


15%. Iſt die im vorhergehenden $ 153 beſtimmte Anzahl von Kreisdeputirten zu 
dem Konvente nicht erſchienen, ſo ſind die Anweſenden berechtigt, dieſe Zahl durch die 
Wahl beſonderer Mitglieder aus der örtlichen Ritterſchaft vollſtaͤndig zu machen; zunaͤchſt 
aber vertreten die Kaſſedeputirten die Stelle der nicht erſchienenen Kreisdeputirten, doch 
gebuͤhrt ihnen in Sachen, welche die Ritterſchaftskaſſe betreffen, keine Stimme. 

Ebend. u. § 54. 


155. Ein solcher Subſtitut behält auch auf den Fall Sitz und Stimme, wenn in der 
Folge der Kreisdeputirte, deſſen Stelle er vertritt, im Konvente erſcheint, um an den 
Berathungen deſſelben Theil zu nehmen. 

Livl. Landt.⸗Schl. v. 1818. 


Er, 6 
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| 
| 0 156. Sind bei den Berathungen der Kreisdeputirten die Stimmen gleich getheilt, fo 
f U wird die Sache nach der Meinung entſchieden, welcher der Landmarſchall, oder, in dem 
7 im $ 146 erwähnten Falle, der feine Stelle vertretende Landrath beitritt. 
1 Ebend. 
Hi 157. Alle der Berathung des Konvents unterworfene Sachen muͤſſen mit genauer Be⸗ 


10 obachtung der in den obigen 99 143—151 vorgeſchriebenen Ordnung verhandelt werden. 
ih Es wird daher bei nicht verſammeltem Adelskonvente nur auf den Fall zugelaffen, ohne 
Zuſammenberufung der Mitglieder deſſelben ſchriftliche Meinungen von jedem Mitgliede 
insbeſondere einzuziehen, wenn eine erledigte Stelle zu beſetzen iſt, oder wenn ein Gegenſtand 
fo geringfügig iſt, daß derſelbe keiner Berathſchlagung bedarf, und folglich keine Urſache zur 
Verſammlung eines beſondern Konvents vorhanden iſt. 1 

3 Inſir. f. d. Livl. Ritterſch. Beamten v. 1827, § 53. * 


I 158. Fir jede Verletzung der Regeln, welche für den Gang der Konventsberathungen 
1 feſtgeſtellt worden ſind, ſo wie auch fuͤr widergeſetzliche Handlungen, die waͤhrend der 
8 Dauer derſelben Statt finden, verwirkt der Schuldige eine vom folgenden Landtage feſtzu— 
10 ſetzende Strafe. 


Livl. Landt.⸗O. v. 1827, 5 84. 


I, 159. Alles, was oben über die bei Faſſung, Beftätigung und Ausführung der 
Ki Landtagsſchluͤſſe zu beobachtende Ordnung geſagt worden iſt (vergl. H 115 — 122), 
13 gilt auch auf gleiche Weiſe in Bezug auf die Konventsſchluͤſſe. Wird daher, dieſem ge: 
Ei maß, in der vollen Konvents⸗Verſammlung das Protokoll der vorhergehenden Sitzung 
10 verleſen und von ſelbiger beftätigt, fo beſchreitet der in dieſem Protokoll enthaltene Be: 
ſchluß die Rechtskraft, und kann bis zum folgenden Landtage oder Konvente nicht geändert 
werden. 


Ununterbr. Gewohnh. 


160. Die Protokolle über die Verhandlungen und Beſchluͤſſe des Konvents werden 
vom reſidirenden Landrathe unterzeichnet und vom Ritterſchaftsſekretair contraſignirt. 
Eben ſo. 


VI. Von der Schließung des Adelskonvents. 


161. Sind alle im Konvente zum Vortrage gekommenen Sachen beendigt, ſo be⸗ 
555 nachrichtigt der reſidirende Landrath den Generalgouverneur hiervon. 


j Eben fo. 

4 

* 162. Der vefidirende Landrath entläßt hierauf den Konvent, nachdem er zuvor vom 
Ritterſchaftsſekretair das von ihm geführte vollſtändige General⸗Protokoll uͤber die Ver⸗ 
handlungen und Beſchluͤſſe des Konvents, mit Inbegriff der Conſilien der Landraͤthe und 
der beſondern Meinungen der Mitglieder, in der Verſammlung des ganzen Konvents hat 
verleſen laſſen. 


Eben ſo. 


C. Von den Kreisverſammlungen. 


165. Die Kreisverſammlungen werden auf Anordnung der Gouvernementsregierung 
und des Landrathskollegiums einberufen. 
Eben ſo. 
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16%. Verſammelt werden die Kreisverfammlungen, auf die Aufforderung des Ober: 
kira envorſtehers des betreffenden Kreifes, durch Vermittelung der örtlichen Kirchenvorſteher. 
Eben ſo. 


165. Grachtet es der Oberkirchenvorſteher ſelbſt für nöthig, irgend einen Umſtand oder 
Vorfchlag zur Kenntniß feines Kreiſes zu bringen, fo bittet er die Gouvernementsregierung 
und das Landrathskollegium um die Erlaubniß zur Einberufung einer Kreisverſammlung. 

Eben fo. 

166. Auf den Kreisverſammlungen finden ſich ſaͤmmtliche Edelleute ein, ſowohl die 
ortlich immatrikulirten, als auch die nicht immatrikulirten. 

Livl. Bauer⸗V. v. 26 März 1819 (27735). 


167. Die Berathungen auf den Kreisverſammlungen, welche fich ftets nur auf die be: 
ſondern Ütereffen und Angelegenheiten des Kreiſes beziehen, werden vom Oberfirchenvorz 
ſteher geleitet. ö 

Ununterbr. Gewohnh. 

168. Die Wahlen zur Beſetzung der Kreisaͤmter koͤnnen nicht Gegenſtand der Kreis: 

verſammlungen ſein; ſie finden immer auf dem Landtage Statt. 
Eben ſo. 

169. Die Beſchluͤſſe der Kreisverſammlungen werden entweder einmuͤthig oder durch 
Stimmenmehrheit gefaßt, und iſt daruͤber ein beſonderes Protokoll aufzunehmen, welches 
nach Schließung der Verſammlung entweder der Gouvernementsregierung oder dem Lande 
rathskollegium vorgeſtellt wird. 

Eben ſo. 


170. Bei Beſtaͤtigung der Beſchluͤſſe der Kreisverſammlungen durch die Gouverne⸗ 
mentsregierung oder das Landrathskollegium gelten die im § 122 aufgeftellten Regeln in 
Betreff der Beſtaͤtigung der Landtagsſchluͤſſe. 

— Eben ſo. 


Zweite Abtheilung. 
Von den Verſammlungen der Oeſelſchen Ritterſchaſt. 


A. Von den Landtagen. 


\ 


IJ. Von den verſchiedenen Gattungen der Landtage und ihrer Zuſammen— 
berufung. 


171. Die Landtage find entweder ordentliche oder außerordentliche. 
Oeſelſche Landt.-O. v. 1827, § 1. 


172. Die ordentlichen Landtage verſammeln ſich alle drei Jahre zu der zu dieſem Be: 


hufe beſtimmten Friſt. * 
Ebend., § 0 2 u. 5. 


Anmerkung. Zur Zuſammenberufung des Landtags werden in der Regel die Monate December und 
Januar anberaumt. 


175. Die außerordentlichen Landtage verſammeln ſich bloß in beſondern Fällen. Die 
Erledigung der Frage: ob die Verſammlung eines außerordentlichen Landtages nöthig fei, 


hängt von dem Ermeſſen des Generalgouverneurs und des Adelskonvents ab, 
Ebend., $ 3. 
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174. Ein ordentlicher Landtag ſowohl, als auch ein außerordentlicher, kann nicht ans 
ders zuſammenberufen werden, als auf Anordnung des Generalgouverneurs. 
Ebend., § 4. 


175. Zum Behufe der Ausſchreibung des Landtages ſtellt der reſidirende Landrath dem 
Generalgouverneur ein Memorial vor, worin die Gruͤnde zur Zuſammenberufung des 
Landtags und die zur Eroffnung desſelben anzuberaumende Friſt zu bezeichnen find. 

Ebend., § 4 u. 5. 


176. Erfolgt die Einwilligung des Generalgouverneurs, ſo macht der reſidirende 
Landrath, nicht ſpaͤter als zwei Wochen vor Eröffnung des Landtags, mittelſt eines durch 
die Kirchſpielspoſt abzufertigenden Cirkulars, die zur Verſammlung des Landtags anbe⸗ 
raumte Friſt bekannt und fordert ſaͤmmtliche örtliche Edelleute auf, eine Woche vor dieſer 
Friſt ſowohl die Petitionen und Antraͤge in Bezug auf die Beduͤrfniſſe und Jllereſſen der 
Ritterſchaft an ihn gelangen zu laſſen, als auch die Geſuche derjenigen, welche von den 
Aemtern, die fie in Folge der auf fie gefallenen Adelswahl verwaltet haben, entlaſſen zu 
werden wuͤnſchen. 

Ebend., § 6. 

177. Crachtet es der Generalgouverneur auf hoͤhern Befehl für nothwendig, der Ritter 
ſchaft irgend einen Gegenſtand zur Prüfung zu übertragen, fo benachrichtigt er den refidi: 
renden Landrath ſchriftlich oder mündlich hiervon. Dieſer Letztere verſammelt hierauf unver⸗ 
zuͤglich den Adelskonvent, welcher, nach Unterſuchung des Umſtandes, ob nicht auch ohne 
Verſammlung der Nitterfchaft zu einem außerordentlichen Landtage dem Verlangen des 
Generalgouverneurs genügt werden konne, demfelben in Betreff dieſes Gegenſtandes die 
noͤthige Vorſtellung macht. 

Ebend., § 4. 
178. Die Oeſelſche Ritterſchaft verſammelt ſich zum Landtage in der Stadt Arensburg. 
Ebend., § 1. 


II. Von der Zuſammenſetzung des Landtags. 


179. Auf dem Landtage muͤßen alle Oeſelſchen Edelleute erſcheinen, die weder unter 
Vormundſchaft noch unter Curatel ſtehen, das Alfte Lebensjahr uͤberſchritten, das 60ſte 
Jahr aber noch nicht erreicht haben, und im Arensburgſchen Kreiſe mit Landguͤtern anſaͤßig 
ſind, die durch Erbſchaft oder Kauf, oder durch Pfand- oder Arrende⸗ Kontrakte in ihren 


ekommen. 
Bei 2 Ebend., § 10. 


180. Auf dem Landtage konnen, falls fie es wuͤnſchen, erſcheinen: 1) Edelleute, die 
Landguͤter beſitzen, örtlich immatrikulirt und über 60 Jahre alt find; 2) örtlich aumatrt⸗ 
kulirte Edelleute, die das geſetzliche Alter erreicht haben, wenn ſie auch im Kreiſe weder 
ererbte, noch erkaufle Güter, noch? andguͤter und Arrenden beſitzen, und 3) Edelleute, wel⸗ 
che in die Örtliche Matrikel nicht aufgenommen find, aber auf der Inſel Oeſel Ritterguͤter 
laut Pfand⸗ oder Arrendekontrakten beſitzen. 

Ebend., $ 32. 

181. Außer den in den vorhergehenden HH 179 und 180 erwähnten Perſonen wird 
es Niemandem, ohne beſondere Erlaubniß des Landmarſchalls und ohne Zuſtimmung des 
bamralbeteeglums und des Konvents, geſtattet, dem Landtage beizuwohnen. 

Ebend., $ 79. 
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182. Alle diejenigen, welche verpflichtet oder berechtigt find, auf dem Landtage zugegen 
zu fein, muͤſſen ſich vor der Eröffnung desſelben beim Landmarſchalle melden und ſich beim 
Ritterſchaftsſekretair einſchreiben laſſen. 

Ebend., § 11. 


183. Die für Lisland in Betreff der Gruͤnde des Nichterſcheines auf dem Landtage 
und der Poͤn für unrechtfertige Abweſenheit vorgeſchriebenen Regeln (95 66—70), gelten 
auch fuͤr die Inſel Oeſel, jedoch mit dem Unterſchiede, daß auf der Inſel Oeſel, anſtatt der 
Abweſenheit aus dem Gouvernement, die Abweſenheit aus dem Kreiſe für eine geſetzliche Ur: 
ſache des Nichterſcheinens auf dem Landtage angeſehen wird. 

Ebend., y 11, 12, 14 u. 18. 


III. Von der Eröffnung und der Dauer des Landtags. 


18%. Am Tage der Eröffnung des Landtags versammeln ſich die Landraͤthe und der 
Landmarſchall, noch ehe die übrigen Edelleute erſchienen find, auf dem Ritterhauſe „um die 
Liſte der Angekommenen zu ordnen und die Abweſenden zu verzeichnen. 

Ebend., § 17. 


185. Nachdem der Befehl der Gouvernementsobrigkeit wegen Zuſammenberufung des 
Landtags vor dem verſammelten Adel verleſen worden iſt (a), begibt ſich derſelbe zur Ver⸗ 
richtung des Gottesdienſtes in die St. Laurenti⸗Kirche. Hierauf eröffnet der Landmarſchall, 
nach der Ruͤckkehr von da in das Ritterhaus, den Landtag durch eine feierliche Rede und be: 
ſtimmt, in Gemeinſchaft mit den Landraͤthen, für den folgenden Tag die Stunde der Zufam: 
menkunft. Sobald ſolches geſchehen iſt, wird die Verſammlung entlaſſen. An den uͤbrigen 
Tagen wird bei Schließung der Sitzungen gleichfalls jedesmal die zur folgenden Sitzung 
anberaumte Zeit bekannt gemacht (b). 

. (a) Ebend., $ 18. — (b) Ebend., §§ 4 u. 20. 


186. ueber die Eröffnung des Landtags berichtet das Landrathskollegium mit der erſten 
abgehenden Poſt dem Generalgouverneur. Befindet ſich derſelbe zur Zeit der Eröffnung 
des Landtags in Arensburg, fo wird nach Verrichtung des Gottesdienſtes vom Landtage eine 
beſondere Deputation an ihn abgeordnet, die ihn von der Eröffnung des Landtags in Kennt: 
niß ſetzt. 

Ebend., $ 19. 
187. Der Landtag dauert in der Regel nicht länger als vierzehn Tage. 
Ebend., § 85. 


IV. Von den Gegenfiänden und von der Ordnung der Landtagsverhand— 
lungen. 


188. Drei Tage vor der zur Landtagserbffnung anberaumten Friſt verſammelt ſich zur 
Berathung Uber die noͤthigen Vorbereitungen zum Landtage ein beſonderer aus den Land⸗ 
raͤthen, dem Landmarſchalle, den Konventsdeputirten und den Kaſſedeputirten und Revi⸗ 


denten gebildeter Konvent. 
Ebend., § 7. 


189. Die in Betreff des berathenden Ronvents in Livland, in den 99 79 — 82, vor⸗ 
geſchriebenen Regeln find auch beim berathenden Konvente der Oeſelſchen Ritterſchaft zu be⸗ 
folgen, nur findet in ſofern eine Verſchiedenheit dabei Statt, daß ſich erſtens der berathen⸗ 


4 
| 0 
h K 


— 


a pe eg 


— 


— 


re 
= 


28 


de Konvent auf der Inſel Oeſel nur drei Tage vor Eröffnung des Landtags verſammelt; 
zweitens, daß ſich in den Angelegenheiten, welche die Kirchen und Landſchulen betreffen, das 
Oeſelſche Landrathskollegium vor Eröffnung des Landtags mit dem Preſidenten und dem 
geiſtlichen Vice-Preſidenten (Superitendenten) des Evangeliſch-Lutheriſchen Provinzial 
Konſiſtoriums und dem Oberkirchenvorſteher zu berathen hat (a); drittens, daß Petitionen 
und Antraͤge im Konvente nicht ſpaͤter als am Tage der Eroͤffnung desſelben beigebracht 
werden duͤrfen; viertens, daß auf der Inſel Oeſel nicht, wie in Livland, 100 Rbl. S. M. 
als Pon von denjenigen beigetrieben werden, die gar nicht erſcheinen, ſondern bloß 5 Rbl. 
S M. für jeden Tag der Abweſenheit (b). 
(a) Ebend., 90 79. — (b) Ebend. $ 22. 

190. Die Gegenſtaͤnde der Verhandlungen auf den Oeſelſchen Landtagen und die dabei 
zu beobachtende Ordnung find dieſelben, wie in Livland (55 84, 85, 87, 88,90, 1— 94). 
Es werden aber: 1) die Verhandlungen des Oeſelſchen Landtags vom Landmarſchalle als⸗ 
dann ſchon eröffnet, wenn in der Verſammlung, mit Inbegriff der Mitglieder des Adelskon⸗ 
vents, nicht weniger als 20 ſtimmberechtigte Perſonen zugegen ſind; 2) wird zu den Wahlen 
erſt nach Beendigung aller uͤbrigen Verhandlungen geſchritten und iſt dabei mit der Wahl 
des Landmarſchalls zu beginnen; 3) wird auf den Fall, wenn eine Verſchiedenheit der Mei⸗ 
nungen unter den Landraͤthen und den Konventsdeputirten Statt findet, ſowohl den Lands 
raͤthen, als auch den Deputirten freigeſtellt, alle noͤthigen Erlaͤuterungen zur Bekraͤftigung 
ihrer beſondern Meinungen zu geben. 

Ebend., $$ 22, 23, 26, 32, 36, 37 u. Al. 


V. Von den Landtagsſchluͤſſen. 


191. Im allgemeinen gelten alle Vorſchriſten uber die Landtagsſchluͤſſe in Livland (9996, 
102, 103, 107—123) auch auf der Inſel Oeſel. Zur Rechtskraft eines Landtagsſchlu⸗ 
ßes iſt es jedoch ſchon hinreichend, wenn nicht weniger als 20 ſtimmberechtigte Perſonen, 
die Mitglieder des Adelskonvents mit inbegriffen, daran Theil genommen haben. Ein 
Stimmrecht haben bei ſaͤmmtlichen Landtagsberathungen und Beſchluͤſſen nur die Edelleute, 
die örtlich immatrikulirt find und ein Rittergut im Arensburgſchen Kreiſe beſitzen. Edelleute, 
welche örtlich immatrikulirt find, aber keine Ritterguͤter befigen, koͤnnen zwar auf dem Lands 
tage zugegen ſein (§ 180, P. 2), nehmen aber weder an den Wahlen noch an andern Verhand⸗ 
lungen und Berathungen der Verſammlung Theil. Edelleute, welche in die örtliche Mas 
trikel nicht aufgenommen find, aber laut Pfandkontrakten Nittergiter im Arensburgſchen 
Kreiſe beſitzen, nehmen an den Wahlen und andern Beſchluͤſſen des Landtags keinen Theil, 
ſondern haben bloß ein Recht zu den Berathungen über die Bewilligungen nach Haken. 
Bei den Verhandlungen uͤber Geldbewilligungen, die im Allgemeinen auf alle Haken des 
Arensburgſchen Kreiſes zu vertheilen find, genießen auch diejenigen Perſonen ein Stimmrecht, 
welche Kronsarrenden beſitzen. 

Ebend., 0 13, 27, 28, 32 — 34 und Alerh. beit. Gutacht. d. Reicher. v. 21 Juni 1845. 


192. Wird ein Edelmann, der kraft des vorhergehenden g 191 kein Stimmrecht auf dem 
Landtage hat, von einem anderen Edelmanne, dem dieſes Recht gebührt, der aber eines ger 
ſetzlichen Hinderniſſes wegen auf dem Landtage nicht erſchienen iſt, bevollmaͤchtigt, ſo nimmt 
derſelbe (wenn ſeine Vollmacht vom Landmarſchalle für gültig erklärt wird) als ſtimmberech⸗ 
tigt an den Landtagsverhandlungen Theil; doch find die Wahlen zu Lemtern davon ausge: 
ſchloſſen, bei welchen keine Vollmachten zulaͤſſig find. 

N Allerh. beſt. Gutacht. d. Reichsr. v. 21 Juni 1845. 


VI. Von der Schließung der Landtage. 


195. Nach Beendigung der Landtagsverhandlungen wird vom Ritterſchaftsſekretair, in 
Gegenwart der Landräthe und der ganzen Ritterſchaft, das ausführliche General⸗Proto⸗ 
koll der Sitzungen (der Rezeß) verleſen, worin ſaͤmmtliche Landtagsſchluͤſſe enthalten find, 
Hiernaͤchſt aber werden die Namensverzeichniſſe derjenigen Mitglieder gepruͤft, die ſich ohne 
Erlaubniß vom Landtage entfernt haben, oder während der Dauer deffelben zur anberaum⸗ 
ten Stunde in den Sitzungen nicht erſchienen find, und keine befriedigende Erklärung über 
die Urſache ihrer Abweſenheit beigebracht haben. Nach allem dieſen entldät der Landmar⸗ 
ſchall die Verſammlung und empfiehlt dem Landrathskollegium, nachdem er eine kurze An⸗ 
rede an die ſaͤmmtliche Ritterſchaft, insbeſondere aber an die Mitglieder des Landrathskolle⸗ 
giums gehalten hat, die Wahrnehmung der Landesangelegenheiten. 

Ebend., $$ 86, 88 u. 90. 


19%. Nach Schließung des Landtags ſtellt das Landrathskollegium der Gouvernements⸗ 
obrigkeit einen vom Konvente vorläufig genehmigten Auszug aus dem Rezeſſe über die 
Landtagsſitzungen vor. 

Ebend., $ 86. 

195. Iſt der Generalgouverneur oder der Civilgouverneur in Arensburg anweſend, fo 
wird vom Landtage bei Schließung deſſelben eine Deputation unter Anfuͤhrung des Land⸗ 
marſchalls an ſelbigen abgeordnet, um Über die Beendigung des Landtags Bericht zu erſtat⸗ 
ten. Hierbei empfiehlt der Landmarſchall in einer kurzen Anrede die geſammte Ritterſchaſt 
ſeinem Schutze. 

Ebend., $ 87. 


B. Von dem Adelskonvente. 


196. Der Oeſelſche Adelskonvent beſteht aus dem Landmarſchalle und ſechs Konvents⸗ 
deputirten. Das Landrathskollegium nimmt an allen Verhandlungen deſſelben Theil. Außer 
dieſen Perſonen nehmen im Adelskonvente auch die Kaſſedeputirten an den Sitzungen Theil; 
ſie haben aber in allen Angelegenheiten, auch die Sachen nicht ausgenommen, welche die Rit⸗ 


terſchaftskaſſe betreffen, nur eine berathende Stimme. 
Ebend., $ 135. 


197. Wer ohne gültige Urſachen vom Konvente wegbleibt ($ 67) wird zum Beſten 
der Ritterſchaftskaſſe mit 7 Rbl. 50 Kop. S. M. geſtraft. 
Ebend., $ 137. 


198. Der Konvent wird zuſammenberufen, ſobald der refidirende Landrath und der 
Landmarſchall, oder auch nur einer von ihnen die Einberufung des Konvents für nöthig 
erachtet. 

Ebend., $ 127. 

199. Alles, was in den g 137, 138, 139, P.1—4, 140, 142 — 160 über den 
Adelskonvent in Livland, in Bezug auf ſeinen Wirkungskreis, die Grenzen ſeiner Gewalt, 
die Ordnung bei Verhandlung der Sachen und feine Beſchluͤſſe beſtimmt worden iſt, gilt 
auch auf der Inſel Oeſel. Doch finden dabei folgende Ausnahmen Statt: 1) Der Oeſelſche 
Konvent kann Ausgaben aus der Ritterſchaftskaſſe nur bis zum Belaufe von 600 Rbl. S. 
M. bewilligen. Die Mitglieder des Konvents haften zwar fuͤr die Bewilligung einer außer⸗ 
ordentlichen Geldausgabe nicht mit ihrem Vermögen; fie find aber verpflichtet, auf dem ſol⸗ 
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genden Landtage einer zur Reviſion der Rechnungen angeordneten Kommiſſton über die 
Nothwendigkeit der von ihnen zugelaſſenen Ausgabe, den Zweck derſelben und den Gebrauch, 
welcher von der zur Verabfolgung bewilligten Geldſumme gemacht worden iſt, Aufſchluͤſſe 
zu geben und Beweiſe daruͤber beizubringen; 2) Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes iſt erfor⸗ 
derlich, daß bei Faſſung deſſelben alle ſechs Konventsdeputirte an der Sitzung Theil genom⸗ 
men haben. . 

Ebend.,  196— 137. 

200. Der reſidirende Landrath entlaͤßt den Konvent, nachdem er zuvor vom Ritter⸗ 
ſchaftsſekretair das von ihm geführte vollſtaͤndige Generol⸗ Protokoll über die Verhandlun⸗ 
gen und Beſchluͤſſe des Konvents, mit Inbegriff der Conſilien der Landraͤthe und der beſon⸗ 
dern Meinungen der Mitglieder, in der Sitzung des Konvents hat verleſen laſſen. 

Ununterbr. Gewohnh. 


201. Sind alle Geſchaͤfte des Konvents beendigt, fo benachrichtigt der refidirende Land 
rath den Generalgouverneur hiervon, falls derſelbe in Arensburg anweſend iſt. 


Dritte Abtheilung. 
Von den Verſammlungen der Eſthlaͤndiſchen Ritterſchaft. 
A. Von den Landtagen. 


1. Von den verſchiedenen Gattungen der Landtage und ihrer 
Zuſammenberufung. 


202. Die Landtage der Ritterſchaft des Eſthlaͤndiſchen Gouvernements fin nd entweder 
ordentliche oder außerordentliche. 
Eſthl. Landt.⸗O. v. 1756, Tit. I, Art. 1. 


205. Die ordentlichen Landtage werden alle drei Jahre zuſammen berufen. 
Ebend. 


Anmerkung. Zur Eröffnung der ordentlichen Landtage wird einer der Wintermonate anberaumt. 
Ebend. 


20%. Außerordentliche Landtage werden, nach dem Ermeſſen des Landrathskollegiums, 
des Ritterſchaftshauptmannes und der Kreisdeputirten nur auf den Fall zuſammenberufen, 
wenn beſondere Umſtaͤnde ſolche erheiſchen. 

Ebend. 

205. Jedenfalls werden außerordentliche Landtage zuſammenberufen, entweder: 1) auf 
Verlangen der Obrigkeit, zur Berathung uͤber Angelegenheiten, welche das ganze Gouverne⸗ 
ment betreffen (a), oder 2) ſobald in der Zwiſchenzeit von einem ordentlichen Landtage zum 
andern zwei Stellen im Oberlandgerichte erledigt werden (b). 

(a) Akt.-Punkte der Eſthländ. Nitterſch. v. 29 Sept. 1710 (2299) P. 8. — (b) Eſthl. Wahlmeth. 

v. 1803, $ 11, p. a. 


206. Weder ein ordentlicher, noch ein außerordentliche Landtag kann anders zuſam⸗ 
menberufen werden, als auf Anordnung der Gouvernementsobrigkeit oder des Generalgou⸗ 
verneurs. 

Kön. Schwed. Reſol. v. 30 Juli 1662, § 7; Eſthl. Landt.⸗O. v. 1756, Tit. I, Art. 2; Akt. ⸗p. 

der Eſthl. Ritterſch. v. 29 Sept. 1710 (2299) Pp. 8. 
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207. Iſt eine Verſammlung des Landtags nöthig, fo verabredet der Ritterſchafts⸗ 
hauptmann mit dem Landrathskollegium und den Kreisdeputirten den Termin zur Eroff⸗ 
nung deſſelben, und bittet in einem Memorial, welches er der Gouvernementsobrigkeit vor⸗ 
ſtellt, um Anberaumung diefes Termins in den wegen Ausſchreibung des Landtags zu er⸗ 


laſſenden Patenten. 
Eſthl. Landt.⸗O. v. 1756, Tit. I, Art. 3. 


208. Auf den Grund dieſer Bitte des Ritterſchaftshauptmannes erlaͤßt die Gouverne⸗ 
mentsobrigkeit die Patente, durch welche die Ritterſchaft zum Landtage einberufen wird. 
Ebend., Art. 2. 


209. Die Eſthlaͤndiſche Ritterſchaft verſammelt ſich ſowohl zu den ordentlichen, als 
auch zu den außerordentlichen Landtagen in der Stadt Reval. 
Ebend., Tit II, Art. 1. 


II. Von der Zuſammenſetzung der Landtage. 


210. Jedem örtlich immatrikulirten Edelmanne, der im Gouvernement mit einem 
Landgute anſaßig iſt, welches durch Erbſchaft oder Kauf, oder durch Pfand oder Arrende⸗ 
kontrakte in ſeinen Beſitz gekommen, liegt die Verpflichtung ob, auf den Landtagen in 
der zur Eröffnung derſelben anberaumten Friſt zu erſcheinen. 

Ebend. 


211. Sit ein örtlich immatrikulirter Edelmann im Gouvernement mit keinem Land⸗ 
gute anſaͤßig, welches durch Erbſchaft oder Kauf, oder durch Pfand⸗ oder Arrendekontrakte in 
ſeinen Beſitz gekommen iſt, ſo kann er zwar auf dem Landtage zugegen ſein, an den Ver⸗ 
handlungen deſſelben nimmt er aber keinen Theil, auch gebährt ihm keine Stimme. 

Ebend. 


212. Wird ein Edelmann, der Kraft des vorhergehenden H 211 kein Stimmrecht 
auf dem Landtage hat, von einem andern Edelmanne, dem dieſes Recht gebührt, der aber 
eines gefeglichen Hinderniſſes wegen auf dem Landtage nicht erſchienen iſt, bevollmaͤchtigt, 
fo nimmt derſelbe (wenn feine Vollmacht vom Ritterſchaftshauptmanne für gültig erklaͤrt 
wird), als ſtimmberechtigt an den Landtagsverhandlungen Theil (a); doch find die Wahlen 
zu Nemtern davon ausgeſchloſſen, bei welchen keine Vollmachten zulaͤſſig find (b). 

(a) Ebend. — (b) Wahlmeth. der Eſthl. Ritt. v. 1805, § 6. 


213. Da die Landtagsverhandlungen nicht in der Plenarverſammlung der ganzen Ritter⸗ 
ſchaft, ſondern abgeſondert nach Kreiſen Statt finden, fo iſt jeder Edelmann auf dem Land⸗ 
tage nur in dem Kreiſe ſtimmberechtigt, wo derſelbe mit einem Landgute anſaͤßig iſt. Wer 
Landgüter in mehrern Kreiſen beſitzt, muß bei Eröffnung des Landtages anzeigen, zu wel⸗ 
chem von ihnen er gezaͤhlt zu werden wuͤnſcht. 

Wahlmeth. der Eſthl. Ritt. v. 1803, 9 6, P. e. 


214. Es werden deshalb bei Eröffnung des Landtags für jeden Kreis namentliche Ver⸗ 
zeichniſſe aller Perſonen angefertigt, welche bei den Ver handlungen ſtimmberechtigt find, 
Eſihl. Landt.⸗O. v. 1756, Tit. II, Art. 1. 


215. Wer verpflichtet iſt, auf dem Landtage zu erſcheinen, wird für jeden Tag der Ver⸗ 
fpätung oder Abweſenheit, wenn ihm keine beſondere, Fin geſetzlich zu erachtende Gründe 
zur Seite ſtehen, mit drei Rbl. S. M. geſtraftz erſcheint er aber gar nicht auf dem Land⸗ 
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tage, und ſchuͤtzt auch zu feiner Entſchuldigung keine erheblichen Gründe vor, fo find von 
ihm ein für allemal 40 Rbl. S. M. beizutreiben. 
Ebend. Art. 1, 2 u. 4. 


216. Wer zu der beſtimmten Stunde auf dem Ritterhauſe nicht erſcheint, oder vor be— 
endigten Berathungen die Verſammlung verlaͤßt, wird mit einer Pon von 1 RI. S. M. 
zum Beſten der Ritterſchaftskaſſe belegt. 

Ebend., Art. 3, 

217. Die Urſachen ſeiner Abweſenheit hat jeder Edelmann dem Ritterſchaftshaupt⸗ 
manne anzuzeigen, welcher die Pruͤfung derſelben den Edelleuten des Kreiſes anheim ſtellt, 
zu welchem der Abweſende gehört. 

Ebend., Art. 2. 

218. Wer irgend einer Urſache wegen gendthigt iſt, den Landtag gaͤnzlich zu verlaſſen, 
iſt verpflichtet, durch den Ritterſchaftshauptmann bei den Edelleuten des Kreiſes, zu dem 
er gehort, um die Erlaubniß dazu nachzuſuchen. 

Ebend., Art. 4. 


III. Von der Eröffnung und der Dauer des Landtags. 


219. um Tage vor der Eröffnung eines ordentlichen Landtags ruft ein Beamte der 
Ritterſchaftskanzellei, der Beſtimmung des Ritterſchaftsausſchuſſes gemäß, ſowohl auf dem 
Dome in Reval, als auch in der Stadt den Landtag aus. 

Ebend., Tit. III, Art. 1. 


220. Sobald ſich die Ritterſchaft am andern Tage im Ritterſaale eingefunden 
hat, begibt ſich der Ritterſchaftshauptmann, von zwei Landraͤthen und einigen Depu— 
tirten aus jedem Kreiſe begleitet, zu dem Civilgouverneur und ladet ihn auf das Ritter— 


haus ein. 
Ebend., Art. 2. 


221. Zur Verrichtung des bei dieſer Gelegenheit Statt findenden feierlichen Gottes⸗ 


dienſtes wird die Domkirche beſtimmt. 
Ebend. 


222. Nach Beendigung des Gottesdienſtes kehrt die Verſammlung in der feſtgeſetzten 
Ordnung in das Ritterhaus zuruck. Der Ritterſchaftshauptmann nebſt den Landraͤthen und 
der Ritterſchaft begleitet den Civilgouverneur in den Saal des Landrathskollegiums und 


führt ſodann die Ritterſchaft in den Ritterſaal. 
Ebend. 


225. Hat hierauf jeder der Anweſenden feinen gebuͤhrenden Platz eingenommen, fo er: 
mahnt der Ritterſchaftshauptmann durch eine feierliche Anrede die verſammelte Ritter— 
ſchaft zur nöthigen Einigkeit, Ordnung und Wohlbedachtigkeit bei Berathung der vorlie— 
genden Angelegenheiten, und erinnert zugleich an die Wichtigkeit der bevorſtehenden Wahl 
des Ritterſchaftshauptmannes, falls dieſe Wahl nach Ablauf der dazu anberaumten geſetz— 
lichen Friſt zu bewerkſtelligen iſt. 

Ebend., Art. 3. 

224. Wenn die Ritterſchaft nicht den Wunſch ausfpricht, ihrem zeitherigen Ritter 
ſchaftshauptmanne die Verwaltung feines Amtes für das nächfte Triennium von neuem zu 
übertragen, oder er ſelbſt ſich weigert daſſelbe anzunehmen, fo begibt er ſich, nachdem er eine 
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auf den vorliegenden Fall paſſende Rede an die Ritterſchaft gehalten hat, in Begleitung 
einiger Deputirten nach dem Landrathskollegium, um demſelben ſeine Entlaſſung anzuzei⸗ 
gen und dem Civilgouverneur oder in deſſen Abweſenheit dem aͤlteſten Landrathe den 
Stab einzuhaͤndigen. 
Ebend. 
225. Die außerordentlichen Landtage werden ohne alle Feierlichkeit eröffnet, und be: 
ginnen unmittelbar mit dem Vortrage der Sachen, welche ihre Zuſammenberufung veran⸗ 


laßt haben. 
Ununterbr. Gewohnh. 


226. Der Landtag dauert in der Regel nicht laͤnger als drei oder vier Wochenz ereig⸗ 
nen ſich aber außerordentliche Umſtaͤnde, fo kann derſelbe, nach dem Ermeſſen der Verſamm⸗ 
lung und mit Einſtimmung der Gouvernementsobrigkeit, auch prorogirt werden. 

Eſthl. Landt.⸗O. v. 1756, Tit. VII, Art. 6, 


IV. Von den Gegenftänden der Landtagsverhandlungen. 


227. Alles, was die Rechte, Intereffen und Einrichtungen der Ritterſchaft, oder das 
Wohl des ganzen Landes betrifft, kann Gegenſtand der Landtagsverhandlungen ſein. 


228. Insbeſondere find Gegenſtaͤnde der Landtagsverhandlungen: 1) die Wahl des Rit⸗ 
terſchaftshauptmanns (a); 2) die Poſtulate und Propoſitionen der Gouvernementsobrig⸗ 
keit in allgemeinen Landesangelegenheiten (b); 3) die Deliberationspunkte, welche das Land⸗ 
rathskollegium oder der Ritterſchaftshauptmann entworfen, um ſelbige der auf dem Landtage 
verſammelten Ritterſchaft vorzulegen (e); 4) die an den Landtag gerichteten Privatge⸗ 
ſuche und Memoriale (d); 5) die Beſetzung der Aemter, welche von der Wahl der Rit⸗ 
terſchaft abhaͤngen und, erforderlichen Falles, auch die Erwaͤhlung von Mitgliedern zu tem⸗ 
porairen Kommiſſionen der Ritterſchaft (e); 6) die Reviſion der feit dem letzten Landtage 
geführten Rechnungen der Ritterſchaftskaſſe (N). 

(a) Eſthl. Landt.⸗O. v. 1756, Tit. III, Art. 3 und 4.— (b) Ebend., Tit. VI, Art. 1. (e) Ebend 

Art. 2.—(d) Ebend. —(e) Vergl. die Eſthl. Landt.⸗O. v. 1756 und Wahlmeth. der Eſthl. Ritterſch 

v. 1803, an verſchiedenen Stellen. (1) Eſthl. Landt.⸗O. v. 1756, Tit. IV, Art. 6. 1 


229. Die Poſtulate und Propoſitionen der Gouvernements und hoͤhern Obrigkeit 
werden, wenn es moglich fein follte, dem Ritterſchaftshauptmanne vor Eröffnung des Land⸗ 
tags zugefertigt. 

Eſthl. Landt.⸗O. v. 1756, Tit. VI, Art. 1. 

250. Alle ſchriftlichen und mündlichen Antraͤge, Geſuche und Memoriale, welche Je: 
mand zur Berathung auf dem Landtage einreicht, find vorlaufig vom Ritterſchaftshaupt⸗ 
manne zu pruͤfen. Er hat zu beſtimmen, welche davon dem Landtage vorzulegen ſind. 

Ebend., Art. 3. 


V. Von den Landtagsverhandlungen. 
1) Von der Berathungsordnung. 


251. Die Landtagsverhandlungen beginnen mit der Berichterſtattung des Ritterſchafts⸗ 
hauptmannes über den Zuſtand der allgemeinen Landesangelegenheiten ſeit dem letz en Land⸗ 
tage und mit der Vorlegung der von den Ritterſchaftskaſſe-Revidenten ausgeſtellten Beſchei⸗ 
nigung uͤber das von ihnen bei der Reviſion der Kaſſebücher und ſonſtigen Dokumente 
und der baaren Kapitalien gefundene Reſultat. f 

Landtagsſchl. v. 25 Febr. 1824. 


II Th. 3 
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252. Sodann wird, wofern es erforderlich iſt, zur Wahl des Ritterſchaſtshauptmannes 
geſchritten, der ſofort, nachdem er im Oberlandgerichte den Eid abgelegt, fein Amt anzu: 
treten hat. 

1 Eſthl. Landt.⸗O. von 1756, Tit. III, Art. 3, Tit. IV, Art. 1 u. 6. 

235. Hierauf nehmen die Wahlen zur Beſetzung der erledigten Landrathsſtellen ih⸗ 
ren Anfang, und dann wird uͤber die Poſtulate und Propoſitionen der Gouvernements⸗ 
und höhern Obrigkeit verhandelt. 

Ebend., Tit. VI, Art. 2. 

254. Sind dieſe Angelegenheiten beendigt, fo hängt die Beſtimmung der Reihefolge der 
uͤbrigen Berathungen von dem Ritterſchaftshauptmanne ab, falls nicht der Landtag ſelbſt 
eine andere Anordnung trifft. 


2) Von dem Vortrage der Sachen und den Berathungen darüber. 


235. Alle Sachen, welche auf dem Landtage zu verhandeln find, muͤſſen den Tag vor 
der Berathung daruͤber in der Verſammlung verleſen werden. 
Landt.⸗Schl. v. 20 Febr. 1824. 


236. Jede Sache, ſie mag ſich auf einen Gegenſtand beziehen, auf welchen ſie wolle, 
wird der verſammelten Ritterſchaft vom Ritterſchaftshauptmanne, oder, in Folge ſeines 
Auftrags, vom Ritterſchaftsſekretair vorgetragen. 

‚Einst. Landt.⸗O. von 1756, Tit. VI, Art. 5, Tit. VIII, Art. 4. 

251. Der Ritterſchaftshauptmaun trägt die Sache ſtehend vor, mit dem Stabe in der 
Hand. Gibt er mit dem Stabe ein Zeichen, fo hat jeder Anweſende auf die der Ver: 
ſammlung vorzutragende Sache feine Aufmerkſamkeit zu richten und ſich vollkommen ru⸗ 
hig zu verhalten; auch darf Niemand das Verleſen und die Diskuſſionen durch nicht zur 
Sache gehörige Geſpraͤche unterbrechen. 

Ebend., Art. A; Tit. VII, Art. 1. 


258. Will Jemand in Betreff einer vom Ritterſchaftshauptmanne vorgetragenen 
Sache eine Einwendung oder Vorftellung machen, fo erſucht er den Ritterſchaftshauptmann 
um die Erlaubniß dazu. Diefe Erlaubniß darf ihm niemals verweigert werden. 

Ebend. Tit. VI, Art. 5. 

259. Wuͤnſcht ein anderes Mitglied der Verſammlung eine Bemerkung wider die 
Einwendungen oder Vorſtellungen zu machen, welche durch die vom Ritterſchaftshaupt⸗ 
manne vorgetragene Sache veranlaßt worden find, fo muß es ſich gleichfalls die Erlaubniß 
dazu vom Ritterſchaftshauptmanne erbitten. 

Ebend. 

240. Wer in einem der Faͤlle, die in den cg 238 und 239 bezeichnet find, einen 
Streit anfängt und durch die ihm vom Ritterſchaftshauptmanne gegebene Weiſung nicht 
zur Ruhe gebracht werden kann, verwirkt dadurch eine Pon von 10 Rbl. S. M. zum 
Beſten der Ritterſchaftskaſſe. 

Ebend., Tit. VII, Art. 3. 

241. unterbricht ein Mitglied der Verſammung durch Streit oder Laͤrm die Landtags 

berathung, ſo verwirkt er dadurch eine Pon von 100 Rbl. S. M. zum Beſten der Ritter⸗ 


ſchaftskaſſe. 
Ebend., Art. 2. 
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2/12. Alles, was der Ritterſchaft während des Landtages zur Berathung vorgelegt 
wird, darf außerhalb der Verſammlung Niemandem mitgetheilt werden, der zu dieſer Ver: 


ſammlung nicht gehört. 
Ebend., Art. 1. 


245. Sobald der Ritterſchaftshauptmann eine Sache ihrem Weſen nach vorgetragen 
und das Gutachten der Kreisdeputirten, falls ein ſolches erfolgt iſt „verleſen hat, finden 
die Berathungen in jedem Kreiſe beſonders Statt. 

Ebend., Tit. V, Art. 4; Tit. VI, Art. 6. 


241 4. Zu dieſen Berathungen wird zuerſt im Harrienſchen, hiernaͤchſt aber im Wier⸗ - 


laͤndiſchen, ſodann im Jerwſchen und endlich im Wieckſchen Kreiſe gefchritten. 
Ebend., Tit. VI, Art. 6. 


245. In jedem Kreiſe wird der Beſchluß durch gewöhnliche Stimmenmehrheit ge⸗ 
faßt, mit Ausnahme der Beſchluͤſſe wegen Aufnahme in die Matrikel „ wobei in Gemäß: 
heit des H 18, drei Viertel der Stimmen erforderlich find. 

Ebend. 


246. Der durch Stimmenmehrheit gefaßte Beſchluß wird, mit Angabe der Stimmen: 
zahl, in dem vom Ritterſchaftsſekretair uͤber die Berathungen in jedem Kreiſe beſonders 
gefuͤhrten Protokolle verſchrieben. Jedes Mitglied, welches eine von der Meinung des 
Kreiſes abweichende Meinung verlautbart, ift befugt, dieſe beſondere Meinung zu Pros 


tokoll nehmen zu laſſen. 
Ebend. 


247. Die Berathungen in einem Kreise dürfen durch keine Anträge der andern geſtort 
werden. f 
Ebend., Tit. VI, Art. 6; Tit. VII, Art. A. 


VI. Von den Landtagsſchluͤſſen. 
1) Von der Faſſung der Landtagsſchluͤſſe. 
248. Die Landtagsſchluͤſſe werden entweder nach dem einſtimmigen Beſchluſſe ſaͤmmt⸗ 
licher Kreiſe, oder nach dem Beſchluſſe der Mehrheit derſelben gefaßt. 
Ebend., Dit. VI, Art. 6. 


219. Stimmen zwei Kreiſe gegen die beiden andern, fo bringt der Nitterfchaftshaupt: 
mann, wenn durch ihn keine Vereinbarung derſelben zu Stande gebracht werden kann, 
die Sache an das Landrathskollegium. Dieſes gibt durch Stimmenmehrheit derjenigen 
Meinung den Ausſchlag, für welche es ſich erklart. Dieſe Entſcheidung des Landrathskolle⸗ 
giums wird zu Protokoll genommen und als Landtagsſchluß angeſehen. 

Ebend. 


250. Weicht die Meinung des Landrathskollegiums von den Meinungen, welehe die 
Kreiſe verlautbart haben, gänzlich ab, fo wird uͤber jene in allen vier Kreiſen nochmals ab: 
geſtimmt. a 

Ununterbr. Gewohnh. 

251. Uebrigens iſt der Ritterſchaftshauptmann verpflichtet, dem Landrathskollegium 
alle auf dem Landtage gefaßten Beſchluͤſſe nebſt den Protokollen und den beſondern Meis 
nungen der Mitglieder mitzutheilen, wenn dergleichen verlautbart worden find, 

Eſthl. Landt.⸗O. von 1756, Tit. VI, Art. 7. 


— 
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252. Die Meinung des Landrathskollegiums gelangt auf jeden Fall an den Landtag zur 
Berathung, und wird ſelbſt dann, wenn ſelbige von der Meinung aller vier Kreiſe völlig ab— 
weicht, zugleich mit dem endlichen Beſchluſſe des Landtags im Protokolle veiſchrieben. 

Ebend. 

255. Eine entſchiedene und abgemachte Sache kann auf demſelben Landtage nicht Ge: 

genſtand neuer Berathungen werden. 
Landt.⸗Schl. vom 20 Febr. 1824. 
2) Von der Ausführung der Landtagsſchluͤſſe. 


25%. Alle Landtagsſchluͤſſe von beſonderer Wichtigkeit, welche allgemeine Landesange⸗ 
legenheiten betreffen, oder ihrem Gegenſtande nach der Prüfung der Regierung unterliegen, 
müffen vor ihrer Ausführung, mit Beruͤckſichtigung des Weſens derfelben, dem General: 
gouverneur oder dem Civilgouverneur zur Beſtaͤtigung vorgeſtellt werden. Beziehen ſich 
aber die Beſchluͤſſe bloß auf innere oder dkonomiſche Angelegenheiten der Ritterſchaft, ſo 
werden ſelbige der Gouvernementsobrigkeit bloß zur Nachricht mitgetheilt. 

Beſchl. des Miniſt.-Kom. v. 23 Apr. 1827. 

255. Aus ſaͤmmtlichen beſondern Beſchluͤſſen in den Sachen, die Gegenſtaͤnde der 
Landtagsverhandlungen geweſen find, wird ein allgemeiner Landtagsſchluß gebildet, der in der 
Plenarver ſammlung der Ritterſchaft und des Landrathskollegiums verleſen und von den 
beiden aͤlteſten Landraͤthen und dem Ritterſchaftshauptmanne unterſchrieben wird. 

Eſthl. Londt.⸗O. v. 1756, Tit. IX, Art. 2. 

256. Iſt ſolches geſchehen, fo erſucht der Landtag durch eine aus zwei Edelleuten be— 
ſtehende beſondere Deputation den Civilgouverneur, die an ihn zu bewerkſtelligende 
Ueberreichung des Landtagsſchluſſes zu geſtatten. Zu der von ihm anberaumten Zeit verfügt 
ſich hierauf der Ritterſchaftshauptmann, mit dem Stabe in der Hand und in Begleitung 
von zwei oder drei Deputirten, zu demſelben, und bittet um Beſtaͤtigung der Landtagsbe⸗ 
ſchluͤſſe. 
Ebend., Art. 3 u. 4. 

257. Der Landtagsſchluß wird insbeſondere für jeden Punkt deſſelben betätigt und 
dem Ritterſchaftshauptmanne wieder zugeſtellt. 

Ebend., Art. 5. 

258. Werden nicht alle Punkte des Landtagsſchluſſes beſtaͤtigt, oder es werden vor der 
Beftatigung derſelben vorlaufige Erklärungen oder genauere Nachweiſungen verlangt, ſo er⸗ 
greift der Ritterſchaftshauptmann entweder ſelbſt die zu dieſem Behuf erforderlichen Map: 
regeln, oder er beräth ſich darüber mit den Mitgliedern des Ritterſchaftsausſchuſſes, welcher 
die bei Faſſung des Landtagsſchluſſes angenommenen Grunde aufs neue und ausführlich 


vorſtellt. 
n Ebend. 


259. Erfolgt die Beftätigung des Landtagsſchluſſes, ſo wird derſelbe zur allgemeinen 
Wiſſenſchaft bekannt gemacht. 
Ebend. 
VII. Von der Schließung des Landtags. 
i 260. Nachdem der Ritterſchaftshauptmann dem Civilgouverneur den Land tagsſchluß 
überreicht hat, kehrt er nach dem Nitterhaufe zuruͤc, und entlaͤßt die Verſammlung mit 


einer der Gelegenheit entſprechenden Rede. 
Ebend., Art. A. 
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B. Von dem Ritterſchaftsausſchuſſe. 


261. Der Ritterſchaftsausſchuß beſteht aud dem Landrathskollegium, dem Ritterſchafts⸗ 
hauptmanne und zwoͤlf Mitgliedern der Nitterfchaft, welche aus jedem Kreiſe in gleicher 
Zahl gewaͤhlt werden und Kreisdeputirte heißen. 

8 Ebend., Tit. V, Art. B. 

262. Der Auscchuß verſammelt ſich ſowohl waͤhrend des Landtags, als auch außer 

demſelben, unter dem Vorſitze des Ritterſchaftshauptmannes. 
Ebend. 

265. Während des Landtags verſammeln ſich die Kreisdeputirten, nach dem Ermeſſen 
des Ritterſchaftshauptmannes, um die der Landtagsberathung unterworfenen Sachen einer 
vorläufigen Prüfung zu unterziehen und ihr Gutachten daruͤber zu ertheilen. 

Ebend., Art. 1 u. 2. 

26%. Das Gutachten der Kreisdeputirten wird im Landtagsprotokolle verschrieben 
und der ganzen Ritterſchaft bekannt gemacht, um bei den Berathungen nach Kreiſen in Be: 
tracht gezogen zu werden. Bei dieſen Berathungen iſt jeder Kreisdeputirte berechtigt, ſeine 
beſondere Meinung vorzutragen, wenn ſelbige von der in der Verſammlung der Kreisdepu⸗ 
28 angenommenen abweicht (Vergl. 9 246). 

Ebend, Art. J. 

265. Außer dem Landtage verſammeln ſich die Mitglieder des Ritterſchaftsausſchuſſes 
in der Regel im Ritterhauſe, ſo oft ſie vom Ritterſchaftshauptmanne zu den Berathungen 
uͤber allgemeine Angelegenheiten eingeladen werden. 

Ebend., Art. B u. 6. 

266. Außer den in den vorhergehenden 15 263 und 265 angezeigten Befugniſſen, 
ſteht dem Ritterſchaftsausſchuſſe noch in ſchiedsrichterlichen Angelegenheiten eine beſondere 
Gewalt zu, wie im IV Theile diefes Provinzialrechts ausfuͤhrlich beſtimmt wird. 

267. Wer von den Mitgliedern des Ritterſchaftsausſchuſſes auf die Einladung des 
Ritterſchaſtshauptmannes nicht erſcheint und keine triftigen Urſachen ſeines Ausbleibens 
vorſchuͤtzt, wird zum Beſten der Ritterſchaftskaſſe mit einer Pon von 10 Rbl. * M. 
belegt. 


Eſthl. Landt.⸗O. von 1756, Tit. V, Art. 7. 


268. Die Beſchluͤſſe des Ritterſchaftsausſchuſſes werden entweder einſtimmig, oder 
durch Mehrheit der Stimmen gefaßt. 

Die 85 268 — 275 gründen ſich auf ununterbr. Gewohnh. 

269. Bei Beſtätigung der Beſchluͤſſe des Ritterſchaftsausſchuſſes find die in den 
90 257—259 in Vetieff der Beſtätigung der Landtagsſchluͤſſe vorgeſchriebenen Regeln zu 
beobachten. 

270. Die Beſchluͤſſe des Ausſchuſſes haben sen fo wie die Landtagsſchluͤſſe für die 
ganze Ritterſchaft verbindende Kraft. 


C. Von den Kreistagen. 
271. Zu den Kreistagen werden vom Ritterſchaſtshauptmanne alle ſtimmberechtigten 
Cdelleute eines Kreiſes einberufen. 


272. Der Ritterſchaftsausſchuß beurtheilt die Nothwendigkeit der Kreistage und be⸗ 
raumt den Termin dazu au. 


275. Die Verhandlungen auf den Kreistagen, welche ſich ſtets auf die beſondern Inte⸗ 
reſſen und Angelegenheiten des Kreiſes beziehen, leitet der Ritterſchaftshauptmann. 


274. Die Kreistagsſchluͤſſe werden entweder einmuͤthig, oder durch Mehrheit der 
Stimmen gefaßt, und iſt uͤber ſelbige ein beſonderes Protokoll auſzunehmen. 


275. Bei der obrigkeitlichen Beſtaͤtigung der Kreistagsſchlüͤſſe find die in den 
9 237 — 239 in Betreff der Beſtaͤtigung der Landtagsſchluͤſſe vorgeſchriebenen Regeln 
zu beobachten. 


Vierte Abtheilung. 
Von den Verſammlungen der Kurlaͤndiſchen Ritterſchaft. 


A. Von dem Rechte der Theilnahme an den Verſammlungen der 
Kurlaͤndiſchen Ritterſchaft. 


276. Jeder zu der Matrikel der Kurlaͤndiſchen Ritterſchaft gehörende Edelmann nimmt 
an den Verſammlungen der Ritterſchaft Theil, und iſt in felbigen ftimmberechtigt, 
wenn er entweder ein Rittergut als volles Eigenthum beſitzt, oder eine Rentenirſumme 
angibt, welche den Einkuͤnften von einem Viertelhaken, d. h. von 4200 Rbl. S. M. 
gleich geachtet wird, und ſich verpflichtet, dafür verhältnißmaͤßig zu den Bewilligungen 
beizuſteuern. 


Kurl. Landt.⸗O. v. 1838, § 8 27 u. 28. 


* 
Anmerkung 1. Die in den Verſammlungen ſtimmberechtigten Ritterguͤter werden in einer bes 


* Stimmtafel verzeichnet, deren Führung und Vervollſtaͤndigung dem Ritter ſchaftskomité 
obliegt. 

Anmerkung 2. Der Haken, zu 40,000 Gulden Alberts oder 16,800 Rol. S. M. berechnet, 
wird einem Gute gleich geachtet, welches aus 264 Seelen beſteht, nach deren Zahl die Bewilligungen 
beſtimmt werden. Es iſt alſo die von einem Viertelhaken beizutragende Summe der Beiſteuer von 66 See⸗ 
len gleich. 

Ebend., $ 29, 

277. Jede Stimmberechtigung zieht die Verpflichtung nach ſich, diefelbe ohne Unter: 
laß auszuüben. Unterlaſſung dieſer Verpflichtung unterwirft die Schuldigen der darauf ges 
festen Geldpoͤn. 

Ebend., 9 11, 18, 44 u. 51. 

278. Der Beſitzer mehrerer Landguͤter in verſchiedenen Kirchſpielen hat ſo viele Stim⸗ 
men, als er Landguͤter in verſchiedenen Kirchſpielen beſitzt. Beſitzt aber Jemand 
in ein und demſelben Kirchſpiele mehrere Landguͤter, fo gebührt demſelben nur eine 
Stimme. 

Ebend., $$ 36 u. 37. 

279. Das Stimmrecht wird aufs neue erlangt: 1) wenn ein Rittergut, welches 
zeither von einem in die Kurlaͤndiſche Matrikel nicht aufgenommenen Edelmanne beſeſſen 
wurde, als volles Eigenthum auf einen zu dieſer Matrikel gehdrenden Edelmann uͤber⸗ 
geht; 2) wenn ein ſogenanntes buͤrgerliches Lehn als volles Eigenthum auf einen zu der 
Matrikel der Kurländifchen Ritterſchaft gehörenden Edelmann übergeht und dieſer 
die Verpflichtung übernimmt, in Betreff dieſes Gutes nach dem Hakentarife an den 
Bewilligungen Theil zu nehmen; 3) wenn ein von einem Rittergute abgeſonderter Theil 
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in den Beſitz eines Kurländiſchen Edelmannes übergeht, und dieſer ſich verpflichtet, außer 
den nach der Zahl der Seelen von dieſem Theile zu erhebenden Abgaben, zu den Bewilli⸗ 
gungen jährlich noch dasjenige beizuſteuern, was von den Edelleuten für einen Viertelhaken 
oder 66 Seelen zu erheben iſt. 

Ebend., § 30. 

280. Jedes neu entſtandene Stimmrecht muß dem Landtage angezeigt werden, welcher 
den Erwerber dieſes Rechts, falls er daſſelbe für begruͤndet erkennt, dem am naͤchſten und 
bequemſten belegenen Kirchſpiele beizaͤhlt. 

Ebend., $ 34. 


281. Jedem Stimmberechtigten iſt es erlaubt, wenn er nicht ſelbſt erſcheinen kann, 
ſich durch einen Bevollmaͤchtigten vertreten zu laſſen, doch muß dieſer auch zur Zahl der 
örtlich immatrikulirten Edelleute gehören. 

Ebend., d 52. 


282. Perſonen weiblichen Geſchlechts konnen entweder durch Bevollmächtigte, oder 
durch Aſſiſtenten (Curatoren), die fie erwaͤhlt haben, oder die ihnen kraft des Geſetzes aus 
der Zahl der örtlich immatrikulirten Edelleute beigegeben worden find, ihre Stimme 
geben. 

Ebend. 
285. Die in einem ſolchen Falle auszuftellenden Vollmachten find entweder Generals 


vollmachten, oder Spezialvollmachten. 
Ebend., § 53, 


284. Generalvollmachten duͤrfen, außer Frauenzimmern, nur diejenigen Perſo⸗ 
nen ausſtellen, welche beſonderer Umftande wegen ihre Stimmen nicht perſoͤnlich abgeben 
können, und zwar namentlich: 1) Perſonen, die ſich im Auslande befinden; 2) Perſonen, 
die ihren gewohnlichen Wohnſitz außer dem Gouvernement Kurland haben. (Perſonen, de: 
ren Abweſenheit nur temporair iſt, konnen fir die Zeit ihrer Abweſenheit Vollmachten 
ausſtellen.) 5) Perſonen, die im Militairdienſte ſtehen, ſelbſt wenn ſie ſich auf einige Zeit 
in Kurland befinden; 4) Kranke und Altersſchwache, welche die Verwaltung ihrer Ange⸗ 
legenheiten Andern übertragen. 

Ebend., § 54. 

285. Spezialvollmachten werden ausgeſtellt, wenn in irgend einem beſondern Falle, 
oder in einer beſondern Angelegenheit Handlungen vorzunehmen ſind. 

286. Jedes Mitglied der Ritterſchaft, welches ein Rittergut beſitzt, kann nicht 
mehr als zwei Spezialvollmachten annehmen; nur eine einzige aber, wenn daſſelbe kein 
Rittergut beſitzt. 

Ebend., §§ 58 u. 59. 

287. Generalbevollmaͤchtigte, fo wie auch geſetzliche Aſſiſtenten, Vormuͤnder und 
Curatoren können außer der erhaltenen Generalvollmacht noch eine oder zwei Spezial: 
vollmachten annehmen, je nachdem dieſelben mit einem Rittergute anſäßig find, 
oder nicht. N 

Ebend., $$ 46, 47 u. 56. 

288. Jeder Stimmberechtigte muß feine Stimme in denjenigen Kirchſpiels-, Kreis⸗ 

oder Oberhauptmannſchaftsverſammlungen abgeben, zu welchen ſeine Beſitzlichkeit der 


Eintheilung nach gehört. 
intheilung nach geh Ebend., 0 30. 


289. Ausgenommen ſind von diefer Verpflichtung bei Viritimabſtimmungen die 
Perſonen, welche im Dienſte ſtehen, und die Beſitzer mehrerer, in verſchiedenen Kirch⸗ 
ſpielen belegener Landguͤtec, fo wie auch Generalbevollmaͤchtigte, Aſſiſtenten, Curatoren 
und Vormuͤnder. Diele Perſonen find befugt, ihre Stimmen an ihrem Wohnorte abzu⸗ 
geben, jedoch liegt ihnen dabei die Verpflichtung ob, vorläufig den Bevollmaͤchtigten des 
Kirchſpiels, in welchem fie ihre Stimme abzugeben wuͤnſchen, wenn auch nur ein für 
allemal, davon zu benachrichtigen. 
Ebend., 55 40 u. 41. 

290. Angelegenheiten, die Geldbewilligungen betreffen, oder Vorſchlaͤge zum Behuf der 
Veranderung oder Ergänzung der Verordnungen über die Bauern, werden durch eine Mia: 
jorität von zwei Drittheilen der Stimmen entſchieden. In Angelegenheiten, welche Way: 
len und die Aufnahme eines adeligen Geſchlechts in die Matrikel zum Gegenſtande haben, 
erfolgt die Entſcheidung durch gewöhnliche Stimmenmehrheit (vergl. H 528, 352). 
Alle übrigen Angelegenheiten find in den Kirchſpielsverſammlungen durch Stimmenmehr⸗ 
heit der Mitglieder der Verſammlung, in den andern Verſammlungen aber durch die 
Mehrheit der Kirchſpiele zu entſcheiden. 

Edend., 5 87, 126, 136, 137. 


B. Von den Landtagen. 


IJ. Von den verſchiedenen Gattungen der Landtage und ihrer 
Zuſammenberufung. 


291. Die Landtage ſind entweder ordentliche oder außerordentliche. 
Torm.-Reg. v. 1617, 89 26,27. — Kurl. Landt.⸗O. v. 1858, § 60, 68. 


292. Die ordentlichen Landtage verſammeln ſich alle drei Jahre. Sie haben zwei 
Termine: den vorbereitenden oder Relationstermin, und den ſchließlichen oder In⸗ 
ſtruktionstermin. 

Kurl. Landt.⸗O. v. 1858, § 67. 

295. Die außerordentlichen Landtage, die nur in beſondern Faͤllen vom Landes⸗ 

bevollmuͤchtigten zuſammen berufen werden konnen, haben nur einen Termin. 
Ebend., $ 68. 


29%. Die Zuſammenberufung der ordentlichen Landtage ſowohl, als auch der außer⸗ 
ordentlichen, kann nur mit Erlaubniß des Generalgouverneurs Statt finden. Auch 
konnen die alle drei Jahre auszuſchreibenden ordentlichen Landtage ohne Erlaubniß des 
Generalgouverneurs nicht ausgeſetzt werden. Dieſer berichtet daruͤber dem Miniſterium 


des Innern. Ft 
„ 00. 


295. Verlangt der Generalgouverneur, auf höheres Ermeſſen, die Einberufung eines 
außerordentlichen Landtags, fo benachrichtigt er davon den Ritterſchaftskomite zur fernern 
Verfuͤgung. 


Cbend. 
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296. Der ordentliche Landtag wird fünf oder ſechs Wochen vor der zum erſten oder 
Relationstermine anberaumten Friſt vom Landesbevollmächtigten ausgeſchrieben. Zu die: 
ſem Behufe werden an die Kirchſpielsbevollmachtigten Cirkularvorſchriften erlaſſen. 

Ebend., $ 70. 


Anmerkung. Der Landtag verſammelt ſich, der Landtagsordnung von 1836 (§ 70 u. 71) gemäg, 
in der Regel im Winter, und wo möglich im December. Findet aber in dem Jahre, wo der Landtag 
gehalten werden ſoll, eine Rekrutirung Statt, fo iſt ſolcher dergeſtalt anzuordnen, daß die Verſammlung 
deſſelben nicht in den Monat fällt, in welchem die Rekrutenaushebung zu bewerkſtelligen iſt. 


297. Der Gouvernementstegierung wird von jedem Landtage Anzeige gemacht, um 
nöthigen Falles die im ortlichen Gouvernementsdienſte befindlichen Mitglieder der Nitter- 
ſchaft hiervon in Kenntniß zu ſetzen, welche dadurch die Befugniß erlangen, waͤhrend der 
Dauer des Landtags Urlaub zu genießen. 

Ununterbr. Gewohnh. 


298. Die Kurlaͤndiſche Ritterſchaft verſammelt ſich zum Landtage in der Regel in 


Mitau, auf dem Ritterhauſe. 
Form.-Reg. v. 1617, $ 26. Landt.⸗Schl. v. 24 Dec. 1624, $ 11. 


II. Von der Zuſammenberufung der Kirchſpiele zum Relations— 
landtage. 


299. Sobald der Kirchſpielsbevollmaͤchtigte durch den Ritterſchaſtskomité von der 
Ausſchreibung des Landtags benachrichtigt worden iſt, beruft er fein Kirchſpiel fpäteftens 
14 Tage vor der zum erſten Landtagstermine anberaumten Friſt, durch ein Cirkular, das 
von Hof zu Hof geſchickt wird, zuſammen. 

Komp.⸗Akte v. 29. Nov. 1642, $ 47. — Landt.⸗Abſch. v. 4 Maͤrz 1667, 5 2; v. 20 Juli 

1676 6 12. 


300. Auf den Kirchſpielsverſammlungen wählen die Edelleute eines jeden Kirchſpiels, 
unter dem Vorſitze des Kirchſpielsbevollmaͤchtigten, durch Ballottement einen Depu⸗ 
tirten zum Landtage. Die Inſtruktion fuͤr ihn wird in derſelben Verſammlung ent⸗ 


worfen. 
Kurl. Landt.⸗O. v. 1838, § 74, 78, 81. 


301. Jedes Kirchſpiel ſchickt in der Regel nur einen Deputirten; es iſt jedoch er⸗ 
laubt, deren auch zwei zu wählen, die übrigens zuſammen nur eine Stimme haben. 
Ebend., § 158 u. 159. 


302. Ordnet ein Kirchſpiel keinen Deputirten auf den Landtag ab, ſo lann dieſes die 
Kraft der ohne ſeine Theilnahme gefaßten Beſchluͤſſe nicht ſchmalern. Findet eine ſolche 
Verabſaumung durch die Schuld des Kirchſpiels Statt, fo verfällt daſſelbe zum Beſten der 
Ritterſchaftskaſſe in eine Strafe von 133 ½ Rbl. S. M. für jeden der im § 292 erwaͤhn⸗ 
ten Landtagstermine. 

Kom.⸗Abſck. v. 1642, § 47. — Landt.⸗Abſch. v. 1730, 5 28, — Kurl. Landt.⸗O. 

v. 1858, $ 160. 
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III. Von der erſten Verſammlung zum Landtage, oder dem 
2 Relationstermine. 


303. Sobald ſich die Deputirten an dem im Ausſchreiben feſtgeſetzten Tage im Rit— 
lerhauſe verſammelt haben, legitimiren ſie ſich durch die ihnen ertheilten Inſtruktionen, 
die vom Ritterſchaftsſekretair zu Protokoll genommen werden. Hiernächſt ſchreiten ſie zur 
Wahl des Landbotenmarſchalls. 

Kurl. Landt.⸗O. v. 1838, § 85—86. 


50%. Der neu erwählte Landbotenmar chall laßt das Landtagsausſchreiben vom Rit⸗ 
terſchaftsſekretair verleſen, und ernennt hierauf Deputirte, welche dem Generalgouverneur, 
dem Civilgouverneur und dem Vicegouverneur die Eröffnung des Landtags und die Wahl 
des Landbotenmarſchalls anzeigen, und zugleich auch die Oberraͤthe, als Aelteſte der 
Ritterſchaft (Aeltere Brüder), zur Anhörung der Relationen des Landesbevollmächtigten und 
des Ritterſchaftskomités einladen. 

Ebend., § 89. 

Anmerkung. Iſt der Generalgouverneur nicht in Mitau „ fo wird es der Verſammlung uͤberlaſſen, 

ibm über die Eröffnung des Landtages entweder ſchriftlich zu berichten, oder zum Behufe der mündlichen 


Berichterſtattung daruͤber zwei Deputirte nach Riga abzuordnen. 
Ebend. 


505. Der Ritterſchaftskomité, der unterdeſſen im Sitzungsſaale versammelt iſt, 
wird durch eine beſondere Deputation ſowohl von der Wahl des Landbotenmarſchalls, als 
auch von der Friſt benachrichtigt, die von ihm zu der von dem Ritterſchaftskomité und 
dem Landesbevollmaͤchtigten der Verſammlung abzuſtattenden er anberaumt wor⸗ 
den iſt. 

Ebend. 

306. In Folge deffen ſtatten der Landesbevollmaͤchtigte, der Ritterſchaftskomité) 
fo wie auch die Mitglieder der Verwaltung der Ritterſchaftskaſſe und der von der Ritter⸗ 
ſchaft beſonders niedergeſetzten Kommiſſionen, dem verſammelten Landtage ihre Rela⸗ 
tionen ab. 

Ebend., 8 92—96. 

507. Nach Statt gehabtem Vortrage der Relationen bilden die Deputirten aus ihrer 
Mitte beſondere Kommiſſionen: 1) zur Reviſion der Ritterſchaftskaſſe und 2) zur Reviſion 
der e 

Ebend. $$ 98, 107110. 

308. Der Landbotenmarſchall ſeinerſeits ernennt aber aus der Mitte der Deputir⸗ 
5 beſondere Kommiſſionen: 1) zur Pruͤfung der dem Landtage abgeſtatteten Relationen, 

zur Zuſammenſtellung und Prüfung der Anträge, die zur allgemeinen Berathung ge: 
155 muͤſſen, und 3) zur Reviſion der Rechnungen des St. Katharinenſtifts. 

Ebend., 88 98— 106. 


309. Alle dieſe Kommiſſionen ſtatten dem Landtage uͤber die Beendigung der ihnen 
übertragenen Geſchafte Berichte ab. 
Ebend., 99 98—110. 
310. Die in dieſen Komiſſionen entſtandenen Zweifel uͤber die Geſetzlichkeit oder Zweck— 
maͤßigkeit der Maßnahmen des Nitterfchaftstomite’s, fo wie ihre Bemerkungen über die Ver: 
waltung der Ritterſchaftskaſſe werden, der Zuständigkeit gemäß, dem Ritterſchaftskomitẽ und 
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der Verwaltung der Ritterſchaftskaſſe mitgetheilt. Erachtet aber der Landtag die von ihnen 
beigebrachten Erklärungen nicht für hinreichend, fo werden die desfallſigen Sachen zur 
ſchlieslichen Entſcheidung den Kirchſpielsverſammlungen uͤberwieſen. 

Ebend., § 99, 101 u. 107. 


311. Wird das Verfahren des Ritterſchaftskomité“s und der Verwaltung der Ritter 
ſchaftskaſſe untadelhaft befunden, fo werden fie daruͤber quittirt; im entgegengeſetzten Falle 
aber werden in den Kirchſpielen die erforderlichen Maßnahmen zur Abhilfe der bemerkten 
Unordnung beſchloſſen. 

Ebend., 9 123, 124 u. 133. 

512. Der Ritterſchaftskomité unterbricht waͤhrend der Dauer des Landtags und in der 
Zwiſchenzeit von einem Landtagstermine zum andern feinen Geſchaͤftsgang nicht; es erſtreckt 
ſich aber feine Thaͤtigkeit nur auf laufende Gefchäfte und auf ſolche, welche nicht zum Ref: 
fort des Landtags gehören und die ſich auch nicht auf die allgemeinen Intereſſen der Ritter 
ſchaft beziehen. Als aufgelöft kann der bisherige Ritterſchaftskomité erſt dann angeſehen 
werden, wenn die zu ſeiner Beſetzung veranſtalteten neuen Wahlen vom Landtage bekannt 
gemacht worden ſind. 

Ebend., $ 113. 

315. Der Landbotenſaal iſt für ſaͤmmtliche Mitglieder der Ritterſchaft offen, es waͤre 
denn, daß der Landbotenmarſchall es für noͤthig erachtete, beſondere Berathungen mit den 
Deputirten allein zu veranſtalten. 


Ebend., $ 149. 
51A. Der Landbotenmarſchall kann, wenn er es für nöthig halt, aus der Mitte der 


Deputirten einen engern Ausſchuß bilden. Jede Oberhauptmannſchaft ernennt zu dieſem 
Ausſchuſſe ein Mitglied aus ſeiner Mitte. 
Ebend., $ 150. 


515. Die ausführliche Berathungsordnung auf dem Landtage wird durch die von der 
Ritterſchaft ſelbſt in der Landtagsordnung feſtzuſetzenden Regeln beſtimmt. 
Ebend., 9 114, 115, 151, 152, 102 — 105. 


516. Nachdem die Deputirten: 1) von allen Geſchaften des Nitterfchaftstomite/s feit 
dem letzten Landtage, 2) von allen von Seiten der hohen Krone erfolgten Propoſitionen die zu 
erfüllen find oder eine Berathſchlagung erheifchen und 3) von den Anträgen des Ritter⸗ 
ſchaftskomités ſelbſt in Kenntniß geſetzt worden find, erklärt der Landbotenmarſchall den er⸗ 
ften Landtagstermin für beendigt und entlaͤßt die Deputirten. 

Ebend., $ 166. 


511. Hat hierauf der Landbotenmarſchall durch den Ritterſchaftskomité von der Been⸗ 
digung der Abſchrift und des Drucks der Akten des erſten Landtagstermins Nachricht erhal⸗ 
ten, ſo beraumt derſelbe den zweiten Landtags- oder Inſtruktionstermin an, und zwar auf 
keinen Fall ſpaͤter, als 3 Monate nach dem Schluſſe des erſten. 

Ebend., $ 118. 


IV. Von der zweiten Verſammlung des Landtags, oder dem Inſtruktions— 
termine. 


318. In der Zwiſchenzeit von einem Landtage zum andern ftatten die in ihre Kirch— 
ſpiele zuruͤckgekehrten Deputirten den Edelleuten, welche fie erwaͤhlt haben, die erforderlichen 


Berichte ab; diefe aber fprechen in den Kirchſpielsverſammlungen ſowohl uͤber die von Sei⸗ 
ten eines jeden Deputirten Statt gehabte Erfüllung der ihm ertheilten Aufträge, als auch 
uͤber die ſonſtigen vom Landtage verhandelten Gegenſtaͤnde ihre Meinung aus. Die Mei— 
nung der Mehrheit wird fir die Meinung des ganzen Kirchſpiels angeſehen, und wird in 


dieſer Geſtalt in die Inſtruktion des Deputirten eingetragen. 
Ebend., $ 123. 


519. ueber alle Wahlen ohne Ausnahme und uber Geldbewilligungen wird durch Bal⸗ 
lottement votirt; die Zahl der affirmativen und negativen Stimmen wird in der Inſtruk⸗ 


tion bemerkt. 
Ebend., $ 125, 


520. Nachdem Empfange diefer Inſtruktionen kehren die Deputirten zum zweiten 
Landtagstermine nach Mitau zuruck, wo die Berathungen unter dem Vorſitze des Landbo⸗ 
tenmarſchalls wieder eröffnet werden. 

Ebend., $ 132. 


321. Jeder Deputirte überreicht die Erklarung feines Kirckſriels in Bezug auf die 
waͤhrend des erſten Landtagstermins an den Landtag gelangten Sachen. Von dieſen Erklaͤ— 
rungen wird die Meinung der Mehrheit der Kirchſpiele als gemeinſame Meinung der gan⸗ 


zen Ritterſchaft betrachtet. 
Ebend. 


322. Hierauf fordert der Landbotenmarſchall die Deputirten auf, die in den Kirchſpiels⸗ 
verſammlungen in Betreff der Wahlen zu den Aemtern gegebenen Stimmen im Journal 
verſchreiben zu laſſen. Als erwaͤhlt werden diejenigen betrachtet, welche die größte Zahl der 
affirmativen Stimmen erhalten haben. Der neu erwaͤhlte Landesbevollmaͤchtigte und die 
neu erwaͤhlten Mitglieder des Ritterſchaftskomité's treten fofort ihre Aemter an. Von der 
auf fie gefallenen Wahl wird dem Generalgouverneur, dem Civilgouverneur, der Gou: 
vernementstegierung, dem Kameralhofe und den Oberräthen Nachricht ertheilt. 

Ebend., $ 157. 


325. Iſt über alle Sachen, die auf dem Landtage zu verhandeln waren, abgeftimmt 
worden, fo wird in Gemaͤßheit der durch die Mehrheit angenommenen Meinungen: 1) der 
allgemeine Landtagsſchluß und 2) die Inſtruktion für den Ritterſchaftskomite für das fol: 
gende Triennium angefertigt. 

Ebend., $ 141. 


324. Vor dem Schluſſe des allgemeinen Diariums der Verſammlung find noch der 
Generalgouverneur, der Civilgouverneur, der Vicegouverneur und die Oberräthe von der 


Beendigung der Landtagsverhandlungen zu benachrichtigen. 
Ebend., $ 142. 


525. Die Deputirten können, mit Zuſtimmung des Ritterſchaftskomite's und mit Gr: 
laubniß der örtlichen Gouvernementsobrigkeit, die zu den Sitzungen im zweiten Termine 


anberaumte Friſt verlaͤngern. 
Ebend., $ 172. 
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V. Von den Landtagsſchluͤſſen. 


326. Die von der geſetzlichen Mehrheit der Deputirten im Namen ihrer Kirchſpiele 
auf dem Landtage gefaßten Vefchlüffe bilden den Landtagsſchluß, und find von ſaͤmmtlichen 
Deputirten, ohne Ausnahme, zu unterzeichnen. N 

Ebend., $ 69. 


527. Nach Beendigung aller feiner Verhandlungen ftellt der Landtag feinen allgemei- 
nen Beſchluß dem Generalgouverneur zur Beſtätigung vor, und bittet um feinen Schutz 
und um feine Mitwirkung in den Angelegenheiten der Ritterſchaft. 

Kurt. Landt.⸗O. v. 1858, § 143; Allerh. beſt. Beſchl. des Miniſt.⸗-Kom. v. 23 April 1827. 


328. Die Landtagsſchluͤſſe, welche ſich auf die innern oder oͤkonomiſchen Angelegen⸗ 
heiten der Ritterſchaft beziehen, bedürfen keiner beſondern Beſtaͤtigung, und werden der 
Gouvernementsobrigkeit bloß nachrichtlich mitgetheit; dagegen aber werden die Beſchluͤſſe, 
welche auf die allgemeinen Angelegenheiten des Gouvernements Bezug haben, oder ihrem 
Weſen nach von der Regierung zu prüfen find, vor ihrer Ausführung zur Beftätigung vorge: 
ſtellt. Der Landtag ſucht um diefe Beſtaͤtigung bei der Gouvernementsregierung, oder auch, 
wenn das Weſen der Sache oder die Umſtaͤnde derſelben ſolches erheiſchen, unmittelbar bei 
dem Generalgouverneur nach, der, kraft der ihm verliehenen Gewalt, den Beſchluß entweder 
ſelbſt beſtätigt, oder ſich eine Allerhochſte Entſcheidung daruͤber erbittet. 

Aller h. beſt. Beſchl. des Miniſt.⸗Kom. v. 23 April 1827. 


529. Um die Verſendung an die Kirchſpiele zu erleichtern, konnen die Landtagsſchluͤſſe, 
fo wie alle vom Landesbevollmächtigten unterzeichnete und vom Ritterſchaftsſekre air contra⸗ 
ſignirte Cirkulare, und die aus dem Ritterſchaftskomité an die ihm untergeordneten Beamten 
und an die Ritterſchaft überhaupt ausgefertigten amtlichen Miltheilungen ohne vorgaͤngige 
Durchſicht der Cenſur gedruckt werden. N 

Allerh. Bef. v. 23 April 1827. 


330. Acht Wochen nach der Abſendung des Landtagsſchluſſes an die in die Kirchſpiele 
zuruͤckgekehrten Deputirten find dieſe Letztern, nach getroffener Uebereinkunſt mit den Kirch— 
ſpielsbevollmaͤchtigten, verpflichtet, den Edelleuten, welche fie erwaͤhlt haben, eine genaue 
Relation uͤber die Land tagsverhandlung während des zweiten Termins — des Inſtruktions⸗ 
termins — abzuſtatten, und ihnen jede Auskunft zu ertheilen, die ſie verlangen. 

Kurl. Landt.⸗O. v. 1838, § 173. 


331. Jede Kirchſpielsverſammlung hat das Recht, ihrem Deputirten ihre Zufriedenheit 
oder ihre Mißbilligung zu erkennen zu geben, je nach dem derſelbe das ihm aufgetragene 
Geſchaͤft erfüllt hat. 

Ebend., § 174. 


C. Von den allgemeinen Konferenzen. 


332. Allgemeine Konferenzen werden auf beſondere Allerhöchfte Befehle, oder in eini— 
gen wichtigen Fällen auf die Beſtimmung des ordentlichen oder außerordentlichen Landtags, 
oder auch, wenn die Sache keinen Verzug leidet, auf Anordnung des Ritterſchaftskomite“s 
zuſammen berufen. 

Konfer.⸗O. v. 1806, Abth. I, $ 1.—Kurl. Landt.⸗O. v. 1838, $ 7. 


333. Die Ausſchreibung der allgemeinen Konferenzen geſchieht durch den Landesbevoll— 
muͤchtigten, oder deſſen Stellvertreter, im Namen des Ritterſchaftskomitéls, nachdem um die 


Erlaubniß dazu beim Generalgouverneur nachgeſucht worden iſt. 
Confer.⸗O. v. 1806, Abth. II, $ 1. 


55%. Zu den allgemeinen Konferenzen verſammelt ſich die Nitterfchaft in der Regel 
in Mitau auf dem Ritterhauſe. 

Ebend. 

355. Jeder zur Matrikel der Kurlaͤndiſchen Ritterſchaft gehörende Edelmann iſt nicht 
bloß berechtigt, ſondern auch verpflichtet, zur Konferenz zu erſcheinen, wenn derſelbe ein 
Rittergut mit vollem Eigenthumsrechte beſitzt, oder wenn ſich ein ſolcher, auf den Grund 
des $ 276, verbindlich macht, an den Bewilligungen Theil zu nehmen. 

5 Ebend., Art. 5. 


336. Wer ohne erhebliche Urſachen zur Konferenz nicht erſcheint, verwirkt dadurch eine, 
nach dem Ermeſſen der Ritterſchaft zu beſtimmende Geldpoͤn. 
Ebend. 


357. Verlaͤßt Jemand ohne gefegliche Gruͤnde die Konferenz vor Schließung derſelben, 
fo wird ſolcher mit einer Pon von 12 Rbl. S. M. zum Beſten der Ritterſchaftskaſſe 
belegt. 

Ebend., $ 10. 

Anmerkung. Dem Konferenzdirektor ($ 341) iſt es unbenommen, das eine oder andere Mit- 
glied der Verſammlung auf eine kurze Zeit zu beurlauben, wenn dadurch dem Geſchaͤftsgange kein 
Eintrag geſchieht. 

Ebend. 

558. Erſcheint Jemand zur Konferenz nicht, fo ift derſelbe dennoch zur Erfuͤllung aller 
Beſchluͤſſe derſelben verpflichtet, ohne Ruͤckſicht darauf, ob eine größere oder geringere Anzahl 
von Edelleuten daran Theil genommen hat. 

Ebend. 


359. In der Konferenz werden in der Regel blos diejenigen Sachen und Gegenſtaͤnde 


verhandelt, welche die Ausſchreibung derſelben veranlaßten. 
Kurl. Landt.⸗O. v. 1838, § 8, 


3410. Nach Beendigung der Angelegenheiten, welche die unmittelbare Veranlaſſung zur 
Zuſammenberufung der Konferenz waren, iſt jeder der Anweſenden befugt, darauf anzutragen, 
daß auch andere Gegenſtaͤnde zur Berathung derſelben gelangen. Die Verſammlung ent⸗ 
ſcheidet durch Stimmenmehrheit, ob ein fol Antrag zu beruͤckſichtigen ſei. 

bend. 

54A . Sobald ſich die Ritterſchaft zu dem anberaumten Termine verſammelt hat, er 
waͤhlt jedes Kirchſpiel durch Ballottement feinen Deputirten, und die Deputirten erwaͤhlen 
aus ihrer Mitte den Konſerenzdirektor. Dieſe Wahlen werden unter dem Vorſitze des Lan— 


desbevollmaͤchtigten veranſtaltet. 
Konfer.⸗O. v. 1806, Abth. II, § 6. 


N 342. Die Edelleute des Kirchſpiels, deſſen Deputirter zum Direktor erwaͤhlt worden 
ift, wählen fofort an feine Stelle einen andern Deputirten. 
Ebend. 
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315. Nachdem die Namen ſaͤmutlicher Anweſenden in ein beſonderes Verzeichniß 
eingetragen worden und die gewöhnlichen Deputationen von dem Generalgouverneur, dem 
Civilgouverneur, dem Vicegouverneur und den Oberräthen zuruͤck gekehrt find, eröffnet der 
Direktor die Verſammlung, und fordert den Landesbevollmaͤchtigten auf, uͤber ſeine Amts⸗ 

uͤhrung Rechenſchaft abzulegen. 
W Ebend., § 7. 

544. Die Ordnung welche bei den übrigen Verhandlungen zu beobachten iſt, haͤngt 
von dem Weſen und der Eigenſchaft der Sachen ab, welche zur Zuſammenberufung der Kon⸗ 
ferenz Veranlaſſung gegeben haben, und von dem Ermeſſen des Direktors derſelben. 

Ebend. $ 8 u. 14. 


345. Das ausführliche Verfahren bei den Verhandlungen waͤhrend der allgemeinen Kon⸗ 
ferenzen wird eben fo wie auf den Landtagen durch ein beſonderes Reglement beſtimumt, deſ⸗ 


fen Entwerfung, in Gemaͤßheit des $ 32, der Ritterſchaft überlaffen iſt. 
Ebend., ss 8—14, 17—19, 


346. Erfordert ein Gegenſtand, welcher der Beurtheilung der Konferenz unterliegt, 
eine vorlaͤufige Pruͤfung, ſo ernennt der Direktor zu dieſem Behufe beſondere Kommiſſionen 
aus den Mitgliedern der Verſammlung, welche ihr Gutachten daruͤber ertheilen. 

Ebend., Abth. I, $ 16. 


317. Bei der Stimmenſammlung kommt die Zahl der Anweſenden im Allgemeinen 
nicht in Betracht; die Zahl der Deputirten muß aber immer vollſtaͤndig fein. Es wird da: 
her den Edelleuten eines jeden Kirchſpiels geſtattet, waͤhrend der Konferenz die erledigten 
Stellen mit andern Deputirten zu beſetzen. 

Ebend., § 10. 


348. Sind alle an die Konferenz zur Verhandlung gelangten Sachen beendigt, fo ent: 
wirft der Ritterſchaftsſekretair, auf den Grund der von ihm geführten Diarien, den allge- 
meinen Konferenzabſchluß. Iſt dieſer von der Verſammlung genehmigt worden, fo wird 
derſelbe von dem Direktor und allen Deputirten unterfchrieben und mit ihren Siegeln be: 


fiegelt, von dem Sekretair aber, mit Beidruͤckung des Ritterſchaftsſiegels, contraſignirt. 
Ebend., § 22. 


319. Nach Beendigung der Verhandlungen benachrichtigt der Keef den 
Generalgouverneur, den Civilgouverneur und den Vicegouverneur von der Schließung 
der Konferenz; ſtellt die Beſchluͤſſe derſelben, nach dem im | 328, in Bezug auf die Land⸗ 
tagsſchluͤſſe aufgeſtellten Regeln, der Obrigkeit zur Beſtaͤtigung vor, und entlaͤßt hierauf 


die Verſammlung. 
Ebend., $ 3. 


350. Der Ritterſchaftskomité hat für den ſofortigen Druck des allgemeinen Konfe⸗ 
ren zabſchluſſes zu ſorgen, wenn nicht namentlich feſtgeſetzt worden iſt, daß es bei der bloß 
ſchriftlichen Abfaſſung deſſelben fein Bewenden haben ſolle; auch liegt ihm die Verſendung 


deſſelben an die Kirchſpiele ob. 
Ebend. 


D. Von den Oberhauptmannſchafts⸗und Kreisverſammlungen. 


351. Bei den Oberhauptmannſchafts⸗ und Kreisverſammlungen finden ſich alle Edel 
leute der betreffenden Oberhauptmannſchaft oder des Kreiſes ein, die, dem $ 276 ge: 


N 
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maͤß, in den Verſammlungen der Kurlaͤndiſchen Ritterſchaft ſtimmberechtigt find. Die An⸗ 
ordnung der Verſammlungen nach Oberhauptmannſchaften, oder anſtatt derſelben nach 
Kreisgerichtsſprengeln haͤngt von dem Ermeſſen des Ritterſchaftskomités oder des Land— 
tags ab, mit Ausnahme der Faͤlle, wo das Geſetz ausdruͤcklich beſtimmt, in welcher von 
dieſen Verſammlungen die Wahlen veranſtaltet oder andere Angelegenheiten verhandelt 
werden ſollen. 

Cbend. § 9 2, 6, 6, 13. 

352. Die Berathungen in dieſen Verſammlungen finden unter der Leitung des nicht⸗ 
reſidirenden Kreismarſchalls, oder, wenn derſelbe der Verſammlung nicht beiwohnen kann, 
unter der Leitung eines der Kirchſpielsbevollmaͤchtigten Statt. Uebrigens kann der 
Kreismarſchall den Vorſitz auch einem andern Mitgliede der Verſammlung anvertrauen, 
wenn daſſelbe ein Rittergut beſitzt, —mit Zuſtimmung der ganzen Verſammlung aber ſelbſt 
einem Edelmanne, welcher kein Landgut beſitzt. 

Ebend., § 11, 12, 14. 


355. Der Vorſitzer der Verſammlungen führt Uber die Berathungen ein befonderes Pro- 
tokoll, welches, nach Statt gehabter Unterzeichnung deſſelben von ſaͤmmtlichen anweſenden 


Edelleuten, ſpaͤteſtens binnen 14 Tagen dem Ritterſchaftskomité vorzuſtellen iſt. 
Ebend., $ 11. 


E. Von den Kirchſpielsverſammlungen. 


35%. Das Kurlaͤndiſche Gouvernement zerfällt in Bezug auf die ritterſchaftlichen An: 
gelegenheiten in drei und dreißig Kirchſpiele. Auf jedes Kirchſpiel werden 10 bis 14 ſtimm⸗ 
berechtigte Edelleute gerechnet. Vorſchlaͤge, welche irgend eine Veraͤnderung in Betreff dieſer 
Repartition der Stimmen der Ritterſchaft bezwecken, muͤſſen ſtets zur Wiſſenſchaft des 
Ritterſchaftskomité's gebracht werden, welcher fie den Kirchſpielsbevollmaͤchtigten zur ge: 
hoͤrigen Beachtung mittheilt. 

Kurl. Landt.⸗O. v. 1838, F 4 u. 9. 

355. Jedes Kirchſpiel verſammelt ſich an einem beſonders dazu beftimmten Orte. Nur 

mit Einwilligung der ganzen Kirchſpielsverſammlung kann derſelbe veraͤndert werden. 
Ebend., § 5. 


356. Alle Perſonen, die nach $ 276 in einem Kirchſpiele zur Ausuͤbung eines 
Stinnmrechts befugt find, muͤſſen bei Vermeidung einer nach dem Ermeſſen der Ritterſchaft 


zu beſtimmenden Geldpoͤn auf den Kirchſpielsverſammlungen erſcheinen. 
Ebend., §9 12 u. 15. 


357. Über Lokal⸗Intereſſen des Kirchſpiels und über Angelegenheiten der geſammten 
Ritterſchaft finden die Berathungen auf den Kirchſpielsverſammlungen unter der Leitung 
des Kirchſpielsbevollm ichtigten- oder eines von ihm zur Vertretung feiner Stelle ſubſtitu— 
irten Edelmannes Statt. 

Ebend., § 19. 

358. Der Kirchſpielsbevollmächtigte hat dem Nitterfchaftsfomite das von allen in der 
Verſammlung gegenwartigen Edelleuten unterfchriebene Originalprotokoll der Verſamm⸗ 
lung vorzustellen. Eine beglaubigte Abſchrift davon nebſt den eingereichten Vollmachten 
und den Originalak ten ift zur Aufbewahrung an das Kirchſpielsarchiv abzuliefern. 

Ebend., $ 11. 
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Drittes Hauptftüd. 
Von den Wahlen der Ritterſchaften. 


Erſte Abtheilung. f 
Von den Wahlen der Livlaͤndiſchen Nitterfchaft. 


A. Bezeichnung der Nemter, welche durch Wahl der Livlaͤndiſchen 
Ritterſchaft beſetzt werden. 


359. Die Livländiſche Ritterſchaft wählt: 
1. Zur innern Verwaltung der Ritterſchaft: 


1) Die Landraͤthe; 2) den Landmarſchall; 3) die Kreisdeputirten; 4) die Kaſſedeputir ten; 
5) die Ritterſchaftskaſſerevidenten; 6) die Mitglieder der Ritterſchaftsguter⸗Kommiſſion; 
7) den Ritterſchaftsſekretair; 8) den Ritterſchaftsnotar und 9) den Ritterſchaftsrentmeiſter. 
Vergl. die Livl. Landt.⸗O. von 1827 und die Inſtr. für die Livl. Ritterſch.⸗Beamten von dem naͤm⸗ 
lichen Jahre. 


„Zur Ver waltung der Kirchen der Evangeliſch— Lutheriſchen Konfeſſion: 


1) Einen Kandidaten zu dem Amte eines weltlichen Mitgliedes des Evangeliſch⸗Lu⸗ 
theriſchen General⸗Konſiſtoriums; 2) den Preſidenten des Livläͤndiſchen Provinzial⸗Konſi⸗ 
ſtoriums; 3) den geiftlichen Vicepreſidenten des Livlaͤndiſchen Provinzial⸗Konſiſtoriums 
(Generalſuperintendenten); 4) die weltlichen Beiſitzer des Livlaͤndiſchen Provinzial ⸗Konſi⸗ | 
ſtoriums 5) die Oberficchenvorfteher; 6) die weltlichen Beiſitzer der Oberkirchenvorſteher⸗ E 
Ömter; 7) den Oberpaftor an der St. Jakobskirche in Rigaz 8) den Diakonus diefer Kir: a 
che und 9) den Prediger des Trikatenſchen Kirchſpiels. 

Vergl. d. Allerh. beſtat. Geſeß für die Evang.⸗Luth. Kirche in Rußland v. 28 Dec. 1832 (5870) 

69 276,295, 311, 402 u. .. w. 
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3. Zur allgemeinen Juſtizpflege: 


1) Den Preſidenten, den Vicepreſidenten, die Landraͤthe und einen der Aſſeſſoren des a 
| Hofgerichts; 2) den Sekrekair der Hofgerichtsabtheilung für Bauernſachen; 3) die Landrich⸗ * 
ter, die Aſſeſſoren und Sekretaire der Landgerichte; 4) die Vorſitzer, die adeligen Beiſitzer | 
und die Sekretaire der Kreisgerichte; 5) die Kirchſpielsrichter und deren Subſti⸗ 
tuten. i 
Vergl. d. Beh.⸗Verf. der Oftfeegouv., B. IT; Livl. Bauerv. v. 26 März 1819 (27735) 55 187, 158 f 
u. 184; 1854 Nov. 11 (7559); 1840 Nov. 26 (13291). | 


4. Zur allgemeinen Polizeiverwaltung: 


1) die Ordnungsrichter; 2) ihre Adjunkten und die Notare der Ordnungsgerichte. 
Vergl. d. Beh.⸗Verf. d. Oſtſeegouv., B. II. 


5. Zur poſtirungsderwaltung: 


Die Poſtirungsdirektoren. 
Infıc. f. d. Livl. Ritterſchaſtabeamten v. 1827, $ 11. 


II Th. 4 
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360. Die Livlaͤndiſche Ritterſchaft waͤhlt auch die Curatoren und Aufſeher der von ihr 
abyängigen Schulen und ſonſtigen Anſtalten und Stiftungen, fo wie auch uͤberdem noch in 
beſonderen Fällen Kommiſſarien und Deputirte oder Bevollmaͤchtigte von ganz Livland 
oder von einzelnen Kreiſen deſſelben. 


B. Von den wahlberechtigten und den wahlfaͤhigen Perſonen. 
1. Von den bei Beſetzung von Aemtern wahlberechtigten Perfonen, 


361. An den Wahlen der Livlaͤndiſchen Ritterſchaft nehmen alle zu der ortlichen Ma: 
trikel gehörende Edelleute Theil, die in Livland Ritterguͤter beſitzen. 
Liol. Landt.⸗O. v. 1827, § 63. Allerh. beſt. Gutacht. d. Reichsr. v. 21 Juni 1845. 


562. An den Wahlen auf den Landtagen nehmen, mit Beobachtung der im $ 62 
aufgeſtellten Regeln, auch die Deputirten der Stadt Riga Theil. 
Ebend. 


365. An den Wahlen zur Beſetzung der Aemter in den Kirchſpielsgerichten nehmen 
auch die nicht immatrikulirten Edelleute Theil, die in dem Bezirke, wo die Wahl Statt 


findet, Ritterguͤter beſitzen. 
Livl. Bauer⸗V. v. 26 März 18 19 (27755) $$ 157 u. 158. 


II. Von den zu Aemtern wahlfaͤhigen Perſonen. 


3644. Zu den von der Wahl der Livlaͤndiſchen Ritterſchaft abhuͤngenden Aemtern können 
nur örtlich immatrikulirte Edelleute erwaͤhlt werden. Ausnahmen von dieſer allgemeinen 
Regel find unten, in den §§ 378, 380, 382, 387-389, 391 und 392, enthalten. 

Priv. Sigism. Aug. v. 28 Nov. 1561, p. 5. — Caut. Radz. v. 1 März 1562, p. 3. — Dipl. d. 

Union Livl. mit Litthauen v. 26 Dec. 1666, p. 9.— Königl. Schwed. Reſol. v. 6. Aug. 1654, 5 6, 

17 Aug. 1648,59; 10 Mai 1678, 5 11. — AtP. der Liol. Ritterſch. v. 4 Juli 1710 (2279) 

P. 0 u. 11. 


365. Niemand kann zur Uebernahme eines Wahldienſtes gezwungen werden. Eine 
Ausnahme hiervon findet blos bei der Erwaͤhlung eines Ordnungsgerichtsmitgliedes (a) 
und bei Beſetzung des Amtes eines Poſtirungsdirektors Statt (b). 

(a) Landt.⸗O. v. 28 Jan. 1668, beit. mittelſt Koͤnigl. Schwed. Reſ. v. 22 Sept. 1671. Livl. Landt.⸗ 

9. v. 1827, $ 59. —(b) Inf. f. d. Liol. Ritterſch⸗Beamt. v. 1827, $ 11. 

Anmerkung. Wer in das Ordnungsgericht gewählt wird, kann durch Erlegung einer Poͤn von 100 
RO, S. M. den Antritt des Amtes ablehnen. 

Livl. Landt.⸗O. v. 1827, § 59 


4) Von den bei der innern Verwaltung der Ritterſchaft zu Aemtern wahl 
fähigen Perſonen. 
366. Zu Landraͤthen werden oͤrtlich immatrikulirte Edelleute erwaͤhlt, die in dem 
Diſtrikte ($ 557), aus welchem fie zu wählen find, mit einem Rittergute anfüßig find. 
Kön. Schwed. Reſol. v. A Juli 1634, P. 1; Liol. Landt.⸗O. v. 1827, 5 67. 
367. Wenn ein Landrath in der Zwiſchenzeit von einem Landtage zum andern aus ir— 
gend einem Grunde fein ganzes unbewegliches Vermögen zu beſitzen aufhört, und Fein ande⸗ 


15 erwirbt, ſo iſt er verpflichtet, beim erſten darauf folgenden Landtage ſein Amt niederzu⸗ 
egen. 


Livl. Landt.⸗O. v. 1827, 9 67. 
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368. Zur Wahl eines Landraths dürfen keine Perſone! vorgeſchlagen werden, die ein 
anderes Amt bekleiden, welches ihnen nicht geftattet, die Amtspflichten des Landraths aus: 
zuüͤben, und eben fo wenig ſolche, welche ſich Alters halber, kraͤnklicher Beſchaffenheit wegen 
oder aus andern beſondern Urſachen dazu nicht eignen. 

Ebend., $ 69. 


369. Vater und Sohn, Stiefvater und Stiefſohn und der Stieftochter Mann, Schwie— 
gervater und Schwiegerſohn und vollbuͤrtige Brüder und Halbbruͤder, von vaͤterlicher Seite 
ſowohl, als auch von muͤtterlicher, konnen zu ein und derfelben Zeit nicht auf die Landraths⸗ 
wahl gebracht werden, oder zuſammen im Landrathskollegium ſitzen. 

Ebend., $ 68. 


370. Wird jemand zum Landrathe vorgeſchlagen, der mit einem Mitgliede des Land⸗ 
rathskollegiums in einem der im obigen § 369 erwähnten Grade verwandt oder ver⸗ 
ſchwaͤgert iſt, fo kann er nur dann zur Wahl kommen und zur Beſtaͤtigung im Amte vor⸗ 
geſtellt werden, wenn fein im Landrathskollegium ſitzender Verwandter erklaͤrt „daß er fein 
Landrathsamt niederlege. 

Ebend. 


571. Der Landmarſchall wird abwechſelnd aus den ͤrtlich immatrikulitten Edelleuten 
des Lettiſchen und Eſthniſchen Diſtrikts erwaͤhlt. In dem Diſtrikte, aus welchem er ge: 
wählt wird, muß er mit einem Ritlergute anſaͤßig fein. 

Ebend., $ 23. 


572. Auf die Landmarſchallswahl kann Niemand gebracht werden, wenn fein Vater 
oder Stiefvater, ſein Sohn oder Stiefſohn, ſein vollbuͤrtiger Bruder oder Halbbruder, von 
vaͤterlicher Seite ſowohl, als auch von muͤtterlicher, fein Schwiegervater oder Schwieger⸗ 
ſohn und fein Stiefſchwiegervater oder Stiefſchwiegerſohn im Landrathskollegium ſitzt. 
Dagegen konnen die in einem der gedachten Grade verwandten oder verſchwaͤgerten Perſonen 
zu einer und derſelben Zeit zu dem Landmarſchallsamte vorgeſchlagen werden. 

Ebend., § 24. 


575. Iſt ein Edelmann auf die Landrathswahl gebracht, aber zum Landrathe nicht er: 
waͤhlt worden, ſo iſt es erlaubt, denſelben zum Landmarſchalle zu waͤhlen. 
Ebend. 


374. Zu Kreisdeputirten können nur örtlich immatrikulirte Edelleute erwählt werden, 
die in dem Kreiſe, für welchen die Wahl gefchieht, mit Guͤtern anſaͤßig find. 
Ebend., $ 86. 


375. Zu Deputirten und Revidenten der Ritterſchaftskaſſe konnen nur örtlich immatri⸗ 
kulirte Edelleute erwaͤhlt werden. Zu Kaſſadeputirten werden vorzugsweiſe ſolche Edelleute 
gewaͤhlt, die der Landmarſchall in Vorſchlag bringt und die fruher Revidenten der Nitter: 


ſchaftskaſſe waren. 
Ebend., 8552 u. 86. 


576. Zum Vorſitzer der Ritterſchaſtsgüter⸗Kommiſſion wird immer ein Landtath ge: 
wählt. Die Beiſitzer darin, deren vier find, werden aus den oͤrtlich immatrikulirten Edel⸗ 
leuten, aus jedem Kreiſe einer, gewählt. 

Ununterbr. Gewohnh. 


N 
| 52 
| 377. Zum Nitterichaftsfefretaie und Ritterſchaftsnotar konnen bloß örtlich immalri⸗ 


Al kulirte Edelleute, die der Geſchaͤftsfuͤhrung kundig find, gewählt werden. 
0 Livl. Landt.⸗O. von 1827, § 71. 


Anmerkung. Wer auf die Wahl zu dieſen zufegt erwähnten Aemtern gebracht worden ift, oder darum 
1 nachſucht, wird vor der Wahl in Bezug auf feine Kenntniſſe in der Geſchaͤftsfuͤhrung einer vorlaͤuſigen 


u Prüfung im Landrathskollegium unterworfen. 
N Ebend., $ 72. 


N 378. Zum Amte eines Ritterſchaſtsrentmeiſters konnen Perſonen jedes Standes ge⸗ 

wählt werden, wenn fie des Rechnungsweſens kundig find und hinlaͤngliche Buͤrgſchaft 

ll leiſten können. 
Ebend., $ 63. 

N 379. Bei der Wahl des Rentmeiſters iſt vorzüglich das Gutachten der Kaſſedeputirten 

IN zu beruͤckſichtigen, indem dieſelben für die Kaſſeverwaltung verantwortlich find, und ihnen 


| auch der Nentmeifter unmittelbar untergeben iſt. 
N Ebend. 


2) Von den bei der Verwaltung der Angelegenheiten der Evangeliſch-Luthe— 
riſchen Kirchen zu Aemtern wahlfähigen perſonen. 


| 

u 

380. Zum Kandidaten zur Stelle eines weltlichen Mitgliedes des General⸗Konſiſtoriums 
konnen ſowohl Edelleute, als auch Perſonen anderer nicht ſteuerpflichtigen Staͤnde Evange⸗ 
' liſch⸗Lutheriſcher Konfeſſion, vorzugsweiſe aus den ortlichen Bewohnern, erwaͤhlt werden. 
Gef. für die Evangeliſch⸗Lutheriſche Kirche in Rußland v. 28 Decbr. 1832 (5870) $ 311; Alerh. 
beſt. Gutacht. des Reichsr. vom 21 Juni 1845. 


381. Zum Preſidenten des Livländiſchen Provinzial⸗Konſiſtoriums und zu Ober: 


* kirchenvorſtehern können nur Landraͤthe erwaͤhlt werden. 
5 Ebend., $$ 293 u. 402. 


l 582. Zum Generalſuperintendenten wird ein Evangeliſch⸗Lutheriſcher Prediger gewählt. 
N! Ebend., 9 276. 


383. Zu weltlichen Beiſttern des Livfländiſchen Provinzial⸗Konſiſtoriums und der 
Oberkirchenvorſteheraͤmter konnen bloß drtlich immatrikulirte Edelleute gewaͤhlt werden. 
0 Ebend., § 294 u. 492. } 


N 3) Von den bei der allgemeinen Juftizpflege zu Aemtern wahlfähigen 
Hl perſonen. 


38%. Zu den Stellen des Preſidenten, des Vicepreſidenten und eines der Aſſeſſoren 
des Hofgerichts konnen nur drtlich immatrikulirte Edelleute gewaͤhlt werden. 
N Beh.⸗Verf. der Oſtſcegouv., B. II. 


— 


| 585. Zum Sekretair der Abtheilung des Hofgerichts für Bauernſachen kann bloß ein 
oͤrtlich immatrikulirter Edelmann gewaͤhlt werden, welcher die Rechte ſtudirt hat. 
N Livl. Bauer⸗V. vom 26 März 1819 (27735) $ 199, 


1 586. Zu Landrichtern und Landgerichtsaſſeſſoren und zu Vorſitzern und adeligen Bei⸗ 
ſitzern der Kreisgerichte können nur örtlich immatrikulirte Edelleute gewählt werden. 
Vergl. die Beh.⸗Verf. d. Oftſeegouv., B. IL; Livl. Bauer⸗V. vom 26 März 1819 (27755) § 184. 
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387. Zu Sekretairen der Landgerichte und Kreisgerichte werden rechtskundige Edelleu⸗ 
te, oder auch Perſonen anderer Stände gewählt. Hierbei iſt beſonders die Empfehlung der 


Landrichter und der Vorſitzer der Kreisgerichte zu beruͤckſichtigen. 
Vergl. d. Beh.⸗Verf. der Oſtſeegouv., B. II. 


388. Zu Kirchſpielsrichtern und deren Subſtituten werden örtlich immatrikulirte oder 
auch nicht immatrikulirte Edelleute erwaͤhlt, die in einem der Kirchſpiele, welche dem be⸗ 
treffenden Kirchſpielsgerichte untergeordnet ſind, ein Landgut beſitzen. 

Livl. Bauer⸗V. vom 26 März 1819 (27735) $ 157. 


389. Iſt in dieſen Kirchſpielen kein Gutsbeſitzer adeligen Standes auszumitteln, fo 
kann auch ein Nichtadeliger zum Kirchſpielsrichter gewahlt werden, oder auch ein Edelmann 
aus einem andern Kirchſpiele, der aber in der Nachbarſchaft wohnt, damit ſich die Recht⸗ 
ſuchenden ohne Schwierigkeit an ihn wenden konnen. 

Ebend., $ 158. 


) Von den bei der allgemeinen Polizeiverwaltung zu Aemtern nr 
Perſonen. 


390. Zu Ordnungsrichtern und Ordnungsgerichtsadjunkten werden nur erlich imma⸗ 
trikulirte Edelleute gewählt. 
Vergl. d. Beh.⸗Verf. der Oſtſeegouv., B. II. 
391. Zu Notaren der Ordnungsgerichte werden rechtskundige Edelleute, oder auch 
Perſonen anderer Stände gewählt. Hierbei iſt beſonders die Empfehlung der Ordnungs⸗ 


richter zu beruͤckſichtigen. 
Ebend. 


5) Von den bei der Poſtirungsverwaltung zu Aemtern wahlfähigen 
Perſonen. 


392. Zu Poſtirungsdirektoren werden Edelleute gewaͤhlt, die innerhalb der Grenzen 
des Bezirks, von welchem die Stationen, nebſt den dazu gehörigen Gebäuden, erbaut 


worden, mit Landguͤtern anfüpig find. 
Instr. f. d. Livl. Ritterſch.⸗Beamt. v. 1827, 0 11. 


C. Von der Wahlordnung. 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 


393. Die Wahlen zu den von der Livlaͤndiſchen Ritterſchaft abhaͤngenden Aemtern 
finden auf den Landtagen diefer Ritterſchaft Statt. Ausnahmen von dieſer allgemeinen 
Regel enthält der unten folgende $ 395. 

Vergl. die Liol. Landt.⸗O. v. 1827. 


594. Aemter, die in der Zwiſchenzeit von einem Landtage zum andern erledigt wer⸗ 
den, find mit Perſonen zu beſezen, welche auf Verfügung des Adelskonvents dazu ernannt 
werden, fofern nicht die Beſezung derſelben nach H 139 ausſchließlich dem Landtage 
gebührt. In dieſem Falle bleiben dieſe erledigten Aemter bis zum kuͤnftigen Landtage 
unbeſetzt. 

Liol. Landt.⸗Ordn. v. 1827, $ 87. 

395. Der Kandidat zu dem Aimte eines weltlichen Mitgliedes des General⸗Konſiſto⸗ 

riums wird vom Landrathskollegium erwählt; die Poſtirungsdirektoren werden auf den 
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Poſtirungskonventen erwaͤhlt; die Kirchſpielsrichter und ihre Subſtituten hingegen werden 
in den nach Kirchſpielsgerichts⸗-Sprengeln Statt findenden Verſammlungen erwaͤhlt (a). 
Der Prediger des Trikatenſchen Kirchſpiels wird vom Adelskonvente ernannt (b); dagegen 
aber werden der Oberpaſtor und der Diakonus der St. Jakobskirche in Riga vom reſidi⸗ 
renden Landrathe im Namen der ganzen Ritterſchaft angeftellt (e). 
(a) Livl. Bauer⸗V. v. 26 März 1819 (27735) 50 187, 158; Livl. Landt.⸗O. v. 1827, 5 11; Ger. 
f. d. Ev.-Luth. K. in Rußl. v. 28, Dec. 1632 (5870) $ 311.— (0) Landt.-Schl. v. 1818, — 
(e) Reife, d. Gen.⸗Gouv. v. 1766. 


II. Von dem Verfahren bei den Wahlen auf dem Landtage. 


396. Die Landtagswahlen finden entweder in der vollen Landtagsverſammlung oder 


in den Kreiſen Statt. 
Livl. Landt.⸗O. v. 1827, 5 60. 


397. An den Wahlen in der allgemeinen Landtagsverſammlung nimmt die ganze 
Ritterſchaft unter der Leitung des Landmarſchalls Theil. Die Kreiswahlen werden unter 
der Leitung eines der Landraͤthe, und zwar in der Regel desjenigen, welcher die Stelle 
des ortlichen Oberkirchenvorſtehers verwaltet, von den Edelleuten bewerkſtelligt, welche zu 
dem Kreiſe gehören, von welchem die Wahlen abhaͤngen. 

Ebend., F 51, 60 u. 62. 


398. In der allgemeinen Landtagsverſammlung werden gewaͤhlt: 1) die Landraͤthe, 
der Landmarſchall, die Kaſſedeputirten, der Vorſitzer der Ritterſchaftsguͤter⸗Kommiſſion, 
der Sekretair, der Notar und der Rentmeiſter der Ritterſchaſt; 2) der Preſident, der 
Vicepreſident und die Landraͤthe, die im Hofgerichte ſitzen, und einer der Aſſeſſoren dieſes 
Gerichts; 3) der Sekretair des Hofgerichts für Bauernſachen; 4) der Preſident, der geiſtliche 
Vicepreſident (Generalfuperintendent) und die weltlichen Beiſitzer des Livlaͤndiſchen 
Provinzial-Konſiſtoriums. 

Livl. Landt.⸗O. v. 1827, 55 60, 61. — Gef. f. d. Ev.⸗Luth. K. in Rußland v. 28 Dec. 1832 

(5870) $$ 276, 293 u. 294; 1854 Nov. 11 (7559); 1840 Nov. 26 (1399 ). 


399. In den Kreiſen werden gewählt: 1) die Kreisdeputirten und die Ritterſchafts⸗ 
kaſſe⸗Revidenten; 2) die Mitglieder der Ritterſchaftsguͤter⸗Kommiſſion; 3) die Vorſitzer 
und Mitglieder der Landgerichte und Ordnungsgerichte, die Sekretaire und Notare dieſer 
Gerichte; A) die Vorſitzer, adeligen Beiſitzer und Sekretaire der Kreisgerichte; 3) die 
Oberkirchenvorſteher und die weltlichen Mitglieder der Oberkirchenvorſteher-Aemter. 

Anmerkung. Andere, in beſondern Fallen zu ernennende Kommiſſarien und Deputirte oder Bevol⸗ 
maͤchtigte werden, nach dem Ermeſſen der Ritterſchaft, auf dem Landtage entweder in der allgemeinen 


Verſammlung oder in den Kreiſen gewahlt. 
Livl. Landt.⸗O. v. 1827,85 64, 60, 61, 62 u. 86. 


400. In Gemäßbeit des 9 86 wild gleich nach Eröffnung des Landtags und vor 
dem Beginnen der Landtagsberathungen zur Wahl des Landmarſchalls geſchritten. 
Ebend., 9 86. 
101. Die übrigen Wahlen werden nach Beendigung aller Landtagsberathungen in 
folgender Ordnung vorgenommen, und zwar: 


J. In der allgemeinen Landtagsverſammlung die Wahlen: 


1) Zu den Stellen im Landrathskollegium und der Nitterſchaftskanzellei, fo wie auch 
zu den Stellen der Kaſſedeputirten. 
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2) Zu den Stellen im Hofgerichte. 

3) Zur Stelle des Vorſitzers der Ritterſchaftsguͤter⸗Kommiſſidn. 

4) Zu den Stellen des Preſidenten, des geiſtlichen Vicepreſidenten und der weltlichen Bei: 
ſitzer des Livlaͤndiſchen Provinzial-Konſiſtoriums. 


II. In den Kreiſen die Wahlen: 


1) Zu den Landgerichtsſtellen. 

2) Zu den Stellen in den Ordnungsgerichten und in den Kreisgerichten. 

3) Zu den Stellen in den Kanzelleien der Landgerichte, der Ordnungsgerichte und der 
Kreisgerichte. 

4) Zu den Stellen der Mitglieder der Ritterſchaftsgüͤter⸗Kommiſſion. 

3) Zu den Stellen der Kreisdeputirten und der Ritterſchaftskaſſe-⸗Revidenten. 

6) Zu den Stellen der Oberkirchenvorſteher und der weltlichen Beifiger der Oberkirchen⸗ 
vorſteher⸗Aemter. 

Ebend., 54, 65 u. 86. 

402. Sobald eine Wahl vor ſich gehen ſoll, macht der Landmarſchall Tags vorher 

der Ritterſchaft Anzeige davon, damit ſie ſich früher als gewöhnlich verſammle und bis 


zur Beendigung der Wahl die Verſammlung nicht verlaſſe. 
Ebend., $ 57. 


4053. Jede Wahl geht befonders vor ſich, und eine einmal begonnene Wahl darf bis 
zu ihrer Beendigung nicht unterbrochen werden. 
Ebend., § 56. 


4041. Wer bei dem Anfange einer Wahl nicht zugegen war, iſt auch während der 
Dauer derſelben nicht befugt, weder ſeine Stimme abzugeben, noch an dem Ballottement 
Theil zu nehmen. 

Ebend. 

405. Vater und Sohn, Stieſvater und Stiefſohn und der Stieftochter Mann, 
Schwiegervater und Schwiegerſohn, vollbuͤrtige Brüder und Halbbruder, von väterlicher 
Seite ſowohl, als auch von muͤtterlicher, konnen zwar zu einer und derſelben Zeit an dem 
Ballottement uͤber eine dritte Perſon Theil nehmen, duͤrfen aber nicht einer zu Gunſten 
des andern ſtimmen. 

Ebend., § 64. 

406. Bei den Wahlen in der allgemeinen Landtagsverſammlung hat jeder Edel⸗ 

mann nur eine Stimme, wenn er auch mehrere Landguͤter beſitzt. 
Ununterbr. Gewohnh. 

407. Bei den Kreiswahlen hat derjenige, welcher Landguͤter in mehrern Kreiſen be⸗ 
ſitzt, eine Stimme in jedem dieſer Kreiſe. 

Eben ſo. 


A408. Bei den Wahlen, ſowohl in der allgemeinen Landtagsverſammlung, als auch in 
den Kreiſen, ſchreibt jeder Waͤhlende den Namen der von ihm gewählten Perſon deutlich 
auf einen beſondern Zettel, wickelt dieſen Zettel zuſammen und uͤbergibt ihn, wenn die 
Wahl in der allgemeinen Landtagsverſammlung Statt findet, dem Landmarſchalle; bei 
den Kreiswahlen aber dem Landrathe, welcher den Vorſitz fuͤhrt. 

Liol. Landt.⸗O. v. 1827, § 60. 
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409. Nach dem Eingange aller Zettel offnet der Landmarſchall, oder bei den Kreis⸗ 
wahlen der den Vorſitz fuͤhrende Landrath, die Zettel und verlieſt laut die Namen der zur 
Wahl Vorgeſchlagenen. 

Ebend., $ 61. 
410. Den Landmarſchall kontrolliren bei der Verleſung zwei Landräthe. 
Ebend. 


Al. Der Ritterſchaftsſekretair und zwei ihn kontrollirende Mitglieder der Ritterſchaft 
tragen alle vom Landmarſchalle verlautbarte Namen in eine von jedem derſelben geführte 
beſondere Lifte. Die Originalzettel werden hierauf vernichtet. 

Ebend. 


A412. Bei den Kreiswahlen werden die Namen der vorgeſchlagenen Kandidaten von zwei 
Mitgliedern der Ritterſchaft notirt. 

Ebend. 

415. Nachdem alle Namen in die Lifte eingetragen worden find, werden von den Kan⸗ 
didaten (drei an der Zahl, und bei der Wahl des Landmarſchalls ſechs an der Zahl) diejenigen 
zum Ballottement beſtimmt, welche dieſer Lifte zufolge durch die größere Zahl der Wähler 
vorgeſchlagen worden ſind. 

Ebend., $ 62. 

414. ueber diefe Kandidaten wird von allen Wählern ballottirt, und der Anfang mit 

dem Diſtrikte gemacht, zu welchem der Landmarſchall gehört. 
Ebend., § 63. u 


415. Findet bei den Wahlen in der allgemeinen Landtagsverſammlung Gleichheit der 
Stimmen Statt, fo gibt die Stimme des Landmarſchalls den Ausſchlag (Vergl. $ 114); 


bei den Kreiswahlen entſcheidet der den Vorſitz führende Landrath den Zweifel durch das 
Loos. 
Ebend., $ 86. 


416. Bei den Kreisdeputirten, fo wie auch bei den Deputirten und Revidenten der 
Ritterſchaftskaſſe, findet kein Ballottement Statt. Die zu diefen Aemtern von der größeren 
Zahl der Waͤhler vorgeſchlagenen Kandidaten werden als zum Amte erwaͤhlt betrachtet. 

Ebend., $ 54. 


III. Von dem Verfahren bei Beſetzung der erledigten Stellen durch den 
Adelskonvent. 


AN. Wird in der Zwiſchenzeit von einem Landtage zum andern eine Stelle erledigt, 
deren Beſetzung dem Konvente uͤberlaſſen ift, fo trägt der reſidirende Landrath dem Ober: 
kirchenvorſteher und den Deputirten des Kreiſes, in welchem die Amtserledigung Statt ges 
funden hat, auf, drei Kandidaten zu dieſer Stelle in Vorſchlag zu bringen. 

Ebend., § 87. 


418. Hierauf geben auch der reſidirende Landrath und der Landmarſchall ihre Stimmen 
zum Beſten eines dieſer drei Kandidaten. Bei Gleichheit der Stimmen entſcheidet der reſidi⸗ 
rende Landrath die Wahl durch das Loos. 

Ebend. 
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D. Von dem Verfahren bei Beftätigung in den durch die Livländiſche 
Ritterſchaft zu beſetzenden Wahlaͤmtern. 


I. Zur innern Verwaltung der Ritterſchaſt. 


419. Nach Beendigung der Wahl zur Beſetzung der Aemter der Landruͤthe und des 
Landmarſchalls werden die Kandidaten, welche die meiſten affirmativen Stimmen erhalten 
haben, zwei zu jedem Amte, dem Generalgouverneur zur Beſtuaͤtigung eines derſelben 


vorgeſtellt. 
Liol. Landt.⸗O. v. 1827, 89 23, 70, 1827 Febr. 8 (874). 


420. Die Lifte der zur Beftätigung vorzuftellenden Kandidaten, mit der Anzeige der 
Zahl der affirmativen und negativen Bälle bei jedem von ihnen, wird dem Generalgouver⸗ 
neur von einem Landrathe und vier Kreisdeputirten, einem von jedem Kreiſe, uͤberreicht. 

Livl. Landt.⸗O. v. 1827, $ 65. 


421. Iſt der Generalgouverneur in der Gouvernementsſtadt nicht anweſend, ſo wird 

die Liſte der Kandidaten nach ſeinem Aufenhaltsorte abgefertigt. 
Ebend. 

422. Erfolgt die Beſtaͤtigung noch während des Landtags, fo wird fie in der allgemei⸗ 
nen Verſammlung deffelben verleſen; iſt aber der Landtag bereits aufgelöft, fo wird die Ritter⸗ 
ſchaft durch das Landrathskollegium davon benachrichtigt. 

Ebend., $ 66, 


4253. In Bezug auf die Wahlen zur Beſetzung der uͤbrigen Aemter, behufs der innern 
Verwaltung der Ritterſchaft, findet keine obrigkeitliche Beſtaͤtigung Statt. Dem General- 
gouverneur wird das Reſultat dieſer Wahlen bloß zur Kenntniß mitgetheilt. 

Ununterbr. Gewohnh. 


II. Zur Verwaltung der Evangeliſch-Lutheriſchen Kirchen und zur Juſt iz und 
Polizeipflege. 


42%. Die Beſtimmungen uͤber die Beſtaͤtigung in den von der Lioländifchen Ritterſchaft 
abhaͤngenden Aemtern zur Verwaltung der Evangeliſch⸗Lutheriſchen Kirchen und zur allge⸗ 
meinen Juſtiz- und Polizeipflege find an ihrem Orte, im I Theile dieſes Provinzialrechts 
und in dem Geſetze für die Evangeliſch⸗Lutheriſche Kirche in Rußland „ enthalten. 


Zweite Abtheilung. 
Von den Wahlen der Oeſelſchen Ritterſchaft. 
A. Bezeichnung der Aemter, welche durch Wahl der Oeſelſchen Ritterſchaft 
beſetzt werden. 
425. Die Oeſelſche Ritterschaft wählt: 
1) Zur innern Verwaltung der Ritterfhaft: 
1) Die Landruͤthe; 2) den Landmarſchall; 3) die Konventsdeputirten; 4) die Kaſſedepu⸗ 


tirten; 5) die Ritterſchaftskaſſerevidenten und 6) den Ritterſchaftsſekretair. 
Vergl. die Oeſelſche Landt.⸗O. v. 1827. 
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2) Zur Verwaltung der Evangeliſch-Lutheriſchen Kirchen: 


1) Einen Kandidaten zum Amte eines weltlichen Mitgliedes des General⸗Konſiſtoriums; 
2) den Preſidenten, den geiſtlichen Vicepreſidenten (Superintendenten) und den weltlichen 
Beiſitzer des Oeſelſchen Provinzial-Konſiſtoriums; 3) den Oberkirchenvorſteher; 4) den 
weltlichen Beiſitzer des Oberkirchenvorſteheramts. 

Vergl. das Allerh. beit. Gefeg für d. Ev. Luth. Kirche in Rußland v. 28 Dec. 1852 (5870) 

$$ 276, 295, 294, 311, 492 u. a. m. 


3) Zur allgemeinen Juſtizpflege: 


1) Einen Aſſeſſor des Livlaͤndiſchen Hofgerichts; 2) den Landrichter; 3) die Aſſeſſoren 
und den Sekretair des Landgerichts; A) den Vorſitzer, die adeligen Beiſitzer und den Ce: 
kretair des Kreisgerichts; 5) die Kirchſpielsrichter und deren Subſtituten; 6) den Selre⸗ 
tair der Abtheilung fir Bauerſachen beim Landrathskollegium. 

Vergl. d. Beh.⸗Verf. d. Oſſſee⸗Gouv., B. II; d. Viol. Bauer⸗V. v. 26 März 1819 (27755) $ 157 

und d. Anm. zu 99 184 u. 199; 1840 Nov. 26 (13991). 


4) Zur allgemeinen Polizeiverwaltung: 


1) Den Ordnungsrichter; 2) feine Adjunkten und den Ordnungsgerichtsnotar. 
Def. Landt.⸗O. v. 1827, § 41. 


B. Von den wahlberechtigten und den wahlfähigen Perfonen. 


1 Von den bei Beſetzung von Aemtern wahlberechtigten Perſonen. 


426. Auf der Inſel Oeſel nehmen an den ritterſchaftlichen Wahlen alle örtlich 
immatrikulirte Edelleute Theil, die mit Ritterguͤtern anſaͤßig find. 
Oeſelſche Landt.⸗O. v. 1827, $ 47; Allerh. beſt. Gutacht. d. Reichsr. v. 21 Juni 1845. 


427. An den Wahlen der Kirchſpielsrichter und deren Subſtituten nehmen alle Guts⸗ 
beſitzer des Diſtrikts Theil, in welchem die Wahl Statt findet, ſowohl die örtlich imma— 
trikulirten, als auch die nicht immatrikulirten. 

Livl. Bauer⸗V. v. 26 März 1819 (27735) § 158 u. 159. 


II. Von den zu Aemtern wahlfähigen Perfonen. 


428. Zu den von der Wahl der Oeſelſchen Ritterſchaft abhaͤngenden Aemtern konnen 
nur oͤrtlich immatrikulirte Edelleute erwaͤhlt werden. Von dieſer allgemeinen Regel finden 
jedoch dieſelben Ausnahmen Statt, welche für Livland gelten (5 380, 382, 387— 
389, 391). 


129. Zu Landraͤthen und zum Landmarſchallsamte werden Edelleute erwaͤhlt, die 
örtlich immatrikulirt und mit einem Rittergute im Arensburgſchen Kreiſe anſaͤßig find. 
Bei ihrer Wahl gelten die Regeln, die behufs der Wahl der Landräthe in Livland in den 
$$ 367-370, 372 und 373 enthalten find. 

? Defel. Landt.⸗O. v. 1897,55 55, 60-65. 


450. Zu Konventsdeputirten können gleichfalls nur Edelleute erwaͤhlt werden, die 
örtlich immatrikulirt und mit Nittergütern im Arensburgſchen Kreiſe arfüßig find. 
Ebend. , § 84. 
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431. Zu Deputirten und zu Revidenten der Ritterſchaftskaſſe, fo wie auch zum Rit⸗ 
terſchaftsſekretair, konnen nur drtlich immatrikulirte Edelleute erwählt werden. Der 
Sekretair muß mit der Geichäftsführung vertraut fein. Sucht Jemand um dieſe Stelle 
nach, fo wird derſelbe vor der Wahl dazu einer vorläufigen Prüfung im Landrathskollegium 
unterworfen (Vergl. d. $ 377 u. Anm.). 

Ebend., F 65, 156 u. fig. 


452. Zum Amte eines der Aſſeſſoren des Livlaͤndiſchen Hofgerichts und des Sekre⸗ 
tairs der beim Landrathskollegium errichteten beſondern Abtheilung für Bauerſachen werden 
oͤrtlich immatrikulirte Edelleute erwaͤhlt. 

Livl. Bauer⸗V. v. 26 März 1819 (27735) Anm. zum $ 199. — 1840 Nov. 26 (13991). 


455. Alle in den K 380—383, 386—391 aufgeſtellten Regeln in Betreff der 
Perſonen, die zum Behufe der Verwaltung der Evangeliſch⸗Lutheriſchen Kirchen, ſo wie 
auch der allgemeinen Juſtiz- und Polizeipflege in Livland zu Aemtern erwaͤhlt werden, 
erſtrecken ſich auch auf die Inſel Oeſel. 

Vergl. d. Geſ. f. d. Evang.⸗Luth. Kirche in Rußland v. 28 Dec. 1832 (5870) 65 276, 293, 311, 

492; Allerh. bet. Gutacht. d. Reichsr. v. 21 Juni 1845, Vergl. d. Beh.⸗Verf. d. Oſtſ.⸗Goup., B. II. 


C. Von der Wahlordnung. 
I. Allgemeine Beſtimmungen. 


45%. Die Wahlen zu den von der Oeſelſchen Ritterſchaft abhuͤngenden Aemtern finden 
auf den ortlichen Landtagen Statt. Ausnahmen von dieſer allgemeinen Regel enthält der 
unten folgende 436. 

Neffe, des Gen.⸗Gouv. Graf. Browne an die Def. Ritterſchaft v. 19 Sept. 1785; Def. Landt.⸗O. v. 

1827, 5 2. 


455. Aemter, die in der Zwiſchenzeit von einem Landtage zum andern erledigt wer⸗ 
den, ſind durch den Adelskonvent zu beſetzen, ſofern nicht ihre Beſetzung ausſchließlich dem 
Landtage gebührt ($ 445). In dieſem Falle bleiben jene Aemter bis zum folgenden 
Landtage unbeſetzt. 

456. Der Kandidat zur Beſetzung der Stelle eines weltlichen Mitgliedes des Gene: 
ral⸗Konſiſtoriums wird vom Landrathskollegium ernannt. Die Kirchſpielsrichter und ihre 
Subſtituten werden in den Verſammlungen des Bezirks gewählt, welcher unter der Ge— 
richtsbarkeit des betreffenden Kirchſpielsgerichts ſteht. 

Gef. f. d. Evang.-Luth. Kirche in Rußland v. 28 Dee. 1852 (5870) § 311. — Liol. Bauer⸗V. v. 

26 März 1819 (27755) $ 157 u. 188. 


II. Von dem Verfahren bei den Wahlen auf dem Landtage. 


157. Nach Beendigung ſaͤmmtlicher Landtagsverhandlungen beginnen die Wahlen in 
der allgemeinen Verſammlung der Mitglieder des Landtags, unter der Leitung des Land⸗ 
marſchalls. 


Oeſelſche Landt.⸗O. v. 1827, 9 41. 
458. Die Wahlen werden in folgender Ordnung vorgenommen: 
1) Zur Stelle des Landmarſchalls. 
2) Zu den im Landrathskollegium und in der Ritterſchaftskanzellei erledigten Stellen. 
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3) Zu den Stellen des Preſidenten, des geiſtlichen Vicepreſidenten (Superintendenten) 
und des weltlichen Beiſitzers des Oeſelſchen Provinzial-Konſiſtoriums, des Oberkirchen⸗ 
vorſtehers und des weltlichen Beiſitzers des Oberkirchenvorſteheramts. 

4) Zu der Stelle eines der Aſſeſſoren des Livlaͤndiſchen Hofgerichts. 

5) Zum Kandidaten zur Stelle eines weltlichen Mitgliedes des General⸗Konſiſtoriums. 

6) Zu der Stelle des Sekretairs der beim Oeſelſchen Landrathskollegi um beſtehenden 
beſondern Abtheilung fuͤr Bauerſachen. 

7) Zu den Stellen im Landgerichte und Kreisgerichte. 

8) Zu den Stellen im Ordnungsgerichte. 

9) Zu den Stellen in den Kanzelleien des Landgerichts, des Ordnungsgerichts und des 
Kreisgerichts. 

10) Zu den Stellen der Konventsdeputirten. 

11) Zu den Stellen der Kaſſedeputirten. 


12) Zu den Stellen der Kaſſerevidenten. 
Ebend. f 
Anmerkung 1. Wenn in der Zwiſchenzeit von einem Landtage zum andern das Amt des Landmar⸗ 


ſchalls oder eines Konventsdeputirten erledigt wird, fo findet die Wahl zu dieſen Aemtern unmittelbar 


nach Eröffnung des Landtags Statt. 
Ebend., $ 57. 


Anmerkung 2. Wird im Landgerichte das Amt des erſten Aſſeſſors erledigt, fo rudt der zweite Aſſeſ⸗ 
ſor in dieſes Amt ein; an deſſen Stelle aber wird ein Anderer erwaͤhlt. 
Def. Landt.⸗O. v. 1827, 5 41; Def. Landt.⸗Schl. v. 8 Dec. 1850, p. A und v. 10 Dec., p. 2. 


459. Von jeder bevorſtehenden Wahl benachrichtigt der Landmarſchall Tags zuvor die 
Ritterſchaft, damit fie ſich früher als gewohnlich verſammle, und vor beendigter Wahl 
die Verſammlung nicht verlaſſe. 

Ebend., 9 42. 0 


440. Jede Wahl geht beſonders vor ſich, und ein angefangenes Wahlgeſchäft darf 
vor der Beendigung deſſelben nicht unterbrochen werden. Vor dem Anfange der Wahlen 
ſind die darauf Bezug habenden Verordnungen zu verleſen. 

Ebend., $$ Al u. 53. 


441. Wer bei dem Anfange einer Wahl nicht zugegen war, iſt auch wahrend der 
Dauer derſelben nicht befugt, ſeine Stimme abzugeben, oder an dem Ballottement Theil 


zu nehmen. 
Ebend., $ 41. 


112. Alle in den 90 405, 406, 408411, 413— 419 für Livland anfgeftellten Be⸗ 
ſtimmungen, das Verfahren bei der Stimmenſammlung und dem Ballottement in der 
allgemeinen Verſammlung des Landtags betreffend, gelten auch auf der Inſel Oeſel; je— 
doch wird bei der Wahl des Landmarſchalls nicht, wie in Livland, uͤber ſechs, ſondern 
nur, wie bei den Wahlen zu den ſonſtigen Aemtern, über drei Kandidaten ballottirt. 

Ebend., 9 45—49, 54. 


III. Vom Verfahren bei Beſetzung der erledigten Stellen durch den 
Adelskonvent. 


4453. Wird in der Zwiſchenzeit von einem Landtage zum andern ein Amt erledigt, 
welches vom Konvente zu befegen iſt, fo trägt der reſidirende Landrath den Konventsdepu⸗ 
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tirten auf, zu dieſem Amte drei Kandidaten vorzuſchlagen. Für oder wider die vorgeſchlage⸗ 
nen Kandidaten ſtimmen zuvörderft die Deputirten, ſodann aber der reſidirende Landrath 
und der Landmarſchall. 

Ebend., § 85. 

44 4. Die Wahl wird durch Mehrheit der Stimmen, oder, bei deren Gleichheit, 
durch das Loos entſchieden. 

Ebend. 

445. Die Befugniß des Konvents, die in der Zwiſchenzeit von einem Landtage zum 
andern erledigten Stellen zu beſetzen, erſtreckt ſich nicht auf die Wahlen: 1) zur Beſetzung 
der Stellen der Landruͤthe, des Landmarſchalls, der Konventsdeputirten, der Kaſſedepu⸗ 
tirten und des Ritterſchaftsſekretairs; 2) zur Beſetzung der Stellen zum Behufe der Ver⸗ 
waltung der Evangeliſch⸗Lutheriſchen Kirchen, und 3) zur Beſetzung der Stelle eines der 
Aſſeſſoren des Hofgerichts. In Betreff aller dieſer Stellen ſteht das Wahlrecht ausſchließ⸗ 


lich dem Landtage zu. 
Oeſ. Landt.⸗O. v. 1827, § 133; 1840 Nov. 20 (13991). 0 


D. Von dem Verfahren bei Beſtaͤtigung in den durch die Oeſelſche 
Ritterſchaft zu beſetzenden Wahlaͤmtern. 


446. Bei Betätigung in den durch die Oeſelſche Ritterſchaft zu befegenden Wahluͤm⸗ 
tern findet daſſelbe Verfahren Statt wie in Livland (15 419, 422—424). Die Lifte der 
zur Beſtaͤtigung vorzuſtellenden Kandidaten, mit der Anzeige der Zahl der affirmativen und 
negativen Bälle bei jedem von ihnen, wird dem Generalgouverneur zugeſandt. 

Oeſelſche Landt.⸗O. v. 1827, 5 50. 


Dritte Abtheilung. 
Von den Wahlen der Eſthlaͤndiſchen Ritterſchaft. 


A. Bezeichnung der Aemter, welche durch Wahl der Eſthlaͤndiſchen Ritter: 
ſchaft beſetzt werden. 


4447. Die Eſthlaͤndiſche Ritterſchaft wählt: 
I. Zur innern Verwaltung der Ritterſchaft: 


1) Die Landraͤthe; 2) den Ritterſchaftshauptmann; 3) die Kreisdeputirten; 4) die 
Ritterſchaftsſekretaire und die Auſkultanten; 5) die Revidenten der Ritterſchaftskaſſe. 
Vergl. d. Eſthl. Landt.⸗O. v. 1756 und d. Wahlmeth. der Eſthl. Ritt. v. 1803. 


II. Zur Verwaltung der Kirchen Evangeliſch-Lutheriſchet 
f Konfeſſion: 


1) Einen Kandidaten zum Amte eines weltlichen Mitgliedes des General-Konſiſto⸗ 
riums; 2) für das Eſthlaͤndiſche Provinzial⸗Konſiſtorium den Preſidenten, den geiſtlichen 
Vicepreſidenten (Generalſuperintendenten), welcher zugleich die Stelle des Oberpaſtors 
und Predigers an der Domkirche vertritt, und die weltlichen Beiſitzer; 3) die Oberkirchen⸗ 
vorſteher; à) die weltlichen Beiſitzer der Oberkirchenvorſteheroͤmter; 5) die Vorſteher der 
Domkirche. 

Vergl. d. Gef. f. d. Cvangel.⸗Luth. Kirche in Rußland v. 28 Dec. 1832 (5870) 69 276, 293, 

294, 311, 402. 


62 


III. Zur allgemeinen Juſtizpflege: 


Außer den Landraͤthen, welche das Oberlandgericht bilden: 1) den Sekretair des Nie: 
derland⸗und Landwaiſengerichts; 2) die Mannrichter; 3) die Aſſeſſoren der Manngerichte; 
4) die Vorſitzer und adeligen Beiſitzer der Kreisgerichte. 

Vergl. d. Beh.⸗Verf. d. Oſtſeegouv., Bd. III; Eſthl. Bauer⸗V. v. 23 Mai 1816 (26278) 59 195, 194. 


IV. Zur allgemeinen Polizeiverwaltung: 

Die Hakenrichter. 

Vergl. d. Beh.⸗Verf. d. Oſtſee⸗Gouv., B. III. 

A448. Die Eſthlaͤndiſche Ritterſchaft wählt auch die Curatoren und Vorſteher der von 
ihr abhängenden Schulen und der fonftigen Anſtalten und Stiftungen, und uͤberdem auch, in 
beſondern Fällen, Kommiſſarien, Deputirte oder Bevollmaͤchtigte von ganz Eſthland oder 
nur von einem oder mehrern Kreiſen deſſelben. 


B. Von den wahlberechtigten und wahlfaͤhigen Perfonen. 


IJ. Von den bei Beſetzung von Aemtern wahlberechtigten Perſonen. 


449. An den Wahlen der Eſthlaͤndiſchen Nitterfchaft nehmen alle örtlich immatriku⸗ 
lirte Edelleute Theil, die mit Ritterguͤtern im Gouvernement anſuͤßig find. 
Eſthl. Wahlmeth. v. 1805, § 6, P. a. 


II. Von den zu Aemtern wahlfähigen Perſonen. 


1) Allgemeine Beſtimmungen. 


450. Zu allen von der Eſthlaͤndiſchen Ritterſchaft abhängigen Aemtern, einige geift: 
liche ausgenommen, konnen nur drtlich immatrikulirte Edelleute gewaͤhlt werden; zu den 
wichtigſten aber, wie unten bemerkt wird, nur folche, die Ritterguͤter beſitzen. 

Königl. Sa wed. Reſ. v. 2 Aug. 1561, 9 Okt. 1576, 14 April 1394, und Akk.⸗Punkte der Eſthl. 

Ritterſch. v. 29 Sept. 1710 (2299) Art. A, 6, 51. — Eſchl. Wahlmeth. v. 1803, $ 6. 

Anmerkung. Alle Edelleute, welche in die adeligen Geſchlechtsbuͤcher eingetragen find, die im Eſth⸗ 
laͤndiſchen Gouvernement vom Jahre 1785 bis 1796 vorhanden waren, können auf gleiche Weiſe ge— 
wählt werden, wie die zur Matrikel gehörenden. 

Wahlmeth. d. Eſthl. Ritterſch. v. 1803, § 6, P. e. 

451. Jeder Eſthlaͤndiſche Edelmann iſt verpflichtet, das ihm von der Ritterſchaft an— 
getragene Amt zu übernehmen, oder geſetzliche Gründe vorzuſchuͤtzen, die ihn daran hin⸗ 
dern. Als ſolche find zu betrachten: 60 jaͤhriges Alter, notorifche Armuth, erwieſene Krank: 
heit, oder endlich beſtaͤndiger Aufenthalt außerhalb des Gouvernements. 

Ebend., $ 21 u. 22. 


452. Wer bereits ein Amt bekleidet hat, kann nicht gezwungen werden, ein anderes 
zu uͤbernehmen, welches niedriger iſt, als das fruͤhere, oder welches auch nur demſelben 
gleich ſteht. 

Ebend., § 1. 

455. Wer den Rang der vierten Klaſſe oder einen hoͤhern Rang hat, kann die An⸗ 

nahme eines jeden Amtes ablehnen, das Landrathsamt ausgenommen. 
Ebend., § 2. 
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454. Wer den Rang der fünften Klaſſe oder einen höhern Rang hat, oder ſechs 
Jahre lang als Hakenrichter oder Ritterſchaftsſekretair angeſtellt geweſen iſt, kann nicht 
gezwungen werden, ein niedrigeres Amt anzunehmen, als das eines Vorfigers des Kreis 
gerichts oder eines Mannrichters. Dieſe beiden Aemter werden als unter einander gleich⸗ 
ſtehend betrachtet; auch werden die Aemter der Beiſitzer in den Manngerichten und die 
der adeligen Beiſitzer in den Kreisgerichten als koordinitt angeſehen. 

Ebend., $ 3. 


455. Rang und Titel, die auslaͤndiſch find, werden bei den Wahlen nicht beruͤck⸗ 
ſichtigt. 

Ebend., § 5. 

456. Wer zu einem Wahlamte vorgeſchlagen, aber nicht wirklich dazu erwuͤhlt 
worden iſt, kann ſpaͤter zu einem Amte gewählt werden, welches niedriger ſteht, als 
jenes. 

Ebend., § 9. 

437. Wer behufs der allgemeinen Juſtiz- oder Polizeipflege ein Amt bekle det, 
zu dem er von der Ritterſchaft erwaͤhlt worden iſt, kann auch zu einem andern Amte ge⸗ 
waͤhlt werden, tritt aber daſſelbe nicht wirklich an, ſo lange er noch das fruͤhere bekleidet. 

Ebend., $ 17. 


458. Wer gewählt worden iſt, kann von der Annahme des für ihm beſtimmten 
Amtes bloß durch die ihn dazu waͤhlende ritterſchaftliche Verſammlung befreit werden. 
Ebend., § 23. 


459. Verweigert Jemand die Annahme eines Amtes „ohne geſetzliche Gründe dafuͤr 
vorzufbügen, und ohne, dem vorhergehenden 5 458 gemuͤß, feine Entlaſſung zu erhal⸗ 
ten, fo iſt derſelbe mit einer Geldpon von 250 Rbl. S. M. zum Beſten der Ritter⸗ 
ſchaftskaſſe zu belegen. Ueberdem kann ein ſolcher auf dem folgenden Landtage bloß zu 
einem Wahlamte vorgeſchlagen werden, welches dem von ihm ausgeſchlagenen gleich ſteht, 
keinesweges aber zu einem höhern. Auf den Fall einer wiederholten Weigerung verwirkt 
derſelbe die naͤmliche Pon. N 

Ebend., § 24. — Landt.⸗Schl. v. 25 Juni 1899, 


460. Zu ſaͤmmtlichen, von der Wahl der Ritterſchaft abhaͤngenden Aemtern kön 
nen, mit Ausnahme der Stelle des Ritterſchaftshauptmannes, auch Abweſende erwaͤhlt 


werden. 
Eſthl. Wahlmeth. v. 1803, 56, P. d. 


2) Von den bei der innern Verwaltung der Ritterſchaft zu Aemtern 
wahlfaͤhigen Perfonen. 

461. Zu Landräthen konnen bloß Edelleute gewaͤhlt werden „die im Eſthlaͤndiſchen 
Gouvernement mit einem Rittergute anſäßig ſind und bereits im allgemeinen Staats⸗ 
dienſte, im Militair-oder Civil, oder auch im ritterſchaftlichen Wahldienſte dieſes Gouver— 
nements geſtanden haben. 

Eſthl. R. u. LR. B. I, Tit. I, Art. 3; Wahlmeth. d. Eſthl. Ritterſch. v. 1803, 5 2. 


462. Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegerſohn, fo wie auch leibliche 
Brüder, konnen nicht gleichzeitig zu Landraͤthen gewählt werden, oder zuſammen im Land⸗ 
rathskollegium ſitzen. 


Eſthl. R. u. LR., B. 1, Tit. I, Art. 5. 
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463. Zum Nitterfchaftshauptmanne, zu Kreisdeputirten und Revidenten der Ritter⸗ 
ſchaftskaſſe konnen bloß Edelleute gewahlt werden, die im Gouvernement mit Landguͤtern 
anſaͤßig ſind. 

Eſchl. Landt.⸗O. v. 1786, Lit. V, Art. 1; Wahlmeth. d. Eſthl. Ritterſch. v. 1803, 5 6, p. b, e. 


464. Zu Ritterſchaftsſekretairen konnen auch Edelleute gewaͤhlt werden, die keine 
Landgüter beſitzen; fie muͤſſen aber der Geſchaͤftsfuͤhrung kundig fein. 
Eſthl. Landt.⸗O. v. 1756, Tit. VIII, 82. 


3) Von den bei der Verwaltung der Evangeliſch-Lutheriſchen Kirchen zu 
Aemtern wahlfaͤhigen Perfonen. 


465. Die Wahlen zu den Aemtern zum Behuſe der Verwaltung der Evangeliſch— 
Lutheriſchen Kirchen richten ſich nach den Beſtimmungen, welche für Livland gelten 
(80 380383). 

Gef. für d. Ev.⸗Luth. Kirche in Rußland v. 28. Decbr. 1852 (5870) § 275, 293, 294, 511 u. 

402; Allerh. beſl. Gutacht. d. Reichsr. v. 21 Juni 1845. 


A) Von den bei der allgemeinen Juflizpflege zu Aemtern wahlfähigen 
perſonen. 


466. Zu Mannrichtern und Vorſitzern der Kreisgerichte werden bloß Edelleute 
gewaͤhlt, die mit Landguͤtern anſaͤßig find. 

Eſchl. Wahlmeth. v. 1803, 86, p. 6; Eifl. Bauer⸗V. v. 23 Mai 1816 (26279) 89 A1A 

u. 415. 


467. Zu Aſſeſſoren der Manngerichte und zu adeligen Beiſitzern der Kreisgerichte, 
ſo wie auch zum Sekretair des Nieverlandsund Landwaiſengerichts, können auch Edelleute 
gewählt werden, die keine Landguͤter beſitzen. 

Ebend. 


5) Von den dei der allgemeinen Polizeiverwaltung zu Aemtern wahlfaͤhigen 
Perſonen. 


468. Hakenrichter können nur von Edelleuten gewahlt werden, die in dem Diſtrikte, 
wo die Amtserledigung Statt findet, mit Landguͤtern anſuͤßig find. 
Landt.⸗Schl. v. 18 Febr. 1824. 


469. Auch können zu Hakenrichtern bloß Edelleute erwaͤhlt werden, welche in dem 
Diſtrikte, wo die Amtserledigung Statt findet, Landgüter beſitzen. 
Ebend. 


470. Sind in dieſem Diſtrikte nur zwei Perſonen vorhanden, welche wahlberechtigt 
find, fo gebührt das Wahlrecht dem ganzen Kreiſe; der Erwaͤhlte muß aber aus dem 
Diſtrikte fein, wo die Amtserledigung Statt findet. Findet ſich dort kein zu beachtender 
Kandidat, ſo waͤhlt der ganze Kreis aus ſeinen ſaͤmmtlichen Diſtrikten. 

Ebend. 


171. Uebrigens kann die zum Landtage verſammelte Rilterſchaft und der Ritterſchafts⸗ 


ausſchuß auch geftatten, daß zu Hakenrichtern Edelleute gewählt werden, die keine Land⸗ 
guͤter beſitzen. 


Ebend. 


C. Von der Wahlordnung. 75 ; 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 
472. Die Wahlen zu den von der Eſthlaͤndiſchen Ritterſchaft abhängenden Aemtern 
finden auf dem Landtage, oder in den Verſammlungen des Ritterſchaftsausſchuſſes Statt. 
475. Der Kandidat zur Stelle eines weltlichen Mitgliedes des General⸗Konſiſtoriums 
wird vom Landrathskollegium ernannt. 
Gef. f. d. Evang.-Luth. Kirche in Rußland v. 28 Dec. 1832 (5870) $ 311, 


II. Von dem Verfahren bei den Wahlen auf den Landtagen. 


474. Die Wahlen auf dem Landtage werden, je nachdem das Amt zur Gouvernements⸗ 
oder Kreisverwaltung gehört, entweder in der allgemeinen Landtagsverſammlung, oder 
in den Kreiſen vollzogen, jedoch immer nur unter dem Vorſitze des Ritterſchaftshaupt⸗ 
mannes. 

Wahlmeth. d. Eſthl. Ritterſch. von 1803, 85 720. 


475. In der allgemeinen Landtagsverſammlung werden gewahlt: 1) die Landruͤthez 
2) der Ritterſchaftshauptmann; 3) die Revidenten der Nitterfchaftskaffe; 4) die Sekretaire 
und Nuskultanten der Ritterſchaft; 5) der Preſident, 6) der geiſtliche Vicepreſident und die 
weltlichen Beiſitzer des Eſthlaͤndiſchen Provinzial⸗Konſiſtoriums, und 7) der Sekretalr des 
Niederland⸗und Landwaiſengerichts. 

Ununterbr. Gewohnh. 

476. Für jeden Kreis werden beſonders gewͤͤhlt: 1) die Kreisdeputirten;2) die Mitglie⸗ 
der der Manngerichte und der Kreisgerichte; 3) die Hakenrichter; 4) die Oberkirchenvorſte⸗ 
her und die weltlichen Beiſitzer der Oberkirchen vorſteheraͤmter. 

Eben fo. 


477. Die Wahlen beginnen mit dem Amte des Ritterſchaſtshauptmannes. Hierauf 
folgen die Wahlen zur Beſetzung der im Landrathskollegium erledigten Nemter, ſodanu aber 
die Wahlen zur Beſetzung der uͤbrigen Aemter. 7 fi 

Wahlmeth. d. Eſthl. Ritterſch. v. 1803, $ 19, un 5 

478. Vor Eröffnung des Landtags fertigen die Kreisdeputitten für jeden Kreis eine 
beſondere Liſte von allen Perſonen an, welche, in Gemäßheit des $ 213, zu die em Krei⸗ 
fe gezahlt werden und zu ritterſchaftlichen Lemtern gewahlt werden können. In dieſer Liſte 
bemerken fie, in welchem Militair- oder Civildienfte Jeder geftanden hat. Die Edelleute eines 
jeden Kreifes werden nach ihrer Rangordnung in die Lifte eingetragen, diejenigen aber, 
welche von gleichem Range find, nach Dae Ordnung. 

nd., $ 7. 


479. Dieſe Liſten müffen am Tage der Landtagserffnung auf den Kreistiſchen befind⸗ 
lich fein, damit fie geprüft und gehörig berichtigt werden können. 
Ebend., $ 8. 

480. Die Wahlen können nicht anders vollzogen werden, als durch Einſammlung 
der Stimmen von den Mitgliedern der Verſammlung, und zwar von jedem insbeſondere. 
Jede gemeinſame Verlautbarung der Einwilligung der Korporation iſt verboten. 

Ebend., § 6, P. a. 


481. Bei der Wahl des Ritterſchaftshauptmannes ſchlaͤgt das Landraths⸗Kollegium 
drei Kandidaten vor. Der Sekretair des Oberlandgerichts nimmt ihre Namen zum Protokoll 
II Th. 5 
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des Gerichts und zeigt folches der verſammelten Ritterſchaft an; der Ritterſchaftsſekretalr 
vermerkt aber ſeinerseits dieſe Namen im allgemeinen Landtags⸗JIdurnal. 
Eſthl. Landt.⸗O. v. 1756, Tit. IV, Art. 1. 


482. Jedes Mitglied der Landtagsverſammlung bemerkt auf einem beſondern Zettel, 
welchen von den drei vorgeſchlagenen Kandidaten es waͤhlt. Dieſer Zettel wird dem Ritter⸗ 
ſchaftsſekretair uͤbergeben. 

Ebend., Art. 2. 
483. Die Edelleute des Harrienſchen Kreiſes ftimmen zuerſt. Ihnen folgen die Edel⸗ 


leute des Wierluͤndiſchen, dann die des Jerwenſchen und endlich die des Wieckichen Kate. 
Ebend. 


484. Sind alle Zettel eingegangen, fo eröffnet dieſelben der ea in der 

allgemeinen Landtagsverſammlung, und vermerkt ſolches im Protokoll. 
Ebend. 

485. Wer die meiſten Stimmen für ſich hat, gilt als erwaͤhlter Was gg 

mann. Bei Gleichheit der Stimmen gibt das Fundtatpötolleglitt der Wahl den Ausſchlag. 
Ebend. 

486. Bei der Landrathswahl bemerkt jeder, nach $ 178, in die Kreisliſten eingetra⸗ 
gene Edelmann auf einem beſondern Zettel die Namen zweier ſeiner Meinung nach am 
meiſten zu beachtenden Kandidaten. 

Wahlmeth. d. Eſthl. Ritterſch. v 1803, § 10, P. b. 

4817. Der Ritterſchaftshauptmann nimmt in ſämmtlichen Kreiſen die Zettel e 
und vergleicht dieſelben zum Behufe der Beſtimmung der beiden Kandidaten, welche in jedem 
Kreiſe die meiſten Stimmen erhalten haben. 

Ebend. P. b und e. 8 

488. Iſt auf dieſe Weiſe ausgemittelt worden, welche Kandidaten durch Mehrheit der 

Stimmen in jedem Kreiſe vorgeſchlagen worden ſind, ſo werden dieſe Kandidaten der allge⸗ 


meinen Landtagsverſammlung vorgeſtellt. 
Ebend. P. d. 


489. Sind von den Kreifen mehr, als drei Kandidaten vorgeſchlagen a ſo be⸗ 
merkt jedes Mitglied der Verſammlung auf einem beſondern Zettel die Namen von dreien 
dieſer Kandidaten, welche ſich ſeiner Meinung nach zum ee am meiſten eignen. 

Ebend. „b. f. 

490. Der Ritterſchaftshauptmann nimmt dieſe Zettel e und der Nitterfchafts: 
ſekretair ſchreibt die auf denſelben befindlichen Namen auf. Diejenigen drei Kandidaten, 
welche auf dieſe Weiſe die meiſten Stimmen erhalten, werden dem cee ge 
vorgeſtellt, welches einen derſelben wählt. 1 

end 


491. Schlagen dagegen ſaͤmmtliche Kreiſe ein und diefelben Kandidaten vor, ſo iſt je: 
des Mitglied der Verfammlung verpflichtet, auf einem befondern Zettel noch einen dritten 
zu bemerken. Wer die größte Anzahl der Stimmen bekommen hat, wird dem Landraths⸗ 
kollegium zugleich mit den beiden von den Kreiſen erwaͤhlten Kandidaten vorgeſtellt. 

. Ebend. P. d und e. int 


mo 
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RZ | n Et 
492. Wird in un von einem G zum andern . eg 
welches nicht unbeſetzt bleiben kann, fo gebührt dem Ritterſchaftsausſchuſſe das Recht zur 
Beſetzung deſſelben. Ausgeſchloſſen find hiervon die erledigten Aemter der Landraͤthe, des 
Ritterſchaftshauptmannes, der Rittterſchaftsſekretaire und der Auskultanten, fo wie auch 
des Preſidenten und geiſtlichen Vicepreſidenten des Efthländifchen Provinzial⸗ Konſiſto⸗ 
riums. 

Wahlmeth. d. Eſthl. Ritterſch. v. 1808, 85 14 u. 12. Geſ. f. d. Ev.⸗Lath. Kirche in Rußl. v. 29 

Dae. 1832 (5870) 85 276 u. 208. 


495. Bei Erledigung des Amtes des 3 der r büterſhuftsſee 
taire und der Auskultanten ernennt der Ausſchuß, jedoch nur einſtweilig, ſowohl einen ſtell⸗ 
vertretenden Ritterſchaftshauptmann, als auch Stellvertreter Be e Yenuter, bis au 
Betätigung derſelben durch den folgenden Landtag. 10 80 00 

Wahlmeth. d. Eſthl. Ritterſch. v. 1803, 88 111 u. 15 geh ‚Lie 

49%. Die dem Ritterſchaftsausſchuſſe überlaffenen Wahlen werden in der Kegel in der 
allgemeinen Ver ammlung deſſelben vollzogen. Bei Beſetzung der erledigten 
Dianngerichten und der Stellen der Hakenrichter werden jedoch von den Deputirten der 
Kreiſe, wo dieſe Amtserledigungen Statt gefunden haben, n en ernannt e 
Landrathskollegium zur % ecke 105 RN 

5 Ebend., 9 15. 2 

495. Abweſende Witglicer des ue ſenden dem Ritterſchaftshaupt⸗ 
manne ihre Stimmen ſchriftlich ein. Zur Gültigkeit der Wahl in der allgemeinen Verſamm⸗ 
lung des Ausſchuſſes iſt es erforderlich, daß bei Vollziehung 1 7 weni igtens ſeben 


Mitglieder zugegen ſind. 
Ebend. $ 1 


. Von dem ke ten e e e di 
ee > ländtſche De t zu . Kas 1 te han, . 

496. Die zum Behufe der innern Bawelung ien Mühe hlt 
ten Perfonen treten fofort ihre Lemter an. Ihre Gwählung. wird der örtlichen Gouverne⸗ 
mentsobrigkeit nachrichtlich mitgetheilt. dum ai mol ‚A 

Ununterbr. Genehnt. ER 4 no 1 

497. Das Bae ven bei ig in den von | une Ritte 
hängenden Aemtern, 75 Veoh er Veda tung 1515 ae 1 n 
Rußland und zur Auw Juſtiz- und Polizeipflege, 2 gen Orts, 


dieſes Provinzialrechts und in dem Geſetze für die Evangeliſch⸗Lutheriſche Ki 
land, bezeichnet. 


worniyp!y Ig öde Wrist ut noc 
Vierte Abtheilung. 405 
Von et Wehle der Kurlaͤndiſchen hüte hai 


A. Bezeichnung der Aemtet, welche durch Wahl weed Miten 
ſchaft beſetzt werden. N 


498. Die Kurlämdiiche Ritterſchaft wuͤhlt: > a 


— 
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1) Zur inneren Verwaltung der Ritterſchaft: 


1) Den Landesbevollmaͤchtigten; 2) die Kreismarſchuͤlle und aus ihnen den ſtellver⸗ 
tretenden Landesbevollmaͤchtigten; 3) die Kirchſpielsbevollmaͤchtigten; 4) den Ritterſchafts⸗ 
ſekretair; 5) den Archivſekretair; 6) den menen 7) die Ritterſchafts⸗ 
aktuare. 

Anmerkung. Außerdem werden fuͤr die Dauer des Landtags ein Landbotenmarſchall und Kirch⸗ 
ſpielsdeputirte, für jede allgemeine Konferenz aber ein Konferenzdirektor gewahlt. (Vergl. die Kurl. 
Landt.⸗O. v. 1838.) 


2) Zur Verwaltung der Evangeliſch⸗Lutheriſchen Kirchen: 


1) Einen Kandidaten zu dem Amte eines weltlichen Mitgliedes des General⸗Konſiſto⸗ 
riums; 2) den Preſidenten, den geiſtlichen Vicepreſidenten (Generalſuperintendenten) und 
die weltlichen Beiſitzer des Kurläͤndiſchen Provinzial⸗Konſiſtoriums; 3) die Oberfirchen: 
vorſteher; 4) die weltlichen Beiſitzer der Oberkirchenvorſteheraͤmter. 

Vergl. das Gef. für d. Ev.⸗Luth. Kirche in Rußl. v. 28 Dec. 1832 (5870) 55 276, 295,204, 

311, 492. 


3) Zur allgemeinen Juſtizpflege: 


1) Die Oberhauptmänner, aus welchen bei Amtserledigungen die Stellen der a 
gerichtsglieder nach dem Alterthume beſetzt werden; 2) die Aſſeſſoren der Oberhauptmanns⸗ 
gerichte; 3) die Vorſitzer der Kreisgerichte; A) die Friedensrichter; 5) die adeligen Bei⸗ 
figer der Kreisgerichte. 

Vergl. d. Beh.⸗Verf. der Oſtſee⸗Gouv., B. IV. 
A) Zur allgemeinen Polizeiverwaltung: 


1) Die Hauptmaͤnner; 
9 Die Aſſeſſoren der Hauptmannsgerichte. 
Ebend. 

499. Die Kurlaͤndiſche Ritterſchaft wählt ferner die Curatoren und Vorſteher der von 
ihr abhängigen Schulen und ſonſtigen Anſtalten und Stiftungen, fo wie auch uͤberdem 
noch in beſondern Fallen Kommiſſarien und Deputirte oder Bevollmaͤchtigte von ganz 
Kurland oder von einzelnen Oberhauptmannſchaften. 


B. Von den wahlberechtigten und den wahlfähigen Perfonen. 
I. Von den zu Aemtern wahlberechtigten Perſonen. 

500. An den Wahlen der Kurländiſchen Ritterſchaft nehmen blos die zur örtlichen 
Matrikel e Edelleute Theil, denen in Gemaͤßheit des H 276 ein Stimme 
* Kurl. Landt.⸗O. v. 1858, 5 27—51. 

II. Von den zu Aemtern wahlfaͤhigen Perſonen. 

501. Eben fo werden alle von der Kurlaͤndiſchen Ritterſchaft abhängenden Nemter nur 
Edelleuten übertragen, die zur örtlichen Matrikel gehören und zwar vorzugstweife ſolchen, 
die Landguͤter beſitzen. Ausnahmen von dieſer allgemeinen Regel find in den g 514 und 
516 enthalten. \ 


Unterw.⸗Atte v. 28 Nov. 1561, Art. 8, Priv. Sigism. Aug. v. 28 Nov. 186 1, Art. 3; Reg. 
Jorm. v. 1617, 5 1, Landt.⸗Schl. v. 24 Dec. 1624, Komm. Dec. v. 20 Nov. 16.42, $7; Landt.- 


Schl. v. 23 Aug. 1692; Reverſ. des Herzogs Ferdinand v. 9 Juli 4698, Komm. Dec. v. 1787 
Act. A; Rev, d. Herz. Karl v. 23 Okt. 1759; Konf.⸗Schl. v. 11 Marz 1763, $ 5; put. Stat., 
Th. I, Tit. II, § 1. 


302. Niemand kann zu einer und derſelben Zeit zwei durch Wahl zu beſcgende Aemter 


bekleiden. 
Aſſekur. des Herzogs Friedrich v. 6 April 1618, Art. E. 


9 Von den bei derinnern Verwaltung der Ritter ſchaft zu Aemtern wahlfaͤhigen 


Perſonen. 


505. Der Landesbevollmächtigte und die Kreismarſchälle werden aus den zͤrtlich 

immatrikulitten Edelleuten gewaͤhlt und vorzugsweiſe aus denen, die mit Landgüͤtern ans 
ſind. 
ab: Ununterbr. Gewohnh. 

50 T. Zu Kirchſpielsbevollmaͤchtigten werden vorzugsweiſe Edelleute des naͤmlichen 
Kirchſpiels und zwar der Reihefolge nach gewählt. In Ermangelung derſelben konnen zu 
einem ſolchen Amte Edelleute gewählt werden, die in andern Kirchſpielen mit Landgütern 
anſäßig find, oder auch ſolche, die gar keine befigen, jedoch nur auf den Sall, wan das 
Kirchſpiel ſolches für beſonders nöthig erachtet. 

Kurl. Landt.⸗O. v. 1838, 85 17 u. 18. 

505. Jeder vom Kirchſpiele zum Bevollmächtigten erwählte Edelmann iſt TR 
dieſes Amt anzunehmen, falls er nicht im Staatsdienſte fteht, oder durch Wahl der Ritters 
ſchaft zu einem Dienſte gelangt iſt, und ſich deshalb außer dieſem Kirchſpiele aufhalten muß. 

Ebend. 


306. Niemand kann geztungen werden, das Amt eines Kirchſpielsbevollmäͤchtigten 
zum zweiten mal anzunehmen, fo lange nicht die übrigen Edelleute des betreffenden Kirch⸗ 


ſpiels dieſem Amte der Reihefolge nach gleichfalls vorgeſtanden haben, 
Karl. band. ⸗O. v. 1806, 9 91. — 


507. Goelleuke, welche in einem andern Kirchſpiele mit Landgütern anſaͤßig ſind, oder 
gar keine Landguͤter befigen, konnen nur mit ihrer Zuſtimmung zum Amte eines Kirchſpiels⸗ 
bevollmuͤchligten gewählt werden. l 

Kurl. Landt.⸗O. v. 1838, § 18, 


508. Zu Landtagsdeputirten werden vorzugsweiſe Edelleute gewahlt, die in dem be⸗ 
treffenden Kirchſpiele Landguͤter befigen; in Ermangelung derſelben aber folche, die in an⸗ 
dern Kirchſpielen mit Landguͤtern anſaͤßig find, oder auch Edelleute, die gar keine Landgüter 
beſitzen. Bei Gleichheit der Stimmen hat der Edelmann, der in dem Kirchſpiele ſelbſt mit 
einem Landgute anfäßig ift, den Vorzug vor dem Edelmanne eines andern Kirchſpiels, und 
derjenige, welcher mit einem Landgute anſaͤßig iſt, vor demjenigen, welcher keigs 185 

Ebend., 5 196. 


509. Kein Edelmann, welcher in dem Kirchſpiele felbft mit einem Landgute anſäßig 
iſt, kann die Annahme des Amts eines Landtagsdeputirten verweigern, wenn ihm daſſelbe 
in der Verſammlung, in welcher er perfönlich zugegen war, übertragen wird, es ſei denn 
daß er durch feine Obliegenheiten im Staatsdienſte, durch Krankheit oder duch ein Alter 


von san als 60 > Johnen daran behindert winde T 
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510. Beamte, welche mit Landguͤtern in einem andern Kirchſpiele anſaßig find, und 
Edelleute, die gar keine Landgüter beſitzen, konnen nur mit ihrer Einwilligung zu Land⸗ 
tagsöeputicten Bra werden. 

* Ebend. n 1 — * 


511. A Der kanten wird aus der Mitte der Deputirten erwaͤhlt. 
Eebend., 85 86 u. 178. 


512. Der Konferenzdirektor wird aus der Zahl der Deputirten erwaͤhlt, die, in Gemaͤß⸗ 
heit des 9 341, in der allgemeinen Konferenz von den übrigen Edelleuten ernannt werden. 
Konf.⸗O. v. 1806, 1, $ 6. 


513. Der Ritterſchaftsſektetait, der Rentmeiſter, die Archivare und die Atuare werden 
gleichfalls aus den örtlich immatrikulirten Edelleuten gewahlt. 
Vergl. d. Kurl, Landt.⸗O, v. 1838, $ 184. 


2) Von den bei der Verwaltung der Epangeliſch-Lutheriſchen Kirchen zu 
Aemtern wahlfähigen Perfonen. 0 


514. Zum Kandidaten zur Stelle eines weltlichen Mitgliedes des Oenanl coolsten 
kaun ſowohl Edelleute, als auch Perſonen anderer nicht ſteuerpflichtigen Stände Evange⸗ 
liſch⸗Lutheriſcher Konfeſſion, vorzugsweiſe aus den örtlichen Bewohnern, gewaͤhlt werden. 

Gef. für die Ev.⸗Luth. Kirche in Rußl. v. 28 Dec. 1852 (5870) § 511. Allerh. beit. 3 

d. Reichsr. v. 21 Juni 1845. 

515. Zum Prefiventen des Kurläͤndiſchen Brom An Periuns un nur tin m 
glied des Oberhofgerichts gewahlt werden. 

Ebend. / 208. 
99 805 Zum a ee ee wird ein Evangelifch-Lutherifcher Per ge: 


Ebend., 9 276, 


517. Zu weltlichen Beifigern des Kurlaͤndiſchen Provinzial-Ronfifteriums können ſo⸗ 
wohl Edelleute gewählt werden, die mit Landguͤtern anſaͤßig find, als auch ſolche, bei denen 
dies nicht der Fall ift; zu Oberkirchenvorſtehern und weltlichen Beiſitzern der Oberkirch; 


vorfteherämter können aber nur Beſitzer von Landguͤtern gewaͤhlt werden. 
Ebend. „§o 294 u. 492. 
U 
3) Von 2 bei der algemeinen Iuftigpfege zu Aemtern wahlfähigen Perſonen. 


518. 2 Die Oberhauptmaͤnner werden aus den Hauptmäͤnnern; die Aſſeſſoren der Ober: 
hauptmannsgerichte aber vorzugsweiſe aus den Aſſeſſoren der Hauptmanns⸗ und Kreis⸗ 
gerichte gewählt; doch können fie auch aus der Zahl der Edelleute gewählt werden, die kein 
Wahlamt bekleidet haben. 

Vergl. d. Beh.⸗Verff. der Oſtſee⸗Gouv., B. IV. 

519. Zu Vorſitzern der Kreisgerichte, zu adeligen Beiſitzern dieſer Gerichte und zu Frie⸗ 
densrichtern werden Edelleute gewählt, fie mögen mit Landguͤtern anſuͤßig ſein oder nicht. 

Kurt. Bauer⸗V. v. 25 Aug. 1817 Steh 205 u. 200. 


I Dion den bei der ofgemeinen Doliseinerwaltung, zu 9 mesttögien 
1 as} Perfonen, a 


320. Die eee werden aus den Aſſeſſoren der — * 
Hauptmanns- und der Kreisgerichte und aus der Zahl derjenigen Friedensrichter gewählt, 
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welche ihrem Amte nicht weniger als zwei Triennien vorgeſtanden haben und auch für das 
dritte erwaͤhlt worden ſind. 
Vergl. d. Beh.⸗Verf. der Oſtſee⸗ Gouv., B. IV; Kurl. Bauer⸗V. v. 25 Aug. 1817 (27024) $ 207. 
321. Die Affefforen der Hauptmannsgerichte werden aus den zur beige Matrikel 


gehörenden Edelleuten erwaͤhlt. I 
Vergl. d. Beh.⸗Verf. d. Oftfee-Gouv., B. IV. 4 


C. Von der Wahlordnung. 
I. Allgemeine Bestimmungen. 


322. Iſt die Kurländiſche Ritterſchaft zu einer allgemeinen Konferenz verſammelt, fo 
werden die Wahlen zur Beſetzung der gerade erledigten Stellen auf derſelben vollzogen. 
Ununterbr. Gewohnh. 


525. Außer den allgemeinen Konferenzen finden die Wahlen entweder in den Ober: 
hauptmannſchafts⸗ oder in den Kirchſpielsverſammlungen Statt. In welcher Verſammlung 
dieſe Wahlen zu vollziehen ſind, beſtimmt der Landtag und in der nen von einem 
Landtage zum andern der Ritterſchaftskomité. 90 88 

Eben ſo. 


524. Ausnahmen von der im vorhergehenden § 523 aufgeſtellten Regel machen: 

1) Die Wahlen des Landbotenmarſchalls und des Konferenzdirektors, von denen der 
erſtere nur auf dem Landtage, der zweite aber blos in der aner Konferenz erwaͤhlt 
werden kann (a). 

2) Die Wahl eines Kandidaten zum Ante eines weltlichen Wliglides des General⸗ 
Konſiſtoriums, welche dem Oberhofgerichte obliegt (b). 

3) Die Wahlen der Kirchſpiels⸗Bevollmaͤchtigten und Deputirten, welche ſtets Fr den 
Kirchſpielsverſammlungen Statt finden (e). | 

4) Die Wahlen der Vorſitzer und adeligen Beiſitzer der Kreisgerichte, ſo wie BER der 
Friedensrichter, welche immer nur in den mn 2 Kreisgerichtsſprengeln 
zu bewerkſtelligen ſind (d). H * GN. 

5) Die Wahlen der Mitreſcheftaktunt, deren — 120 den Nitterfchaftsto: 
mité geſchieht (9 531). 

(a) Kenfer.⸗O. v. 1806, Abth. II, § 6; Kurl. Landt.⸗O. v. 1839, 8517 u. 18. — (b) Gel. f. 
d. Ev.⸗Luth. Kirche in Rußl. v. 28 Dec. 1832 (5870) § 311. ud Kurt. Landt.⸗O. v. 1858, 
K 86, 175 u.a. m. — (d) Kurl. Dauer-. v. 25 Aug. 1817 (27024) $$ 205 u. 206. 


525. Die Wahlen finden Statt: in den allgemeinen Konferenzen unter dem Vorſitze 
des Konferenzdirektors; auf den Landtagen unter dem Vorſitze des Landbotenmarſchalls; in 
den Oberhauptmannſchafts⸗ und Kreisverſanunlungen unter dem Vorſitze des (in Mitau) 
nicht reſidirenden Kreismarſchalls oder, ſeiner Beſtimmung zu Folge, unter dem Vorſitze 
eines der Kirchſpielsbevollmaͤchtigten, oder auch eines andern Mitgliedes der Verfammlung; 
in den Kirchſpielsverſammlungen aber unter dem Vorſitze eines Kirchſpielsbevollmachtigten 
dder eines ſeine Stelle vertretenden Goelmannes. 


II. Von dem Verfahren bei den Wahlen: 
1) Zu den Aemtern bei der innern Verwaltung der Ritterſchaft: 


526. Bei den Wahlen zu Aemtern kann jedes in der Verſammlung ſtimmberech⸗ 
tigte Mitglied des Kirchſpiels fo viel Kandidaten vorſchlagen, als es will. 
Kurl. Landt.⸗O. v. 1838, 5 79. 


527. Die Kandidaten können blos in den Kirchſpielsverſammlungen vorgeſchlagen wer: 
den, keinesweges aber nach Beendigung derſelben. Ergänzende Vorſtellungen an den Land⸗ 
tag find nicht zulaͤſſig. Aus den vorgeſchlagenen Kandidaten wird die Kirchſpielsliſte ge⸗ 
bildet. 

Ebend. 


528. Jedes Kirchſpiel iſt befugt, Kandidaten zu den Stellen des Landesbevollmäch- 
tigten und der beiden Kreismarſchaͤlle ſeiner Oberhauptmannſchaft vorzuſchlagen. Die im 
Dienſte befindlichen Mitglieder des Ritterſchaftskomités find zum Behufe einer neuen Wahl 
immer als Kandidaten zu ihren bisherigen Aemtern zu betrachten. 

Ebend., $ 80. 


529. Jeder Kandidat, welcher die Abſicht hat, das ihm beſtimmte Amt aus zuſchlagen, 
iſt verbunden, zeitig, und zwar namentlich bis zur Abfertigung der Landtagsakten an die 
Kirchſpiele, darum zu bitten, daß in Betreff feiner kein Ballottement Statt finden möge. 
Dieſe feine Erkluͤrung muß derſelbe zum Protokoll der Verſammlung desjenigen Kirch⸗ 
ſpiels geben, von welchem er vorgeſchlagen worden iſt, oder auch ſelbige im erſten Landtags⸗ 
termine, oder bei dem Ritterſchaftskomité anbringen. Hat er ſolches unterlaſſen, fo kann 
er zwar in der Folge um feine Entlaſſung bitten; es iſt aber derfelbe, bevor er ſolche erhält, 
und bis feine Stelle durch einen Andern beſetzt worden, zur Verwaltung des ihm üͤbertra⸗ 
genen Amtes verpflichtet. 

Ebend., $ 135. 


550. An der Wahl des Landesbevollmäͤchtigten, fo wie auch an der Wahl der von 
den Oberhauptmannſchaften vorgeſchlagenen (in Mitau ) reſidirenden Kreismarſchäͤlle 
nimmt die ganze Ritterſchaft Theil. Zur Stelle des (in Mitau) nicht reſidirenden Kreis⸗ 
marſchalls wird aus den von der Oberhauptmannſchaft vorgeſchlagenen Kandidaten derje⸗ 
nige ernannt, welcher in der Ober hauptmannſchaft die meiſten Stimmen erhalten hat. 

Ebend., $ 128. 


551. Zur Stelle des Ritterſchaftsſekretairs und des Rentmeiſters werden die Randi: 
daten von der ganzen Ritterſchaft ernannt. Die Aktuare wählt der Ritterſchaftskomi⸗ 
té, und zwar den einen davon unmittelbar, den andern aber auf Vorſtellung des Ritter⸗ 


ſchaftsrentmeiſters. — 


352. Findet bei einer Wahl keine poſitive Stimmenmehrheit Statt, und es wird des⸗ 
halb zu irgend einem Amte, behufs der innern Verwaltung der Angelegenheiten der Ritter⸗ 
ſchaft, Niemand ernannt, fo verbleibt der Beamte, welcher dieſes Amt vorher verwal⸗ 
tete, falls er es wuͤnſcht, in demſelben und bezieht den damit verknuͤpften Gehalt und die 
damit verbundenen fonftigen Emolumente. Sollte ec jedoch die fernere Verwaltung feines 
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Amtes ablehnen, fo hat der Ritterſchaftskomité bis zur Beſetzung deſſelben feine Amts⸗ 
geſchuͤfte un ter feine übrigen Mitglieder zu vertheilen. 
Ebend., § 156. 


2) Zu den Aemtern bei der allgemeinen Juftize und Polizeipflege, 
555. Diejenigen, welche behufs der allgemeinen Juſtiz⸗ und Poli zeipflege zu einem 
Anite gewählt zu werden wuͤnſchen, melden ſich deshalb bei dem Ritterſchaftskomité. 
Ihre Namen werden in die Kandidatenliſten eingetragen. Dieſe Liſten verſendet der Ritter⸗ 
ſchaftskomite in die Oberhauptmannſchaften und in die Kirchspiele, mit Beruͤckſichtigung 
der Verſammlungen, in welchen die Wahlen Statt finden ſollen. 


Die 69 535— 538 gründen ſich auf ununterhr. Gewohnh., anerkannt durch das Allerh. beit. Out- 
achten des Reichsraths v. 6 Mai 1840. 


354. Die Oberhauptmänner, Hauptmaͤnner, fo wie die Aſſeſſoren der Oberhauptmanns⸗ 
und Hauptmannsgerichte werden von der ganzen Ritterſchaft in Oberhauptmannſchafts⸗ 
oder Kirchſpielsverſammlungen gewahlt. ne | 

535. Die Verfiger und adeligen Beiſitzer der Kreisgerichte und die Friedensrichter 
werden in den Verſammlungen nach Kreisgerichtsſprengeln von den Edelleuten des betreffen: 
den Sprengels gewaͤhlt. 


536. Das Wahl protokoll wird von allen Mitgliedern, die in der Verfammlung ihre 
Stimmen abgegeben haben, unterſchrieben, vom Kreismarfchalle oder dem Kirchſpiels⸗ 
bevollmächtigten contraſignirt und dem Ritterſchaftskomité vorgeſtellt. 


537. Die im 9 534 erwähnten Wahlen werden zwar nicht an einem Orte, aber 
an einem Tage in ſuͤmmtlichen Oberhauplmannſchafts⸗ oder Kirchſpielsverſannnlungen 
vollzogen. Es iſt daher nicht erforderlich, daß ſaͤmmtliche Kandidaten mehr affirmative, 
als negative Stimmen haben, und der Ritterſchaftskomité mittelt diejenigen Kandidaten 
(drei an der Zahl) aus, welche in Vergleichung mit den übrigen mehr Stimmen erhalten 
haben, und ſtellt ſelbige gehörigen Orts zur Beftätigung vor. 


D. Von dem Verfahren bei Beſtaͤtigung in den durch die Kurlän- 
diſche Ritterſchaft zu beſetzenden Wahluͤmtern. 


538. Die zur innern Verwaltung der Angelegenheiten der Kurländifchen Ritterſchaft 
erwaͤhlten Perſonen treten ihr Amt fofort an. Die Vollziehung dieſer Wahlen wird der 


ortlichen Gouvernementsobrigkeit nachrichtlich mitgetheilt. 


539. Das Verfahren bei Beſtͤͤtigung in den von der Kurlaͤndiſchen Ritterſchaft ab⸗ 
haͤngigen Aemtern, zur Verwaltung der Evangeliſch⸗Lutheriſchen Kirchen und zur allge⸗ 
meinen Juftize und Polizeipflege, iſt an feinem Orte, im erſten Theile dieſes Provinzial: 
rechts und in dem Geſetze für die Evangeliſch⸗Lutheriſche Kirche in Rußland, bezeichnet. 
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| Fünfte Abtheilung. 
Von der Ordnung des ritterſchaftlichen Wahldienſtes im Allgemeinen. 
J. Allgemeine Beſtimmungen. 


540. Wer durch Wahl der Ritterſchaft zu einem Dienſte gelangt, wird als im wirk⸗ 
lichen Staatsdienſte ſtehend betrachtet. 

Allg. Reichsg., Bd. III, Wahl⸗D. ., 9 227. 

541. Die durch Wahl der Ritterſchaſten der Oſtſeegouvernements zu befegendeit Aemter 
werden den Klaſſen beigezaͤhlt, die in der beigehenden Tabelle bezeichnet ſind; doch konnen 
zu dieſen Aemtern auch ſolche erwaͤhlt werden, die den Rang nicht haben, welcher den Ord⸗ 
nungen entſpricht, zu denen dieſe Aemter gerechnet werden. 

Vergl. d. Beilage III. 


542. Perſonen, die Wahlaͤmter bekleiden und die keinen Rang haben, der den Klaſſen, 
zu denen ihre Aemter gerechnet werden, gleich kommt, oder der höher iſt, als dieſelben, ge⸗ 
nießen, ſo lange ſie in den Aemtern —— die mit dieſen Klaſſen Bach 
Rechte. Pr 

7 Vergl. d. allg. Reichs., Bd. um, Wahl⸗D.⸗O., $ 161. 
II. Von den Belohnungen für den Wahldienſt. 


5455. Die weltlichen Perſonen, welche von der Ritterſchaft zur Beſetzung von Aemtern 
zum Behufe der Verwaltung der Evangeliſch⸗Lutheriſchen Kirchen ertkaͤhlt werden, fo wie 
auch die von demſelben zur Verwaltung der Juſtiz- und Polizei gewählten Beamten, ge: 
nießen den nach den Etats beſtimmten Gehalt, werden zu Rangstufen befördert, mit Orden 
begnadigt und erhalten ein Recht auf Penſion, ſowohl für ſich ſelbſt, als auch für ihre 
Frauen und Kinder, gemäß der allgemeinen Anordnung über den Civildienſt. 1 

Ebend., $ 239. 

Anmerkung. Im Gouvernement Kurland find mit einigen Gerichtsbehörden und Aemtern die 

Einkuͤnfte von hierzu beſtimmten Guͤtern, den ſogenannten Richterwidmen, verbunden. 


344. Beamte, welche ausſchließlich nur in Angelegenheiten der Ritterſchaft Aemter 
bekleiden, werden bloß nach Allerhöchitem Ermeſſen oder durch beſondere Allerhöchſte Be⸗ 
fehle zu einem höhern Range befördert. 

Ebend., § 237. 

545. Alle zum Behufe der innern Verwaltung der Angelegenheiten der Ritterſchaft 
angeſtellte Perſonen haben ein Recht auf das Ehrenzeichen für untadelhaften Dienft, 
fo wie auf Orden und Dekorationen, den Regeln gemäß, die in den Statuten über die 
Orden und ſonſtigen Dekorationen enthalten ſind. 

Ebend., § 234. 


346. Beſondere Auszeichnungen und Verdienfte von Seiten der in den befonderen 
Angelegenheiten der Ritterſchaft dienenden Perſonen werden eben ſo belohnt, wie bei denje⸗ 
nigen, die in andern Zweigen des Staatsdienſtes Nemter bekleiden. 

Ebend., § 235. 


547. Die Ritterſchaften ſind nicht befugt, ſich wegen Belohnung von Perſonen, die 
in Folge ihrer Wahlen angeſtellt find, felbft zu verwenden. 
Ebend., $ 236. 
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348. Bei Verleihung von Penſionen wird ſowohl der frühere Dienft eines Edelman⸗ 
nes in den Stellen angerechnet, deren Vergebung unmittelbar von der Regierung abhaͤngt, 
als auch der ritterſchaftliche Wahldienſt. 

ECEbend., Penſ.⸗Regl., $ 87. 


549. Verabſchiedete Militairbeamte, die von der Ritterſchaft zu Aemtern erwaͤhlt 
worden ſind, behalten ihren Militairrang und werden zu keinem Civilrange umbenannt. 
Ebend., Wahl⸗D.⸗O. $ 249. 


550. Ein Edelmann, der einen Militaixrang hat, wird, nachdem er die beſtimmten 
Jahre in den durch den $ 543 bezeichneten Aemtern ausgedient hat, den allgemeinen 
Vorſchriften gemäß, zum folgenden Civilrange vorgeftellt; falls er aber feines Militairs 
ranges nicht verluſtig gehen will, zu einer andern Belohnung. 

Ebend., $ 280. 


551. Saͤmmtliche Perſonen, „ die nitterſchatlche Wahlämter bekleiden, find befugt, 
nach den in der allgemeinen Dienſtordnung uͤber die Anſtellung von Seiten der ee 
befpnberg borgeſcheiebenen Regeln, Uniformen zu tragen. 

Ebend., $ 254. 


Mina 

M Ir 

Ul. Bor der Deurlausung der im Wahldienſte ſtehenden 
Beamten. 


552. In gistand und auf der Inſel Oeſel können ſich die Landmarfchälle, die Land: 
ruͤthe und die Kreisdeputirten in Dienſtſachen aus dem Gouvernement entfernen, ohne um 


Erlaubniß dazu nachzuſuchen; ſie ſind aber verpflichtet, von ihrem Vorhaben jedesmal den 
Generalgouverneur zu benachrichtigen, der Landmarſchall und die Landraͤthe unmittelbar, 
die Kreisdeputirten aber durch das Landrathskollegium. 
en Alkrh. best Beſchl. d. Min. Rach. wr Add, April 407. „ „ „„ l 
1 353. Daſſelbe Recht genießen auch der Ritterſchaftshauptmann menen, und der 
Landesbevollmaͤchtigte und die Kreismarfchälle in Kurland. 
Vergl. d. Kommunik. des Liv⸗, Eſth⸗ u. Kurl. 3 „Gouv. an den = wundere 
vom 17 Okt. 1840. 


554. Für die Beurlaubung der zur Verwaltung der Evangeliſch⸗Lutheriſchen Kirchen, 
ſo wie zur Juſtiz- und Polizeipflege angeſtellten Perſonen, gelten die in der allgemeinen 
Civildienſtordnung und in dem Geſetze für die Evangeliſch⸗Lutheriſche Kirche in 
Rußland vom 28 December 1832 (5870) enthaltenen allgemeinen 8 
gen. 
& Er 


IV. Von der Entlaffung aus dem ritterſchaftlichen Wahldienſte. 


355. Die Beſtimmungen über die Entlaſſung der von der Nttenfchaft zur innern Der: 
waltung ihrer Angelegenheiten erwaͤhlten Perſonen, fo wie auch iber die Erwaͤhlung von 
Subftituten derfelben, find. an ihrem Orte, i im folgenden Hauptſtücke, üb er die Ritterſchafts⸗ 
beamten, ' enthalten. 


556. Bei der Dienftentlaffung der zur ne vr Gvangelifd-Eutherifhen Kir: 
chen und zur allgemeinen Polizei- und Juſtizpflege erwaͤhlten Perfonen find die in der 


— > — 
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Civildienſtordnung und in dem Gelege für die Evangeliſch⸗Lutheriſche Kirche in Rußland 
vom 28 December 1832 (5870) enthaltenen Regeln zu beobachten. 


Viertes Hauptſtück. 


Von den Beamten der Ritterſchaften. 


Erſte Abtheilung. 


Von den Beamten der Livlaͤndiſchen Ritterſchaft. 


I. Von dem Landrathskollegium. 


1) Von der Zufammenfegung des Landrathskollegiums. 


557. Das Landrathskollegium beſteht aus zwölf Landruͤthen, die von der Ritterſchaft 
auf Lebenszeit, und zwar in gleicher Zahl aus dem Lettiſchen und Eſthniſchen Diſtrikte, 
mit Beobachtung der im vorhergehenden Hauptſtuͤcke enthaltenen Beſtimmungen, ge⸗ 


waͤhlt werden. 
Livl. Landt.⸗O. v. 1827,85 65, 67, 70. 


558. Iſt der zum Landrathe Erwaͤhlte nicht im Stande, ſeinem Amte, anderer Ge⸗ 
ſchaͤfte und Obliegenheiten wegen, gehörig vorzuſtehen, oder übernimmt derſelbe einen 
Dienſt, der mit dem Landrathsamte nicht vereinbar iſt, ſo N er auf dem folgenden Land⸗ 


tage feine Laudrathsſtelle niederlegen. 
Ebend., 8 69. 


559. Jeder von den Landräthen nimmt, in einer, nach gemeinſchaftlicher Ueberein⸗ 
kunft, unter ihnen feſtgeſetzten Reihefolge, im Laufe eines Monats die laufenden Geſchaͤfte 
der Ritterſchaft als reſidirender Landrath wahr. Den Landraͤthen ſteht es jedoch frei, wenn 
fie darüber beſonders uͤbereinkommen, auch länger als einen Monat und auch dfterer, als 
einmal im Laufe des naͤmlichen Jahres, dieſe Geſchaͤfte zu leiten. 

Instr. f. d. Liol. Ritterſch.⸗Beamt. v. 1827, $ 19. 


560. In allen Sitzungen der Gouvernementsbehöͤrden, an welchen der uſdirende 
Landrath Theil nimmt, und bei allen Verſammlungen und offentlichen Feierlichkei⸗ 
ten gebührt demſelben der erſte Platz nach dem Civilgouverneur oder deſſen Stell: 


vertreter. 
Arg. des Allg. Reichsg. Bd., IX, $ 167. 


561. Der reſidirende Landrath bekommt während der Dauer feiner Amts verwaltung 
aus der Ritterſchaftskaſſe einen beſtimmten Gehalt und hat feine Wohnung auf dem 
Nitterhaufe, 

Duft. f. d. Oeamt. b. Lol. Ritterſh. v. 1827, 69 10, 38, 30. 

562. Der reſidirende Landrath und überhaupt alle Landräthe find bei Amtsreiſer 

ao ein He von ihnen bis zu ſechs Poſtpferden ohne Zahlung der Progene 


kbend, 9 306. 


2) Von den Dienſtpflichten der Landraͤthe. 


. 


a) Pfichten des Landrathakollegluns. 


363. Die erſte Pflicht des Landrathskollegiuns beſteht in einer wachſamen, väter: 
lichen Sorgfalt für die Aufrechthaltung der Rechte, Gerechtſame, Einrichtungen und feſten 
Gewohnheitsnormen der Ritterſchaft. Noͤthigen Falles beantragen die Landruͤthe bei der 
Ritterſchaft alles dasjenige, was, ihrer Meinung nach, zur Aufrechthaltung der Einrichtun⸗ 
gen derſelben und zur Abhuͤlfe der etwaigen Mängel dabei dienen kann. 

Ebend., § 1. 

5644. Die Art und Weiſe, wie die Landruͤthe an den Verſammlungen der Ritter⸗ 
195 auf dem Landtage und in dem Adelskonvente Theil nehmen, iſt oben, in den 
$5 77—160, bezeichnet. 

565. Außer der Amtsverrichtung, welche dem reſiditenden Landrathe in Riga obliegt 
($ 559), haben die Landraͤthe noch folgende Verpflichtungen, 

1) Zwei Landräthe figen als Mitglieder im Hofgerichte (a). 

2) Ein Landrath bekleidet die Stelle des Preſidenten des Livländifchen Provinzial⸗Kon⸗ 
ſiſtoriums (b). 

3) Vier Landraͤthe verwalten das Amt der Oberkirchenvorſteher (e). 

4) Ein Landrath verwaltet das Amt des Curators des Livlaͤndiſchen adeligen Fraͤulein⸗ 
ftiftes (d). 

5) Ein Landrath führt den Vorfig in der Ritterſchaftsguͤterkommiſſion (e). 

6) Ein Landrath, der weder im Hofgerichte, noch im Provinzial⸗Konſiſtorium angeftelft 
iſt, beſichtigt jährlich, den unten vorgeſchriebenen Regeln gemäß, die Poſtſtationen (f). 

(a) Königl. Schwed. Reſol. v. 17 Aug. A648, p. 3; Int. f. d. Liwl. Ritterſch.⸗Beam. v. 1827, 

9 2. Vergl. d. Beh.⸗Verf. d. Offee-Gouv., B. II.—(b) Gef. f. d. Ev.⸗Luth. Kirche in Rußland v. 

28 Der. 1852 (5870) 6 402. — (e) Ebend. — (d) Alerh. beit. Stat. des Lil. adel. Fräuf.s 


Stifts v. 26 Sept. 1797. — (e) Liol. Landt.-Schl. v. 1800. — () Juſtr. f. d. Liol. Ritterſch. 
Beamt. v. 1627, $ A. 


b) Pflichten des refidivenden Landraths. 
566. Der reſidirende Landrath nimmt alle laufenden Angelegenheiten der Ritter⸗ 


ft wahr. 
2 Inſir. f. d. Livl. Mitterſch.⸗Beamt. v. 1827, $ 25. 


567. Der refidirende Landrath wird zu den 5 der Gouvernementsregierung 
und der Palatenverſammlung als Mitglied eingeladen, fobald in denſelben Sachen zu pri: 
fen find, welche ſich auf die Rechte, Vortheile und Einrichtungen der Ritterschaft 


iehen. 
* Königl. Schwed. Reſol. v. 17 Juli 1043; 23 Nov. 1600. 


568. Der reſdirende Landrath nimmt auch an den Sitzungen des Livländiſchen Kot 
legiums allgemeiner Zürforge und an der monatlichen Kaſſereviſion deſſelben Theil. 
Vergl. d. Alg. Reichsg., Bd. IX., 55 162164. 


369. Er entſiegelt alle beim Landrathskollegium eingehenden Papiere, ſchreibt in Be⸗ 


treff derfelben die nöthige Erfüllung vor, und unterzeichnet die ausgehenden Papiere. 
Inſtr. f. d. Liol. Ritterſch.⸗Beamt. v. 1827, 5 25, 


| 
\ 
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570. Der reſidirende Landrath iſt nicht an die Meinung feines Vorgängers gebunden, 
fondern handelt bei Erfüllung feiner Obliegenheit nach feinem eigenen Ermeſſen; nichts 
deſto weniger iſt derſelbe aber verpflichtet, die von — Vorgaͤnger begonnenen Sachen ſo 
zu dernolgen, wie er ane | 8 04 

Ebend., $ 26. 25 an 


571. Haͤlt ſich der einer Landrath geſetzlicher Grunde wegen nicht für berechtigt, 
eine Ausfertigung zu unterſchreiben, fo überläßt derſelbe für dieſesmal die Ausübung feiner 
Amtspflicht einem andern Landrathe. 

un Ceend., § 25. 


572. In Sachen, die ſich auf irgend ein Privilegtum des Adels beziehen, iſt der 
reſidirende Landrath verpflichtet, behufs der Aufrechthaltung deſſelben bei wem es ſich 
gebührt die noͤthigen Vorſtellungen zu machen. Bei Entwerfung der in dieſem Falle 
erforderlichen Schriften ladet er den Landmarſchall zur Berathung daruber ein. 

| Ebend., § 25. 


573. Auch in andern Sachen von beſonderer Wichtigkeit wendet ch ve reſidirende 
Landrath an den Landmarſchall und verlangt fein ſchriftliches Gutachten. Haͤlt er dieſes 
aber, der Beſchaffenheit der Sache nach, nicht für hinreichend, fo ladet er den e 
zur berſdnlichen Berathung uͤber den fraglichen Gegenſtand ein. 

Ebend., $ 20. 


37%. Stimmt der Landmarſchall mit der? ne des Landraths überein, fo wird 
zur gehörigen eee Kt ſchritten; weicht deſſen Meinung aber ab, ſo wird die 
Erfüllung in der 4 In dieſem Falle wird dem reſdoſtendln Landrathe 
erlaubt, einen ae f zuſammen zu berufen, um den Zweifel zu erledi⸗ 
gen, der durch die zwiſchen ihm und dem Landmarſchalle Statt findende Meinungsverſchie⸗ 


denheit entſtanden iſt. f 25 
Ebend., 9 22. l 


375. In Sachen, die eine unverzuͤgliche Verfuͤgung und Vollziehung erheiſchen, kann 
der reſidirende Landrath außer dem Landmarſchalle auch andere in Riga anweſende Mitglie⸗ 
der des Welskonvents zur Berathung einladen. 

Cliebend., 9 21. 


576. In Sachen, welche ſich auf die Einrichtungen der Ritterſchaft, auf Veräͤnderun⸗ 
gen ihrer Privilegien, auf die Anordnung neuer Bewilligungen oder die Aufhebung früher 
beſtandener und auf die Einführung irgend einer neuen Maßregel i in Bezug auf die Ver: 
waltung der Poſtſtationen beziehen, fo wie auch in Fuͤllen, wo irgend eine Propoſi tion 
von Seiten des Generalgouverneurs in Angelegenheiten, die der Pruͤfung des Landtag kp 
ausſchließlich anheim geftellt find, erfolgt, oder die fo wichtig ſind, daß die Theilnah 
des Landmarſchalls allein zur Erledigung derfelben nicht genügt, darf der reſidirende Land⸗ 
rath zu keinerlei Perfling ſchreiten, ſondern muß die fofortige Sufanmmenberufung des 
Adelskonvents veranſtalten. 


1,0 nie tt AR 


Ebend., 9 24. 
577. Der teſſdirende Landrath iſt in gat; Livland der Verwaltung der Poftftationen 


vorgefeht. Ausgenommen find die Stationen Riga und Olai, welche der Stadt Riga ge: 
hören, und die Station Pernau, welche der Pernauſchen Stadtverwaltung untergeordnet 
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ift. In wichtigen Fällen zieht er auch in dieſen Angelegenheiten das Gutachten des kand⸗ 
marſchalls ein. n 
Ebend., § 10. 

578. Der reſidirende Landrath trifft, in Folge der ihm anvertrauten Gewalt, alle 
nöthigen Veranſtaltungen zur Beſeitigung der bei den terminlichen Beſichtigungen der Poſt⸗ 
ſtationen bemerkten Unordnungen, und wendet ſich deshalb an den Landmarſchall und den 
Landrath, welcher, in Gemaͤßheit des J 565, verpflichtet iſt, die Poſtſtationen in Liv⸗ 
land jaͤhrlich zu beſichtigen. 

Ebend., 9.8, 

579. Der reſidirende Landrath hat, mit Zuziehung des Landmarſchalls und der beiden 
Kaffedeputisten: 1) über alle von den Poftftationen herrührende Einkuͤnfte und ihre Ver⸗ 
wendung zu wachen, und 2) in Bezug auf die vakant gewordenen Stationen „den unten, 
in den 99 686 — 688 bezeichneten 3 gemäß, Anordnungen zu tre fen. 

bend. 

380. Sind Bauten oder Reparaturen auf den Poſtſtationen erforderlich, ſo trifft der 
reſidirende Landrath, nach Statt gehabter Berathung mit dem Landmarſchalle, die Ele 
Behufe erforderlichen Anordnungen. Stimmen ihre Meinungen mit dem f iſſe des, 
in Gemäßheit des 9 680 zufammen zu berufenden Poſtirungskonvents nicht überein, 
fo ladet der reſidirende Landrath auch die übrigen in Riga anweſenden Mitglieder des Adels⸗ 
konvents zur Berathung mit ihm und dem Landmarſchalle ein. 7 .ORE 

} unt! Y Ebend., § 14. DH DM D 

581. Dem refidirenden Landrathe liegt die Oberaufſicht über die Bewirthſchaftung der 
Ritterſchaftsgüter ob. Sein Wirkungskreis in Betreff dieſes Gegenſtandes und ſeine Be⸗ 
ziehungen zu der dieſe Güter beaufſichtigenden Kommiſſion find in den SS 643 — 647 
ausführlich beſtinunt. m st AN 2 10 
3 5 ECEbend., § 17. nn i kan 

382. Bei Anordnungen, die ſich auf die Einkünfte von den Ritterſchaftsgüͤtern bezie⸗ 


hen, handelt der reſidirende Landrath gemeinſchaftlich mit dem Landmarſchalle und den 
beiden Kaſſedeputirten. 


772 


“ig 


Ebend. . N dr 


585. Der reſidirende Landrath iſt verpflichtet, für die in den anberaumten Terminen 
zeitig zu bewerkſtelligende Einzahlung der an die Ritterſchaftskaſſe zu entrichtenden Gelder 
zu ſorgen. Bei unterlaſſener Zahlung trägt derſelbe dem Lokal-Ordnungsgerichte die Beitrei⸗ 
bung von den Saͤumigen auf. ie Js 0 te. ei ee a BU nme 
Ebend., § 27. en 

584. Der refidirende Landrath iſt insbeſondere verpflichtet, darüber zu wachen, daß die 
von den Arrendatoren der Nitterſchaftsgüter zum Termin nicht entrichteten Gelder durch die 
Ordnungsgerichte im Laufe einer Woche, von dem Tage an gerechnet, wo die Zahlung 
erfolgen ſollte, beigetrieben werden en 
f „ ant Ebend., 5 18. Win de BEE 3 

585. Der reſidirende Landrath iſt nicht befugt, im Namen der Ritterſchaft Anlei— 
hen zu machen, die Faͤlle ausgenommen, wo die Korporation ihm ſolches namentlich auf: 
trägt. In dergleichen Fällen ſchließt der reſidirende Landrath gemeinſchaftlich mit dem 
Landmarſchalle und den Kaſſedeputirten die Anleihe ab, und ftellt die nöthigen Urkunden 
7 

us. Ebend., § 34. ee 


— 


— 
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586. Ausgaben bis zum Betrage von 250 Rbl. S. M. bewilligt der reſidirende Land⸗ 
rath nach eigenem Ermeſſen. Sind Ausgaben zu machen, welche dieſe Summe uͤberſteigen, 
fo iſt er verpflichtet, den Landmarſchall, und die Kaſſedeputirten zur vorläufigen Berathung 
darüber einzuladen. Die weitern Verfügungen hierüber haͤngen von ihrer einſtimmig oder 
durch Stimmenmehrheit verlautbarten Genehmigung ab. 

Ebend., $ 27. 


587. Ohne vorläufige Verfügung des reſidirenden Landraths duͤrfen weder Summen, die 
in die Ritterſchaftskaſſe eingehen, in die Einnahmebuͤcher eingetragen, noch dürfen Ausgaben 
irgend einer Art aus ſelbiger bewerkſtelligt werden. 

Ebend., $ 28. 


588. Jede Einnahme und Ausgabe wird, der vorgefchriebenen Ordnung gemäß, in ein 
beſonderes Buch eingetragen und hierin durch die Unterſchriſt des reſidirenden Landraths 
bekraͤftigt. 

Ebend., $ 29. 

589, Da dem reſidirenden Landrathe die Ritterſchaſtskanzellei untergeordnet iſt, fo fieht 

er darauf, daß der Sekretair und die andern Beamten dieſer Kanzellei ihre Pflicht mit Eifer 
uͤnktlichkeit 0 
een Ebend., $ 38. 

590. Der reſidirende Landrath iſt nicht befugt, den Ritterſchaftsſekretair und Notar mit 

einer Strafe zu belegen. Laſſen ſich dieſe irgend eine Verabſaͤumung zu Schulden kommen, 


N io iſt er verpflichtet, deshalb dem Adelskonvente vorzuftellen, deſſen Entſcheidung er zu er⸗ 
füllen hat. 


Ebend. 


591. Der Addelskonvent beructfichtigt in feinen Entſcheidungen das Gutachten des 
Landraths, und beſtimmt, nach dem Grade der dem Sekretair oder Notar beizumeſſenden 
Schuld, einen Gehalts⸗Abzug, oder entfernt auch den Schuldigen bis zum folgenden Land⸗ 


tage vom Amte. 
Ebend., $ 81. 


392. Acht Tage nach feinem Amtsantritte ladet der reſidirende Landrath den Landrath, 
welcher, nach der unter ihnen feſtgeſetzten Reihefolge, fein Nachfolger fein muß, zur Ueber⸗ 
nahme des Amtes des reſidirenden Landrathes im folgenden Monate ein. Dieſer Letztere iſt 
ſeinerſeits verpflichtet, ihn ſofort zu benachrichtigen, ob er ſich zur Uebernahme des Amtes 
einfinden kann, oder ob ihm dieſes, irgend eines geſetzlichen Hinderniſſes wegen, nicht 
möglich ift. 

Ebend., § 36. 

395. Wer das Amt des reſidirenden Landraths zu übernehmen hat, iſt verpflichtet, zu 
dieſem Behufe zwei Tage vor dem Termine zu erſcheinen, oder, auf den Fall geſetzlicher 
Hinderniſſe, zeitig den Namen des Landraths zu bezeichnen, der, in Folge einer mit ihm 
getroffenen Uebereinkunft, dieſes Amt anſtatt feiner übernimmt. Wird dieſes unterlaſſen, fo 
beſtimmt der reſidirende Landrath ſelbſt feinen Nachfolger, ſetzt aber bis zu deſſen Ankunft 
die Verwaltung ſeines Amtes fort. 

N Ebend., $ 36. 
594. Der teſditende Landrath händigt feinem Nachfolger ſowohl die Schläffel zu dem 
Kaſten, worin die Dokumente aufbewahrt werden, als auch zu der Ritterſchaftskaſſe ein, 


8 


und übergibt ihm dieſe nach Anfertigung einer Ueberſichtstabelle über ihren Beſtand und 
die aufgehaͤuften Ruͤckſtaͤnde. 
Ebend., $ 37. 
395. Zugleich ſtellt er: 1) das von ihm unterſchriebene Miſſiv der Ritterſchaftskanzel⸗ 
lei und 2) das Verzeichniß der unentſchiedenen Sachen vor. 
Ununterbr. Gewohnh. 


II. Von dem Landmarſchalle. 


1) Von dem Amtsantritte des Landmarſchalls und der Wahl ſeines 
Stellvertreters. 


596. Der Landmarſchall wird, in Gemaͤßheit der im vorhergehenden Hauptſtuͤke auf: 
geſtellten Regeln, von dem Landtage auf drei Jahre gewahlt und zwar abwechſelnd aus dem 
Yettifchen und Eſthniſchen Diſtrikte. 

Livl. Landt.⸗O. von 1827, § 22, 25, 26. 


597. Wünſcht die Ritterſchaft beider Diſtrikte, daß der fruͤhere Landmarſchall ſeinem 
zeitherigen Amte auch für das folgende Triennium vorfiehen möge, und er iſt dazu willig, 
fo wird ſolches geftattet, jedoch nicht anders, als nachdem der Generalgouverneur davon be: 
nachrichtigt worden iſt. 

i Ebend., $ 22. 

598. Bleibt der Landmarſchall, nachdem er das erſte Triennium ausgedient hat, auch 
noch das naͤchſte, oder mehrere Triennien hinter einander in dieſem Amte, ſo wird in dieſem 
Falle ſein Nachfolger aus dem Diſtrikte gewaͤhlt, aus welchem nach den erſten drei Jahren 
ſeines Dienſtes die neue Wahl zu bewerkſtelligen geweſen waͤre. 

Ununterbr. Gewohnh. 

599. Bei Schließung des Landtags haͤndigt der abgehende Landmarſchall, nach gehal: 
tener Abſchiedsrede an den Adel, dem aͤlteſten Landrathe den Stab ein, und dieſer dankt ihm 
im Namen der ganzen Korporation für feine Bemuhungen bei der Amtsverwaltung, und 
uͤbergibt ſodann den Stab dem neu erwaͤhlten Landmarſchalle. In ſeiner an dieſen Letztern 
gehaltenen Gluͤckwuͤnſchungsrede ftellt er ihm die ganze Wichtigkeit der ihm obliegenden 
Pflichten vor. 

Livl. Landt.⸗O. von 1827, § 25. 

600. Der neu erwaͤhlte Landmarſchall nimmt den Stab entgegen, dankt der Ritter⸗ 

ſchaft für ihr Vertrauen und tritt ſodann fein Amt an. 
Ebend. 


601. Iſt der Landmarſchall während des Landtags krank oder abweſend, fo vertritt 
ſeine Stelle derjenige von den Landruͤthen, welcher früher Landmarſchall war. Iſt aber Feiner 
von den gegenwaͤrtigen Landruͤthen Landmarſchall geweſen, ſo wird zur Verwaltung dieſes 
Amtes für die Zeit des Landtags durch Wahl der Ritterſchaft ein Landrath ernannt. 

Ebend., § 27. 


602. Geht der Landmarſchall mit Tode ab, oder wird derſelbe vom Adelskonvente in 
der Zwiſchenzeit von einem Landtage zum andern auf ſein Geſuch des Amtes entlaſſen, fo 
vertritt einer der Landräͤthe, nach Beſtimmung des Konvents, bis zur neuen Wahl feine 


Stelle. 
Ebend., 5 26 u. 28. 
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605. Von der Ernennung eines Landraths zum ftellvertretenden Landmarſchalle wird 
der Generalgouverneur benachrichtigt; hiernaͤchſt trägt, ſogleich nach Eröffnung des Land: 
tags, der aͤlteſte Landrath bei der Ritterſchaft darauf an, für das neue Triennium einen 
Landmarſchall zu waͤhlen. 

Ebend. 

60%. In allen mit den Gouvernementspalaten zu haltenden gemeinſchaftlichen 
Sitzungen, ſo wie auch in allen Verſammlungen und bei allen Feierlichkeiten, nimmt der 
Landmarſchall, wenn die Landraͤthe an der fraglichen Sitzung keinen Theil nehmen, den 
erſten Platz nach dem Civilgouverneur oder deſſen Stellvertreter ein. 

Vergl. d. allg. Reichsg. Bd. IX, $ 167. 


605. Die Gouvernementsregierungen und Palaten können weder dem Landmarſchalle, 
noch dem reſidirenden Landrathe Befehle ertheilen, noch Berichte von ihnen verlangen. Ihre 
zu machenden Mittheilungen muͤſſen ſie ihnen durch den Civilgouverneur zugehen laſſen. 

Ebend., $ 170. 

606. Der Landmarſchall und der reſidirende Landrath duͤrfen mit keinen Unterfuchun: 

gen beſchwert werden, die zu ihrer Kompetenz nicht gehören und welche die Geſetze nicht 


namentlich beſtimmen. 
2 Ebend., $ 171. 


Anmerkung. Die in den 88 605 und 606 enthaltenen Vorſchriften erſtrecken ſich auch auf den 
reſidirenden Landrath und den Landmarſchall der Inſel Oeſel, fo wie auch auf die Gouvernementsmar⸗ 
ſchaͤle in Eſthland und Kurland. 


607. Der Landmarſchall erhält einen jährlichen Gehalt aus der Ritterſchaftskaſſe und 
hat feine Wohnung im Ritterhauſe. Reiſt er in Dienſtſachen, fo iſt er befugt bis zu ſechs 
Poſtpferden ohne Zahlung der Progongelder zu verlangen. 

Livl. Landt.⸗O. von 1827, $ 28; Inſtr. für die Livl. Ritterſchaftsbeamten von 1827, § 39, 


608, Der Landrath, welcher auf Veranſtaltung des Adelskonvents die Stelle des Land⸗ 
marſchalls verwaltet (§ 602), bezieht den Gehalt des Landmarſchalls für die ganze Zeit 
der Verwaltung dieſes Amtes. 

Livl. Landt.⸗O. von 1827, § 28, 


2) Von den zum Reſſort des Landmarſchalls gehörigen Gegenſtaͤnden und den 
Grenzen ſeiner Gewalt. 

609. Auf dem Landtage ift der Landmarſchall nichts weiter, als der treue Ausleger 
des Willens der Ritterſchaft, außer demſelben aber der Bewahrer ihrer Intereſſen. Seine 
Hauptobliegenheit beſteht darin: 1) für die Aufrechthaltung der Rechte, Gerechtſame und 
Einrichtungen der Ritterſchaft zu ſorgen ($ 32 und folg. ); 2) ſelbige wo es ſich gebührt, 
gehörig zu vertreten; 3) die geſetzlichen Beſchlüͤſſe der ritterſchaftlichen Verſammlungen ohne 
Anſehen der Perſon und ohne Beruͤckſichtigung perfönlicher Verbindungen pünktlich in 
Ausfuͤhrung zu bringen. 

Ebend., § 40. 

610. Crachtet es der Landmarſchall für nöthig, zum Beſten der Ritterſchaft irgend eine 
Anordnung zu treffen, fo ſtellt er darüber dem reſidirenden Landrathe vor. Stimmt derband⸗ 
rath mit feiner Meinung nicht überein, fo verlangt er die Zuſammenberufung des Adelskon⸗ 
vents, die in keinem Falle verweigert werden kann. 

Ebend. 
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611. Ir irgend eine Anordnung des reſidirenden Landratßs, der Meinung des Pand- 
marſchalls nach, den Privilegien der Ritterſchaft entgegen, ſo kann dieſer jede Ausfuͤhrung 
derſelben hemmen, wenn er im Namen der Adelskorporation eine Proteſtation dawider 
einlegt. Die ſchließliche Entſcheidung gebuͤhrt in dieſem Falle dem Adelskonvente. 

Ebend., $$ Al u. 44. 

612. Die Pflichten des Landmarſchalls auf dem Landtage und in den Verſammlungen 
des Adelskonvents find in der erſten Abtheilung des zweiten Hauptſtuͤcks dieſes Titels aus: 
fuͤhrlich bezeichnet. 


615. Die dem Landmarſchalle in Bezug auf die Poſiſtationen obliegenden Verpflich⸗ 
tungen beſtehen darinn, daß er jährlich die Poſtſtationen der St. Petersburgiſchen, Pleskau⸗ 
ſchen, Moskowiſchen und Pernauer Straße im Laufe des Septembers revidirt. 

Inſtr. für die Livl. Ritterſch.⸗Beamt. von 1827, § A u. B. 


614. Die Führung des Protokells bei diefen Vifitationen liegt dem Ritterſchafts⸗ 
notar ob. 

Ebend., $ 6. 

615. Alle bei der Viſitation der Poftftationen bemerkten Unordnungen werden von 
dem Ritterſchaftsnotar zu Protokoll genommen. Der mit der Beſichtigung der Poſtſtationen 
beauftragte Landrath und der Landmarſchall fügen Vorſchluͤge über die Mittel bei „ wie den 
bemerkten Unordnungen abgeholfen werden könne. 

Ebend. 


616. Der Landmarſchall wacht gemeinſchaftlich mit dem reſidirenden Landrathe darüber, 
daß die Beamten der Ritterſchaftskanzellei ihr Amt gehörig verwalten und der Geſchaͤfts⸗ 


gang nicht aufgehalten werde. 
Ebend., $ 42. 


617. Findet in der Ritterſchaftskanzellei eine Unordnung Statt, fo liegt es dem Land 
marſchalle ob, zur Wiederherſtellung der Ordnung mitzuwirken, auch hat derſelbe über die 
von ihm bemerkten Unordnungen dem reſidirenden Landrathe, in wichtigen Faͤllen aber auch 
dem Adelskonvente vorzuſtellen. 

Ebend. 
618. Der Landmarſchall revidirt zweimal im Jahre die Ritterſchaftskaſſe. 
Ebend., § 43. : 


III. Von den Kreisdeputirten. 


619. Die Kreisdeputirten werden, den im vorigen Hauptſtuͤcke aufgeſtellten Regeln 
gemäß, zu drei aus jedem der vier Kreiſe des Livlaͤndiſchen Gouvernements, auf drei Jahre 
gewählt. Sie bekommen bloß waͤhrend der Dauer des Adelskonvents einen Gehalt 
($ 136). 
Livl. Landt.⸗O. v. 1827, § 86. 
620. Die Kreisdeputirten ſind Mitglieder des Adelskonvents. 
Inſtr. f. d. Livl. Ritterſch.⸗Beamt. v. 1827, f 45. 


621. Die Kreisdeputirten bilden auf dem Landtage einen beſondern Ausschuß zur 
Pruͤfung der in der Verſammlung der allgemeinen Berathung zu unterwerfenden Ge⸗ 
genſtaͤnde. i 


Livl. Landt.⸗O. v. 1927, § 35. 
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| 622. Als Bevollmächtigte der Ritterſchaft erfüllen fie alle Forderungen des Landraths⸗ 
f kollegiums in den Angelegenheiten der Korporation. 
| Ununterbr. Gewohnh. 


623. Die Kreisdeputirten haben in den Kreis-Rekrutenkommiſſionen auf diefelbe Weiſe 
Sitz, wie die Kreis-Adelsmarſchaͤlle in den andern Gouvernements. 
22 Juni 1837 (12561). 
624. Bei Amtsreiſen haben die Kreisdeputirten das Recht, bis zu ſechs Poftpferden 


ohne Zahlung der Progongelder zu verlangen. 
Inſtr. f. d. Livl. Ritterſch.⸗Beamt. v. 1827, § 85. 


IV. Von den Kaſſedeputirten. 


N 625. Die Livlaͤndiſche Ritterſchaft hat zwei Kaſſedeputirte, welche, nach den im 
vorhergehenden Hauptſtuͤcke aufgeftellten Regeln, auf drei Jahre gewählt werden. 
Livl. Landt.⸗O. v. 1827, § 54. 

626. Die Kaſſedeputirten bekommen bloß waͤhrend der Dauer des Konvents einen 
Gehalt ($ 136); bei Amtsreiſen erhalten fie aber Diäten, und find berechtigt, bis zu 
fechs Poſty ferden ohne Zahlung der Progongelder zu verlangen. 

Inſtr. f. d. Liol. Ritterſch.⸗Beamt. v. 1827, § 65. 

627. Der Anteil, welchen die Kaſſedeputirten an den Verſammlungen der Ritter⸗ 
ſchaft zu nehmen haben, iſt oben, im zweiten Hauptſtuͤcke dieſes Titels, bezeichnet. 

628. Die Kaſſedeputirten find Gehuͤlfen des Landmarſchalls bei Verwaltung der Rit⸗ 
terſchaftskaſſe, und haben gemeinſchaftlich mit ihm dafuͤr zu ſorgen, daß dieſelbe mit keinen 
überflüffigen Ausgaben beſchwert werde. 

Inſtr. f. d. Livl. Ritter ſch.⸗Beamt. v. 1827, § 58 u. 59. 


Hi 629. Wollen die Kaſſedeputirten, nebft dem Landmarſchalle, irgend eine vom reſi⸗ 
ö direnden Landrathe beantragte außerordentliche Ausgabe aus der Ritterſchaftskaſſe nicht zu⸗ 
laſſen, ſo findet dieſe Ausgabe nicht Statt. 
Ebend., 9 60. 

650. Die Kaſſedeputirten empfangen auf dem Ritterhauſe in Riga zwiſchen dem 
15 Januar und 1 Februar alle Einkünfte, die jährlich in die Ritterſchaftskaſſe eingehen. 
Hierin find auch die Bewilligungsgelder begriffen. 

Inſtr. f. d. Livl. Ritterſch.⸗Beamt. v. 1827, § 30. 

651. Sechs Wochen vor der zur Einzahlung dieſer Gelder anberaumten Friſt, wird 
eine Bekanntmachung hierüber durch das Rigaſche Wochenblatt und die Dörptiche Zeitung 
erlaſſen. . 


Ebend. 


632. Sind Ruͤckſtaͤnde vorhanden, fo wenden ſich die Kaſſedeputirten deshalb an den 
reſſdirenden Landrath, um dieſelben durch die Lokal⸗Ordnungsgerichte beizutreiben. Die 
Güter, von welchen dieſe Ruͤckſtaͤnde einzutreiben find, haben außerdem noch als Pon ein 
| Procent Poſtgebuͤhr, und eben fo auch die Meilen: und Diaͤtengelder für die zum Behufe 
N det Beitreibung des Ruͤckſtandes abgeordneten Beamten zu erlegen. f 

Ebend., $ 31. 
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655. Werden die Monitorien der Ordnungsgerichte nicht erfüllt, ſo wird die Beitrei⸗ 
bung der Rüͤckſtaͤnde mittelſt Exekution, gleich den Kronsteſtanzien, vollzogen. 
Ebend. 


65%. Die Ordnungsgerichte find, bei Vermeidung einer Pon von 15 NH. S. M., 
verbunden, alle Ruͤckſtaͤnde binnen drei Monaten an die Ritterſchaftskaſſe abzuliefern. 
Ebend. 


655. Dauert die Beitreibung der Ruͤckſtaͤnde Länger als ſechs Monate, ſo haben die 
Ordnungsgerichtsglieder die ihnen aus der Ritterſchaftskaſſe zu verabfolgende Gage eines 


Jahres verwirkt. 
Ebend. 


636. Die Kaſſedeputirten haben jährlich im Februar die Rechnungen des verfloſſenen 
Jahres zu revidiren, die Bilancen zu machen und ihre Bemerkungen dem Adelskonvente 
mitzutheilen. 

Ebend., § 61. 

637. Zur Ritterſchaftskaſſe find drei Schluͤſſel vorhanden: einer davon wird beim 

reſidirenden Landrath aufbewahrt, der andere in der Kanzellei, unter dem Siegel eines der 


Kaſſedeputirten, der dritte beim Ritterſchaftsrentmeiſter. 
Ebend., $ 62. 


V. Von den Ritterſchaftskaſſe-Revidenten. 


658. In Livland gibt es acht Revidenten der Ritterſchaftskaſſe, zwei aus jedem 
Kreiſe. Um ſie zur Reviſion beſſer vorzubereiten, werden dieſelben, mit Beobachtung der 
im vorhergehenden Hauptſtuͤcke aufgeſtellten Regeln, auf jedem Landtage zum Voraus für 


den naͤchſten Landtag gewaͤhlt. 5 
Liol. Landt.O. v. 1627, $ 52; Inſtr. f. d. Liol. Ritterſch.-Beamt. v. 1827, 5 30. 


639. Geht einer der Kaſſerevidenten „in der Zwiſchenzeit von einem Landtage zum 
andern, von feiner Stelle ab, oder ſtirbt derſelbe, fo fordert der Oberkirchen vorſteher des 
Kreiſes, in welchem die Stellerledigung Statt gefunden hat, drei Monate vor dem ordent⸗ 
lichen Landtage die Kirchenvorfteher auf, zur Beſetzung der Stelle bis zum folgenden Land⸗ 
tage drei Kandidaten aus ihren Kirchſpielen vorzuſtellen. Den durch Stimmenmehrheit 
Erwaͤhlten macht hierauf der Oberkirchenvorſteher dem reſidirenden Landrathe bekannt. 

8 Inſtr. f. d. Livl. Ritterſch.⸗Beamt. v. 1827, $ 56. 


640. Vor der Eröffnung des Landtags werden die Kaſſerevidenten, gemäß dem 
$ 77, zugleich mit den Mitgliedern des Adelskonvents einberufen, um an der Vorbe: 
reitung der Gegenſtaͤnde, die auf dem Landtage zu berathen ſind, Theil zu nehmen. 

Livl. Landt.⸗O. v. 1827, § 7. 


641. Die Kaſſerevidenten revidiren die in der Zwiſchenzeit von einem Landtage zum 
andern geführten Rechnungen über die Ritterſchaftskaſſe; ſie prüfen dabei insbeſondere die 
Geſetzmäͤßigkeit und den Nutzen der außerordentlichen Ausgaben, und liefern in Betreff dies 


ſes Gegenſtandes ſchriftliche Bemerkungen ein. 
Ebend., $ 53. 


— A — 


cc 
— E 
u. = - 


— ae 


86 


642. Dieſe Bemerkungen werden mit Erläuterungen des Landmarſchalls und der 
Kaſſedeputirten bei dem allgemeinen Berichte über den Zuſtand der Ritterſchaftskaſſe dem 


Landtage zur Prüfung und Verfügung vorgelegt, 
ebend. 


VI. Von den zur Verwaltung der Livlaͤndiſchen Ritterſchaftsgüter 
angeſtellten Beamten. 


645. Die Verwaltung der Livläͤndiſchen Ritterſchaftsguͤter liegt einer befondern Kom⸗ 
miſſion ob. Sie beſteht, unter dem Vorſitze eines Landraths, aus vier Mitgliedern, welche, 
zu einem aus jedem Kreiſe, den im vorhergehenden Hauptſtuͤcke aufgeſtellten Regeln gemaͤß, 
von der Ritterſchaft auf Lebenszeit gewaͤhlt werden. 

Livl. Landt.⸗Schl. v. 1806. 

6441. Saͤmmtliche Mitglieder der Ritterſchaftsguͤter-Kommiſſion dienen ohne 
Gehalt. 

Ebend. 

645. Die Kommiſſion iſt verpflichtet: 1) auf Einladung des Landraths jährlich an 
Ort und Stelle die wirthſchaftliche Verwaltung ſaͤmmtlicher Ritterſchaftsguͤter zu unter⸗ 
ſuchen; 2) dieſelben in Arrende zu geben und ſolche den abgehenden Arrendatoren ab⸗ 
zunehmen. 

Ebend. 

646. Bei Beſichtigung der Ritterſchaftsgüter wird der Ritterſchaftsſekretair den Mit: 
gliedern der Kommiſſion beigegeben, um ihre Bemerkungen zu Protokoll zu nehmen. 

Inſtr. f. d. Livl. Ritterſch.⸗Beamt. v. 1827, § 16. 12 

647. Findet es ſich, daß bei der Verwaltung Verabſäumungen oder Verletzungen der 
Arrende⸗Kontrakte Statt gefunden haben, oder halt es die Kommiſſion für nöthig, neue 
Maßregeln zur Verbeſſerung des Zuſtandes der Ritterſchaftsguͤter vorzuſchlagen, fo ſtellt fie 
deshalb dem reſidirenden Landrathe vor, welcher entweder ſelbſt die nöthigen Anordnungen 
trifft, oder dem Adelskonvente, oder auch dem Landtage ſolches uͤberluͤßt. 

Beſchl. d. Livl. Landt. v. 4806, — Inſtr. f. d. Livl. Ritterſch.⸗Beamt. v. 1827, $ 16. 


VII. Von der Ritterſchaftskanzellei. 
1) Von der Zufammenfegung der Kanzellei. 


648. Die Livlaͤndiſche Ritterſchaſtskanzellei beſteht aus einem Sektetair, einem No⸗ 
tar, einem Rentmeiſter und der erforderlichen Anzahl von Schreibern. 
Inſir. f. d. Livl. Ritterſch.⸗Beamt. v. 1827, § 63 u. 66. 


649. Außerdem iſt es erlaubt, in der Ritterſchaftskanzellei junge Edelleute anzuſtel⸗ 


len, um fie zur Bekleidung von ritterſchaftlichen Nemtern vorzubereiten. 
Ebend., $ 82. 


650. Der Sekretair und Notar werden von der Ritterſchaft auf Lebenszeit gewahlt, 
den Regeln gemäß, die im vorhergehenden Hauptſtuͤcke aufgeſtellt find. 
Livl. Landt.⸗O. v. 1827,55 71 u. 72. 


651. Der zum Sekretairsamte Erwuͤhlte wird vor der verſannnelten Ritterschaft 
in Eid genommen (a). Der Landmarſchall macht ihn dabei auf ſeine wichtigſten Pflichten 
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aufmerkſam. Hierauf empfängt derfelbe, in Gegenwart zweier Landraͤthe, des Landmar⸗ 
ſchalls und zweier Kreisdeputirten, nach einem Inventar das Archiv und alles, was zum 
Ritterhauſe gehört (b). 

(a) Königl. Schwed. Ref. v. 17 Aug. 1648, p. 4. — (b) Livl. Landt.⸗O. v. 1827, 6 73 

u. 74. 

Anmerkung. Der aͤlteſte Landrath und der Landmarſchall erhalten jeder ein Exemplar dieſes In⸗ 
ventars; ein drittes wird im Ritterſchafts-Archive aufbewahrt (Livl. Landt.⸗O. v. 1827, J 74). 


652. Wird das Amt des Ritterſchaftsſekretairs, Notars oder Rentmeiſters in der 
Zwiſchenzeit von einem Landtage zum andern erledigt, ſo beſtimmt der Adelskonvent einen 
zuverlaͤſſigen Subſtituten zur Verwaltung der erledigten Stelle bis zum folgenden 
Landtage. Dem Landtage iſt es vorbehalten, dieſen Subſtituten entweder in dem von 
ihm verwalteten Amte zu beftätigen, oder die erledigte Stelle durch eine neue ordnungs⸗ 
mäßige Wahl zu beſetzen. 

Ebend, § 77. 

655. Der Ritterſchaftstentmeiſter wird auf Lebenszeit erwaͤhlt, gemaͤß den im vorher: 
gehenden Hauptſtuͤcke aufgeſtellten Regeln. 

Inſtr. f. d. Livl. Ritterſch.⸗Beamt. v. 1827, 9 65, 


654. Die Schreiber werden vom reſidirenden Landrathe nach Gutbefinden an⸗ 
geſtellt. 


2) Von der Beſoldung. 
655. Die Beamten und Schreiber der Ritterſchaftskanzellei werden aus der Ritter⸗ 


ſchaftskaſſe beſoldet. 
Ebend., $$ 63, 75, 80, 85 u. 84, 

656. Der Ritterſchaftsſekretair und Notar haben Wohnung im Ritterhauſe, oder 
bekommen beſondere Quartiergelder. Bei Amtsreiſen ift der Sekretair befugt, bis zu 
ſechs, der Notar aber bis zu vier Poſtpferden ohne Zahlung der Progongelder zu 
verlangen. n 

Ebend., F 75 u. 80. 
657. Weder der Ritterſchaftsſekretair, noch der Notar können ein anderes Amt be: 


kleiden. ' 
Ebend. 


5) Von den pflichten der Kanzellel. 
a) pflichten des Sekretairs. 


658. Der Livlaͤndiſche Ritterſchaftsſekretair iſt während des Landtags und des Kon: 
vents verpflichtet, unter Aufſicht des Landmarſchalls: 1) das tägliche Protokoll der Sitzungen 
ohne Verabſaͤumung und mit gehöriger Treue zu führen; 2) in der Landtagsverſammlung 
alle zum Vortrage kommende Sachen deutlich vorzulefen; 3) die ausgehenden Papiere an⸗ 
zufertigen; 4) die eingehenden zu produktiren; 5) dieſelben zum Vortrage zu bringen und 6) 
fie vorſchriftmaͤßig aufzubewahren. 

Ebend., § 68 u. 75. 

659. Außer dem Landtage führt der Sekretair, unter der Leitung des reſidirenden Land⸗ 

raths, die Korrespondenz in allen Sachen, die ſich auf die Rechte, Gerechtſame und Ein- 
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1 0 richtungen des Adels beziehen, und hat die Kanzellei, das Archiv und das Nitterhaus unter 
e ſeiner Aufſicht. 


Ebend. $$ 67, 70, 74. 


660. Der Sekretair führt: 1) ein Verzeichniß über alle anhaͤngigen Sachen (a); 2) ein 
Journal über die täglichen Kanzelleigeſchaͤfte (b) und 3) ein Tiſchregiſter über alle einge: 
9 hende Papiere (e). In dieſem Regiſter ſchreibt der reſidirende Landrath die Reſolutionen 
Hi nieder; der Sekretair bemerkt aber darin das Datum und die Ne der Ausfertigung. 
| (a) Ebend., § 70.—(b) Ebend., $ 72.—(e) Ebend., $ 71. 


| 661. Bei den Lokalbeſichtigungen der Ritterſchaftsguͤter verwaltet der Sekretaͤr, dem 
ia 9 646 gemäß, das Amt des Protokollfuͤhrers. 

| Ebend., $ 66. 

662. Er trägt dem reſidirenden Landrathe alle eingehende, zu feinem Wirkungskreiſe 
I gehörigen Papiere vor, liefert demſelben aus dem Archive alle nöthige Akten und ift ihm 
00 in Allem behuͤlflich. 


Ebend., § 68, 


665. Findet der Sekretair, daß irgend eine Anordnung des reſidirenden Landraths den 
Rechten und Intereſſen der Ritterſchaft entgegen iſt, ſo trägt er ihm feine Meinung über dieſen 
Gegenſtand vor. Stimmt aber der Landrath mit des Sekretairs Vorſtellung nicht uͤberein, 
fo verſchreibt dieſer Letztere feine Einwendung dagegen im Journal, und muß zwar das Pas 
pier dem ihm vom Landrathe ertheilten Befehle gemaͤß anfertigen, hat aber hiervon dem 
N Landmarſchalle eine ausführliche Anzeige zu machen. 
IN Ebend., $ 69. 


b) Pflichten des Notars. 
664. Während des Landtags iſt der Notar verpflichtet: 1) alle zur Verſammlung 
Erſchienenen zu verzeichnen; 2) in den Angelegenheiten des reſidirenden Landraths die 
153 Ausfertigungen zu entwerfen; 3) nöthigen Falles in den Ausſchuͤſſen, welche die Kreisde⸗ 
114 putirten bilden, das Protokoll zu führen und 4) alle nothwendigen Papiere, welche der 

Ritterſchaftsſekretair konzipirt hat, zu mundiren. 

Ebend., § 76 u. 78. 
665. Im Adelskonvente iſt der Notar verpflichtet, das Protokoll der Verſammlungen 
der Kreisdeputirten zu fuͤhren. 


Ebend. 
15 666. Außer dem Landtage beſteht die Hauptpflicht des Notars in der Führung der Ne: 
I} giſtratur über das Ritterſchaftsarchiv und in der Beſorgung anderer Geſchaͤfte, den Aufträͤ⸗ 
gen gemäß, die ihm der reſidirende Landrath ertheilt. Außerdem führt er die ganze Korres⸗ 
| pondenz in Sachen der Verwaltung der Poftftationen; produktirt die in Betreff diefes Ge: 
Ri genftandes eingehenden Papiere; trägt ſelbige in ein befonderes Tiſchregiſter ein; führt ein 
IN genaues Journal über die ihm obliegenden täglichen Veſchuͤftigungen und mundirt, wenn 
| es nöthig iſt, die vom Sekretair entworfenen Papiere. 

Ebend., $$ 71, 76—79. 

667. Den Landmarſchall, oder den dazu beſtimmten Landrath begleitet er bei den Be— 
ſichtigungen der Poſtſtationen ($ 613), und führt das Protokoll, indem er dabei die in 
ii, den frühern Protokollen enthaltenen Nachrichten in Betracht zieht. 
| Ebend., $ 9. 


c) Pflichten des Rentmeiſters 


668. Dem Ritterſchaftsrentmeiſter liegt es ob: 1) alle in die Ritterſchaftskaſſe einge⸗ 
hende Gelder zu empfangen und ſelbige, den vom reſidirenden Landrathe ertheilten Vor⸗ 
ſchriften gemäß, zu den beſtimmten Ausgaben zu verabfolgen; 2) den dritten Kaſſeſchluͤſſel 
aufzubewahren; 3) die Einnahme- und Ausgabebuͤcher zu führen und A) bei einer Rekruti⸗ 
rung die gehörige Repartition zu entwerfen. 

Ebend., $$ 28 u. 62. 

669. Den Kaffedeputicten iſt er beim Empfange der Gelder behüͤlflich, und hat den— 
ſelben im Februar eine Ueberſichtstabelle über alle eingegangene und ruͤckſtaͤndige Sum⸗ 
men der Ritterſchaft zu uͤberliefern. 

Ebend., $5 61 u. 65. 


d) pflichten der Schreiber. 


670. Den Schreibern liegt es ob, von allen Papieren in Sachen des Landtags, des 
Adelskonvents und des reſidirenden Landraths die Reinſchriften zu beſorgen. Auch haben ſie 
eine genaue Lifte über die Staffetten zu führen, welche von der Ritterſchaft abgefertigt 
werden, fo wie auch über die Billete, auf welche Poſtpferde zu verabfolgen find. Einer von 
ihnen verwaltet die Stelle des Rentmeiſtersgehüͤlfen. 

Ebend., $ 83 u. 84. 


VIII. Von den Poſtirungsdirektoren. 


671. Die kivländiſchen Poſtſtationen ſtehen unter der unmittelbaren Nufſicht der Dirck— 
toren, welche von den Gutsbeſitzern, die an dem Bau der Stationsgebäude Theil genom⸗ 
men haben, aus ihrer Mitte erwaͤhlt und vom reſidirenden Landrathe beftätigt werden. 

Ebend., $ 11. 


672. Niemand darf ſich weigern, das Amt eines Poſtirungsdircktors auf drei Jahre 
zu übernehmen, bei Vermeidung einer Strafe von 135 R. Silb. zum Beſten der Ritter: 
ſchaftskaſſe, es ſei· denn, daß fein Wohnſitz über 40 Werft von der Station entfernt waͤre, 
oder daß ihm andere geſetzliche Gruͤnde zur Seite ftänden. 

Ebend. 


675. Iſt es für einen Direktor unmöglich, fein Amt perfönlich zu verwalten, fo wird 
es ihm erlaubt, irgend einen andern Gutsbeſitzer dazu willig zu machen, doch muß er dem 
reſidirenden Landrathe darüber berichten und bis zum Eintritte des Neuerwaͤhlten in feinem 
Amte verbleiben. N 


Ebend. 


674. Hat die Wahl des neuen Poſtirungsdirektors Statt gefunden, fo ſtattet der 
abgehende Direktor dem reſidirenden Landrathe einen ſchriftlichen Bericht datuͤber ab, und 
ſtellt ihm das Protokoll des Poſtirungskonvents in Bezug auf dieſe Wahl zur Beſtaͤti⸗ 
gung vor. 

Ebend. 

675. Die Poſtirungsdirektoren ſind bei ihren Dienſtreiſen befugt, auf ihrer Station 

im Sommer bis zu vier, im Winter aber bis zu drei Poftpferden ohne Zahlung der Pro⸗ 


gongelder zu verlangen. 
. N r Ebend. 
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676. Der Direktor führt die Aufſicht über alle Offizianten und ſelbſt auch uͤber die 
Verwaltung der Poſtſtation. Er iſt verpflichtet, die Stationsgebäude, Pferde, Epuipagen 
und das Geſchirr fleißig zu beſichtigen, und muß an Ort und Stelle den von ihm bemerk⸗ 
ten Unordnungen abhelfen. Müͤſſen aber allgemeine Maßnahmen in Bezug auf die Ver: 
waltung der Station ergriffen werden, ſo wendet er ſich deshalb mit einer Vorſtellung an 
den reſidirenden Landrath. 

poſtir.⸗Inſtr. (erlaſſen vom Livl. Landr.⸗Koll. mit Beſtät. des Gen.⸗Gouv.) v. 15 Mai 1833. 


677. Es liegt ihm ob, auf Vorſchrift des reſidirenden Landraths in Betreff der Station 
diejenigen außerordentlichen Unterſuchungen anzuſtellen, die weder zur Kompetenz des 
Landraths, noch der Kreisdeputirten gehdren. 

Ebend., $ 2. 


678. Der Direktor iſt, auf vorgängige Benachrichtigung, verpflichtet, bei der vom 
Landmarſchalle und einem der Landraͤthe jährlich vorzunehmenden Beſichtigung der Sta: 
tionen zugegen zu fein, um ihnen die nöthige Auskunft zu geben. 

Ebend., § 7. 


679. Dem Direktor gebuͤhrt die Unterſuchung in Betreff aller Beſchwerden der Guts: 
beſitzer und Bauergemeinden des Stationsbezirks wider den Poſtkommiſſair, in Bezug auf 
den Empfang der Fourage, des Holzes und anderer Materialien, oder wegen Bedruͤckungen 
bei den Bauten auf den Poſtſtationen, ſo wie auch in Betreff der Beſchwerden der Poſt⸗ 
knechte gegen ihn, oder der Beſchwerden von ihm wider ſie. Sind dieſe Beſchwerden nicht 
von Erheblichkeit, ſo entſcheidet er dieſelben an Ort und Stelle; in Betreff der wichtigern, 
welche eine Beſtrafung des Poſtkommiſſairs nach ſich ziehen können, berichtet er aber dem 
reſidirenden Landrathe zur fernern Verfügung. In einem ſolchen Falle werden die Vorſtel⸗ 
lungen des Poſtirungsdirektors in beſondern Betracht gezogen. Iſt nöthigen Falles der 
Poſtkommiſſair zu beeidigen, ſo geſchieht dies durch das Ordnungsgericht. 

poſtir.⸗Inſtr., § 3; Inſtr. f. d. Livl. Ritterſch.⸗Beamt. v. 1827, § 12. 


680. Im September jedes Jahres beruft der Poſtirungsdirektor den Poſtirungskon⸗ 
vent zuſammen. Dieſer Konvent beſteht aus ſuͤmmtlichen zum Stationsbezirke gehörigen 
Gutsbeſitzern, welche an der Unterhaltung der Poſtſtation Theil nehmen. Die an ſie zu er⸗ 
laſſende Benachrichtigung in Betreff der Einberufung zu demſelben findet vier Wochen vor 
deſſen Eröffnung Statt. In außerordentlichen Faͤllen kann der Poſtirungskonvent auch zu 
einer andern Zeit zuſammenberufen werden. 

Poſtir.⸗Inſtr., $ 6; Inſtr. f. d. Livl. Ritterſch.⸗Beamt. v. 1827, § 11. 


681. Der Poſtirungskonvent hat fich, unter dem Vorſitze des Direktors, über die en 
gen Bauten und Reparaturen auf der Poſtſtation zu berathen. 
Ebend. 


682. Die Beſchlüſſe des Poſtirungskonvents werden durch Mehrheit der Stimmen ge: 
faßt. Bei Gleichheit derſelben gibt die Stimme des Direktors den Ausſchlag. 
Inſtr. f. d. Livl. Ritterſch.⸗Beamt. v. 1827, § 15. 


685. Das Protokoll über die Berathungen wird vereint mit den Bauanſchlaͤgen dem 
reſidirenden Landrathe vom Direktor zur Beſtaͤtigung vorgeſtellt. Der Direktor ſorgt ſeiner⸗ 
ſeits für die Ausführung desjenigen, was beſtaͤtigt worden iſt, und hält die Saͤumigen 
durch das Lokal⸗Ordnungsgericht zur Pflichterfüllung an. 

Inſtr. f. d. Liol. Nitterſch.⸗Beamt. v. 1827, 55 11, 18 u. 14; poſtir.-Inſte., 5 6 


684. Erſcheint zum Poſtirunskonvente keiner der Theilnehmer an der Unterhaltung 
der Stationen, ſo trifft der Direktor ſelbſt, mit Beſtaͤtigung des reſidirenden Landraths, die 
noͤthigen Anordnungen in Bezug auf die Bauten und Reparaturen auf der Station, 

Inſtr. f. d. Livl. Ritterſch.⸗Beamt. v. 1827, $ 13. 


685. Klagen wider den Direktor von Seiten der Gutsbeſitzer des Stationsbezirks und 
des Poſtkommiſſairs werden vom reſidirenden Landrathe entſchieden, nachdem die Sache 
durch den Landmarſchall, einen vom reſidirenden Landrathe dazu ernannten Landrath und 
einen Kreisdeputirten vorläufig unterſucht worden iſt. 

Ebend., § 12. 


IX. Von den Poſtkommiſſairen. 


686. Die Poſtkommiſſaire werden vom reſtdirenden Landrathe laut Kontrakt angeſtellt. 
Sie find verpflichtet, ſich in allem nach den in dieſem Kontrakte enthaltenen Bedingungen 
zu richten. 

Ebend., § 8. f 

687. Die Kontrakte, welche die Verhältniffe der Poſtkommiſſaire zur Ritterſchaft und 
ihren Beamten beſtimmen, werden vom reſidirenden Landrathe nach den auf dem Landtage 
oder im Konvente feſtgeſetzten Regeln geſchloſſen. 

Ebend., § 7. 

688. Der Ritterſchaft gebührt, auf den Fall der Zahlungsunfaͤhigkeit der Poſtkom⸗ 
miſſaire, in Betreff ſaͤmmtlicher in den Kontrakten feitgefegten Bedingungen ein beſonderes 
Vorzugsrecht auf alles ihnen laut Inventar gehörige Vermögen der Poſtſtationen. 

Ebend., § 8. 


Zweite Abtheilung. 
Von den Beamten der Oeſelſchen Ritterſchaft. 
I. Von dem Landrathskollegium. 
1) Von der Zuſammenſetzung des Landrathskollegiums. 


689. Das Landrathskollegium beſteht aus vier Landräthen, die, nach den im vorher: 
gehenden Hauptſtuͤke aufgeſtellten Regeln, von der Ritterſchaft auf Lebenszeit gewählt wer⸗ 
den. Sie dienen ohne Gehalt. 

Def. Landt.⸗O. v. 1897, 55 88, 60—63. 


690. Das Amt des Landraths kann mit keinem andern vereinigt werden. Ausgenom⸗ 
men find nur die Aemter des Preſidenten des Oeſelſchen Provinzial⸗Konſiſtoriums, des 
Oberkirchenvorſtehers und des Ehreninſpektors der Schulen. 

Ebend., 9 64. 4 


691. Iſt der zum Landrathe erwaͤhlte nicht im Stande, anderer Geſchaͤfte und Oblie⸗ 
genheiten wegen, fein Amt gehbrig zu verwalten, oder übernimmt er einen Poſten, wel⸗ 
cher mit dem Landrathsamte unverträglich ift, fo muß er auf dem folgenden Landtage dieſes 
Amt niederlegen. 


Ebend., $ 61. 
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692. Jeder von den Landraͤthen nimmt nach einer unter ihnen durch gemeinſchaftliche 


Uebereinkunft feſtgeſetzten Reihefolge, im Laufe eines Monats, unter der Benennung eines 
reſidirenden Landraths, die laufenden Geſchaͤfte der Ritterſchaft wahr. Die Landraͤthe find 
jedoch befugt, dieſe Gefchäfte, nach einer beſondern Uebereinkunft unter ſich, auch laͤnger als 
einen Monat zu leiten. 


Ebend., § 95. 


2) Von den Amtspflichten der Landraͤthe. 


695. Die erſte Pflicht des Landrathskollegiums beſteht in einer wachſamen, väterlis 
chen Sorgfalt für die Aufrechthaltung der Rechte, Gerechtſame, Einrichtungen und feſten 
Gewohnheitsnormen der Ritterſchaft. Nöthigen Falles beantragen die Landraͤthe bei 
derſelben alles dasjenige, was, ihrer Meinung nach, zur Aufrechthaltung der Einrichtungen 
der Ritterſchaft und zur Abhuͤlfe etwaiger Maͤngel dabei dienen kann. 

Ebend., $ 10. 


694. Die Art und Weiſe, wie die Landraͤthe an den Verſammlungen der Ritterſchaft 
auf dem Landtage und in dem Adelskonvente Theil nehmen, iſt oben in den ö 184 
201 bezeichnet. 


695. Außer der Amtsverrichtung, welche dem reſidirenden Landrathe in Arensburg ob⸗ 
liegt, haben die Landroͤthe noch folgende Verpflichtungen: 

1) Ein Landrath führt den Vorſitz im Oeſelſchen Provinzial⸗Konſiſtorium. 

2) Ein Landrath verwaltet das Amt des Oberkirchenvorſtehers. 

Anmerkung. Dieſe beiden Aemter können auch einem einzigen Landrathe anvertraut werden. 

Alerh. beit. Gef. f. d. Ev.⸗Luth. Kirche in Rußl. v. 28 Dec. 1832 (5870) $$ 293 u. 492; 

Oeſelſche Landt.- O. v. 1827,55 72, 75, 93. 

696. Das Landrathskollegium bildet mit dem Landmarſchalle und dem Landrichter 
die letzte judiciaͤre Inſtanz in allen Sachen der Oeſelſchen Bauern. 

Oeſelſche Landt.⸗O. v. 1627, $ 92; Livl. Bauer⸗V. v. 26 März 18 19 (27755) Beil. für d. Ins 

fel Oeſel, Anm. zu den $$ 197 u. 198. 


697. In Bezug auf die Verwaltung der Poſtſtationen iſt das Oeſelſche Landraths⸗ 
kollegium verpflichtet: 

1) In Gegenwart des Oeſelſchen Bezirkschefs der Reichsdomainen diez Poſtſtationen 
durch öffentlichen Ausbot zu verpachten; mit dieſem Chef jährlich im März die Berechnung 
des Poſt⸗Praeſtandums zu machen, und dieſes nach der Seelenzahl in den Bauergemeinden 
der Krons⸗ und Privatguͤter zu vertheilen. 

2) Unter Mitwirkung des Bezirkschefs mit den Poſthaltern Kontrakte zu ſchließen, und 
darin den Termin zur Poſthaltung, die Große der Pfänder, oder die zu ſtellenden Cautio⸗ 
nen, zum Behuf der genauen Erfüllung der Kontrakte, und die Bedingungen, unter denen 
die zur Poſthaltung angewieſenen Kronsländereien benutzt werden duͤrfen, zu bezeichnen. 

3) Gemeinſchaftlich mit dem Landmarſchalle über die Poſtſtationen die Auffſicht zu fuͤh⸗ 
ren, und die nöthigen Maßregeln zur Beſeitigung der Unordnungen zu treffen, die bei der 


Viſitation derſelben bemerkt werden. 
Poſt.⸗O. f. d. Inſel Oeſel v. 22 Mai 1826; Oeſelſche Landt.⸗O. v. 1827, § 120. 


698. Alle in den 90 566, 569—576,583—585, 587591, 594, 595 enthaltenen 
Beſtimmungen uͤber die Pflichten des reſidirenden Landraths in Livland im Allgemeinen 
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ſowohl, als auch in Bezug auf die Kaffe und die Ritterſchaftskanzellei, erſtrecken ſich auch 
auf den Oeſelſchen reſidirenden Landrath. 
Oeſelſche Landt.⸗O. v. 1627, 0 95 — 105, 107, 109, 111, 112, 484. 


699. Der Oeſelſche reſidirende Landrath iſt nicht berechtigt, außerordentliche Ausgaben 
zu verfügen, welche 15 Rbl. S. M. uͤberſteigen. Sollten Ausgaben nöthig fein, welche mehr 
betragen als dieſe Summe, fo iſt er verpflichtet, den Landmarſchall und die Kaſſedeputirten 
zur vorlaͤufigen Berathung daruͤber einzuladen. Die weitern Anordnungen in dieſer Bezie⸗ 
hung hängen von ihrer Einwilligung ab, die einhellig oder durch Stimmenmehrheit erklärt 


werden kann. 
Ebend. 1827, § 103. 


Anmerkung. Zu Reparaturen, welche im Ritterhauſe erforderlich find, bewilligt der reſidirende 
Landrath Ausgaben bis zu 30 Rub. S. M. 
Ebend., 9 108. 


700. Der reſidirende Landrath führt die Aufſicht über den richtigen Empfang des von 
den Ritterſchaftsguͤtern eingelieferten Getreides und über die Aufbewahrung deſſelben an 
dem gehdrigen Orte. 

Ebend. 

701. Der reſidirende Landrath bildet mit dem Landmarſchalle, dem Bezirkschef und dem 
Anwalde für die Reichsdomainen eine Kommiſſion zur Verwaltung der Oeſelſchen Bau— 
ernbank, welche ſich bei allen ihren Unternehmungen nach dem Allerhochſt beſtaͤtigten Regle⸗ 
ment uͤber dieſe Anſtalt zu richten hat. 

Verordn. über die Def. Bauernbank v. 24 Jan. 1823 (29277). 


702. Der reſidirende Landrath führt insbeſondere noch die Aufſicht über das Hoſpital 


der Ritterſchaft und die übrigen auf Koften derſelben beſtehenden wohlthaͤtigen Anſtalten, 
und revidirt ihre Rechnungen. 
ODieͤeelſche Landt.⸗O. v. 1827, 0 115—119, 121. 


II. Von dem Land marſchalle. 


705. Der Landmarſchall wird, in Gemaͤßheit der im vorigen Hauptſtuͤcke aufgeſtellten 
Regeln, von der geſammten Ritterſchaft auf drei Jahre erwaͤhlt. Einen Gehalt bekommt er 
nicht. 

0 Ebend., § 54. 

70%. It der Landmarſchall krank, oder abweſend, fo erſtrecken ſich die in den 
$5 601—603 für Livland aufgeftellten Regeln auch auf die Inſel Oeſel. 

Ebend., $ 57. 


705. Die allgemeinen Amtspflichten des Oeſelſchen Landmarſchalls find diefelben, wie 

in Livland (9 609—611). 
. Ebend., 5 59, 122, 123. 

706. Der Oeſelſche Landmarſchall iſt außerdem verpflichtet: 1) in der Rekrutenkom⸗ 
miſſion und in dem Pockenimpfungskomité den Vorſitz zu führen (a); 2) in der Kommif- 
fion zur Verwaltung der Oeſelſchen Bauernbank und in der beim Landrathskollegium ers 
richteten Abtheilung für Bauerſachen zu ſitzen (b). 

(a) Eirk. des Min. des Inn. v. 15 Dec. 1029. — (b) Lvl. Bauer⸗V. v. 26 Merz 1819 (27735) 

Beil. in Betreff d. Inſel Oeſel, Anm. zum 9 190; Verordn. f. d. Def. Bauernbant v. 24 Jan. 1823 

(20277) 5 7. 
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707. Er führt, in Gemeinſchaft mit dem Landrathskollegium, die Aufficht über die 
Poſtſtationen der Inſeln Oeſel und Moon. Zu dieſem Behufe beſichtigt er im Fruͤhjahre 
und Herbſte jede Poſtſtation, und bringt die von ihm bemerkten Unordnungen, oder die 
von Seiten der Poſthalter Statt gehabte Verletzung der mit ihnen geſchloſſenen Kontrakte 
zur Kenntniß des Landrathskollegiums. Bei dieſer Viſitation iſt der Landmarſchall be 
fugt, bis zu ſechs Poſtpferden ohne Zahlung der Progongelder zu verlangen. 

Poſt.⸗O. f. d. Inſel Oeſel v. 22. Mai 1826. 


708. In Bezug auf die Ritterſchaftskaſſe und die Ritterſchaftskanzellei hat der Oeſel— 
ſche Landmarſchall dieſelben Obliegenheiten, wie der Livlaͤndiſche (59 616 — 618). Er 
revidirt zweimal im Jahre die Kaſſe des der Oeſelſchen Net gehörigen Hospitals. 

Def. Landt.⸗O. v. 1827, § 124 u. 125 


III. Von den Konventsdeputirten. 


709. Die Konventsdeputirten werden „nach den im vorhergehenden Hauptſtuͤcke aufge⸗ 
ſtellten Regeln, auf drei Jahre gewaͤhlt. Aus zwei Kirchſpielen wird immer ein Deputirter 


erwaͤhlt. Sie dienen ohne Gehalt. 
Ebend., $ 84. 


710. Die Obliegenheiten der Konventsdeputirten auf der Inſel Oeſel find dieſelben, wie 
die der Kreisdeputirten in Livland ($5 620 u. 621). 


IV. Von den Kaſſedeputirten. 


711. Die Kaſſedeputirten, zwei an der Zahl, werden, nach den im vorhergehenden 
Hauptſtuͤcke aufgeftellten Regeln, auf drei Jahre gewählt. Sie dienen ohne Gehalt. 
Def. Landt.⸗O. von 1827, § 84. 


712. Alle in den Art. 627629 und 636 aufgeftellten Regeln über die Livluͤndiſchen 
Kaſſedeputirten erſtrecken ſich auch auf die Oeſelſchen. 
Def. Landt.⸗O. von 1827, 95 138, 139, 140, 141. 


715. Einer der Kaſſedeputirten und der Nitterfchaftsfefretair nehmen auf dem Ritter 
hauſe zu Arensburg die jaͤhrlich in die Ritterſchaftskaſſe eingehenden Einkuͤnfte in 
Empfang. Sie quittiren über den Empfang derſelben und berichten daruber, fo wie auch über 
die Ruͤckſtaͤnde, wenn dergleichen eriſtiren, dem reſidirenden Landrathe. Das Verfahren bei 
der Beitreibung ſolcher Rüͤckſtäͤnde iſt daſſelbe, wie in Livland (55 632 — 635), 

Ebend., $$ 106 u. 107. 


714. Sind aufferordentliche Ausgaben in der Zwiſchenzeit von einem Landtage zum 
andern zu beſtreiten, ſo liegt es dem Landmarſchalle und den Kaſſedeputirten ob, die 
Nothwendigkeit derſelben auf dem folgenden Landtage vor einer zum Behufe der Reviſion 
der Ritterſchaftskaſſe-Nechnungen errichteten Kommiſſion zu erläutern und zu erweiſen. 

Ebend., § 145. 


715. Zur Ritterſchaftskaſſe find drei Schlüffel vorhanden: Einer davon wird beim reſi⸗ 
direnden Landrathe aufbewahrt, der andere in der Kanzellei unter dem Siegel eines der 
Kaſſede putirten, der dritte beim Ritterſchaftsſekretair. 

Ebend., $ 142. 


V. Von den Ritterſchaftskaſſerevidenten. 


716. Die Revidenten der Ritterſchaftskaſſe, drei an der Zahl, werden, um ſie zu ihrer 
bevorſtebenden Obliegenheit beſſer vorzubereiten, auf jedem Landtage vorläufig zum folgen⸗ 
den Landtage erwaͤhlt, der Ordnung gemäß, die im vorhergehenden Hauptſtuͤcke bezeichnet iſt. 

Ebend., $ 156. 


717. Wird in der Zwiſchenzeit von einem Landtage zum andern die Stelle eines Revi⸗ 
denten der Ritterſchaftskaſſe erledigt, fo beſetzt diefelbe der Adelskonvent. 
Ebend. 


718. Alle Beſtimmungen uͤber die Livlaͤndiſchen Kaſſerevidenten beziehen fich auch 
auf die Oeſelſchen Kaſſerevidenten (90 640 — 642). 


VI. Von der Ritterſchaftskanzellei. 


719. Die Kanzellei der Oeſelſchen Ritterſchaft beſteht aus einem Sekretair und der 
noͤthigen Anzahl Schreiber. 
Oeſ. Landt.⸗O. von 1827, 88 144 u. 150. 
720. Außerdem iſt es erlaubt, in der Ritterſchaftskanzellei junge Leute zu dem Behufe 


anzuftellen, um felbige zur Verwaltung von ritterſchaftlichen Aemtern vorzubereiten. 
Ebend., § 69 u. 155. 


721. Der Ritterſchaftsſekretair wird, nach den im vorhergehenden Hauptſtücke aufge: 
ſtellten Regeln, von der Ritterſchaft auf 6 Jahre gewählt. Nach Ablauf dieſer Friſt kann 
derſelbe auf Vorſtellung des Landrathskollegiums aufs neue erwaͤhlt werden. 

Ebend., 58 65 u. 66. 


722. Wird in der Zwiſchenzeit von einem Landtage zum andern die Stelle des Ritter: 
ſchaftsſekretairs erledigt, fo ſtellt das Landrathskollegium zu dieſem Amte drei Kandidaten 
vor, und der Adelskonvent überträgt einem von ihnen die Verwaltung des Amtes bis zum 
kuͤnftigen Landtage. Der Landtag beſtaͤtigt nun entweder dieſen in feinem Amte, oder beſetzt 
die erledigte Stelle durch einen zu erwaͤhlenden neuen Kandidaten. 

Ebend., $ 71. 


725. Die Beamten der Ritterſchaftskanzellei werden aus der Ritterſchaftslaſſe beſoldet. 
Ebend. , § 151. 


724. Der Sekretair hat feine Wohnung im Ritterhauſe zu Arensburg. 
Ebend. 


725. Der Oeſelſche Ritterſchaftsſekretair hat im Allgemeinen alle Pflichten zu erfüllen, 
welche dem Sekretair, Notar und Rentmeiſter der Livlaͤndiſchen Ritterſchaft obliegen. 
Ebend., 55 69, 144 — 152. 


726. Die Schreiber find verbunden, in den Angelegenheiten des Landtags, des Adels⸗ 
konvents und des reſidirenden Landraths alle Papiere zu mundiren. 
Ebend. 


Dritte Abtheilung. 
Von den Beamten der Eſthlaͤndiſchen Ritterſchaft. 
I. Von den Landraͤthen. 
1) Von der Zufammenfegung des Landrathskollegiums. 


727. Im Eſthlaͤndiſchen Gouvernement werden die Landräthe zwölf an der Zahl, auf 
Lebenszeit, nach den im vorhergehenden Hauptſtuͤcke aufgeſtellten Regeln gewaͤhlt ($$ 
486 — 491). 

Eſthl. Wahlmeth. von 1803, § 10. 

728. Die Landräthe bilden in den Angelegenheiten der Ritterſchaft das Landrathskolle⸗ 
gium, — in judiciaͤren Sachen aber, unter dem Vorſitze des Generalgouverneurs, das Ober: 
landgericht. 

Eſthl. Ritt.» und Landr. B. I, Tit. I, Art. 3; Akkord⸗p. der Eſthl. Ritterſch. v. 29 Sept. 1710 

(2299) Art. . . 


729. Die Landraͤthe beziehen fuͤr die Dauer ihres Dienſtes Tafelgelder aus den Ein: 
kuͤnften der dem Landrathsſtuhle gehörigen Güter : Kai, Kuimetz und Nappel. 

Kön. Schw. Ref. v. 17 Jan. 1651, 26 Nov. 1658, 23 Nov. 1660, 30 Jul. 1662 Art. 16, 

30 Sept. 1675; Akkord⸗P. der Eſthl. Ritterſch. v. 29 Sept. 1710 (2299) Art. 7. 


750. Den Landräthen ſoll ihres Amtes wegen ſowohl während, als auch außer der 

Sitzung des Oberlandgerichts beſondere Achtung bezeigt werden. 
Eſthl. R. u. L.⸗R. B. I, Tit. I, Art. 7. 

731. In allen Sitzungen der Gouvernementsbehdrden, an welchen die Landraͤthe Theil 
nehmen, und bei allen Verfammlungen und öffentlichen Feierlichkeiten gebührt denſelben 
der erſte Platz nach dem Civilgouverneur oder deſſen Stellvertreter. 

Arg. des allg. Reichsg., Bd. IX, § 167. 


132. In der St. Nikolai-Kirche zu Reval haben die im Dienſte befindlichen Landruͤthe 
beſondere Plaͤtze. 
Vertrag des Landrathskoll. mit dem Magiſtrat der Stadt Reval vom 1 Febr. 1651. 


2) Von den Pflichten der Landraͤthe. 


733. Die Pflichten der Landraͤthe find von doppelter Art, in fo fern fie nämlich in 
den Angelegenheiten der Ritterſchaft das Landrathskollegium, oder als hoͤchſte judiciuͤre 
Behörde im Gouvernement, das Oberlandgericht bilden. 


75%. Der Wirkungskreis der Landraͤthe, als Mitglieder des Landrathskollegiums, und 
ihre Theilnahme an den Berathungen des Landtags und des Ritterſchaftsausſchuſſes ſind 
oben, in den h 219 — 270 bezeichnet. 


755. Von den Pflichten und der Gewalt der Landräthe, als Mitglieder des Oberland— 
gerichts, wird im I Theile dieſes Provinzialrechts, in der Behoͤrdenverfaſſung der Oſtſeegou⸗ 
vernements, B. III, gehandelt. 


II. Von dem Ritterſchaftshauptmanne— 


1) Von der Wahl des Nitterfhaftshauptmannes und feinen per ſoͤnlichen 
Vorrechten. 


156. Der Ritterſchaftshauptmann wird, nach den im vorhergehenden Hauptſtäcke auf⸗ 
geflellten Regeln, von der Ritterſchaft auf drei Jahre gewaͤhlt. 

Akkord-p. der Esthl. Ritterſc. v. 29 Sert. 1710 (2299) Art. 5; Eſthl. Landt-O. v. 4780, 

Sit. IV, Art. 1 — b. 


757. In allen gemeinſchaftlichen Sitzungen mit den Gouvernementsbe hörden und bei 
allen Verſammlungen und Feierlichkeiten nimmt der Ritterſchaftshauptmann den erſten 
Platz nach dem Civilgouverneur oder deſſen Stellvertreter und nach den Landruͤthen, wenn 
ſelbige an der Verſamuilung Theil nehmen, ein. 

Vergl. d. allg. Reichsg. Bd. IX, 9 167. 


758. Einen Gehalt bezieht der Ritterſchaftshauptmann nicht. 
Ununterbr. Gewohnh. 


759. Geht der Mitterſchaftshauptmann vor Ablauf der Zeit, für welche er erwaͤhlt 
worden iſt, mit Tode ab, oder kann derſelbe Krankheits halber oder andeıer geſetzlicher Gründe 
wegen fein Amt nicht verwalten, fo vertritt feine Stelle ein anderer vom Landrathskolle⸗ 
gium und den Kreisdeputirten dazu ernannter Edelmann. Im erſten Falle verwaltet 
dieſer Edelmann das Amt des Ritterſchaftshauptmannes bis zum naͤchſten ordentlichen 
Landtage; im letztern aber bis zur Beſeitigung der Urſachen, welche den Ritterſchaftshaupt⸗ 
mann an ſeiner Amtsverwaltung hinderten. 

Eſthl. Landt.⸗O. von 1756 Tit. IV, Art. 8, 


2) Von den Pflichten des Ritterſchaftshauptmannes. 


740. Als Vertreter der Ritterdbaft hat der Rltterſchaftshaurtimann für die Wahrnehs 
mung der Rechte, Gerechtſame und Intereſſen der Ritterſchaft zu ſorgen, ohne alles Anfe: 
hen der Perſon. | 

. Ebend., Art. 7. 

741. Erachtet er es bei Erfüllung feiner Obliegenheiten für nöthig, ſich mit den Land⸗ 

raͤthen und den Kreisdeputirten zu berathen, fo ladet er dieſelben zu einer gemeinſchaftlichen 
N zd Ebend. 

742. Außer dem Vorſitze auf dem Landtage, im Ritterſchaftsausſchuſſe und auf den 
Kreistagen liegt dem Ritterſchaftshauptmanne insbeſondere noch die Verpfli ob: 
1) alle Angelegenheiten zu beſorgen, die ihm von der Ritterſchaft übertragen werden, und 
alle im erſten Hauptſtüͤcke des zweiten Titels (5 32 und folg.) bezeichneten Rechte der⸗ 
ſelben wahrzunehmen; 2) die in die Ritterſchaftskaſſe eingehenden Einkuͤnfte zu admminiſtri⸗ 
ren; 3) die Poſtſtationen zu verwalten. 

Eſchl. K. und ER,, B. 1, Sit. IV; Erst. Landt.⸗O. v. 1756, Lit. IV, Art. 7. 


ung der Eſthländischen Kreditkaſſe und im Niederlande und Landwaiſengerichte (2); 
2) nimmt derſelbe an den Sitzungen der Rekrutenkommiſſion, der Volksverſorguugs⸗ 
II Th. : 7 
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Kommiſſion, des Pockenimpfungs⸗Komité“s und des Kollegiums allgemeiner Fuͤrſorge | 
Theil (b); 3) wohnt er in den Angelegenheiten der Ritterſchaft der allgemeinen Palaten⸗ 
verſammlung bei. 

(a) Allerh. beit. Regl. der Kred.⸗K. des Eſthl. Adels von 1802 u. Beh.⸗Verf. d. Oſtſee.⸗Gouv., B. 

II. — (b) Aug. Reichsg., Bd. IV, Rekr.⸗Regl. u. Bd. XIII, Verordn. über die allg. Türfokge u. 

Megl. über die Volksver ſorgung. lie 


II. Von den im Ritterſchaftsausſchuſſe ſitzenden Faen 
deputirten. ber 


741. Die im ditterſchaftsausſchuſſe ſitzenden Krelsdepuhhcten, r zwölf an der Zahl, 
werden nach den im vorhergehenden Hauptſtuͤcke feſtgeſetzten Regeln gewahlt, und dienen 
ohne Gehalt. 

745. Die Obliegenheiten dieſer im Ritterſchaftsausſchuſſe befindlichen Deputicten find 
in den H 261— 270 ausführlich nen 


n uns rnit 31 . Hr I 


IV. Bon der — — 


Nas Ki Von der Zufammenfegung der Kanzellei und der Beſoldung ZA 
ö derſelben. 


746. Die Kanzellei der Eſhläͤndiſchen Ritterſchaft beſteht aus drei Ritterſchaftsſekre⸗ 
talten, nebſt der erforderlichen Anzahl Gehüͤlfen, die aus der Zahl der jungen Leute zu er⸗ 
kennen find, welche fi ch zur Verwaltung der ritterſchaftlichen Wahldutter Vorbereiten. 

Etſthl. Landt.⸗O. v. 1756, Sit. VIII, Art. 1. = 

Sue Der Sekretair des Landwaifen erichts und die Setretalre der etc aug 
der Kaſſeverwaltung des Eſthlaͤndiſthen Kre in re alle Rechte der Nitterfhaftsfefretaive und 
führen auch dieſe Benennung; der letztere aber nur dann, wenn er ſeinem Stande nach zum Adel gehört. 
Beſoldet werden die Sekretaire der Oberverwaltung und ber Kaſſeverwaltung des Kreditvereins aus der 
Kredittaſſe; der Landwaiſengerichtsſekretair aber aus der Mitterſchaftskaſſe. OFT 


747. Die Mitterſchaftsſekretaire werden, in Gemuͤßheit der im vorhergehenden Haupt⸗ 
ſtüͤcke aufgeſtellten Regeln, von der Ritterſchaft auf Lebenszeit erwaͤhlt. In Eid genom⸗ 
men werden ſie beim Antritte ihres Amtes vom Landrathskollegium. 

„Eng, Landt. ⸗Ordn. v. 1756, Tit. VIII, Art. 1 u. 2. I 


bl. Jad de dn Bioißhenerit.non-chnein Bapblngeugu ande de, be dhe 

kanzelle eine Stelle erledigt, welche ſofort beſetzt werden muß, fo treffen der Ritterſchafts⸗ 

hauptmann und der Ritterſchaftsausſchuß eine neue Wahl nach 5 Dieſe 
Wahl wird dem re folgenden Landtage zur Beſtätigung ee Aue r 

Eben. Att. 5. W LEI EYE 

719. Die Rikteefhoftsfeeetire bekommen — Gehalt aus der Nitterſchaftskaſſe. 

Die jungen Edelleute, welche ſich zur Verwaltung von maren zewn 


vorbereiten, dienen ohne Gehalt. N rent 150 
Ununterbr. Gewohnh. agg lnſtacf sic 


S 20 Von den Pflichten det Kahzeltel. f e 
750. Dem älteſten Mitterſchaftsſekretair liegt es ob: 1) Auf dem Landtage in den 
allgemeinen Angelegenheiten die Protokolle zu führen; 2) alle ausgehenden Papiere an zu⸗ 
fertigen und die Rantteiateealien anzuſchaſſen; 3) dem wuiterſchoftahcurthunne in 


allen Fällen nach beſter Einſicht und Gewiſſen beizuſtehen und überhaupt gr 15 
moͤglichſter Puͤnktlichkeit zu dirigiren. 9 
Eſchl. Landt.⸗O. v. 1756, Tit. VIII, Art. 4. 
751. Der zweite Ritterſchaſtsſekretair, welcher vorzugsweiſe Oekonomieſekretair heißt, 
iſt verpflichtet: 1) Das Rechnungsweſen in Bezug auf die Einnahmen und Ausgaben der 
Ritterſchaftskaſſe zu beaufſichtigen und die auf ſelbige Bezug habenden Dokumente aufzu⸗ j 
bewahren; 2) die Liſten über die Repartition der Ladengelder und die Reſtantien anzufer⸗ 1 
tigen; 3) jährlich für den Ritterſchaftshauptmann die Generalrechnung über die Ritter⸗ 1 
ſchaftsſummen aufzuſetzen, und 4) die beim Landwaiſengerichte eingehenden Rechnungen 4 
der Vormuͤnder zu revidiren, ee: ſolches der Bikteefhaftshanptnann nicht einem an⸗ 7 


dern Beamten überträgt. 9 
Ebend., att. 6. oO ar 14 


752. Die lingen Sitteihaftsfeseaise,nehmen an allen Arbeiten des altern Theil, ö | 
und find uͤberdem noch verpflichtet, die Protokolle und andere vom aͤltern Sekretair ange: 9 
fertigte Papiere zu mundiren, und die einkommenden e Arten i in gehöriger Ord⸗ | 


a en > la a? 107 | 
) Ebend., Art. 7. 17 1 


I AG aum 
133. Die lunge Gdelleute, welche ſich zur Verwaltung der ehren Waptäme 1 
ter vorbereiten, gehen dem Altern und den Jüngern Sokretairen i in allen Geſchuͤften zur Hand, 1 


die Protokollführung 22 uf 
Imlahır 7 Ununterbr. Gewohnn gd 


* Von den Beamten zur Verwaltung der Poſtſtat ionen. — A 


a) * u dun 9 Von den Infpektoren der „Poßfationen., N 0 4 


3 il 

1784. Arm Gſthländiſchen Gouvernement befindet ſich bei jeder Poſtſtation ein In⸗ 1 
ſpektor, welcher vom N zur ortlichen Beaufſichtigung ernannt N 
wird. 8 1 
* Dieter und die fofgenben ss bis zum 9 760 ‚gelinden ſic auf ununterbrochene Geno, 7 N N | 
455. Dieſe Beamten erfüllen in Bezug auf die Verwaltung der * alle 10 
. ir them we vom Ritterſchaftshauptmanne et werden. un 1 


29 Von den pottenmiflalken ·h¹ ö 


Zur Zahl der Perſonen, welche von der Eſthlaͤndiſchen tere in vn | 
Br gebraucht werden, gehören auch die Poſtkommiſſaire oder Poſtirungs⸗ h 
verwalter. Selbige werden vom Ritterſchaftshauptmanne, auf den Grund beſonde⸗ | 
ver Kontrakte, eingefegt, deren Juhelt . n vorkommenden Galle aut — N 
ſchnur dient. na mu u 9 

757. Dieſe Kontakte werden vom Ritterfhaftshauptmanne nach den auf dem Land⸗ 
tage feftgefegten Regeln gefehloffen. Sie Walrus, * W der e 
zur Ritterſchaft und deren Beamten. 


758. Bei Schließung der Kantate mit den Pofkommffien wird es Def beſon⸗ | 
— Pflicht gemacht, die ihnen laut Inventar anvertrauten Ländereien, Gebäude, 
* 
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Pferde und Fahrgeräthe, als Eigenthum der Ritter chaft, ſorgfältig . Vase 


gen. 


Vierte Abtheilung. f 
Von den Beamten der Kurlaͤndiſchen Ritterſchaſt. 2 1 


1. Vom Landesbevollmächtigten. 


759. Der Landesbevollmäͤchtigte wird, nach den im vorhergehenden Hauptſtüͤcke aufs 
lt. 


geſtellten Regeln, von der Ritterſchaft alle drei Jahre erwaͤh 
Vergl. d. Kurl. Landt.⸗O. v. 1838, 


760. Bei der Wahl des Landesbevollmächtigten wählt die Ritterschaft zugleich BR 
einen Kreismarſchall zur Vertretung feiner Stelle für den Fall der Abweſenheit der anderer 
Hinderniſſe wegen. 

Allerh. beſt. Gutachten d. Reichsr. v. 14. Nov. 1827. kunt 

761. In allen Sitzungen der Gouvernementsbehörden, an welchen der Landesbevoll⸗ 
maͤchtigte Theil nimmt, und bei allen Öffentlichen Verſannnlungen und Feierlichkeiten, 
nimmt er oder ſein Stelloerbeter den erſten Platz nach dem Civilgouverneur ne 
Stellvertreter ein. 

a0 Reichs. Bd. IX, 9 107. 5 

762. Der Landesbevollmächtigte wird aus der Ritterſchaftskaſſe beſoldet. 

Ununterbr. Gewohnh. 

765. Im Allgemeinen liegt es dem Landesbevollmächtigten ob, die Intereſſen der 
Ritterschaft geltend zu machen; alle Aufträge derſelben zu erfüllen; traft der ihm anver⸗ 
trauten Gewalt die im erſten Yauptftüce des zweiten Titels dieſes Buchs, in den 
§ 32 — 48 bezeichneten Rechte und Gerechtſame der Ritterſchaft auf eine forgfältige 
Weiſe zu wahren, und daruber zu wachen, daß die darauf Bezug habenden . 
Ordnung gemäß betrieben werden. n 


76%. Zu den beſondern Obliegenheiten des Landesbevollmaͤchtigten gehört: ls 

1) In dem Nitterfchaftsfomite, in dem Generalkonvente des Kreditvereins und in allen 
ritterſchaftlichen Konnniſſionen und Verſammlungen, mit Ausnahme des Landtags und 
der allgemeinen Konferenzen, den Vorſitz zu fuͤhren. at are 

2) An der allgemeinen Verſammlung der Palaten i in den Yngelegenbeiten der Ritter⸗ 
ſchaft Theil zu nehmen. 

3) Im Kollegium der allgemeinen Fürſorge, der Verſorgungskommiſſion und dem 
Gouvernements⸗Impfungskomité, auf vorgaͤngige Einladung, den line. bei⸗ 
zuwohnen. 

A) Vereint mit einer beſondern Kommiſſion die Ritterſchaftsguͤter zu verwalten — die 
Aufſicht daruͤber zu führen; die von dem Rentmeiſter und dem an der Kalfı 
Theil nehmenden Kreismarſchalle vorzulegende Repartition der Bewilligungen zu 
dieſe Repartition zu beftätigen und die Verwaltung der Ritterſchaftskaſſe z. zu Vage 

Vergl. d. allg. Reichsg. Bd. IX, 9 162 u. 169. — Regl. d. Kurl. Kreb. Deren, 90 e 

Inſtr. f. d. Beamt. d. Kurl. Kitterfc. K., 853. — Kutl. Lendt.⸗O. b. 18869. 


765. Der Landesbevollmäͤchtigte entfiegelt alle an den mee 
Papiere, und unterzeichnet alle Ausfertigungen deſſelben, in ſo fern nicht, auf beſondern 


Beſchluß der Ritterſchaft, einige Paplere von ſämmtlichen Mitgliedern des Komite's, 
oder von einigen davon, zu unterzeichnen find. In dem Komits leitet er die Geſchäfts⸗ 
hrung. 
führung Inſtr. f. d. Beamt. d. Kurl. Ritterſch.⸗K. v. 1856, § 3. 
766. Bei Gleichheit der Stimmen in dem Komité gibt die Stimme des Landes⸗ 
bevollmächtigten den Ausſchlag. 
Ebend. 

767. Der Landesbevollmaͤchtigte, vereint mit den übrigen Mitgliedern des Komite's, 
revidirt monatlich die Ritterſchaftskaſſe nach einer vom Rentmeiſter am erſten jedes Monats 
vorzulegenden Kaſſeuͤberſicht. 

Ebend. 


II. Von dem Ritterſchaftskomité. 


1) Von der Zuſammenſetzung des Ritterſchaftskomités und der Beſoldung 
a ſeiner Mitglieder. 


768. Der Nitterfchaftstomite beſteht, unter dem Vorſize des Landesbevollmüͤchtig⸗ 
ten, aus zehn Kreismarſchaͤllen, dem Sekretair und dem Rentmeiſter der Ritterſchaft. 
Vergl. d. Inſtr. f. d. Beamt. d. Kurl. Ritterſch.⸗K. v. 1836. 


769. Die Kreismarſchalle werden, nach den im vorhergehenden Hauptſtuͤcke aufgeftell: 
ten Regeln, in den Oberhauptmannſchaften, zu zwei von jeder der fuͤnf Oberhauptmann⸗ 
ſchaften, auf drei Jahre gewahlt. In jeder Oberhauptmannſchaft führt ein Marſchall die 
Benennung des reſidirenden (in Mitau); der andere aber wird als nicht reſidirender bezeichnet. 

Edend. 


2 85 Die reſidirenden Kreismarſchaͤlle, fo wie der Sekretair und der Rentmeister der 
itterſchaft, beziehen einen Gehalt aus der Ritterſchaftskaſſe. Außerdem haben der Sckre⸗ 
tur und der Rentmeister der Ritterſhaft Wohnung im itterhauſe. Die nicht he 
Kreismarſchaͤlle dienen ohne Gehalt. a a a 
Ebend. 
771. Kann irgend einer von den reſſdirenden Kreismarſchällen Krankheits halber oder 
anderer geſetzlicher Gründe wegen fein Amt der Reihefolge nach nicht verwalten, und es 
laßt ſich keiner von feinen andern reſidirenden Kollegen zur Vertretung feines Amtes willig 
machen, fo hat der Ritterſchaſtskomite daruber zu entſcheiden, welcher von den reſidirenden 
Marſchaͤllen das Amt des abweſenden verwalten ſolle. Dem reſidirenden Marſchalle wird 
für die ganze Zeit der Verwaltung des Amtes feines Kollegen aus dem Gehalte dieſes Lee 
tern eine verhaͤltnißwaͤßige Entſchädigung zu Theil. | 
ELLE e 00€ Ebend. 


772. Derjenige reſidirende Kreistmarſchall, der in feinem Amte durch keinen Kollegen 
vertreten wird, oder der ſich zweimal nach einander in den von ihm zu beobachtenden 
Sitzungsterminen perſdnlich nicht einfindet, wird als entlajfen betrachtet, und iſt an feine 
Stelle ein Anderer zu wählen. 


Ebend. 
775. It es einem refidirenden Kreismarſchalle gefeglicher Gründe wegen nicht möglich, 
dent ihm anvertrauten Amte länger vorzuſtehen, fo hat er ſich mit feinem Entlaſſungs⸗ 
geſuche an den Ritterſchaftskomité zu wenden, welcher hiernächſt eine neue Wahl veranſtal⸗ 
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tet. Der abgehende Kreismarſchall iſt jedoch verpflichtet, in feinem Amte ſo lange zu ver⸗ 
bleiben, bis die neue Wahl vollzogen und er hieruͤber von dem Ritterſchaftskomite 
richtigt worden iſt. 

Ebend. 

771. Der Sekretair und der Rentmeiſter der Ritterſchaft werden von der une 
auf Lebenszeit gewählt. 

Landt.⸗Schl. v. 8. Aug. 1776, 5 B. 

775. Sollte der Ritterſchaftsſekretair feinen Dienſt aufgeben wollen, fo ia er fein 
‚Entlaffungsgefud) bei dem Komité ein. Sein Amt hat er 880 5 lange — —— 
bis ein Anderer an ſeine Stelle ernannt worden iſt. 

Kurl. Landt.⸗O. v. 1838, $ 185, 


776. Iſt der Ritterſchaftsſekretair oder Rentmeiſter krank, oder mit Genehmigung des 
Komités abweſend, fo hängt die Ernennung anderer Beamten zur Verwaltung ihrer Nemter 
von dem Komite ab. 

Irnfſrr. f. d. Beamt. d. Kurl. Ritterſch.⸗K. v. 4856,99 B u. 7. 


2) Von den Pflichten des Komités “s. D Bar 
a) Allgemeine pflichten des Ritterſchaftstomite“s. 


777. Der Ritterſchaftskomité iſt im Allgemeinen verpflichtet, für die Aufrechthaltung 
der Rechte, Gerechtſame und Einrichtungen der Nitterfchaft zu ſorgen; zu dieſem Behuſe 
die erforderlichen Maßregeln zu ergreifen und in allen Angelegenheiten die Intereſſen der 
Korporation geltend zu machen. Derſelbe kann ſich nothigenfalles mit feinen, Vorſtellungen 
nicht nur an die Gouvernementsobrigkeit wenden, ſondern darf auch durch den Landes⸗ 

bevollmächtigten bei den Miniſtern und ſelbſt bei Kaiſerlicher Majeſtät Meran: er 

Konfer.⸗Beſchl. v. 6 März 1797. 


118. Der Ritterſchaftskomite fest die geſanmmte Ritterſchaft durch die Rischfpielshe- 
vollmächtigten von allem demjenigen in Kenntniß, was fich auf ihre Angelegenheiten be⸗ 
zieht, oder ihre Beſchlußnahme ee 

bend., 9 13, P. d. 

1779. Der Komité nimmt 5 an die Ritterschaft gerichteten Paplere entgegen, gibt 
im Namen derſelben Antworten und Erklärungen, führt die ganze Korreſpondenz in den 
Angelegenheiten der Ritterſchaft, , e bei eintretenden Vakanzen, der vorgeſchriebe⸗ 
nen Ordnung gemäß, neue ahlen, und ertheilt Adels⸗ und andere e auf den 
Grund der bei iht in Verwahrung beftrolſchen okumentk. 12 


end., „ P. a. r Be a 

780. Dem Kemite liegt die Verwaltung der Ritterſchaftsgüte, die Repartition der 
Bewilligungen und die Aufſi 99 über die e . 
Ebend., een ein, Pr 


— 181. Ale SProzehfachen, bei denen die Ritterſchaft betheiligt it, oder =. ihr Inte⸗ 
in in Betracht kommt, hat der Komité mit moͤglichſter Sorgfalt und Eifer zu 
etreiben. 


Ebend., 9 18, p. Cc. Der 


782. Sind dur Wahenehmung der Interefen der Rittefehaft Verfügungen. und Hand: 
lungen noͤthig, für welche die dem Komité auvertraute Gewalt nicht hinreicht, fo zieht 
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derſelbe in dieſen Angelegenheiten die Meinung der Wer ie: Re 
oder Oberhauptmannſchaftsverſammlungen ein. 2» mn g Wenig IR 
117 Ebend., P. d. f 11 ee meta) 
783. Ohne Zuſtimmung der geſammten, in der vorgeſchriebenen . — zu arc. 
ſpielsverſammlungen einberufenen, Ritterſchaft darf der Komité keine beſondern Deputatio⸗ 
nen anordnen. Dagegen iſt es aber dem Ritterſchaftskomite nicht unterſagt, zur Wahr: 
nehmung der deen Angelegenheiten uöthigen Falles water ab⸗ 
zuordnen. ih 
Ebend., P. b. 
784. Der Komite und der Landesbevollmächtigte haben jedem — * einen aus⸗ 
nee Bericht über ihre Geſchaͤftsfuͤhrung abzuſtatten. 
url. Landt,⸗O. v. 1838, § 92 u. 94. 
185. Das laß der Theilnahme des Ritterſchaftskomite s an den Berathungen des 


andtags if — in ben ns 303—331 ausf eich bez cg. ee 5 
erbt 55 
RER! ») Sefonbere pfugten ber Kblenatöt üs, 1 ) 

7386. Die reſtdirenden Kreistmarſchälle find beſtaͤndige Mitglieder des Auge 
komité“s, und wechſeln mit einander ale wel Monate ab, fo daß immer dreh derfelben in 
Mitau gegenwartig find. 

Inſtr. f. d. Beamt, d. Sl weg. v. 1986, 9 7. 

787. Bei dem alle zwei Monate Statt findenden ſel ſind ſämmtliche r 
Kreismarſchälle verpflichtet, ſich in Mitau zu verſammeln. hre 1 ſetzen he als⸗ 
dann ſo lange fort, als die zu ihrer Prüfung vorliegenden Sachen ſolches erheiſchen. In 
andern wichtigen Faͤllen werden die abweſenden Mitglieder des Komite’s gleichfalls zu all⸗ 
gemeinen Verſammlungen einberufen. 


Mich - j 

788. Die reſdirenden e en gels efrutenfommmifionen, un 

koͤnnen auch, gleich dem anbessevolimbhli ia se tin 
gerpenmentgpelaten zugezogen werden. N 
N Arg. des allg. Reiheg., d. x, 9 1 %%. K. Ul 


' 789. Die nicht reſt idirenden Kreismarſchälle halten ſich in ihren Oberhauptmann⸗ 

ſchaften auf „wo fie in den Oberhauptmannſchafts⸗ und Kreisverſammlungen den Vorſitz 

1 1 und die Angelegenheiten der Ritterſchaft beſorgen. In beſonders wichtigen 

allen werden ſie zu den Sitzungen des Mitterſchaftstomitels einberufen, 100 urn 
Inſtr. f. d. Beamt. d. Kurl. Ritterſch. „K. v. 1830, $. 6 f 

790. reſidi ismarſe mit dem Ritterſchaftskomite oder mit 

dem en! et ae m in beſtaͤndiger Korreſpondenz, 

Die hierauf Bezug habenden Papiere werden in einem Archive aufbewahrt, W an . 
vn mn ai fing e eee 

ung 3% 2 Inn t nal 1 1 n 


©) Beſondere Pflichten des Fe Bun 


791. Der Ritterſchaftsſekretair hat auf dem Landtage, in der allgemeinen Konferenz 
und in dem Ritterſchaftskomite eine berathende Stimme. Er hat das Recht, und wenn 


di 


n 


ee ne un 


2 
— — 


10% 


es das Intereſſe der Ritterſchaft durchaus erheiſcht, auch die Pflicht, beſondere Meinun⸗ 
gen einzureichen, doch muß er die Gründe anführen, die ihn dazu veraulaſſen. Dieſe be⸗ 
ſondern Meinungen deſſelben werden zu Protokoll genommen. 

Kurl. Landt.⸗O. v. 1858, § 186 u. 193. 


792. Auf den Landtagen und in den Konferenzen iſt der Nitterfchaftsferetaie ver⸗ 
pflichtet, die Verſammlung auf die Geſetze und die Umſtände der Sache auſmerkſam zu 
machen, und muß, wenn es bei Löͤſung von Zweifeln und Fragen auf Kenntniſſe und Erz 
fahrung ankommt, der Verſammlung durch eine richtige und genaue Darſtellung des 
Weſens der Sachen behuͤlflich fein. 

Ebend., $ 194. 87 

795. In den Verfammlungen der Landtage, der Konferenzen und des Ritterſchaftsko⸗ 
mité's führt er das Protokoll, und hat alle Papiere, die von dieſen ſowohl, als auch vom 
Landesbevollmaͤchtigten ausgefertigt werden, zu contraſigniren. 

Ebend., $$ 187 u. 188. 


7944. Der Ritterſchaftsſekretair iſt dafür verantwortlich, daß in den von ihm abgefaß⸗ 
ten Beſchluͤſſen der ritterſchaftlichen Verſammlungen die Meinung der Majorität der Kirch⸗ 
ſpiele treu, klar und den von ionen ertheilten Inſtruktionen gemäß abgefaßt werde. Waltet 
über den Sinn dieſer Inſtruktionen irgend ein Zweifel ob, ſo berichtet der Sekretair dem 
Landbotenmarſchall hierüber, damit dieſer Gegenſtand durch gehörige Name in der 
Verſammlung Deutlichkeit erlange. 

Ebend., $ 198. 

795. Alle mündlichen Anträge auf dem Landtage hat der Ritterſchaftsſetretalt sofort 
nieder zuſchreiben und alsdann laut zu verleſen, um Gewißheit daruͤber zu erlangen, daß 
der Sinn des Antrags richtig aufgefaPt n worden ſei. 

Ebend., § 189. „ enen 

796. Das Diarium jeder Sitzung muß bis zur naͤchſten mundirt und in der Ver: 
ſammlung verlesen werden; hiernaͤchſt aber iſt daffelbe mit der Contraſignatur des Sekre⸗ 
tairs dem Landbotenmarſchalle zur Unterſchrift vorzulegen. 

Ebend. 

797. Abſchriften von Papieren und Auszüge aus dem Landtagsdiarium kann der Rit⸗ 
terſchaftsſekretair an Andere, als an Deputirte, nur mit Bewilligung des Landbotenmar⸗ 
ſchalls eder des ganzen Landtags verabfolgen; die Aushaͤndigung von Abſchriften aus den 
Akten des Archivs, oder aus den Journalen und Akten des Ritterſchaftskomite's an Per⸗ 
ſonen, die zu demſelben nicht gehören, kann aber nur mit Bewilligung des Landesbevell⸗ 


maͤchtigten oder des Ritterſchafts omite's Statt finden. 
Ebend., $ 190. 


798. Der Mitterſchaftsſekretair bedient ſich bei feinen Auntsverſchtungen des Aller. 


ls. 
1 5 Ebend., $ 191, 


799. Bei uͤber häuften Geſchaͤften whrend des Pandtays iſt es dem Hütterchofs et 
tair geftattet, ſich einen der Deputirten zur Huͤlfe zu erbitten, wobei er die Beglaubigung 
der Abſchriften einem der Aktuare uͤbertraͤgt. 

Ebend., $ 192. 


d) Befondere Pfüchten des Ritterschaft rentmeiſterr s. 


800. Der Rentmeiſter führt, vereint mit einem der Kreismarſchälle, der ir gn 
Behuf vom Landesbevollmaͤchtigten mit Zuſtimmung des Landtags ernannt wird, die Auf⸗ 
ſicht über alle Geldſachen der Ritterſchaft. 018 

AZJaugrr, f. d. Beamt. d. Kurl. Ritterſch.⸗ Kom. v. 1836, 0 BMA. 


rech 
J 


801. Er trägt gemeinſchaftlich mit dem hierzu ernannten Kreismarſchalle dem Sitte | 


ſchaftskomité alle Sachen vor, welche ſich auf die Verwaltung der Ritterſchaftsguͤter bes 
ziehen; legt dem Komite die von ihm angefertigte Repartition der Bewilligungen vor; ſieht 
darauf, daß alle Zahlungen in den dazu beſtimmten Friſten in die Ritterſchaftskaſſe einge⸗ 
hen, und wendet ſich, wenn Ruͤckſtäͤnde exiſtiren, mit Vorſtellungen an den Komite, um 
Maßregeln zur Eintreibung derſelben zu ergreifen. 

Ebend. 


802. Er iſt verpflichtet, die an die Ritterſchaftskaſſe einzuliefernden Gelder entgegen 
zu nehmen; den Beſtimmungen gemäß Zahlungen aus derſelben zu bewerkſtelligen; über die 
Einnahme und Ausgabe genaue Rechnung zu führen, und uͤberhaupt das ganze Rechnungs: 


weſen der Ritterſchaft zu beaufſichtigen. 
Ebend., § B. 


FIB 
III. Von der Ritterſchaftskanzellei. 


805. Die Ritterſchaftskanzellei beſteht, unter der Leitung des mutet, 
aus dem Archivar, zwei Aktuaren und der erforderlichen Anzahl Schreiber. 
Vergl. d. Kurl. Landt.⸗O. v. 1838. an verſch. Stell. 


80%. Der Archivar und die Aktuare werden auf Lebenszeit gewählt, und aus be it 
terfe chaftskaſſe beſoldet. 


305. Der Atcchivar führt die Auf icht über das Ritterſchaftsarchiv, und — we 
antwortlich, daß daffelbe in der gehörigen Ordnung erhalten werde. | 
Beſchl. der allg. Konf. v. 1746, $ 10, u. 1763, $ 27. 

3806. Die Aktuare haben die Geſchaͤfte zu beforgen, welche ihnen vom eandesbevoll⸗ 
maͤchtigten und von dem Ritterſchaftskomité, oder dem Landbotenmarſchalle und dem Land: 
tage aufgetragen werden. Auch find fie dem Ritterſchaftsſekretair bei Verwaltung feines 

Vergl. d. Kurl. Landt.⸗O. v. 1838, § 192. 


IV. Von den Kirchſpiels bevollmächtigten. 


807. Die Kirchſpielsbevollmaͤchtigten werden, nach den in den 95 504-507 auf⸗ 
geſtellten Regeln, von den Kirchſpielen auf drei Jahre erwaͤhlt. Sie dienen ohne Gehalt. 
Kut. Landt.-O. v. 1886, 55 17 u. 18. 

808. Ihre Hauptpflicht beſteht in der Zuſammenberufung der Adeligen ihres Kirch⸗ 
ſpiels zu den Verſammlungen, der Beſtimmung des Nitterfchaftsfomites oder des Landta⸗ 
ges gemaͤß, und in der Aufſicht über die Verhandlung der Sachen in dieſen Verſammlun⸗ 


gen, nach den hieruͤber erlaſſenen Vorſchriften. 
Ebend., $ 19. 


609. Cie find veroflichtet, die an fie vom Landtag:, dem Nitterfhaftstmits und den 
Kirchpielsdeputitten eingehenden Cirkularfchreiben nach der in den Kirchſpielen eingeführten 


2 


N 


Ordnung zu e und die dabei Statt findenden in der naͤchſten Ver⸗ 
ſammlung anzuzeigen. | ar er OB 

Eben, 9. el. Pr N ng mog hut 

810. Die Bevollmächtigten ſind verpflichtet, * den Wunsch der Kirchſpiele dem Rit⸗ 

terſchaftskomité die nöthigen Vorſtellungen zu machen, falls die e Umſtände, oder 
dan ee dai . arheiſchen in me aim dN nag HH N 10 

Ebend. „ 9 22. 2 u; 10 


"gu, ex den Nb A chen Kirchspiele treten fie mit m Baier 
tigten und dem Ritterſchaftskomit te in Schriftwechſel. Auch ſteht ihnen die Befugniß zu, 
den Adellgen ihrer Kirchſpiele die erfotderlichen Atteſttte zun Behufe d det Vorſtellung dee 


ſelben an den Landesbevollmaͤͤchtigten zu ertheilen. * 
Ebend., 8 22 u. 25, 


312. Innerhalb acht Tagen nach dem von dem Ritterſchaftstomite Zn 2. 
mine find diefelben verpflichtet, die Wahlprotokolle an dieſen Komite . Kain e 
halb keine andere Anordnung getroffen worden iſt. od ug Hit u m 

Ebend., 9 23. . 


813. Die Kirchſpielsmakler ſind, auf den Grund der Kurlaͤndi ſchen Bauerverordnung, 
den Kirchſpielsbevollmaͤchtigten untergeordnet, und ſtehen unter ihrer unmittelbaren Auf, 
ſicht. Sie unterzeichnen die Schnurbuͤcher, ſehen drauf, . ſie — geführt 3 
und revidiren dieſelben ſo oft als möglic .. a 

Kurl. Bauer⸗V. v. 25 Aug. 1847 (27024) § 232. ei Landt, 0 v. 1838 9 21. 


BP, Die Ricchfpielsarchive befinden ſich im Gewahrſam der Are 

tigten. Nöthigen Falles ertheilen die Bevollmächtigten von den in den Archiven befindli chen 

Papieren Abſchriften mit ihrer Beglaubigung und Überliefern ihrem Nachfolger, bei Abgabe 

ihres Amtes an ihn, auch die Archive mit der daruber geführten Regiſtratur. run 
Kurl. Landt.⸗O. p. 1638, 9 40 u. 20. 


3815. Die Kicchfpielsbevollmächtigten können andere Edelleute ihrer Kirchſpiele zur 
Verwaltung ihres Amtes beſtellen. Auch iſt es ihnen erlaubt, zu dieſem Behuf Edelleute, 
die in andern Kirchſpielen mit Landguͤtern anſaͤßig find, oder auch ſolche, die Ben pen 
guͤter befigen, aber zur Kurländifchen Matrikel 22, voitig zu machen. * 

Cb'ͤend., § 26. 


V. Von dem Landbotenmarſchalle. 


316. Der Landbotenmarſchall wird von eta, dem Lede — 1 Oahu, 
tirten aus ihrer Mitte erwaͤhlt (g 511). 
Kurl. Landt.⸗O. v. 1030. m 84, 86 u. 175. 
817. Die Hauptpflicht des Landbotenmarſchalls beſteht in der Auf ſicht über den Gang 
der e erde den e er die im * 2 ue vr. 


Titels enthalten ſind. 
Ebend, $ 170. 


818, um die Berathungen und fonftigen 88 der Ritterſ bee oe 
uͤberwachen zu können, iſt der Landbotenmarſchall befugt, ſeine Inſtruktion einem 
putirten zu uͤbertragenz ſelbſt abet kann derſelbe auf keinen Fall die Instruktion eines an⸗ 


dern Kirchſpiels übernehmen. Enthält die von ihm übertragene Inſtruktion erwas Binelfel: 
haftes, ſo hat nicht der ſie übernehmende Deputirte, ſondern der Landbotenmarſchall ſelbſt 
die en Erlaͤuterungen darüber zu geben. 

Ebend., § 155. 8 0 8 


619. De Landbetenmarſchall ‚beftimmt ‚die Zeit der Cigungen; eröffnet: und ſchließt 
dieselben; ſetzt feſt, in welcher Ordnung die Sachen vorzutragen ſind, und ſieht auf die 
Beobachtung dieſer Ordnung. Nach gehoͤriger Erörterung des Gegenſtandes erklaͤrt er die 
Berathungen fuͤr geſchloſſen, und ordnet die Abſtimmung ine Gleichheit der W 
gibt die ſeinige den Ausſchlag. au netten I nuf me 14 nin ni 

Ebend. un 

820. Der Landbotemmarſchall ernennt die im § 304 angeordneten depelne 
und bildet auch die im $ 308 bezeichneten es. zur Vorbereitung W 
tagsangelegenheiten. 

70 1 cba, 9 10. 0 1 N n; 
821. Der Landbotenmarſchall ſorgt für Ruhe und 180 15 2 Verſammlung. 
Ebend., $ 180. 

822. Während der Landbotenmarfchall im Allgemeinen auf die geſcklche a bei 
der Gefchä tsführung fü ieht, richtet er zugleich fein Beſtreben darauf, daß die zur . 

ing des Landtags e ene mit der eh PR und Wa 
vorgetragen weden. 8 ig aud urhilanst ms jun pur mi 


325. Der Landbotenmarſchall EN diejenigen Sitzungen an, in welchen die Bera⸗ 
thungen nur in Gegenwart der Deputirten Statt finden, und bei welchen der Zutritt den 
übrigen Mitglieder der Ritterſchaft unterſagt iſt. Er kann ndthigen Falles die — 
eines Ausſchuſſes verlangen, der hin aus einigen Deputirten beiteht ($ 314), und 

di S nit ine hin e 0 nan 
Wan 3 22 — Edi, 1 104. N nchen n * 15 

324. In uebeteinſtimmung mit der in der Berſammlung Statt g beben Daft, 
alt der Landbotenmarſchall den pekemtoriſchen Termin zur Annahme der Anträge 
von den Kirchſpielsverſammlungen ſowohl, als auch uͤberhaupt von den Mitgliedern der 
Ritterſchaft. Er erklart auch die Landtagstermine für geſchloſſen, und beſtimmt, bei 
Entlaſſung der Berinewlung nach Schließung des aud Aamir, die Zeit des —.— 

fin), uni gam Ln Ebend. 1 ut Harn ar] 

825. Wahrend des Stegs unterſchtelbt der gandbtenmärkhi: alle in . 
Ian e Ritterſchaft ausgehende Papiere. Auch entfegelt ders derselbe alle eingehende 

3 


am rd Dot, nis) Tim Pad ni rs 9], mn I en nein 
ar „s 183. und mau mean 


826, Nach Beendigung des — Landlagstemins en 1 de Heute, des 
Ladeladaschen. ee wis ene nb mer n 1 


Waidunſri, as RR e ee se e ae rer hr 


ser w. Bon den von den ausſeulen 4 sum Landtage erwählt en e 


min 


3827. Die Kichſpielsdepulltken (Kandboten) weden, nach den im wa and 
ſücke aufgeflellten Regeln, fur beide r gewahlt. 


u 


328. Die Verſammlung der Deputirten reptaͤſentirt die ganze Ritterichaft, und ges 
nießt in allen aͤußern Verhaͤllniſſen die Rechte, welche der ganzen Korporation gebuͤhren. 
Ebend., N 148, 

829. Jeder Deputirte übernimmt mit diefem Berufe die Verpflichtung, die Inſtruk⸗ 
tion feines Kirchſpiels genau zu befolgen, und ihr feine eigenen Meinungen unterzuordnen, 
wenn ſelbige in irgend einer Beziehung von der Inſtruktion abweichen ſollten. Die ge⸗ 
ringſte Abweichung von der Inſtruktion, obſchon in der allerbeſten Abſicht, wird fuͤr eine 
Amtsverletzung angeſehen, und mit der Ausſchließung aus der Ritterſchaft beſtraft. Alles, 
was ein Deputirter der ihm ertheilten Inſtruktion zuwider gethan hat, wird fuͤr nichtig 
erachtet. 
Land - Schl. v. 10 Jul 1763, $ 30; Kur. Landt.-O. v. 1838, $ 197. 


850. Auf das von der Majorität angenommene Begehren des Landbolenmarſchulls 
oder eines der Deputirten, iſt bei der Diskuſſion Uber irgend einen re jeder Depu⸗ 


tirte verpflichtet, ſeine Inſtruktion vorzuzeigen. 
Kiel, Landt.-O. v. 1838, 5 100, 


851. Die Erklärung eines Deputirten, feine Inſtruktion nicht verſtehen oder erläutern 
zu können, iſt eben fo wenig zulaͤſſig, als eine ihren Worten und ihrem Sinne zus: 
widerlaufende Auslegung. In einem ſolchen Falle muß derſelbe feine Inſtruktion im Orts 
ginale vorzeigen. Wird fie wirklich unerklaͤrbar befunden, fo iſt die Stimme des Kirchſplels 
in Bezug auf den fraglichen Gegenſtand für nichtgegeben zu erachten. 

Ebend., 6 199. 


852. Bei allen Gegenfländen, über welche das Kirchſpiel dem Deputirten 2 be⸗ 
dumb Inſtruk tion gegeben hat, oder geben konnte, und ihn auch nicht zur Interpretation 
ermaͤchtigte, wird die Stimme des Kirchſpiels fir nichtgegeben erachtet; der Deputirte 
geht aber dadurch des Rechts nicht verluſtig, für feine Perſon Bemerkungen un d Er⸗ 
klaͤrungen über den fraglichen Gegenjtand abzugeben. Wird es ihm aber uͤberlaſſen, die In⸗ 
ſtruktion nicht bloß ihren Worten, ſondern auch ihrem Sinne nach zu interpretiren, ſo geht 
derſelbe hierbei u feiner innern Ueberzeugung zu Werke und ſieht auf das et 

Ebend., $ 200. 


833. Wer Reaufeits halber oder anderer vom Landbotenmarſchalle für du er⸗ 
kannter Urſachen wegen in der Verſammlung nicht erſcheint, iſt (wenn das Kirchſpiel fur 
dieſen Fall keine andere Verfuͤgung getroffen hat) verpflichtet, fein Amt nebſt feiner Inſtruk⸗ 
tion irgend einem andern Deputirten zu uͤbertragen, der zugleich die auf feinem Mandan⸗ 
ten ruhende Verantwortlichkeit übernimmt. Niemanden ift es geſtattet, mehr als eine fremde 
Inſtruktion zu übernehmen , fo daß ein Deputirter auf keinen Fall Uber mehr als zwei 


Stimmen verfuͤgen kann. 
verfüg Ebend., 9 153 u. 184. *. 


854. Wer eine Inſtruktion von einem andern Deputirten 8 darf dieselbe an 
keine dritte Perſon uͤbertragen. Kann oder will derſelbe auf den Grund dieſer Inſtruktion 
nicht handeln, ſo muß er darum bitten, ſolches im Diarium zu vermerken. In dieſem 
Falle müffen die Deputirten der Oberhauptmannſchaft, zu der das Kirchſpiel, welches die 
Instruktion ertheilt hat, gehört, um die Uebertragung derſelben an einen andern der anwe⸗ 
ſenden Deputirten anhalten. 

Ebend., $ 157. 


335. Mit dem gänzlichen Schluße des Landtags und der Abſtattung der erforderlichen 
Relationen von Seiten der Deputirten an ihre Kirchſpiele ſind ihre Obliegenheiten als 
erloſchen zu betrachten. 


VII. Von dem Konferenzdirektor. nn e 


856. Der Konferenzdirektor wird, nach der im g 341 e n oer 
aus der Zahl der auf der Konferenz ernannten Kirchſpielsdeputirten gewählt. 
Konferenz⸗O. v. 1806, Abth. II, $ 9. 
837. Dem Direktor liegt es ob, für die Ordnung der Berathungen in der Ke u 
ſorgen. Die ausfuͤhrlichen Bestimmungen hieruͤber find im zweiten Hauptſtuͤcke dieſes 


in den SS 344 — 350, enthalten. 19 h 
Ebend. 


858. Wahrend der Dauer der Konferenz unterfhreibt: der Direktor alle 9 
genheiten der Ritterſchaft ausgehende Papier, ei entfiegelt alle Lachende. 


839. Mit dem Schluße der Konferenz an die Obtiegenpeiten der Dita v = 
ſelben. 5 #8 


818 


Dritter Titel. 


Bon den Rechten und Vorzuͤgen des Adelſtandes, welche wabkomer 
a jedem einzelnen Individuum gebühren. RE 7 


— — 


Erſtes Hauptſtuͤck. n 
Von den mit dem Dienſte verknüpften Rechten. 


340. Die Adeligen der Oſtſeegouvernements, die brtlich immatrikulirten ſowohl, als 
auch die nicht immatrikulirten, genießen überhaupt in Bezug auf den allgemeinen Sina 
dienſt alle Rechte, welche dem Kuſſicchen Adel gebühren. 

23 Sert. 1723 (4300); 4 April 1728 (5957); 14 März 1729 (5385); 28 Marz 1731 

(8732) und 16 Oft. 1734 (6630). 


841. Dem Abel iſt auf immer die Freihelt verliehen, in den allgemeinen Staatsdienſt 
zu treten, ohne jedoch zu 79 555 gezwungen zu ſein, es ſei denn, ER durch einen 
Namentlichen Allerhöchften Ukas kund gethane beſondere Nothwendigke ſolches des ahelſhe. © 

Alg. Neiheg., Bd. IX, 9 104. 
3842. Den im Staatsdienſte ſtehenden Edelleuten iſt es erlaubt, denſelben 


oder, mit Beobachtung der darüber feſtgeſetzten u um ihre Entlaſſung zu bitte. 
Ebend., $ 10 


9 


71 


3845. Während des Militair- und Civildienftes genießen die Edelleute 1 in 
dem Militairgeſetzbuche und in der Civildienſtordnung ausfuhrlich angegebene — f 
Ebend., $ 186. A 


84 4. Den Ebdelleuten iſt es auch geſtattet, in den Dienſt verbündeter ee 
Mächte zu treten und mit geſetzlichen Puͤſſen in das Ausland zu reiſen; es iſt aber zu jeder 
für die Ruſſiſche Selbſtherrſchaft erforderlichen Zeit, ſo bald das Geſammtwohl den Dienft 
des Adels erheiſcht, jeder Edelmann verpflichtet, auf den erſten Ruf der Selbſtherrſchenden 
Gewalt zum Behufe des Staatsdienſtes keine Mühe und ſelbſt das Leben nicht zu ſchonen. 

Gbend., 9 187. 


8115. Der Goelmann, genießt alle Rechte und We bios REN banane er 


ſich niemals im Staatsdienſte befunden hat. 


Ebend., 9 18g. 


3846. Ebdelleute, welche in einem niedern Militairrange dienen, bewahren in Krimi⸗ 
nalſachen das Recht ihres Standes. Bei allen Strafen muß mit ihnen nach den fuͤr Ober⸗ 
officiere geſetzlich p Regeln verfahren werden. 

Ebend., 9 19. f s 


11 


841. Jeder a dienende Edelmann iſt berchigt, die en des Gouvernements 
zu tragen, in welchem er mit einem Landgute anſaͤßig iſt oder wo derſelbe zur ortlichen 


Matrikel gehört. 1 
Ebend., $ 190. 


848. Die örtlich immatrikulirten Edelleute haben ein ausſchließliches Recht auf die 
Aemter, welche von den Adelswahlen abhaͤngen. Die Ausnahmen von dieſer allgemeinen 
Regel ſind in dem von den 1 Brit 12 Er ri Hauptſtuͤcke bezeichnet. 

Fuͤr Livland: Priv. Sigis. Aug. v. 61 ubjeft.-Palt. v. 28 Nov. 1561, 

Art. 8; Dipl. über die Verein. Liol. mit Litthauen v. 26 Dec. 1566, P. 9, 17, 16; King 
Schw. Reſol. v. 6 Aug. 1634, $ 6, 17 Aug. 1648, $ 9, 31 Ott. 1669, 97, 10 Mai 1678, 

9 11; Aft,-Punfte der Livl. Hüfte v. 4 Juli 1710 (2270) P. 6 u. 11; utas v. 9 Jan. 1782. 

Für Eſthland. Gnad.⸗Br. des Königs Erich XIV v. 2 Aug. 1561, des Königs Johann“s III, v. 9 

Okt. 1570 und von Sigismund v. 10 April 1594; Akk.⸗ Punkte der Eſthl. Ritterſch. v. 29 Sept. 

1710 (2299) P. 4, 6, 31. Fuͤr Kurd Sub. er 28 Nov. 1561, Art. 8; Priv, 

Sigism. Aug. v. 28 Nov. 1561, ct. 5; Form. Reg. 1817, § 4; Landt. El. v. 24 8 

1024 u. 23 Aug. 4029; Komme Der, v. 29 Nov. 1042, 5 7; Komm. Der. v. ATAZ, Art, 

Reverſal d. Herz. Ferdinand v. 9 Juli 1698 und d. Herz. Karl v. 26 Ott. 1759; pit. Stat., Thl. 15 

Tit. II, 5 1; Sit. IV, 9 1. Für, die Inſel Oeſel: Urt. d. Biſch. Kiewel v. 1524; die Gen bel 

Livl. angeführten Könil. Schwed. Reſ. ; Gn. Br. d. Kaiſerin Anna v. 28. März 1781 as, 
Meſtr. d. Gen.⸗Oouv. Gr. Browne an d. Oeſ. re v. 19 Sept. 4783. , 


11 vas Me;: ern 
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Bon den Rechten in Bezug auf das engt und das Ver: 
fahren, in Kriminal ſachen. 


849. Ohne Urtheil und Recht ſoll ein Edelmann weder am e Aer ener 


noch der Ehre vetluſtig gehen. 
Allg. Reichsg., Bd. 1x, 192. 


850. Ein Edelmann wird nur von Seinesgleichen gerichtet. In Kriminalſachen geht 
der Edelmann dieſes Rechtes auch dann nicht verluſtig, wenn er, feinem Wunſche gemäß, 
in eine Gilde eingeſchrleben wird, obſchon ein ſolchet bei Handelsſtreitigkeiten dem Gerichte 
und Rechtsverfahren in der 0 Cierſheft eines Kaufmannes unterliegt. 

Min s nad ar Ebend., 9 108. ar ND M FF; 


851. Cdelleute, welche in den Städten leben, ohne in die Gilde elngeſchrieben zu ſein, 
ſind dem FA tgerichte nicht unterworfen; doch fi 1 nd Sachen, die ſtädtiſche Immobilien 
betreffen, wele ſich in ihrem Beſitze befinden, hiervon ausgenommen. 

10 Livland und die Infel, Oeſel: Koͤnigl. Schw. Reſol. v. 51 Okt. 1662 und 10 Mai 1678, 

r Eſihlond: ‚Königl, Schw. Reſol. v. 30 Juli 4662, Art. 14 und 18 und vom 30 Sept. 

5 b. Fuͤr Kurland; Kommis. Abſch. v. 29 Nov. 1648, $ 32; Landt.⸗Abſch, v. 8 Juli 

1684, 5 31; Komp.⸗Akte v. 13 Jun. 1684, 14. 


352. Die Sache eines Edelmannes, welcher ein Reiten ae und den 

Geſetzen nach Ehre oder Leben verwirkt, Wan hn ohne an den Senat! zu Bein und ohne 

Bestätigung Kalſerlicher Majeftht ihre Ense haft nicht erreichen, * 
Alg. Reichsg., Bd. IX, § 404. 


re 313 8 12 er ‚Si Arn 28 
6855. Der Edelmann iſt von jeder Leibesraft feel. 5 1 r err der e 
Etad., 9 106. * . N 


854. Die Cbelleute der Oftfechettvernentenfs heben Ihren Gerichteſtand mut vor den 
durch das Gefeg angesrdneten Bel biden, nach den in der Verfaſſung dieſer Behörden vor: 
geſchriebenen Regeln (a). Die Anötdnüng außerordentliche Gerichte oder 7 er 
iſt in Bezug auf fie oder ihre Sachen nur dann zulaͤſſig, wenn beſondere Allerhöchſte Be⸗ 
fehle darüber ergehen, oder auch in Fällen, die das Geſetz ene beſtimmt, oder endlich, 
wenn die ſtreitenden Theile ſelbſt e darum nachſuchen b). 

(a) Koͤnigl. Schwed. Ref. v. 31 Okt. 1662, p u. b. 4 Apr. N 85; . Komme. v. 
1717, Aut, 49 ad grav. — (b) Komm e v. 47 17, Art. 5, 4 rav. Verd. 3 
u. peinl. Proz. d. Ahle Baum. 1 Hd vd ai mH n ug Hu uf u 


355. Die Edelleute der Oftfeegouvernements haben in allen Sachen, er 
— — ihren ausſchließlichen Gerichtsſtand vor der oberſten judicihren Gott 
vernements:"tuftanh,: namentlich aber: in Livland und auf der Inſel Oeſel vor dem Liv⸗ 
laͤndiſchen Hofgerichte (a), in Eſthland vor dem Oberlandgerichte (b), in Kurland vor dem 
Oberhofgerichte (o). (Vergl. den I, IV und V Theil dieſes Provinzialtechts). a 
(i) Hofg.⸗O. v. 5 Sept. 1030, 5 20; Att.-Punkte d. Lil. Nitterfh. v. A ul 1710 zero, 

P. 7. — (b) König. Echwed. Re. v. 5 Sept. 1654, 23 Nov. 1668, 4 Jul 1670, 1 7 

16 Ott. 1070, Art. 3; Att. 2 d. Seu, Natter. bu 29 Eat. 1710 A 3 — 

KR ER; uad mn lm 2 aubhgrg 

356. Die Regeln uͤber die den Gdelleuten OR 
ie Bezug auf das Verfahren in Kriminalſachen und ihre Befreiung vom perſdnlichen 
Arte in unbedeutenden Sochen find ausführlich im IV und V Theile dieſes Provinzial⸗ 
m iu den Geſetzen über den er und 2 Prozeß, enthalten. 


1 I amd re uu re ed 499 


na% m) 16 W zu 1% Mader m 1 in Amin Yu) u A 


un u 


Drittes Hauprftüd. iD OLE 
Von den Rechten in Bezug auf Abgaben und 


Leiſtungen. 
857. Die Edelleute der Oftfeegouvernements find, wie alle Edelleute des Butte 
Reichs, von allen perfonlichen Abgaben und Leiſtungen befreit. 17 


Vergl. d. allg. Reichsg., Bd. IX, 8 196 u. 197. Für Livl. u. Oeſel: Urk. des o. M. 
Mengden v. 1457; d. Bild. Sb. Kiewel v. 1524, Art. 6; d. Erzb. Thomas v. 1551, Art. 5; 
Sig. Aug. v. 28 Nov. 1561, Art. 9; Caut. Radz. v. 4 März 1562, Art. 9 u. 10; Königl. 
Schwed. Ref. v. 31 Okt. 1662, p. 16; v. 23 Okt. 1665, § 1; Akk.⸗ pun te d. Liol. Ritterſch. 
v. 4 Juli 1710 (2279) p. 18; Adels⸗O. v. 21 Apr. 1785 (16187) Att. 30. Für Eſt hl.: 
Urt. d. DM. Walter v. Plettenberg v. 1525; d. O.⸗M. Joh. v. d. Rede v. 1550; d. O. M. 
Heinr. v. Galen v. 13 Jan. 1552; Königl. Schued. Ref. v. 5 März 1625, p. 7; 8 dun 1630; 
30 Juli 1662, Art. 4; 16 Okt. 1675, Art. 5; Akk.⸗ P. d. Eſthl. Kitterik, v. 29 Sept. 1710 
(2299) Art. 203 Added. v. 21 Apr, 1785 (16187) Art. 36. Für Kurl.: Erſtes Ver⸗ 
ſ(chreiben d. Herz. Goth. an d. Kurl. Adel v. 7 März 1562; Priv. d. Herz. Gotthard v. 20 Juni 
4570, Art. 8 u. 12; Pitt. Stat., Thl. II, Tit. 16, § 1; Kurl. Stat., $ 82; Landt.⸗Schl. v. 
31 Aug. 1678, $ 12; 19 März 1669, $ 31; 13 Juni 1664, 65 47 u. 21; 3 Sept. 1748, 
5 41; 27 Zuli 1746, $ 2; 11 Sept. 1760, $ 10; Komm.-Der. v. 1717, Art. 24, 5 b ad 
grav.; Komp.⸗Akte v. 8 Aug. 1776, $ 6; Adels⸗O. v. 21 Apr. 1785 (16187) Art. 36. 


858. Die Edelleute find als Gutsbeſitzer frei von jeder Verantwortlichkeit für die Ab: 
gaben und Leiſtungen, welche die auf ihren Guͤtern wohnenden Bauern zu entrichten haben, 
es mögen nun dieſelben perſonlich fein, oder ſich auf die bei ihnen zur Nutzung befindlichen 
gutsherrlichen Ländereien beziehen. 11 10 

viel. Dauer- Verordn. v. 26 März 1849 (27735) Art, VIII, gurl. Dauer- B. v. 4 Aug. 1047 

(27024); Adg. Beſt., Art. I; Alerh. ben. Beschl. d. Min Kom, v. 30 Apr. 1835 (8 10); Alerh. 

beſl. Gutacht. d. Reichsraths v. 6 Mai 1840, 


859. Die Gutsherrn find nicht verpflichtet, die auf ihren Ländereien angefiedelten 
Bauern zu unterſtützen (a). Werden fie aber uͤberwieſen, daß fie ſich bei der auf ihnen, als 
Vorſtehern der Gutspolizei, ruhenden Verbindlichkeit zur Eintreibung der von den Bauern 
zu entrichtenden ruͤckſtaͤndigen Abgaben eine Verabſaͤumung haben zu Schulden kommen 
laſſen, fo unterliegen die Gutsherrn einer ſtrengen geſetzlichen Ahndung (b 7. 
(a) Livl. Bauer⸗V. v. 26 März 1819 (2773) Art. VII; Kurl. B.⸗V. v. 26 Aug. 1047 

(27024); allg. Beſt., Art. 1.— (b) Allerh. beſt. Beschl. d. Min. ⸗Kom. v. 30 Apr. 1835 (8104); 

All. beſt. Gutacht. d. Neiceraths v. 6 Mai 1840 (vergl. d. allg. Reichsg., Bd. vl Rui 15 

$ 408, Anm. 656 u. f. w.). 5 


860. Wird wider die Bauern ruͤckſtaͤndiger Abgaben und Leiſtungen wegen die erh 
tion verhängt, fo kann das ſaͤmmtliche, ihnen laut Inventar zur Wirthſchaft uͤberlaſſene 
Vermdgen lein Gegenſtand der Beitreibung fein; noch weniger aber alles dacknig ) — 
ihnen der Gutsherr ſelbſt zur Wir thſchaft verabfolgt hat. 

Livl. B.⸗V. p, 26 März 1819 4er Art. VIII; Kurt. W v. 25 waren aun . 

5496, p. 4, 5 407, Klaſſe 1, p. 1. de) 154 61 Une: 


861. Jeder Edelmann, der in einer Stadt en Bigeatfum 6 befi er ift ver: 
pflichtet, alle bürgerliche gaſten, gleich den Stadtbewohnern, zu tragen; er iſt aber von 
perſonlichen Abgaben und Dienften frei. 

Alg. Reiheg., Bd. IX, $ 198. 
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862. Von der im vorhergehenden § 861 auſgeſtellten Regel machen die adeligen 
Häufer auf dem Dom zu Reval eine Ausnahme. Cie find ſowohl von der ſtaͤdtiſchen Ge: 
richtsbarkeit, als auch von der Einquartierung und andern ſtaͤdtiſchen Abgaben und Laſten 
befreit. 

Königl. Schwed. Ref. v. 30 Juli 1660, $ 9; 23 Nov. 1660, Art. 14; Akk.-puntte d. Eſthl. 

Ritterſch. v. 29 Sept. 1710 (2299) P. 11. 


865. Auf dem Lande iſt das gutsherrliche Haus von der Einquartierung frei. 
Allg. Reichsg., Bd. IX, $ 199. 


364. Ein Erbadeliger darf Leiſtungs⸗ und Lieferungskontrakte ſchließen, die mit dem 
adeligen Eigenthume vereinbar find, und zwar auf jede beliebige Summe, ohne zur Auf— 
nahme in die Gilde und zu irgend einer Zahlung dafür verpflichtet zu fein. 

Ebend., $ 200. 


865. Jeder Erbadelige genießt die volle Freiheit, ohne Aufnahme in die Gilde auf 
ſeinen Guͤtern nicht nur Gewerke und andere gewerbliche Anſtalten, ſondern auch Fabriken 
anzulegen. Gleichergeſtalt iſt es ihm erlaubt, in den Städten Fabriken, Gewerke und 
andere Anſtalten anzulegen, jedoch nur auf den Fall, wenn er ſich in eine der Kaufmanns⸗ 
gilden aufnehmen laͤßt. 

Ebend., $ 201. 

866. Jedem Edelmanne ift es erlaubt, ohne Aufnahme in die Gilde mit feinen 
eigenen Fabrikaten und den Erzeugniſſen feiner Güter Großhandel zu treiben, und ſelbige 
durch die angeordneten Zollaͤmter und Schlagbaͤume, den in dem Allgemeinen Reichsgeſetz⸗ 
buche, im Zollreglement (Bd. VI), enthaltenen beſondern Beſtimmungen gemaͤß, aus⸗ 


zuführen. 


Ebend., $ 202. 


867. Behufs der Betreibung aller ſonſtigen Handelsunternehmungen, zu denen die 
Kaufmannſchaft ausschließlich befugt it, wird es jedem Edelmanne, der weder im Staats-, 
noch im Wahldienſte ſteht, geftattet, ſich in eine der Kaufmannsgilden aufnehmen zu 
laſſen, wobei er jedoch zur Bezahlung der beſtimmten Abgaben und zur Uebernahme der 
ſtädtiſchen Leiſtungen und perfönlichen und dinglichen Laſten verpflichtet iſt. Der in eine 
Gilde aufgenommene Edelmann genießt die Rechte und Vortheile, welche dieſer Gilde ge— 
buͤhren, ohne der Rechte des adeligen Standes verluſtig zu gehen. Waͤhrend aber der 
Edelmann zu allen mit dem Kaufmannsſtande verknuͤpften Leiſtungen, gleich dem Kauf: 
manne, verpflichtet iſt, wird er auch von den Obliegenheiten und Leiſtungen nicht befreit, 
welche, feines adeligen Standes wegen, auf ihm ruhen. 

Ebend. 


868. Die Kurländiſchen Edelleute, fo wie auch die Perſonen aller übrigen Stände 
des Kurlaͤndiſchen Gouvernements, find bei der Ausfertigung von Urkunden im Kurlän⸗ 
diſchen Gouvernement von der Bezahlung der Krepoſtpoſchlinen befreit. 

Vergl. d. Allg. Reichsg., Bd. V, Poſchl.⸗Regl., 356. 


869. Die in Riga wohnenden Livlaͤndiſchen Edelleute genießen das Recht, zu ihrem 
eigenen Bedarf Bier zu brauen. Auch iſt es ihnen erlaubt, nach dem Empfange des ge— 
feglichen Scheines und nach Entrichtung der geſetzlichen Aceiſe zum Beſten der Stadtkaſſe 
Bier und Branntwein zum Hausbedarfe nach Riga zu fuͤhren. 

Königl. Schwed. Reſ. v. 31 Okt. 1662 und 10 Mai 1678, P. 30. 


II Th. Ss 
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870. Den auf dem Dom in Reval wohnenden Eſthlaͤndiſchen Edelleuten, fo wie auch 
den Militair⸗ und Civilbeamten, wird es erlaubt, für ſich und zu ihrem eigenen Bedarf, 
Brod zu backen, Bier zu brauen und Branntwein zu brennen, ohne dafur eine beſondere 
Aeciſe zu bezahlen. 

n 1710 Sept. 29 (2299) 8 21. 

871. Die Edelleute find befugt, in den Städten Handwerker für die zu ihrem Haus⸗ 
bedarfe noͤthigen Arbeiten zu halten. 

Königl. Sd wed. Ref. v. 14. Nov. 1637, p. 2; 17 Sept. 1640 u. Uk. d. Liol. Gouv.⸗Obrigk. v. 

7 Mai 1750 und 20 Mai 1799. - 


872. Den Ebdelleuten iſt es erlaubt, nicht nur Getreide in die Städte zu führen, fon: 
dern es dort auch aufzuſchütten und daſſelbe auszuführen, 

Königl. Schwed. Ref. v. 31 Ott. 1662, p. 4, und 10 Mai 1678, p. 17; Priv. d. Herz Gott⸗ 

hard v. 20 Jun 1570, $ 12. 


875. Die mit Nittergutern anſaͤßigen Edelleute der Oftfeegouvernements genießen das 
Recht des Branntweinbrennens nach den in dem Allgemeinen Reichsgeſetzbuche, Bd. V, 
im Getrankſteuer⸗Reglement, enthaltenen Beſtimmungen. 

Vergl. d. Allg. Reichsg., Bd. IX, $ 1205. 


Viertes Haupfe ſtuͤck. 


Von den Rechten des Adelſtandes in Bezug auf das 
Vermdͤgen. 


874. Perſonen, welche zu einer der Korporationen des Stammadels der Oſtſeegou⸗ 
vernements gehoren, konnen in dem Gouvernement, oder in dem Theile des Gouverne⸗ 
ments, wo fie zu der Lokalmatrikel gehören, auf jede geſetzlich erlaubte Weiſe Guͤter aller 
Art, bewegliche und unbewegliche, erwerben. i 

Allerh. beſt. Doklad d. Oberdirigirenden der II Abtheilung der Eigenen Kanzellei Seiner Kaiſerlichen 

Majeftät v. 20 Juni 1841. 


875. Als Ruſſiſche Erbadelige können ſie auch in den uͤbrigen Gouvernements und 
Provinzen des Reichs Cuͤter aller Art, bewegliche und unbewegliche, erwerben; aber in 
denjenigen Oftfeegouvernements oder Theilen dieſer Gouvernements, in welchen fie dem 
örtlichen Stammadel nicht beigezaͤhlt werden, find fie zur Erwerbung von Gütern auf dem 
Lande nur unter den Beſchränkungen berechtigt, die für die nicht immatrikulicten Edelleute 


im Allgemeinen angeordnet worden ſind. 
Ebend. 


876. Die beſondere Gattung der auf dem Lande belegenen unbeweglichen Guͤter, 
welche Ritterguͤter heißen (vergl. Thl. IV dieſes Provinzialrechts, Civilgeſetze), konnen 
mit vollem Eigenthumsrechte beſitzen, in Kurland, Eſthland und auf der Inſel Oeſel 
bloß indigene, ortlich immatrikulirte, in Livland aber (d. h. in dem Rigaſchen, Dörpt: 
ſchen, Pernauſchen und Wendenſchen Kreife) ſammtliche Erbadelige; doch find die indi⸗ 
genen Livländiſchen Edelleute befugt, jedes Vermögen dieſer Art, welches von einem 
in die Lokal⸗Matrikel nicht aufgenommenen Edelmanne erworben worden iſt, im Laufe 
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eines Jahres, ſechs Wochen und drei Tagen, von dem Tage an gerechnet, wo die gericht⸗ 
liche Bekanntmachung in Betreff des Verkaufs deffelben erfolgt iſt, einzuldien. 
Ebend. 


Anmerkung. Von dieſer Regel finden einige im II und III Buche dieſes Provinzialrechts bezeich⸗ 
nete Ausnahmen Statt, und zwar: erſtlich zum Beſten der Rigaſchen „Revalſchen und Narvaſchen 
ſtädtiſchen Korporationen und der Evangeliih-Lutherifhen Prediger in Eſthland; zweitens aber in Bes 
treff des Beſißes der fogenannten buͤrgerlichen Lehne in Kurland mit denen einige Berechtigungen der 
Ritterguͤter verknuͤpft find. 

Ebend. 


877. In Eſthland, auf der Inſel Oeſel und in Kurland können auch Ritterguͤter, 
welche ſich auf den Grund eines Pfandrechtes im Beſitze von Perſonen befinden, die 
zu dem detlichen immatrikulirten Adel nicht gehbren, nicht bloß von den naͤchſten Bluts— 
freunden des eigentlichen Gutseigenthuͤmers, ſondern auch von jedem ortlichen (immatriku⸗ 
lirten) Edelmanne in der hierzu beſtimmten geſetzlichen Friſt eingelöft werden, d. h. im Laufe 
eines Jahres, ſechs Wochen und drei Tagen, von dem Tage an gerechnet, wo die gerichtli⸗ 
che Bekanntmachung über die Abgabe des Gutes in den Pfandbeſitz erfolgt iſt. f 

Ebend. 


878. Die zu dem örtlich immatrikulirten Adel nicht gehörigen Perſonen, die vor 
Promulgirung des Provinzialrechts der Oftfeegouvernements in Eſthland, auf der Inſel 
Oeſel oder in Kurland Ritterguͤter erworben haben „fahren fort, dieſelben mit vollem erb— 
lichen Eigenthumsrechte zu befigen, nur können fie ſelbige Niemandem verkaufen, als Edel⸗ 
leuten, die nach der Lage diefer Güter oͤrtlich immatrikulirt find. 

Ebend. 


879. Ausführliche Beſtimmungen über die mit dem Beſitze von Ritterguͤtern vers 
knuͤpften Rechte find im III Theile des Provinzialrechts, in den Civi lgeſetzen, enthalten. 


880. Ein Edelmann kann ohne Urtheil und Recht feines Vermögens nicht verluſtig 
gehen. 

Allg. Reichsg., Bd. IX, § 214. Für Livl. u. Oeſel: Urk. des O. M. Bröggencl v. 1546; Priv, 
Sig. Aug. v. 28 Nov. 1561, Art. 18; Akk.⸗P. d. Livl. Ritterſch. v. A Juli 1710 (2279) P. 8. 
Fuͤr Eſt hl.: Urk. d. O. M. Bruͤggenei v. 1546; AP. d. Eſthl. Ritterſch. v. 29 Sept. 1710 
(2299) Art. 20. Für Kurl.: Priv. d. Herz. Gotth. v. 29 Juni 1570 Art. A; Form. Reg. 
v. 1617, Art. 12; Landt.⸗Schl. v. 24 Dec. 1624, 5 11; Dec. Comm. v. 1727, ad bonum 
ordinem, 9 4. 


331. Das Vermögen eines Edelmannes fällt, wenn er auch des ſchwerſten Verbrechens 
wegen verurtheilt wird, an ſeine geſetzlichen Erben. Ausnahmen von dieſer allgemeinen 
Regel finden bloß in Folge beſonderer Allerhöchſter Befehle und in den in dem Allgemeinen 
Geſetzbuche, in den Kriminalgeſetzen, namentlich bezeichneten Fällen Statt. 
1785 Apr. 21 (16187), Vergl. d. Allg. Reichsg., Bd. XV. 


882. Wohlerworbenes Vermögen, von welcher Art es auch ſei, kann ein Edelmann 
verſchenken und darüber teſtiren, auch kann er es zum Nießbrauche und zur Mitgift ans 
weiſen und es übertragen und verkaufen an wen er will; über Erbvermögen kann er aber 


8 
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bloß nach Vorſchrift der Geſetze verfügen, (Vergl. die Civilgeſ. der Oſtſeegouvernem., 

Bd. II. 
Allg. Reichsg., Bd. IX, § 215. Für Livl. u. Oeſel: Priv. Sig. Aug. v. 28 Nov. 1561, Art. 7; 
Koͤnigl. Schwed. Teſl.⸗Stadga v. 3. Juli 1686, HA u. 5. Fuͤr Eſthl.: Ebend. Für Kurl.: 
Priv. d. Herz. Gotthard v. 20 Juni 1570, Art. 6. 


8853. Auf den Grund der in dem Civilrechte enthaltenen ausführlichen Beſtimmun⸗ 
gen iſt der Edelmann befugt, aus feinem Vermögen Majorate und Fideicommiſſe zu ftif- 
ten, auch Erbverſchreibungen zu machen und Familien⸗Urkunden und Vertraͤge aller Art 
zu errichten, ohne daß er hierzu um die Allerhoͤchſte Erlaubniß oder um die Beſtaͤtigung der 
Obrigkeit beſonders nachzuſuchen braucht. 

Priv. Sig. Aug. v. 28 Nov. 1561, Art. 7; Priv. d. Herz. Gotth. v. 20 Juli 1570, Art. 6; Kurl. 

Stat., $ 185; Königl. Schwed. Teſt.⸗Stadga v. 3 Juli 1686, 5 1 u. 5; Allerh. beſt. Mein. des 

Reſchsraths v. 28 Juni 1825, 


884. Ein Edelmann hat das Recht, alle Überhaupt geſetzlich erlaubte Verträge und 
Verbindlichkeiten einzugehen, Wechſel nicht ausgeſchloſſen. 
Vergl. d. Allg. Reichsg., Bd. IX, § 217; Schwed. Wechſelrecht v. 10 März 167 1; Allerh. beſt. Gut⸗ 
acht. d. Reichsr. v. 21 Juni 18435. 


Vierter Titel. 
Von dem Verluſte der Rechte des Adelſtandes. 


I. Von dem Verluſte der Rechte des Adelſtandes überhaupt. 


885. Nur für ein Kriminalverbrechen kann ein Edelmann des Adels verluſtig 
gehen. 

Allg. Reichsg., Bd. IX, § 227. 

886. Verbrechen, welche den Grund der adeligen Würde zerſtören, find 1) Eidesverlet⸗ 
zung; 2) Verrath; 3) Straßenraub; 4) Diebſtahl jeder Artz 5) Faͤlſchungen; 6) alle andern 
Verbrechen, welche nach den Geſetzen den Verluſt der Ehre nach ſich ziehen, und wofuͤr 
eine Leibesſtrafe verwirkt werden konnte, wenn der Schuldige keinem privilegirten Stande 
angehörte; 7) Verführung oder Verleitung zu Verbrechen dieſer Art. 

Ebend., § 228. 

887. Ein Edelmann kann diefer Verbrechen wegen nur durch ein von der Höchften 

Gewalt beſtaͤtigtes gerichtliches Urtheil des Adels beraubt werden. 
Ebend., $ 229. 


888. Ir der adelige Stand einer Perſon, die wegen eins Rriminalverbrechens unter 
Gericht ſteht, zweifelhaft, und es ſchwebt, in Ermangelung des ſchließlichen Beweiſes, 
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die Unterſuchung daruͤber noch vor den geſetzlichen Behdiden, fo verurtheilt der Dirigirende 
Senat den Schuldigen, wenn er des Verbrechens überführt wird, in keine Leibesſtrafe, 
ſondern erkennt auf Verweiſung, indem er dabei die weitere Beweisfuͤhrung behufs des Adels 
unterſagt, da dieſer in Bezug auf die Perſon des Schuldigen durch das Verbrechen bereits 
verwirkt worden iſt. Dergleichen Entſcheidungen dürfen aber nur nach erfolgter Allerhöch⸗ 
ſter Genehmigung derſelben vollzogen werden. 

Ebend., § 230. 


889. Fuͤhren Perſonen ſteuerpflichtigen Standes den Beweis Über den Adel, fo wer— 
den fie vor der Anerkennung ihres Rechtes weder von der Anſchreibung zur Reviſion, noch 
von der Rekrutirung und andern öffentlichen Laſten befreit. 

Ebend., § 231. 


II. Von dem Verluſte der Rechte durch Ausſchließung aus den oͤrtlichen 
Adelsmatrikeln der Oſtſeegouvernements. 


890. Die Adelstorporationen haben das Recht, aus ihrer Mitte diejenigen Mitglie⸗ 
der auszuſchließen, welche offenbarer ehrloſer Handlungen wegen ſich unwuͤrdig gemacht 
haben, zur Korporation zu gehören. 

Adels⸗Ordn. v. 21 Apr. 1785 (16187) Art. 65; 1851 Dec. 6 (4989) § 55. Vergl. d. Allg. 

Reichsg., Bd. IX, $ 120. 


891. Zu einer ſolchen Ausſchließung haben bloß die Landtage ein Recht, in Kurland 
aber auch die allgemeinen Konferenzen, auf dieſelbe Weiſe, wie ſolches in den andern Gou— 
vernements der allgemeinen Gouvernementsverſammlung uͤberlaſſen wird. 

1851 Dec. 6 (4989) § 55. 


892. Der Beſchluß wegen Ausſchließung eines Edelmannes wird ſtets 
entweder einhellig oder durch die Mehrheit von wenigſtens zwei Dritteln der Stimmen ge— 
faßt, und unterliegt keiner Prüfung der Juſtizbehoͤrden. Eine Klage über denſelben kann 
bloß beim Dirigirenden Senate und nur in dem Falle angebracht werden, wenn bei der 
Stimmenſammlung oder bei der Unterſchrift des Beſchluſſes die geſetzlich vorgeſchriebene 
Ordnung nicht beobachtet worden iſt. 

Verordn. v. 6 Dec. 1851 (4989) § 55; Auerh. beſt. Gutacht. d. Reichsr. v. 21 Juni 1945; Allg. 

Reichsg., Bd. IX, § 120. 


895. Die Ausſchließung erſtreckt ſich immer nur auf die Perſon, welche ſich unwuͤr⸗ 
dig gemacht hat, Mitglied der Ritterſchaft zu ſein, nicht aber auf deren Familie und 
Nachkommen. 

Allerh. beſt. Gutacht. d. Reichsr. v. 21 Juni 1845. 

894. Durch die Ausſchließung aus der Matrikel verliert der Edelmann das Recht, 
ſowohl an den Verſammlungen der ortlichen Ritterſchaft Theil zu nehmen, als auch ein von 
deren Wahl abhaͤngendes Amt zu erhalten. 

Ebend. 


895. Zur beſſern Wahrung der Gerechtigkeit und der Rechte des Angeklagten, ſetzt die 
Ritterſchaft anfänglich nur die Entfernung deſſelben von der Theilnahme an den Wahlen 
und den übrigen Verhandlungen der ritterſchaftlichen Verſammlung feſt, indem fie ihm 
überläßt, durch den Gouvernements⸗Adelsmarſchall zu feiner Rechtfertigung Erklärungen 


— 
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beizubringen, und fchreitet nicht eher, als auf der darauf Folgenden ordentlichen allgemeinen 
Verſammlung zur Unterſuchung, ob er aus der Matrikel auszuſchließen, oder, auf den 
Grund ſeiner Erklärungen, oder auch anderer Nachrichten, aufs neue zur Theilnahme 
an den Verhandlungen der ritterſchaftlichen Verſammlungen zuzulaſſen ſei. Dieſer 
letztere Beſchluß wird fuͤr definitiv erachtet. 

1835 Jan. 7 (7784); Allerh. beſt. Beſchl. d. Reichsr. v. 21 Juni 1845. 

896. Die durch ein allgemeines Gnadenmanifeſt ausgeſprochene Verzeihung hebt die 
der Adelskorporation zuſtehende Befugniß nicht auf, einen Edelmann, der mit gerichtlicher 
Ruͤge belegt worden iſt, oder deſſen offenkundiges und ehrloſes Vergehen notoriſch iſt, aus 
der Verſammlung auszuſchließen. 

Allg. Reichsg., Bd. IX, $ 122. 


Zweites Bud. 


Von der Geiſtlichkeit. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


397. Die Rechte und Vorzüge der Rechtglaͤubigen Ruſſiſchen Geiſtlichkeit in den 
Oſtſeegouvernements werden, eben ſo wie in den uͤbrigen Theilen des Reichs, durch die 
Vorſchriften beſtimmt, welche in dem allgemeinen Geſetzbuche uͤber die Staͤnde, Bd. IX, 
S 234320, enthalten find. 

398. Die Rechte und Vorzüge der Evangeliſch⸗Lutheriſchen Geiſtlichkeit in den Oftfee: 
gouvernements werden durch das am 28 December 1832 (5870) Allerhöchft beſtaͤtigte Geſetz 
fir die Evangeliſch⸗Lutheriſche Kirche in Rußland und durch die in dieſem Provinzialrechte 
enthaltenen Vorſchriften beſtimmt. 

399. Die Geiſtlichkeit der Römiſch⸗Katholiſchen und der Evangeliſch-Reformirten 
Konfeſſionen in den Oſtſeegouvernements genießt alle Rechte, welche ihr auf den Grund der 


allgemeinen Reichsgeſetze zuſtehen. 
Vergl. d. Allg. Reichsg., Bd. IX, § 321 u. fig. 


Erſter Titel. 


Von dem Eintritte in die Evangeliſch-Lutheriſche Geiſtlichkeit und 
den Beweiſen des geiſtlichen Standes. 


Erſtes Hauptſtuͤck. 


Von der Zuſammenſetzung der Evangeliſch⸗Lutheri⸗ 
ſchen Geiſtlichkeit. 


900. Die Cvangeliſch⸗Lutheriſche Geiſtlichkeit beſteht aus Predigern und höhern geiſt⸗ 
lichen Beamten. Hierzu gehdren: die Evangeliſch⸗Lutheriſchen Biſchdfe, der Vicepreſi⸗ 
dent des General⸗Konſiſtoriums, die General⸗Superintenden ten und die Superintendenten, 
welche ihrem Berufe nach zugleich Vicepreſidenten der Provinzial-oder Stadt⸗Konſiſtorien 
ihres Bezirks ſind; die Ober⸗Konſiſtorialräthe, die Konſiſtorial-Aſſeſſoren, die Pröbfte und 
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Ehren⸗Kon ſiſtorialraͤthe, die Oberpaftoren, Paſtoren, Diakonen, Predigeradjunkte und 
Hausprediger. 
Gel. f. d. Ev.-Luth. Kirche in Rußl. v. 28 Dec. 1832 (5870). Vergl. d. allg. Reichsg., Bd. IX, 
$ 367. 


901. Die bei den Kirchen angeftellten Küfter, Kantoren, Organiſten, Glockenlaͤuter 
u. a. m. heißen Kirchendiener, und gehören nicht zur Geiſtlichkeit. 
Vergl. d. allg. Reichsg., Bd. IX, § 368. 


Zweites Hauptſtück. 


Von dem Eintritte in die Evangeliſch⸗Lutheriſche Geiſt⸗ 
lichkeit und den Beweiſen des geiſtlichen Standes. 


902. In die Evangeliſch⸗Lutheriſche Geiſtlichkeit konnen, denz im Geſetze für die 
Evangeliſch⸗Lutheriſche Kirche in Rußland enthaltenen Beſtimmungen gemaͤß, alle Perſo⸗ 
nen treten, die dem Evangeliſch-Lutheriſchen Glaubensbekenntniſſe zugethan find, auf einer 
der Ruſſiſchen Univerfitäten den vollen Curſus der Theologiſchen Wiſſenſchaften vollendet, 
und nach dem Abgange von der Univerfität die vorſchriftmaͤßige Prüfung beſtan⸗ 
den haben. 

Gef. f. d. Ev.⸗Luth. Kirche in Rußland v. 28 Dec. 1832 (5870) 5 156-151; vergl. d. allg. 

Reichsg., Bd. IX, 9 370. 


905. Das Predigtamt wird Niemandem eher, als nach zuruͤckgelegtem 25ſten Lebens: 
jahre anvertraut. Ausnahmen von dieſer Regel werden nur in beſondern Faͤllen, mit Ge⸗ 
nehmigung des Miniſteriums des Innern, zugelaſſen. 

Geſ. f. d. Ev.⸗Luth. Kirche in Rußland v. 28 Dec. 1852 (5870) § 183; vergl. d. allg. Reichsg. 

Bd. IX, $ 371. 


90%. Perſonen, die früher der Kopfftener unterworfen waren, muͤſſen vor ihrem 
Eintritte in die Evangeliſch-Lutheriſche Geiſtlichkeit ein Zeugniß über ihre Befreiung von 
der Kopfſteuer beibringen. 


Geſ. f. d. Ev.⸗Luth. Kirche in Rußland v. 28 Dec. 1852 (5870) § 158 Anm.; vergl. d. allg. 
Reichsg., Bd. IX, $ 372. 


905. Ausländer konnen bloß auf Verfügung des Miniſteriums des Innern und auf 
den Grund der hieruͤber erlaſſenen Vorſchriften die Erlaubniß zum Predigen und zur Bes 
kleidung einer Predigerſtelle erhalten. 

Gef. f. d. Ev.-Luth. Kirche in Rußland v. 28 Dec. 1832 (5870) $ 481; 1842 Mai 10 (15658); 

vergl. d. allg. Reichsg., Bd. IX, $ 378. 


906. Kein Prediger kann gegen den Wunſch der Gemeindeglieder angeftellt werden, ſo⸗ 
fern ihnen triftige Gründe zur Seite ſtehen. Daher ift auch in allen Gemeinden, denen 
das Recht der Predigerwahl nicht gebührt, der berufene Prediger verpflichtet, ehe er ange⸗ 
ſtellt wird, vor der Gemeinde, für welche er beſtimmt iſt, eine Predigt zu halten 

Gef. f. d. Ev.⸗Luth. Kirche in Rußlaud v. 28 Dec. 1852 (5870) $ 164; vergl. d. allg 

Reichsg. Bd. IX, 5 374. 


907. Wünſchen die Gemeindeglieder, gesetzlicher Urſachen wegen, dieſen Prediger nicht 
zum Paftor zu haben, fo muͤſſen fie ſolche binnen den erſten zwei Wochen durch den 
Probſt, die Kirchenvorſteher oder Kirchenälteſten dem Konſiſtorium vorftellen; dieſes aber 
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iſt verpflichtet, nach Maßgabe der Umſtaͤnde, die in Folge deſſen nöthigen Verfügungen 
zu treffen, und dem Miniſterium des Innern und dem General-Konſiſtorium daruͤber zu 
berichten. 
Gef. f. d. Ev.⸗Luth. Kirche in Rußland v. 28 Dec. 1832 (5870) $ 164; vergl. d. allg. Reichsg., 
Bd. IX, $ 375. 


908. Wer zu einem Predigtamte auf die geſetzliche Weiſe erwaͤhlt und auf ergangene 
Vorſtellung darin beftätigt worden iſt, wird, in Gemaͤßheit der hierüber im Geſetze fir die 
Evangeliſch⸗Lutheriſche Kirche in Rußland enthaltenen Vorſchriflen, ordinirt und in fein 
Amt eingeſetzt. 

Geſ. f. d. Ev.⸗Luth. Kirche in Rußl. v. 28 Dec. 1832 (6870) K 175— 180; vergl. d. allg. 

Reichsg., Bd. IX, § 376. 


909. Wer nach geſetzlicher Vorſchrift ordinitt worden iſt, wird nicht nur zur Ver⸗ 
waltung feines Amtes zugelaſſen, ſondern genießt auch die damit verknüpften Stan⸗ 
desrechte. 

Geſ. f. d. Ev.⸗Luth. Kirche in Rußl. v. 28 Dec. 1852 (5870) 89 175—180; vergl. d. allg. 

Reichsg., Bd. IX, $ 377. 


910. Alle höhere geiſtliche Beamte der Evangeliſch⸗Lutheriſchen Konfeſſien, fo wie 
auch die Prediger und deren Adjunkten, leiſten beim Antritte ihres Amtes Seiner Kaifers 
lichen Majeſtat, der geſetzlichen Ordnung gemaͤß, den allgemein vorgeſchriebenen Dienſteid. 

Gel. k. d. Ey. Luth. Kirche in Rußl. v. 28 De. 1832 (5870) $ 289; vergl. d. allg. Reichsg., 

Bd. IX, $ 378. en 


911. Zum Beweiſe des geiſtlichen Standes eines Predigers der Gvangefifch-Putheri: 
ſchen Konfeſſion dient jedes ihm von feiner Behörde daruͤber ausgefertigte Zeugniß; inſon⸗ 
derheit aber werden zu dieſem Behufe als Beweiſe angenommen: 

1) Zeugniſſe eines Konſiſtoriums über die Vollziehung der Ordination und die Einfüh⸗ 
rung in das Amt. 

2) Urkunden eines Konſiſtoriums, wodurch die Prediger in ihrem Amte beftdtigt 
werden. 

3) Dienftliften, welche jedes Kon ſiſtorium jährlich uͤber die Geiſtlichkeit ſeines Bezirks 
dem General-Konſiſtorium und dem Miniſterium des Innern vorſtellt. 

4) Zeugniſſe eines Probſtes, Superintendenten oder General⸗ Superintendenten, oder 
eines Konſiſtoriums über die Anſtellung und den Dienſt eines Predigers. 

Gef. f. d. Ev.-Luth. Kirche in Ruzl. v. 28 Dec. 1832 (8870) $$ 175, 178 281 u. 302, 

Nr. 1; vergl. d. allg. Reichsg., Bd. IX, $ 579, 


Zweiter Titel. 


Von den Rechten und Vorzuͤgen der Evangeliſch-Lutheriſchen 
Geiſtlichkeit. 


I. Von den perfönliden Rechten und Vorzuͤgen der Evangeliſch-Lutheriſchen 
Geiſtlichkeit. 


912. Perſonen der Evangeliſch⸗Lutheriſchen Geistlichkeit, welche als Unadelige in den 
geiſtlichen Stand treten, genießen, ſo lange ſie ſich im geiſtlichen Stande befinden, alle 
Rechte des perſon lichen Adels, und find deshalb von allen perſönlichen Abgaben und Leis 
ſtungen befreit. 

Gef. f. d. Ev.-Luth. Kirche in Rußl. v. 28 Dec. 1832 (5870) $ 226, vergl. d. allg. Reichsg., 

Bd. IX, $ 585. 


915. Perſonen, welche zur Evangeliſch-Lutheriſchen Geiſtlichkeit gehören, haben das 
Recht, wenn fie keine indigene oͤrtliche oder Ruſſiſche Erbadelige find, im Livlandiſchen 
und Eſthlaͤndiſchen Gouvernement als ihr und ihrer Nachkommenſchaft volles Eigenthum, 
in Kurland aber zum Erb⸗Pfandbeſitze, alle in den Städten und Kreiſen belegenen Immo⸗ 
bilien zu erwerben; doch ſind die Ritterguͤter hiervon ausgenommen, deren Beſitz aus⸗ 
ſchließlich nur dem oͤrtlich immatrikulirten Adel gebührt. In Eſthland haben fie das Recht, 
auch Ritterguͤter zu erwerben, jedoch bloß fuͤr die Zeit, wo ſie im geiſtlichen Stande ver— 
2 indem ſie ſolche auf denſelben Grund nutzen und verwalten, wie lebenslaͤngliche 


Allerh. beſt. Doklad des Oberdirigirenden der II Abtheilung der Eigenen Kanzellei Seiner Kaiferlis 
chen Majeſtaͤt vom 20 Juni 1841. 


914. Geiſtliche erwerben durch Beizaͤhlung zu einem Ruſſiſchen Orden alle Rechte, 
welche dem Erbadel gebühren, und auch alle fonftigen Rechte und Vorzüge, die in den 
Statuten der betreffenden Orden bezeichnet ſind. 

Arg. d. allg. Reichsg., Bd. IX, $5 36 u. 282. 


915. Haͤuſer, welche ſich in den Städten im Beſitze von Geiſtlichen der Evangeliſch⸗ 
Lutheriſchen Konfeſſion befinden, und von ihnen ſelbſt bewohnt werden, find frei von Ein: 
quar tierung und allen polizeilichen und ſtaͤdtiſchen Leiſtungen, mit Ausnahme jedoch der 
Ausbeſſerung des Pflaſters, der Aufſicht über die Reinlichkeit und der Unterhaltung der 
Laternen. 

Geſ. f. d. Ev.⸗Luth. Kirche in Ruzl. v. 28 Dec. 1832 (5870) § 476; vergl. d. allg. Reichsg., 

Bd. IX, $ 366. 


916. Alle Evangeliſch⸗Lutheriſche Prediger haben das Recht, zur gröͤßern Sicherſtel⸗ 
lung ihrer Wittwen und Waiſen, oder zur beſſern Erziehung ihrer Kinder, und insbeſon⸗ 
dere zur Unterhaltung ihrer Söhne auf den Univerſitaͤten, aus den von ihnen ſelbſt oder 
von fremden Perſonen dargebrachten Summen beſondere Kaſſen und andere Stiftungen zu 
errichten, und dieſelben durch Mitglieder zu verwalten, die ſie aus ihrer Mitte erwaͤhlen, 
den Regeln gemäß, die das örtliche Konſiſtorium, mit Zuſtimmung des General⸗Konſiſto⸗ 
riums und mit Genehmigung des Miniſteriums des Innern, zu entwerfen hat. 

Oeſ. f. d. Ev.-Luth. Kirche in Rußland v. 28 Dec. 1832 (5870) $ 227 Anm. 2, vergl. d. allg. 

Reichsg., Bd. IX, § 387. 
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917. Prediger, die im Amte ſtehen, dürfen keine Stelle annehmen, die mit ihrem 
Stande unvereinbar iſt, noch Handel, Gewerbe und andere Gefchäfte treiben, welche ſich 
mit ihrem geiſtlichen Berufe nicht vertragen, oder fie von der Erfüllung ihre r Prediger⸗ 
pflichten abziehen. 

Gel. f. d. Ev.-Luth. Kirche in Ruf. v. 28 Dee. 1832 (8870) $ 193; vergl. auch d. allg. Reiheg., 

Bd. IX, $ 388. 


918. Prediger dürfen keine Prozeſſe und andere gerichtliche Sachen betreiben, die nicht 
Bezug auf fie ſelbſt oder ihre Familien haben. 

Gef. f. d. Ev.⸗Luth. Kirche in Rußl. v. 28 Dec. 1832 (5870) $ 194; vergl. d. allg. Reichsg., 

Bd. IX, $ 389. 


919. Prediger dürfen das Amt eines Vormundes und Curators nur mit Erlaubn iß 
des Konſiſtoriums uͤbernehmen. 

Geſ. f. d. Ev.-Luth. Kirche in Rußl. v. 28 Dec. 1852 (6870) $ 195; vergl. d. allg. Reichsg., 

Bd. IX, 9 390. 


920. In Sachen, die ſich auf das Amt eines Geiſtlichen und auf die mit dieſem 
Amte verknuͤpften Pflichten beziehen, haben die Prediger ihren Gerichtsſtand, der daruͤber 
beſtehenden Ordnung gemäß, vor den Konſiſtorien; in allen andern Angelegenheiten find 
fie den competenten weltlichen Behörden untergeordnet. 

Geſ. f. d. Ev.⸗Luth. Kirche in Rußl. v. 28 Dec. 1832 (8870) $ 225; vergl. d. allg. Reichsg., 

Bd. IX, $ 391. 

921. Von jeder Verhaftung eines Predigers, die wegen eines Kriminal verbrechens 
noͤthig iſt, benachrichtigen die weltlichen Behörden das Konfiftorium, wenn es angeht, 
vor der Verhaftung, oder wenigſtens gleich nach der Verhaftung deſſelben, damit das 
Konſiſtorium ihn gleichzeitig vom Amte ſuſpendiren „die erforderlichen Maßregeln zur 
Uebertragung der Verwaltung deſſelben an einen andern ergreifen und zur Unterſuchung 
eins ſeiner Mitglieder oder einen andern geiftlichen Beamten abordnen koͤnne. 

Gel. f. d. Ev.-Luth. Kirche in Rußl. v. 28 Dec. 1832 (5870) $ 242; vergl. d. allg. Reicheg., 

Bd. IX, 9 392. f 


922. In Sachen Geiſtlicher, welche ein Kriminalverbrechen begehen, nimmt im 
weltlichen Gerichte ein Deputirter von Seiten des Konſiſtoriums an der Sitzung Theil, 
und ſeine Stimme wird bei Aburtheilung der Sache auf gleiche Weiſe entgegen genommen, 
wie die der uͤbrigen Mitglieder. 

Arg. d. allg. Reichsg., Bd. XV, § 1263. 


925. Geiſtliche der Evangeliſch-Lutheriſchen Konfeſſion find von jeder Leibes- 
ſtrafe frei. 

5 Vergl. d. allg. Reichsg., Bd. IX, § 395, u. Bd. XV, 5 89. 

924. Peinliche Sachen, die Verbrechen betreſſen, welche Geiſtliche begehen, und 
weshalb dieſelben zum Verluſte der geiſtlichen Würde oder zu irgend einer Beſchraͤnkung 
der Standesrechte verurtheilt werden, ſind nach Statt gehabter Reviſion durch die 
hoͤhern Lokal⸗Gerichte und nach geſchehener Prüfung von Seiten des Civilgouverneurs, be⸗ 
vor zur Erfuͤllung geſchritten wird, dem Dirigirenden Senate zur Reviſion vor: 


llen. 
dufte Arg. d. allg. Reichsg., Bd. XV, § 1290. 


925. Ale Sachen, welche Geiſtliche betreffen, die zum Verluſte des geiſtlichen Stans 
des, der Ehre oder des Lebens verurtheilt werden, hat der Dirigirende Senat zur Aller: 
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hoͤchſten Kenntniß zu bringen, und koͤnnen ohne Beſtaͤtigung ihre Endſchaft nicht er: 
reichen. 
Arg. d. ollg. Reichsg., Bd. XV, § 1308. 
926. Die Einkünfte, welche die Evangeliſch-Lutheriſchen Prediger auf den Grund 
der Geſetze, oder örtlicher Gewohnheiten, genießen, können ihnen von Seiten der Gemein⸗ 


deglieder nicht geſchmaͤlert werden. 
Geſ. f. d. Ev.⸗Luth. Kirche in Rußl. v. 28 Dec. 1852 (5870), § 222; vergl. d. allg. Reichsg., 


Bd. IX, 9 394, 


927. Die zum Unterhalte der Prediger gegebenen Paſtoratswidmen, die ſogenannten 
Gnaden haken und andere Ländereien bilden ein der Kirche gehöriges Eigenthum; der Geiſt⸗ 
lichkeit gebührt aber daran das Nutzungsrecht, der nicht zu entziehende Empfang ſammt⸗ 
licher Einkünfte und die innere Verwaltung dieſer Güter. 

1832 Dec. 26 (5870) $ 469; 1840 Dec. 26 (14090); 1842 Okt. 26 (16127). 


II. Von den Rechten der Wittwen und der Kinder der Evangeliſch— 
Lutheriſchen Prediger. 


928. Die Kinder der Evangeliſch-Lutheriſchen Prediger, mit Ausnahme derer, die 
geboren werden, nachdem dieſelben den geiſtlichen Stand verlaſſen haben, genießen alle 


Rechte, welche den Kindern perfönlicher Edelleute gebuͤhren. 
Gel. f. d. Ev.⸗Luth. Kirche in Rußl. v. 28 Dec. 1852 (5870) § 226; vergl. d. allg. Reichsg., 
Bd. IX, $ 595; Bd. III, Dienſt⸗O. bei Anſt. v. Seit. d. Reg., Art. 3, p. 3; Milit.⸗G., Thl. II, 
B. I, Art. 19, p. 6, Art. 503. 


929. Der Wittwe und den unverſorgt hinterlaſſenen Kindern eines verſtorbenen Pre— 
digers werden auf ein Jahr, das ſogenannte Trauerjahr, von dem Todestage des Predigers 
an gerechnet, deſſen Wohnung und ſaͤmmtliche Prediger⸗Einkuͤnfte uͤberlaſſen. Sie find 
aber verpflichtet, dem Prediger, welchem die Vertretung der Predigerſtelle anvertraut wird, 
Tiſch und Quartier zu geben. 

Geſ. f. d. Ev.⸗Luth. Kirche in Ruhl. v. 28 Dec. 1832 (5870) $ 227; vergl. auch d. allg. 

Reichsg., Bd. IX, $ 396. 


950. Bei Berechnung des Trauerjahres find folgende Regeln zu beobachten: 

1) Die Wittwe kann in der Wohnung des Mannes nur von dem Tage des Ablebens an 
bis zu demſelben Tage im folgenden Jahre verbleiben. 

2) Zugleich genießt fie die Accidenzien im Laufe des ganzen Jahres. 

3) Beſtand die Beſoldung des Predigers zum Theil in baarem Gelde, ſo gebuͤhrt der 
Wittwe, außer dem Gehalte, welcher ihrem Manne noch nicht ausgezahlt worden war, 
den aber derſelbe bis zu dem Tage ſeines Ablebens bereits verdient hatte, der volle Gehalt 
waͤhrend des Trauerjahres. 

4) Behufs der Ernte oder ſonſtiger Landeserzeugniſſe und uͤberhaupt der Gegenſtaͤnde, 
welche bei der Berechnung des jaͤhrlichen Einkommens in Anſchlag zu bringen ſind, wird 
für die Prediger als allgemeiner Termin fuͤr dieſe Berechnung der 1ſte Januar beſtimmt. 
Damit die Wittwe und Waiſen in Betreff der Einkünfte, die von dem verſtorbenen Predi⸗ 
ger vom 1 Januar bis zu feinem Todestage verdient worden fi ind, keinen Schaden erlei⸗ 
den, ſo muß berechnet werden, wie groß der Betrag derſelben fuͤr jeden Monat im Laufe 
des Jahres iſt. Nach dieſer 8 werden ihnen die bis zum Trauerjahre fehlenden 
Monate verguͤtet. 
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5) Von den gezogenen Einkuͤnften und dem Getreide werden die Öffentlichen Abgaben 
und das Saatkorn (welches als Eigenthum des Saͤenden zu betrachten iſt), fo wie auch die 
Koſten zur Unterhaltung der Wirthſchaft, des Hofgeſindes, des Viehbeſtandes u. ſ. w. in 
Abrechnung gebracht, da ſolche ſowohl auf die Erben, als auch auf den neuen Prediger ver: 
haͤltnißmaͤßig fallen. 

6) Dieſe Beſtimmung erſtreckt ſich auch auf die Prediger, welche das Paſtorat verlaſſen, 
um ein anderes Amt zu uͤbernehmen, und auf deren Nachfolger, oder auch auf die Rechte der 
Predigerwittwen = und Waſſenkaſſe, welche zur Zeit, wo erledigte Predigerſtellen unbeſetzt 
bleiben, die Einkuͤnfte zu beziehen hat. (Vergl. $ 932). 

1858 Apr. 11 (11132); vergl. d. allg. Reichsg., Bd. IX „§ 397. 

951. Ausnahmen von den in den vorhergehenden hc 929 und 930 aufgeſtellten 
Regeln können zwar, auf den Grund beſonderer Beſtimmungen oder Abmachungen zwi⸗ 
ſcken dem Prediger und den Gemeindegliedern, zugelaſſen werden, jedoch nicht anders, als 
mit Genehmigung des Miniſteriums des Junern. 

Gef. f. d. Ev.-Luth. Kirche in Rußl. v. 28 Dec. 1832 (5870) $ 227 Anm. 4; vergl. d. allg. 

Reichsg., Bd. IX, $ 398. 


952. Alle Einkünfte von den Evangeliſch⸗Lutheriſchen Paſtoraten, die laͤnger vakant 
bleiben, als das Trauerjahr dauert, ſo wie auch in Faͤllen, wo der Prediger ſtirbt, ohne 
eine Familie zu hinterlaſſen, oder dieſe nicht befugt iſt, die Vortheile des Trauerjahres zu 
genießen, werden zum Beſten derjenigen Predigerwittwen⸗ und Waiſenkaſſen verwandt, zu 
welchen jedes Paſtorat gerechnet wird. 

1854 Mai 1 (7033), vergl. d. allg. Reichsg., Bd. IX, $ 399. 

955. Zum Beſten der Predigerwittwen- und Waiſenkaſſen iſt es geftattet, bei den 
Kirchen einmal im Jahre freiwillige Beitraͤge zu ſammeln. 

1854 Mai 1 (7035); vergl. d. allg. Reichsg., Bd. IX, § 400. 


Dritter Titel. 
Von dem Austritte aus dem geiſtlichen Stande. 


— — 


951. Perſonen, die zur Evangeliſch⸗ Futheriſchen Geiſtlichkeit gehbren, konnen den 
geiftlichen Stand nach den im Kirchengefege enthaltenen Vorſchriften aufgeben; fie find aber 
verpflichtet, ſich, auf den Grund der daruber beſtehenden Geſetze, in der beſtimmten Friſt 
einen neuen Stand zu wählen, wenn fie nicht dem Geſchlechts- oder perſonlichen Adel 
angehoͤren. 

Gef. f. d. Ev.⸗Luth. Kirche in Rußl. v. 28 Dec. 1852 (5870), 5 226, vergl. d. allg. Reichsg. 

Bd. IX, $ 401. 


935. Iſt ein Prediger irgendwo nicht im Stande, Krankheits halber oder Alters 
wegen ſein Amt zu verwalten, und es wird ihm ein Adjunkt beigegeben, ſo geht er dadurch 


— 


— — — — — — 
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feiner Standesrechte nicht verluſtig, und fein Nachfolger iſt verpflichtet, ihm zu feinem 
Unterhalte den dritten Theil aller Predigereinkuͤnfte zu laſſen. 
Ger. f. d. Ev.⸗Luth. Kirche in Rußl. v. 28 Dec. 1852 (5870) § 168, 172, 173; vergl. d. 
allg. Reichsg., Bd. IX, $ 402. 


956. Auf den Verluſt der geiftlichen Wurde (Kaſſation) wird erkannt: wegen Amts⸗ 
oder Standesvergehen der gröbſten Art, oder wenn ein Prediger durch das weltliche Gericht 
eines Kriminalverbrechens wegen zu einer entehrenden oder die Todesſtrafe vertretenden 
Strafe verurtheilt wird. 

Gef. f. d. Ev.⸗Luth. Kirche in Rußl. v. 28 Dec. 1832 (5870) § 235; vergl. d. allg. Reichsg., 

Bd. IX, $ 403. 


937. Prediger können der geiſtlichen Winde nicht anders verluſtig gehen, oder des 
Amts entſetzt werden, als auf förmliches richterliches Erkenntniß, oder auf befondern Al— 
lerhoͤchſten Befehl. 

Gef. f. d. Ev.⸗Luth. Kirche in Rußl. v. 28 Dec. 1852 (5870) $ 256; vergl. d. allg. Reichsg., 

Bd. IX, 5 404. 


958. Einem zum Verluſte der geiſtlichen Winde verurtheilten Prediger wird der Or: 
dinationsſchein nebſt den Standeszeichen abgenommen. 

Gef. f. d. Ev.⸗Luth. Kirche in Rußl. v. 28 Dec. 1852 (5870) $ 237; vergl. d. allg. Reichsg., 

Bd. IX, $ 405. 


959. Wird ein Prediger vom weltlichen Gerichte zur Todesstrafe oder zu Strafen 
verurtheilt, welche dieſelbe vertreten, oder auch zum Verluſte der Ehre, ſo hat das Gericht 
das Konſiſtorium davon zu benachrichtigen, damit es ihn vor Bekanntmachung des Urtheils 
der geiftlichen Wuͤrde entſetze. Sollte hierdurch wegen Entfernung des Sitzes des Konſiſto⸗ 
riums eine große Verzögerung Statt finden konnen, fo erklärt die Gouvernementsobrigkeit 
dem Schuldigen, daß er, kraft des uͤber ihn gefaͤllten richterlichen Urtheils, der geiſtlichen 
Winde entſetzt ſei, und theilt foldyes dem zuftändigen Konſiſtorium nachrichtlich mit. 

Geſ. f. d. Ev.⸗Luth. Kirche in Rußl. v. 28 Dec. 1852 (5870) § 258; vergl. d. allg. Reichsg., 

Bd. IX, 9 406. 


940. Ein Prediger, welcher vom Gerichte zur Todesſtrafe oder zu Strafen, welche 
dieſelbe vertreten, verurtheilt worden iſt, bleibt, wenn er auch in der Folge begnadigt wird, 
ſeiner geiſtlichen Wuͤrde fuͤr immer entſetzt. 

Gef. f. d. Ev.⸗Luth. Kirche in Rußl. v. 28 Dec. 1852 (5870) $ 239; vergl. d. allg. Reichsg., 

Bd. IX, $ 407. 


Drittes Bud, 


Bon den Bürgern 


Allgemeine Beſtimmungen. 


941. Zu dem Stande der Stadtbewohner gehören in den Oſtſeegouvernements und 
in Narva, eben ſo wie in den uͤbrigen Provinzen des Reichs: 

1) Die Ehrenbürger. 

2) Die in den Gilden ftehende Kaufmannſchaft. 

3) Alle, welche, nach dem ortlichen Gebrauche in den Oſtſeegouvernements, Literaten 
heißen. 

4) Die Kleinbuͤrger, oder Beifaffen. 

5) Die Zunftgenoffen. 

6) Die freien Leute, Dienft: und Arbeitsleute. 

Vergl. d. allg. Reichsg., Bd. IX, 9 439. 


— 972. Die Stadtbewohner in den Oſtſeegouvernements und in Narva zerfallen im 
Allgemeinen in Bürger und in Nichtbürger (Perſonen, die das örtliche Bürgerrecht nicht 
gewonnen haben). 

Vergl. d. erſten Titel dieſes Buchs. 


945. In jeder Stadt der Oſtſeegouvernements und in Narva bilden diejenigen Stadt⸗ 
bewohner, welche das Örtliche Bürgerrecht, auf die unten fir jede Stadt beſonders 
bezeichnete Art, erlangt haben, eine beſondere Burgergemeinde, oder dle ſogenannte Buͤr⸗ 


gerſchaft. b 
— Vergl. d. zweiten Titel dieſes Buchs. 


941 1. Die Rechte der Stadtbewohner, welche das Örtliche Bürgerrecht nicht gewonnen 
haben, die aber zu einer der Klaſſen gehören, deren im $ 941 erwähnt wird, werden 


durch die allgemeinen Reichsgeſetze beſtimmt; doch finden dabei die Beſchraͤn kungen Statt, 
welche eine Folge der beſondern, den örtlichen Bürgern verliehenen Vorrechte ſind. 


Erſter Titel. 


Von den verſchiedenen Buͤrger-Korpo rationen, der Erwerbung des 
Buͤrgerrechts, den Beweiſen und der Mittheilung deſſelben. 


Erſtes Hauptſtuͤck. 
Von den verſchiedenen Buͤrger-Korporationen und der 
Erwerbung des Buͤrgerrechts. 


Erſte Abtheilung. 
Von den verſchiedenen Buͤrger-Korporationen und der Erwerbung des Buͤrgerrechts 
in Big R 
I. 2on den verfhiedenen RE in Riga. 

945. Die Rigaſchen Bürger zerfallen, in Bezug anf die allgemeine Stadtverfaſſung, 
in den Rath (Magiſtrat), oder die höchfte ſtaͤdtiſche Verwaltung, und in die Bürgergemeinde, 
beſtehend: 1) aus der großen Gilde, oder der Korporation der Kaufleute und Litteraten, 
und 2) aus der kleinen Gilde, oder der Korperation der zuͤnftigen Handwerker. 

Vergl. die zu den folg. §ö alleg. Gef. 

946. Sowohl in der großen, als auch in der kleinen Gilde beſteht eine engere Bur 
gerverbindung, unter dem Namen der Bruͤderſchaft. 

Ununterbrochene Gewohnheit, beſtaͤtigt durch das Allerh. beſt. Gutachten d. Reichsr. v. 19 Juni 1841 

(14670). 

947. Die Bruͤderſchaft einer jeden Gilde befteht aus Gildegenoſſen, welche ſich vers 
pflichtet haben, aus allen Kräften das Wohl der Stadt und ihrer Korporation zu fordern, 
und zu dieſem Zwecke alle gemeinſame Dienſtleiſtungen und Laſten, insbeſondere aber zum 
Behufe der Verwaltung wohlthaͤtiger Anſtalten, gewiſſenhaft und unentgeltlich zu übers 


nehmen 
Ununterbroch. Gewohnh. 


948. Als Erſatz hierfür erhalten die Mitglieder der Bruͤderſchaften auf den Fall der 
Verarmung Stadtbeneficien, d. h. Stellen bei den Stadtverwaltungen, die durch Wahl der 
Gilden beſetzt werden, und mit denen Einkuͤnfte oder andere Vortheile verknuͤpft find, 
welche das Geſetz beſtimmt oder erlaubt. Ueberdem genießen duͤrftige Mitglieder und deren 
Wittwen und Waiſen Unterſtuͤtzungen aus den verſchiedenen von den Bruͤderſchaften errich⸗ 


teten Kaſſen, auch werden fie in den ihnen gehörigen wohlthaͤtigen Anſtalten verpflegt. 
Ununterbr. Gewohnh. 


II. Von der Erwerbung des Buͤrgerrechts und dem Eintritte in die 
Gilden der Stadt Riga. 


949. Wer das örtliche Bürgerrecht in Riga gewinnen will, muß a) zu einer der 
Chriſtlichen Konfeſſionen gehören; b) Ruſſiſcher Unterthan fein; e) einem der freien 
Stände angehören; d) von untadelhafter Führung fein; e) in einer der Gilden der Stadt 
Riga (der großen oder der kleinen) ſtehen. 

Allerh. beſf. Gutacht. d. Reicher. v. 19 Juni 1841 (14670) p. 1. 
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950. In die große Gilde der Stadt Riga werden aufgenommen: a) Kaufleute und 
Banquiers; b) Künſtler und alle Perſonen, welche, den oͤrtlichen Gewohnheiten gemaͤß, 
Litteraten heißen; e) Goldſchmiede; d) emeritirte Kaufleute, d. h. ſolche, die den Handel 
aufgegeben haben; e) emeritirte Literaten, welche die Pflichten des Gelehrtenſtandes nicht 
mehr ausüben. 

Ebend., P. 11. 


951. Zum Behufe der Aufnahme in die große Gilde ſind die Perſonen, welche dem 
Kaufmannsſtande angehören, verpflichtet, Folgendes beizubringen: Erſtlich den durch die 
allgemeinen Reichsgeſetze angeordneten Gildenſchein zur Betreibung des Handels, und 
zweitens einen Schein, welchen der Principal eines der in Riga beſtehenden Handels⸗ 
häufer darüber ausgeſtellt hat, daß fie unter feiner Leitung den Handel gehörig erlernt 
haben. 

Ebend., P. 12. 


952. Wer aus der kleinen Gilde in die große zu treten wünſcht, ift verpflichtet, eine 
ſchriftliche Beſcheinigung des Aeltermannes der kleinen Gilde daruber beizubringen, daß er, 
bei dem Austritte aus derſelben, zugleich auch auf die Betreibung ſeines frühern Handwerks 
Verzicht leiſte. e 

Ebend., P. 13. 


955. In die kleine Gilde der Stadt Riga werden bloß Handwerker aufgenommen, die 
in eine der in Riga beſtehenden Zünfte eingeſchriehen und bereits in die Klaſſe der zünftigen 
Meijter getreten find. * 


Ebend., P. 2. 


954. Alle Handwerker, die ſich zum Chriſtlichen Glauben bekennen und einem 
freien Stande angehören, werden ungehindert, je nach der Zuſtändigkeit, zum Eintritte 
in eine der Zünfte der Stadt Riga unter der Benennung von Lehrlingen, Geſellen oder 
Meiſtern zugelaſſen. 

Ebend., P. 3. 


Anmerkung. Die Zahl der Zünfte in Riga wird wegen der großen Zertheilung der Gattungen 
des Handwerksbetriebs nicht beſchränkt; ſie kann, auf Anordnung des Raths, mit Beſtätigung der 
Gouvernementsobrigkeit vermehrt oder vermindert werden. Zur Bildung irgend einer beſondern Zunft 
iſt aber erforderlich, daß von derſelben nicht weniger als fünf in Riga wohnhafte Meiſter des 
fraglichen Handwerks vorhanden ſind. Bis dahin aber werden die Perſonen, welche ſich mit einem 
ſolchen Handwerke befchüftigen, zu einer der ſchon beſtehenden Zünfte, die ihrer Art nach mit dieſem 
Betriebe am meiſten übereinſtimmt, gerechnet. 2) Die Zahl der Geſellen und Lehrlinge, deren jeder 
Meiſter haben kann, wird durch die für jede Zunft erlaſſenen beſondern Reglements (Schra gen) beſtimmt. 
3) Die Lehrlinge ſind verbunden, in dieſem Berufe die in den gedachten Schragen beſtimmte Anzahl 
ven Jahren zu verbleiben. Nachher köunen fie zur Klaſſe der Geſellen übergehen. Es ſteht ihnen 
aber frei, zum Behufe der Erwählung einer andern Lebensweiſe, auch vor dieſer Zeit ihr Handwerk 
aufzugeben. 4) Die Geſellen ſind nicht befugt, in ihrem Namen Kontrakte oder andere Verabredungen 
zur Lieferung von Arbeiten zu ſchließen, die zu ihrem Handwerke gehören. In jeder Akte die ſer Art iſt 
immer der Name und Zuname des Meiſters zu bezeichnen, welchem eine ſolche Lieferung der Arbeit oder 
die Hauptaufſicht darüber übertragen wird. 5) Verlangen die Zünfte von den Geſellen ein Meiſterſtück 
(eine Probearbeit), je find fie verpflichtet, von ihnen zu dieſem Zwecke ziemlich einfache, zu ihrem Handwerke 
gehörige Gegenſtände machen zu laſſen, die von der Art find, daß ohne Schwierigkeit Käufer dazu gefuns 
den werden können. 6) Das fogenannteMuthen, d. h. die den Geſellen, welche um das Melſterrecht 
anſuchen, obliegende Verpflichtung, vor Einreichung ihres Meiſterſtücks (ihrer Probearbeit), ſich der 
Prüfung wegen einige Zeit bei einem der zuſtändigen zuͤnftigen Meiſter aufzuhalten, wird bloß den Ofen⸗ 
ſetzern, Zimmerleuten, Maurern, Schlöſſern und Wagenbauern, der beſondern Wichtigkeit die ſer Hand; 


II Th. 9 


130 


werke wegen, zur Pflicht gemacht. Zu diefer Prüfung wird ein Jahr beſtimmt, jedoch jo, daß dieſer 
Termin auf keinen Fall und unter keinem Vorwande weder verkürzt, noch verlängert werden darf. 
7) Beim Meiſterwerden ſoll von jetzt an kein Unterſchied zwiſchen ledigen und verheiratheten Geſellen 
Statt finden. 


Ebend., P. 4—10. 


955. Wer das örtliche Bürgerrecht zu erlangen wünſcht, und in eine; der ſtädtiſchen 
Gilden treten will, muß beim Amts-und Kämmereigerichte erſcheinen und zugleich die 
nöthigen Dokumente beibringen. 

Die SS 955—957 gründen ſich auf ununterbrochene Gewohnheit. 

956. Das Amts⸗und Kämmereigericht prüft die ihm vorgeſtellten Dokumente, nimmt 
darüber ein Protokoll auf, und ſtellt daſſelbe, unter Beilegung aller, Dokumente, dem 
Rathe zur Beſchlußfaſſung vor. 

957. Der Rath fällt in ſeiner vollen Verſammlung nach Stimmenmehrheit ein Er⸗ 
kenntniß über die Aufnahme in die Bürgerſchaft und über die Eintragung in eine der ftädti- 
ſchen Gilden. Dieſes Erkenntniß wird dem Aufzunehmenden im Kämmerei- und Amts⸗ 
gerichte eröffnet. 

958. Wer das örtliche Bürgerrecht in Riga erlangt, und in eine der ſtädtiſchen Gil⸗ 
den tritt, hat der Stadtkaſſe eine beſondere, vom Magiſtrate zu beſtimmende Gebühr an 
Gelde für die ſtädtiſchen Anſtalten zu erlegen und den Bürgereid nach einer zu dieſem Behuf 
von der Regierung beftätigten Formel (Beilage V) zu leiſten. 

Allerh. beit. Gutacht. d. Reichsr. v. 19 Juni 1841 (14670) P. 14. 

959. Nach geliefertem Eide erhält der Aufgenommene zur Beurkundung ſeiner Auf— 
nahme ein das Duplikat des von ihm geſchwornen Eides enthaltendes gedrucktes Blatt, mit 
der Bemerkung des Oberſekretairs des Magiſtrats, wann derſelbe geleiſtet worden ſei „Der 
Rathskaſſe erlegt er hierfür die beſtimmte Gebühr. 1 
Ununterbr. Gewehnh. 


III. Von dem Eintritte in die Brüderſchaften der großen und 
kleinen Gilde. 


h 960. Diejenigen, welche das örtliche Bürgerrecht in Riga gewonnen haben, und in 
eine der ſtaͤdtiſchen Gilden getreten find, können, wenn fie ihren Wunſch deshalb zu er⸗ 
kennen geben, in die Brüderſchaft derjenigen Gilde treten, in welche ſie aufgenommen 
find, doch müſſen ſie alle zu dieſem Behufe vorgeſchriebenen Bedingungen erfüllen, 

Allerh. beſt. Gutacht. d. Reichsr. v. 19 Juni 1841 (14670) P. 15. 


1) Von dem Eintritte in die Brüderſchaft der großen Gilde. 


961. Die Aufnahme in die Brüderſchaft der großen Gilde geſchieht auf der jährlichen 
Faſtnachtsverſammlung. 

Vergl. d. Schragen d. großen Gilde d. Stadt Riga. 

962. Am Sonnabende oder Sonntage vor der Eröffnung der Verſammlung läßt der 
wortführende Bürgermeiſter, auf Vorſtellung des Aeltermannes, alle Diejenigen zum Ein⸗ 
tritte in die Brüderſchaft auffordern, welche ſchon zwei Jahre Bürger geweſen ſind, ohne 
ſich darum beworben zu haben. 5 


Ebend., 8 39. 
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965. Findet die Aufnahme der Perfonen, welche um den Eintritt in die Bruͤderſchaft 
nachſuchen, an dem Tage der Verſammlung ſelbſt nicht Statt, ſo wird zu dieſem Behufe 
am nächſten Tage eine beſondere Verſammlung der Gildegenoſſen berufen, oder es wird 
der Aelteſtenbank uͤberlaſſen, die nöthige Verfügung wegen der Aufnahme zu treffen. 

Ceb'bend., 5 635 u. 66. 


964. Wenn die Gildeverſammlung oder die Aelteſtenbank am naͤchſten Tage auf irgend 
ein Bedenken oder einen, Zweifel ftößt, fo wird die Aufnahme bis zur nächſten Faſtnachts⸗ 
verſammlung vertagt. „ eee. 

Ebend., $ 66. 
965. Wer in die Brüderſchaft der großen Gilde aufgenommen worden iſt, hat dem zur 
Unterſtitzung ihrer verarmten Mitglieder geftifteten Fond (der Tafelgilde) eine beſondere 
Gebühr an Gelde zu entrichten. YA 1 1 N u ee 
Alerh. beit. Gutacht. d. Reichsr. v. 19 Jun 1841 (14670) p. 16. 


966: Dieſer Fond ſteht unter der Oberaufficht eines Bürgermeifters und eines Raths⸗ 
herrn, die zu dieſem Behufe jährlich vom Magiſtrate erwaͤhlt werden. Die unmittelbare 
Verfügung darüber gebührt zwei Vorſtehern und zwei Beiſitzern. 

Schr. d. gr. Gilde d. St. Riga, $$ AA, 77. 


967. Aeltermann und Aelteſte wählen aus ihrer Mitte einen der Vorſteher und einen 
der Beifiger; der andere Vorſteher und der zweite Beiſitzer werden von den Brüdern aus 
ihrer Mitte ervaͤhlt. | ER 
Wr n Eee ene oe an m 


968. Dem Mathe wird jährlich über die Verwaltung der Tafelgilde Rechnung ob⸗ 
gelegt. un. alneR. 6 l 


III Anunterbr. Gewohnh. N 1592 ti 
669. Shen fo wie ein Bürger der großen Gilde in die Brüderſchaft der Gilde treten 
kann, in welche er aufgenommen worden iſt, kann auch eine Büͤrgersfrau, auf Bitte ihres 
Mannes, unter der Benennung einer Schweſter, in diefelbe aufgenommen werden. 
Schr. d. gr. Gilde d. St. Riga, $ 70, 71, 72 u. 74. eil u. 
970. Eine Buüͤrgersfrau kann auch nach dem Tode ihres Mannes in die Geſellſchaft 
der Schweſtern der großen Gilde aufgenommen werden, wenn von dem Tage ihrer Verehe⸗ 
lichung an bis zum Tage des Ablebens ihres Mannes nicht mehr als zwei Jahre ver⸗ 
floſſen % 7 + r 4 AH) dar ie n re 
ER Ebend., 56 sk MG ace n . 


971. Die Schweſtern der großen Gilde haben, wenn fie in Dürftigkeit gerathen, ein 
gleiches Recht auf eine Unterſtüzung aus der Tafelgilde, wie die Bruͤder. 210 dum der 
Cbend., 9 68 u. 70. enn dat 8 
972. Ein zur Bruͤderſchaft der großen Gilde nicht gehöriger Bürger erlangt durch die 
Che mit einer verwitweten Schweſter der großen Gilde kein Recht auf eine Unterſtütung 
aus der Tafelgilde. i * ’ 
NE * Cbend., $ 75. ai 5 0 
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2) Von dem Eintritte im die Brüderſchaft der kleinen Gilde. 


973. Der in die Bruͤderſchaft der kleinen Gilde Aufgenommene hat ihrem zur Unter⸗ 
ftügung der verarmten Mitglieder der Bruͤderſchaft geſtifteten Fond eine beſondere Gebühr 
an Gelde zu entrichten. 

Allerh. beſt. Gutacht. d. Reichsr. v. 19 Juni 4841 (14670) P. 16. 


974. Dieſer, unter der Benennung der St. Johannisſtiftung vorhandene Fond hat 
eine gleiche Beſtimmung wie der Fond der großen Gilde, und ſteht unter der Aufſicht von 
Mitgliedern der Bruͤderſchaft. (Vergl. d. $ 965 u. fig 


975. Tritt ein verwittwetes Mitglied der Bruͤderſchaft der kleinen Gilde mit einer 
Perſon schlechten Wandels in die Ehe, fo geht er des Rechts verluſtig, an der Gilden⸗ 
verſammlung Theil zu nehmen, und hört auf, Mitglied der Bruͤderſchaft zu fein. 

Schr. d. fl. Gilde d. St. Riga, 9 7. 


976. Auf gleiche Weiſe wird mit einem Mitgliede der Bruͤderſchaft verfahren, welches 
durch eine ehrloſe Handlung den guten Namen verwirkt. 
Ebend., § 8. 


Zweite Abtheilung. 


Von den verſchiedenen Bürger Korporationen und der Erwerbung des Buͤrgerrechts 


in Dorpat und Pernau. on 


977. In Dorpat und Pernau zerfallen die Burger, in Bezug auf die 9 
Stadtverfaſſung, eben fo wie in Riga, in den Rath, oder die höchite ſtaͤdtiſche Verwaltung, 
und die Buͤrgergemeinde, beſtehend: 1) aus der großen oder der Kaufmannsgilde, und 2) 
aus der kleinen oder der Handwerksgilde. 


978. In Dorpat und Pernau wird das Bürgerrecht auf dieſelbe Weiſe erworben, wie 
in Riga ($ 949). 

Vergl. d. Schr. d. gr. Gilde d. St. Pernau v. 12 Mai 1738, § 13; Schr. d. kl. Gilde d. 

St. pernau v. 1 Mai 1634, beſt. v. d. Königin Chriſtine am A Sept. 1649; Allerh. beſt. 

Gutacht. d. Reichsr. v. 21 Juni 1845. 


979. Wer in die große Gilde der Stadt Dorpat treten will, uf, außer der Pe 
lung der allgemeinen Bedingungen, die bei Erlangung des Bürgerrechts uͤberhaupt unerlaͤß⸗ 
lich ſind, noch beſondere Atteſtate daruͤber beibringen: 1) daß er die Handlung gehörig er⸗ 
lernt und die vorgeſchriebenen Lehrjahre als Lehrburſche und ſodann als Handelsgeſelle aus⸗ 
gedient habe, und 2) daß er in der Stadt ein eigenes Haus oder anderes 9 
Vermdgen beſitze. 

Ref. d. Livl. Gen.⸗Gouv. v. 22 Apr. 1746 u. 3 Dec. 1763; Vergl. d. Bürger d. St. Dorpat 

v. 16 Juli 1765; Allerh. beſt. Gutacht. d. Reichsr. v. 21 Juni 1846. 


“5 


980. In die große Gilde der Stadt Pernau, St. Marien⸗Magdalenengilde genannt, 
werden alle örtliche Bürger aufgenommen, welche die Handlung gehörig erlernt haben und 
Kaufmannſchaft treiben. 

Schr. d. gr. Gilde d. St. pernau v. 12 Mai 1758. 
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981. In die kleine Gilde der Stadt Dorpat, St. Antonügilde genannt, werden alle 
Handwerker aufgenommen, welche ihr Handwerk zunftmaͤßig erlernt und bereits das zünf- 
tige Meiſterrecht erlangt haben. 

f Verfüg. d. Livl. Gen.⸗Gouv. v. 18 Aug. 1744. 1 

982. In die kleine Gilde der Stadt Pernau werden gleichfalls alle örtliche zuͤnftige 
Meifter aufgenommen. Wünfchen auslaͤndiſche oder örtliche Handwerksgeſellen in die 
Gilde zu treten, fo find fie verpflichtet, wenigſtens ein Jahr bei einem zur Gilde gehörigen 
Meiſter zu arbeiten, ſodann aber muͤſſen fie die erforderlichen Geburtsſcheine und Lehrbriefe 
vorſtellen, ihr Meiſterſtück fertigen und der Amtslade eine vom Rathe zu beſtimmende Ge⸗ 
buͤhr entrichten. 

Schr. d. gr. Ellde d. St. pernau v. 12 Mai 1758, 55 1 u. 3; Schr. d. kl. Gilde d. St. 

pernau v. 1 Mai 1634, 90 4. 


985. Kinder der Genoſſen der Pernauſchen kleinen Gilde, welche ein Handwerk erlernt 
und darüber einen Lehrbrief erhalten haben, können, nach gefertigten Meiſterſtüͤcke, ſogleich 
in die Gilde treten. 0 

Schr. d. kl. Gilde d. St. pernau v. 1 Mai 1634, 5 16. 

984. Wünfcht Jemand, der ein Handwerk treibt, für welches in Pernau keine Zunft 
vorhanden iſt, in die kleine Gilde der Stadt Pernau aufgenommen zu werden, ſo muß er 
das Meiſterrecht in einer andern Stadt erlangen. 

pol.⸗O. v. 4 Mai 1766 (12636) 1, $ 3. 


985. In Dorpat und Pernau wird die Aufnahme ſowohl in die große, als auch in 
die kleine Gilde in der allgemeinen Verſammlung der Aeltermaͤnner, Dockmaͤnner und 
Gildegenoſſen bewerkſtelligt. 

Ununterbr. Gewohnh. 

986. Hat dieſe Verſammlung ihre Einwilligung zur Aufnahme eines neuen Mitglie⸗ 
des gegeben, fo bekräftigt der Rath, nachdem er ſich vergewiſſert hat, daß der Aufzuneh⸗ 
mende alle erforderliche Eigenschaften befigt, durch eine beſondere fehriftliche Verfügung 
die Ertheilung des Buͤrgertechts an ihn und die hiermit verknuͤpfte Aufnahme in eine der 

ilden. 
* Ununterbr. Gewohnh. ! | AH 
"987. Wer in die Bürgerſchaft aufgenommen worden iſt, muß den geſetzlichen Bürger: 
eid leiſten (a) und die beſtimmte Gebühr dafür erlegen (b). In Dorpat muß der Aufge⸗ 
nommene, wenn er ein Haus beſitzt, dem Rathe auch die von dieſem Haufe zu verlangen: 
den Brandgeraͤthe vorzeigen (e). 

(a) Urk. d. Königin Chriſtina v. 20 Aug. 1646, $ 4. — (b) Vergl. zwischen d. Bürgern der 

St. Dorpat v. 16 Juli 1765, Art. 20. — (c) Brandordn. der St. Dorpat v. 16 Juli 1765, 

Kap. I, Art. 8. 

N 


Dritte Abtheilung. 


Von den verſchiedenen Buͤrger⸗Korporationen und der Erwerbung des Buͤrgerrechts in den 
Staͤdten Wenden, Wolmar, Walk, Lemſal, Werro, Fellin und Arensburg. 


988. Die Bürger der Städte Wenden, Wolmar, Walk 5 Lemſal, Werro, Fellin und 
Arensburg zerfallen in zwei Korporationen: 1) in Kaufleute und 2) in Handwerker. Die 


höchfte Behörde der ftädtifchen Verwaltung bilden die örtlichen Magiſtrate. 
Vergl. d. zu den folg. ö citirten Gef. 
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989. Die Art und Weiſe, wie im Allgemeinen in den Städten Wenden, Wolmar, 
Walk, Lemſal, Fellin, Werro und Arensburg das Bürgerrecht erlangt wird, in 2280 
wie in Riga ($ 949). f 

Vergl. d. Pol-D. v. 4 Mai 4766 (12036) 11, 5 1. Adech. beſt "Butagt. d. Reiser. v. am 

1845. j co 


990. Wer! in * Korporation der Kauffeute — zu werden wuͤnſcht, muß, 
außer dec Erfuͤllung der zur Erwerbung des Buͤrgerrechts allgemein vorgeſchriebenen Bes 
dingungen, Atteſtate daruͤber beibringen: 1) daß er den Handel gehörig erlernt habe; 
2) daß er ein eigenthuͤmliches Kapital beſitze, welches nicht weniger, als 375 Rbl. S. M. 
betraͤgt. 

5 * 7 Ebend., $ 2. 

991. Wer i in die 9 — der Handwerker zu treten wünſcht, iſt verpflichtet, At: 
teſtate darüber beizubringen, daß er das fragliche Handwerk verſtehe; hiernaͤchſt aber muß er 
ſich in eine der ſtaͤdtiſchen Zuͤnfte einſchreiben. Iſt die Zunft, zu welcher ſein Handwerk 
gehört, in der Stadt 1 vorhanden, ſo muß er ſich in einer andern Stadt bei ſeiner Zunft 


anfchreiben laſſen. 
’ . Era, $ 3, - nie „ABO 


Vierte Abtheilung. 


Von un 8 Bürger⸗Kocperationen und der Erwerbung des Virgeuechts 
in Reval. 


I. Von den verſchiedenen Bürger: Roıpurationen. 


992. Die Bütger der Stadt Reval zerfallen, in Bezug auf die allgemeine a 
faſſung, eben fo wie in Riga, in den Magiſtrat, oder die hochſie ſtäͤdtiſche Verwaltung, 
und in die Buͤrgergemeinde, beſtehend aus der großen Gilde und aus der kleinen Gidde, 
oder der St. Kanutigilde. 

995. In die große Gilde der Stadt Reval werden, nach erlangtem Biirgerrechte und 
nach Erfuͤllu ſonſti unten bezeichneten? ingungen, aufgenommen: 1) Kauf⸗ 
92 1 175 50 Hande treibenden, 5 auch diejenigen, welche den Handel 

egeben haben und von ihren Kapitalien leben (a); 2) Literaten; 3) Pater 
Ei tbeamte, welche Tochter von Genoſſen der großen Gilde geheirathet haben (b). 

Anmerkung. Mit der Benennung eines Mitgliedes der privilegirten Revalſchen — 
Kompagnie iſt immer der Eintritt in die große Gilde der Stadt Reval verbunden (c). 

(a) Kön. Schwed. Reſ. v. 16 Ott. 1675, § 9, u. 1 Mai 1681, § 9; Vergl. zwiſchen der gr. und 

kl. Gilde d. St. Reval, v. 15 Dec. 1036, p. 8. — (b) Sgt. d. gr. G. der St. Reval, 98 74 

u. 77. — (c) Brauerſchragen v. u beſt. v. Rev. Mag iſtrat am 1 Febr. 1557 u. 29 Jan. 

1619; Vergl. zwiſchen d. gr. und d. tl. Güde der St. Nedal v. 15 Der. 1636; 8 d. gr. 

G. der St. Reval, 9 75. 0 . 5 n 


9944. In die kleine Gilde oder in die St. Ent werden Wipe alle 
„welche das örtliche Bürgerrecht gewonnen und die unten becher 
gungen erfüllt haben. ra. 
Krämer -O. für die Gilde St. Kanuti und St. Olai v. 30 32 igen, vergl. d. Sin, Sm. Gel 
v. 3 Nov. 1626, 5 5, 5 Aug: 1634 und 8 Apr. 1684, 
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II. Von der Erwerbung des Buͤrgerrechts uberhaupt. 


995. Wer das örtliche Bürgerrecht in Reval erlangen will, muß 1) zu einer der Chriſt⸗ 
lichen Konfeſſionen gehören; 2) Ruſſiſchet Unterthan fein; 3) zu einem der freien Stande 
gehören, und 4) von unbeſcholtenem Wandel fein, Ta] mi] 
Kön. Schw. Ref. v. 24 März 1646, 514; Schrogen d. groß. Gilde d. St. Reral, $ 33; Verordn. 
der Königin Khriſtina v. 30 Juni 4648; Allerh. beſt. Gutacht. d. Reichst. v. 21 Zuni 1045. 
996. Wer unter die Zahl der Bürger der Stadt Reval aufgenommen worden ift, kann 
zu einer und derſelben Zeit nicht auch Bürger einer andern Stadt fein. an! 
Rathsprot. v. 1 Okt. 1701. 

II. Der Rath erkennt, in feiner vollen Versammlung, durch Stimmenmehrheit 
über die Aufnahme in die Buͤrgerſchaft. Ffm & n Rn 
Lübecſch. St.⸗R., B. 1, Sit. II, Act. 2 u. 75 Kön. Sckw. Reſ. v. 24 März 1648, 9 11. 


998. Wer das örtliche Brgerrecht in Neval gewonnen hat, iſtet den Blgereid nach 
der zu dieſem Behufe beftdtigten Formel (Beil. V) und 0 dafür eine beſondae, 
vom Rathe zu beſtimmende Gebuͤhr an Gelde. 1 — 

Schr. d. gr. Eilde d. St. Reval, § 36. 3 


214 91 


’ 200l 
* III. Von dem Eintritte in eine der ſtaͤdtiſchen Gilden. 

999. Niemand kann in eine ſtaͤdtiſche Gilde eintreten, ohne zuvor das örtliche Bürger⸗ 
recht gewonnen zu haben. una 
Kön. Schw. Reſ. v. 24 März 1648, $ 51. 

1000. Die Aufnahme in die große oder die kleine Gilde gebührt der Verſammlung 
der Mitglieder dieſer Gilde. Entſtehen Streitigkeiten oder Zweifel, fo entſcheidet diefelben 
der Rath. ** 


7 


Ken. Scho. Rel. v. 24 Matz 1646, 0 f14. 


99 Wer den Einteitte in die große Olde. 
100 J. Wer in die große Gilde aufgenemmen zu werden winſcht, darf 1) der St. 
Kanutigilde nicht angehören (a); 2) darf er nicht für Lohn in Privatdienſten ftehen (b); 
3) muß er die Handlung gehörig erlernt haben und zum Schwarzenhäupterforp n, 
es fei denn, daß er durch eine beſondere Abmachung mit dieſem Vereine bl dan intritte 
in denſelben befreit würde (e). Iſt er ausländiſcher Kaufgeſell, fo muß er zuvor in Reval 
als Kaufgeſell und Schwarzenhaͤupter nicht weniger als drei Jahre gedie 15 babe. £ 
Ausnahme von dieſer allgemeinen Regel findet bloß in Betreff Derjenigen Statt, wele 
ſich vor Ablauf diefer Friſt mit der Tochter oder der Wittwe eines Genoſſen der großen 
verehelichen. 4) Muß er mit der Wittwe oder der Tochter eines Genoffen der großen G 
oder einer Perſon verheirathet ſein, welche alle Eigenſchaften beſitzt oder beſeſſen hat, die 
zum Eintritte in dieſe Korporation erforderlich ſind (d). * i 

(a) Scht. d. gr. Gilde d. St. Reval, $ 24; Vergl. zwiſchen d. gr. u. kl. Gilde d. St. Reval v. 

15 Der. 1636, P. 3. — (b) Großgild. Schr. d. St. Reval, $ 40. — (e) Cbend., 59 56, 

39, 46, 49, 51, 32, 64, 75. — (d) Ebend., $ 84. 

1002. Wer in die große Gilde aufgenommen zu werden wünſcht, der muß fich im 
Laufe des erſten Jahres nach feiner Hochzeit, zwei Wochen vor der näͤchſten Pätdre: 
verſammlung, bei dem worthabenden Aeltermanne der Gilde zur Aufnahme melden. . 

Großgildiſche Schragen der St. Reval, § p 60 u. 64. 


> 


1005. Die Sitdeverfammlung kann, auf den Antrag des worthabenden Aeltermannes 
und in Erwägung beſonderer Umſtaͤnde, die Friſt zur Aufnahme verlängern, jedoch nur auf 
drei Jahre. Der Bürger, welcher Aufſchub erhält, iſt aber verpflichtet, der Gildekaſſe hier⸗ 
* fünf Rbl. S. M. fuͤr jedes Jahr des Aufſchubs zu entrichten. 

Ununterbr. Gewohnh. 


1004. Hat aber der um die Aufnahme Nachſuchende keinen Aufſchub chelteh fo 
muß er bei der naͤchſten mee förmlich um die Aufnahme zum Gildegenoſſen 
bitten. 

Eben ſo. 
1005. Wer in der anberaumten Friſt nicht erſcheint, und keine Beweiſe daruͤber bei- 
bringt, daß er durch Uinſtände, die nicht in feiner Macht ftanden, hieran verhindert wurde, 
der geht des Rechts zur Aufnahme in die große Gilde verluſtig (a). Findet es ſich hin⸗ 
gegen, daß er geſetzlicher und triftiger Gründe wegen nicht hat erſcheinen konnen, und es 
hat derſelbe alle zum Eintritte erforderlichen Eigenſchaften, ſo wird er zwar in die Gilde 
aufgenommen, iſt aber verpflichtet, die von der Aelteſtenbank wegen der Verſaͤumniß zu 
beſtimmenden Gelder der Gildekaſſe zu erlegen (b). 
(a) Großgild. Schr. der St. Reval, $ 60. — (b) Ebend., § 64, 75, 84, P. 1. 


1006. Der in die große Gilde Aufgenommene hat fuͤr die Aufnahme eine von der 
Gilde zu beſtimmende Gebuͤhr an Gelde zu erlegen. Ein Theil derſelben fließt in die Gilde⸗ 
kaſſe, der übrig bleibende Theil aber wird zum Beſten des Gildeſekretairs und des Bierbrauer⸗ 
aͤltermanns verwandt. 

Ebend., § 87. 
1007. Wer mit keiner Wittwe oder Tochter eines Genoſſen der großen Gilde verhei⸗ 
rathet iſt, hat im Allgemeinen das Recht zum Eintritte in dieſe letztere nicht, kann aber 
doch, mit Zuſtimmung der Gildegenoſſen, aufgenommen werden, wenn er: 1) mit der 
Wittwe oder Tochter einer Perſon verehelicht iſt, welche alle Eigenſchaften beſitzt, oder be⸗ 
ſeſſen hat, die zum Eintritte in die große Gilde erforderlich find, und 2) wenn derſelbe 
außer dem gewöhnlichen Eintrittsgelde der Gildekaſſe 100 Rol. S. M., nebit den für dieſe 
Cr von feiner Heirath an fälligen Zinfen, erlegt. 
Ebend., F 75 u. 84. 


1008. Iſt ein Litterat mit der Wittwe oder Tochter eines Genoſſen der großen Gilde 
vetheirathet, ſo zahlt er bei der Aufnahme in dieſelbe außer dem gewoͤhnlichen Eintritts⸗ 
gelde noch 40 Rbl. S. M. (a); iſt derſelbe aber mit der Wittwe oder Tochter einer Perfon 

verheirathet, die nicht in die große Gilde getreten iſt, die aber alle dazu erforderlichen Ei⸗ 

enſchaften beſitzt oder beſeſſen hat, fo erlegt er, gleich Andern, außer dem gewöhnlichen 

ntrittägelde, der Gildekaſſe noch 100 Rbl. S. M. (b). 

(a) Ebend., $ 75. — (b) Elend., $ 84, p. A u. k. 

Anmerkung. Litteraten, welche in die große Gilde treten, find zur Verwaltung der Gildeaͤmter 
nicht verpflichtet und werden von den Gildeleiſtungen befreit. Ihre Wittwen und Töchter, erwerben 
— 98 „ die den Wittwen und Töchtern der zu dieſer Korporation gehörigen Perſonen ge⸗ 

n. r 


nich 2) Von dem Eintritte in die kleine Gilde. 01 


1009. Die Aufnahme in die St. Kanutigilde findet in der Laltareverſannnlung Statt. 
Der Aufgenommene entrichtet der Gilde eine beſondere Gebühr an Gelde. 
Kön. Schw. Reſol. v. 30 Juli 1662, $ 1; Beſchl. d. St. KamutisCilde v. 30 Apr. 1820. 


137 


1010. Ein zünftiger Meiſter, der in einer andern Stadt die Gilderechte genießt, iſt 
von jeder Eintrittsgebühr befreit, wenn er ſich in Reval niederlaͤßt und in die kleine Gilde 
der Stadt Reval tritt. 

Schr. d. St. Kan.⸗Gilde, § 43. 

1011. Wer die kleine Gilde verläßt, zahlt bei feinem abermaligen Eintritte in die: 

ſelbe eben ſo viel, als bei ſeiner erſten Aufnahme. 
Ebend., § AB. 


Fuͤnfte Abtheilung. 
Von der Erwerbung des Buͤrgerrechts auf dem Dome zu Reval. 


1012. Die Bürger auf dem Dome zu Reval bilden eine beſondere Korporation, abge: 
ſondert von der Bürgergemeinde der Stadt Reval, unter der Benennung der Domgilde. 
Koͤn. Schw. Reſol. v. 17 Ott. 1665, ö 


1015. Die Bürgergemeinde des Revalſchen Doms beſteht nur aus Handwerkern, und 
bildet deshalb nur eine einzige Koͤrperſchaft. 
Ref. d. Kön. v. Schw. Johanns III v. 8 Nov. 1584; Gildeſchr. d. Rev. D. v. 8 März 4626. 


1014. Bei Aufnahime in die Korporation der Dombürger find dieſelben Bedingungen 
zu erfüllen, welche bei dem Eintritte in die kleine Gilde der Stadt Reval Statt 
finden. 


Handwerke ſchragen des Königs Gustav Adolph, ertheilt dem Rev. Dom am 3 Maͤrz 1626, Art. 4. 


1015. Die Aufnahme geſchieht in der Verſammlung ſuͤmmtlicher Genoſſen der Dom: 
gilde, nach Stimmenmehrheit. 
Ununterbr. Gewohnh. 


| 11. 10 N 
Sechste Abtheilung. 


Von der Erwerbung des Bürgerrechts in den Städten Hapſal „ Weſenberg, 
Wee eee eee e e 


1016. In den Städten Hapfal, Weſenberg, Weiffenftein und Baltiſchport zerfallen 
die Bürger in keine befondere Korporationen. l 516 
1. Die 55 1016-1019 gründen ſich auf ununterbrochene Gewohnheit. 28 

1017. Bei Erlangung des Bürgerrechts in dieſen Städten find im Allgemeinen die: 
ſelben Bedingungen zu erfüllen, wie in Riga ($ 949). ei 

1018. In Hapfal it die Aufnahme in die Bürgergemeinde dem Rathe überlaffen; in 
den Städten Weſenberg, Weiſſenſtein und Baltifchport hingegen dem ditlichen Vogtei⸗ 
gerichte. 

1019. Der Aufgenommene zahlt in die Stadtkaſſe eine beſondere vom Nathe oder 
Vogteigerichte zu beſtimmende Gebuͤhr an Gelde. en 


L 
u 
7 

16 
1 
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Siebente Abtheilung. . 001 


Von den verſchiedenen Korporatienen u und der Etwerbung des Bürgerrechts in den 
Kurlaͤndiſchen Staͤdten. 


1020. In den Kurländiſchen Städten zerfallen ſammtliche Bürger in zwei Kotpora⸗ 
N tionen: 1) in Kaufleute und 2) in Handwerker. In Libau heißt die Korporation der | 
0 Kaufleute die große, die Korporation der Handwerker aber die kleine Gilde. Zur 
großen Gilde werden auch die Kuͤnſtler, Uhrmacher, Kunſtgärtner und Bader gezählt. 
Die örtlichen Magiſtrate bilden die hoͤchſte ſtaͤdtiſche Verwaltung. 
Vergl. die zu d. fig. 99 dieſer Abth. eiticten Gef. 

Anmerkung. Die jüdiſchen Stadtbewohner bilden eine befondere, von den Chriſten getrennte 

Gemeinde. N ii i Ir: l 


. 1021. Wer das Bürgerrecht in einer der Kurländiſchen Städte erlangen will, muß 
1) Ruſſiſcher Unterthan ſein, 2) ein Zeugniß uͤber ſeinen freien Stand und ſeinen unbe⸗ 
ſcholtenen Wandel beibringen. 

Mit. Pol.⸗O. v. 5 Sept. 1606 Art. 8, § 2; Lib. Priv. d. Herzogs Friedrich v. 18 
1625, Art. 4; Gold. Bauer ſprache v. 2 Mat 1005, Art. 12; Hotobft. pol. O. v. 12 Jebr. 0, 
Art. 3; Baust. Et. R. v. 1 Aug. 1635, At 7, 9 15 dae. Pol.⸗O. v. 16 Jan. 1647, 
Tit. VI, 5 1. 
1022. Wer das örtliche Bürgerrecht gewinnen will, muß im ortlichen Kämmereiz 
gerichte die erforderlichen Dokumente, behufs der Vorſtellung derſelben an den Rath, bei⸗ 
bringen. Nach Statt gehabter Prüfung des Geſuchs und der demſelben angebogenen Do⸗ 
kumente, erkennt der Rath uber die Aufnahme in die Buͤrgerſchaft. 
En nailnumgt gnlın ce 11 ur BIOr* 
1023. he das örtliche Bürgerrecht Fat, leiſtet en ee zu dieſem 
. Behufe vorgeſchriebenen Formel, und entrichtet der Stadtkaſſe eine beſondere, von der 
Stadtobrigkeit zu beſtimmende Gebühr an Gelde, welche die Summe von 30 Abl. S. M. 
nicht uͤberſteigen darf. Nachdem ſolches gachchen iſt, wird derſelbe als 5 Bürger des Orts 
in das Stadtbuch aufgenommen. 928 
Ebend. 6. Bel. v. 

1024. Wer in die Korporation der Kaufleute in Mitau treten will, muß: 1) das 
Örtliche Bürgerrecht gewonnen haben; 2) ein Atteſtat daruͤber beibringen, daß er als 8 
ling nicht weniger als ſechs Jahre, und als Geſell, wenn er ein Ausländer iſt, nicht 
weniger als vier, wenn er aber eines Mitaufchen, Kaufmanns Sohn iſt, nicht weniger als 
zwei Jahre bei einem Kaufmanne die Handlung erlernt habe. 

Krämer⸗O. v. 22 Sept. 1760, 915 Neue Krämer» und Bierbrauer O. » 18 Jan. .. art. 11 

u. 12. 


1025. Die Annahme des Lehrlings geschieht von dem 0 in dem von 
Vorſiter anberaumten Termine, in Gegenwart des Aeltermannes, der Aeltern, Fi 2 
ſten Verwandten und Votmündet des Anzunehmenden und des Kaufmannes, der ihn an⸗ 
nehmen will. Nin 
Kudhmer-O. v. 22 Sept. 1760, 5 2j Neue Kr. u. Bierbr.⸗O. v. 18 Jan. 1761, Art. 18. 
1026. Der ehtling hat bei der Annahme feinen Geburtsſchein beizubringen; der 
Patron aber, welcher ihn annehmen will, muß 1 Rbl. 30 Kop. S. M. der Wettgerichts⸗ 
kaſſe, und eben fo viel der Krämer: oder Blerbrauerlade erlegen, je nachdem er in die eine 


AN 
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oder die andere dieſer Geſellſchaften tritt (a). Der Vertrag über die Annahme in 7 75 

iſt immer auf fechs Jahre zu ſchließen. Ueber die Bedingungen iſt ein beſonderes Protokoll 

aufzunehmen (b). 4 5 a u 
() Kraͤmer⸗O. v. 22 Sept. 1760, Art. 3; Neue Kr. u. Bierbr.⸗O. v. 48 Jan. 1781, Art. 46, 
10; Alerh. beſt. Gutacht. d. Reichs. v. 21 Juni 1845. — (b) Kr.⸗O. v. 22 Sept. 1760, 5 2; 
Neue Kr.⸗ u. Bierbr.⸗O. v. 18 Jan. 1781, Art. 15. 


1027. Nach Ablauf von ſechs Jahren wird der Lehrling, in Gegenwart feines Patrons, 
feiner Aeltern, oder der ihre Stelle Vertretenden und des Kraͤmerältermannes, vom Wett⸗ 
gerichte aus der Lehrlingsliſte ausgeſchrieben (a). Für die Ausſchreibung erlegt der Lehrling 
gleichfalls 1 Rbl. 30 Kop. S. M. der Wettgerichtskaſſe und eben fo viel der Krämer oder 
Bierbrauerlade, je nachdem derſelbe der einen oder der andern dieſer Geſellſchaften 
angehört (b). 8 2 3 

(a) Kraͤmet⸗O. v. 22 Sept. 1760, § 2; Neue Kr.» und Bierbr.⸗O. v. 18 Jan. 1781, Art. 45, 

19. — (b) Neue Kr.⸗u. Bierbr.⸗O. v. 18 Jan. 1781, Art. 49. 


1028. Die in den vorhergehenden gh enthaltenen Beſtimmungen über die Ein: 
ſchreibung und Ausſchreibung der Lehrlinge gelten auch für den Fall wenn ein Mi tauſcher 


Kaufmann ſeinen eigenen Sohn in die Lehre nimmt. 
Ebend. 


1029. Wer als Lehrling und Geſell die beſtimmten Jahre ausgedient hat und unter 
feinem Namen Handel treiben will, uuß dem Krämeraltermanne ein mit dem Stadtſiegel 


und der Unterſchrift des Stadtſekretairs verſehenes Zeugniß darüber vorſtellen, daß er alle 


obgedachten Bedingungen genau erfüllt habe, und hat, wenn er in Mitau in der Lehre 
geweſen iſt, 30 Rbl. S. M., wenn ſolches aber nicht in Mitau geſchehen, 60 Rbl. 


S. M. der Kraͤmer⸗ oder Bierbrauerlade zu entrichten, je nachdem derſelbe der einen oder der 


andern dieſer Geſellſchaften angehört. 
Neue Krämer⸗ und Bierbrauer⸗O. v. 18 Jan. 1781, Art. 12. 


1030. Verepefictt ſich ein Gesel, der als folcher die Beftimmte Zeit ausgedient hat, 


mit der Tochter oder Wittwe eines Mitauſchen Kaufmannes, ſo erlegt derfelbe beim Ein⸗ 

titte in die Korperation der Kaufleute nur 30 Nbl. S. M., wen er auch als Lehrling und 

Geſell den Handel nicht in Mitau erlernt hat. ü 1 
Kraͤmer⸗O. v. 22 Sept. 1760, 6 2. 


1031. Der Sohn eines Mitauſchen Kaufmannes, der als Lehrling und Geſell die be: 
ſtümmte Anzahl von Jahren in Miitau ausgedient hat, erlegt beim Eintritte in die Korpo⸗ 
ration der Kaufleute der Krämerlade nur 15 Rbl. S. M., iſt er aber in Mitau nicht in 
der Lehre geweſen, 30 Rol. S. M. 60 


* 


Neue Kraͤmer⸗ und Bierbrauer⸗O. u. 18 Jan. 1781, Art. 47. 


1032. Die Wittwe eines Kaufman nes genießt wahrend ihres Witthums alle Rechte, 
die ihrem Manne in der Kraͤmer⸗ oder Bierbrauergeſellſchaft zuſtanden. Verehelicht fie ſich 
aber mit Jemanden, der in keine der Korporationen aufgenommen worden iſt, und 
auch die zur Aufnahme darin erforderlichen Eigenſchaften nicht beſitzt, To geht fie ihres 
Wittwenrechts verluſtig, und muß noch vor Vollziehung der Ehe darauf Verzicht 
leiſten. 

3 v. 22 Stpt. 1760, § 5, Neue Kremer ⸗ und Bierbroner⸗O. v. 48 Jan, 1781, 

Axl. 15. f 
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, 1035. In die Korporation der Handwerker in Mitau können alle zünftige Geſellen 
treten, die das Örtliche Bürgerrecht gewonnen und ſich mit ihrem Handwerke bei einem 
Meiſter ein Jahr lang beſchaͤftigt haben. Eine Ausnahme hiervon machen bloß die Gold⸗ 
ſchmiedegeſellen, welche als ſolche nicht weniger als drei Jahre im Dienſte verbleiben 
uffen. 
Mit. Pol.⸗O. v. 5 Sept. 1606, Art. 22, 59. N 

1034. Die beſondern Bedingungen, welche bei Aufnahme in die Handwerker zuͤnfte 
zu erfüllen find, richten ſich nach dem Schragen jeder Zunft. 

1035. Tritt ein Meiſter in eine der Handwerkerzuͤnfte, fo entrichtet er der Zunft die 
durch den Schragen derfelben beſtimmte Gebühr, und erlegt außerdem noch der Stadtkaſſe 
eine beſondere, durch die Gouvernementsobrigkeit zu beſtimmende Summe. 

Mit. Pol.⸗O. v. 5 Sept. 1606, Art. 8, 55; Handw.⸗O., erth. d. St. Mit. von d. Gouv.⸗Obr. 

am 5 Juni 1828, 


Achte Abtheilung. 


Von den verſchiedenen Korporationen und der Erwerbung des Bürgerrecht in der 
Stadt Narva. 


1056. Die, Bürger der Stadt Narva zerfallen in Bezug auf Gemeindeweſen in 
zwei Korporationen; 1) in Kaufleute und 2) in Handwerker. Die hoͤchſte Behörde der 
ſtaͤdtiſchen Verwaltung bildet der örtliche Magiſtrat. 

. 5 Vergl. d. zu d. flg. $$ eitirten Gef. 

1037. Wer das Bürgerrecht in Narva gewinnen will, muß: 1) einer der Chriſtlichen 
Konfeſſionen angehdren; 2) Ruſſiſcher Unterthan ſein und 3) Atteſtate uͤber ſeinen unbe⸗ 
ſcholtenen Wandel und die gehörige Erlernung der Kaufmannſchaft oder eines andern ſtaͤdti⸗ 
ſchen Gewerbes beibringen. 

Schr. d. gr. G. d. St. Narva v. 11 Dec. 1668, 5 A; Schw. allg. Handw.⸗O. v. 1 März 1669, 

Art. 6, 5 1. 5 


1038. Beingt der Nufzunehmende die obgedachten Atteſtate bei, und ſtellt zugleich als 
Buͤrgen zwei Bürger von unbeſcholtenem Wandel (a), fo ertheilt ihm der Rath das Buͤr⸗ 
gerrecht (b), gegen Erlegung einer beſtimmten Gebühr an Gelde (e). 

(a) Schw. St.-L., Sit. I, Kap. 18. — (b) Schr. d. gr. G. d. St. Narva v. 11 Dec. 1666, $ 3; 

Schw. allg. Handw.⸗O. v. 1 März 1669, Art. 6, $ 6. — (e) Schw. St.⸗L., Tit. I, Kap. 15; 

Schr. d. gr. G. d. St. Narva v. 11 Dee. 1068, $ 6; Schw. allg. Handw.-O. v. A Mär; 1669, 

Art. 6, 5 5. 

1039. Wer das Bürgerrecht gewonnen hat, leiſtet den Buͤrgereid nach der zu dieſem 
Behufe vorgeſchriebenen Formel. (Beil. V.) 

1040. In die Korporation der Kauf leute können treten: 1) alle örtliche Bürger, 
welche Groß⸗ oder Kleinhandel treiben, oder welche den Handel aufgegeben haben, aber in. 
keinen andern Stand übergegangen find (a); 2) alle Bürger, deren Gewerbe nicht zu den 

ern gerechnet wird, wie: Maler, Goldſchmiede und Uhrmacher (b). 
(a) Scr. d. gr. G. d. St. Narva v. 11 Dec. 1668; Revid. Schr. d. gt. G. d. St. Narva v. 1775, 
d 1, p. 2. — (b) Ebend., 9 1. ‚ol 
1041. Wer in die Korporation der Kaufleute treten will, muß in Narva das Bürger 
recht erlangt haben, und hat ein Zeugniß über die gehörige Erlernung des Handels bei⸗ 


N 


14 


zubringen. Von einem Kuͤnſtler wird ein Atteſtat über die Erlernung nenn 1 
verlangt. ’ 
Rev. Schr. d. gr. G. d. St. Narva v. 1773, § 1. "= 
1042. Wer in die Korporation der Kaufleute tritt, entrichtet der Kaſſe dieſer 28 
ration 6 Rbl. S. M., falls er aus Narva gebürtig if und die feſtgeſetzte Lehrzeit (ſechs N 
Jahre) bei einem Narvafchen Bürger gedient hat; widrigen Falles aber zahlt er das 1 
Doppelte. 
Schr. d. gr. G. d. St. Narda v. 11 Dec. 1668, § 6; Rev. Schr. d. gr. G. d. St. Narva v. 
1773, 5 2. 


1045. Entſtehen Zweifel oder Streitigkeiten in Betreff der Aufnahme eines Hand⸗ 
werkers, welcher in die Korporation der Kaufleute überzutreten wuͤnſcht, ſo gebuͤhrt die Ent⸗ 
ſcheidung daruͤber dem Rathe. ; 

Kön, Schw. Reſol. v. 10 März 1663, $ 24; Str. d. gr. ©. d. St. ige». 11 Dec. 1608, 88. 


1044. In die Korporation der Handwerker kann jeder zünftige Meifter treten welcher A 
das Bürgerrecht gewonnen hat, er mag fein Handwerk treiben, oder nicht, falls er nur nicht 
in einen andern Stand uͤbergetreten iſt. 

Schw. allg. Handw.⸗O. v. 1 März 1669, Art. 6, $ 6, 


1045. Wer in irgend einer Zunft Meiſter werden will, muß: 1) während der feſt⸗ 
geſetzten Zeit das Handwerk erlernen; 2) wenigſtens drei Jahre als Geſell digen m 


3) ein Ateftat über feinen unbeichöftenen Wandel beibringen, 9 
Ebend., Art. 6, 0 1. 1 


1046. Die Friſt der Lehrjahre iſt, nach Maßgabe der Zunft, verſchieden; ihre Dauer 


iſt aber auf höchſtens fünf und auf mindeſtens drei Jahre beſchraͤnkt. d b 
Ebend., Art. 4, 0 3. l 1 


1047. Wer Meiſter irgend eines Handwerks werden will, hat die durch die Hand⸗ 
werksſchragen beſtimmte Summe der Amtslade zu entrichten. f 
Ebend., art. 0, $ 5. Fer | 

1048. Winiht ein Meifter aus dem Auslande oder aus einer fremden Stadt in 1 


Narva das Meiſterrecht zu gewinnen, fo muß er von der Stadt und der Zunft „wohin er 
gehörte, Atteſtate über fein Wohlverhalten und die gehörige Kenntniß feines Handwerks 
beibringen. Erlangt er hierauf das Bürgerrecht in Narva, fo wird er in die ſeinem: 


werke entſprechende Zunft als Meifter aufgenommen, gegen Erlegung von 3 Rbl. S. 2 ö 

an die Amtslade und von 60 Kop. S. M. zum Beſten der Armen der Stadt Narva. * f. 
Ebend., Art. 6, $ 10, 1 

} g Dh 1 5 

Zweites Haupt ſtück. if Shih 1 

Von der Mittheilung und den Beweifen des Bürger: R 
rechts. ** u 

— 1049. Das Bürgerrecht wird von dem Manne feiner rechtmäßigen Ehefrau mitge⸗ 1 


theilt; erſtreckt ſich aber nicht auf die Kinder und Nachkommen. | 
| 1050. Als Beweiſe des Bürgerrechts gelten: 1) das von der Stadtobrigkeit geflrte h 
h — Bürgerbuch; 2) das Zeugniß, welches jeder Buͤrger uͤber ſeine Aufnahme in die Bingen 1 
| Korporation erhält. 
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1051. In Riga gilt uͤberdem als Beweis des Birgerrechts die gedruckte Formel des 
Bürgereides, welche jedem neu aufgenommenen Birger bei der Aufnahme ſelbſt eingehän⸗ 
digt wird, mit der Bemerkung des Oberſekretairs des Raths, wann der Eid von ihm ge: 
leiſtet worden iſt. * 70 


Zweiter Titel. | 
Von den Rechten der Bürger in ihrer Geſammtheit, als Gemeinden. 


— 


Erſtes Haupt ſtuͤcck. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


1052. In jeder Stadt der Oſtſeegduvernements und in Narva bilden die Bewohner, 
welche das örtliche Bürgerrecht gewonnen haben, eine beſondere Gemeinde, die eigentlich 
ſogenannte Buͤrgerſchaft. (Vergl. $ 943.) “ 

| | Vergl. d. Alg. Reichsg., Bd. IX, $ 513. n 

10555. Jede Bürgergemeinde it befugt, der zu diesen Behufe feſtgeſezten Ordnung 
gemäß, Verſammlungen zu veranſtalten, um ſich uͤber ihre gemeinſamen Angelegenheiten 
zu berathen und Beſchluͤſſe darüber zu faſſen. 

Vergl. ebend., $ 515. 


1054. Dieſe Verſammlungen zerfallen, der Gemeindeverfaſſung jeder Stadt gemaͤß, 
entweder in gemeinſchaftliche für alle Bürger, oder in beſondere für jede getrennte Kor⸗ 
poration, 


t 


Ebend., § 516. 


1055. Die Vorſtellungen über ihre Beduͤrfniſſe und Intereſſen richtet jede Stadt⸗ 
gemeinde an den Civilgouverneur., 


Ebend., $ 597. 


1056. Jede Bürgergemeinde befegt die Stadtämter, Stellen und Verwaltungen ent⸗ 
weber durch eigene Wahl, ohne weitere Beſtaͤtigung der Obrigkeit, oder fie ſtellt dem Rathe 
eine beſtimmte Anzahl Kandidaten dazu vor, um einen davon zu beftätigen. 

Vergl. Hauptſt. IV dieſes Tit. 


1057. Auf den Grund des Allechöchit beſtaͤtigten Geſetzes für die Evangeliſch⸗Luthe⸗ 
riſche Kirche in Rußland wird jeder Stadt das Patronatsrecht in Bezug auf ihre Kirchen, 
in dem hierzu für jede Stadt beſtimmten Maße, vorbehalten. ** 

Vergl. d. Gef. f. d. Ev.⸗Vuth. Kirche in Rufl. v. 28 Dec. 1852 (5870) 65 187 u. 405. 1 | 


1058. Jide Bürgergemeinde hat das Recht, das Vermögen, welches ihren Stadt: | 
kirchen, milden Stiftungen und andern Anſtalten angewieſen ift, der Gemeindeverfaſſung 
der Stadt gewaͤß, entweder durch die zu dieſem Behufe angeordneten Adminlſtrationen, 
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oder durch die hierzu von den Bürgern aus ihrer Mitte erwaͤhlten Perſonen zu ver⸗ 

walten. u 
Für Riga: Urk. d. Königs Stephan Bathori v. 14 Jan. 1581; Akk.⸗P. d. St. Riga v. 4 Juli 1 
1710 (2278). — Für per nau: Urk. d. Kön. Stephan Bathori v. 7 Dec. 4582; Urt. d. Kön. A 
Sigism. v. 6 Apr. 1589. — Für Wenden: Urf, d. Kön. Gut. Ad. v. 2 Febr. 1626. — Für 1 
Arensburg: uk. d. Biſch. Magnus v. 8 Mai 1561; Urk. d. Kön. Chriſting v. 1646; Kon. 1 
Schw. Ref. v. 16 Mir; 1696. — Für Reval: Gn.-Br. d. Kön. Joh. III v. 11 Febr. 1870; 1 
Ref. d. Kön. Gust. Ad. v. 14 Oct. 1030; Akt.⸗P. d. St. Reval v. 29 Sept. 1710 (2298) Art. 3.— 9 
Für die Kurland. Städte: Mit. pol.⸗O. v. 5 Sept. 1606, Kap. I, Art. 8; Urt. d. Herzogs 1 
Friedrich v. 18 März 1625, Art. 15 Friedrichſt. Pol.⸗O. v. 15 Jan. 1647, Tit. 1, § 2 u. 3; 
Stat. d. St. Bauske v. 1 Aug. 1635 „ Art. 1, 9 2; Jacobſt. Pol.-O. v. 12 Febr. 1670, 9 1. 


1059. Jeder Stadt sowohl, als auch ihren einzelnen Korporationen, Gilden und 1 
Ziunften ſteht das Recht zu, Gemeindekaſſen zu haben. i 
Vergl. d. Allg. Reichsg., Bd. IX, § 535, ö 
1060. Die Stadtkaſſen werden durch die bei Aufnahme in die Buͤrgerſchaft zu ent: R 
richtenden Gelder, durch freiwillige Beitrage und andere Stadteinkünfte gebildet. Admi⸗ it 
niſtrirt werden diefelben, auf den Grund beſonderer deshalb erlaſſener Inſtruktionen und 
Verordnungen, vom Rathe, als hoͤchſter Verwaltungsbehoͤrde der Stadt, oder von Perſo⸗ 
nen, welche die Burgergemeinde zu dieſem Behufe aus ihrer Mitte wählt, 


i die Anunterbr Gewohnh. | 4 
1061. Jede Stadt der Oſtſeegouvernements hat ein Allerhöchſt beftätigtes Wappen. ö 
Dieſes Wappens bedienen ſich die Magiſtrate, in den kleinen Eſthlaͤndiſchen Städten aber ! 
auch die Vogteigerichte. (Vergl. Beil. IV.) ns ee eee ei ens 1 

f Vergl. d. Allg. Reichsg., Bd. IX, 9 521. Pa, 14 

Anmerkung. Jede Bürgerforporation, fo wie auch ſaͤmmtliche Stadtbehörden und Kirchenadminiſtra⸗ H 


tionen, find befugt, in ihren Angelegenheiten beſondere Siegel zu gebrauchen. 
1062. Die Magiſtrate und in den Eſthlaͤndiſchen kleinen Städten die Vogteigerichte 
I haben zu ihren Sitzungen befondere Haͤuſer. Den Gilden und andern ſtadtiſchen Korpora⸗ f 
a tionen iſt es gleichfalls erlaubt, beſondere Häufer oder Abtheilungen von Käufern zu haben, 1 
um ihre Verſammlungen darin zu halten. 


Ebend. ji 

1065. Sämtliche Städte der Oftfeegouvernements. behalten auf die frühere Weiſe 9 
in ihrem fortwaͤhrenden und unverletzlichen Beſitze alle ihnen rechtmaͤßig gehörige, durch 
Gnadenbriefe, Kauf, Tauſch oder mittelſt einer andern gefeglichen Erwerbungsart an fie | N 
gelangte Bezirke, Landguͤter, Ländereien, Gebäude und Vermöͤgensgegenſtaͤnde, ſowohl 0 
innerhalb, als auch außerhalb der Stadt, nebſt allen ihren Zubehdrungen und Rechten. 4 


Allerh. beit. Doklad des Oberdirigirenden der II Abtheilung der Eigenen Kanzellei Seiner aiferlichen 
Majeftät vom 20 Juni 1841. ; 11 
106%. Die Stadt Riga beſizt die ihr außerhalb des Patrimonialgebiets gehbrigen i 

kandgiter mit allen der Livlandiſchen Nitterfchaft in Bezug auf den Beſitz unbeweglichen 

Vermögens zuſtehenden Rechten, und kann durch ihre Deputirten an den Berathungen 1 

dr allgemeinen Verſammlungen der Livländiſchen Ritterſchaft Theil nehmen „gemäß den { 

im vorhergehenden Buche aufgeſtellten Regeln (Tit. II, Hauptſt. II, Abth. J. 

Ebend. a 
1065. Die Städte Reval und Narva find berechtigt, im Eſthländiſchen Gouverne⸗ 
ment adelige Güter als ihr volles Eigenthum zu erwerben; fie haben aber kein Stimmrecht 
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bei den Landtagsberathungen und den ſonſtigen Verſammlungen der Eſthlaͤndiſchen Rit⸗ 
terſchaft. 
Ebend. — 

1066. Den Städten Mitau, Libau, Goldingen, Windau, Jakobſtadt und Grobin 
werden ſowohl die ihnen in den Kronswaͤldern und Guͤtern uͤberlaſſenen Servituten be⸗ 
ſtaͤtigt, als auch das Recht, jährlich für eine beſtimmte Summe ein gewiſſes Quantum 
Floßholz aus den Kronswaͤldern des Kurlaͤndiſchen Gouvernements zu erhalten, 
Vergl. für die St. Mitau: Reſ. d. Herz. Peter v. 14 Juni 1782, 8 Jan. 1783, 12 Febr. 
1785. — Ze die St. Libau: Urk. d. Herz. Friedrich v. 13 März 1625. — ‚Für die St. 
Jakobſtadt: Pol.⸗O. v. 18 Febr. 1670, Art. 5. — Fuͤr die St. Wind au: Urk. d. DM. 
Bruͤggenei v. 1536. — Für die St. Goldingen: Ref. d. Herz. Friedr. Kaſimir v. 31. Jan. 
1634. — Für die St. Grob in: Reſ. d. Herz. Jacob v. 4 Juli 1637. — Für ſämmtliche 
Städte: Forſt⸗Regl. v. 11 Nov. 1804 (21514) Hauptſt. III, Art. 6, 28 (Allg. Reichsg., Bd. VIII, 
$ 1050 und a. m.). 


1067. Denjenigen Staͤdten der Oſtſeegouvernements, welchen in dieſer Beziehung 
keine beſondern Privilegien verliehen worden ſind, iſt es erlaubt, auf ſtaͤdtiſchem Grunde 
Ueberfahrten, Muͤhlen und andere Anſtalten anzulegen, zu anethallen und zu vermiethen, 
fo wie auch die ihnen zugehörigen Laͤnderelen, den daruber beſtehenden beſondern Regeln ge⸗ 
maß, zu verpachten. Eben fo konnen dieſe Staͤdte, mit Erlaubniß der Regierung, für ihre 
Rechnung Schleuſen, Kanaͤle, Bruͤcken, Daͤmme und andere Werke anlegen, die den all⸗ 
gemeinen oder beſondern Nutzen irgend eines Ortes bezwecken, wobei ſie zugleich, behufs 
des Erſatzes der Koſten, welche auf dergleichen Werke verwandt worden find, falls fie dazu 
beſonders ermächtigt werden, von denen, die ſolche beim Fahren, Reiten oder Gehen bes 
nutzen, nach Tarifen, welche dem wirklichen Beduͤrfniſſe eg und von der Regierung 
beftätigt fein muͤſſen, Abgaben erheben dürfen. 

Allg. Reichs g., Bd. IX, 5 540. 

1068. Die Magiſtrate und in den kleinen Eſthlaͤndiſchen Städten die Vogkeigerichte 
können unbewegliche Stadtguͤter weder verkaufen, noch verpfaͤnden oder auf andere Weiſe 
verdußern, ſo lange nicht auf ihr Anſuchen die Allerhoͤchſte Erlaubniß dazu erfolgt. 


1069. Den Magiſtraten und Vogteigerichten iſt es bei eigener Verantwortlichleit uns 

terſagt, auf Rechnung von Stadtgemeinden irgend eine Anleihe zu machen. 
Allg. Reichsg., Bd. IX, 9 848. 

1070. Jede Stadt erbt das ohne Erben hinterlaſſene Vermögen der ortlichen 
Bürger, 

,$ 54. 

1071. Hinterlaͤßt in den en 115 Pernau und Reval ein e der 
innerhalb der Grenzen der Stadtgerichtsbarkeit Vermögen beſaß, gar keine Erben, oder er 
hin terlaͤßt zwar welche, es meldet ſich aber von ihnen Niemand im Laufe von zehn Jahren, 
von der Zeit an gerechnet, wo die Bekanntmachung der Vorladung, behufs der Empfang: 
nehmung der Erbſchaft, durch die Zeitungen zum letzten Mal erlaffen wurde, oder es bes 
welſet von denjenigen, die binnen dieſem Termin erſcheinen, keiner fein Recht, fo, faͤllt 
dieſes Vermögen, als erblos, der Stadtgemeinde eigenthuͤmlich anheim. 

Fuͤr die St. Riga: Urk. d. Papſtes Sixtus IV v. 5 Febr. 1476, Innocenz VIII v. Juni 1489, 
des Kön. Stephan Bathori v. 14 Jan. 1581, $ 41; Att.⸗p. d. et. Riga v. 4 Juli 1710 (2278), 
Art. 14; Rig. StR, B. IV, Tit. 7. — Für die St. Pernau: Urk. d. Kön. S Aug. 
v. 26 Nov. 1561; des Kön. Stephan Bathori v. 7 Dec. 1582; Sigism. III v. 8 Apr. 1589. — 


— 
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Für die St. Reval: Lüb. R., Bd. III, $ 14; Verhandl. d. Gr. Oxenſtierna mit d. Rev. Mathe 
v. 24 März 1648; atkt.- P. d. Dep. d. St. Reval v. 29 Sept. 1710 (2298) Art. 20. Ergänzt 
und verändert durch d. Allerh. beſt. Gutacht. d. Reichsr. v. 21 Juni 1845. 

1072. In den Städten Wenden, Fellin und Dorpat wird in dem im vorhergehenden 
Herwaͤhnten Falle die eine Hälfte des Vermögens zum Beſten der Stadt verwandt, die 
andere aber füllt der Krone zu. 

Für die St. Wenden: Ulk. d. Kön. Stephan Bathori v. 7 Dec. 1862. — Fuͤr die St. Fellin: 

Urt. d. O.⸗M. Bernd. v. d. Borch v. 1481; Urt. Sigism. III v. 1 Juni 1588; Urk. d. Königin 


Epriftina v. 20 Aug. 1646, Art. 10. Ergänzt u. veränd. d. d. Allerh. beſt. Gutacht. d. Reichsr. 
v. 21 Juni 1845. 


1075. Das der Stadt Reval im Jahre 1826 auf fechs Jahre verliehene und nachher 
durch mehrere Allerhoͤchſte Befehle bis zum 1 Januar 1844 verlängerte Recht, zehn Procent 
aus der Zolleinnahme beim Revalſchen Zollamte zu empfangen, iſt auf vier Jahre, d. h. 
bis zum 1 Januar 1848, verlängert worden. 

Aderh. bet. Beſchl. d. Min.⸗Kom. v. 8 Jun A843 (16933). 

1074. Die Stadt Libau erhält von der Krone eine beſtimmte Summe: 1) als Erſatz 
für den der Stadt gebuͤhrenden Theil der Zolleinkuͤnfte (a) und 2) zur Unterhaltung des 
Hafens (b). 

(a) Gn.-Br. d. St. Libau v. 1649, 1698, 1736, 25 Dec. 1799, 20 April 1802 (20937). — 

(5) Urk. d. Herz. Friedr. v. 18 März 1625, Art. 19, und d. Herz. Caſimir v. 27 Mel 1698 u. 

6 April 1730; 20 April 1802 (20237). 

1075. Die Stadt Mitau erhalt aus den Landespräftanden als Unterftügung 10h -/ 


peken von der Seele. 
7 Ott. 1838 (6477). 


1076. Auf den Grund der allgemeinen Reichsgeſetze wird es den Buͤrgergemeinden 
der Oſtſeegouvernements geftattet, aus den nach Beſtreitung der Stadtausgaben uͤbrig 
gebliebenen Gelden : % dd agieren 

1) Den allgemeinen Grundlagen der Reichs⸗Kreditanſtalten gemaͤß, Banken zu errichten 
oder ihre Gelder zur Fruchtbarmachung in bereits beftehende Banken zu legen; 

2) die Vierkelprocent-Abgabe von den kaufmaͤnniſchen Kapitalien, nach dem Ermeſſen 
des Kaͤmmerei⸗Gerichts, der Kaufmannſchaft gegen geſetzliche Zinſen auszuleihen, und die 
Ruͤckzahlung dieſer Gelder durch zuverläffige Pfaͤnder und Buͤrgſchaft ſicher zu ſtellen, je⸗ 
doch dergeſtalt, daß das Gericht für die Unverſehrtheit des ausgeliehenen Kapitals nebſt den 
Zinſen fortwährend haften muß. 75 

Vergl. d. Allg. Reichsg, Bd. IX, § 541. 


1077. Das perſonliche Verbrechen eines Bürgers darf niemals der Burgergemeinde 
oder einer ihrer Korporationen zur Laſt fallen. f 
Rn ee Ekdend., $ 832. 
1078. Eine Burgergemeinde erſcheint nie vor Gericht, fondern wird durch ihren An— 


walt vertheidigt. 
Ebend., $ 533. 


1079. Sachen, welche ſich auf die Privilegien einer Stadt, auf streitigen Beſitz der⸗ 
ſelben und überhaupt auf die ganze Stadt beziehen, werden in der für fireitige Sachen tiber 
Kronsvermdgen vorgeſchriebenen Ordnung verhandelt, den Beſtinnnungen gemäß, die in 
dem Geſetzbuche, im Civilprozeß, daruͤber enthalten find. 

Ebend., $ 544. 
II Th. - 10 


146 


1080. Einer Stadtgemeinde ift es erlaubt, Leiſtungsvertraͤge zu ſchließen, den Be⸗ 
ſtimmungen gemäß, die in dem Geſetzbuche, in den bürgerlichen Geſetzen, darüber ent: 
halten ſind. 

Ebend., $ 834. 

1081. Jeder Stadt iſt es erlaubt, Märkte und Jahrmaͤrkte zu halten, und neue 
zu errichten, mit Beobachtung der zu dieſem Behufe im Allgemeinen vorgeſchriebenen 
Ordnung. 

1082. In den Städten Riga, Reval, Mitau, Libau und Goldingen bilden die 
ortlichen Bürger, auf den Grund Allerhochſt beftätigter Reglements, eine beſondere 


Stadtwache. 
Vergl. d. Regl. u. d. Inſtr. fuͤr die Stadtwache in den Oſtſeegouvernements. 


Zweites Hauptſtuͤck. 


Von der Verfaſſung der Stadtgemeinden in den Oſtſee⸗ 
gouvernements. 


Erſte Abtheilung. 
Von der Verfaſſung der Buͤrgergemeinde in Riga. 


1083. Die ftädtifchen Gilden, die kleine und die große, haben, und zwar jede von 
ihnen, behufs der Verwaltung ihrer gemeinſamen Angelegenheiten und zur Wahrnehmung 
der Intereſſen der Korporationen, ihre Aelteſtenbank. 


1084. In jeder Gilde haben die nicht zur Aelteſtenbank gehörigen Bürger, behufs 
ihrer gemeinſamen Angelegenheiten, einen beſondern Wortführer und Vertreter, der Dock: 
mann heißt. 


1035. Alle Vorſiellungen an den Rath, als oberſte Behörde der fiddtifchen Verwal⸗ 
tung in Gemeinde-Angelegenheiten, werden bloß durch die Aelteſtenbank angebracht; 
erheiſcht aber dabei das Weſen oder die Wichtigkeit des Gegenſtandes auch die Anweſenheit 
von Deputirten von Seiten der Buͤrger, ſo hat ſolche die Aelteſtenbank zur Theilnahme bei 
der Vorſtellung an den Magiſtrat zuzulaſſen. 

Schr. d. gr. Gilde d. St. Riga, § 25. 


1086. Hat der Dockmann einer der Stadtgilden eine Beſchwerde im Namen der Buͤr⸗ 
ger vorzutragen, die nicht zum Perſonal der Aelteſtenbank gehören, ſo iſt er verpflichtet, 
dieſelbe dem Aeltermanne feiner Gilde mitzutheilen, welcher gemeinſchaftlich mit den 
Aelteſten, bei der erſten allgemeinen Verſammlung des Raths, dieſem die fragliche Be: 
ſchwerde zur Prüfung und ſchriftlichen Entſcheidung vorſtellt. 

Schr. d. gr. Gilde d. St. Riga, § 52; die ſogenannten 32 Punkte von 1680, P. 9 u. 10. 

1087. Hat ein Bürger in Stadtangelegenheiten, die keinen Aufſchub leiden, irgend 
etwas zur Plenarberathung zu bringen, fo benachrichtigt er feinen Dockmann davon, der 
feiner Seits den Aeltermann, oder in deſſen Abweſenheit den Stellvertreter deſſelben, hier- 
von in Kenntniß ſetzt. Der Aeltermann, oder deſſen Stellvertreter, ftellt ſolches gemeinſchaft— 
lich mit den Aelteſten dem Rathe zur Prüfung und ſchriftlichen Entſcheidung vor. 

Ebend. 
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1088. Iſt im Namen der Bürgergemeinde eine Deputation höhern Orts abzuerdnen, 
fo werden die Deputirten durch den Magiſtrat, die Aelteſtenbanke und die zu ihrem Beſtande 
nicht gehörigen Bürger abgeſondert gewählt. 

Schr. d. gr. Gilde d. St. Riga, $ 26; die fogenannten 32 Punkte v. 1680, P. 12 u. 13. 


I. Von den Aelteſtenbänken der großen und der kleinen 
Gilde. 


1089. Die Nelteſtenbank der großen Gilde beſteht aus einem Neltermanne, welcher 
darin den Vorſitz führt, und 39 Aelteſten. 
Schr. d. gr. Gilde d. St. Riga, $$ 14 u. 52; die fogenannten 32 punkte von 1680 „P. 7 u. 8. 


1090. Die Aelteſtenbank der kleinen Gilde beſteht aus einem Aeltermanne, welcher 
darin den Vorſitz führt, und 29 Aelteſten. 
Schr. d. kl. Gilde d. St. Riga, c 14 u. 17. 


1091. Die Aeltermänner und Aelteften der großen und kleinen Gilde werden in Ge: 
maͤßheit der im vierten Hauptſtuͤcke dieſes Titels enthaltenen Beſtimmungen gewaͤhlt. 
Einen Gehalt bekommen ſie nicht. 

Schr. d. gr. Gilde d. St. Riga, § 52 u. 58; Schr. d. kl. Gilde d. St. Riga. 


1092. Die Aeltermänner, als Haͤupter ihrer Gilden, find verpflichtet: 1) den Vorſitz 
in den Aelteſtenbaͤnken zu führen; 2) die Einkuͤnfte der Gilden zu verwalten. 

Schr. d. gr. Gilde d. St. Riga, § 18, 19, 23, 29, 30, 38; die ſogenannten 32 Punkte v. 

1680, p. 1, 4, 18, 23; Schr. d. tl. Gilde d. St. Riga, 99 23 u. 28. 


1095. Die Aeltermaͤnner find verpflichtet, dem Rathe zur gebuͤhrenden Verfuͤgung 
alles Dasjenige vorzuftellen, was ihnen, oder irgend einem der Aelteſten, als den In⸗ 
tereſſen der Stadt zuwiderlaufend, kund wird. 

Schr. d. gr. Gilde d. St. Riga, $ 24; die ſogenannten 32 Punkte v. 1680, P. 11. 


1094. Der Neltermann der kleinen Gilde it nach Ablauf ven zwei Jahren verpflich⸗ 
tet, über feine Verwaltung Rechenſchaft abzulegen, wenn er auch für die folgenden zwei 
Jahre aufs neue zum Aeltermanne erwaͤhlt wird. 

Schr. d. kl. Gilde d. St. Riga, 55 23 u. 20. 


1095. Die Amtspflichten der Nelteſten der großen und kleinen Gilde beſtehen darin, 
daß fie 1) in gemeinſamen Angelegenheiten im Namen ihrer Gilde mittelſt ihres Aelter— 
mannes beim Rathe Antiäͤge machen, und, auf Aufforderung des Raths, ſich mit ihm 
darüber berathen, und daß fie 2) unter Beftdtigung des Raths die Stellen der Vorſteher 
und Beifiger bei den verfchiedenen Zweigen der ftädtifchen Verwaltung, an denen fie An⸗ 
theil zu nehmen haben, aus ihrer Mitte befegen. 

Vergl. Hauptſt. IV dieſes Tit. und Beh.⸗Verf. d. Oftfer- Gow., B. II. 

1096. Zur Führung der Protokolle bei den Verſammlungen der großen Gilde wird 
aus der Aelteſtenbank ein beſonderer Gildenotar erwaͤhlt, der verpflichtet iſt, die auf den 
Gildeverſammlungen zu verhandelnden Angelegenheiten darin zu vermerken. Der⸗ 
ſelbe bekraͤftigt auch durch feine Unterſchrift die aus dieſen Protokollen zu ertheilenden 
Auszüge, 


= ge 
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II. Von den Dockmaͤnnern der großen und der kleinen 
Gilde. 


1097. Die Dockmaͤnner der großen und der kleinen Gilde werden jahrlich nach den 
im vierten Hauptſtuͤcke dieſes Titels enthaltenen Beſtimmungen gewahlt. 
Schr. d. gr. Gilde d. St. Riga, F 78, 79, 80, 82; Schr. d. kl. Gilde d. St. Riga, § 97. 
1098. Die Theilnahme der Dockmaͤnner an den Gildeverſammlungen wird im fol⸗ 
genden dritten Hauptſtuͤcke ausfuͤhrlich beſtimmt. 


Zweite Abtheilung. 
Von der Verfaſſung der Buͤrgergemeinde in Dorpat. 


1099. Die gemeinſamen Angelegenheiten einer jeden der ſtaͤdtiſchen Gilden find in 
Dorpat zwei Aeltermaͤnnern und zwei Dockmaͤnnern anvertraut. 

Schr. d. gr. Gilde d. St. Dorpat v. 2 März 1647, § 1. 

Anmerkung. Die Bewohner von Dorpat, die weder zur großen, noch zur kleinen Gilde gehören, 
wählen, mit Genehmigung des Raths, aus ihrer Mitte zwei Aelteſte, den einen für die Ruſſen, den 
andern aber für die Eſthen. Dieſe Aelteſten find verpflichtet, die Rechte und Intereſſen ihrer Mit⸗ 
burger in allen Fälen wahrzunehmen, wo es ſich um die Vertheilung der ſtaͤdtiſchen Abgaben und an⸗ 
derer Leiſtungen handelt. 

Ununterbrochene Gewohnh. 

1100. Sind in gemeinſamen Angelegenheiten der Stadt hoͤhern Orts Deputationen 
abzuordnen, ſo nehmen die ſtaͤdtiſchen Gilden Theil an ihrer Wahl, und es wird, außer 
den Deputirten des Raths, noch aus jeder Gilde einer ernannt. 

Vergl. zwiſchen d. Bürgern d. St. Dorpat v. 16 Dec. 1765, Art. 36. 

1101. Ohne Vorwiſſen und Zuſtimmung des Raths ſind die ſtädtiſchen Gilden nicht 

befugt, von ſich aus beſondere Deputirte höhern Orts abzuordnen. 
Ebend., Art. 58. 


1102. Die Xeltermänner und Dockmaͤnner werden, den im vierten Hauptſtuͤcke dieſes 
Titels enthaltenen Beſtimmungen gemaͤß, von den Gilden auf Lebenszeit erwaͤhlt. Einen 


Gehalt bekommen ſie nicht. 
Schr. d. gr. Gilde d. St. Dorpat v. 2 März 1647, § 1. 


1103. In jeder Gilde heißt der altere Aeltermann der wortführende. Er, nebſt dem 
andern Aeltermanne und den beiden Dockmaͤnnern, ſteht allen gemeinſamen Angelegenhei⸗ 
ten feiner Gilde vor, mit Ausnahme derjenigen, die ihrer Wichtigkeit wegen der Prüfung 
der ganzen Gilde unterliegen. Sie berathen ſich nöthigen Falles mit dem Rathe, und 


nehmen an der Verwaltung der ſtaͤdtiſchen Einfünfte Theil. 
Ebend. 


1104. Der wortführende Aeltermann hat das Recht, mit Vorwiſſen und Zuſtimmung 
des Buͤrgermeiſters, die Genoſſen ſeiner Gilde zu Plenar-Berathungen zuſammen zu be⸗ 
rufen, bei welchen er den Vorſitz führt und die Sachen vortraͤgt. Iſt er abweſend oder 
krank, fo vertritt der zweite Aeltermann feine Stelle; wenn aber auch dieſer abweſend it, 


einer dee Dockmaͤnner. 
Verordn. d. Raths v. 2 Juni 1624.1 
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* Dritte Abtheilung. 
Von der Verfaſſung der Buͤrgergemeinde in Pernau. l 


1105. Die große und die kleine Gilde der Stadt Pernau haben, und zwar jede von 
ihnen, einen Aeltermann und zwei Aelteſte als Vorſtand, die nach den im vierten Haupt⸗ 
ſtuͤcke dieſes Titels enthaltenen Beſtimmungen erwaͤhlt werden. Einen Gehalt bekommen 
ſie nicht. 

Schr. d. gr. Gilde d. St. pernau v. 12 Mai 1658, § 1, 10, 14, 15; Schr. d. kl. Gilde d. St. 

Pernau v. 1 Mai 1654, 

1106. Die Pflichten der Aeltermänner find dieſelben, wie in Dorpat ($$ 1103 u. 
1104). Die Aelteſten leiſten den Aeltermaͤnnern bei Erfüllung ihrer Pflichten die nöthige 
Beihuͤlfe. 
Ebend. 


Vierte Abtheilung. 


Von der Verfaſſung der Buͤrgergemeinden in den uͤbrigen Staͤdten des Livlaͤndiſchen 
Gouvernemenls. 


1107. In Wenden ſieht den Korporationen der Kaufleute und Handwerker, und zwar 
jeder von ihnen, ein Aeltermann und ein Aelteſter vor. Einen Gehalt bekommen 
ſie nicht. 

0 Urk. d. Kön. Stephan Bathori v. 7. Dec. 1582, § 8. 

1103. In Wolmar ſteht den Korporationen der Kaufleute und Handwerker, und zwar 

beiden zuſammen, nur ein Stadtaͤlteſter vor, der keinen Gehalt bezieht. 
Ununterbrochene Gewohnh. 

1109. In Walk, Fellin und Werro hat die Korporation der Kaufleute einen Aelteſten, 
die Korporation der Handwerker aber einen Dockmann als Vorſtand. Einen Gehalt bez⸗ 
kommen ſie nicht. 

Eben ſo. 
1110. In Lemſal und Arensburg fteht der Korporation der Kaufleute und Handwerker, 


und zwar jeder von ihnen, ein Aeltermann vor, ohne einen Gehalt zu beziehen. 
Eben ſo. 


Fünfte Abtheilung. 
Von der Verfaſſung der Buͤrgergemeinde in Reval. 


1111. In Reval zerfällt ſowohl die große Gilde, als auch die kleine, oder die St. 
Kanutigilde, in die Aelteſtenbank und in die zu ihrem Perſonal nicht gehörigen Bürger 
oder die ſogenannten Juͤngſten. 

Vergl. die Schr. u. Verordn. d. gr. u. kl. Gilde d. St. Reval. 


II. Von den Aelteſtenbaͤnken der großen und der kleinen Gilde. 


1112. Die Aelteſtenbänke der großen und der kleinen Gilde beftehen, und zwar jede 
von ihnen, aus vier Aeltermaͤnnern und ſämmtlichen Gildeülteſten. 
Ebend. 


x 
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1115. Jeder Bürger, der nicht weniger als zwölf Jahre Genoſſe feiner Gilde geweſen 
iſt, wird dadurch Aelteſter und wird als ſolcher auf der naͤchſten Lätareverfammlung 


anerkannt. 
Ebend. * 


1114. Verbleibt der Aelteſte der Schwarzenhaͤupter fünf Jahre in dieſem Amte und 
tritt in die große Gilde, fo wird derſelbe ſogleich Mitglied ihrer Aelteſtenbank; er kann 
aber, mit Zuſtimmung der Aelteſtenbank der großen Gilde, in dieſelbe auch vor Ablauf 
von fünf Jahren treten, iſt aber in einem ſolchen Falle verpflichtet, 50 Rub. Silb. für 
jedes fehlende Jahr der Gildekaſſe zu entrichten. 

Schr. d. gr. Gilde d. St. Reval, $ 87. 


1115. Die Aeltermänner der großen und kleinen Gilde werden aus den Aelteſten, den 
im vierten Hauptſtücke diefes Titels aufgeſtellten Regeln gemaͤß, gewählt. Sie bekommen 
einen Gehalt aus den Stadteinkuͤnften. 


1116. In der großen Gilde bekleidet jeder der vier Aeltermaͤnner abwechſelnd im Laufe 
eines Jahres das Amt des worthabenden, ohne beſondere Beftätigung von Seiten des 
Raths. 

Ununterbrochene Gewohnh. 

1117. Aus den vier Aeltermaͤnnern der kleinen Gilde wählen die Sildegenoſſen, ohne 
beſondere Beſtaͤtigung von Seiten des Raths, zwei, von denen einer das Amt des wort 
habenden, der andere aber das Amt des zweiten Aeltermannes verwaltet. 

Ununterbrochene Gewohnh. 


1118. Die Aeltermönner der großen und kleinen Gilde nehmen gemeinſchaftlich mit 
den Aelteſten alle Angelegenheiten ihrer Gilden wahr. Die worthabenden Aeltermaͤnner 
ſind insbeſondere verpflichtet, noͤthigen Falles die Gildeverſammlungen zuſammen zu be⸗ 
rufen und die Berathungen derſelben zu leiten. In der kleinen Gilde fuͤhrt der zweite 
Aeltermann in der Gildekaſſe-Kommiſſion den Vorſitz. 

Großgild. Schr. d. St. Reval, $ 50, 


1119. Die Aelteſten find verpflichtet, den Aeltermaͤnnern in allen ihre Gilde betreffen: 
den Angelegenheiten Beihuͤlfe zu leiften. Sie wählen aus ihrer Mitte Beiſitzer fuͤr diejeni⸗ 
gen Zweige der ſtaͤdtiſchen Verwaltung, an denen die Gilde Theil zu nehmen hat. 

Vergl. Hauptſt. IV dieſes Tit. 


II. Von den nicht zum Perſonal der Aelteſtenbaͤnke gehoͤrenden Wort— 
fuͤhrern der großen und kleinen Gilde. 


1120. In jeder Gilde nehmen die Buͤrger, die nicht zum Perſonal der Aelteſtenbank 
gehören, oder die ſogenannten Juͤngſten, an ihren Verhandlungen durch zwei Wortfuͤhrer 
Theil, die nach den im vierten Hauptſtuͤcke dieſes Titels aufgeftellten Regeln erwaͤhlt wer⸗ 
den. rag Gehalt genießen dieſe Wortführer nicht. 

Vergl. Hauptſt. IV dieſes Tit. 


1121. Bei Angelegenheiten von beſonderer Wichtigkeit berufen die Aelteſtenbaͤnke 
ſaͤmmtliche Gildegenoſſen zu allgemeinen Berathungen. 
Vergl. Hauptſt. III dieſes Tit. 
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III. Von den durch die große und kleine Gilde gebildeten Kom: 
miſſionen. 


1122. Die große Gilde bildet zur Wahrnehmung ibrer gemeinſamen Angelegenheiten 
Koınmiffionen, und zwar: 1) zum Behufe der Verwaltung der Gildekaſſe (die Gildekaſſe— 
Kommiſſion); 2) zur Vefezung der erledigten Stellen (die Aemter-Kommiſſion); 3) zur 
Verwaltung der alten Wittwenkaſſe; 4) zur Verwaltung der neuen Wittwenkaſſe; 5) zur 
Beauffichtigung der Archive; 6) zur Beauffichtigung der Branntweins- und Bierſchenken; 
7) zur Vertheilung der Quartierobliegenheiten unter den Inhabern dieſer Schenken, nach 
Verhaͤltniß von der ihnen verkauften Getraͤnke. 

Vergl. d. Schr. d. gr. Gilde d. St. Reval, an verſch. Stellen. 


1123. Die Gildekaſſe-Kommiſſien beteht aus den vier Aeltermännern, vier Nelteſten 
und den beiden Wortfuͤhrern der Juͤng ſen. Sie legt durch den worthabenden Aeltermann 


der Gilde in der Laͤtareverſammlung Rechnung Uber die Verwaltung der Gildekaſſe ab. 
Ebend., $ 67. 


1124. Die Aemter⸗Kommiſſion beſteht aus den vier Aeltermaͤnnern und ſechs 
Aelteſten. | 


1125. Alle übrigen, im $ 1122 bemeikten Kommiſſionen beſtehen, und zwar jede 
davon: aus einem Aeltermanne, einigen Aelteſten und Gildegenoſſen, welche jahrlich von 
der Aemter⸗Kommiſſion erwählt werden. Beſtaͤtigt werden fie in der jaͤhrlich zu Yatare 
zuſammen zu berufenden Verſammlung der ganzen Gilde. 

Die dd 1125— 1129 gründen ſich auf d. Verordn. u. Schr. d. gr. und kl. Gilde d. St. Reval. 

1126. In einigen Fällen wird es der großen Gilde geſtattet, aus ihrer Mitte beſon⸗ 
dere Ausſchuſſe zu bilden, die entweder bloß aus den Aeltermannern beſtezen, oder aus 
ſämmtlichen Aelteſten, den Aeltermaͤnnera und den beiden Wortfuͤhrern der Jüungiten. 


1127. Die St. Kanutigilde ernennt drei Kommiſſionen zur Wahrnehmung ihrer ge: 
meinſamen Angelegenheiten: f 

Die erſte davon, zum Behufe der Verwaltung der Gildekaſſe (die Gildekaſſe-Kommiſſion), 
aus den Aeltermaͤnnern, zwei Aelteſten und den beiden Wortfuͤhrern der ſogenannten 
Juͤngſten. 

Die zweite, zum Behufe der Beſetzung der erledigten Stellen (die Aemter-Kommiſſion), 
aus den Neltermännern, vier Aelteſten und drei Mitgliedern, die abwechſelnd aus den 
verſchiedenen Handwerkszuͤnften ernannt werden. 

Die dritte, zum Behufe der Beſtimmung, welche Sachen einer Prüfung der ganzen 
Gilde beduͤrfen, fo wie auch zum Behufe der Vorberathung über dieſelben. Dieſe Kom⸗ 
miſſion beſteht aus einem Aeltermanne, einigen Aelteſten und einigen Gildegenoſſen. 

1128. Alle in dem vorhergehenden g bezeichnete Kommiſſionen werden in der Fü: 
tareverſammlung ernannt. Die Wahl der Mitglieder wird eben ſo, wie bei der großen 
Gilde, der Nemter⸗Kommiſſion überlaſſen; die Beſtatigung aber gebührt der ganzen 
Gilde. 


III. Von dem Sekretair der großen Gilde und dem Notar der 
St. Kanutigilde, 


1129. Zur Führung der Protokolle und der Rechnungen in der grogen und kleinen 
Gilde wird von den Mitgliedern derſelben für. die er te ein Sekretair, für die zweite aber 
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ein Notar aus der Mitte der Gildegenoſſen, oder aus andern dazu fähigen Per: 
ſonen erwaͤhlt. Jeder von ihnen bezieht einen Gehalt aus den Einkuͤnften ſeiner 
Gilde. 


Sechste Abtheilung. 
Von der Verfaſſung der Burgergemeinde des Doms zu Reval. 


1150, Die Angelegenheiten der Bürgergemeinde des Doms zu Reval werden von zwei 
Aeltermannern und zwei Aelteſten wahrgenommen. Sie beziehen einen Gehalt aus den 
Einkünften der Domgilde. 

Vergl. d. Schr. d. Domgilde. 

1131. Die Aeltermaͤnner und Aelteſten werden von den Genoſſen der Domgilde, den 
im vierten Hauptſtücke dieſes Titels aufgeſtellten Regeln gemäß, auf Lebenszeit 
gewählt. 

Ebend. 

1152. In Fallen, die eine gemeinſchaftliche Berathung erheiſchen, berufen die Aelter⸗ 

maͤnnec und Aelteſten ſuͤmmtliche Genoſſen der Domgilde. 
Ebend. 


Siebente Abtheilung. 


Von der Verfaſſung der Buͤrgergemeinden in den übrigen Staͤdten des Eſthlaͤndiſchen 
Gouvernements. 

1135. Die Leitung der Angelegenheiten und Berathungen der Bürgergemeinde in 
Hapſal gebührt einem Aeltermanne. Einen Gehalt bekommt er nicht. 

1134. In Weſenberg, Weiſſenſtein und Baltiſchport find die von der Buͤrgergemeinde 
gewählten Aelteſten, zwei an der Zahl, verpflichtet, die gemeinſamen Intereſſen der Stadt 
wehrzunehmen. Nöthigen Falles veren kalten fie Yerfummlungen und leiten die Berathun⸗ 
gen derſelben. Sie beziehen einen Gehalt aus den Stadteinkuͤnften. 


Achte Abtheilung. 
Von der Verfaſſung der Stadtgemeinden im Kurlaͤndiſchen Gouvernement. 


1155. In Kurland gebuͤhrt die Leitung der gemein ſamen Angelegenheiten jeder Stadt 
den ortlichen Aelte nken. 

1156. Die Aelteſtenbaͤnke beſtehen: 

1) In Mitau: aus zwei Aeltermaͤnnern und zwei und zwanzig Aelte den. 

2) In Libau: aus einem Aeltermanne und zehn Aelteſten aus der Korporation der 
Kaufleute, und aus einem Aeltermanne und eilf Aelteſten aus der Korporation der 
Handwerker. 

3) In Windau: aus zwei Aeltermaͤnnern und zehn Aelteſten. 

4) In Goldingen: aus zwei Aeltermannern und zwölf Aelteſten. 

5) In Bauske: aus zwei Aeltermaͤnnern und zehn Aelteſten. 

6) In Friedrichſtadt: aus zwei Aeltecmaͤnnern. 
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7) In Haſenpoth: aus einem Aeltermanne, zwei Aelteſten und zwei Beiſiten 75 
8. In Grobin: aus zwei Aeltermaͤnnern und vier Aelteſten. 
In Pilten: aus einem Aeltermanne und zwei Aelteſten. 

10) In Jakobſtadt: aus drei Aeltermaͤnnern. 

11) In Tuckum: aus einem Aeltermanne und vier Stadtaͤlleſten. 

1157. Die Aeltermaͤnner und Aelteſten find verpflichtet, die Intereſſen ihrer Korpo⸗ 
ration wahrzunehmen, in den Verſanunlungen den Vorſitz zu fuͤhren, die gemeinſchaft⸗ 
lichen Berathungen zu leiten, alle Angelegenheiten, welche in der Verſammlung verhandelt 
worden find, insbeſondere aber die endlichen Beſchluͤſſe der Korporation zu Protekoll zu 
nehmen und alle in den Wesen gefaßten Beſchluͤſſe dem Rathe zur Beſläͤtigung 
vorzuſtellen. 

Anmerkung. In Mitau erhalten die Aeltermaͤnner eine beſtimmte Summe aus der Stadtkaſſe als 


Erfag für die mit ihrem Amte verknüpften Ausgaben; in den ubrigen Kurlaͤndiſchen Städten betom⸗ 
men die Aeltermanner und Aelteſten keinen Gehalt. 


1158. Die in der Kerporation der Kaufleute in Mitau befindlichen Krämer: und 
Bierbrauergeſellſchaften haben, und zwar jede davon, einen beſondern ba und ſechs 
Beiſitzer als VBerjieher. 

Kramer⸗O. v. 22 Sept. 1760, F 10, 13; Neue Krämer u. Bierbr.⸗O. v. 18 Jan. 1781, 

Art. 1. 

1139. Die Aeltermänner werden auf zwei Jahre in der allgemeinen Verſammlung 
ihrer Korporation gewaͤhlt, die, nach den im vierten Hauptſtüͤcle dieſes Titels aufgeſtelten 
r. jaͤhrlich am 2 Januar einberufen wird. 

.⸗O. v. 22 Sept. 1760, 9 10, 11; Neue Kr u. Bierbr.-O. v. 18 Jan. A781, Art. 1. 


11 AO. Das Amt eines Aeltermannes können nur die im Rathe ſitzenden Mitglieder 
der Geſellſchaft ablehnen. Schlagen die Uebrigen dieſes Aut aus, ſo verwirken ſie dadurch 
eine Strafe von 42 Rbl. S. M. zum Beſten der Kramer⸗oder Bierbrauerkaſſe, und bleiben 
nichts deſto weniger zur Annahme des Kultes verpflichtet. 

Ebend. 

1141. Stibt ein Ytrmann vor Ablauf von zwei Jahren, oder legt derſelbe einer 
geſetzlichen Urſache wegen fein Ant nieder, fo beruft der aͤlteſte Beiſitzer unverzüglich eine 
außerordentliche Berſamulung „die ihm nach Stinunen mehrheit die Verwallung des Amtes 


überträgt, oder für die noch fehlende alte einen neuen Aeltermann erwaͤhlt. 
Neue Kr.⸗ u. Biecbr.⸗O. v. 18 Jan. 1781, Act. 3. 


1142. Der neu erwaͤhlte Aeltermann (a) wählt, gemeinschaftlich mit feinem: Vor: 
gaͤnger und deſſen gewe enen Beiſitzern, ſechs neue Veiliger (b). 

(a) Ebend., Art. 2. — (b) Kr.⸗O. v. 22 Sept. 1700, $ 15; Neue Kr.⸗ u. Dierbr.⸗O. p. 

18 Jan. 1781, Art. 2. 


1145. Verweigert Jemand die Uebecnahme des Amtes eines Zeige ohne triftigen 
Grund, ſo hat derſelbe der Krämergeſellſchaft eine Pon von 21, der Bierbrauergeſellſchaft 
aber eine ſolche von 13 Rubeln S. M. zu erlegen. Ueberdem if der ſelbe, eben jo wie der 
Aellermann (a), verpflichtet, den Schaden zu wiegen, weicher der Geſellſchaft durch feine 
Weigerung erwaͤchſt (b). Auch befreit ihn die von ihm beigetriebene Pon keines ameges, bo8 
der Annahme des Amtes (e). 

(a) Neue Kr. u. Bierbr.⸗O. v. 18 Jan. 1781, Art. 1.— (b) Ebend., Art. 5.—(c) Kr.⸗O. v. 

Sept. 1760, $ 13. 
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114 4. Wird im Laufe von zwei Jahren die Stelle eines Beiſitzers erledigt, fo beſetzen 

der Aeltermann und die übrigen Beiſitzer dieſelbe nach eigener Wahl. 
Neue Kr.⸗ u. Bierbr.⸗O. v. 18 Jan. 1781, Art. 5. 

1145. Die Neltermaͤnner und Beiſitzer bekommen keinen Gehalt; werden fie aber nach 
Ablauf von zwei Jahren aufs neue erwaͤhlt, fo beziehen fie aus der Kaffe der Kramer oder 
Bierbrauergeſellſchaft einen von der Geſellſchaft ſelbſt zu beſtimmenden und vom Rathe zu 
beſtaͤtigenden Gehalt. 

Kr.⸗O. v. 22 Sept. 1760, $ 12. — Neue Kr.⸗ u. Bierbr.⸗O. v. 48 Jan. 4781, Art. 4 u. B. 

1146. Den Xeltermännern liegt, außer der Wahrnehmung der Intereſſen ihrer Kor: 
poration, auch die Leitung aller ihrer Verſammlungen ob. 

Neue Kr.⸗ u. Bierbr.⸗O. v. 18 Jan. 1781. 

1147. Verabſäumt ein Neltermann feine Amtspflichten, fo kann ihn die Korporation 
vor dem Rathe zur Verantwortung ziehen. 

Ebend., Art. 10. 

1148. Auf Verlangen des Aeltermannes find die Beiſitzer verpflichtet, bei den Be: 
rathungen zu erfcheinen, ihm in allen gemeinfamen Angelegenheiten, ſowohl vor Gerichte, 
als auch aux ergerichtlich, behuͤlflich zu fein und überhaupt nichts außer Acht zu laſſen, 
was ihrer Korporation zum Nutzen gereichen kann. 

Kr.⸗O. v. 22 Sept. 1760, 55 15 u. 14; Neue Kr.» u. Bierbr.⸗Ordn. v. 18 Jan. 1781, 

Art. 6. 

1149. Der aͤlteſte Beifiger vertritt die Stelle des Aeltermannes auf den Fall, wenn 
derſelbe krank oder abweſend iſt. 

Neue Kr.- u. Bierb.⸗O. v. 18 Jan. 1781, Art. 2. 

1150. Der Aeltermann und die Beiſitzer legen in jeder ordentlichen Verſammlung 
ihrer Korporation Rechnung uͤber die eingenommenen und verausgabten Gelder der Korpo⸗ 
ration ab. Die Kaffe der Korporation wird durch drei Schluͤſſel verſchloſſen: einen davon 
hat der Aeltermann, die andern befinden ſich aber bei den Bei ſitzern. 

Kr.⸗O. v. 22 Sept. 1760, $ 41; Neue Kr. u. Vierbr.⸗O. v. 18 Jan. 1781, Art. 16. 

1151. Die abgehenden Aeltermaͤnner und Beifiter erhalten von ihrer Korporation At: 
teſtate über die gehörige Verwaltung der gemeinſamen Angelegenheiten. Den neuen Aelter— 
maͤnnern und Beiſitzern werden laut Inventar alle der Korporation gehörigen Schriften und 
Sachen eingehaͤndigt. 

1152. Die Kraͤmergeſellſchaft waͤhlt einen, die Bierbrauergeſellſchaft aber zwei 
Diener, welche im Rathe beeidigt und nach der Beſtimmung ihrer Korporation beſoldet 
werden. 

Kr.⸗O. v. 22 Sept. 1760, § 19; Neue Kr.⸗ u. Bierbr.⸗O. v. 18 Jan. 1781, Art. 35. 

1155. Die Abdankung dieſer Diener hängt, eben fo wie die Anftellung derſelben, 
von dem Ermeſſen der Korporation ab; eine Theilnahme von Seiten des Raths findet da⸗ 
bei nicht Statt. 


Ebend. 


1154. Die Diener find in den Angelegenhe'ten, welche ſich auf die ganze Korporation 
beziehen, verpflichtet, nicht nur die Auftrage des Aeltermannes und des Nelteſten zu ers 
füllen, ſondern auch die eines jeden Mitgliedes ihrer Korporation. 
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Neunte Abtheilung. 
Von der Verfaſſung der Stadtgemeinde in Narva. 


1155. In Narva hat die große Gilde vier Aelteſte zu Vorſtehern, welche, nach 
den im vierten Hauptſtuͤcke dieſes Titels aufgeftellten Regeln, auf Lebenszeit erwaͤhlt 
werden. 

Revid. Schr. d. gr. Gilde d. St. Narva v. 1773, 85 4—8. 
1156. Aus den vier Aelteſten wird von der Gilde einer zum twortführenden Aelter— 


manne erwaͤhlt. 
Gr. Gild. Schr. d. St. Narva v. 11 Dec. 1668, § 24; Rev. Schr. d. gr. Gilde d. St. Narva 
v. 1778, 6 6. 


1157. Hat der wortführende Xelterinann ſeinem Amte drei Jahre vorgeftanden, fo ver: 
ſammelt er die Gilde am erſten Montage des Maͤrzes. Die Gilde kann ihn noch ein Jahr 
als wortfuͤhrenden beibehalten; lehnt er dieſes aber ab, fo erwaͤhlt die Verſammlung mit⸗ 
telſt Ballottements ſeinen Nachfolger aus den uͤbrigen Aelteſten. 

Rev. Schr. d. gr. Gilde d. St. Narva v. 1773, § 7, p. 1. 


1158. Iſt der wortführende Aeltermann irgend einer Urſache wegen gendthigt, fein 
Amt vor Ablauf eines Jahres niederzulegen, fo vertritt der Aelteſte, welcher nach ihm der 
erſle iſt, feine Stelle bis zum folgenden März. 

Ebend. 

1159. Die Aelteften der großen Gilde beziehen keinen Gehalt. Sie find von der 
Wahl zu Vorſtehern von Kirchen und milden Stiftungen befreit, und bekommen einen 
Ehrenplatz in der Kirche. 

Ebend., § 8. 


1160. Die Aelteſten find die Vertreter der Rechte und Intereſſen ihrer Gilde. 
Ebend., § 3. 

1161. Die Pflichten des wortführenden Aelteſten beftehen in Nachfolgendem: 

1) Beruft er die Gildegenoſſen zu den Gildeverſammlungen. 

2) Tragt er den verſammelten Gildegenoſſen ſaͤmmiliche Sachen vor, die ihrer Prüfung 
unterliegen, ſammelt die Stimmen und beaufſichtigt die Fuͤhrung des Protokolls. 

3) Unterſchreibt er, zugleich mit den uͤbrigen Aelteſten, im Namen der Gilde alle in 
ihren Angelegenheiten ausgehende Papiere. 

4) Fuͤhrt er die Aufſicht über die Gildedokumente, die an dem zu den Gildeverſammluu⸗ 
gen beſtimmten Orte verwahrt werden. 

Ebend., § 7. 

1162. Wird der wortführende Aelteſte irgend einer Urſache wegen an der Verwaltung 
feines Amtes gehindert, fo vertritt einer der übrigen Aelteſten, feiner Beſtimmung gemaͤß, 
ſeine Stelle. 

Ebend. 

1165. Der zweite Aelteſte, nach dem Alter im Dienſte, hat mit einem ihm zuge⸗ 
ordneten Gildegenoſſen die Gildekaſſe zu verwalten. Bei dem Austritte des wortfuͤhrenden 
Aelteſten iſt der zweite Aelteſte verpflichtet, der Gilde uͤber die Verwaltung der Kaſſe 
Rechnung abzulegen und dieſelbe dem auf ihn folgenden Aelteſten zur Verwahrung zu 
uͤbergeben. 


Ebend., F 7, p. 3. 


156 


116%. Semutliche Aelteſſe haben darauf zu ſehen, daß der Schragen der großen 
Gilde genau erfullt und eine Verletzung deſſelben, auf den Grund der allgemeinen Geſetze 
durch Strafen und Beitreibungen geahndet werde. Machen ſie ſich einer Partheilichkeit 
ſchuldig, jo verwirken fie dadurch für jede ſolche Verſchuldung eine Pon von einem Rubel 
Silber. 

Ebend., § 24. 

1165. Vorſteher der kleinen Gilde find zwei Aelteſte, die auf Lebenszeit erwaͤhlt 
werden. 

Schw. allg. Hondw.⸗Schr. v. 1 Mai 1669, Art. 2, 99 4% B. 


1166. Die Lelteſten tragen der Gildeverſammlung die zu prüfe nden Sachen vor und 
leiten ihre Berathungen. 
Ebend. 


Drittes Haupt ſtück. 


Von den Verſammlungen der Stadtgemeinden in den 
Oſtſeegouvernements. 


Erſte Abtheilung. 
Von den Verſammlungen der ſtadtiſchen Gilden in Riga. 


1167. Die Versammlungen der Gilden find entweder ordentliche oder auße⸗ 
ordentliche. 2 
Ununterbr. Gewohnh. 
1168. Die ordentlichen Verſammlungen finden zweimal jährlich Statt; die eine in 
der letzten Woche vor Faſtnacht, die andere einige Tage vor Michaelis. 
Ununterbr. Gewohnh. 


1169. Außerordentliche Verſammlungen der Gilden finden Statt, fo oft es das Ge 
meinwohl der Stadtgemeinde erheiſcht, oder Sachen zu prüfen find, welche die ſtäͤdtiſche 
Verfaſſung betre en, oder es ſich auch um bedeutende und unvorhergeſehene Ausgaben han: 
delt. Berufen werden dieſelben: 1) auf ebrigkeiclichen Befehl; 2) auf den Beſchluß des 
Raths, oder auch 3) auf Antrag der Gilden ſelbſt. 

Vergl. d. Schr. d. gr. Gilde d. St. Riga, $ 17. 


1170. Die Verſammlungen der Gilden, mögen es ordentliche oder außerordentliche 
fein, duͤffen von dem Aeltermanne und den Aelteſten nicht anders berufen werden, als 


mit Vorwiſſen und Zuſtimmung des wortfuͤhrenden Bürgermeiſters und des Raths. 
Ebend., $ 1, 19, 20, 79; die ſogenannten 32 Punkte v. 1680, P. 9. 


1171. Jede Gilde verſammelt ſich in der ihr zugehdrigen Gildeſtube. 
Ununtebr. Gewohnh. 
1172. Jeder Bürger hat das Recht, an den Verſammlungen der Gilde, zu welcher er 
gehort, Theil zu nehmen, und muß jedesmal zur Verſammlung berufen werden. 
Schr. d. gr. Gilde d. St. Riga, $ 1; die ſogenannten 32 Punkte v. 1680, P. 9. 
1173. Wer ohne triftige Gruͤnde aus der Verſammlung der Gilde wegbleibt, iſt 
mit einer Pon von 6 Abl. S. M. zu belegen; wird aber das von ihm deshalb vor— 
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geſchuͤtte Hinderniß aus irgend einem Grunde fir unſtatthaft erachtet, fo. zahlt er 
das Doppelte. 
Rathsprot. v. 20 Jan. 1809 und Rathspublikation v. 6 April 1821. 


1174. Die Grinde, welche das Erſcheinen in der Verſammlung verhindern, haben 
die Aelte den ihrem Aeltermanne, die nicht zur Aelteſtenbank ge herigen Bürger aber ihrem 


Dockmanne anzuzeigen. 
Ununterbr. Gewohnh. 


1175. Wer ohne Verſchuͤtzung lechtmaßiger Urſachen feiner Abweſenheit dreimal nach 
einander von der ordentlichen Gildeverſammlung wegbleibt, und auch auf der viecten nicht 
erſcheint, geht aller Gilde- und Bruͤderſchaftslechte verluſtig. 

Schr. d. gr. Gilde d. St. Rigo, $ 4. 


1176. Der Gildeverſammlung vor Faſtnacht wohnt der Rath niemals bei; dagegen 
aber ijt derſelbe in der Verſammlung vor Michaelis vollzahlig zugegen, und nimmt an 


der Wahl des Dockmannes Theil. 
Ebend., 55 8367. 


1177. Eiſcheint Jemand, der zur Gilde nicht gehört, in der Gildeverſammlung, fo 
macht ihm der Gildejtubendiener bemerklich, daß er nicht befugt ſei, darin zugegen zu fein; 
beachtet er ſolches aber nicht, fo ordnet der Aeltermann zwei Aelteſte an den worlfuͤhrenden 
Birgemeijter ab, mit der Bitte, die erforderlichen Maßregeln zur Entfernung des Wider— 


ipenjtigen zu ergreifen. 
Ebend., $ 5. 


1178. Wer die Ruhe und Ordnung bei den Berathungen ſtört, und ſich in der Ver 
ſammlung der großen Gilde irgend eine ungebührliche Handlung zu ſchulden kommen läßt, 
wird nach dem Ermeſſen der Verſammlung ſelbſt mit einer Strafe belegt (a). In der 
Verſanumlung der kleinen Gilde verwirkt ein ſolcher hierdurch eine Pon von 1 Rb. 30 Kop. 
Cilber (b). 

(a) Schr. d. gr. Gilde d. St. Riga, $ 28; die ſogenannten 32 Punkte v. 1680, p. 16. — 

(b) Schr. d. kl. Gilde d. St. Kiga, $ 27. 


1179. Gegenitände der Gildeverſannnlungen ſind uͤberhaupt: 1) die ihnen — 1 
tenen Wahlen zu Stadtämtern; 2) die Berathung über Angelegenheiten, welche ſich auf die 
Stadtgemeinde in ihrer Geſamuuheit beziehen, und in Betreff welcher beſllunmte Verord⸗ 
nungen oder Vorſchriften mangeln. Es gehört dahin unter andern: a) die Set edung neuer 
ſtäͤdtiſcher Einrichtungen zum Beſten der Stadtgemeinde, oder Ergaͤnzungen der be ichen: 
den Einrichtungen; b) die Berechnung der außerordentlichen Abgaben, die zum Beten 
der Stadtkaſſe, oder auf Allerhochſten Befehl zum Beſten des Reichsſchatzes von Jedem zu 
entrichten ſind. 

Urt. d. Kön. v. Polen Stephan Bathori v. 17 Jan. 1582; Ulk. Guſtav Adolphs v. 25 Sept. 

1621, Pp. 16, 19; Stadttaſſe⸗Ordu. v. 1675, Att.⸗P. d. St. Riga v. 4 Juli 1710 (2276), 

p. 2, 3, 5; Schr. d. gr. Gilde d. St. Riga, 9 17. 


1160. In den Gilderecſammlungen kennen nur Beratungen über Angelegenheiten 
Statt finden, die dem Rathe durch die Nele lenbank angezeigt, oder vom Rathe il, t dazu 


beftimmt wurden. 
Schr. d. gr. Gilde d. St. Riga, § 19. 
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1181. Nichts deſto weniger iſt es jedoch auch jedem Mitgliede der Gildeverſammlung 
erlaubt, zur Abhelfung von Mißbraͤuchen oder Unordnungen bei der ſtaͤdtiſchen Verwaltung 


Antraͤge zu machen. 
Ebend., $ 38; die ſogenannten 52 Punkte v. 1680, P. 27. 


1182. Gegenſtaͤnde der Prüfung in der vor Faſtnacht abzuhaltenden Verſammlung 
find insbeſondere: die Vorſchlaͤge über die zur Beförderung des Handels zu ergreifenden 
Maßregeln; uͤber die Mittel zur Abſtellung wahrgenommener Mißbraͤuche bei der Stadt: 
verwaltung und Uber alles, was ſich unmittelbar auf die Intereſſen der Stadt bezieht. 

Ununterbrochene Gewohnh. 


1185. Der Gegenſtand der vor Michaelis Statt findenden Gildeverſammlung iſt du 
gegen insbeſondere die Wahl der Dockmaͤnner für das folgende Jahr. 
Ununterbrochene Gewohnh. 


1134. Gerichtliche Angelegenheiten unterliegen auf keinen Fall der Prüfung der 
Gildeverſammlungen. 
Schr. d. gr. Gilde d. St. Riga, § 58; die ſogenannten 52 Punkte v. 1680, p. 10. 


1185. Briefe und Schriften, welche an die Rigaſche Stadtgemeinde gerichtet ſind, 
werden von dem wortführenden Buͤrgermeiſter entſiegelt, und von dieſem, nachdem er fie 
geleſen hat, nach Beſchaffenheit des Inhalts und der Zuftändigkeit, dem Rathe mitgetheilt, 
oder dem betreffenden Aeltermanne der Gilde überliefert. 

Schr. d. gr. Gilde d. St. Riga, § 21. 


1186. Nachdem die Aeltermaͤnner den Tag vor der Verſammlung mit Bewilligung 
des wortfuͤhrenden Buͤrgermeiſters ſaͤmmtliche Gildegenoſſen haben zuſammenberufen laſſen, 
verſammeln ſich die Aeltermaͤnner ſelbſt, nebſt den Aelteſten, um neun Uhr Morgens in 
der Gildeſtube; die andern Bürger aber nicht ſpaͤter als halb zehn Uhr. 

Eben dort, $ 40, p. 2. 


1187. In der vor Faſtnacht abzuhaltenden Verſammlung der großen Gilde erinnert 
der Aeltermann dieſer Gilde, falls er die beſtimmten zwei Jahre bereits ausgedient hat, 
die Mitglieder der Verſammlung gleich bei Eröffnung derſelben an die bevorſtehende Wahl 
eines neuen Aeltermannes; fordert hierauf die anweſenden Mitglieder, welche nicht zur 
Bruͤderſchaft gehören, zum Eintritte in dieſelbe auf (a); läßt durch einen der juͤngſten 
Aelteſten den Gildeſchragen laut verleſen (b), und macht endlich der Verſammlung Anzeige 
von den durch die Aelteſtenbank getroffenen Wahlen zur Beſetzung der Kaͤmmerer⸗ und 
Kaſtenbuͤrgerſtellen (e). 

(a) Schr. d. gr. Gilde d. St. Riga, $ 44. — (b) Ebend., $ 45. — (c) Ebend. 


1188. Iſt solches geſchehen, fo trägt der Aeltermann der Verſammlung der großen 
Gilde die von ihr zu berathenden Sachen vor, und fordert zugleich die Mitglieder, die 
irgend ein Gravamen haben, auf, daſſelbe durch ihren Dockmann der Verſammlung mit⸗ 
theilen zu laſſen. Hierauf verlaſſen der Aeltermann und die Aelteſten die Verſammlung, 
und die Gildegenoſſen fchreiten zur Berathung unter dem Vorſitze ihres Dockmannes. 

Ebend., $ 6 u. 52. 


1189. Hat ſodann die Prufung der durch den Neltermann im Namen der Aelteſten⸗ 
bank vorgelegten Sachen Statt gefunden, ſo fordert die Gildeverſammlung den Aeltermann 
auf, zwei Aelteſte abzuordnen, um in Betreff derjenigen Sachen, auf welche die Xelteften- 
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bank es für nöthig erachtet, die Aufmerkfamkeit der Verſammlung befonders zu lenken, die 
erforderlichen Erläuterungen zu geben. 
Ebend., & 6 u. 7. 

1190. Nach Statt gehabtem Vortrage der Erläuterung der Aelteſten faſſen hiernächft 
die Bürger der großen Gilde, unter dem Vorſitze ihres Dockmannes, einen Beſchluß Uber 
die ihnen zur Pruͤfung vorgelegten Sachen. 

Ebend., 9 7 u. 8. 

1191. Der Aeltermann und die Aelteſten kehren hierauf in die Versammlung zurück, 
um von dem Dockmanne und den beiden delegitten Aelteſten Kenntniß von dem Beſchluſſe 
der Verſammlung zu erlangen. 

Ebend., § 9. 

1192. Sind der Aeltermann und die Xelteften mit der Meinung der Gildeverſamm⸗ 
lung nicht einverſtanden, ſo wird die Sache durch Stimmenmehrheit entſchieden. In die⸗ 
ſem Falle wird den Stimmen ſaͤmmtlicher Mitglieder gleicher Werth beigelegt, ohne einen 
Unterſchied zwiſchen dem Aeltermanne, den Aelteſten, den Bürgern, die zur Beüͤderſchaft 
gehören und denen, die nicht dazu gehören, zuzulaſſen. 

Ebend., $ 11. 

1195. Ausnahmen von dieſer Regel finden nur in zwei Fällen Statt: 1) bei Be 
ſetzung der Aemter zur Verwaltung der Kirchen der verſchiedenen Chriſtlichen Konfeſſionen 
und milden Stiftungen; 2) bei dem Beſchluſſe über die Aufnahme in die Bruͤ⸗ 
derſchaft 

1194. Zu den Aemtern zur Verwaltung der Kirchen und kirchlichen Angelegenheiten 
der verſchiedenen Chriſtlichen Konfeſſionen werden nur Mitglieder der Bruͤderſchaft, die dem 
fraglichen Glaubensbekenntniſſe zugethan find, von ihren in der Brüderfchaft ſtehenden 
Glaubensgenoſſen gewählt, getrennt von den Wahlen zu den übrigen Aemtern und 
Funktionen. 

Allerh. bet. Mein. d. Reicher. v. 19 Juli 1841 (14670) Art. 17. 

1195. Bei dem Beſchluſſe über die Aufnahme in die Bruͤderſchaft verlaffen die zu der- 
felben nicht gehörigen Bürger, nach Beendigung der übrigen Sachen, die Verſammlung, 
und nur die zur Bruͤderſchaft gehörigen Bürger entſcheiden über die Aufnahme der neuen 
Bruͤder. 

Ununterbrochene Gewohnh. 

1196. Den auf dieſe Weiſe gefaßten Beſchluß der großen Gilde theilt der Aeltennann 
durch zwei Aelteſte der kleinen Gilde zur Prüfung mit. Die Versammlung der großen 
Gilde geht nicht eher aus einander, als bis fie von dem Beſchluſſe der kleinen Gilde be: 
nachrichtigt worden iſt; inzwiſchen aber befchäftigt fie ſich mit der Wahl zur Beſetzung 
der Stellen, die in der Aelteſtenbank erledigt ſind. 

Schr. d. gr. Gilde d. St. Kiga, 90 12, 13, 481; Schr. d. kl. Gilde d. St. Riga, $ 27. 


1197. Nachdem die kleine Gilde von dem Beſchluſſe der großen benachrichtigt worden 
iſt, ſchreitet fie, auf den Vortrag ihres Aeltermannes, zu den Berathungen, und faßt auf 


die naͤmliche Weiſe, wie in der großen, ihre Beſchluͤſſe. 
Schr. d. gr. Gilde d. St. Riga, 9 13. 


1198. Sobald von Seiten beider Gilden ein Beſchluß gefaßt worden iſt, werden die 
Verſammlungen von den Aeltermaͤnnern entlaſſen. ' 
Die $$ 1198—1202 gründen fih auf ununterbrochene Gewohnh. 


— 


uw 


— 
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1199. Bezog ſich der Gegenſtand der Berathungen auf Sachen, die bloß die innere 
und oͤkonomiſche Verwaltung der Gilden betrafen, fo echalten die Beſchluͤſſe der Gilden 
bindende Kraft fuͤr alle Gildegenoſſen, ohne irgend einer weitern Deikigung zu 
bedürfen. 

1200. Beziehen fich aber die Beſchluͤſſe der Gilden auf die ganze Stadtgemeinde, ſo 
Sind fie dem Rathe zur Beſtaͤtigung vorzuſtellen. 

1201. Zu dieſem Behufe werden die Neltermänner mit den Aelteſten an den wortfüͤh⸗ 
renden Büͤrgermeiſter abgeordnet, die ihm eine Abſchrift des Protokolls der Gildeverſamm⸗ 
lung mit der Unterſchrift des Aelteſten einhaͤndigen, der die Führung deſſelben beauffichtigt 
hat. Der wortfuͤhrende Buͤrgermeiſter führt die beiden Aeltermaͤnner in die volle 
Rathsſitzung, wo jeder den Beſchluß feiner Gilde vortraͤgt. Der Rath verfügt darauf 
ſchriftlich. 

1202. Iſt der Rath mit einem ein timmigen Beſchluſſe beider Gilden einverftanden, 
fo hat der elbe rechtsguͤltige Kraft. 


1205. Sind die Beſchlüͤſſe der Gilden nicht einftimmig, fo iſt der Beſchluß derjenigen 

Gilde für allendlich anzufehen, fir welchen ſich der Rath erklaͤrt. 
Schr. d. gr. Gilde d. St. Riga, § 15. 

1204. Stimmt der Rath weder mit der großen, noch mit der kleinen Gilde überein, 
fo waͤhlt ſowohl der Rath aus feiner Mitte, als auch jede Gilde aus der Mitte ihrer 
Aelteſtenbank, zur gemeinſchaftlichen Berathung zu ſechs Mitgliedern. Der durch Mehr⸗ 
heit der Stimmen dieſer achtzehn Mitglieder gefaßte Beſchluß wird für. definitiv 
erachtet. . 
ECbend., 55 14, 16 u. 17. 

1205. Ein auf die obige Weiſe gefaß ter Beſchluß hat für alle Diejenigen biabende 
Kraft, welche unter der Jurisdiktion der ſtaͤdtiſchen Verwaltung ſtehen. 
Urk. d. Königs Guſtav Adolph v. 25 Sept. 1621, Art. 24. 


Zweite Abtheilung. 
Von den Verſammlungen der ſtaͤdtiſchen Gilden in Dorpat. 


1206. In Dorpat finden Gildeverſammlungen Statt entweder auf Verfügung der 
ſtaͤdtiſchen Obrigkeit in den Angelegenheiten, welche ſich auf die Intereſſen der ganzen 
Stadt beziehen, ohne durch die beſtehenden Geſetze entſchieden worden zu fein, oder fo oft 
die Wahl zu einem Amte erforderlich wird, deſſen Beſetzung der Verſammlung üͤberlaſſen 
iſt, oder auch zum Behufe der Annahme neuer Mitglieder in die Gilde, und überhaupt 
in allen Faͤuen, wo der beſtehenden Ordnung nach die Meinungen der Gilden einzu: 
holen ſind. 

Vergl. die zu den folg. F citirten Geſetze. 

1207. Sobald die Gildeverſammlung anberaumt werden iſt, veranftaltet der wort- 
führende Aeltermann die Zuſammenkunft der Mitglieder feiner Gilde, und macht ihnen, 
in Gegen vart des andern Aeltermannes und des Dockmannes, den Gegenſtand ihrer Zu: 
ſammenberufung bekannt, Hierauf ſammelt er die Stimmen der Mace und ma den 


Gildebeſchluß der allgemeinen Rathsſitzung vor. 
Vergl. d. Bürger d. St. Dorpat v. 16 Juli 1766, Art. 16. 
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1208. Gibt der Rath, nach Anhbrung der Aeltermäͤnner, feine Zustimmung zu dem 
Güldebeſchuuſſe nicht, ſo weiſt er die Sachen zur abermaligen Berathung an die Gilde: 
verſammlungen _ abet * ſelbige der Dberbepörde zur Gntfebeidung vollendet u 


Ebend. * U 
1209. Bei 8 der Stimmen und Jaſſung der e iſt die of 
liche Ordnung zu beobachten, wie in Riga. 4 n 21 


Vergl. d. Schr. Pen d. Bier ug v. 2 m 1647 und d. a. Ps . 
Dorpat v. 30 April 1647. 1 0 be zalhe) Spenden 1 
1210. Den Gilden iſt es Fr death zu 12 8 * fremde Derfonen 
zuzuziehen, die der Rechte kundig find, um ſich bei der Berathung ihres Gutachtens und 
Raths zu bedienen. Die Week: auge 5 anden ae eee 
zur Laſt. “fr ın 10 
Ebend. een 5 
1211. Zur Protokollführung haben die Sftbeberfainmlungen ci einen We Nabel 
halter oder 3 der einen Gehalt aus der Gildekaſſe . 
8 9 


IE rd ar . e 7 es 
9 Dritte Abtheilung. . 


Von den Verſammlungen der ſtädtiſchen Gilden in 3 


I. Von den Verſammlungen der großen Gilde. LEE! 


1212. Die Verſammlungen der großen Gilde in Pernau ſind entweder aden, 
oder außerordentliche. 


1215. Der woltführende Aeltermann der . Gilde beruft jahrlich vor Faſtnacht 
die Gildegenoſſen zur Verſammlung, und zwar ſchriftlich. 

Schr. d. gr. Gilde S. St. Pernau v. 12 Mal 1788, 56 1 u. 2. 

1214. Wer ohne beſondere rechtmäßige Urfache von der Verſanunlung wegbleibt, verfällt 
in eine Poͤn von 2 Rbl. S. M. . Beſten der Armen (a); erſcheint er aber, ohne Vor: 
Hana irgend eines Entſchuldigungsgrundes, zur an in Stunde in der Ve 

lung nicht ſo verwirkt er gleihfals eine eine von der Ge m beſtimmende ee 
Pon, die aber 2 Abl. S. M. nicht überfteigen. darf (b). b 

(a) Ebend., $ 3. — (b) Ebend. „86. eb 


1215. Gegenſtand der Berathung in der Verſammlung der großen Gilde kann über: 
Kae Alles fein, was ihre Bedüͤrfniſſe und Intereſſen betrifft, insbeſondere aber: 1) die 
Aufrechthaltung der Moralitaͤt und des e andels unter den Gildegenoſſen; 
2) die Aufnahme neuer Mitglieder; 3) die Beſtimmung der Marktpreiſe; 4) die Nevifion 
der in die eee e ene mum 15 ua 


* 


*. 1, 2, 4, B u. 10. 8 2 
1216. Dis Protokoll der bee, Be, der . R „der 


Aelt 7 
* * L Dien ut 1 Ebend., 9 19. A enn A or 
1217. Läßt ſich Jemand in der Born f ein waage Maya gegen den 
Aeltermann oder die Aelteſten zu ſchulden kommen, fo verwitkt er dadurch eine Gelprin 
‚von 2⁰ Kop. S. * = Veſten der Gildekaſſe. TER 5925 57¹1 29 mie 92 
f Ebend. „8 18. MK 7 Rhens 3 


II Th. 11 


u 


1218. Findet eine Meinungsverſchiedenheit Statt, fo wird die Sache durch Stim⸗ 
menmehrheit entſchieden, und der Gildebeſchluß zum Behufe der erforderlichen Erfüllung 
zu Protokoll genommen. Dem Rathe wird derſelbe durch den Aeltermann und einen 
Aelteſten, oder ſtatt ihrer durch zwei andere Gildegenoſſen, mitgetheilt. 

Ebend,, $ 39. 

1219. Dem Aeltermanne der großen Gilde ſieht es frei, auch e Site 
verſammlungen zu berufen, um ihnen obrigkeitliche Vorſchriften mitzutheilen, oder ſich in 
Betreff anderer ee Gildeangelegenheiten zu berathen. 

m Ebend., $ 4. c 1 

1220. Sämtliche Gensffen der Gilde find verpflichtet, in den außerordentlichen 
Verſammlungen derſelben zu erſche inen, bei Vermeidung einer Geldpoͤn von 20 Kop. S. 
M. Die Beſchluͤſſe dieſer Verſammlungen haben auch für diejenigen Mitglieder bindende 


*. die in ſelbigen nicht erſchienen find. 
Mi Ebend., $ 4. ‚183 


U. Von den Verſammlungen der kleinen Gilde. a 


1221. Der Aeltermann der kleinen Gilde beruft dieſelbe durch das jüngfte Mitglied 


alle drei Monate zuſammen. 
Schr. d. kl. Gilde d. St. pernau v. 1 Mal 1634, § 10. 


1222. Der Hauptzweck dieſer Verſammlungen beſteht in der Vertheilung der ſtadti⸗ 
ſchen Abgaben unter die zu dieſer Gilde gehörigen Bünger und in der Aufnahme neuer 


Mitglieder. 
Ebend. 


Din. KEANE Nm in Von en E 
Vierte Abtheilung. 

Von den Verſammlungen der Stadtgemeinden in den uͤbrigen Städten des 
Livlaͤndiſchen Gouvernements. 


1223. . den Verſammlungen der Stadtgemeinden in Wenden, Mohr) Went, 
Lemſal, Walk, Fellin und Arensburg gelten im Allgemeinen dieſelben Regeln, wie in 
Riga, mit ortlichen Abweichungen, nach der Zahl der Buͤrger und der Wichtigkeit der 


Städte 
are d. aum . Staͤdte v. 1 mee (126360). 


— — Fünfte Abebeil ung Nen 
Von den Beamte der ſtaͤdtiſchen Gilden in Reval. 
1224. In Reval find die Versammlungen der ſadtichen Gilden entweder Nahe, 


oder außerordentliche. 
1225. Die ordentlichen Verſammlungen finden zweimal bei „ zu eätare und zu 
St. Thomas, Statt. vi 


226. Magen She. d. "sr. ide d. St. Neval, 99 80 u. 66. 
1226. Kupeerentliche deem ing finden Sit: 1) © oft oeh be Meinung 
der Aeltenmaͤnner und der Aelteſten in gemeinſamen Angelegenheiten der Gilde eine allge: 
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meine Berathung aller Glieder derfelben noͤthig iſt (a), oder 2) wenn der Rath in einer 
Sache von beſonderer Wichtigkeit, welche die ganze Stadtgemeinde betrifft, die Meinung 
der Gilden au kennen wuͤnſcht (b). 
(a) Schr. d. ge. Gilde d. Et. Reval, 55 43 u. 78. — (b) Kön. Schw. Ref. v. 16 ot. lor, 
$ 6, und v. 5 Mai 1681, $ 6. 


1227. dar ſtͤdtiſche Gilde versammelt ſſch beſenders, und hat ihr rotpungn 


1 5 von der andern. 
ununterbrochene Gewohnh. an 1 
1228. Jeder Gildegenoſſe iſt verbunden „nach dem eite der en De: 
„in der zu erſcheinen und an den 4 5 
ſelben Theil Pr nehmen, AN 


1229. Wer ohne beſondere geſetzliche Gruͤnde in der dtn de Pen Gilde 
nicht erfcheint, erlegt zum Beſten der Armen das erſte Mal einen, das zweite Mal zwei, 
das dritte Mal vier Rubel Silber. Wer die Pon nicht bezahlt, oder das vierte Mal nicht 
erfeheint, geht für immer des Rechts verluſtig, an den Gildeverſammlungen Theil zu 
nehmen. 


Schr. d. gr. Gilde d. St. Reval, § 93. 


1250. Wer ohne beſondere geſetzliche Gründe in der Verſammlung en 
Gilde a e das erſte Mal einen, das zweite Mal aber ah ir 


Ununterbrochene Gewohnh. als 15 
1231. Krankheit und Abweſenheit aus der Stadt, fo wie auch Krankheit oder plötz 
liches Ableben der Eltern, der Frau oder der Kinder gelten für rechtmäßige i des 


Nichterſcheinens in der Verſammlung. 
Schr. d. gr. Gilde d. St. Reval, 5 54. 


1232. Gegenſtaͤnde der Gi r ſind: 1) Die Aufnahme it: 
glieder in die Gilde; 2) die Aufnahme De a ae ıbanf; 
3) die Rechnungsablegung der Gildegenoſſen wegen der von ue 5 
insbeſondere uͤber die Verwaltung der Gildekaſſe; 4) die Vollziehung der Wahlen zu allen 
Gildrämtern; 5) die Beſtimmung außerordentlicher Abgaben, welche auf den Antrag des 
Raths zum Beſten der Stadt oder zu einem andern gemeinnuͤtzigen Zwecke von den Bürgern 
zu entrichten find; 6) alle die Gilden oder die ganze Stadtgemeinde betreffen g 
J bebe Siam des Raths den Gilden zur Prüfung vorgelegt werden, Betreff 
inungen abzugeben, oder ihre Zustimmung zu erklären haben. 
u Schw. 12 v. 30 Juli 1009, $ Az Ege. d. gr. Gilde d. St. Wa, Fete 
kl. Gilde d. St. Reval, 95 89, 60 u. 02. n 
2 Bam Angelegenheiten unterliegen auf keinen Fall der Prüfung der Gilde: 


* wir d. Rev. Rath und d. or. Gilde v. 27 Jan. 1672, $ A; Kon. Schw. Ref. 
v. 16 Okt. 1675,57. 


125%. Die Beſchlüſſe der Gildeverſammlungen werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. 
Der wortfuͤhrende Aeltermann ſammelt in jeder Gilde die Stimmen. 
Die g 42341937 gründen ſich auf ununterbrochene Gewohnh. 1 
1235. Der wortführende Aeltermann ieder Gilde trägt dem Rathe den Beſchluß 
derſelben vor. Erſcheinen beide Aeltermaͤnner zu einer und derſelben Zeit vor dem Rathe, 
fo trägt der Aeltermann der großen Gilde den Beſchluß feiner Gilde zuerſt vor. 


* 
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1236. Haben beide Gilden einen einhelligen Beſchluß gefaßt, —— — 

ſelben beigelreten, fo wird dieſer Beſchluß Für definitiv erachtet. 2010 x 
1237. Findet aber eine Verſchiedenteit in den Gilkebeſchlͤſſen Statt 1 der⸗ 

jenige Beſchluß für definitiv ange ehen, welchem der Rath ſeine Zuſtimmung ertheilt. 
1258. Stimmt der Rath weder mit der großen, noch mit der kleinen Gilde üthekein, 


7 gelangen ſaͤmmtliche Beſchlüͤſſe, ſovohl der Bag A als auch der der Gilden, zur Prüͤ⸗ 
fung an die Oberbehörde. 


Kön. Schm. Di. v. En ui 16062, 9 A. gest 
1239. Etritigkeiten unter den Gilden enticheidet der Rath ale Hohe anne der 
raten iin 1 N 


5. 2 1 
) mom o zmtltomoh: KI 
e 


age Sechste Abtheilung. 
Von den Verſammlungen der Domgilde. 
1240. Auf d dem Revalſchen Dome berufen die Aeltermaͤnner und Nelteſten er Gilde 
dieſe letztere alle drei Monate zuſammen, und uͤberdem zu jeder Zeit, wenn in den ge⸗ 
legenheiten der Gilde allgemeine Berathungen aller Mitglieder derſelben erforder: 
lich find. 
. Voeigl. d. Schr. d. Domgilde v. 17:00. 1005, p. 1. 
1241. e iſt — nach em fungener Sfr, in de 
Verſammlung zu rin A Berathungen zu nehmen 
Die 55 12411260 benden ſich auf u oro hene Gemein. vn 


1212. Wer ohne beſondere ge, "esliche Gruͤnde nicht e, verwirkt zum , der 
Amen eine Pin von einem Rubel Silber. € 

1245. Krankheit und Abwweſenheit aus der Stadt, ſo wie auch plogliche Krankheit umd 
‚Robesfälle von Seiten der Eltern, der Frau oder der Kinder, — ps ge Ur⸗ 
ſachen des Nichterſcheinens in der Verſammlung. mi mug er 


124 J. Die Bechliſſe der Virgergemeinde auf dem Ne lſchen Do den d 
dene 1 mmen gefaßt und werden ohne be onder a 8 Sir 
ed age! 197 9 


Men 


tung e bold fie fich nur auf ke ER. ie i 
155 eee! der Gilde betreffen. 1 


gie malt tm Mettau nie N hl Tes! 
Nun 
r Siebente Abtheilung. n 
a nee De Sing Sof, deen, Meinen 
und Baltiſchpert. fee 2, 


1245. Ju Hug, Wesenberg Weiſſenſtein und Büch era mn ſich 
bei ere der Versammlungen der ürtlichen Ste dtgemeinden und bei den 
darin Statt fudenden Beathungen nach de Weſſammurngen, de, fe den ae 


Dom gelten. een ee ae ehe IND asp mi antun 


— 7 Ar Fr 


Von den Be der We e im Keule 5 — 


nig % mann Er Le —— 
1236. Im Kurländiſchen — Anden, die me der Stadt⸗ 
gemeinden nicht anders — als mit Genehmigung der Gouvernementsobrigkeit. Das 
Recht zur ng derſelben gebührt den örtlichen Aelterminnern, ene 
giger Zuftimmung der etlichen Magiſtrate. 


1247. An den Ver; aummlungen nehmen alle örtlichen Birger Cheiflicher fan on 
Thel, ohne Unterschied der Korporationen, su welchen ſie gehören.” wu, | 
1 * 


1248. Segrunände der Berfuramlunzen fin: die angeordneten Wahlen und über⸗ 
haupt alle die Intereſſen der Stadtgemeinden betreffenden Angelegenheiten, welche denſel⸗ 
ben von der Obrigkeit zur Prüfung uͤberwieſen werden. 


1249. Außer den allgemeinen ſtaͤdtiſchen Verſammlungen in Mitau, haben die Bier: 
brauer⸗ und Kramerge ſellſchaften ihre beſondern Verſammlungen. 


1250. Diet Verſammlungen zerfallen gleichfalls in 2 und außer⸗ 


ordentliche. 51185 7 enn 12580 Trrhelmnotn 3 


1251. Die ordentlichen Verſammlungen finden viermal im Jahre et; namentlich 
aber: am 2ten Januar, 2ten Ayril, 2ten Juli und ten Oktober. Die Mitglieder einer 
jeden Gefe.lichaft verſammeln ſich bei ihrem Aeltermanne, auf deſſen Tags zuvor ergangene 
Aufforderung. Faͤllt der 2te der erwuͤhnten Monate auf einen Sonn = oder Seite, ſo 
wird die Verſammlung auf den darauf folgenden Werkeltag anberaunt. 

im onna n affen: *. su unk, v. 18 Jan. fs. pr 3 u. Mini Der 


erm fe e 
Are men 10 an 


be} ren AA 5 BR) = 26 5 Achte Abheilung. a en nne un 
„ ’ 


Kr.⸗O. v. 22 Sept. 1700, 5 % Neue Ko: Vierte, O. v. 16 Nan. 1781, Att. b. 


‚1255. Wer, ohne ein ſich ereignendes beſonderes geſetzliches Hinderniß, in der Ver⸗ 
bummlung der Krämer zu ſpät erscheint, zahlt für jede halbe Slunde der Verſpatung 
30 Kop. Silb. in die Kaffe dieſer Geſellſchaft. Wer ohne Vorſchützung geſeslicker — 
m Bl ausbleibt, zahlt das = Mal 60 Kop., das zweite Mal 1 Rub. 20 Kop., das 
Rub. 40 K Kop. ‚Seieint de ec ge auch nach Beitrei er 


dritte Mal 
Pon in eu ek bele t ihn der Rath, au Vorſtellung Ae 
oder 1 ei 255 Ermeſ Fa ach, mi el 1 * Etat „oder e hn, 7 A er es 


fir ‚nöthig geadtet, a aus 8 — * a P 


Anmeckung. In der eee findet die RETRO 1253 ernten 
Geldpoͤn nicht Statt. AR 


‚125%. Die aa genes par der Verlefung der Krämer: oder 
der Bierbrauerordnung. Sodann findet die Beihlufnahme über 1 4 
träge Statt, welche einzelne Mitglieder in Bezug auf das * der 
machen. Endlich wird das von jedem Mitgliede der Geſellſchaftskaſſe zu entrichtende ſoge⸗ 


Nef 
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nannte Quartalgeld, betragend bei 8 Kraͤmetgeſellſchaft 65 Kop. Silb., bei der Bierbrauer⸗ 
geſellſchaft « aber 1 Rub. 30 Kop. Silb., entgegen genommen. 

Kr.⸗O. v. 22 Sept. 1700, Art. 16; Keue Kr u. Bierbr.⸗O. o. 40 Jan. 1781, Art. 9. 

1255. Außerordentliche Verſammlungen dieſer Geſellſchaften werden von den Aelter⸗ 
maͤnnern zuſammen berufen: 1) So oft es ſich um eine Angelegenheit handelt, welche die 
ganze Geſellſchaft betrifft und die keinen Verzug leidet; 2) wenn die Aeltermaͤnner in den 
Angelegenheiten der Geſellſchaft Summen WE gaben, die is der = nicht vor 
ruͤthig find. * ur 
Neue Kr, u. Bierbr.d. v. 18 Yan. 1781, Art. 7. * 

1256. Für die außerordentlichen Versammlungen gelten in Ynfehung der — 
ſammenberufung der Mitglieder, ihrer Pflicht, in der Verſammlung zu erſcheinen, der 
Faſſung und Ausführung der Beſchluͤſſe dieſelben Regeln, welche bei den Wert 
sammlungen zu beobachten find. 


Ebend., Art. 9. 


Neunte Abtheilung. üs ebm dm 
Von den Verſanumlungen der ‚ftädtifchen Gilden in Narva. 
I. Von den Verſammlungen der großen Gilde. 


1257. Die große Gilde hat keine beſtimmten Termine zu ihren Verſammlungen. Sie 
wird zuſammen berufen, fo oft es der wortfuͤhrende Aelteſte zum Dehufe der Berathungen 
uͤber ihre gemeinſamen Angelegenheiten für noͤthig erachtet. 

Schr. d. gr. Gilde d. St. Narva v. 11 Dec. 1668, —— BRETTEN ar Gilde dit: 
Narva v. 1773, KR es en nem a he 
1258. Winſcht ein Gildegenoß bei der Güldeverſmmlung irgend einen Antrag zu 

machen, fo bittet er den wortfuͤhrenden Aelteſten um Zuſammenberufung der Gilde. che 
Nelteite iſt verpflichtet, feinem Anſuchen zu willfahren. Ergibt es ſich aber in der Folge, 
daß keine hinreichenden Grunde zur Zuſammenberufung der Gilde vorhanden waren, fo iſt 
der Schuldige mit einer bes von 3 Rub. Silb. zu belegen. 

Rev. Schr. d. gr. Gilde d. St. Narva v. 1773, § 7, Art. 2. 

1259. Ein jeder Gildegenoß iſt verpflichtet, ſich nicht ſpaͤter als 10 Uhr Morgens in 
der Versammlung einzufinden. Wer um halb eilf noch nicht erſchienen iſt, erlegt als den 
Tas: 8 wo ſch über eine Stunde — * das —.— a 

Ebend., § 2 u. * 6 h 

1260 Wer von der Versammlung ganz abe ohne fein Ausbleiben vn mit 

mäßige Urfachen entſchuldigt zu haben, 8 in eine Pon von 60 Kop. Silber. 


1261. Wer dreimal hinter einander, ohne Vorſchüzung rechtmäßiger Ursachen, von 
A nee wegbleibt, verfällt zum vierten Mal in eine Pon von 3 . 


Ebend., $ 9. 


1262. Giſcheint ein Nelteftee zu fpät in der Verſammlung, oder findet ch derfebe 
N. ein, ohne fich durch geſetzliche Urſachen rechtfertigen zu können, fo hat er die von 
einem grothntichen Gildegenofen veritte Strafe doppelt zu erlegen." ann 

a Gn . 
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1263. Der wortfüͤhrende Aelteſte beginnt um halb eilf Uhr en Bull dem 
are der — die Verſammlung zu . hat. 5 
di Ebend., Mu. 11. 2 N nen TS TIER 
1964. Wer den Vortrag des wortführenden Aelteſten unterbricht, oder die Ordnung 
und Ruhe in der Verſammlung ftört, verfällt in die heshalb in dem en) der * 


ee 
45 Ebend., 90 9—11, 13, 16 u. 16. 


11855 Nach beendigtem Vortrage der Sachen und geſchloſſener Berathung Wet 


der wortfuͤhrende Aelteſte die Stimmen, und beginnt zu dieſem Behufe bei dem juͤngſten 
Mitgliede. 
Ebend., $ 12. TSI 


1266. Alle Stimmen gelten gti, ſowohl die der age tat, als 1 


die der Aelteſten. 
ie Ebend. 


Silber. 
Ebend. 


1268. Den Mitgliedern, die mit dem durch Mehrheit der Stimmen gene b. Be⸗ 


ſchluſſe nicht übereinſtinnnen, iſt es erlaubt, ihre beſondern Meinungen z 1 * 
geben. 
124 Ebend. 0 
1269. Iſt einer der Gildegenoſſen auf irgend eine Weiſe bei der von der Verſamm⸗ 


lung zu pruͤfenden Sache intereſſirt, fo hat er nicht nur kein Recht in Betreff derſelben zu 
ſtimmen, ſondern iſt auch verpflichtet, vor der Entſcheidung der Sache die Verſammlung 


u vr Wer in einem ſolchen Falle die Erinnerung des wortfuͤhrenden Aelteſten 
und ſich e wi e ker 
1 1 55 nd a Armin 129 ahm: 
m I 
1270. Der Beſchluß wird bei he der emden ah Eid die Stimmen 
gleich, To gibt der wortfuͤhrende Aelteſte mit feiner Stimme den Ausschlag. 


Ebend., $ 11. ng d 


1271. Der Beſchluß der Gildeverſammlung wird von dem onen Giloejoume: 
liſten zu Protokoll genommen. Ein Auszug aus dieſem Protokolle wird Be 


zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 8 
Ebend., 3 * x 2 


72. Der vn 1 iſt verpfli ldebeſchluß unverzügl 
es a W e e V Mu! 25 yo 
eigenmaͤchtige Xbdn 19 darin, fo 0 er ah Re eine Pon von 60 Rub. Silber 


ſondern wird auch ſeines Amtes entſetzt. 
Ebend., $ 7, P. 1. 


1273. Wer dem Gildebeſchluſſe nicht Folge leiſtet, wird mit einer Pon von 1 Rub. 


50 Kop. Silber belegt. 
Ebend., $ 22. 


1267. Wer ſich der Abſtimmung entzieht, erlegt PER eine Pen von 15 Kop. 


— int ge 


— —— 


1274. Wer von dem wortführenden Aelteſten zu einer Strafe verurtheilt wird, und 
ſich dadurch für gravitt erachtet, kann ſich deshalb mit einer Beſchwerde an die Gilde ver⸗ 
ſammlung wenden. Den auf dieſe Beſchwerde erfolgten Gildebeſchluß hat er aber unwei⸗ 
gerlich zu erfuͤllen ö bei Vermeidung einer neuen Pon von 3 Rub. Silber. 21 si 

non neun . 9 2 


1275. Erachtet est die Gilde für nötig, eine ihrer Prüfung: unterworfene apt 
heit einem e we übertragen, ſo iſt der Beſchluß deſſelben eben ſo guͤltig, 


Nin Hm rn 


1276. Die Gilde ift auch befugt, Ah Kommiſſionen die N der Ange⸗ 
legenheiten zu übertragen, die in ihren Geſchaͤftskreis gehören. Pas 

1277. Die Mitglieder der von der Gilde angeordneten Kommiſſo onen legen über ihre 
Verrichtungen der Gilde Rechenſchaft ab. Wer außer der Gildeverſammlung einem Mit⸗ 


gliede der Rommiflion einen Vorwurf in Betreff feiner Verſchtungen macht, wird ſelbſt 
auf den Fall, wenn ſolcher gegruͤndet fein ſollte, mit einer Pon von 15 Rub. Silber 


n 
chend., 5 2. 2 ‚sag 
nung mar 3 * ; Anl. oo 


ug, Moti n wanna: anna ‚Juunlz IN DENMARK au 
II. Von den Verſammlungen der Melden Gilde, oder der Korporation 
der Handwerker. 

1278. Unabhängig von den außererdentlichen Verfammlungen, welche bloß in wich⸗ 
tigen Faͤllen zuſammen berufen werden, finden bei der kleinen Gilde eee 


r eee bi n I Nn 
mom Shwed. allg. Handw.⸗O. v. 1 Maͤrz 1669, Act. 2, 0 4. 


1279. Gegenſtaͤnde der Verſammlungen der kleinen Gilde find: 1) 1) Die jährlich durch 
einen Aelteſten vor der ganzen Gilde a ge Verleſung ihres Handwerksſchtagens (a); 

2) die Erlegung des, mit Berüͤckſichtigung eines jeden Handwerkes, von der Gilde bewil⸗ 
3 und von dem Ratte beſtätigten Quartalgeldes zum Beſien der Gildekaſſe (b); 

3) das Einſchreiben und Ausſchreiben der Lehrlinge (e); 10 die Prüfung der Rechnungen 
über die Kaffe und die Gildeeinkuͤnfte (ch. 

(a) Schw. allg. Handw.⸗O. v. 1 März 1669, Art. 1, $ 6. — (b) Ebend., Art. 1, * 

(e) Etend., Art. 4, 9 5. — (d) Edend., Art. 3, 64% ng gu 


1280. In den Versammlungen der kleinen Gilde bringen die een Se Sachen 


zum Vortrage, auch leiten ſie die Berathungen. 
Ebend. 


121. Dos Protokoll d der Gildeverſammlungen führt ein beeidigter Notar, er ein 
anderer Stadtbeamter. Für dieſe Muͤhwaltung erhält derſelbe, außer feinem Fe. 
Gehalte, eine beſondere, von der Gilde und dem Rathe zu betimmende Vergütung a aus der 
Gildekaſſe. 

Ebend., Att. 1, 9 7. 
1g nal A un int cu hst 10 ban ak u T C 
560 N 


169 


- eee ertes Hau p t ſt u k. 208 
Ven den zen“ band und dem e 


lin um; * 15010 


Erſte Abtpeitung nenn, 
Von den Rüstifen Walen und der wahlen in 8 der 
e 


I. Von * Wehlen in Wen Rath. K eh 


1232. Der Rath beſegt durch eigene Wahl die in feinem l eileigen 
Stellen. 
Urt, d. Königs Stephan Bathort v. 14 Jen. 4694, 6 3; uk. d. Könige Guffzo Aboſhh v. 
25 Sept. 162 1, Art. 3; Atk.⸗ptte. d. e W . 4 au ird (2278) Att. 0j Rig 
Hand.⸗O. v. 7 Der. 1765 (12518) § 85. 


1285. Die Bürgermeister, vier an der Zahl, werden aus der Mitte der Rathspetren, — 
die Rathsherren aber, der Zahl nach ſechszehn, aus den Litteraten und Kaufleuten, in 
gleicher Zahl, erwaͤhlt. Cel 

Ununterbr. Gewohnh. 

1284. Zu Nathsberren aus den Literaten werden vom Rathe vorzugswweiſe Beamte 
gewahlt, die in der Oberkanzellei des Raths und in den Kanzelleien der Untergerichte die⸗ 
nen a); zu Rathsherren aus der e werden . 
der großen Gilde gewaͤhlt (b). W TR. 

(a) Ununterbr. Geanbeh. — 00 Rotheprot. 5. 22 Aut 1723. I N) 


1285. Die Beſetzung der unter den Rathsherten erledigten Stellen findet jährlich in 
der Verſammlung vor Michaelis Statt; die Buͤrgermeiſtervakanzen werden aber ſofort 
beſetzt. 

. enn le ta Nen ene ee ee nr „TOLL 


1286. Die ige wählt der gesammte Noth. Aus dieſen waͤhlen die vier 


jüngsten Rathsherten jahrlich den wortfuͤhrenden Bürgermeiſter. Bei gleich getheilten 

Stimmen . den Wine zunäͤchſt ee Aae dernden 

herrn zuzuziehen. 1 * D Mn en 

W Eben ſo. — nn mn llndeng 

1287. Die Rathsherren wählt ber geſammte Rath unter den Bere des worfführen⸗ 
den i 1 
Nase uz an d n nim chen o. ni Mhh nd Id Ben. 

1288. uus der Zapf der zut Wee d Aigen ap 


der gefammte Rath einen Syndicus und zwei Vice-Syndicen, die dieſer Funktion — 
vorſtehen, als ſie in ihrem Nathsber HERE berblelbel 


ID 0 eee Rig. St. O., B. II, Kap, 29, 954 n en ee r 
1289. Die Mitglieder des Raths werden auf Lebenszeit h. 2 Jeden 
Ununterbr. Gewohnh. 

1290. Der zu einem Mitgliede * vor das ihm 71 


chlagen. chin nuchtner 
nicht ausſchlag e 
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1291. Der Gewaͤhlte wird dem Generalgouverneur zur Beſtäͤtigung vorgeſtellt. 
Rig. Hand.⸗O. v. 7 Dec. 1765 (12518) 6 55. 
1292. Nach Beftätigung der Wahl durch den Generalgouverneur, wird dieſelbe 
vom Rathe an dem darauf folgenden —— Den — öffentlich bekannt 


* 


— Grohe. 


1295. Wer in den Rath als Mitglied gewahlt worden iſt, muß bei ſelbigem den er⸗ 


forderlichen Amtseid leiſten. 
Rig. St.⸗R., B. I, § 1; Urt. d. Kön. Stephan Bathori v. 14 Jan. 1584, 5 2, Uk. d. 


Koͤn. Guſtav Adolph v. 25 Sept. 1621, Art. 3. 


1294. Hat ein Mitglied des Raths ein Jahr lang ſeinem Amte vorgeſtanden, ſo iſt 
daſſelbe befugt, um feinen Abſchied nachzuſuchen. 
Ununterbr. Gewohnh. 


1295. Rathsglieder von der Kaufmannſchaft, die falliren oder bankerott werden, 
gehen nach erflärter Inſolvenz ihrer amtlichen Stellung im Magiſtrate ſofort ver⸗ 
luſti 

ng. Eben ſo. 

1296. Jedes Mitglied des Raths genießt, ſo lange es darin dient, die ſeinem Amte 
nach der Civil⸗Dienſtordnung beigelegte Klaſſe und Ordnung, nebſt den damit verknuͤpften 


Rechten und Vorzuͤgen. 
urt. d. Reg. Hedw. Eleonora v. 27 Nov. 1660, Ergänzt u. veraͤnd. duch das Allerh. beſt. 


Gutacht. d. Reicher. v. 21 Juni 1845. 
ar en en UN pin eee 21 ehrt 


II. * den Wahlen 1 die nädtifchen Milberg cette 


1297. Die dem Rathe untergeordneten ſtädtiſchen Niedergerichte werden aus Mitglie⸗ 


dern deſſelben beſetzt. A der N N ſitzt 7 keinem dieſer Gerichte. 


1298, In der Verſammlung vor Michaelis ka der henne Math darth Stim⸗ 
menmehrheit unter feine Mitglieder die Aemter in den ſtaͤdtiſchen Niedergerichten, ohne 
deshalb zur weitern obrigkeitlichen Beſtaͤtigung vorzuſtellen. 

Urt. d. Kön, Stephan Bathori v. 14 Jan. 4584, $ 3; En.⸗Br. d. Kön. Guſſav Adolph v. 

25 Sept, 1621, 5 3; Rig. St.⸗R., B. 1, 5 2. 

1299. Bei der jährlichen Vertheilung der Aemter iſt es erlaubt, dieſelben Rathsglie⸗ 
der abermals zu den von ihnen in den ſtͤdtiſchen Niedergerichten bekleideten Stellen zu 


2 Ununterbr. Genohnh. 


1500. Wird im Laufe des Jahres in einem der W Niedergerichte eine Stelle 
erledigt, fo delegirt der Rath ein anderes Mitglied zur Beſetzung derſelben. 
Eben fo, 


1501. Die Mitglieder des Raths werden wegen ihrer ella in un faniiben di 


dergerichten nicht in Eid genommen. 
Eben ſo. 
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III. Ton den Wahlen zu den Vemtern behufs der innern — 
verwaltung. 


Nc! 


1) Zur innern Verwaltung der großen Oude. 


1502. eee wehe dab temee de gi Ge — 
u vom Rathe dect. 
2007 eee Scr. d. gr. Gilde d. St. Wes, 9 52. £ 
1305. Wird in der Aelteſtenbank eine Stelle erledigt, fo wählen in der Beben 
lung vor Faſtnacht die nicht zur Aelteſtenbank gehörigen Bürger der großen Gilde, fie 
mögen in der Brüderſchaft ſtehen oder nicht, zur Beſetzung dieſer Stelle vier len 
aus der Zahl der Bruͤder. 


Ebend., 52—br; die nannten 3 * 
nd., 80 N er v. 1080, 15 


1504. Aus dieſen vier Kandidaten wählt die nasa die an der Plena Glbe⸗ 


verſammlung keinen Antheil nimmt, nach Statt g beſonderer 
enmehiheit eh einen, deſſen Namen fie der She ammlung bekannt Stan maß = 
dem fie in ſelbige zurückgekehrt iſt. as 


1305. Sind C1 
ſetzung jeder Seelen vier Kandidaten erwaͤhlt. 
Schr. d. gr. Gilde d. St. Riga, § 52. 


1306. Aus der Mitte — wird alle zwei Jahre in der 1 


Faſtnacht von allen Gildegenoſſen, fie mögen zur Bruͤderſchaft gehören oder nicht, der 


Aeltermann gewaͤhlt. 
Ebend., $518, 19, 29, 30, 38, 58; die ſogenannten 32 Punkte v. 1680, P. 1, A, 18, 23. 


1507. Bei der Wahl des Aeltermannes ſammeln zwei Aelteſte und zwei der jüngsten 
Bruͤder die Stimmen. Der durch N 
deſſelben von Seiten des Raths, in Eid mmen. „ eln 

Schr. d. gr. Gilde d. St. Riga, $ ; die ſogenannten 32 Punkte v. 1680, p. 1 u. 4. 


1508. Der Rath kann die Beſtätigung des Aeltermannes nur auf den Fall verdei⸗ 

gern, wenn in Betreff feiner Moralität ſtarke Zweifel vorhanden find. 
Die ſogenannten 32 Punkte v. 4680, p. 1 u. 3. 

1309. Wer die Annahme des Amtes des Aeltermannes oder eines Aelteften der großen 
Gilde verweigert, geht aller Rehe verlustig, die ihm als Mitgliede der Gilde * der 
Bruͤderſchaft zuſtehen. 

Schr. d. gr. Gilde d. St. Riga, 9 83; die ſogenannten 32 Punkte von 1680, P. 6. 

1310. Der Dockmann wird jährlich in der Verſammlung vor teen, 

bevor zur Wahl der Rathsherren geſchritten wird. 
Schr. d. gr. Gilde d. St. Riga, $$ 78, 79, vo, 62. 

1511. Alte Bürger der großen Gilde, fie mögen zur Brüderſchoft gehbten, oder nicht, 
willen dad Kandaten aus be Zapl de Wer Der Aeltermann und die ehen in 
une 2 nu. zugegen. eu 

15 ‚ lad Ai n Non 

1512. Die W der Kandidaten werden der — und tee 

bank durch den im Amte ſtehenden Dockmann bekannt gemacht. Hierauf theilen zwei 


Aelteſte dieſelben dem Rathe mit, und laden denſelben ein, fich mit dem Oberſekretair 

oder einem der Rathsſekretaire in der Verſammlung einzufinden, um an der Wahl des 
Dockmannes rerſdalichen Autheil zu nehmen. 

Ebend., 5 

1315. Sebald der Rath nach der Gildeſtude gekommen iſt, wird vom Nathe, dem 

Aeltermanne und der Aelteſtenbank aus den durch die Gilde vorgeſchlagenen Kandidaten 

einer gewaͤhlt. * die FEN Slinumen hat, der * r Dockmann Mi das Dr 

j ht) area vi an "Ce, N 8696. un iir nic co L 

AR zr RD ene et eee a ua Nuhr ee een 

2 ze inneren 1 9 ‚feinen Gilde. 


m Sor. d. ll. ele eb ae ee ner OCT 


—— ik nd in —— Aetteftenbanf Sie 10 fe We der Nane 
die Nelteſten der Gilde Kandidaten in 1 r: be 107 iner 0 u kl 
zweien vier, bei dreien ſechs. Der Dockmann macht fe ilceverſan 10 Nn 
dieſer Kandidaten bekannt, und die Verſammlung waͤhlt durch Etbagennntegelt einen von 
ihnen für jede Vakanz. Der Erwahlte wird vom dhe beate, und tt fein Amt 
beſondere Vereidigung an. men e 

bad., 9 30. 

1316. Der Aeltermann der kleinen Gilde wird alle zwei Jahre von ſaͤmmtlichen 
Buͤrgern dieſer Gilde 2 Zahl der Aelteſten e ee RE 
beſtaͤti Aldhbunp n * 
xx 2 a :.2 ‚or. . alle Eben., 5 23 u. 29. — * —— 
1517. Wer die Annahme des Amtes des Aeltermannes oder eines Aeltejten biete 
tige Grimde verweigert, geht aller Rechte wine „ iin als Pilline 0 Gilde und 
der 1 zustehen ni Je mund nog n: 

r butt ger Ebend., N 20. 1 


1518. Di Wahl des Dockmannes der kleinen 5 2 uf webe wir 
die Wahl der Leet ene D a et wa N n en e 


E 1 1 3 „ 0 BE nme 3 


mem 7% mihtla > 290 aunamıiin 20 8 BE. * WK gig n 907 
Ian . err 0 
IV. Von den Wahlen. in das Öeneral: Rsntitasiumund.in 
das Stadt⸗Konſiſtorium. 


1319. Zur Stelle eines weltlichen Mitgliedes des GerrabRahfiruihs. PR der 
eg, Rath einen n durch ene, der men, 


Get. f. d. Eo-Luth. auge in wal. v. 26 De. 1052 Gerd) 931. 


Mb mr 


1320. Zur Besetzung der Stelle des Prefidenten des Migaſcen Stadt Kenſiteriums 
wahlt der Rath bei Erledigung derſelben, auf Verfügung des Generalgouverneurs, zwei 
Kandidaten aus den gelehrten Bürgermeiftern. Nach Genöhlung dr Kanten berichtet 
der Rath hierüber dem Generalgouverneur. nee Nilas k . mn +‘ 18 * 

. m en, Mn ee eee ee, eee e e e 
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1521. Zur Stelle des geijtlichen Vice⸗ Preſidenten (Superintendenten) des Rigaſchen 
Stadt⸗Konſiſtoriums ſtellt der Rigaſche Rath aus der . der 8 
Prediger zwei Kandidaten vo. Unie Sil 

Eben, $ 276. ms. Sch 
1322. Zur Beſetzung der Stelle der weltlichen Beiſſter des Stadt: and s 
waͤhlt der Rath bei ne berjelben ‚zu 2 Stelle wei Kandidaten aus ſeiner 
Mitte. 11 11 

2 . * 18 f eben. $ 29. . 

1328. Die in bas Konfclum econe Mitglieder des Hatte verbleiben in je: 
nem fo — „ als fie ihr — — bekleiden 


fi m Au ala 0 3 X E 
V. Von den Wahlen in das Polizeiamt. 
1524. Beide Beiſtzer des Polizeiamts werden in der Verſammlung vor Michaelis 
vom Rathe aus feiner Mitte erwaͤhlt. Ihre Wahl bedarf keiner tre g es 


wird dane dem Generalgouverneur bloß nachrichtlich vorgeſiellt. cer 
N Eat des Nigaſchen Polizeiomts v. 11 Jan. 1842 (240600). Re 


1325. Hört ein Beifiger des 5 er uf, Mitglied des Raths zu fein, fo ia 
er auch feine Stelle im Polizeiamte niederle 


Ununterbr. dae N 2 U 
1 N N am 4 . N a Titz, nen: Nes n 
VI. Bon — — Gen Me wine" ande den 
fogenannten Inſpektionen. el 


1526. Die Wahl zu den durch Mitglieder des Raths zu beſetzenden Aemtern bei den 
ſtadtiſchen Kommiſſionen und Infveftionen findet ae Nemterbeſe zung in der 


Verſammlung vor Michaelis Statt. l DEOE en e Dei e e t 
Crues En — Oeroſah. * ur Br 91 1 
1527. Die Wie der b großen und kleinen Gilde werden in den ee ir 
eres w 1 0 
Eben fo. 
1328. ER Mitglieder der ſtaͤdtiſchen denne and der bonne 
3 warden auf eebensgeit ernannt. n⁰ν,νi] 155 
Eben ſo. 1 u 9 I 8 
Anmerkung. Ausführliche Regeln über die Zuſammenſezung der eee ra 
Inſpettionen ſind im erſten Theile dieſes Are ag B. II, enthalten. 12. N en 


2 


VII. Ven den Wa blen zu den Aemteen behufs der 1 
n e Bauern im Nigaſchen eee 


ET e eile en en 11 


1329. Der Kirch fpielsrichter des Patrimonialgebiets der Stadt Riga Riga und Aussen Gt 
ſtitut werden vom Rathe aus feiner Milte auf drei Jahre erwählt. 


1550. Die Ernennung der Rathsglieder in Das dambogbeigaich errhiet au di 
ſelbe Weiſe, wie bei den uͤbri zen ſlaͤdtiſchen Nieder gerichtet. 
Vergl. d. zum 9 1298 u. fig. cit. Geh 55 
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1551. Für die Abtheilung des Raths, welcher die Bauerſachen des Pateimonlalgebiets 
der Stadt Riga untergeordnet ſind, ernennt der Rath jaͤhrlich in der Versammlung vor 
Michaelis vier Rathsherren, die we im ene noch im Kirchſpiels⸗ 
gerichte ſitzen. 

r 
Zweite Abtheilung, 
Von den Wahlen und dem Wahldienſte in den übrigen Städten des Livlaͤndiſchen 
a Per ee en 6 uvern 2 t . fen rn 771 
J. Von den Wahlen und dem Wahldienſte in Dorpat. 
1) Von den Wahlen in den Rath. v 


1332. Der erfte oder Quftizbiirgermeifter und zwei Rathsherren werden aus den Litte⸗ 
raten gerohhlt; der zweite oder Kommerzbuͤrgermeiſter wird aus den dienenden oder nicht 
dienenden Rathsherren, oder, gleich den uͤbrigen Rathsherren (der Zahl nach fünf), aus 
den Bürgern der großen Gilde, und zwar vorzugsweiſe aus denen gewaͤhlt, die bereits bei 
der Stadtverwaltung Aemter bekleidet haben. 

Urt. d. Kön. Chriſina v. 20 Aug. 1646, Art. 1 u. fg; Vergl. d. Burg. d. St. Ses 

mit dem Rathe v. 16 Juli 1765, Art. 3, 66. 

Anmerkung. Nach dem Art. 3 des unterm 16 500 1765 zwiſchen den Bürgern und dem 
Rathe geſchloſſenen Vergleichs konnen auch mehr als zwei Rathsherren aus den Litteraten gewählt wer⸗ 
den, nur darf die Zahl derſelben nicht die Haͤlfte der ſaͤmmtlichen Raths herren uͤberſteigen. 1* 
1553. Sämmtliche Rathsglieder werden auf Lebenszeit gewählt. 

30 Dec. 4802 (20574); Reſte. der Liol, Ooub.-Neg. v. 24 Jan. 104. 
1554. Der Rath beſetzt durch eigene Wahl die bei ihm erledigten Stellen. 
Urk. d. Koͤn. Chriſtina v. 20 Aug. 1646, Art. 4; Vergl. d. Buͤrg. d. St. Dorpat mit dem 
Rathe v. 16 Juli 1768, Art. 3, 62; v. 30 Der. 1802 (20871). 


13355. Wird eine Stelle unter den Mathsherren erledigt, fo ſchlägt der erſte Bürger: 
meiſter oder deſſen Stellvertreter der allgemeinen Rathsverſammlung zur Beſetzung derſelben 
drei Kandidaten vor. Findet aher die Stellerledigung unter den Rathsherren aus den Bir: 
gern der großen Gilde Statt, ſo ſind die redeten eee Sahl 
der — mit einzuſchließen. 

Vorſchr. d. Liol. Gouv.-Neg. an d. Döcptſch. Rath v. A Min 1798; 30 De. 1808 (20 t). 


1356. Sämtliche Rathsglieder ſtimmen hierauf, vom jüngften an, zum Beſten 
eines der drei vorgeſchlagenen Kandidaten. — 


11 


1557. Weigern ſich die Rathsglieder, über einen oder auch über ſämmtliche Kandidaten, 
die ihnen vorgefchlagen worden ſind, zu ſtimmen, ſo iſt der erſte Bürgermeiſter verpflichtet, 
andere in Vorſchlag zu bringen, und dieſes fo 1 85 zu er? 115 die Wa 

it zu Stande kommt. 


10 4 5 Ai: 


r ace an met ene ehe, — 
— zur Taltiaung wnrochlt Ai 
Ebend., und Vorſchr. d. ä — 21 den 1001. 
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1339. Nach een ere mee eee. 
Eid genommen. 5 = RE 
Ebend. a 
1340. Beide Bärgermeijler werden von den Übrigen Rathsgliedern auf difebe Weite 
erwaͤhlt, wie die Rathsherren. * 
Ba 2 


2) Von den Wahlen in das Vogteigericht. 


1341. Die Ernennung der Rathsglieder zur Beſetzung des Vogleigerichts findet alle 
zwei Jahre durch einen beſondern Ausſchuß ftatt, der aus den beiden Bürgermeiſtern und 
dem Syndicus, oder, wenn die Stelle eines Bürgermeifters erledigt iſt, aus dem andern 
Bürgermeiſter, dem aͤlteſten Rathsherrn aus den Bürgern der großen Gilde und dem Syn⸗ 
dicus befteht, ohne daß deshalb, behufs der Beſtaͤtigung, der Gouvernementsobrigkeit vor- 
zuftellen iſt. Nach erfolgter Wahl werden die Gilden ſchriftlich davon benachrichtigt. 

Priv. d. Kön. Chriſtina v. 20 Aug. 1646, Art. 2; Vergl. d. Buͤrg. d. St. err 

Rathe v. 16 Juli 4765, Art. 14. 


3) Von den Wahlen der Vorſtaͤnde der fädtifhen Gilden. 
1342. Jede Gilde, ſowohl die große, als auch die kleine, waͤhlt, unter Betätigung 
des Raths, aus ihrer Mitte zwei 2 und zwei e Ihre Aemter 


werden ihnen auf Lebenszeit übertragen. di 2 
* — er dann v2 Mi 1007, sn ms 1 iM 


N 
4) Von den wären | in das ene 


1343. In das Polizeiamt der Stadt Dorpat ernennt der örtliche Rath eins feiner 
Mitglieder, nach eigener Wahl. nn e ied 


verbleibt. elfe N dama 
Allerh. beit. Etat d. Dörptſch. Polizei v. 13 Juni 1808 21702); Borksr. d. Lidl. Gouver · 
nem. ⸗Reg. an d. Dörptſch. Rath v. 23 Sept. 1805 und 23 Ott. 1805. 1 


Anmerkung. Ausführliche Beſtimmungen über die Ernennung zu Aemtern bei den e 
gen und Kommiſſionen, die mit Rathsgliedern und Genoſſen der Stadtgilden befegt werden, find an 
ihrer Sie — erſten Thel dete Provinzialrechts enthalten. gert 

; Lt, 


IS U 7 ER 
II. Von den Wahlen und dem Wahldienſte in Pernau. 
a 1) Von den Wahlen in den Kath. 
1314. Der ente der Jufihiegermeifer und zwei Ratfeherren werben aus den it 
se der ‚el oder Polizeibirgermeiſter und die übrigen vier Rathsherren aus der 
hen b. — Sterben Bathori o. 1. 1582; Urt. d. Kin. Sigtsm. ut v. 6Aprif 1889; 
pern. Pol.⸗O. v. 24 Juli ap. 2. 


1545. Der Rath beſetzt Be . ihm erledigten Stellen durch eigene Wahl, unter 
Beftätigung der ee 
el 


1546. Saͤmmtliche Mitglieder des Raths werden auf bebenszeit emanı. 


. 72] 


176 


29) Von den Wahlen in die ſtädtiſchen Niedergerihte. U...) 
— Der Pernauſche Rath vertheilt in ſeiner Plenarverſammlung unter ſeine Mit⸗ 
glieder die Aemter in den ſtädtiſchen Niedergerichten, > — zur n Da 


chen Beſtaͤtigung vorzuſtellen. 
Ununterbr. Oewohnb. nde die. % aber! 
1548. Die Mitglieder der Niedergerichte wechſeln alle zwei Jahre. 
Eben ſo. 
Anmerkung. Ausführliche Bestimmungen über die Zufammenſezung der n in * 
* En im erſten re ee ee I 
u fen FE ih n Ba + Achte 


mand inn; = — den Wahlen. — 9 — der bädtiſcen Sulden, N 
1349. Die große Gilde wählt einen Kelbemnan und zwei Aelteſten. Sie ſtehen 
ihrem Amte drei Jahre voc. de 

Schr. d. gr. Gilde d. St. Pernai v. 12 Mei 1250, $ 10, 1 1. 11. 
9 Vergroͤßert ſich die Zahl der Buͤrger der großen ＋ 2 * 0 18 en 
erlaubt, noch einen dritten Aelteſten zu wahlen. n 


Ebend., $ 11. 
1550. Der Aeltermann wird von en W aus der Zahl der Aelte⸗ 
Aru Hader: e 334 dr bend 2 | | * * 1 


1351. An der Wahl des Aeltermannes nehmen auch die Aelteſten Theil. Bei Gleich 
heit der Stimmen in der Gilde gibt die Stimme des fruͤhern Aeltermannes den Aus: 
ſchlag. Iſt aber dieſer letztere bereits zum Rathsgliede erwaͤhlt worden, oder geſtorben, 
fo gibt die Stimme des auf ihn folgenden Xelteften den Ausschlag. 

mate du ner tere „85 * * ef ER 

1352. Der neu erwaͤhlte Aeltermann wird auf Vorſtellung des fruͤhern We 

und der Aelteſten vom Rathe zei 
orte gba hend, 

1333. Bei der Wahl eines Hefte ernennt die große Gilde fechs Kandidaten durch 

3 4 und wählt alsdann einen von ihnen zum Bye a 
EEE u 3 

1354. 2 neu erwäßlte Aelteſte wird auf Vorftellung des Welles und des 

andern Wen vom Nathe beftätigt. 
nr ui 2 Zaehne, 58. „„an ae no 

1355. Der zum Keltsemanne oder Aelteſten Gnpäplte kann ohne geſetzlichen Grund 

die Annahme diefes Amtes nicht verde gern. 


n een N rt Een, 9 . Hinz) 140 si} 2 DEE 
1356. Die kleine ira 10 aus ihrer Mitte einen Aeltemnann und zwei Neltefe, 
immun die für die große Gilde lten. e 
* Pe MS Wee d. e 1 Mai 1034. G Ko 
Von den Wahlen zu den Aemtertt bei den tädtiſhen Konmiohen 
und Inspektionen N 


1557. In Pernau werden alle Mitglieder der ſtadtiſchen Kommiſſionen und 
freftionen, ſowohl die durch den Rath ernannten, als auch die von den ſtadtiſchen G — 
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erwählten, auf Lebenszeit angeſtellt. Ausführliche Beſtimmungen über, die Zuſammen⸗ 
ſetzung dieſer Kommiſſionen und Inſpektionen find an ihrer Stelle, im erſten Theile dieſes 
Provinzialrechts, enthalten. 
’ 41 Sec 
III. Von den Wahlen und dem Wahldienſte in Wenden, Wolmar, Walk, 
B Lemſal, Werro, Fellin und Arensburg. 105 


1) Von den Wahlen in den Rath. 


1358. In die Magiſtrate der Städte Wenden, Wolmar, Walk, Lemſal, Werro, 
Fellin und Arensburg werden die Büͤrgermeiſter aus dem Litteratenſtande oder aus der 
Kaufm anſchaft, die Syndicen ausſchließlich aus Perſonen, welche die Rechtswiſſenſchaft 
ſtudirt haben — die Übrigen Rathsglieder aber aus den Buͤrgern des Orts im Allgemeinen 
ewaͤhlt. ke 1 
e pol.⸗O. d. kl. Städte elolands v. A Mal 4766 (12030) TIL. Orc 
A 1171107 1 16505 nun Der en id Au 21% 
1559. Die Wahl der Rathsglieder ift dem Rathe ſelbſt uͤberlaſſen. In Walk fieht, 
eben fo wie in Dorpat, dem Buͤrgermeiſter das Recht zu, dem Rathe Raths erren zur 
Wahl vorzuſchlagen. n Hol 
Idi. f Ebend. Ä u non 
13560. Die beiden Kandidaten, welche die meiſten Stimmen erhalten haben, werden 
der Gouvernementsregierung zur Beſtaͤtigung vorgeſtellt. 2 . Te 
ö g W 12 end. 1191 Nn 1 4 
M ier 


‚von . ’ g 7 . * . 

1561. Der im Amte Beftätigte wird vom Rahe in Eid genommen. 

Ebend. 
1562. Sämmtliche Rathsglieder werden auf Lebenszeit erwoͤhlt. 
j 0 &bend, 
ra, 5 ee ads 6 no 
2) Von den Wahlen der Vorſtaͤnde der Korporation der Kaufleute und der Korte 
poration der Handwerker. 

1365. In Wenden waͤhlt die Korporation der Kaufleute und die Korporation der 
Handwerker jede aus ihrer Mitte einen Aeltermann und einen Aelteſten auf Lebenszeit. 
Sie werden vom Rathe beſtaͤtigt. 1117 re 

u Die 9 13631366 gründen ſich auf ununterbr. Gewohnh. 30 

156%. In Wolmar wählt die Bürgergemeinde einen Stadtaͤlteſten auf Lebenszeit. 
Er wird vom Rathe beſtaͤtigt. en 

1565. In Walk, Werro und Fellin wählt die Korporation der Kaufleute einen Stadt: 
älteften, die Korporation der Handwerker aber einen Dockmann auf Lebenszeit. Se wer⸗ 
den vom Rathe beftätigt. " an Ra 
1566. In Lemſal und Arensburg wählen die Korporationen der Kaufleute und Hand⸗ 
werker aus ihrer Mitte einen Aeltermann und einen Aelteſten auf Lebenszeit. Sie werden 
vom Rathe beſtaͤtigt. N 

- . 174 
3) Von den Wahlen in die Hädtirhen Verwaltungen und Kommiffionen. 


1367. In Wenden, Fellin und Walk werden alle Mitglieder der Sbadtverwaltungen 
und Kommiſſionen auf Lebenszeit ernannt. Die vom Rathe ernannten Mitglieder werden 
II Th. 12 
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in feiner Plenaverſammlung erwaͤhlt; die durch Wahl der ſtaͤdtiſchen Gilden be timmten 
Mitglieder werden vom Rathe beſtaͤtigt. 
Ununterbr. Eewohnh. 

1568. In Wolmar ſitzen die Rathsglieder und Aeltermaͤnner in den ſtädtiſchen Rom: 
miſſtonen und Verwaltungen fo lange, als fie in ihrem Hauptamte verbleiben. Die Mit⸗ 
glieder der Quartierkommiſſion werden durch Wahl der ſtaͤdtiſchen Gilden auf zwei Jahre 
ernannt und durch den Rath beſtaͤtigt. 

Eben ſo. 
1369.) In Lemſal find ſaͤmmtliche Mitglieder der ſtaͤdtiſchen Verwaltungen und 
Kommiſſionen verpflichtet, nicht weniger als drei Jahre in ihren Aemtern zu dienen. Die 
durch die ſtaͤdtiſchen Gilden erwählten Mitglieder werden vom Rathe beſtaͤtig“. 
»DDorſchr. d. Livl. Gouv.⸗Reg. v. 11 Nov. 1821. 


1370. In der Stadt Werro werden ſaͤmmtliche Mitglieder der ſtäͤdkiſchen Verwaltun⸗ 
7 und Kommiſſionen auf Lebenszeit ernannt. Nach drei Jahren konnen fie um ihre Ent: 
laſſung bitten. | 

1571. In Arensburg werden alle Mitglieder der ſtaͤdtiſchen Verwaltungen und Kom⸗ 
miſſionen, mit Ausſchluß der zum Perſonal des Raths gehörigen, auf drei Jahre erwaͤhlt 

d vom Magiſtrate betätigt. Nur der Vorſitzer in der Quartierke mmiſſion wird von der 
Sen Ritterſchaft erwaͤhlt. Die Rathsglieder behalten ihre Stellen in den ſtaͤdtiſch en 
Verwaltungen und Kommiſſic nen, fo lange fie Mitglieder des Raths verbleiben. 

Uk. d. Livl. Gouv.⸗Reg. v. 5 Aug. 1812 und v. A Febr. 1821. 


1 


Dritte Abtheilung. 
Von den Wahlen und dem Wahldienſte in Reval. 


J. Von den Wahlen in den Rath. 


1572. Der Rath beſetzt durch eigene Wahl die bei ihm erledigten Stellen. 
Lübſch. St.⸗R., B. I, Tit. I, Art. 7. 

1575. Zu Rathsherren können nur Perſonen, welche die Rechtswiſſenſchaft ſtuditt haben, 
oder auch Aeltermaͤnner, Aelteſte und Dockmaͤnner der großen Gilde erwaͤhlt werden. Zu 
den Bürgermeiſteraͤmtern werden der Syndicus oder Rathsherren gewählt. Ein Bürger⸗ 
meiſter, der Syndicus und zwei Rathsherren muͤſſen immer Perfonen fein, welche die 
Rechtswiſſenſchaft ſtudirt haben. 

Ununterbr. Gewohnh.; vergl. d. Lübſch. St.⸗R., B. I, Tit. T, Art. 1. 

1574. Die Beſetzung der Rathsvakanzen geht jedesmal am zweiten Advent vor ſich. 
Die Rathsherrenwahl wird nur nach Erledigung zweier Stellen vorgenommen; die erledigte 
Stelle eines Buͤrgermeiſters oder des Syndicus iſt aber ſofort zu beſetzen. 

Ununterbr. Gewohnh. 


1375. Zu jeder erledigten Stelle im Rathe ſchlaͤgt die Buͤrgermeiſterverſammlung (zu 
der ſtets auch der Sydicus gerechnet wird) zwei Kandidaten vor. Die Namen der Kandi: 
daten macht der worthabende Bürgermeiſter dem Rathe in voller Sitzung bekannt, der einen 
son ihnen durch Stimmenmehrheit wählt. Iſt ein Syndieus zu wählen, fo werden 
die Namen der Kandidaten, die von dec allgemeinen Buͤrgermeiſterverſammlung zu diefer 
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Stelle erwaͤhlt worden find, den Gilden bekannt gemacht, damit fie erklären, ob ſie nicht, 

auf den Grund der Geſetze, irgend etwas wider dieſe Wahl einzuwenden haben. 

Vertr. zwiſchen d. Rathe u. d. gr. Cilde o. 27 Jan. 1672, $ 34, beit. durch die Kön. Schw. 

Ref. v. 19 Apr. 1681. 

1576. Kein örtlicher. Bürger kann die Annahme eines Amtes im Rathe ver: 
weigern. 

Lübſch. St.⸗R., B. 1, Te. I, Art. 6. 

1377. Nach vollendeter Wahl verkündigt der Rath dieſelbe der verſammelten Gemeinde 
auf feierliche Weiſe. 

Ken. Schw. Reſ. v. 3 Jun 1079, 6 ;, und 19 April 1681, § 5; Lütſch. St.⸗R., B. I, 
Dit. I, Art. 7; Att. -p. d. St. Reval v. 20 Sept. 1710 (2298) art. 7. 
1578. Wer in den Rath als Mitglied gewahlt worden iſt, der muß ſich daſelbſt vor 

dem worthabenden Buͤrgermeiſter durch Yeiftung eines Eides zur genauen Wahrnehmung 

feiner Obliegenheiten verpflichten. nn N 

Ebend. ' a a 

1579. Sämmtliche Mitglieder des Raths werden auf Lebenszeit gewahlt. 

Ebend.; Rathsbelieben v. 15 Juli 1654. 

1380. Sämtliche Mitglieder des Raths zählen ſich, fo lange fie im Amte find, zu 
der in der Civildienſtordnung beſtimmten Klaſſe (Beil. VI), und genießen das Recht, 
eine beſondere Uniform tragen zu duͤrfen. 

1855 April 20 (8099). 

1581. Sammtliche Mitglieder des Raths find für die Zeit ihres Dienſtes von der 

Verwaltung jeder öffentlichen, zu ihrem Amtsberufe nicht gehörigen Funktion bereit. 
Ununterkr. Gewohnh. 


1382. Wer von den Raths gliedern, Krankheits oder Alters wegen, ſeinem Amte nicht 
länger vorftehen kann, behalt bei feiner Verabſchiedung feinen früheren etatmaͤß igen Gehalt 
und auch ſeine ſonſtigen Einkuͤnfte. 

Rathskonſtitution v. 15 Juli 1654. 

1585. Die Wittwe und Kinder eines verſtorbenen Rathsgliedes empfangen, als ein⸗ 
malige Unterftügung, deſſen Jahresgehalt und außerdem, wenn er nach dem Januar ſtarb, 
auch deſſen ganzen Gehalt für das laufende Jahr. 

Konſtitution des Raths und der Eilden v. 6 Dec. 1753. 


II. Von den Wahlen in die ſtädtiſchen Niedergerichte. 


1584. Die Rathsglieder zur Beſetzung der ſtaͤdtiſchen Niedergerichte werden jährlich am 
Montage nach dem zweiten Adrentſonntage von der allgemeinen Bürgermeifterverfammlung 
ernannt. 

Ununterbr. Gewohnh. 

1585. Bei dieſem jährlichen Aemterwechſel kann die allgemeine Bürgermeiſterver⸗ 
ſammlung ein Rathsglied auch fir das folgende Jahr in dem von ihm früher bekleideten 
Amte laſſen. 

Eben ſo. 
1386. Die Rathsglieder werden als Mitglieder der ftädtifchen Niedergerichte nicht in 


Eid genommen. 
Eben ſo. 


— 


— 
* 


ne — 


1387. In das Kommerzgeicht waͤhlt die große Gilde einen Kelleeman, und zwei 


Aelteſte. 
k Eben fo. 


III. Von der Wahl des Vorſtandes der ſtaͤdtiſchen Gilden. 71 
1588. Wer zu einem Gildeamte gewählt wird, kann ohne tiftige Urfachen die a 
nahme deſſelben nicht verweigern. re 

Schr. d. gr. Gilde d. St. Neal, 88 37 u. 36. R are 

1589. Kann Jemand, der zu einem Amte erwaͤhlt ift, geſtglicher Gründe wegen 

daſſelbe nicht perſonlich visite! fo iſt er befugt, anſtatt u W Perfon vor⸗ 
m a ie rel 
g Ebend., § 38, 71 1. 83. - 5 man een 

1390. Sn Abgange von dem Amte eines Vorſtehers der ſchtichen Gilden mg 


uͤber die Verwaltung daten Rechenſchaft abgelegt werden. * 
Ebend., Im 1 een 


ug ani n ) Wen det Bapı des Vorſtandes der großen Gilde. OB 


15391. Die Aeltermaͤnner der großen Gilde werden von ſämmtlichen Gildegenoſſen aus 
der Zahl der Aelteſten auf Lebenszeit erwaͤhlt. 
Ununterbr. Gewohnh. 


1392. Die erwaͤhlten Neltermaͤnner werden vom Rathe bestätigt. 10° . 
Ken. Schw. Ref. v. 10 Oft. 1078, 9 13, 3 Mai 1081, 9 13, m. ut ür 
1595. Außerdem wahlen die Mitglieder der großen Gilde, die nicht z 2 nal 
der Aelteſtenbank gehdren, oder die ſogenannten Juͤngſten, auf ſechs Jahre zwef Wortfl 
rer aus der Zahl der Buͤrger, die im Lauſe der letzten zwei Jahre in die Genoſſenſchaft der 
Gilde aufgenommen worden ſind. 
Schr. d. gr. Gilde d. St. Reval, $ 89. 


1394. Die Versammlung det Jüngften in jeder Gilde ſtellt zu jeder aer 
vier Kandidaten vor, aus denen die Aemterkommiſſion einen erwählt. 
Scr. d. gr. Silbe d. St. Real, $ 20. . a 


1395. Befindet ſich unter den Bürgern, die im Lauſe der letzten zwei Jahre in die 
große Gilde aufgenommen worden ſind, nicht die gehörige Zahl tüchtiger Kandidaten, ſo 
können auch, mit Zuſtimmung der Aelteſtenbank, Bürger gewaͤhlt werden, 1 05 in den 
letzten drei Jahren! in die Gilde aufgenommen worden find. ei 

Schr. d. gr. Gilde d. St. Reval, § 9. 


4 


2) Von der Wahl des Vorſtandes der kleinen Gilde. 


1396. Die Aeltermaͤnner der St. Kanuti⸗Gilde werden in der drei Wochen vor . 
nacht Statt findenden Verſammlung aus der Zahl der Aelteſten von ſaͤmmtlichen Gi de⸗ 
genoſſen auf Lebenszeit gewaͤhlt. Den erwaͤhlten Aeltermann beſtaͤtigt der Rath. 
e Ununterbr. Gewohnh. Dr 
1597. Die M. itglieder der St. Kanuti⸗Gilde, die zum Perſonal der Aelteſtenbank 
nicht gehören, wählen zwei Wortfuͤhrer aus der Zapf derjenigen Bürger, welche nicht we⸗ 
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niger als ſechs Jahre in der Gilde ſtehen. Dieſe Wortführer werden auf ſechs Jahre 
erwaͤhlt. * 

a Eben ſo. 
Aus une 90 1 
IV. Von den Wahlen in das General-Konſiſtorium und in das 
Stadt⸗Konſiſtorium. n 


1598. Zur Stelle eines weltlichen Mitgliedes des General ⸗Kouſitoriums ſtellt der 
Revalſche Rath einen Kandidaten durch den Generalgonverneur der Oſtſeegouverr * 
STR OR mee ee x ta lin ft muy AU 
Se f. d. Eo.⸗Luth. Kirche in Rußland v. 28 Dec. 1832 (5870) 5 311. 


1399. Zur Befegung der Stelle des Preſſdenten des Revalſchen Stadt⸗Konſſtorums 
wählt der Rath, bei Erledigung derſelben, auf Verfügung des Generalgduverneurs, 
zwei Kandidaten aus den gelehrten Bürgermeiſtern. Nach Erwählung der Kandidaten be: 
richtet der Rath hieruͤber dem Generalgouverneur. Kuren) mA 


Ebend., $ 293. 


1400. Zur Stelle des geiftlichen Vice-Preſidenten (Superintendenten) des Revalfchen 
Stadt⸗Konſiſtoriums ſtellt der Revalſche Rath aus der Zahl der Evangeliſch⸗Lutheriſchen 

rediger zwei idaten vor. 
9 eee 0 E bend. 5 e. n en ede e 

1401. Zur Beſetzung der Stellen der weltlichen Beifiger des Ctadt-Ronfiftoriums 
wählt der Rath, bei Erledigung derſelben, zu jeder Stelle zwei Kandidaten aus ſeiner 
Mitte. — 

| Ebend., 9 294. Or 


1402. Die in das Stadt⸗Konſiſtorium abgeordneten Mitglieder des Raths verbleiben 
in jenem fo lange, als fie ihr Hauptamt bekleiden. 8 
äAnaunterbr. Gewohnh. 


1 gun 


D é i 


1 


V. Von den Wahlen in das Polizeiamt. 81 
el 1414 

1405. Der Rath ernennt einen der Ratsherren zum Beifiger im Polizeiamte,. Ueber 
dieſe Wahl des Raths wird der Gouvernementstegierung bloß nachrichtlich vorgeſtellt. 
Der erwaͤhlte Rathsherr wird als Beiſitzer im Polizeiamte nicht beſonders in Cid 
genommen. m 
Porcchr. d. Gen.⸗Goup. v. B Ott. 18190. 1 se 
140%. Der Beifiger im Polizeiamte wird jährlich durch die allgemeine Bürgenineiſter⸗ 
verſammlung ernannt. ra 5 18 TH 


1. 


Gbend. 


VI. Von den Wahlen in die Stadtverwaltungen und Kollegien. 


1405. Die Mitglieder des Raths, welche in den ſtaͤdtiſchen Verwaltungen und Kol: 
legien ſitzen, werden von der allgemeinen Bürgermeijterverfammlung bei der jaͤhrlichen 
Aemterbeſetzung ernannt. Die Mitglieder der großen und kleinen Gilde werden von ihren 
Gilden erwaͤhlt. une 1 en 


Ununte r br. Gewohnh. 
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— 
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Vierte Abtheilung. 
Von den Wahlen und dem Wahldienſte auf dem Dome zu Reval. 


1406. Die Birger des Revalſchen Doms wählen in der Plenarverſammlung durch 
Stimmenmehrheit aus dem Litteratenſtande den Schloßvogt, aus ihrer Mitter aber zwei 
Aeltermaͤnner und zwei Aelteſte. 

Die 55 1406—1408 gruͤnden ſich auf die Kön. Schw. Urk. v. 17 Okt. 1665; Akk.⸗P. d. 

St. Reval v. 29 Sept. 1710 (2297) Art. 24; Gouv.⸗Vorſchr. v. 14 Juni 1725, 


1407. Die von der Dombürgergemeinde erwaͤhlten Kandidaten werden von der Gou— 
vernementsregierung beſtaͤtigt. In Eid genommen werden: der Schloßvogt und die 
Aeltermaͤnner in der Gouvernementsregierung, die Stadtälteften aber im Vogteigerichte. 
Sowohl der Schloßvogt, als auch die Aeltermaͤnner werden auf Lebenszeit ernannt. 


1408. Die Dombirgergemeinde wählt aus ihrer Mitte zwei Auktionatoren, die von 
der Gouvernementsregierung beſtaͤtigt werden. 


Fuͤnfte Abtheilung. 


Von den Wahlen und dem Wahldienſte in den übrigen Eſthlaͤndiſchen 
Städten. 


I. In Hapfal. 

1409. Der Rath beſetzt nach eigener Wahl die bei ihm erledigten Stellen. 

Urt. d. Königs Johann III v. 3 Sept. 1584; Allerh. bet. Doklad v. 20 Febr. 1797 

(17846). 

1410. Sämtliche Rathsglieder werden vom Rathe aus den örtlichen Bürgern, die 
mit unbeweglichem Eigenthume in de. Stadt anſuͤßig find, und vorzugsweiſe aus der Kauf⸗ 
mannfchaft gewählt. Sie werden vom Oberlandgerichte beftätigt. 

1411. Wird die Stelle des Bürgermeijiers erledigt, fo nimmt der Gerichtsvogt die: 
felbe ein. An deſſen Stelle tritt der dem Dienſtalter nach zweite Ralhsherr. Neu zu er: 
waͤhlen iſt immer nur der jüngfte Rathsherr. 

1412. Samumtliche Mitglieder des Raths werden auf Lebenszeit erwählt. 

1415. Zur Wahrnehmung der gemeinsamen Angelegenheiten wählen die Hapſalſchen 
Bürger einen Aeltermann auf Lebenszeit. 

1414. Cämmtliche Mitglieder der Stadtverwaltungen, welche die Stadtgemeinde 
waͤhlt, fo wie auch die Kirchenvorſteher, werden auf drei Jahre erwaͤhlt. Die Rathsglie⸗ 
der bekleiden ihre Aemter bei den Stadtverwaltungen fo lange, als fie in ihrem Hauptamte 
verbleiben. 


II. In Weſenberg, Weiſſenſtein und Baltiſchport. 


1415. In Weſenberg, Weiſſenſtein und Baltiſchpert wählen die Bürgergemeinden, 
und zwar jede von ihnen einen Gerichtsvogt und zwei Stadtältefte. In Weſenberg wer: 
den fie auf drei Jahre ernannt, in Weiſſenſtein und Valtiſchr ort auf Lebenszeit. Den 
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Gerichtsvogt beſtaͤtigt der Generalgouverneur, die Aelteſlen die meme 
regierung. 

1416. Die Gerichtsvoͤgte werden in der Gouvernementsregierung, die — a 
Vogteigerichte in Eid genommen. 

1417. In den Stadtverwaltungen wechſeln die von den — erwöhlten 
Beiſitzer alle drei Jahre. ne 

1418. In Weiſſenſtein und Baltiſchport wählen die Bürger zwei PR 
Diefe dienen drei Jahre. In Weſenberg wählen einen Fe die Bor; die 
beiden übrigen die Eingepfarrten des Sprengels. IB er i 


A4 


NH 
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Sechste Abtheilung. 


Von den Wahlen und dem Wahldienſte in den Städten des Kurländiſchen 


Gouvernements. 


I. Allgemeine Beſtimmungen. EI 


— 1419. Bei Beſetzung der Wahlaͤmter der Stadtgemeinden des Kurlaͤndiſchen Gou⸗ 
vernements koͤnnen bloß örtliche Bürger Chriſtlicher Konfeſſion wahlen und gewahlt 
werden. 


1420. Niemand kann ohne geſetzliche Gründe die Annahme eines Wm 
verweigern. 1 0 


1421. Die im Rathe zu beſetzenden Aemter werden auf Lebenszeit töne Die 
Ausnahmen von dieſer allgemeinen Regel find unten, bei jeder Stadt toobefondtek, 
erwähnt. 


1422. Saͤmmtliche Rathsglieder in den Kurländifchen Städten werden waͤhtend der 
Dauer ihrer Dienſtzeit zu der in den Civildien tordnungen er- gr een 
(Beilage VI). 


14 25. In die ſtädtiſchen Niedergerichte, ftädtifchen Verwaltungen und Kollegien wer⸗ 
den die Mitglieder aus den Magiſtraten in der Plenarverſammlung dieſer letztern durch 
Stimmenmehrheit erwaͤhlt, und ohne weitere Beitätigung angeſtellt. Die Mitglieder aus 
den Stadtgemeinden werden entweder unmittelbar von den Miagiſtraten ernannt, * 
von ihnen in ihren Aemtern beſtaͤtigt. 

Anmerkung. Ausführliche Beſfimmungen über das Pertonal und die Veſetung der ke 
Niedergerichte, der mädtifhen Verwaltungen und Kollegien fi nd, der Verbindung wegen, in welcher 
fie mit der Organiſation dieſer Behörden fiehen, an ihrem orte, im erſten Theile dieſes Provinzial» 
rechts, enthalten. Dieſe Abtheilung enthalt dagegen bloß Beſlimmungen über die Wahlen in die 
Magitrate und zu den Gildeaͤmtern. 


II. Beſondere Beſtimmungen. 
1. Von den ſtädtiſchen Wahlen in Mitau. 
—.ů 
a) Von den Wahlen in den Rath. 


— 1424. Die Rathsherren werden von der Büͤgergemeinde aus der Zahl der Aelter- 
männer und Aelteſten, falls aber deren nur wenige vorhanden find, auch aus den übri: 


gen Buͤrgern gewuͤhlt. Die Gericktsvögte werden aus den Rathsherten, die Buͤrger⸗ 
meifter aus den Gerichtsvogten und Rathsherren, aber immer in gleicher Zahl aus der 


Korporation der Kaufleute und der zuͤnftigen Handwerker, gewaͤhlt. 3121 
Vorſchr. d. Herz. Peter von Kurland v. 19 Febr. 1704. Br 
„Anmerkung, Zu DBuͤrgermeiſtern können auch Literaten erwaͤhlt werden. e 171 


1425. Iſt die Stelle eines Buͤrgermeiſters erledigt, fo wird außer der gewohnlichen 


Zahl der Ratysherren noch ein Rathsherr erwählt, ſo daß auch nach Erwaͤhlung eines von 
ihnen zum Buͤrgermeiſter die Zahl derſelben vollſtändig bleibt. 


1426. Die Wahl geſchieht auf Anordnung des Wogiſtats unter der Aal einer 
beſondern Wahlkommiſſion. Dieſe Kommiſſion beſteht aus dem in der Kauͤmmerei den 
Vorſitz fuͤhrenden Rathsgliede und den beiden Aeltermaͤnnern. Zur Fuͤhrung des Protokolls 
wird ihnen der zweite Miagiſtratsſekretair zugeordnet. 


1427. Findet eine Amtserledigung Statt, fo beruft die Wahlkommiſſton zu einer von 
ihr anzuberaumenden Friſt die Stadtgemeinde zuſammen. 


14 28. Jeder ſtimmberechtigte Bürger bemerkt auf einem beſondern Zettel den Namen 
des von ihm vorgeſchlagenen Kandidaten, und übergibt den Zettel mit feiner Unterſchrift 
dem Vorſitzer der Kommiſſion, welcher denſelben in einen hierzu bereit ſtehenden 
Kaſten legt. 


1429. Die Annahme der Zettel findet entweder zur gewohnlichen Sitzungszeit, von 
9 Uhr Morgens bis 1 Uhr Nachmittags, oder von 3 Uhr bis 7 Uhr Abends, Statt. 
Nach die ſer —— nimmt die Wahlkommiſſion keine Zettel mehr an, ſondern zaͤhlt Er 2 
ne die Namen der Kandidaten und die Zahl der zum Beſten eines jede 
gegebenen Stimmen zu Protokoll. 


1450. Zettel, die nicht unterſchrieben ſind, oder auf denen Namen von Perſonen 
ſtehen, welche die zur Wahl erforderlichen Eigenſchaften nicht haben, werden N proto⸗ 
kollirt, ſondern für ungültig erachtet. 


1451. Vollmachten zur Abgabe einer Stimme werden zugelaſſen, wenn darin der 
Name der Peron, zum Beſten welcher die Srirenie‘ gegeben werden foll, genau bezeichs 
net iſt. . 


1432. Befinden fich unter den Mitgliedern der Verſammlung felde, die des Schrei⸗ 
bens unkundig ſind, ſo wird ah Stimme ſtatt des Zettels gerade in das Protokoll auf⸗ 
genommen. 


14535. Nach beendigter Durchſicht und Protokollirung der Zettel ftellt die Wahlkom⸗ 
miſſion dem Rathe das Original des Wahlprotokolls, mit der Unterſchrift aller ſeiner Mit⸗ 
glieder, zur weitern Verfuͤgung vor. 


1454. Die Rathsglieder haben das Recht, getrennt von den übrigen Buͤrgern zu 
ſtimmen, und ihre Stimmen unmittelbar zu Protokoll zu geben. 


1455. Nach beendigter Wahl ſtellt der Rath der Gouvernementsregierung 1 N” 
Stimmenmehrheit erwählte Kandidaten zur Beſtaͤtigung eines derſelben vor. 
Mitauſche Pol.⸗O. v. 1606, Kap. I, 91. 
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b) Von den Wahlen der Aeltermaͤnner und Aelteſten. 


1436. Die Aeltermaͤnner werden aus der Mitte der Aelteſten, die Aelteſten aus der 
Mitte der Buͤrger gewaͤhlt. 


1437. Die erwaͤhlten Xeltermänner und Aelteſten werden im Rathe beftdtigt und 
vereidet. a 


9. Von den ſtaͤdtiſchen Wahlen in Libau. 
a) Von den Wahlen in den Rath. 


1438. Die Rathsherren werden vom Rathe aus den Mitgliedern der großen Gilde 
und aus den Oberofficieren der drtlichen Stadtmiliz gewaͤhlt. Die Buͤrgermeiſter und der 
Gerichtsvogt werden von den übrigen Rathsgliedern und den ſtaͤdtiſchen Gildegenoſſen * 
den dienenden Rathsherren gewaͤhlt. TEN 

1459. Die Wahlen werden auf Anordnung des bucht Vehchen. Wird ii — 
eines Buͤrgermeiſters oder Gerichtsvogts erledigt, ſo wird vor allem ein neuer Rathsbert 
gewählt und ſodann erſt zur Beſetzung der erledigten Stelle geſchritten. nn“ 


1440. Die Wahlen finden in den Gilden und im Rathe abgefondert von einander 
Statt, und werden durch Ballottement bewerkſtelligt. 

Urk. d. Herz. Friedr. v. 16 Maͤrz 1625, Art. 3; Entſcheidung d. Herz. ban. v. 8 Okt. 

1699, und Uk. d. Gouv.⸗Reg. v. 7 Febr. 1808. 

1441. Zwei Kandidaten, welche die meiſten Stimmen erhalten haben, werden der 
Gouvernementsregierung zur Beſtaͤtigung vorgeſtellt. 

Anmerku ng. In den übrigen Kurländiſchen Staͤdten werden im Allgemeinen dieſelben Jörmlich⸗ 
keiten beobachtet, wie in Mitau (89 14261435). = 


P) Von den Wahlen der Aeltermaͤnner und Aelteſten. 


1442. Die große Gilde wählt einen Aeltermann und zehn Aelteſte; die Korporation 
der Handwerker aber oder die kleine Gilde einen Aeltermann und elf Aelteſte. Sie werden 
vom Rathe beſtaͤtigt und in Eid genommen. 

Priv. d. Herz. Friedr. v. 16 März 1625. 


5. Von den ſtaͤdtiſchen Wahlen in Windau. 


1443. Der Bingermeiſter und der Gerichtsvogt werden von der Bürgergemeinde aus 
den Rathsherren erwählt. Die Rathsherren werden vom Rathe aus der Zahl der. Stadt: 
aͤlteſten ernannt. Beſtaͤtigt werden die Wahlen von der Gouvernementstegierung. 

1444. Sowohl die Kaufleute, als auch die Handwerker wählen aus ihrer Mitte 
einen Aeltermann und fünf Aelteſte. Die Aeltermaͤnner werden aus den Aelteſten, die 
Aelteſten aus der Mitte der Bürger erwaͤhlt. Die Erwaͤhlten werden vom Rathe im Amte 
beftätigt und vereidet. 


4. Von den ſtaͤdtiſchen Wahlen in Goldingen. 


1445. Der Birgermeifter wird von dem Rathe und den Aeltermännern aus den 
Rathsherren gewählt. Der Gerichtsvogt wird von den Rathsherren, den Aeltermaͤnnern 
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und den Vorſtehern der Kirchen und milden Stiftungen aus den Rathsherren gewählt. Die 
Rathsherren werden vom Rathe aus der Zahl der Stadtaͤlteſten gewählt. Hierbei werden 
vier Rathsglieder abwechſelnd aus der einen, die uͤbrigen drei aber aus der andern Korpora⸗ 
tion der Buͤrgergemeinde, d. h. aus den Kaufleuten oder Handwerkern, ernannt. Der 
Gerichtsvogt wird auf drei Jahre gewählt. Saͤmmtliche Wahlen werden von der Gouver⸗ 
nementsregisrung beftätigt. 


1446. Sowohl die Neltermanner, als auch die Aelteſten werden von der Bürger: 
gemeinde, die erſtern aus den Aelteſten, die zweiten in gleicher Zahl aus der Mitte der 
Korporationen der Kaufleute und Handwerker gewaͤhlt. Die einen ſowohl, als auch die an: 
dern werden vom Rathe beſtaͤtigt. 


B. Von den ſtaͤdtiſchen Wahlen in Bauske. 


1447. Die Rathsglieder werden vom Rathe in gleicher Zahl aus den Korporationen 
der Kaufleute und Handwerker, namentlich aber der Buͤrgermeiſter und der Gerichtsvogt 
aus den Rathsherren, die Rathsherren aber aus den Stadtaͤlteſten gewahlt. Beſtaͤtigt 
werden die Wahlen von der Gouvernementsregierung. 


1448. Die Aeltermänner und Stadtälteften, von welchen zwei Obermaͤnner heißen, 
werden von der Burgergemeinde in gleicher Zahl aus den Korporationen der Kaufleute und 
Handwerker, die Aeltermaͤnner aus den Aelteſten, die Aelteſten aber aus der Mitte ſaͤmmt⸗ 
licher Bürger gewählt. Die Wahlen werden vom Rathe beftätigt, 


6. Von den ſtaͤdtiſchen Wahlen in Jakobſtadt. 


1449. Der Rath beſteht aus drei Buͤrgermeiſtern, einem Gerichtsvogte und fünf 
Rathsherren. Von dieſen muͤſſen zwei Buͤrgermeiſter und vier andere Mitglieder dem 
Rechtglaͤubigen Ruſſiſchen, die übrigen drei Mitglieder aber dem Evangeliſch-Lutheriſchen 
Glaubensbekenntniſſe zugethan ſein. 


1450. Bei einer Anntserledigung im Rathe wählen die mit unbeweglichem Eigen— 
thume in der Stadt anſaͤßigen Bürger drei Kandidaten, welche von den Aeltermaͤnnern 
dem Rathe zur Befihtigung vorzuſtellen find. Von dieſen wählt der Rath durch Stim⸗ 
menmehrheit zwei Individuen und ſtellt fie der Gouvernementsregierung zur Beſtaͤti⸗ 
gung vor. 

Jakobſt. Pol.⸗O. v. 12 Febr. 1670, Art. 2; Herz. Verordn. v. 10 Jan. 1781. 

1451. Drei Neltermänner, welche die Aelteſtenbank bilden, werden von ſammtlichen 
Bürgern, ohne Unterſchied der Korporationen, aus der Mitte derſelben gewahlt und vom 
Rathe beſtaͤtigt. Zwei von ihnen muͤſſen dem Rechtglaͤubigen Ruſſiſchen, der dritte aber 
dem Evangeliſch⸗Lutheriſchen Glaubensbekenntniſſe zugethan ſein. 


7. Von den ſtadtiſchen Wahlen in Friedrichſtadt. 


1452. Die unter den Rathsgliedern erledigten Stellen beſetzt der Rath nach eigener 
Wahl aus den mit unbeweglichem Eigenthume in der Stadt anſäßigen Bürgern. Nach 
beendigter Wahl wird der Gouvernementsegierung ein Kandidat zu jedem Amte zur Be⸗ 
ſtaͤtigung vorgeſtellt. 

Friedrichſt. Pol.⸗O. v. 15 Jan. 1647, Tit. II, 9 1 u. 2. 
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1455. Die Aeltermanner werden von der Bürgergemeinde aus der Mitte derfelben 
erwaͤhlt. Die zu einem Amte Gewaͤhlten werden dem Rathe zur Beſtaͤtigung vor: 
geftellt, 


8. Von den ſtädtiſchen Wahlen in Haſenpoth. 


1451. Bei einer Amtserledigung im Nathe ſtellen der Rath und die Aeltermänner 
der Burgergemeinde einige Kandidaten aus den mit Haͤuſern anſaͤßigen Buͤrgern vor, und 
die Buͤrgergemeinde wählt aus dieſer Zahl zwei Kandidaten. Einer von ihnen wird von 
der Gouvernementsregierung beſtaͤtigt. 


1455. Der Aeltermann, die Stadtͤlteſten und die beiden Beifiger werden von den 
ortlichen Bürgern aus ihrer Mitte, ohne Unterschied der Korporationen, der Aeltermann 


auf Lebenszeit, die Nelteſten und die Beiſitzer aber auf drei Jahre erwaͤhlt. Die Gewaͤhl⸗ 
ten werden vom Rathe im Amte beſtäͤtigt. 5 


9. Von den ſtaͤdtiſchen Wahlen in Pilten. 


1456. Zu den Stellen des Gerichtsvogts und der beiden Rathsherren wählen die 
Bürger alle drei Jahre aus ihrer Mitte je zwei Kandidaten. Einer wird von der Go 2 
mentsregierung bejtätigt. 

1457. Der Aeltermann und die beiden Xelteften werden von ſaͤmmtlichen Bürgern 
aus ihrer Mitte, ohne Unterſchied der Korporationen, auf drei Jahre erwählt. Beſtaͤtigt 
werden ſie vom Rathe. 


10. Von den ſtädtiſchen Wahlen in Grobin. 


1458. Die Rathsglieder, namentlich aber der Gerichtsvogt und die vier Rathsherren, 
werden von den ortlichen Bürgern, der erjie auf drei Jahre aus den dienenden Rathsherren, 
die andern aber auf Lebenszeit vom Rathe felbft, und zwar vorzugsweiſe aus der Korpora⸗ 
tion der Kaufleute erwaͤhlt. Die Wahlen werden durch die Gouvernementsregierung 
beſtaͤtigt. 


1459. Die Neltermaͤnner und Ctadtälteten werden in gleicher Zahl aus der Korpo— 
ration der Kaufleute und der Korporation der Handwerker erwählt. Beſtaͤtigt werden fie 
von der Gouvernementsregierung. 


11. Von den ſtaͤdtiſchen Wahlen in Tuckum. 


1460. Die Nathsglieder: der Buͤrge meister, der Gerichtsvogt und drei Rathsherren, 
werden von den ortlichen Bürgern abwechſelnd aus den Korporationen der Kaufleute und 
der Handwerker erwaͤhlt. Von der Gouvernementsregierung werden fie befthtigt, 


1461. Der Neltermann und die Stadtälteften werden von den örtlichen Bürgern, der 
erſte aus den Aelteſten, die andein aber in gleicher Zahl aus den Korporationen der Hands 
werker und der Kaufleute erroählt, Beſtaͤtigt werden fie vom Rathe. 


. Siebente Abtheilung. A 11 
Von den ſtädtiſchen Wahlen und dem Wahldienſte in Narva. n 


IJ. Von den Wahlen in den Rath. 


1462. Der erſte oder Juſtizbürgermeiſter und vier Rathsherren werden aus den 78 
raten, der zweite oder Kommerz⸗ und Polizeibürgermeifter und die übrigen ' vier Ra 
herren aber aus den Kaufleuten erwaͤhlt, welche das oͤrtliche Bürgerrecht gewonnen 


haben. 
Kön. Schw. Urk. v. 11 Sept. 1642 5 4, 1 Juli 1646, 14 Nov. 1698; Alech. beſt. Doll. 
d. Min. d. Innern v. 9 Febr. 1928. 2 


1465. Die Bürgermeiſter und Natfshetten werden af d den Bat einer Amtserledigung 
vom Rathe ſelbſt durch Stimmenmehrheit erwaͤhlt (a). Im Amte beſtätigt werden die 
Buͤrgermeiſter vom Dirigirenden Senate (5), die Rathsherren aber vom Eſthlaͤndiſchen 
Oberlandgerichte. 

(a) Vergl. d. Kön. Schw. Urk. v. 22 Juli 1585, 11 Mai 1594, 11 Sept. 1642, $ A; 

Ser. d. gr. Gilde d. St. Nara v. 11 Dec. 1668, $ 23. — (b) ut. v. 17 Az 1738. 


1464. Sämtliche Mitglieder des Narvaſchen Raths werden af Harder 
ernannt. 1 


*. 90 a gehen fih auf RE: Oenahnb. ger n | + 
II. Von den Wahlen zu den Aemtern in den Me Niedergerichten, 
Kommiſſionen und Verwaltungen. 

1465. Sämtliche Mitglieder der Niedergerichte, fie mögen vom Nathe oder durch 
Wahl der Stadtgemeinde ernannt worden fein, werden auf Lebenszeit angeſtellt. 


1466. Saͤnuntliche Mitglieder der 1 5 Verwaltungen werden vom Nathe auf 
ein Jahr ernannt. 


Mur, DE 


II. Von den Waplen der Voeſtaͤnde der arne II 


1) Von der Wahl des 4 der groſten Gilde. 


1467. Der wortführende Aelteſte wird von den Bürgern der großen Gilde auf drei 
Jahre durch Stimmenmehrheit aus der Zahl der Aelteſten erwaͤhlt und vom Rathe im Amte 
beftätigt. Nach Ablauf der drei Jahre 1 a r fein Amt als wortführender michen, ‚Breit 
aber Aelteſter. 

Schr. d. gr. Gilde d. St. Narva v. 11 Dee. 1668, $ 24; Revid. Sr. 4 

Narva v. 1775, § 6. n 


1468. Wird das Amt eines Aelteften erledigt, fo muß fpäteftens binnen egen 
Tagen zur Wahl eines neuen Uelteſten gefchritten werden. Zu dieſem Behufe beruft der 
wortführende Aelteſte ſaͤmmtliche Gildegenoſſen zuſammen. Nach erhaltener Anzeige muß 
jeder Genoſſe in der Verſammlung erſcheinen. Wer ohne geſetzliche Grunde aus bleibt, wird 
mit einer Geldbuße von 2 Rub. Silb. belegt. 

Rev. Schr. d. gr. Gilde d. St. Narva v. 1775, 5 4. 
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1469. Bei der Wahl felbft, die auf Anordnung des wortführenden Aelteften zu 
bewerkſtelligen iſt, wird Uber ſaͤmmtliche Genoſſen, ſie mögen anweſend oder abweſend ſein, 
ballottirt. Stimmenmehrheit entſcheidet die Wahl. Bei gleichen Stimmen wird zum 
zweitenmal uͤber die Genoſſen ballottirt, welche mehr affirmative, als negative Bälle bes 
kommen haben. zum * 

1470. Der durch Stimmenmehrheit erwaͤhlte Adtefte wird von den übrigen Aelteſten 


dem Rathe zur Beſtaͤtigung vorgeſtellt. 
Ebend., § 6. 


1471. Jeder Aelteſte wird auf Lebenszeit gewahlt. K Iſt derſelbe gendthigt, fein Amt 
irgend eines Umſtandes wegen niederzulegen, fo muß er die Bürger der großen Gilde um 
ſeine Entlaſſung bitten. inne 
Ebend., $ 5. 


1472. Wer zum Aelteſten gewahlt wird, hat der Wahl ſofort Folge zu leiſten, oder 
die dabei Statt findenden geſetzlichen Hinderniſſe anzuzeigen. rn ei 
Ebend. 


1475. Wünſcht Jemand, der zum Aelteſten erwaͤhlt worden ift, das ihm überfragene 
Amt nicht anzunehmen, ſo iſt er verpflichtet, der Verſammlung ſofort die Urſachen anzu: 
zeigen, die ihn hierzu veranlaſſen. Werden dieſe Urſachen nicht für erheblich erachtet, fo 
verwirkt er dadurch eine Pon von 3 Rub. Silb. zum Beften der Gildekaſſe, ohne von der 
Verpflichlung zur Annahme des Amtes befreit zu werden. Wendet er ſich mit der Bitte 
um Befreiung von der Uebernahme des Amtes an den Rath, oder veranlaßt dazu die Gilde 
ſelbſt, und auch der Rath erachtet die von ihm vorgeſchützten Urſachen nicht für erheblich, 
ſo verwirkt derſelbe, außer den durch ihn verurſachten Koſten, eine Pon von 15 Rub. Silb. 
und iſt dennoch verbunden, das Amt anzunehmen. Dieſe Pon wird bei jedem neuen wis 
wwe kane. 5 D ei ene 1 

) bend., $ B. 


19 


2) Von der Wahl des Vorſtandes der kleinen Gilde. 


1474. Die Aelteſten der kleinen Gilde werden von derſelben auf Lebenszeit erwaͤhlt 
und vom Rathe beſtaͤtigt. f . 
Aug. Handw.⸗O. und Schr. v. 1 März 1669, Art. 2, 55 1 u. E. 


1475. Bei jeder Amtserledigung unter den Aelteſten werden dem Rathe zwei Kandida⸗ 


ten vorgeſtellt. 
te Ebend., Art. 2, 51. 
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Dritter Titel. 


Von den Rechten und Vorzuͤgen, welche den einzelnen Bürgern 
zuſtehen. 


Erſtes Haupt ſt ü c. 


Von den Rechten der Burger in Bezug auf das Gericht und 
* das Verfahren in Kriminalfahen, 


1476. Auf den Grund des Al gemeinen Reichsgeſetzbuchs fell kein Bürger ohne Urtheil 
und Recht feiner Standesrechte, feines guten Namens, feines Lebens oder Vermögens ver 
luſtig gehen. 

Vergl. d. Allg. Reichsg., Bd. IX, $ 551, 

1477. Verbrechen, durch welche ein Bürger feinen guten Namen oder feine Ehre ver⸗ 
wirkt, find: 1) Eidesverletzung; 2) Verrath; 3) Straßenraub; 4) Diebſtahl jeder Art; 
5) Falſchungen; 6) Verbrechen, die nach den Geſetzen mit einer Leibesſtrafe bedroht find; 
7) Verfuͤhrung oder Beredung zu dergleichen Verbrechen. 

19 Ebend., $ 332. 

1478. In Riga und Reval haben die örtlichen Bürger die erſte Inſtanz bei den hd 
tiſchen Niedergerichten, die zweite bei den drllichen Magiſtraten. In den übrigen Städten 
der Oſtſeegouvernements bilden die Magiſtrate, in den kleinen Eſthlaͤndiſchen Staͤdten aber 
die Vogteigerichte ftets die erſte Inſtanz. Einige Ausnahmen von dieſer Regel find an 
ihrem Orte, in den Geſetzen uͤber den Civil- und Kriminalprozeß, bezeichnet. 

Vergl. Tbl. IV u. V des Provinzialrechts der Oſtſeegouvernem. 

1479. Bürger werden bloß in den angeordneten Gerichtsbehoͤrden gerichtet. Außeror⸗ 
dentliche Gerichte oder Kommiſſionen werden über fie nur auf beſondere Allerhöchſte Befehle 
und in einigen in den Geſetzen über den Kriminal- und Civilprozeß namentlich bezeichne⸗ 
ten Fällen errichtet. i 

Urk. d. Kön. Stephan Bathori v. 14 Jan. 1581, $ 7; Gn.⸗Br. d. Kön. Sigismund III v. 

31 Mai 1593, § 13; Urk. d. Kön. Guſt. Adolph v. 25 Sept. 1621, Art. 9, 10. 


Zweites Hauptſtuͤck. 
Von den Rechten der Bürger in Bezug auf den Dienſt. 


1480. Auf den Grund des Allgemeinen Reichsgeſetzbuchs werden Kaufleute erfter Gilde, 
die über zwoͤlf Jahre ununterbrochen zu derſelben gehört haben, und deren Kinder auf die 
naͤmliche Weiſe im Civildienſte angenommen, wie Kinder von perfönlich Adeligen, im 
Militairdienſte aber mit dem Rechte Freiwilliger. (Vergl. d. Allg. Reichsg., Bd. III, 
Dienſt⸗O. bei Anſt. von Seiten der Reg., 95 3, 36—46, Bd. XI, Hand.⸗O., g 66 u. 
67; Mil ⸗G.⸗B., Th. II, B. I, § 10, p. 3 u. 4.) 

Allg. Reichsg., Bd. IX, $ 556. 
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1481. Kaufleute der zweiten Gelde und deren Kinder ſollen nicht im Civildienſte an: 
setellt werden, bevor fie, nach ihrer Ausſchließung aus dem ſteuerbaren Stande, den vollen 
Lehreurſus in einer Lehranſtalt beendigt und hierdurch ein Recht zum Eintritte 0 den Dienſt 
erworben haben; werden fie ſelbſt aber oder ihre Kinder im Militairdienſte angeſtellt, fo ge: 
nießen ſie gleiche Rechte mit der Kaufmannſchaft erſter Gilde. (Allg. Reichsg., Bd. III, 
Dienſt⸗O. bei Anſt. von Seiten der Reg., 4 u. Anm.; Militair⸗Geſ., Th. II, 
B. I, 910, P. 3 u. J). 

Ebend., § #58, 

1482. Stadtbewohner anderer Korporationen und deren Kinder können im Civildienfte 
nicht angenommen werden. Treten ſie aber, ihrem eigenen Wunſche gemaͤß, in den Mi⸗ 
litairdienſt, ſo genießen ſie das Recht Freiwilliger nicht, ſondern muͤſſen die im Allgemei⸗ 
nen angeordnete Friſt ausdienen. (Vergl. d. Allg. Reichsg., Bd. III, Dienſt⸗O. bei 
Anſtell. von Seiten der Reg., § 1231 u. folg.; Milit.⸗G., Th. II, B. 1, § 503 u. 


506.) 
Ebend., $ 559, | 


Anmerfung. Die Rechte und Vorzüge, welche mit dem Dienſte in den Wahlaͤmtern der Stadt⸗ 
gemeinden der Oſtſeegouvernements verknüpft find, werden im vorhergehenden zweiten Titel dieſes 
Buchs be zeich net. 


Drittes Haupt ſtuͤck. 


Von den Rechten der Bürger in Bezug auf die dem Staate 
gebuͤhrenden Abgaben und Leiſtungen. 


1485. Keine Obrigkeit oder Amtsperſon darf ohne eigenhaͤndige Unterſchrift Kaiſer⸗ 
licher Majeſtaͤt den Bürgern Abgaben, Laſten oder Dienſte, außer den geſetzlich ur 
ten, auferlegen. 

Allg. Reichsg., Bd. IX, $ 561. 

148%. Bürger, welche zu den Kaufmannsgilden gehören, werden, auf den Gtund 

der allgemeinen Reichsgeſetze, von der Rekrutenpflichtigkeit befreit. Vergl. d. Allg. Reichsg., 
Bd. IV, Rkr.⸗Regl., § 13, P. 1.) 

Ebend., $ 562. 

1485. Gleichergeftalt werden Bürger, die zu den Kaufmannsgilden gehören, von der 
Kopfſteuer befreit. Statt diefer zahlen fie, auf den Grund der in dem Geſetzbuche uber 
den Handel (9 8— 32) und im Poſchlinreglement ($5 431—451) enthaltenen Be: 
ſtimmungen, die ihren Klaſſen entſprechende geſetzliche Gildeabgabe. An den Landes- und 
Stadtpraͤſtanden nehmen ſie, nach Vorſchrift der uͤber dieſen Gegenſtand erlaſſenen beſon⸗ 
dern Verordnungen, Theil. 


1486. Gben fo find von der Kopfiteuer alle Gelehrte (Literaten) und im Lehrfache 
Dienende, fo wie ferner die Stadtmakler, Bracker und andere Perſonen, die ſich im Stadt- 
dienſte befinden, befreit. 

Allg. Reichsg., Bd. V, Steuer⸗Regl., $ 12. 

1487. Alle ſonſtigen Bürger, die nicht durch ihren Stand von Abgaben befreit ſind, 
unterliegen ſowohl der Kopfſteuer, als auch den uͤbrigen Leiſtungen und Abgaben, der all⸗ 
gemeinen Beſtimmung gemäß, die in den Reglements über die Steuern und keimen 


enthalten iſt. 
Vergl. d. Allg. Reichsg., Bd. IX, § 564. 
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1483. Ale in den Oſtſeegouvernements und in der Stadt Narva wohnenden und in 
die daſigen Zuͤnfte eingeſchriebenen Handwerker, in Riga aber uͤberhaupt alle der Zunft ein⸗ 
verleibten und dem Buͤrgeroklad unterworfenen Perſonen, werden von der Rekrutenpflich⸗ 
tigkeit in Natur befreit, ſo lange ſie in der Zunft verbleiben und ihre Handwerke treiben; 
ſtatt deſſen aber wird von den Stadtgemeinden fuͤr jeden Rekruten 300 Rub. Silb. ge⸗ 


nommen. 
1707 Dec. 31 (18301); 1810 März 10 (24140); 1817 gun 4 (20008); 1831 Juli 28 
(4077) Art. 8; vergl. d. Allg. Reichsg., Bd. IV, Nekrut.-Regl., $ 9, p. 8 


1489. Im Kurländiſchen Gouvernement ſind alle Bürger, fo wie auch ſaͤnumtliche zu 
andern Standen gehdrige Perſonen, von der Bezahlung der Krepoſtpoſchlinen befreit. 
. I, * he Hauptſt. III.) 

Vergl. d. * 1 Bd. * 3 „Regl., § 356. 


11 


Viertes Hauptſtuͤck. 


Von den Rechten der Burger in Bezug auf das 
Vermdoͤgen. 


1490. Cigenthum und Beſitz ſowohl des beweglichen, als auch des e en 
Vermoͤgens der Bürger, ſteht unter dem allgemeinen Schutze der Geſetze. In Folge deſſen 
kann: 

1) ein Bürger des Vermögens ohne Urtheil und Recht nicht verluſtig gehen; 

2) ſteht einem Bürger die volle Freiheit zu, das von ihm wohlerworbene Vermögen zu 
verſchenken, darüber zu teſtiren und daffelbe an wen er will zur Mitgift oder zum Nieß⸗ 
brauche anzuweiſen; über Erbvermoͤgen kann er aber aan ‚Sefete 


verfügen, 
Allg. Reichsg., Bd. IX, $ 575. 


1491. In der Stadt Reval haben die örtlichen Bürger zum Ankaufe der innerhalb 
der Grenzen des Stadtgebietes belegenen Immobilien ein Vorrecht. Auch ſind ſie befugt, 
im Laufe der durch das Geſetz beſtimmten Friſt die im Stadtgebiete an Nichtbuͤrger ver⸗ 
kauften unbeweglichen Güter einzuldſen. (Vergl. die bürgerlichen Geſege der Oſtſee⸗ 
gouvernements.) 1 

Kön. Schw. Ref. v. 21 Juni 1662, Art. 13; 1 Aug. 1662; 3 Aug. 1004 Libs. St. R. 

B. II, Tit. II, . 5 u. 6; B. III, Tit. VI, Art. 7. 


1492. In den Kurlaͤndiſchen Städten Mitau, Goldingen, Bauske, Windau 
Friedrichſtadt und Pilten haben die örtlichen Buͤrger beim Verkaufe ſtaͤdtiſcher Immobilien 
ein Vorrecht, wenn ſie Nachbarn des Verkaͤufers ſind und wenn die naͤchſten — 
deſſelben ſich ihres Naͤherrechts nicht bedienen wollen. 

Mit. Pol.⸗O. v. 5 Sept. 1606, Kap. 42; Bauskiſches St. N. v. 1 Aug. 1638, Art. 25; 

Windauſches St.⸗R., $ 25; griedrichladtſche Pol.⸗O. v. 17 Jan. 1647, Tit. 261. 


1495. Die Bürger. und ſonſtigen Stadtbewohner in Livland, auf der Inſel Oeſel 
und in Eſthland konnen mit vollem Eigenthumsrechte alle Arten Immobilien erwerben, 
mit Ausnahme der Ritterguͤter. Uebrigens können beſondere Landſtuͤcke, die von ſol⸗ 
chen Gütern abgetheilt worden find, von ihnen erworben werden. Wiewohl fie aber in 
Betreff dieſer Landſtuͤcke alle in dem Geſegbuche ‚in den bürgerlichen Geſetzen, bezeichneten 
allgemeinen Rechte des vollen Eigenthums genießen, ſo gebuͤhren ihnen doch keine adelige 
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und andere, mit dem Beſitze des Gutes, von welchem diefe Landſtüͤcke abgetheilt worden 
ſind, verknuͤpfte Rechte. 

Allerh. beſt. Doklad des Oberdirigirenden der II Abtheilung der Eigenen Kanzellei Seiner Kai⸗ 
ſerlichen Majeſtaͤt vom 20 Juni 1841. | ue - ind mar 


1494. Die Ritterguͤter in Livland, auf der Inſel Oeſel und in Eſthland konnen 
bloß durch Pfandkontrakte, die auf die in dem Geſetzbuche, in den bürgerlichen Geſetzen, 
Buch III, beſtinunte Zeit geſchloſſen werden, in den Beſitz von Bürgern und anderen Stadt⸗ 
bewohnern gelangen. 

Ebend. 


1495. In Kurland haben Bürger und andere Stadtbewohner das Recht, ſowohl Rit⸗ 
tergüter, als auch überhaupt jede Art von Immobilien auf dem Lande zu erwerben, jedoch 
nicht anders, als zum Pfand⸗, Arrende- oder ſonſtigen temporairen, wenn gleich auch 
erblichen Beſitze, auf Termine, die mehr oder weniger entfernt find, den hieruͤber in dem 
Geſetzbuche, in den bürgerlichen Geſetzen, Buch III, enthaltenen Beſtimmungen gemäß. 
Ausgeſchloſſen find hiervon bloß die ſogenannten bürgerlichen Lehne, die einige Rechte der 
Ritterguͤter genießen, und als volles Eigenthum ſowohl von Buͤrgern und ſonſtigen 
Stadtbewohnern, als auch uberhaupt von Perſonen aller Stände erworben werden können 
A Ebend. * 


1496. Die Bürger und Übrigen Stadtbewohner, welche vor Herausgabe des Provin⸗ 
zialrechts der Oftfeegouvernements Ritterguͤter in einem dieſer Gouvernements erworben 
haben, fahren fort, diefelben mit vollem erblichen Eigenthumsrechte zu beſitzen, können 
aber dieſelben in Livland nur Erbadeligen uͤberhaupt, in Kurland, Eſthland und auf 
der Inſel Oeſel aber nur Edelleuten verkaufen, die, der Lage dieſer Guter nach, zu 
den örtlichen Matrikeln gehören. Nita AN 
1150 . Ebend. 


1497. Auf den Grund der allgemeinen Reichsgeſetze wird es den Bürgern der Oſtſee⸗ 
gouvernements erlaubt, Fabriken, Gewerke und andere gewerbliche Anſtalten anzulegen, eige⸗ 
ne Schiffe und Fahrzeuge zu haben, Handel und Gewerbe aller Art zu treiben „und Lei⸗ 
ſtungs⸗ und Pachtvertraͤge zu ſchließen, gemäß den Bedingungen und Beſchraͤnkungen, 
welche hierüber in den Reglements über den Handel ($6 74 — 97) und die Induſtrie 
( 51 —55) angeordnet worden ſind. >: 

Allg. Reichsg., Bd. IX, $ 576, 


1498. Auf Grund der allgemeinen Geſetze konnen ſich Bürger durch Wechſel ver: 
pflichten, auch können ſie alle ſonſtigen, durch das Geſetz erlaubten Urkunden, Vertraͤge 
und Verbindlichkeiten errichten und eingehen. 

Ebend., § 577. 


1499. Die Rechte der Bürger in Bezug auf den Handwerks- und Handelsbetrieb find 
an ihrem Orte in der Handels- und Handwerksordnung angegeben. 


II Th. 13 
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Vierter Titel. 


Von dem Austritte aus dem ſtaͤdtiſchen Stande und der . 
5 der Rechte deſſelben. i 


1500. Die Rechte des ftädtifchen Standes erlöichen und eine zu . Stande ge⸗ 

horige Perſon tritt aus demſelben: 
1) Durch den Uebertritt in einen andern Stand. 

2) Durch den Eintritt in den Krlegsdienſt, fei es freiwillig, auf richterliche Entſcheidung, 
auf den Beſchluß der Bürgergemeinde, oder auch in Folge der gewöhnlichen Rekrutirungen. 

3) Durch Anſtellung im Civildienſte, auf den Grund der beſondern, im zweiten Haupt⸗ 
ftücfe des vorhergehenden dritten Titels dieſes Buches enthaltenen Vorſchriften. f 

4) Durch ein peinliches Verbrechen, welches den Verluſt aller bürgerlichen Rechte, und 
folglich auch den Verluſt des Standesrechts nach ſich zieht. 

Vergl. d. Allg. Reichsg., Bd. IX, $ 584. 


1501. Der Burgergemeinde iſt es erlaubt, aus ihrer Mitte einen Bürger auszu⸗ 
ſchließen, dem durch das Gericht eine ehrenruͤhrige Handlung zur Laſt gelegt worden iſt, 
oder deſſen offenkundiges und alles Zutrauen zerftörendes Laſter Jedermann bekannt iſt, 
wievefi derfelbe noch nich gerichtet worden it, be er ich echfetigt 

Ebend., $ 590. 


1502. Auf den Grund der allgemeinen Reichsgeſetze wird es den Buͤrgergemeinden 
geſtattet, in Folge ergangener Urtheile diejenigen von den Bürgern, welche nicht zu den 
hoͤhern Klaſſen der Buͤrgerſchaft gehören, das heißt zum Rathe, der Kaufmannſchaft und 
überhaupt zur großen Gilde, zu Rekruten abzugeben. Auch koͤnnen fie, in Gemaͤßheit 
der in dem Allgemeinen Reichsgeſetzbuche enthaltenen Beſtimmungen, diejenigen von den 
Bürgern der Stadt, welche ſich eine liederliche Aufführung zu Schulden kommen laſſen, 
ſo wie auch diejenigen, welche ihrer Sorgloſigkeit und ihres unordentlichen Lebens wegen, 
nicht aber in Folge irgend eines Ungluͤcksfalles, außer Stand erſcheinen, die Abgaben zu 
bezahlen, nach den in dem Reichsgeſetzbuche enthaltenen Vorſchriften, zu Rekruten ablie⸗ 
fern und auf Anſiedelung verſchicken, oder auch zur Abarbeitung abgeben. 

Vergl. d. Allg. Reichsg., Bd. IV, Rekr.⸗Regl., $ 379; Bd. XIV, Verordn. über Vorbeug⸗ u. 
Unterdr. d. Verbr., 55 268, 275, 270; Arg. d. Allg. Reichsg., Bd. IX, $ 591, 


8 


Beilagen 
zu dem Staͤnderechte. 


— — 


rieren. 
(Zum $ 42.) mad wur 
Von den Wappen der Ritterſchaften der Oſtſeegouver— 
nements. 


1. Das Wappen der Livlaͤndiſchen Ritterſchaft beſteht in einem, in rothem Felde auf⸗ 
waͤrts ſtehenden weißen Greife, der in der rechten vordern Kralle ein gezogenes Schwert 
hält und auf deſſen Bruſt die Buchſtaben S. A. (Sigismundus Auguſtus), golden und 
zuſammengeſchlungen, mit einer Krone daruͤber, ſtehen. un 

Akte über die Vereinigung Lipl. und Litth. v. 26 Dec, 1566, Art. E. 


2. Das Wappen der Oeſelſchen Ritterſchaft beſteht in einem blauen, mit Laubwerk ges 
zierten Schilde, uͤber welchem ſich ein Helm befindet. In dem Schilde ſiehen die An⸗ 
fangsbuchſtaben D. W. G. B. E. (d. h. 2% De Wort Gottes blift ewig“). Um den Helm 
flattert ein blaues Band, mit der Aufſchrift: „Glow der Ritterschop in de Wick 
vnd vp Oesel.“ Ueber dem Helme erhebt ſich mit ausgebreiteten Flügeln ein Kranich, 
der von zwei Lorbeerzweigen beſchattet iſt. E. 


5. Das Wappen der Eſthläͤndiſchen Ritterſchaft beſteht in drei über einander geſtellten 
vorſchreitenden blauen Leoparden in goldenem Felde. Das Schild iſt mit dem Fürſten⸗ 
mantel und der Fuͤrſtenkrone geziert. 


4. Das Wappen der Kurländifchen Ritterſchaft beſteht aus dem Ruſſiſch⸗Kaiſerlichen 
zweiköpfigen Adler, auf deffen Bruſt ſich das Wappen des vormaligen Herzogthums Kur⸗ 
land befindet. Das Schild dieſes letztern iſt quadrirt. Im erſten und vierten Quartiere be⸗ 
findet ſich ein rother, goldgekrönter, zum Kampfe geruͤſteter Löwe, mit vorgeſchlagener 
Zunge und in die Höhe gerichtetem Schwanze im ſilbernen Felde; im zweiten und dritten 
Quartiere iſt ein halbes, in feiner natürlichen Farbe aus dem Schildrande hervortretendes 
goldgekröntes Elennthier in blauem Felde fichtbar. Im Mittelſchilde, welches in zwei Fel⸗ 
der eingetheilt iſt, befindet ſich im obern Silberfelde das ſchwatze Kreuz des Deutſchen 
Ordens, im untern das bifchöfliche Lamm. 

Atte über die Vereinigung der Kurlaͤndiſchen und piltenſchen Ritterschaft v. 27 Matz 1849, 

Art. 7. 
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Beilage II. 
(Zum $ 45.) 


Non den Ritterſchaftsguͤtern in den Oſtſeegouverne— 
ments. 6 


1. Die Guͤter der Livlaͤndiſchen Ritterſchaſt liegen im Wendenſchen Kreiſe, im Kirch⸗ 
ſpiele Trikaten, und heißen: Schloß Trikaten, Altwrangelshof, Planhof, Lubbenhof, 
Lipskalln und Weizenhof. 

41725 Juli 8 (4734) und Sept. 2294779); 1728 Sett. 12 (5336); 1729 Marz 31, 1810 

Jan. 3 (24092). 


2. Die Güter der Oeſelſchen Ritter ſchaft liegen auf der Inſel Oeſel, und heißen: 
Srofenhof, Neu-Loͤwel, Magnushof und Holmhof. 
1798 April 9 ASATA); 9 Ber 1 v. 1 Juni 1839. 
5. Außerdem hängt von der Oeſelſchen Ritterſchaft noch die Verwaltung des * 
ten Ho ſpital uts al ab. ; 4 
e e 1708 April 9 (104750. 27 17 


A. Das Eſthlaͤndiſche Landraths⸗ Kolleg um befi itzt die Guͤter der Eſthlaͤndiſchen Ritter⸗ 
ſchaft im Namen dieſer Korporation. Dieſe Güter heißen Kuimetz, Nappel und Kai. 
Die Einkuͤnfte von dieſen Gütern werden theils zum Unterhalte der Kanzellei des Ober— 
land gerichts, theils zu den Kanzelleiausgaben der Manngerichte verwandt. Die uͤbrig⸗ 
bleibenden Summen werden unter den Landraͤthen als Tafelgelder vertheilt. mm 

Anmerkung. Außerdem hat die Ritterſchaft noch ihren Heuſchlag am ſogenannten Oberen See. 

bn. Ghee, Mer v. 44 der. aabl; an-. d. Enht. Nute. v. 20 Set. 2720 (2290) 
Art, 17 1726 Mai 4 (4725). ini eee aa ae 
5. Die Domkirche zu Reval beſitzt das Gut Moik, ne zur ee dieſer 
Kirche nebſt Predigern und Kirchendienern beſtimmt iſt. Die Verwaltung des 1 
gebührt den Vorſtehern der Domkirche. 

Ebend. 
6. Die Güter der Kurlaͤndiſchen Ritterſchaft liegen in der Tuckumſchen Hauptmann⸗ 
ſchuft, und heißen: Grenzen, Altſatten, Ottomeyershof, Wilhelmsberg, Irmlau „ Do⸗ 
. ea ; rg Abaushof, Petersthal und Friedrichsberg. 
nh u eee ae ee ee eee I MN e A 


— — 
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7 Beilage fir mie e 
nn ee 


Tabelle über, die durch Wahl der Ritterſchaften in den 


Tlaſ⸗ 


Oſtſeegduvernements zu beſetzenden Aemter, 
nach Klaſſen geordnet. 


af FJuͤr die innere Berwal⸗ Ste die kirchlichen Anz Fur die Juftize| Für die Pell 
fen. | tung der Ritterſchaften. gelegenheiten. pflege. zeipflege. 
IV. Die Landraͤthe in Livland Der Preſident 
und Eſthland und auf der und der Vice⸗ 
Inſel Oeſel. — Der Land: Preſident des 
marſchall in Livland, der Isbbeſgerichs | | 
Ritterſchafts Hauptmann Der Preſident 
in Eſthland, der Landes⸗ ut die vier Ober⸗ 
bevollmaͤchtigte in Kur⸗ raͤlhe des Ober⸗ 
land und der Landmar⸗ hofgerichts. 
ſchall auf der Inſel Oeſel. n enen aux 
VI. Die Kreisdeputitten in] Die weltlichen Mitglieder] Die Hofge. / 
Livland, die Konventsde⸗ des Evangel. + Lutherifchen |tichtstäthe. | 
putirten auf der Infel| General⸗Konſiſtoriums. Die 
Oeſel und die Deputrten Anmerkung. Die Vorſt⸗Räthe, oder 
der Eſthlaͤndiſchen Ritter⸗ zer der Evangeliſch⸗Lutheriſchen] Aſſeſſoren des 
ſchaft, welche im Ritter⸗ Konffiovien, welche in Livland, Oberhofge⸗ 
ſchaftsausſchuſſe ſitzen. — ] Eſthland und Heſel aus den| richts. 
Die Kreismarſchaͤlle in] Mitgliedern der Landraths⸗ 
Kurland. Kollegien, in Kurland aber 
aus den Mitgliedern des Ober⸗ 
hofgerichts erwaͤhlt werden, 
in dem dieſen Funktio⸗ 
nen entſprechenden Range. 
. e . Die Hofger.⸗ 
Aſſeſſoren. — 
Die Ober⸗ 
hauptmaͤnner, 
Landrichter u. 
Mannrichter. 
VIII. Die weltlichen Beiſitzer der [Die Vorſitzer Die Ordnungs⸗ 
f Provinzial⸗Konſiſtorien. der Kreisge⸗ richter, Ha⸗ 
richte. kenrichter und 
maͤnner. 
IX. Die Ritterſchaftsſekretaire .Die Aſſeſſoren 
Der Ritterſchaftsrentmei⸗ der Landgerich⸗ 
ſter im Kurlaͤndiſchen Gou⸗ te, Mannge⸗ 
vernement. richte u. Ober⸗ 
hauptmanns⸗ 
gerichte. Die 
Kirchſpiels⸗ 


richter in Liv⸗ 
land und die 
Gemeinderich⸗ 
ter inEſthland. 
Die Friedens⸗ 


Für die kirchlichen An⸗ 


Fuͤr die Juſtiz⸗ Fuͤr die Poli⸗ 
N gelegenheiten. pflege. zeipflege. 

richter in den 

Kreisgerichten 


in Kurland. 


Die Beiſitzer Der Doblen⸗ 
in den Kreis- ſche Marſch⸗ 
gerichten. kommiſſair in 
Kurland. Die 
Adjunkten der 
Ordnungsrich⸗ 
ter in Livland 
und diellffeffo: 
* ren der Haupt⸗ 
mannsgerichte 

in Kurland. 
XII. Der Ritterſchaftsnotar inn. „„ 
Livland und die Ritter⸗ 
ſchaftsaktuare in Kurland. 


Vergl. d. Allg. Meichsg., Bd. III, Cioil⸗Dienſt⸗O., Beil. zum $ 385. 


199 


ve un Beilage IV. ders? in nN 
(Zum $ 1060.) ae 
Von den Wappen der Städte in den Oſtſeegouver ner 
ments. 


7 0 


IJ. Von den Wappen der Livländiſchen Städte, 


1. Das Wappen der Stadt Riga beſteht in einer ſteinernen Mauer mit offenen Thoren 
und einem aufge zogenen eiſernen Gitter in blauem Felde. Im Thore liegt ein goldenes ge⸗ 
kröntes Löwenhaupt. Auf der Mauer find zwei Thuͤrme mit goldenen Flaggen, zwiſchen 
welchen kreuzförmig zwei eiſerne Schlüffel liegen und daruber ein goldenes Kreuz und eine 


Krone. An den Seiten der Mauer ſieht man das Ruſſiſche Reichswappen. 
Kön, Schw. urt. v. 25 Nov. 1660; 1788 Okt. 4 (16716). 


2. Das Wappen der Stadt Dorpat beſteht in einer Stadtmauer in ſilbernem Felde 
mit zwei Thuͤrmen, mit offenem Thore und aufgezogenem Fallgitter. Ueber dem Gitter 
ſteht ein Ldwenhaupt. Im Thore befindet ſich ein goldener Stern und darunter ein Halb: 
mond. Zwiſchen den Tpürmen ſchweben ein Schwert und ein Schlüffel und daruͤber eine 
Krone. 

1788 Ott. 4 (16716). . 
Anmerkung. Die dem Doͤrptſchen Rathe untergeordneten Behörden bedienen ſich eines Siegels 
mit dem kleinen Wappen der Stadt, worin ein Schwert und ein Schluͤſſel, kreuzweiſe zuſammengelegt, 
und uͤber ihnen eine Krone befindlich iſt. 


3. Das Wappen der Stadt Pernau ſtellt in blauem Felde einen aus den Wolken 
hervorragenden Arm dar, der ein goldenes Kreuz hält. Zur Linken des Schildes ſieht man 
einen goldenen Schluͤſſel. 

4. Das Wappen der Stadt Wenden beſteht aus einem Ritter des Liwländiſchen Or: 
dens, mit der Rechten ein Schwert uber den Kopf, mit der Linken ein Schild uͤber das 
Knie haltend. Diefer Ritter ſteht auf zwei Themen zwiſchen den Spitzen von zwei an⸗ 
dern Thuͤrmen. Zwiſchen den Beinen deſſelben erblickt man in der Ferne noch zwei Thuͤrme 
mit Wetterfahnen. Unter feinen Füßen befindet ſich in der Mauer ein mit Ziegeln ge: 
decktes Thor, mit aufgehobenem Fallgitter. 

Dieſes Wappen wurde der Stadt Wenden von dem O.⸗M. Plettenberg verliehen. —1788 Okt. A 

(16718), 


5. Das Wappen der Stadt Wol mar ſtellt in goldenem Felde einen Elicterf 
aus welchem eine er hervorragt. 

Ebend. 

6. Das Wappen der Stadt Walk iſt ein aus den Wolken hervorragender, mit Gold 
und Silber ſchichtweiſe gewappneter Arm, in grünem Felde, ein bloßes Schwert in der 
Hand haltend. Die Wappenzierrathen ſind weiß und gruͤn geſtreift. 

Gn.⸗Br. Sigismunds III v. 17 April 1390; uc. Guſt. Adolphs v. 6 März 1626; 1788 Okt. 4 

(107 16). 


7. Das Wappen der Stadt Lemſal beſteht in einer Stadtmauer mit Thüͤrmen und 
einem geöffneten Thore, mit aufgehobenem Gitter, in blauem Felde. Unter dem Gitter 
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befindet ſich ein Ldwenhaupt. Zwiſchen den Thuͤrmen liegt auf einem Kreuze ein Schwert 
und ein Biſchofsſtab und daruͤber ein cell es Haupt mit der Jahreszahl 1553. 
1788 Ott. 4 (16716). 


ö 3. Das Wappen der Stadt Fellin ſtellt ein in zwei Hälften getheiltes rothes Schild 
N dar. In der rechten Hälfte befindet ſich eine Roſe, über welcher neun goldene Sterne ftehen, 
| nebſt einem Kreuze auf der Seite. In der linken ift das Bild der Mutter Gottes mit 
dem Jeſuskinde. 
Ebend. . 1 
9. Das Wappen der Stadt Arensburg ſtellt in blauem Felde einen alten bc 
lichen Pallaſt und ein Schloß mit Thuͤrmen dar. In der Mauer iſt ein Thor mit einem 


daruͤber ſchwebenden Adler. 
Ebend. 
10. Das Wappen der Stadt Werro ſtellt in goldenem Felde einen Tannenbaum 
dar. 4 
Ebend. 


II. Von den Wappen der Eſthlaͤndiſchen Städte. 


11. Die Stadt Reval hat zwei Wappen: ein größeres und ein kleineres. Das 
größere beſteht in drei liegenden hellblauen Löwen mit Kronen, in goldenem Felde. Auf dem 
mit einer Krone verzierten rothblauen Helme ſteht ein Frauenzimmer in rothem Gewande 
mit einem himmelblauen Guͤrtel und mit übereinandergefchlagenen Händen. Das kleinere 
Wappen beſteht in einem ſilbernen Kreuze, in rothem Felde, mit goldener Einfaſſung. 
Der Helm und die übrigen ag ie A I find eben fo, wie die im ii 
Wappen. 

— Okt. 4 (16716). Das Wappen der Stadt Reval iſt derſelben vom Daͤniſchen Könige 

Woldemar II bei ihrer Gruͤndung verliehen worden. 


12. Das Wappen der Stadt Hapſal ſtellt in ſchwarzem Felde eine Stadtmauer mit 
einem Thurme und Thoren dar. Ueber dieſen erhebt ſich wieder ein Thurm mit einem er 
fliegenden Adler. 

Ebend. 
13. Das Wappen der Stadt Weiſſenſtein ſtellt in silbernem ewe einen alten 


Stadtthurm mit zwei Steinen an den Seiten dar. 
Ebend. 


14. Das Wappen der Stadt Weſenberg ftellt in fübernem Felde einen goldenen 
Stern mit einer Krone dar. 
Ebend. aun n 
15. Das Wappen der Stadt Baltiſchport ſtellt in ſilbernem Felde einen Theil der 


Oſtſee mit einem Haſen, nebſt einem Thurm und einer Flagge, dar. 
N Ebend. 


III. Von den Wappen der Kurländiſchen Städte. . 


16. Die S Stadt Mitau bedient ſich eines beſondern Wappens, auf welchem in einem 
purpurrothen damascirten Felde links ein Elennskopf mit feinem Geweih, in natuͤrlicher 
Farbe, dargeſtellt iſt. Auf dem Halſe befindet ſich das Herzoglich Kettlerſche Familien⸗ 


wappen, ein rother Keſſelbaken, und in demſelben die verſchlungenen Buchſtaben: S. A. 
(Sigismund Auguft) rechts aber der Bathoriſche Wolfskinnbacken. 


By? Das Wappen, deſſen ſich die Stadt Libau bedient, beſteht aus einem in blauem 
Felde aufrecht ſtehenden Lowen, der mit den Pranken eine gruͤnende Linde umfaßt, mit 
vorgeſchlagener Zunge und uͤber ſich geworfenem Doppelſchwanze. — 


18. Das Wappen der Stadt Windau beſieht in einem ſilbernen, in einem Fifcher: 
netze befindlichen, oben, unten und in der Mitte mit goldenen Reifen ver ſehenen Huͤft⸗ 
horne, uͤber welchem ein Kreuz ſteht. 


19. Das Wappen der Stadt Goldingen beſteht aus dem in gruͤnem Felde goldge⸗ 
kroͤnten Bilde der heiligen Katharina, welche in einem weißen Gewande und mit herab⸗ 
hängenden Haaren auf einem mit Geſträuche bewachſenen Boden ſteht, in der Rechten das 
Maͤrtyrerrad, in der Linken aber ein zur Erde geſenktes Schwert haltend. 


20. Das Wappen der Stadt Haſenpoth ſtellt in gegittertem Felde einen Heiligen 
mit einer Glorie dar, der in der Linken auf einem weißen Kelchtuche einen goldenen Kelch 
haͤlt. er u 


21. Das Wappen der Stadt Pilten ſtellt in einem geteilten Schilde oben zwei 
neben einander ſtehende Mauerzinnen dar „ zwiſchen welchen eine kleine Kugel, und unten 
zwei ins Kreuz geſtellte Biſchofsſtäͤbe befindlich ſind. U 


22. Das Wappen der Stadt Grobin ſtellt in ſilbernem Felde einen Kranich dar, der 
auf einem Fuße ſteht und mit dem andern einen Stein hält. ve 
Ref, d. Herzogs Kaſimir von Kurland v. 2 Mai 1697. 


25. Die Stadt Tuckum bedient ſich des Reichswappens. — 
* en 1708 Oft. 28 (18720). zu 


201. Das Wappen der Stadt Bauske ſtellt in rothem Felde einen von der rechten 
Seite zum Kampfe hervortretenden goldenen Löwen, mit vorgeſchlagener Zunge und über 
ſich geworfenem Schwanze, dar. 


25. Das Wappen der Stadt Jakobſtadt ſtellt in ſilbernem Felde eine gruͤne Zicht 
mit einem voruͤbergehenden ſchwarzen Luchſe dar. 


ö 11:77 
26. Das Wappen der Stadt Friedrichftadt ſtellt in rothem Felde einen zum Kampfe 
gerüfteten, gekrönten Greif, mit vorgeſchlagener Zunge, dar. m 


IV. Von dem Wappen der Stadt Narva. 


27. Das Wappen der Stadt Narva ſtellt in blauem Felde oben ein bloßes Schwert 
und auf jeder Seite eine Karthaunenkugel dar. In der Mitte befinden ſich zwei ſilberne 
Fiſche, worunter ein Saͤbel und unter ihm eine Kugel liegt. 5 

Urt. d. Kön. v. Schweden Johann III v. 22 Jun 1608; Uck. d. Kön. v. Schwed. Sigismund 

v. 11 Mai 1594. 


— 


* | Beilage v. 
(Zu den $$ 958, 908, 1023, 10800 


I. Formel des Eides, welcher in den Städten der Oſtſeegouvernements 
und in Narva bei dem Eintritte in die oͤrtliche Buͤrgerſchaft geleiſtet 
wird. 


Ich Endesbenannter gelobe und ſchwore bei Gott dem Allmächtigen, vor feinem Heiligen 
Evangelio, daß ich will und ſoll Seiner Kaiſerlichen Majeftät, dem wahren und angebornen 
Allergnaͤdigſten Großen Herrn und Kaiſer Nikolai Pawlowitſch, Selbſtherrſcher aller 
Reuſſen, und Seiner Kaiſerlichen Majeſtaͤt Erben des Thrones aller Reuſſen, Seiner Kai- 
ſerlichen Hoheit dem Großfuͤrſten Ceſarewitſch Alexander Nikolajewitſch, treu und 
ungeheuchelt dienen und in Allem Gehorſam leiſten, ohne meines Lebens bis zum letzten 
Blutstropfen zu ſchonen, und alle zu Seiner Kaiſerlichen Majeftät hohen Selbſtherrſchaft, 
Macht und Gewalt gehörigen Rechte und Vorzüge, ſo wie ſelbige bis jetzt feſtgeſetzt find 
und noch feſtgeſetzt werden, nach aͤußerſter Einſicht, Kraft und Möglichkeit „aufrecht erhal: 
ten und vertheidigen und dabei im volleften Maße mich bemühen, Alles zu fördern, was 
zu Seiner Kaiſerlichen Majeſtaͤt treuem Dienſte und des Reiches Nutzen in allen Faͤllen 
gereichen kann; Uber Beeinträchtigung, aber des Intereſſes Seiner Kaiſerlichen Majeſtaͤt, 
Schaden und Nachtheil, ſobald ich davon Kenntniß erlange, nicht nur zeitig Anzeige 
machen, ſondern mich auch auf alle Weiſe bemühen, für die Abwendung und Nichtzulaſ⸗ 
ſung zu ſorgen. 

Auch will ich und ſoll dem Edlen Rathe dieſer Stadt (*) in allen geſetzlichen Angelegen⸗ 
heiten, beſonders aber in Allem, was von demſelben im Namen Kaiſerlicher Majeſtaͤt und der 
in der Stadt angeordneten Autoritäten mir befohlen wird, gehorchen, mich allen Geſetzen 
und Einrichtungen ohne Widerſpruch unterwerfen und die der Schatzkammer Seiner Kaiſer 
lichen Majeſtaͤt, fo wie auch der Stadt gebuͤhrenden Gerechtigkeiten und Einkuͤnfte richtig 
abtragen, mich ſogar beſtrebend, die ſelben zu vergrößern und zu vermehren, und in allen 
Faͤllen ſo verfahren, wie es einem rechtſchaffenen, treuen und vereideten Unterthane zu⸗ 
kommt und ſich geziemt. Eben ſo will und ſoll ich nicht unterlaſſen, meine Mitbuͤrger 
und Diener zu einem gleichen treuen Gehorſame in allen Faͤllen, ſo viel es mir moͤglich 
fein wird, dringend zu ermahnen; und wenn endlich, was Gott verhuͤte, dieſe gute Stadt 
vom Feinde überfallen werden follte, fo will und ſoll ich mich aller gefährlichen Rathſchluͤge 
enthalten, und mit allen übrigen treuen Einwohnern nicht bloß perſoͤnlich, ſondern auch 
mit allen meinen Hausgenoſſen, die wehrhaft ſind, zur Erhaltung und zur Wohl⸗ 
fahrt der Stadt, weder meines Gutes, noch meines Blutes ſchonen, und dergeſtalt dieſe 
gute Stadt bloß Seiner Allerhöchiten Kaiſerlichen Majeftät, meinem Allergnaͤdigſten 
Großen Herrn und Kaiſer, und Seinem erblichen Reiche, und nicht zum Beſten irgend 
eines Andern, bis zum letzten Blutstropfen vertheidigen und erhalten, ſo wahr mir 
Gott helfe an Leib und Seele. Zum Schluſſe dieſes meines Eides kuͤſſe ich das Wort 
und Kreuz meines Erloͤſers. Amen. 

Anmerkung. In dem Buͤrgereide, welcher in den kleinen Städten des Eſthlaͤndiſchen Gouverne⸗ 
ments: in Weſenberg, Weiſſenſtein und Baltiſchport zu leiſten iſt, wo keine Magiftcate befindlich find 
und örtliche Vogteigerichte ihre Stelle vertreten, muß anſtatt „dem Edlen Rathe die ſer Stadt ge⸗ 
ſagt werden: „dem Vogteigerichte dieſer Stadt “. 


(*) S. die Anmerkung am Ende. 
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II. Formel des Eides, welcher auf dem Dome zu Reval geleiftet 
wird. 


Ich Endesbenannter gelobe und ſchwoͤre bei Gott dem Allmächtigen, vor Seinem Hei⸗ 
ligen Evangelio, daß ich will und ſoll Seiner Kaiſerlichen Majeftät, dem wahren und an⸗ 
gebornen Allergnaͤdigſten Großen Herrn und Kaiſer Nikolai Pawlowitſch, Selbſtherr— 
ſcher aller Reuſſen, und Seiner Kaiſerlichen Majeſtaͤt Erben des Thrones aller Reuſſen, 
Seiner Kaiſerlichen Hoheit dem Großfuͤrſten Ceſarewitſch Alexander Nikolajewitſch, 
treu und ungeheuchelt dienen und in Allem Gehorſam leiſten, ohne meines Lebens, bis 
zum letzten Blutstropfen, zu ſchonen, und «Ile zu Seiner Kaiſerlichen Majeſtaͤt Shöen 
Selbſtherrſchaft, Macht und Gewalt gehörigen Rechte und Vorzuͤge, fo wie felbige bis 
ietzt feſtgeſetzt find und noch feſtgeſetzt werden, nach aͤußerſter Einſicht, Kraft und Möglich: 
keit aufrecht erhalten und vertheidigen und dabei im volleſten Maße mich bemühen, Alles 
zu fördern, was zu Seiner Kaiſerlichen Majeſtaͤt treuem Dienſte und des Reiches Nutzen 
in allen Faͤllen gereichen kann; über Beeinträchtigung aber des Intereſſes Seiner Kaiſer⸗ 
lichen Majeſtaͤt, Schaden und Nachtheil, ſobald ich davon Kenntniß erlange, nicht nur 


zeitig Anzeige machen, ſondern mich auch auf alle Weiſe bemühen, für die Abwendung 


und Nichtzulaſſung zu ſorgen; ſollte aber, was Gott verhüte, diefer Dom vom Feinde 
überfallen werden, fo will und ſoll ich mich aller gefährlichen Rathſchlaͤge enthalten, und 
mit allen übrigen treuen Einwohnern nicht bloß perſonlich, ſondern auch mit allen meinen 
Hausgenoſſen, die wehrhaft ſind, weder meines Gutes, noch meines Blutes ſchonen, ſo 
wahr mir Gott helfe an Leib und Seele. Zum Schluſſe diefes meines Eides kuͤſſe ich das 
Wort und Kreuz meines Erlöſers. Amen. 

Allerh. beſt. Outacht. d. Reicher. v. 21 Jun 1845, 


a 


Beilage VI. 
Zu den 99 1996, 1380, 1422. | 


Tabelle über die durch Wahl der Stadtgemeinden in den 
Oſtſeegouvernements zu beſetzenden Aemter, 
nach Klaſſen geordnet. 


Klaſſen. 5 Aemter. 


— — — — 
VII. Die Bürgermeiſter in den Gouvernements- und Hafenftädten. 


IX. Die Buͤrgermeiſter in den Kreis- und Landſtaͤdten. 


Die Mitglieder, welche von den Bürgern in die Bau⸗Komitels erwaͤhlt 
werden. 


XII. Die Rathsherren in den Gouvernements- und Hafenſlaͤdten. 
Die Deputirten von der Kaufmannſchaft in den Quartier-Kommiſſlonen. 
XIV. Die Rathsherren in den Kreisftädten. 


Die Deputirten in den Quartier⸗Kommiſſionen von Seiten der Buͤrger, 
Zunftgenoſſen und des ſonſtigen ſteuerbaren Standes. 


Vergl. die Allg. Reichsg., Bd. III, Wahl- Dienſt⸗O. „Beil. zum § 315. 


DR: 


1 75 ine II 
Inhalts anzeige 
des Provinztalrechts der Oſtſeegouvernements. ö 
— nn 
2 8 nz Staͤnderecht. 


Allgemeine Beſtimmungen, 55 1—6. 


Erſtes Buch. 
Von dem Adel. 1 
Titel J. Von der Erwerbung und Mittheilung der Rechte des Wende und den Be⸗ 
weiſen deſſelben. 
Hauptſtuͤck I. Von den verſchiedenen Gattungen des Adelſtandes, 99 7 u. 8. 
Hauptſt. II. Von der Erwerbung und Mittheilung der Adelsrechte, 99 9—25. f 
Hauptſt. III. Von den Beweiſen des adeligen Standes, 99 26—3 1. 
Titel II. Von den Rechten und Vorzuͤgen des Stammadels der Oſtſeegouvernements, 
als Korporation. 
Hauptſt. I. Allgemeine Beſtimmungen, 99 32— 49. 
Hauptſt. II. Von den Verfammlungen der Ritterſchaften, 5 50, 
Abtheil. I. Von den Verf ammlungen der Livlaͤndiſchen Ritterſchaft. 
A. Von den Landtagen. 
I. Von den verſchiedenen Gattungen der Landtage und ihrer Zu⸗ 
ſammenberufung, 99 51 —60. 
II. Von der Zuſammenſetzung des Landtags, 95 61— 70. 
III. Von der Eröffnung und der Dauer des Landtags, 96 71—76. 
IV. Von den vorbereitenden Maßregeln zur Beſtimmung der Ge⸗ 
genftände der Landtagsverhandlungen, 95 77—82. 
V. Von den Gegenftänden der Landtagsverhandlungen, 5583-85, 
VI. Von der bei Verhandlung der Landtagsangelegenheiten zu be⸗ 
’ obachtenden Ordnung, 90 86-9. 
* VII. Von den Landtags ſchluͤſſen. ’ 
1) Von der Faſſung der Landtagsſchlüſſe 90 96— 114. 
2) Von der Ausfuͤhrung der Landtagsſchluͤſſe, 99 115—123. 
VIII. Von der Schließung des Landtags, 55 124—128. 
B. Von dem Livländifhen Adelskonvente. 
I. Von den verſchiedenen Gattungen der Adelskonwente, 55 129— 
152, 
II. Von der Zusammensetzung des Adelstewents, 55 155-156. 
III. Von dem Wirkungskreiſe des Adelskonvents und den Grenzen 
feiner Gewalt, 90 157—142. 
IV. Von der bei Verhandlung der Sachen im Adelskonvente zu be⸗ 
1 obachtenden Ordnung, SI 145—152. 
V. Von den Beſchluͤſſen des Adelskonvents, 90 155— 160, 
VI. Von der Schließung des Adelskonvents, 85 161 u. 162, 
C. Von den Kreisverſammlungen, 99 165— 170. 


Abth. II. Von den Verſammlungen der Oeſelſchen Ritterſchaft. 
A. Von den Landtagen. 
I. Von den verſchiedenen Gattungen der Landtage und ihrer Zuſammen⸗ 
berufung, 99 171—178. 
II. Von der Zuſammenſetzung des Landtags, 99 179— 188. 
III. Von der Eroͤffnung und der Dauer des Landtags, 90 184— 187. 
IV. Von den Gegenſtaͤnden und von der Ordnung der Landtagsverhand⸗ 
lungen, 99 188190. 
V. Von den Landtagsſchluͤſſen, 99 191, 192. 
VI. Von der Schließung der Landtage, 65 195—195. 
B. Von dem Adelskonvente, 99 196—201. 
Abth. III. Von den Verſammlungen der Eſthlaͤndiſchen Ritterſchaft. 
A. Von den Landtagen. 
I. Von den verſchiedenen Gattungen der Landtage und ihrer Zuſammen⸗ 
berufung, 99 202—209. 
II. Von der Zuſammenſetzung der Landtage, 99 210-218. 
III. Von der Eröffnung und der Dauer des Landtags, 99 219— 226. 
IV. Von den Gegenſtaͤnden der Landtagsverhandlungen, 90 227—250, 
V. Von den Landtagsverhandlungen: 
1) Von der Berathungsordnung, 65 251 — 254. 
2) Von dem Vortrage der Sachen und den Berathungen daruͤber, 
99 255—247. 
VI. Von den Landtagsſchluͤſſen: 8 
1) Von der Faſſung der Landtags ſchlüſſe „g 248—253. 
2) Von der Ausführung der Landtags ſchluͤſſe, 99 254 — 259. 
VII. Von der Schließung des Landtags, 99 260. 
B. Von dem Ritterſchaftsausſchuſſe, 99 261—270. 
C. Von den Kreistagen, 99 271— 278. 
Abth. IV. Von den Verſammlungen der Kurlaͤndiſchen Ritterſchaft: 
A. Von dem Rechte der Theilnahme an den Verſammlungen der Kurlaͤndi⸗ 
ſchen Ritterſchaft, 99 276-290. 
B. Von den Landtagen: 
I. Von den verſchiedenen Gattungen der Landtage und ihrer Zuſammen⸗ 
berufung, 95 291 — 298. 
II. Von der Zuſammenberufung der Kirchſpiele zum Relationsland⸗ 
tage, 99 299— 502. 
III. Von der erſten Verſammlung zum Landtage oder dem Relationster⸗ 
mine, 99 505—517. 
IV. Von der zweiten Verſammlung des Landtags oder dem Inſtruktions⸗ 
termine, 65 318—525. 
V. Von den Landtagsſchluͤſſen, 99 526—33 1. 
C. Von den allgemeinen Konferenzen, 99 332—350. 
D. Von den Oberhauptmannſchafts⸗ und Kreisverſammlungen, 9 551—353, 
E. Von den Kirchſpielsverſammlungen, 65 554358. 
4. 


Hauptſt. III. Von den Wahlen der Ritterſchaften. 
Abth. I. Von den Wahlen der Livlaͤndiſchen Ritterſchaft. 
A. Bezeichnung der Aemter, welche durch Wahl der Livlaͤndiſchen Ritterſchaft 
beſetzt werden, 55 559, 560. 
B. Von den wahlberechtigten und den wahlfaͤhigen Perſonen. 
I. Von den bei Beſetzung von Aemtern wahlberechtigten Perſonen, 
55 561—365. 
II. Von den zu Aemtern wahlfaͤhigen Perſonen, 55 564, 365. 
1) Von den bei der innern Verwaltung der Ritterſchaft zu 
Aemtern wahlfaͤhigen Perſonen, 99 566—3 79. 
2) Von den bei der Verwaltung der Angelegenheiten der Evangeliſch⸗ 
Lutheriſchen Kirchen zu Aemtern wahlfaͤhigen Perſonen, 95 580— 
385. 
5) Von den bei der allgemeinen Juſtizpflege zu Aemtern wahlfaͤhi⸗ 
gen Perſonen, 95 384—389. ö 
4) Von den bei der allgemeinen Polizeiverwaltung zu Aemtern 
wahlfaͤhigen Perſonen, 99 590, 391. 
5) Von den bei der Poſtirungsverwaltung zu Aemtern wahlfaͤhigen 
Perſonen, 9g 392. 
C. Von der Wahlordnung. 
I. Allgemeine Beſtimmungen, 99 398-3938. 
II. Von dem Verfahren bei den Wahlen auf dem Landtage, 99 596—4 16. 
III. Von dem Verfahren bei Beſetzung der erledigten Stellen durch den 
Adelskonvent, 99 417, 418. 
D. Ven dem Verfahren bei Beſtaͤtigung in den durch die Livlaͤndiſche Rit— 
terſchaft zu beſetzenden Wahlaͤmtern. 
I. Zur innern Verwaltung der Ritterſchaft, 5 419—423. 
II. Zur Verwaltung der Evangeliſch⸗Luthetiſchen Kirchen und zur Juſtiz⸗ 
und Polizeipflege, $ 424. 
Abth. II. Von den Wahlen der Oeſelſchen Ritterſchaft. 
A. Bezeichnung der Aemter, welche durch Wahl der Oeſelſchen Ritterſchaft 
beſetzt werden, 9 425. 
B. Von den wahlberechtigten und den wahlfähigen Perſonen. 
J. Von den bei Beſetzung von Aemtern wahlberechtigten Perſonen, 95 426 
u. 427. 
II. Von den zu Aemtern twaplfägigen Almen; 99 428—453. 
C. Von der Wahlordnung. 1 
I. Allgemeine Beſtimmungen, 99 434-456, 
II. Von dem Verfahren bei e auf dem Landtage, IS 457 — 
442. 
III. Von dem Verfahren bei Beſetzung der erledigten Stellen durch den 
Adelskonvent, 90 445445. 
D. Von dem Verfahren bei Beſtaͤtigung in den durch die Oeſelſche Ritter: 
ſchaft zu beſetzenden Wahlämtern, 5446, 
Abth. III. Von den Wahlen der Eſthlaͤndiſchen Ritterſchaft. 
A. Bezeichnung der Aemler, welche durch Wahl der Eſihlaͤndiſchen Ritter: 
ſchaft beſetzet werden, 99 447, 448. 
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B. Von den wahlberechtigten und wahlfaͤhigen Perſonen. 
I. Von den bei Beſetzung von Aemtern wahlberechtigten Perſonen „6449. 
II. Von den zu Aemtern wahlfaͤhigen Perſonen. 
1) Allgemeine Beſtimmungen, 99 450 —460. 
2) Von den bei der innern Verwaltung der Ritterſchaft zu Aemtern 
wahlfaͤhigen Perſonen, 99 461—464 
5) Von den bei der Verwaltung der Evangeliſch⸗Lutheriſchen Kirchen 
zu Aemtern wahlfaͤhigen Perſonen, 9 465. 
4) Von den bei der allgemeinen Juſtizpflege zu Aemtern wahlfähigen 
Perſonen, 99 466, 467. 
5) Von den bei der allgemeinen Polizeiverwaltung zu Aemtern wahl⸗ 
fähigen Perſonen, 99 468471. 
C. Von der Wahlordnung. 
I. Allgemeine Beſtimmungen, 99 472, 475. 
II. Von dem Verfahren bei den Wahlen auf den Landtagen, 90 474— 
491. 
III. Von dem Verfahren bei Beſetzung der erledigten Stellen durch den 
Ritterſchaftsausſchuß, 99 492— 495. 
D. Von dem Verfahren bei Beſtaͤtigung in den durch die Eſthlaͤndiſche Rit— 
terſchaft zu beſetzenden Wahlaͤmtern, 69.496, 497. 
Adth. IV. Von den Wahlen der Kurlaͤndiſchen Ritterſchaft. 
A. Bezeichnung der Aemter welche durch Wahl der — Ritterſchaft 
beſetzt werden, 95 498, 499. 
B. Von den wahlberechtigten und den nen u 
I. Von den zu Aemtern wahlberechtigten Perſonen, 9 500. 
II. Von den zu Aemtern wahlfaͤhigen Perſonen, 95 501, 502. 
1) Von den bei der innern Verwaltung der Ritterſchaft zu Aemtern 
wahlfaͤhigen Perſonen, 99 505 —515. 
2) Von den bei der Verwaltung der Evangeliſch-Lutheriſchen Kirchen 
zu Aemtern wahlfaͤhigen Perſonen, 95 514 —5 17. 
5) Von den bei der allgemeinen Juſtizpflege zu Aemtern wahlfaͤhi⸗ 
gen Perſonen, 55 518, 519. 
4 Von den bei der allgemeinen Polizeiverwaltung zu Aemtern wahl⸗ 
faͤhigen Perſonen, 99 520, 621: i 
G. Von der Wahlordnung. 
I. Allgemeine Beſtimmungen, 99 522-535, u 
II. Von dem Verfahren bei den Wahlen: 
1) Zu den Aemtern bei der innern was der Ritterſchaft, 
99 526—552. 
2) Zu den Aemtern bei der —— 1 und Polizeipflege, 
90 555—357. 0 2 I 
D. Bon dem Verfahren bei Bakig in den durch die Kurlaͤndiſche Rit⸗ 
terſchaft zu beſetzenden Wahlaͤmtern, 99 558, 559. 
Abth. V. Von der Ordnung des Ritterſchaftlichen Wahldienſtes im Allgemeinen. 
I. Allgemeine Beſtimmungen, 90 540-542. 
II. Von den Belohnungen fuͤr den ann 5 515—551. 


III. Von der Beurlaubung der im Wahldienſte ſtehenden Beamten, 
99 552—554. 
IV. Von der Entlaſſung aus dem ritterſchaftlichen Wahldienſte, 95 555, 
556, 
Hauptſt. IV. Von den Beamten der Ritterſchaften. 
Abth. I. Von den Beamten der Livlaͤndiſchen Ritterſchaft. 
I. Von dem Landrathskollegium. 
1) Von der Zuſammenſetzung des Landrathskollegiums, 90 557 — 
562. 
2) Von den Dienſtpflichten der Landraͤthe: 
a) Pflichten des Landrathskollegiums, 99 568—565. 
b) Pflichten des reſidirenden Landraths, 90 566—595, 
Von dem Landmarſchalle. 
1) Von dem Amtsantritte des Landmarſchalls und der Wahl ſeines 
Stellvertreters, 99 596—608. 
2) Von den zum Reſſort des Landmarſchalls gehörigen Gegenſtaͤn⸗ 
ſtaͤnden und den Grenzen feiner Gewalt, 90 609—618. 
. Von den Kreisdeputirten, 99 619624. 
„Von den Kaſſedeputirten, 90 625— 637. 
„Von den Ritterſchaſtskaſſe⸗Revidenten, 99 658—642. 
„Von den zur Verwaltung der Livlaͤndiſchen Ritterſchaftsgüter ange⸗ 
ſtellten Beamten, 99 645-647. 
„Von der Ritterſchaftskanzellen. / 
1) Von der Zuſammenſetzung der Kanzellei, 05 648—654, 
2) Von der Beſoldung, 99 655—657. 
5) Von den Pflichten der Kanzellei: 
a) Pflichten des Sekretairs, 99 658—663, 
b) Pflichten des Notars, 99 664667. 
0) Pflichten des Rentmeiſters, 55 668, 669. 
d) Pflichten der Schreiber, 9 670. 
VIII. Von den Poſtirungsdirektoren, 99 671 —685. 
IX. Von den Poftfommiffairen, 99 686—688. 
Abth. II. Von den Beamten der Oeſelſchen Ritterſchaft. 
I. Von dem Landrathskollegium. | 
1) Von der Zuſammenſetzung des Landrathskollegiums, 95 689692. 
2) Von den Amtspflihten der Landraͤthe, 99 695— 702, * 
II. Von dem Landmarſchalle, 99 705— 708, 
III. Von den Konventsdeputitten, 99 709, 710. 
IV. Von den Kaſſedeputirten, 99 711—715. 
V. Von den Ritterſchaftskaſſe⸗Revidenten, 99 716— 718, 
VI. Von der Ritterſchaftskanzellei, 719 —726. 
Abth. III. Von den Beamten der Eſthlaͤndiſchen Ritterſchaft. 
I. Von den Landraͤthen. 
1) Von der Zuſammenſetzung des Landrathskollegiums, 9 727—732. 
2) Von den Pflichten der Landraͤthe „9 755—735. 
II. Von dem Ritterſchaftshauptmanne. 
1) Von der Wahl des Ritterſchaftshauptmannes und feinen perſoͤn⸗ 
lichen Vorrechten, 99 756— 739. 
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2) Von den Pflichten des Ritterſchaftshauptmannes, 90 740—743. 
III. Von den im Ritterſchafts aus ſchuſſe ſitzenden Kreisdeputirten, 99 744, 
745. 
IV. Von der Eſthlaͤndiſchen Ritterſchaftskanzellei. 
1) Von der Zuſammenſetzung der Kanzellei und der Befoldung der: 
ſelben, 99 746-749. 
2) Von den Pflichten der Kanzellei, 99 750 — 755, 
V. Von den Beamten zur Verwaltung der Poſtſtationen. 
1) Von den Inſpektoren der Poſtſtationen, 99 754, 755. 
2) Von den Poſtkommiſſairen, 99 786738. 
Abt. IV. Von den Beamten der Kurlaͤndiſchen Ritterſchaft. 
I. Vom Landesbevollmaͤchtigten, 99 759— 767. 
II. Von dem Ritterſchaftskomité. 
1) Von der Zuſammenſetzung des Ritterſchaftskomité's und der Be⸗ 
ſoldung ſeiner Mitglieder, 95 768—776. 
2) Von den Pflichten des Komité“s. 
a) Allgemeine Pflichten des Ritterſchaſtskomité“s, 99 777— 785. 
b) Beſondere Pflichten der Kreismarſchälle, 99 786—790. 
e) Beſondere Pflichten des Ritterſchaftsſekretairs, 99 791— 799. 
d) Beſondere Pflichten des — 55 800 — 
802. 
III. Von der Ritterſchaftskanzellei, 99 805806. 
IV. Von den Kirchſpielsbevollmaͤchtigten, 65 807815. 
V. Von dem Landbotenmarſchalle, 99 816—826. 
VI. Von den von den Kirch pielen zum Landtage erwͤhlten Deputirten, 
90 827—835. 
VII. Von dem Konferenzdireltor, 99 856—839. 


Titel III. Von den Rechten und Vorzuͤgen des Adelſtandes, weche insbeſondere jedem 
einzelnen Individuum gebuͤhren. 
Hauptſt. I. Von den mit dem Dienſte verknuͤpften Rechten, 99 840—848. 
Hauptſt. II. Von den Rechten in Bezug auf das Gericht and auf das Verfahren in Kri⸗ 
minalſachen, 55 849— 886. 
Hauptſt. III. Von den Rechten in Bezug auf Abgaben und Leiſtungen, 90 857—873. 
Hauptſt. IV. Von den Rechten des Adelſtandes in Bezug auf das Vermögen, 95 874— 
484. 
Titel IV. Von dem Verluſte der Rechte des Adelſtandes. 
I. Von dem Verluſte der Rechte des Adelſtandes überhaupt, 55 885—889. 
II. Von dem Verluſte der Rechte durch Ausſchließung aus den örtlichen Adels: 
matrikeln der Oſtſeegouvernements, 99 890— 896. f 
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Zweites Buch. 
Von der Geiſtlichkeit. 
Allgemeine Beſtimmungen, 595 897-899. 
Titel. I. Von dem Eintritte in die Evangeliſch-Lutheriſche Geiſtlichkeit und den Beweiſen 
des geiſtlichen Standes. 
Hauptſt. I. Von der Zuſammenſetzung der Evangeliſch⸗Lutheriſchen Geiſtlichkeit, 
9 900 —90t. 
Hauptſt. II. Von dem Eintritte in die Evangeliſch-Lutheriſche Geiſtlichkeit und den Be⸗ 
weiſen des geiſtlichen Standes, 90 50 2—9 11. 
Titel. II. Von den Rechten und Vorzügen der Evangeliſch-Lutheriſchen Geiſtlichkeit. 
I. Von den perſoͤnlichen Rechten und Vorzügen der Evaneeliſh⸗Lutherichen * 
lichkeit, 99 912— 927. 
II. Von den Rechten der Wittwen und Kinder der Evangeliſch⸗Lutheriſchen Pre⸗ 
diger, 99 928— 953. 
Titel. III. Von dem Austritte aus dem geiftlichen Stande, 95 934—940, 


Drittes Buch. 
Allgemeine Beſtimmungen, 99 941—944. 


Zitel 1. Von den verſchiedenen Buͤrger⸗Korporationen, der Erwerbung des Buͤrgerrechts, 
den Beweiſen und der Mittheilung deſſelben. 
Hauptſt. I. Von den verſchiedenen Baͤrger⸗Korporationen und der Erwerbung des Buͤr⸗ 
gerrechts. 
Abth. I. Von den verſchiedenen Buͤrger⸗Korporationen und der Erwerbung des 
Buͤrgerrechts in Riga. 7 
I. Von den verſchiedenen Bien damaatenen in Riga, 90 945 — 
948. 
II. Von der Erwerbung des Buͤrgerrechts und bi Eintritte in die Gil⸗ 
den der Stadt Riga, 99 949— 939. 
III. Von dem Eintritte in die Bruͤderſchaften der großen und kleinen Gil⸗ 


de, 55 960, 

1) Von dem Eintritte in die Bruͤderſchaft der 6. Gilde, 
96 961-922 

2) Von dem Eintritte in die Bruͤderſchaft der kleinen Gilde, 
99 973-976. 


Abh. II. Von den verſchiedenen Buͤrger⸗Korporationen und der Erwerbung des 
Bürgerrechts in Dorpat und Pernau, 90 977—987. 
Abth. III. Von den verſchiedenen Buͤrger⸗Korporationen und der Erwerbung des 

Buͤrge rechts in den Städten Wenden, Wolmar, Walk, Lemſal, Werro, 
Fellin und Arensburg, 99 988-991. 

Abth. IV. Von den verſchiedenen Bürger Korporationen und der Erwerbung des 
Buͤrg errechts in Reval. 
I. Von den verſchiedenen Buͤrger⸗ Korporationen, 99 992—994. 
II. Von der Erwerbung des Buͤrgerrechts Überhaupt, 55 995 — 90s. 
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III. Von dem Eintritte in eine der ſtaͤdtiſchen Gilden, H 999, 1000, 
1) Von dem Eintritte in die große Gilde, 99 100 1100s. 
2) Von dem Eintritte in die kleine Gilde, 99 1009-1011. 
Abth. V. Von der Erwerbung des Bürgerrechts auf dem Dome zu Reval, 
99 1012—1015. 
Abth. VI. Von der Erwerbung des Buͤrgerrechts in den Städten Hapfal, Weſen⸗ 
berg, Weiſſenſtein und Baltiſchport, 99 1016-1019. 
Abth. VII. Von den verſchiedenen Korporationen und der Erwerbung des Bürgers 
rechts in den Kurlaͤndiſchen Städten, 90 1020—1055. 
Abth. VIII. Von den werſchiedenen Korporationen und der Erwerbung des Bürgers 
rechts in der Stadt Narva, 9 1036—1048. 
Haupſt. II. Von der Mittheilung und den Beweiſen des Buͤrgerrechts, 99 1049—1 051. 
Titel II. Von den Rechten der Bürger in ihrer Geſammtheit, als Gemeinden. 
Hauptſt. I. Allgemeine Beſtimmungen, 00 1052— 1082. 
Hauptſt. II. Von der Verfaſſunz der Stadtgemeinden in den Oſtſeegouvernements. 
Abth. I. Von der Verfaſſung der Burgergemeinde in Riga, 99 1085— 1088. 
I. Von den Aelteſten baͤnken der großen und der kleinen Gilde, 
55 1089—1096. 
II. Von den Dockmaͤnnern der großen und der Meinen Gilde, 
90 1097, 1098. 
Abth. II. Von der Verfaſſung der Burgergemeinde in Dorpat, 99 1099-1104, 
Abth. III. Von der Verfaſſung der Burgergemeinde in Pernau, 9 1105, 1106. 
Abth. IV. Von der Verfaſſung der Bürgergemeinden in den übrigen Städten des 
Livlaͤndiſchen Gouvernements, 99 1107-1110. 
Abth. V. Von der Verfaſſung der Burgergemeinde in Reval, 9 1111. 
I. Von den Aelteſtenbaͤnken der großen und der kleinen Gilde, 
99 1112—1 110. 
II. Von den nicht zum Perſonal der Aelteſtendaͤnke gehörenden Wort: 
fuͤhrern der großen und kleinen Gilde, 95 1120, 1121. 
III. Von den durch die große und die kleine Gilde gebildeten Kommiſ⸗ 
fionen, 99 1122— 1128. 
IV. Von dem Sekretair der großen Gilde und dem Notar der St. Ka⸗ 
nuti Gilde, 9 1129. 
Abth. VI. Von der Verfaſſung der Buͤrgergemeinde des Doms zu Reval, 
99 1130—1132. 
Abth. VII. Von der Verfaſſung der Buͤrgergemeinden in den uͤbrigen Staͤdten des 
Eſthlaͤndiſchen Gouvernements, 99 1155, 1154. 
Abth. VIII. Von der Verfaſſung der Staͤdtgemeinden im Kurlaͤndiſchen Gouverne⸗ 
ment, 99 1155—1154. 
Abth. IX. Von der Verfaſſung der Stadtgemeinde in Narva, 95 1155— 1166. 
Hauptſt. III. Von den Verſammlungen der Stadtgemeinden in den Oſtſeegouvernements. 
Abth. I. Von den Verſammlungen der ſtaͤdtiſchen Gilden in Riga, 99 1167 
— 1205. 
Abth. II. Von den Verſammlungen der ſtaͤdtiſchen Gilden in Dorpat, 99 1206 
— 1211. 
Abth. III. Von den Verſammlungen der ſtaͤdtiſchen Gilden in Pernau. 
J. Von den Verſammlungen der großen Gilde, 99 12121220. 
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II. Von den Verſammlungen der kleinen Gilde, 95 1221, 1222. 
Abth. IV. Von den Verſammlungen der Stadtgemeinden in den übrigen Staͤd⸗ 
ten des Livlaͤndiſchen Gouvernements, 9 1223. 
Abth. V. Von den Verſammlungen der ſtaͤdtiſchen Gilden in Reval 1 
90 1224—1 289. 
Abth. VI. Von den Verſammlungen der Domgilde, 99 1240—1244. 
Abth. VII. Von den Verſammlungen der Stadtgemeinden in Hapfal, Weſenb erg, 
Weiſſenſtein und Baltiſchport, 99 1245. 
Abth. VIII. Von den Verſammlungen der Stadtgemeinden im Kurlaͤndiſchen Gou⸗ 
vernement, 990 1246—1256. vr 
Abth. IX. Von den Verſammlungen der ſtaͤdtiſchen Gilden in Narva. 
I. Von den Verſammlungen der großen Gilde, 99 1257 —1277, 
II. Von den Verſammlunzen der kleinen Gilde oder der Korporation 
der Handwerker, 9g 1278-1281. 
Hauptſt. IV. Von den ſtaͤdtiſchen Wahlen und dem Wahldienſte. 
Abth. I. Von den ſtaͤdtiſchen Wahlen und dem Wahldienſte in Riga. 
I. Von den Wahlen in den Rath, 99 1282-1296. 
II. Von den Wahlen in die ſtaͤdtiſchen Niedergerichte, 99 1297 — 
1501, 
III. Von den Wahlen zu den Aemtern behufs der innern Gildeverwal⸗ 
tung. 
1) Zur innern Verwaltung der großen Gilde, 99 1502—13 15. 
2) Zur innern Verwaltung der kleinen Gilde, 99 1314— 1318. 
IV. Von den Wahlen in das General⸗Konſiſtorium und in das Stadt⸗ 
Konſiſtorium, 55 1319—1523. 
V. Von den Wahlen in das Polizeiamt, 99 1324, 1325. 
VI. Von der Wahl zu den ſtaͤdtiſchen Kommiſſionen und den ſoge⸗ 
nannten Inſpektionen, 96 1526— 1328. 
VII. Von den Wahlen zu den Aemtern behufs der Verwaltung der Baus 
ern im Rigaſchen Patrimonialgebiete, 99 1329—135 1. 
Abth. II. Von den Wahlen und dem Wahldienſte in den übrigen Städten des 
Livlaͤndiſchen Gouvernements. 
I.. Von den Wahlen und dem Wahldienſte in Dorpat. 
1) Von den Wahlen in den Rath, 90 1532—1340. 
2) Von den Wahlen in das Vogteigericht, 99 1541. 
3) Ven den Wahlen der Vorftände der Staͤdtiſchen Gilden, 
9 13542, 
4) Von den Wahlen in das Polizeiamt, 9 1343. 
II. Von den Wahlen und dem Wahldienſte in Pernau. 
1.᷑. Von den Wahlen in den Rath, 99 1344—1346. 
2) Von den Wahlen in die ſtäͤdtiſchen Niedergerichte, 55 1547, 
1348, 
3) Von den Wahlen der Vorſtaͤnde der ſtaͤdtiſchen Gilden, 
99 1849— 1356. 
4) Von den Wahlen zu den Aemtern bei den ſtaͤdtiſchen Kommiſſionen 
und Inſpektionen, 69 1357, 


III. Von den Wahlen und dem Wahldienſte in Wenden, Wolmar, Walk, 
Lenmſal, Werro, Fellin und Arensburg. i 
1) Von den Wahlen in den Rath, 55 1558— 1562. 
2) Von den Wahlen der Vorſtände der Korporation der Kaufleute 
und der Korporation der Handwerker, SS 15651566. 
3) Von den Wahlen in die ſtaͤdtiſchen Verwaltungen und Kommiſſio⸗ 
nen, 99 1567—1571. 
Abth. III. Von den Wahlen und dem Wahldienſte in Reval. 
I. Von den Wahlen in den Rath, 90 1572-1585. 
II. Von den Wahlen in die ſtaͤdtiſchen Niedergerichte, 95 1584 — 1587. 
III. Von der Wahl des Vorſtandes der ſtaͤdtiſchen Gilden, 99 1588 — 
1590. 
1) Von der Wahl des Vorſtandes der großen Gilde, 99 1591 — 
1595. 
2) Von der Wahl des Vorſtandes der kleinen Gilde, 95 1596, 
1597. 
IV. Von den Wahlen in das General⸗Konſiſtorium und in das Stadt⸗ 
Konſiſtorium, 99 1598 —1402, 
V. Von den Wahlen in das Polizeiamt, 90 1405, 1404. 
VI. Von den Wahlen in die Stadtverwaltungen und Kollegien, 0 
9 1405. us 
Abth. IV. Ven den Wahlen und dem Wahldienſte auf dem Dome zu Reval, 
ae 99 1406—1408, 
Abth. V. Von den Wahlen und dem Wah dienſte in den übrigen Eſthlaͤndiſchen 


Staͤdten. a 
I. In Hapfal, 90 1409141. ! 
II. In Weſenberg, Weiſſenſtein und Baltiſchport, 95 1415—1418, 
Abth. VI. Von den Wahlen und dem Wahldienſte in den Staͤdten des Kurlaͤndi⸗ 
ſchen Gouvernements. 
J. Allgemeine Beſtimmungen, 9 1419—1425. 
II. Beſondere Beſtimmungen. ö 
1) Von den ſtaͤdtiſchen Wahlen in Mitau. 1 
a) Von den Wahlen in den Rath, 99 1424—1 455. 
6) Von den Wahlen der Aeltermaͤnner und Aelteſten, 99 1436, 
1437.0 6 ı 
7 2 Von den ſtaͤdtiſchen Wahlen in Libau. 
* a) Von den Wahlen in den Rath, 99 1458—1441. 
b) Von den Wahlen der Aeltermaͤnner und Aelteſten, 9 1442. 
3) Von den ſtaͤdtiſchen Wahlen in Windau, 99 1445, 1444. 
1) Von den ſtaͤdtiſchen Wahlen in Goldingen, 99 1445, 1446. 
5) Von den ſtaͤdtiſchen Wahlen in Bauske, 95 1447, 1448. 
rr 6) Von den ſtaͤdtiſchen Wahlen in Jakobſtadt, 99 1449— 1451. 
7) Von den ſtäͤdtiſchen Wahlen in Friedrichſtadt, 99 1452, 1455. 
8) Von den ſtaͤdtiſchen Wahlen in Haſenpoth, 99 1454, 1 455. 
9) Von den ſtaͤdtiſchen Wahlen in Pilten, 95 1456, 1457. 
10) Von den ſtaͤdtiſchen Wahlen in Grobin, 99 1458, 1459. 
11) Von den ſtaͤdtiſchen Wahlen in Tuckum, 99 1460, 1461. 
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Abth. VII. Von den ſtaͤdtiſchen Wahlen und dem Wahldienſte in Narva. 

I. Von den Wahlen in den Rath, 90 1462—1464. 
II. Von den Wahlen zu den Aemtern in den ſtaͤdtiſchen Nicdergerichten, 

Kommiſſionen und Verwaltungen, 99 1465, 1466. 

III. Von den Wahlen der Vorſtaͤnde der Stadtgilden. 
1) Von der Wahl des Vorſtandes der großen Gilde, 99 1467— 
1473. 
2) Von der Wahl des Vorſtandes der kleinen Gilde, 99 1474, 
1475. 
Titel III. Von den Rechten und Vorzuͤ 
Hauptſt. I. Von den Rechten der 
in Kriminalſachen, 
Hauptſt II. Von den Rechten der 
1482. 
Hauptſt. III. Von den Rechten der Bürger in Bezug auf die dem Staate gebührenden 
. Abgaben und Leiſtungen, 99 1485— 1489. 
Hauptſt. IV. Von den Rechten der Bürger in Bezug auf das Vermögen, 99 1490 — 
1499. 
Titel IV. Von dem Austritte aus dem ſtaͤdtiſchen Stande und der Erlöſchung der Rechte 
deſſelben, 99 1500-1502. 


elche den einzelnen Buͤrgern zuſtehen. 

in Bezug auf das Gericht und das Verfahren 
16—1479, 

r in Bezug auf den Dienſt, 99 1480 — 


Beilagen 


zum Staͤnderechte. 


Beil. I (Zum 9 42). Von den Wappen der Ritterſchaften der Oſtſcegouvernements pag. 195. 
Beil. II (Zum 9 45). Von den Ritterſchaftsguͤtern in den Oſtſeegouvernements 196 
Beil. III (Zum 5 541). Tabelle über die durch Wahl der Ritterſchaften in den Oſtſeegou- 
vernements zu beſetzenden Aemter, nach Klaſſen geordnet 1487. 
Beil. IV (Zum 9 1060). Von den Wappen der Städte in den Oſtſeegouvernements 199. 
I. Von den Wappen der Livlaͤndiſchen Staͤdte. 
II. Von den Wappen der Eſthlaͤndiſchen Staͤdte. 
III. Von den Wappen der Kurlaͤndiſchen Staͤdte. 
IV. Von dem Wappen der Stadt Narva. 
Beil. V (Zu den 55 958, 998, 1025, 10599 . 2902. 
I. Formel des Eides, welcher in den Städten der Oſtſeegouvernements und in Narva 
bei dem Eintritte in die Örtliche Buͤrgerſchaft geleiſtet wird. 
II Formel des Eides, welcher auf dem Dome zu Reval geleiſtet wird. 
Beil. VI. (zu den 55 1296, 1380, 1422). Tabelle über die durch Wahl der Stadtgemeinde 
in den Oſtſeegouvernements zu be Aemter, nach Klaſſen geordnet. 20 4. 


Berichtigungen und Druckfehler. 


Seite 58 20 Zeile 5 muß es heißen: Ermeſſen 


— 68 8 499 — 1 — — — : wählt 

— AS 712 — 1 — — — : 88 627-629. 
— 1148 876 — 2 — — — : Tl. III. 

— 1168 882 — 2 — — — : B. II. 

— 128 8 945 — 1 — — — : in Bezug auf 
— 140 8 1040 — 4 — — — : Handwerken 
— 149 8 1109 — 2 — — — : Gehalt ber 
— 1518 1122 — 7 — — — : der von ihnen 
— 1528 1134 — 3 — — — : wahrzunehmen 


— 177 8 1358 — 4 — — — : ſtudirt haben,.— 
Statt allg. Reichsg. iſt überall zu leſen: Allg. Reichsg. 
Seite 197 Zeile 12 muß es heißen: Ritterſchaftshauptmann 


— 212 — 38 — — — : Stadtgemeinden 
— 213 — 36 — — — : ſtädtiſchen Gilden. 
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